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Zum Geleit.
Die Abtretung oberschlesischen Gebiets an die Republik Polen stellt uns Deutsche 

vor völlig veränderte Verhältnisse.
Wir müssen unsere Pflichten als polnische^Staatsbürger gewissenhaft er­

füllen.
Wir haben als polnische Staatsbürger deutscher Nationalität das Recht und 

die sittliche Pflicht, einzutreten für die^-Erfüllungder von der Republik Polen 
gegenüber der deutschen Minderheit üöernommenen^rpflichtungen.

Das
Handbuch des Deutschtums in Polnisch-Oberschlesien

soll jedem Deutschen die Kenntnis der ihm obliegenden Pflichten und der ihm zu­
stehenden Rechte vermitteln.

Durch gewissenhafte Erfüllung unserer Pflichten und durch die vollkommene 
Wahrung unserer Rechte werden wir im Zusammenschluß aller Deutschen unser 
Ziel erreichen:

Bewahrung unseres Volkstums in der Republik Polen.

Kattowitz, Ende Mai 1922.

Deutsch-Oberschlesischer Volksbund für Polnisch-Schlesien 
zur Wahrung der Minderheitsrechte E. V.

Der Vorstand

Carl Freiherr von Reitzenstein-Pilgramsdorf, Ulitz,
Vorsitzender. Geschäftsführer.
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Vorbemerkung.
Die vorliegende Textausgabe der wichtigsten Grundgesetze für die deutsche 

Minderheit in Pvlnisch-Schlcsien findet ihre Rechtfertigung darin, daß unmittel­
bar beim Übergänge der Staatshoheit an die Republik Polen zahlreiche Existenz­

fragen wirtschaftlicher lind kultureller Art auftauchen werden, die den deutschen 
Bewohner Polnisch-Schlesiens zwingen, sich mit dem neuen Rechte seiner Heimat 

vertraut zu machen. An Stelle der in mannigfachen Gesetzblättern und Einzel­
ausgaben verstreuten Texte werden die grundlegenden Vorschriften in einem Bande 

gesammelt geboten.
Die Allswahl der abzudruckenden Gesetze ergab sich von selbst aus dem 

Zweck der Zusammenstellung. Sie will dasjenige bringen, was die Grundlagen 

des staatlichen, völkischen und wirtschaftlichen Lebens für die Deutschen Polnisch- 

Scklcsiens enthält.
Der Friedensvertrag von Versailles, auf dessen Machtspruch mittel­

bar der Wechsel der Staatshoheit beruht, beschäftigt sich mit Polen im 8. Ab­
schnitt des lll. Teiles, enthaltend die Artikel 87 bis 93. Aus den "Finanziellen 
Bestimmungen« des IX. Teiles waren Stellen abzudrucken, die sich auf die Über­
nahme deutscher Neichsschulden durch die Erwerberstaaten sowie auf den Übergang 
des Staatseigentums an Polen beziehen. Die »Wirtschaftlichen Bestimmungen« 
des X. Teiles bringen im Art. 268 eine grundlegende Vorschrift über die Zoll­
freiheit der Roh- oder Fertigerzeugnisse aus dem abgetretenen Gebiete beim Über­
gänge in den deutschen Zollbercich, im Art. 278 die Verpflichtung des Deutschen 
Reiches zur Anerkennung der von seinen bisherigen Bürgern infolge der Abtretung 
erworbenen neuen Staatsangehörigkeit und endlich im Art. 297 einige Grund­
sätze über die Liquidation.

Der Minderheitenschutzvertrag, durch Art. 93 des Friedensvertrages 
vorbercitet, ist zwischen den alliierten und assoziierten Hauptmächten (Vereinigte 
Staaten, England, Frankreich, Italien und Japan) und der polnischen Republik 
gleichzeitig mit dem Friedensvertrage geschlossen und in seinem Art. 12 unter 
die Garantie des Völkerbundes gestellt worden. Er enthält geltendes polnisches 
Recht, verpflichtet aber auch als völkerrechtliches Abkommen Polen, alle in seinem 

Bereiche bestehenden nnd noch zu erlassenden Gesetze mit seinen Vorschriften in 
Einklang zu bringen.

Die Genfer Note vom 20. Oktober 1921 setzt im Zusammenhänge mit 
der am 20. März 1921 erfolgten Abstimmung die neue Grenze fest, zeichnet 
die Grundlinien für die künftige Wirtschaftsgestaltung in Oberschlesicn und be­

reitet das deutsch-polnische Abkommen vor.
Das polnische Autonomiegcsetz, ein Bestandteil der polnischen Verfassung, 

enthält die Vorschriften über die Organisation der Wojewodschaft Schlesien, über 
die Nechtsgebiete, die der freien Selbstbestimmung des Schlesischen Landtages 
Vorbehalten sind und die wichtigsten Grundsätze der Verwaltung im polnisch- 
schlesischcn Teilgebiet.
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Im engen Zusammenhänge mit ihm steht die Verfassung der pol­
nischen Republik, die jeder Bewohner Polnisch-Schlesiens kennen muß. Sie 

gesteht den nationalen, konfessionellen und sprachlichen Minderheiten die freie 
Entwicklung ihrer völkischen Eigentümlichkeiten zu und verbürgt allen Bewohnern 

der polnischen Republik die Freiheit des Glaubensbekenntnisses und der Reli 
gionsübung.

Es folgt das große deutsch-polnische Abkommen über Ober­
schlesien vom 15. Mai 1922, das den größten Teil des Bandes einnimmt 

und für lange Zeit unser wichtigstes Gesetzbuch auf wirtschaftlichem, sozialem 
und kulturellem Gebiete bilden wird. Das Abkommen behandelt in sechs Teilen 

und 606 Artikeln die Allgemeinen Fragen, Staatsangehörigkeit und Wohnrecht, 
den Schutz der Minderheiten, Soziale Angelegenheiten (Arbeitgeber- und Arbcit- 
nehmerorganisationen, soziale Versicherung), Wirtschaftliche Fragen und die Ge­

mischte Kommission und den Schiedsgerichtshos.
Das Nechtspflegc - Uberlcitung s abkommen soll dazu dienen, im Interesse 

der beiderseitigen Bevölkerung die Fortsührung der anhängigen Nechtsangelegenheiten 
zu erleichtern und trifft Bestimmungen insbesondere über die Zuständigkeit der 
deutschen und polnischen Gerichte nach dem Übergänge der Staatshoheit sowie 
über die Vollstreckung der beiderseitigen Entscheidungen im anderen Staatsgebiete.

Das Postscheckabkvmmen sucht den bisher zwischen Polnisch-Schlesien 
und dem Deutschen Reiche bestehenden Postscheckverkehr aufrcchtzncrhalteu und 
bringt die erforderlichen wirtschaftlichen, technischen und finanziellen Vereinbarungen.

Der maßgebende amtliche Text ist beim Mindcrheitenschutzvertrage und dem 
Genfer Abkommen vom 15. Mai 1922 der französische, er mußte deshalb unter 
Beifügung einer deutschen Übersetzung mit abgedruckt werde».

Kattowitz, ii» Mai 1922.

Der Herausgeber.
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1.

Auszug aus dem Fnedensvertrage von Versailles 
vom 28. Juni 1919.

Artikel 88, letzter Absatz
Deutschland verzichtet bereits jetzt zugunsten Po­

lens auf alle Rechte und Ansprüche auf den Teil Ober­
schlesiens, der jenseits der auf Grund der Volksab­
stimmung von den alliierten und assoziierten Haupt­
mächten festgesetzten Grenzlinie gelegen ist.

Artikel 90
Polen verpflichtet sich, während eines Zeitraumes 

von fünfzehn Jahren die Ausfuhr der Bergwerkser­
zeugnisse nach Deutschland aus allen denjenigen 
Teilen Oberschlestens zu gestatten, die auf Grund des 
gegenwärtigen Vertrags an Polen übergehen.

Diese Erzeugnisse bleiben von allen Ausfuhrab­
gaben sowie allen auf ihrer Ausfuhr lastenden Gebüh­
ren oder Beschränkungen frei.

Polen verpflichtet sich desgleichen, alle erforderlichen 
Maßnahmen zu ergreifen, damit der Verkauf der ver­
fügbaren Erzeugnisse dieser Grube» an Käufer i» 
Deutschland unter ebenso günstigen Bedingungen er­
folgt, wie der Verkauf gleichartiger Erzeugnisse, die 
unter entsprechenden Verhältnissen an Käufer in Polen 
oder in irgend einem andere» stände vertäust werbe»

A rtikel 91
Die deutschen Reichsangehörigen, die ihren Wohn­

sitz in den endgültig als Bestandteil Polens anerkann­
ten Gebieten haben, erwerben von Rechts wegen die 
polnische Staatsangehörigkeit unter Verlust der 
deutschen.

Indes können deutsche Reichsangehörige und ihre 
Nachkommen, die sich nach dem 1. Januar 1908 in 
jenen Gebieten niedergelassen haben, die polnische 
Staatsangehörigkeit nur mit besonderer Genehmigung 
des polnischen Staates erwerben.

Zwei Jahre lang nach Inkrafttreten des gegenwär­
tigen Vertrags sind die über achtzehn Jahre alten 
deutschen Rcichsangehörigen, die in einem der als 
Bestandteil Polens anerkannten Gebiete ihren Wobn- 
sitz haben, berechtigt, für die deutsche Reichsanqchürig- 
keit zu optieren.

Polen deutscher Reichsangehörigkeit im Alter von 
über achtzehn Jahren, die in Deutschland ihren Wohn­
lich haben, sind ebenso*) berechtigt, für die Polnische 
Staatsangehörigkeit zu optieren.

Die Option des Ehemannes erstreckt ihre Wirkung 
auf die Ehefrau, die Option der Eltern erstreckt ihre 
Wirkung auf Kinder unter achtzehn Jahren.

Allen Personen, die von dem oben vorgesehenen 
Lptionsrecht Gebrauch machen, steht es frei, in den 
nächsten zwölf Monaten ihren Wohnsitz in den Staat 
zu verlegen, für den sie optiert haben.

'9 Dit Mwrsctzung fvl.p bitr dtm englischen Text, im srvnzö- 
fischen Text heißt es (abweichend von der sonst glcichlicgcnden Be­
stimmung im Art. 85) statt -ebenso-: »selbst«.

Es steht ihnen frei, das unbewegliche Gut zu be­
halten, das sie im Gebiete des anderen Staates be­
sitzen, in dein sie vor der Option wohnten.

Sie dürfen ihr gesinntes bewegliches Gut zollfrei 
in das Land mitnehmen, für das sie optiert haben. 
Die etwa bestehenden Ausfuhrzölle oder -gebühren 
werden dafür von ihnen nicht erhoben.

Innerhalb derselben Frist haben die Polen, die 
deutsche Neichsangehörige sind und sich im Ausland 
befinden, das Recht — falls dies den Bestimmungen 
des fremden Gesetzes nicht zuwiderläuft und falls sie 
nicht die fremde Staatsangehörigkeit erworben haben 
— die polnische Staatsangehörigkeit unter Verlust der 
deutschen auf Grund der von dem polnischen Staal 
zu erlassenden Vorschriften zu erwerben.

In dein Teile Oberschlestens, in dem die Volksab­
stimmung stattfindet, treten die Bestimmungen dieses 
Artikels erst nach der endgültigen Zuteilung dieses 
Gebietes in Kraft.

Artikel 92
Umfang und Arl der finanziellen Lasten, die Polen 

vom Deutschen Reiche und von Preußen zu über 
nehmen hat, werden nach Artikel 254, Teil IX (Finan­
zielle Bestimmungen) des gegenwärtige» Vertrags fest 
gesetzt.

Der Deil der Staatsschuld, der »ach der Entschei­
dung des im genannten Artikel erwähnten Wiedergut- 
machungsausschusscs auf die von der deutschen und 
preußischen Regierung für die deutsche Besiedlung Po­
lens getroffenen Maßnahmen entfällt, bleibt bei der 
Berechnung des Polen aufzuerlegenden Anteils außer 
Betracht.

Die gemäß Artikel 256 des gegenwärtigen Vertrags 
voil dein Wiedergutmachungsausschuß vorzunehmende 
Abschätzung des gleichzeitig mit den abzutretenden Ge­
bieten an Polen fallenden Guts und Eigentums des 
Reichs und der deutschen Staaten erstreckt sich nicht auf 
Gebäude, Wälder und sonstiges Staatseigentum, das 
dem ehemaligen Königreich Polen gehörte. Diese er­
wirbt Polen frei und ledig von allen Lasten.

In allen deutschen Gebieten, die auf Grund des 
gegenwärtigen Vertrags übergehen und endgültig als 
Bestandteil Polens anerkannt werden, dürfen die Gü­
ter, Rechte und Interessen der deutschen Reichsangehö 
rigen auf Grund des Artikels 297 von der polnischen 
Regierung nur nach Maßgabe nachstehender Bestim­
mungen liquidiert werden:

l. Der Liquidationserlös muß unmittelbar an den 
Berechtigten ausbezahlt werden;

2. falls letzterer vor dem in Abschnitt VI, Teil X 
(Wirtschaftliche Bestimmungen) des gegenwärti­
gen Vertrags vorgesehenen Gemischten Schieds­
gerichtshof oder vor einem von diesem Gericht be­
zeichneten Schiedsrichter nachweist, daß die Ver­



kaufsbedingungen oder das; von der polnischen 
Regierung außerhalb ihrer allgemeinen Gesetz­
gebung ergriffene Maßnahmen den Preis un­
billig beeinflußt haben, ist der Gerichtshof oder 
der Schiedsrichter befugt, dem Berechtigten eine 
angemessene Entschädigung zuzusprechen, die von 
der polnischen Regierung bezahlt werden muß. 

Alle in dem gegenwärtigen Vertrag nicht geregelten 
Fragen, die anläßlich der Abtretung der bezeichneten 
Gebiete entstehen, werden in späteren Übereinkommen 
geordnet.

Artikel 93
Polen ist damit einverstanden, daß die alliierten 

und assoziierten Hauptmächte in einen mit ihm zu 
schließenden Vertrag die Bestimmungen aufnehmen, 
die sie zum Schutz der Interessen der nationalen, 
sprachlichen und religiösen Minderheiten in Polen für 
notwendig erachten, und genehmigt damit diese Be­
stimmungen.

Auch ist Polen damit einverstanden, daß die alli­
ierten und assoziierten Hauptmächte in einen mit ihm 
zu schließenden Vertrag die Bestimmungen aufnehmen, 
die sie zum Schutz der freien Durchfuhr und einer ge­
rechten Regelung des Handelsverkehrs der anderen 
Völker für notwendig erachten.

A r t i k e l 254
Die Mächte, denen deutsche Gebietsteile abgetreten 

werden, übernehmen vorbehaltlich der Bestimmungen 
des Artikels 255 die Verpflichtung zur Zahlung:

1. eines Teiles der Schuld des Deutschen Reichs 
nach ihrem Stande vom 1. August 1914. Der Wieder­
gutmachungsausschuß bezeichnet eine bestimmte Gat­
tung von Einkünften, die nach seinem Urteil das rechte 
Bild von der Zahlungsfähigkeit der abgetretenen Ge­
bietsteile ergeben. Der zu übernehmende Anteil wird 
alsdann nach dem Durchschnitt der drei Rechnungs­
jahre 1911, 1912 und 1913 auf Grund des Verhält­
nisses berechnet, in dem diese Einkünfte in dem abge­
tretenen Gebietsteil zu den entsprechenden Einkünften 
des gesamten Deutschen Reichs stehen.

2. eines Teiles der am 1. August 1914 bestehenden 
Schuld des deutschen Staates, dem das abgetretene 
Gebiet angehörte. Die Berechnung erfolgt nach dem 
gleichen Grundsatz wie oben.

Diese Anteile werden von dem Wiedergutmachungs­
ausschuß festgesetzt.

Die Art der Erfüllung der so übernommenen Ver­
pflichtung an Kapital und Zinsen wird von dem Wie­
dergutmachungsausschuß festgesetzt. Sie kann unter 
anderem die Form haben, daß die erwerbende Regie­
rung die Verpflichtungen Deutschlands aus den deut­
schen Schuldverschreibungen, die sich in Händen ihrer 
eigenen Staatsangehörigen befinden, übernimmt. 
Falls aber die angewandte Methode Zahlungen an die 
deutsche Regierung selbst mit sich brächte, erfolgen 
diese Zahlungen statt dessen an den Wiedergut­
machungsausschuß in Anrechnung auf die deutsche 
Wiedergutmachungsschuld, solange auf diese noch 
irgendein Betrag rückständig ist.

Aus Artikel 255
2. Soweit Polen in Betracht kommt, wird derjenige 

Anteil der Schuld, dessen Ursprung der Wiedergut­

machungsausschuß auf Maßnahmen der deutschen und 
preußischen Regierung zur deutschen Besiedlung Po­
lens zurückführt, von der teilweise:: Schuldenüber- 
nahme im Sinne des Artikels 254 ausgenommen.

3. Soweit andere abgetretene Gebietsteile als Elsaß- 
Lothringen in Betracht kommen, wird derjenige An­
teil der Schuld des Deutschen Reiches oder der deut­
schen Staaten, dessen Betrag nach dem Urteil des 
Wiedergutmachungsausschusses den Aufwendungen 
des Deutschen Reichs oder der deutschen Staaten für 
das im Artikel 256 erwähnte Gut und Eigentum ent­
spricht, von der teilweisen Schuldenübernahme in: 
Sinne des Artikels 254 ausgenommen.

A r t i k e l 256
Die Mächte, in deren Besitz deutsches Gebiet über- 

geht, erwerben gleichzeitig alles Gut und Eigentum des 
Deutschen Reichs oder der deutschen Staaten, das in 
diesen Gebieten gelegen ist. Der Wert dieser Erwer­
bungen wird von dem Wiedergutmachungsausschuß 
festgestellt und von dem erwerbenden Staate an diesen 
bezahlt, um der deutschen Regierung auf die Wieder­
gutmachungsschuld gutgeschrieben zu werden.

Im Sinne dieses Artikels gilt das gesamte Eigen­
tum der Krone, des Deutschen Reichs und der deut­
schen Staaten sowie das Privateigentum des vormali­
gen deutschen Kaisers und der anderen königlichen 
Personen als zum Gut und Eigentum des Deutschen 
Reichs und der deutschen Staaten gehörig.

Aus A r t i kel 268
b) Während eines Zeitraums von drei Jahren nach 

Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags ge­
nießen die Roh- oder Fertigerzeugnisse, die aus 
den vor dem Kriege zu Deutschland gehörigen 
polnischen Gebieten stammen und Herkommen, bei 
ihrem Eingang in das deutsche Zollgebiet voll­
ständige Zollfreiheit.

Die polnische Regierung wird alljährlich durch 
einen der deutschen Regierung mitzuteilenden Be­
schluß die Art und Menge der Erzeugnisse fest­
fetzen, denen diese Befreiung zustatten kommt.

Die Mengen jedes Erzeugnisses, die so jährlich 
nach Deutschland gesandt werden können, dürfen 
den Jahresdurchschnitt der im Laufe der Jahre 
1911 bis 1913 versandten Mengen nicht über­
schreiten.

A r t i k e l 278
Deutschland verpflichtet sich, die neue Staatsangehö­

rigkeit, die von seinen Angehörigen gemäß den Gesetzen 
der alliierten und assoziierten Mächte und gemäß den 
Entscheidungen der zuständigen Behörden dieser 
Mächte, sei es auf dem Wege der Einbürgerung, sei 
es auf Grund einer Vertragsbestimmung etwa er­
worben ist oder erworben wird, anzuerkennen und auf 
Grund der neuerworbenen Staatsangehörigkeit diese 
Reichsangehörigen in jeder Richtung von jeder Pflicht 
gegenüber ihren: Heimatstaate zu entbinden.

A u s A r t i kel 297
Die Frage der privaten Güter, Rechte und 

Interessen in Feindesland findet ihre Lösung gemäß 
den Grundsätzen dieses Abschnittes und den Bestim­
mungen der beigefügten Anlage.
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d) Soweit der gegenwärtige Vertrag nicht ein an­
deres bestimmt, behalten sich die alliierten oder 
assoziierten Mächte das Recht vor, alle den deutschen 
Reichsangehörigen oder den von ihnen abhängigen 
Gesellschaften bei Inkrafttreten des gegenwärtigen 
Vertrags gehörenden Güter, Rechte und Interessen 
innerhalb Ihrer Gebiete, Kolonien, Besitzungen und 
Protektoratsländer, einschließlich der Gebiete, die 
ihnen durch den gegenwärtigen Vertrag abgetreten 
werden, zurückzubehalten und zu liquidieren.

Die Liquidation erfolgt nach den Gesetzen des be­
teiligten alliierten oder assoziierten Staates, ohne 
dessen Zustimmung der deutsche Eigentümer auch 
weder über diese Güter, Rechte und Interessen ver­
fügen, noch sie belasten darf.

Deutsche Reichsangehörige, die auf Grund des 
gegenwärtigen Vertrags von Rechts wegen die Staats­
angehörigkeit einer alliierten oder assoziierten Macht 
erwerben, gelten nicht als deutsche Reichsangehörige 
im Sinne dieses Absatzes.

e) Der Kaufpreis oder der Betrag der Entschädi­
gung für die Ausübung des in Absatz b bestimmten 
Rechtes wird gemäß den Abschätzungs- und Liquida­
tionsgrundsätzen der Gesetzgebung desjenigen Landes 
festgestellt, in welchem das Gut zurückbehalten oder 
liquidiert worden ist.

i) Deutschland verpflichtet sich, seine Angehörigen 
wegen der Liquidation oder Einbehaltung ihrer Güter, 
Rechte oder Interessen in den alliierten oder assoziier­
ten Ländern zu entschädigen.

2
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2.

Vertrag zwischen den alliierten und assoziierten Hauptmächten 
und Polen vom 28. Juni 1919 (Minderheitenschutzvertrag).

Artikel 1
Polen verpflichtet sich, daß die in den Artikeln 2 

bis 8 dieses Kapitels enthaltenen Bestimmungen als 
fundamentale Gesetze anerkannt werden, daß kein Ge­
setz, keine Verordnung und keine öffentliche Handlung 
im Gegensatz oder im Widerspruch zu diesen Bestim­
mungen stehen und daß kein Gesetz, keine Verordnung 
und keine öffentliche Handlung ihnen zuwiderlausen 
darf.

Art ikel 2
Die polnische Regierung verpflichtet sich, allen Ein­

wohnern ohne Unterschied der Geburt, Nationalität, 
Sprache, Rasse oder Religion vollen und ganzen 
Schutz ihrer Freiheit zu gewähren. Alle Einwohner 
Polens sollen ein Recht haben auf freie, öffentliche 
und private Ausübung jedes Bekenntnisses, jeder Re­
ligion oder jedes Glaubens, deren Betätigung mit 
der öffentlichen Ordnung und den guten Sitten nicht 
unvereinbar ist.

A r t ikel
Polen erkennt als polnische Staatsangehörige von 

Rechts wegen und ohne weitere Förmlichkeit die deut­
schen, österreichischen, ungarischen oder russischen 
Staatsangehörigen an, die am Tage des Inkrafttre­
tens dieses Vertrages in dem Gebiete wohnen, das 
auf Grund der Verträge mit Deutschland bzw. Öster­
reich, Ungarn und Rußland zu Teilen Polens ge­
worden ist oder wird, unbeschadet der Bestimmungen 
dieser Verträge, die sich auf Personen beziehen, die 
ihren Wohnsitz in diesem Gebiet nach einem bestimm­
ten Zeitpunkt begründet haben. Jedoch sollen die 
genannten Personen, die über 18 Jahre alt sind, be­
rechtigt sein, unter den in diesen Verträgen geregelten 
Voraussetzungen für jede andere Staatsangehörigkeit 
zu optieren, die sie ihnen eröffnen. Die Option des 
Ehemannes erstreckt ihre Wirkung auf die Ehefrau, 
die Option der Eltern auf ihre Kinder unter 18 Jah­
ren. Die Personen, die von dem Optionsrecht Ge­
brauch machen, müssen, sofern der Friedensvertrag 
mit Deutschland nichts Abweichendes bestimmt, in 
den nächsten zwölf Monaten ihren Wohnsitz in den 
Staat verlegen, für den sie optiert haben. Es steht 
ihnen frei, das unbewegliche Vermögen zu behalten, 
das sie im polnischen Gebiete besitzen. Sie dürfen ihr 
bewegliches Vermögen jeder Art mitnehmen. Es darf 
ihnen hierbei kein Ausfuhrzoll auferlegt werden.

Artikel 4
Polen erkennt als polnische Staatsangehörige von 

Rechts wegen und ohne weiter^ Förmlichkeit die Per­
sonen Deutscher, österreichischer, ungarischer oder russi­
scher Staatsangehörigkeit an, die in dem genannten

Article premier
Ta ToloAne s'enMM à es que les stipulations 

contenues dans los articles 2 à 8 à präsent 6ba- 
pitro soient reconnues connue lois fondamentales, 
à os qu'aucune loi, aucun règlement ni aucune 
action okkiowHs ns soient sn contradiction ou sn 
opposition avec oss stipulations et a es qu'aucune 
loi, aucun rèZlement ni aucuns action officielle ns 
prévalent d'elles.

Article 2
Te Llouvsrnenwnt polonais s'engage à accorder à 

tous les babitants pleine et entière protection de 
leur vis et ds leur liberté sans distinction de nais­
sance, de nationalité, de lanZaKS, de race ou de 
religion.

Tous les babitants de la Pologne auront droit 
au libre exercice, tant public gus prives, de toute 
koi, religion ou croyance, dont la pratique ne sera 
pas incompatible avec l'ordre publie et les lionnes 
moeurs.

Article Z
Ta ToloKnv reconnaît comme ressortissants po­

lonais, de plein droit et sans aucune formalité, les 
ressortissants allemands, autriebiens, bongrois un 
russes domicilies, à la date de la mise en vigueur 
du présent Traite sur le territoire qui est ou sera 
reconnu comme taisant partie de la koloAns, mais 
sous réserve de toute disposition des Traites de 
paix avec l'AIIemaKne ou l'àtricbs, respective­
ment, relativement aux personnes domicilies sur ce 
territoire postérieurement à une date déterminée.

Toutefois, les personnes ci-dessus visées, aZees 
du plus de dix-buit ans, auront la faculté, dans les 
conditions prevues par lesdits Traites, d'opter 
pour toute autre nationalité qui leur serait ouverte. 
T'option du mari entraînera celle de la komme et 
l'option des parents entraînera celle de leurs sn- 
kants LASS de moins de dix-buit ans.

Tes personnes az-ant exerce le droit de l'option 
ci-dessus devront, dans les dou^e mois qui suivront 
et à moins de dispositions contraires du Traite de 
Taix avec TAUsmaZne, transporter leur domicile 
dans l'Ttat on kavour duquel elles auront opte. 
THes seront libres de conserver Iss biens immo­
biliers qu'elles possèdent sur le territoire polo­
nais. Tllss pourront emporter leurs biens meubles 
de toute nature. Il no leur sera impose de ce elles 
aucun droit de sortis.

Article 4
Ta Toluène reconnaît comme ressortissants po­

lonais, de plein droit et sans aucuns formalite, Iss 
personnes ds nationalité allemande, autriebienne, 
bonZroiss ou russe qui sont uses sur ledit territoire
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Gebiete von dort wohnhaften Eltern geboren sind, 
felbst wenn sie selbst bei Inkrafttreten dieses Vertrages 
dort nicht mehr ihren Wohnsitz haben. Jedoch können 
diese Personen während der dem Inkrafttreten dieses 
Vertrags folgenden zwei Jahre vor den zuständigen 
polnischen Behörden in dem Lande, in dem sie ihren 
Wohnsitz haben, erklären, daß sie auf die polnische 
Staatsangehörigkeit verzichten; und sie hören damit 
auf, als polnische Staatsangehörige angesehen zu 
werden. Hierbei erstreckt die Erklärung des Ehe­
mannes ihre Wirkung auf die Ehefrau und die der 
Eltern aus die Kinder unter 18 Jahren.

Artikel 5
Polen verpflichtet sich, keine Schwierigkeiten bei der 

Ausübung des Optionsrechtes zu machen, welches in 
den zwischen den alliierten und assoziierten Mächten 
einerseits und Deutschland, Österreich, Ungarn oder 
Rußland andererseits bereits geschlossenen oder noch 
zu schließenden Verträgen vorgesehen ist, soweit diese 
Verträge den Beteiligten gestatten, die polnische 
Staatsangehörigkeit zu erwerben oder nicht zu er­
werben.

Artikel 6
Die Polnische Staatsangehörigkeit soll von Rechts 

wegen durch die bloße Tatsache der Geburt aus pol­
nischem Gebiet von jeder Person erworben werden, 
die keine Staatsangehörigkeit geltend machen kann.

- Artikel 7
Alle Polnischen Staatsangehörigen sind vor dem 

Gesetze gleich und genießen die gleichen bürgerlichen 
und politischen Rechte, ohne Unterschied der Rasse, 
Sprache oder Religion. Der Unterschied der Religion, 
des Glaubens oder des Bekenntnisses darf keinem pol­
nischen Staatsangehörigen hinderlich sein, im Hinblick 
auf den Genuß der bürgerlichen und politischen Rechte, 
insbesondere auf die Zulassung zu öffentlichen Äm­
tern, öffentlichen Dienststellen und Ehren oder auf die 
Ausübung der verschiedenen Berufe und Gewerbe. Es 
darf keine Bestimmung erlassen werden, die die pol­
nischen Staatsangehörigen im freien Gebrauch irgend­
einer Sprache beschränkt, weder in ihren privaten oder 
Handelsbeziehungen, noch in Angelegenheiten der 
Religion, cher Presse oder der Veröffentlichungen aller 
Art, noch in öffentlichen Versammlungen. Unbeschadet 
der Festsetzung einer öffentlichen Sprache durch die 
polnische Regierung sollen den polnischen Staatsange­
hörigen mit einer anderen Sprache als der Polnischen 
vernünftige Erleichterungen für den mündlichen oder 
schriftlichen Gebrauch ihrer Sprache vor den Gerichten 
gewährt werden.

A r t i kel 8
Die polnischen Staatsangehörigen, die einer völ­

kischen, religiösen oder sprachlichen Minderheit ange­
hören, genießen die gleiche Behandlung und die glei­
chen rechtlichen und tatsächlichen Garantieen wie die 
anderen polnischen Staatsangehörigen. Sie haben 
insbesondere das gleiche Recht, auf ihre Kosten Wohl- 
sahrts-, religiöse oder soziale Einrichtungen, Schulen 
und andere Erziehungsanstalten zu gründen, zu leiten 
und zu beaufsichtigen mit dem Rechte, hier ihre eigene 
Sprache frei zu gebrauchen und ihre Religion frei zu 
betätigen.

de parents étant domicilies, encore qu'à lu date 
cio lu miss on vigueur à pissent Traits sllss n'v 
soient pus elles-mêmes domiciliées. Toutskois.dans 
les àoux uns gui suivront lu mise on vigueur àu 
präsent Truité, ces personnes pourront déclarer 
devant Iss autorités polonaises competantes clans 
les xaz's àe leur résidence, qu'elles renoncent à la 
nationalité polonaise et, elles cesseront alors à'ètre 
considérées comme ressortissants polonais. I cet 
egard, la déclaration clu mûri sera réputés valoir 
pour lu kemms st cslls clss parents sera réputés 
valoir pour les entants âges à moins 6e dix-buit 
ans.

Article Z
lm Pologne s'engage a n'apporter aucuns en­

trave u l'exercice clu 6roit à'option, prevu par les 
Traites conclus ou à conclure pur les Tuissunces 
alliées et associées avec l'Allemagne, l'Autricbo 
lu Hongrie ou lu Russie et permettant aux in­
téresses d'acquérir nu non la nationalité polonaise.

Article 6
Tu nationalité polonaise sera acquise à plein 

àit, pur le seul kait de la naissance sur le terri­
toire polonais à toute personne ne pouvant se pré­
valoir (l'une autre nationalité.

Article 7
Tous les ressortissants polonais seront égaux 

devant la loi et jouiront 6es mômes 6coïts civiles 
et politiques sans distinction 6e race, 6e langage 
ou (le religion.

I,a différence 6e la religion, 6o croyance ou 6e 
conkession ne devra nuire à aucun ressortissant 
polonais en ce qui concerne la .jouissance des 
droits civils ot politiques notamment pour 
I admission aux emplois publics, jonctions et 
le>nneues ou l'exercice des differentes professions 
et industries.

ll ne sera édicté aucune restriction contre le libre 
usage par tout ressortissant polonais d'uns langue 
quelconque soit dans les relations privées ou do 
commerce, soit en matière, do religion, de presse, 
ou de publications de toute nature, soit dans les 
reunions publiques.

Article 8
Tes ressortissants polonais, appartenant à des 

minorités etkniques, de religion ou de langue, 
jouiront du môme traitement st de meines garan­
ties en droit et en kait que les autres ressortissants 
polonais. Ils auront notamment un droit égal à 
créer, diriger st contrôler à leurs Irais des insti­
tutions charitables, religieuses ou sociales, dss 
écoles et autres etablissements d'éducation, avec 
le droit dJ' kaire librement usage de Isur propre 
langue et d'v exercer librement leur religion.

2'
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Artikel 9
In bezug auf das öffentliche Unterrichtswefen soll 

die polnische Regierung in den Städten und Bezirken, 
wo in beträchtlichem Verhältnis polnische Staatsange­
hörige mit einer anderen Sprache als der polnischen 
wohnen, angemessene Erleichterungen gewähren, um 
sicherzustellen, daß in den Elementarschulen den Kin­
dern dieser polnischen Staatsangehörigen der Unter­
richt in ihrer eigenen Sprache erteilt wird. Diese Be­
stimmung soll die polnische Regierung nicht hindern, 
in diesen Schulen obligatorischen Unterricht in der 
polnischen Sprache einzuführen. In den Städten und 
Bezirken, wo in beträchtlichem Verhältnis polnische 
Staatsangehörige wohnen, die einer völkischen, reli­
giösen oder sprachlichen Minderheit angehören, sind 
diese Minderheiten berechtigt, einen gerechten Anteil 
an dem Genuß und an der Verwendung der Summen 
sicherzustellen, die in den öffentlichen Fonds der 
städtischen oder anderer Budgets für die Zwecke der 
Erziehung, der Religion oder der Wohltätigkeit aus­
gesetzt werden. Die Bestimmungen dieses Artikels 
finden auf die polnischen Staatsangehörigen deutscher 
Sprache nur in den Teilen Polens Anwendung, die 
am 1. August 1914 deutsches Gebiet waren.

Artikel 10
Von den jüdischen Gemeinschaften in Polen einge­

setzte örtliche Schulausschüsse sollen unter der allge­
meinen Aufsicht des Staates die Verteilung des ver­
hältnismäßigen Teiles der Gelder, die aus öffentlichen 
Mitteln nach Artikel 9 den jüdischen Schulen zuge­
wiesen werden, sicherstellen, ebenso die Organisation 
und die Leitung dieser Schulen. Die Bestimmungen 
des Artikels 9 bezüglich des Gebrauchs der Sprachen 
in den Schulen finden auf diese Schulen Anwendung.

Artikel 11
Die Juden können nicht zu irgendwelchen Hand­

lungen gezwungen werden, die ihren Sabbath ver­
letzen, und dürfen nicht irgendeinen Rechtsnachteil er­
leiden, wenn sie es ablchnen, am Sabbath vor Gericht 
zu erscheinen oder Rechtshandlungen vorzunehmen. 
Jedoch befreit diese Bestimmung die Juden nicht von 
den allen polnischen Staatsangehörigen auferlegten 
Verpflichtungen in bezug auf die Erfordernisse des 
Militärdienstes, der nationalen Verteidigung oder der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung. Polen 
erklärt seine Absicht, davon absehen zu wollen, allge­
meine oder lokale Wahlen auf einen Sonnabend aus- 
zuschreiben oder gutzuheißen. Keine Einschreibungen 
für Wahlen oder andere Zwecke dürfen obligatorisch 
an einem Sonnabend stattfindeu.

Artikel 12
Polen ist damit einverstanden, daß in dein Um­

fange, in dem die Bestimmungen der vorstehenden Ar­
tikel Personen betreffen, die Minderheiten der Rasse, 
der Religion oder der Sprache angehören, diese Be­
stimmungen Verpflichtungen von internationalem 
Interesse bilden, und daß sie unter die Garantie des 
Völkerbundes gestellt werden. Sie können nur mit 
der Zustimmung der Mehrheit des Rates des Völker­
bundes geändert werden.

Die Vereinigten Staaten von Amerika, das Bri­
tische Reich, Frankreich, Italien und Japan verpflich-

Article 9
bin matière d'enseignement publie, 1s (flouverne- 

ment polonais accordera ckans los villes st districts 
oü réside uns proportion considérable ds ressor­
tissants polonais ds langue autre que la langue 
polonaise, des kamlltss appropriées pour assurer 
que dans Iss écoles primaires, l'instruction sera 
donnes dans leur propre langue, aux entants de ces 
ressortissants polonais. Oetts stipulation n'sm- 
psebsra pas le Tlouvernsment polonais de rendre 
obligatoire l'enseignement ds la langue polonaise 
dans lesditss ecolss.

Dans iss villes et districts, ou rssids uns pro­
portion considérable ds ressortissants polonais 
appartenant à dss minorités etbniquos, de religion 
ou ds langue, css minorités se verront assure uns 
part équitable dans Is bênstme et l'atteetion des 
sommes qui pourraient être attribuées sur le tonds 
publies par ls budget ds l'Ttat, Iss budgets munici­
paux ou autres, dans un but d'éducation, de reli­
gion ou ds àarite.

Tes dispositions du présent article ns seront 
applicables aux ressortissants polonais ds langus 
allemands que dans Iss parties ds la kologns qui 
ôtaient territoire allemand au 1er août 1914.

Article 46
Dos comités scolairss désignées sur place par les 

communautés suives de Tologns, assureront, sous 
le contrôle general de lAAat, la répartition ds la 
part xroxortionnslls dss tonds publics assignes aux 
écoles suives en conformité de l'article 9, ainsi que 
l'organisation et la direction ds css ecolss.

Tes dispositions ds l'article 9 concernant 
l'emploi des langues dans les scoles seront appli­
cables auxditss écoles.

Article 44
Tes suits ns seront pas astreints à accomplir dss 

actes quelconques constituant uns violation ds leur 
sabbat, et ns devront être trappes d'aucune ineapa- 
cits s'ils retusent ds ss rsndrs dsvant les tribunaux 
ou d'accomplir dss actes légaux le sour du sabbat. 
Toutefois, cette disposition ns dispensera pas les 
suits dss obligations imposées a tous les ressor­
tissants polonais sn vus dss nécessités du servies 
militaire, de la dstsnss nationale ou du maintien de 
l'ordre public.

Ta Tologns déclare son intention de s'abstenir 
de prescrire ou d'autoriser dss élections, soit gens- 
raies, soit locales, qui auraient lieu un samedi; 
aucuns inscription électorale ou autre ne devra 
obligatoirement se taire un samedi.

Article 4L
Ta Tologne agrès que, dans la mesure ou les 

stipulations des articles precedents affectent des 
personnes appartenant a dss minorités de race, ds 
religion ou ds langue, ces stipulations constituent 
des obligations d'intérêt international st seront, 
placées sous la garantis ds la société dss Kations. 
TUss ns pourront êtrs modiffsss sans l'assentiment 
de la majorité du Oonssil ds la société dss Kations. 
Tes Ttats-lAns d'Xmeriqus, TTmpirs britannique, 
la Tranes, l'Italie st le .lapon s'engagent à ns pas 
rekuser leur assentiment à toute modification des- 
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tcu sich, ihre Zustimmung zu jeder Änderung der er­
wähnten Artikel, die in gehöriger Form von der 
Mehrheit des Rates des Völkerbundes beschlossen 
worden ist, nicht zu verweigerm. Polen ist damit ein­
verstanden, daß jedes Mitglied des Rates des Völker­
bundes das Recht hat, dem Rate jede Übertretung oder 
die Gefahr einer Übertretung irgendeiner dieser Ver­
pflichtungen zur Kenntnis zu bringen, und daß der 
Rat dann in einer Weise einschreitet und Anweisungen 
gibt, die den Umständen nach angemessen und wirk­
sam sind. Polen erklärt sich außerdem damit einver­
standen, daß im Falle einer Meinungsverschiedenheit, 
die sich über die diese Artikel betreffenden Rechts- und 
Tatfragen zwischen der polnischen Regierung und den 
alliierten und assoziierten Hauptmächten oder jeder 
anderen Macht, die Mitglied des Rates des Völker­
bundes ist, ergibt, diese Meinungsverschiedenheit als 
eine Streitfrage von internationalem Charakter nach 
den Bestimmungen des Artikels 14 der Satzung des 
Völkerbundes betrachtet werden soll. Die polnische 
Regierung ist damit einverstanden, daß jede Streit­
frage dieser Art, wenn die Gegenpartei es verlangt, 
vor den Ständigen Gerichtshof gebracht wird. Die 
Entscheidung des Ständigen Gerichtshofes soll keiner 
Berufung unterliegen und dieselbe Rechtskraft und 
Geltung haben wie eine Entscheidung, die nach Ar- 
likel 12" der Völkerbundssatzung getroffen ist.

dits articles, qui serait consentis ou duo kormo par 
uns majorité du Conseil de 1a Locists des Xations.

Ta Tologne agrès que tout Nsmbrs du Conseil 
do la société dos dations aura lo droit do signaler 
a l'attention du Conseil toute iukraotiou ou danger 
d'iukraotiou a 1'uuo quelconque de ces obligations, 
et que le Conseil pourra procéder de telle ka^on et, 
donner telles instructions qui paraîtront appro­
priées et okllcacos dans 1a circonstance.

Ta Cologne agrée en outre qu'en cas de diver- 
gance d'opinion, sur dos questions de droit ou de 
kait concernant ces articles, entre lo Couvernemont 
polonais et l'une quelconque des principales 
Cuissances alliées et associées ou toute autre 
kuissanco, Nombre du Conseil do la société dos 
dations, cotte divergence sera considérés comme 
un différend a^ant un caractère international selon 
les termes de l'article 14 du Tacte de la société des 
Xations. Tes Couvornement polonais agrès que 
tout différend de es genre sera, si l'autre partie le 
demande, dèkèrè à la Cour permanente de justice. 
Ta décision de la Cour permanente sera sans appel 
st aura la mêms korcs et valeur qu'une decision 
rendus on vsrtu do l'article 13 du Tacts.
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3.

Botschafterbeschluß vom 20. Oktober 1921 
(Genfer Note).

Berlin, den 20. Oktober 1921.

Die Botschafterkonferenz übermittelte heute nach­
mittag dem deutschen Botschafter in Paris nach­
stehende Note über die oberschlefischc Entscheidung:

Herr Botschafter!
Ich habe die Ehre, Ihnen anbei den Text der Ent­

scheidung zu übermitteln, die die Botschafterkonferenz 
am 20. Oktober d. I. namens und in ausdrücklicher 
Vollmacht der Regierungen des Britischen Reichs, 
Frankreichs, Italiens und Japans getroffen hat, die 
mit den Vereinigten Staaten von Amerika als alliierte 
und assoziierte Hauptmächte den Friedensvertrag von 
Versailles unterzeichnet haben.

Die genannten Mächte haben gemäß dem Friedens­
vertrag eine Lösung gesucht, die dem Wunsche der Be­
völkerung, wie er in der gemeindeweisen Abstimmung 
zum Ausdruck gekommen ist, entspricht und die geo­
graphische und wirtschaftliche Lage der Ortschaften be­
rücksichtigt. Sie haben sich deshalb nach Einholung 
des Gutachtens des Völkerbundsrats veranlaßt ge­
sehen, den Jndustriebezirk Oberschlesiens zu teilen. In 
Anbetracht der Tatsache, daß die verschiedenen Volks­
teile geographisch zerstreut liegen, andererseits aber 
stark untereinander vermengt sind, mußte jede Teilung 
dieses Gebiets dazu führen, daß auf beiden Seiten 
der Grenzlinie ziemlich beträchtliche Minderheiten ver­
blieben und daß wichtige Interessengebiete ausein­
andergerissen wurden.

In Berücksichtigung dieser Umstände enthält die 
getroffene Entscheidung Maßnahmen, um im Inter­
esse der Allgemeinheit die Fortdauer des Wirtschafts­
lebens ebenso wie den Schutz der Minderheiten in 
Oberschiesten zu gewährleisten.

Die Deutsche Regierung muß sich auch voll desseu 
bewußt werden, daß die Alliierten Mächte ihre Ent­
scheidung als ein einheitliches Ganzes betrachten und 
daß sie fest entschlossen sind, seinen verschiedenen 
Teilen Geltung zu verschaffen.

In dem Falle, daß die beteiligten Regierungen 
oder eine von ihnen sich aus irgendeinem Grunde 
weigern sollte, die Entscheidung insgesamt oder zu 
einem Teile anzunehmen, oder durch ihre Haltung zu 
erkennen geben würde, daß sie der loyalen Durch­
führung der Entscheidung Hindernisse in den Weg zu 
legen bestrebt ist, behalten sich die Alliierten Mächte, 
in der Erwägung, daß es im Interesse des allgemeinen 
Friedens notwendig ist, die vorgesehene Regelung so 
schnell wie möglich durchzuführen, solche Maßnahmen 
vor, die sie für geeignet halten, um die völlige Durch- 

.führung ihrer Entscheidung sicherzustellen.
Genehmigen Sie, Herr Botschafter, den Ausdruck 

meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

gcz. A. B r i and

Anlage.

In Erwägung, daß nach dem Wortlaut des Ar­
tikels 88, letzter Absatz des Friedensvertrags von Ver­
sailles, es ihre Aufgabe ist, in dem der Volksabstim­
mung unterworfenen Teile Obcrschlesiens die Grenz­
linie zwischen Deutschland und Polen auf Grund der 
Volksabstimmung festzusetzen, in Erwägung, daß am 
20. März 1921 die Volksabstimmung unter den im 
Anhang des obenerwähnten Artikels festgesetzten Be­
dingungen stattgefunden hat, und in Erwägung, daß 
sowohl nach dem Ergebnis der gemeindeweisen Ab­
stimmung als auch nach der geographischen und wirt­
schaftlichen Lage der Ortschaften die in Betracht kom 
inende Abtretung von Gebieten gewisse Fragen auf- 
wirft, die geregelt werden müssen, beschließen das 
Britische Reich, Frankreich, Italien und Japan, die 
mit den Vereinigten Staaten von Amerika als alliierte 
und assoziierte Hauptmächte den Friedensvertrag von 
Versailles unterzeichnet haben, nach Einholung des 
Gutachtens des Völkerbundsrats folgendes:

I. Die Grenze zwischen Deutschland und Polen 
in dem im Artikel 88 des Friedensvertrags von 
Versailles bezeichneten Teile Oberschlesiens wird 
folgendermaßen bestimmt:

Die Grenze folgt der Oder von ihrem Eintritt in 
das oberschlesische Abstimmungsgebiet bis zur Höhe 
von Niebotschau, von dort ab verläuft sie nordost- 
wärts, wobei an Polen fallen: die Gemeinden Hohen- 
birken, Wilhelmstal, Raschütz, Adamowitz, Bogunitz, 
Lissek, Summin, Zwonowitz, Chwallentzitz, Ochosetz, 
Ober- und Nicder-Wileza, Kriewald, Knurow, Gie- 
raltowitz, Preiswitz, Makoschau, Kunzendorf, Pauls­
dorf, Ruda, Orzegow, Schlesiengrube, Hohenlinde, 
während bei Deutschland verbleiben: die Gemeinden 
Ostrog, Markowitz, Babitz, Gurek, Stodoll, Nieder- 
dorf, Pilchowitz, Nieborowitzer Hammer, Nieborowitz, 
Schönwald, Ellguth-Zabrze, Sosnitza, Mathesdors, 
Zaborze, Biskupitz, Bobrek, Schomberg; von da aus 
läuft die Grenze zwischen Roßberg (an Deutschland: 
und Birkenhain (an Polen); dann wendet sie sich nach 
Nordwest, wobei auf deutscher Seite verbleiben: die 
Gemeinden Kars, Miechowitz, Stollarzowitz, Fried­
richswille, Ptakowitz, Larischhof, Miedar, Hanussek, 
Neudorf-Tworog, Kottenlust, Potempa, Keltsch, Za 
wadzki, Petershof-Pluder, Klein-Lagiewnik, Skrzidlo- 
witz, Gwodzian, Dzielna, Czieasnau, Sorowski, wäh­
rend auf polnischer Seite verbleiben: Schorlen, Rad- 
zionkau, Trockenberg, Neu-Rcpten, Alt-Repten, Alt- 
Tarnowitz, Rpbna, Piassetzna, Boruschowitz, Miko- 
leska, Drahthammer, Bruschiek, Wüstenhammer, Ko­
kotte!, Koschmieder, Pawonkau, Spiegelhof (Guts­
bezirk), Groß-Lagiewnik, Glinitz, Kochtschütz, Lissau, 
— von da ab fällt die Grenze nordwestwärts mit der 
alten deutsch-russischen Grenze zusammen, bis zu dem 
Punkt, wo sie mit der deutsch-polnischen Grenze zu- 



smumentrifft, wie sie im Artikel 87*)  des Vertrags 
von Versailles beschrieben ist.

*j Artikel 87 VV lautet:
Artikel 87.

Deutschland erkennt, wie die alliierten und assoziierten 
Mächte es bereits getan haben, die völlige Unabhängigkeit 
Polens au und verzichtet zugunsten Polens auf alle Rechte 
und Ansprüche auf das Gebiet, das begrenzt wird durch die 
Ostsee, die Ostgrenzc Deutschlands, wie sie im Artikel 27 
Teiln (Deutschlands Grenze») des gegenwärtigen Vertrags 
festgelegt ist, bis zu einem Punkte etwa 2 Irrn östlich von 
Lorzendorf, dann durch eine Linie bis zu dem von der Nord- 
grenze Oberschlestens gebildeten spitzen Winkel etwa 3 Irrn 
nordwestlich von Simmeuan, dann durch die Grenze Ober- 
schlesiens bis zu ihrem Trcsipunkl mit der alte» deutsch-russi­
schen Grenze, dann durch diese Grenze bis zn ihrem Schnitt- 
pnnkl mit der Memel, dann durch die Nordgrcnzc vou Ost- 
Preußen, wie sie im Artikel 28 des angeführten Teiles I I scst- 
gelegl ist.

Soweit die Grenzen Polens in dem gegenwärtigen Vertrag 
nicht näher iestgelcgt sind, werden sie von den alliierten und 
assoziierten Hauptmächten später bestimmt.

Ein ans sieben Mitgliedern zusammengesetzter Ausschuß, 
vou denen fünf durch die alliierte« und assoziierten Haupt­
mächte, eines von Deutschland und eines vou Polen 'ernannt 
werde», tritt zwei Woche» »ach dem, Inkrafttreten des gegen- 
tvärtige» Vertrags zusammen, um an Ort und Stelle die 
Grenzen zwischen Polen und Deutschland festzulegen.

Dieser Ausschuß entscheidet mit Stimmenmehrheit. Seine 
Entscheidungen sind für die Beteiligten bindend.

*'5 Artikel 371 VV lautet:
Artikel 371.

Unter Vorbehalt besonderer Bestimmungen über die Ab 
lretung der Häfen, Wasserstraßen nnd Eisenbahnen in den

Die im Artikel 87 des Versailler Vertrags vor­
gesehene Grenzfestsetzungskommission wird die Grenze 
an Ort und Stelle ziehen. Sie wird ihre Arbeiten 
unverzüglich beginnen.

II. Die deutsche und Polnische Regierung werden 
in möglichst kurzer Frist gemäß Artikel 92, letzter Ab­
satz des Friedensvertrags ein Abkommen zum Zwecke 
der Inkraftsetzung der folgenden Bestimmungen 
treffen:

a. E i s e n b a h n e n
Die Rechte und Pflichten der Eisenbahnen und 

Straßenbahnen, soweit sie sich in Privat- oder.Kom­
munalbesitz befinden, bleiben durch ihre Konzessionen 
geregelt: die Betriebseinhcit des Netzes der schlesischen 
Kleibahnaktiengesellschast bleibt für die'Dauer von 
15 Jahren aufrechterhalten.

Der Betrieb der deutschen Normal- und schmal­
spurigen Staatseisenbahnen wird im Abstimmungs­
gebiete für die Dauer von 15 Jahren einer gemischten 
Verwaltung unterstellt. Die Mengen rollenden Ma­
terials, die auf das Abstimmungsgebiet entfallen, wer­
den gemäß Artikel 37l") des Versailler Vertrags 
bestimmt werden.

Die Tarife werden einheitlich geregelt. Gemäß Ar­
tikel 365°--°) des Friedensvertrags von Versailles wird 
jeder Spezialtarif, der zwischen dem deutschen Gebiet 
und einem Punkte des Abstimmungsgebiets in Krafl 
ist, auf das gesamte Abstimmungsgebiet Anwendung 
finden. Der Vorteil jedes Spezialtarifs, der im Ab­
stimmungsgebiete Geltung hat, wird den Waren der 
gleichen Art zugute kommen, die aus Polen, Deutsch­
land oder aus irgendeinem anderen Lande ausgeführt 
oder dorthin eingeführt werden.

Die Fahrpläne werden nach den Bedürfnissen der 
Industrie geregelt, und der Aufenthalt der Arbeiter­
züge, die über die Grenze fahren, wird nach Möglich­
keit beschränkt werden.

Die Kosten der sozialen und staatlichen Versiche­
rungen zugunsten der Angestellten der schlesischen 
Eisenbahnen werden der Verwaltung dieser Eisen­
bahnen zur Last fallen.

Für den Betrieb der Eisenbahnen wird eine ein­
heitliche Verrechnung eingeführt werden, die alle Ein­
nahmen und Ausgaben einschließlich der Unterhal­
tungskosten der Gleise und des Eisenbahnmaterials 
und die Einzahlungen in die Fonds für Erneuerungs­
arbeiten umfaßt. Die Ausgaben für Neuarbeiten 
werden besonders verrechnet werden; sie werden von 
dem Staate getragen, auf dessen Gebiet sie ausgeführt 
werden. Gewinn oder Verlust werden unter beide 
Länder je nach der Länge der ihnen gehörenden Eisen­
bahnlinien und nach der Bedeutung des Verkehrs ver­
teilt werden.

Gebiete», über die Deutschland seine Souveränität ausgibt, 
nnd unter Vorbehalt der finanziellen Bestimmungen bezüglich 
der Konzcssionsinhabcr und der Rnhegehaltsbezüge der Bahn- 
angestellten erfolgt die Abtretung der Eisenbahnen unter 
folgenden Bedingungen:

1. Sämtliche Eisenbahnanlagen und -einrichtungen müssen 
vollständig und in gutem'Zustand übergeben werden;

2. wird ein Eisenbahnnetz mit eigenem Wagenpark als 
ganzes von Deutschland an eine der alliierte» und 
assoziierten Mächte abgetreten, so ist dieser Wagenpark 
vollständig nach der letzten Bestandaufnahme vor den, 
II. November 1918, und zwar in normalem Zustand 
abzuliefern;

3. für Strecken ohne eigenen Wagenpark wird der ab- 
zuliesernde Bruchteil des Wagenparks des Eisenbahn- 
netzes, zu dem diese Strecken gehören, von Sachver­
ständigenausschüssen bestimmt, die dnrch die alliierten 
und assoziierten Mächte ernannt werden und in denen 
Deutschland vertreten ist. Diese Ausschüsse haben dabei 
die Größe des für diese Strecken bei der letzten Be­
standaufnahme vor dem 11. November 1918 verzeich­
neten Wagenparks, die Länge der Strecken einschließ­
lich der Nebengleise, die Art und den Umfang des 
Verkehrs zu berücksichtigen. Desgleichen haben sie die 
Lokomotiven, Personen- und Güterwagen zu bestimmen, 
die in jedem einzelnen Falle abzutrclen sind, die Über­
nahmebedingungen festzusetzen und die einstweiligen 
Anstalten zu ihrer Instandsetzung in den deutschen 
Werkstätten zu treffen;

1. Vorräte, bewegliche Einrichtungsgcgenstände und Werk 
zeuge sind unter denselben Bedingungen wie der Wagen­
park abzuliefern.

Die Bestimmungen der obige» Nummern 3 und 4 finden 
Anwendung auf die Strecken des ehemaligen Russisch-Polen, 
die von Deutschland auf deutsche Spurweite nmgenagelt sind: 
diese Strecken gelten als abgezweigter Teil des preußischen 
Staatseisenbahnnctzcs.

***) Artikel 365 VV lautet

Artikel 365.
Die aus den Gebieten der alliierten oder assoziierten Mächte 

kommenden und für Deutschland bestimmten Güter sowie die 
durch Deutschland aus oder nach den Gebieten der alliierten 
oder assoziierten Mächte dnrchgeführten Güter genießen von 
Rechts wegen auf den deutschen Eisenbahnen bezüglich der 
Gebühren (unter Berücksichtigung aller Vergütungen und 
Rückvergütungen), bezüglich der Verkehrserleichterungen und 
in jeder andern Hinsicht die günstigste Behandlung, die für 
Güter gleicher Art gilt, welche auf irgendeiner deutschen 
-trecke im Binnenverkehr oder zum Zweck der Aus-, Ein- oder 
Durchfuhr unter ähnlichen Beförderungsverhältnisscn, ins­
besondere bezüglich der Länge der durchlaufenen Strecken, be­
fördert werden. Das gleiche gilt auf Verlangen einer oder 
mehrerer alliierter oder assoziierter Mächte für alle von ihnen 
namentlich bezeichnete» Güter, die aus Deutschland kommen 
nnd für ihre Gebiete bestimmt sind.

Aus ein an Deutschland gerichtetes Ersuchen einer alliierten 
oder assoziierten Macht müssen internationale, nach den Sätzen 
des vorige» AbsatzeS ausgestellte Tarife mit Durchgangsfracht- 
briefen geschaffen werden.
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b. W a s s e.r und Elektrizität
Soweit das Gebiet, in dem sich die Wasserleitungen 

befinden, nicht ganz einem der beiden Länder zu­
gesprochen wird, bleiben mangels besonderer Ab­
machung zwischen den Parteien die vorhandenen Lei­
tungen bestehen. Zu diesem Zwecke wird eine gegen­
seitige Grunddienstbarkeit geschaffen werden. Die 
Wasserkräfte der Gegend von Tarnowitz und Olkucz 
werden unter Bedingungen, die den Interessen beider 
Länder entsprechen, zur Verfügung des ganzen ober- 
schlcsischen Gebietes gestellt.

Der gegenwärtige Betrieb der »Oberschlesischen 
Elektrizitätswerke« bleibt für drei Jahre aufrecht­
erhalten. Der Polnische Staat wird sodann die Zen­
trale in Chorzow und das daran angeschlossene Netz 
käuflich erwerben können. Solange ein polnisches 
Unternehmen nicht errichtet ist, muß die Gesellschaft 
die Elektrizität in beiden Teilen des Gebietes zu 
gleichen Bedingungen liefern.

c. Geldwesen
Während eines Zeitraums, der 15 Jahre nicht über­

schreiten wird, wird die deutsche Mark die einzige ge­
setzliche Münzeinheit in dem Abstimmungsgebiete 
bleiben.

Die beiden Regierungen werden durch Vereinba­
rung beschließen können, dieses Regime vor Ablauf 
dieses Zeitraums abzuändern. Mangels einer Eini­
gung zwischen den beiden Regierungen und für den 
Fall, daß eine Abänderung des Münzsystems nötig 
werden sollte, wird es der gemischten Kommission, die 
unten vorgesehen ist, obliegen, den Zeitpunkt zu be­
stimmen, von dem an die deutsche Mark aufhört, die 
einzige gesetzliche Münzeinheit zu sein.

ck. Post
Für die Dauer des Umlaufs deutschen Geldes in 

der polnischen Zone werden die Post-, Telegraphen- 
und Telephongebühren in deutscher Währung erhoben.

s. Zollwesen
Die Zollgrenze wird an der neuen politischen 

Grenze errichtet werden, sobald diese gezogen ist. Die 
deutsche und polnische Zollgesetzgebung und ihre Zoll­
tarife finden mit folgenden Ausnahmen Anwendung:

1. Während eines Zeitraums von sechs Monaten 
werden die Waren, die von anderen Ländern nach 
dem Wstimmungsgebiete gehen, und die die Einfuhr­
zölle an der deutschen oder Polnischen Grenze vor der 
Teilung Oberschlesiens bezahlt haben, zollfrei die 
Grenze überschreiten.

2. Während eines Zeitraums von 15 Jahren wer­
den die natürlichen Erzeugnisse, die ihren Ursprung 
und ihre Herkunft in einer der beiden Zonen des Ab­
stimmungsgebiets haben, und die dazu bestimmt sind, 
in der anderen Zone verbraucht oder verwendet zu 
werden, zollfrei über die Grenze gehen.

3 a. Während eines Zeitraums von 6 Monaten 
werden die Rohstoffe und Halbfabrikate der industriel­
len Betriebe der einen der beiden Zonen des Abstim­
mungsgebiets, die dazu bestimmt sind, in den indu­
striellen Betrieben der anderen Zone verbraucht oder 
verarbeitet zu werden, zollfrei über die Grenze gehen. 
Die Zulassungsschcine für Einfuhr dieser Erzeugnisse 

müssen die Absende- und Empfangsstellen namhaft 
machen.

3d. Während eines Zeitraums von 15 Jahren 
werden die Rohstoffe und Halbfabrikate, die ihren 
Ursprung und ihre Herkunft aus den industriellen 
Betrieben der einen der beiden Zonen des Abstim­
mungsgebiets haben und die dazu bestimmt sind, in 
den Betrieben der anderen Zone verarbeitet zu wer­
den, zollfrei über die Grenze gehen, wenn sie wieder 
in ihr Ursprungsland eingeführt werden müssen. Die 
Zulassungsscheine für die Einfuhr dieser Erzeugnisse 
müssen die Absende- und Empfangsstellen namhaft 
machen.

4. Gemäß Artikel 268 des Vertrags von Versailles 
werden die natürlichen Erzeugnisse oder die Fabrikate, 
die ihren Ursprung und ihre Herkunft in der pol­
nischen Zone des Abstimmungsgebiets haben, bei 
ihrem Eingang in das deutsche Gebiet während eines 
Zeitraums von 3 Jahren von jeder Zollabgabe befreit. 
Die Frist von 3 Jahren wird mit der Bekanntgabe 
der neuen Grenze an Deutschland und Polen zu 
laufen beginnen.

Für die Regelung der Ausfuhr werden beide Länder 
sich verpflichten, während eines Zeitraums von 
15 Jahren die Ausfuhr von Erzeugnissen aus ihren 
Gebieten zu erleichtern, die für die Industrie des einen 
oder anderen Teiles des Abstimmungsgebiets unenr- 
behrlich sind. Sie werden hierfür die notwendigen 
Ausfuhrgenehmigungen erteilen und die Ausführung 
der Verträge, die zwischen Privatpersonen geschlossen 
werden, gestatten, unter der Voraussetzung, daß die 
Einfuhrabgaben von diesen Erzeugnissen bei ihrer 
Einfuhr in deutsches bzw. polnisches Gebiet gezahlt 
werden, soweit nicht in den vorhergehenden Para­
graphen Ausnahmen vorgesehen sind.

Alle Bestimmungen über das Zollwesen an der 
neuen deutsch-polnischen Grenze in Oberschlesien, die 
nicht eine Anwendung der obigen Grundsätze sind, 
werden als ein gewöhnliches Wirtschaftsabkommen 
zwischen Polen und Deutschland angesehen.

k. Kohle, B e r g w e r k s e r z e u g n i s s e
Gemäß Artikel 90 des Friedensvertrags von Ver­

sailles wird Polen während eines Zeitraums von 
15 Jahren von der endgültigen Zuteilung des Gebiets 
ab die Ausfuhr von Bergwerkserzeugnissen der pol­
nischen Zone des Abstimmungsgebiets nach Deutsch­
land gestatten.

Bezüglich der Kohle werden bei Anwendung dieses 
Artikels die Bestimmungen der verschiedenen Frie­
densverträge, Entscheidungen und internationalen 
Abmachungen zwischen Deutschland, Polen und den 
Ländern in Betracht gezogen werden, die unmittelbar 
oder mittelbar an der Einfuhr oberschlesischer Kohle 
interessiert sind, soweit die Verträge für Deutschland 
und Polen Verpflichtungen an Kohlenlieferungen ent- 
halteu. Deutschland wird während eines Zeitraums 
von 15 Jahren die Ausfuhr der Bcrgwerkserzeugnissc 
seines Gebiets in die Polnische Zone des Abstim 
mungsgebietes zu den in Artikel 90 des Versailler 
Vertrags vorgesehenen Bedingungen gestatten. Die 
Ausfuhrziffer der Bergbauerzeugnisse, auf die diese 
Bestimmung Anwendung findet, wird nach dem Durch­
schnitt des Umsatzes der Jahre 1911 bis 1913 be­
rechnet werden.
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A. Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 
verbände

Die deutsche und polnische Regierung werden für 
die Dauer von 15 Jahren die Arbeitgeber- und Arbeit­
nehmerverbände, die im Abstimmungsgebiete tätig 
sind, anerkennen. Diese Verbände werden in der 
Lage sein, Kollektivverträge für das gesamte Abstim­
mungsgebiet abzuschließen.

lr. Soziale Versicherungen
Die Überweisung der Bestände der deutschen sozialen 

und staatlichen Versicherungsanstalten an Polen für 
den ihm zugesprochenen Teil von Oberschlesien wird 
gemäß den Vorschriften und Bedingungen des 
Artikel 312*) des Versailler Vertrags stattzufinden 
haben. Die Rentenempfänger der sozialen und staat­
lichen Versicherungsanstalten werden alle Entschädi­
gungen und Pensionen empfangen, die ihnen zu­
gesichert worden sind.

Die Polnische Regierung wird in kürzester Frist in 
der polnischen Zone besondere Behörden für das Ver­
sicherungswesen sowie für die Verwaltungs- und die 
streitige Gerichtsbarkeit schaffen.

Die örtlichen Kassen, sei es in der polnischen Zone, 
sei es im gesamten Abstimmungsgebiet (Oberschle- 
sischer Knappschaftsverein, Oberschlesische Bergbau- 
hilfskasse usw.), werden für die Dauer von 15 Jahren 
aufrechterhalten werden, es sei denn, daß die beiden 
Regierungen nicht früher dahin Übereinkommen, eine 
Teilung vorzunehmen.

«Verkehr
Für die Dauer von 15 Jahren wird jeder, der in 

dem Abstimmungsgebiete einen ordnungsgemäßen 
Wohnsitz hat oder dort einer regelmäßigen oder beruf­
lichen Tätigkeit nachgeht, kostenlos eine Verkehrskarte 
erhalten, die es ihm gestattet, ohne weiteres die Grenze 
zu überschreiten.

Artikel 312 VV lautet:

Artikel 312.
Unbeschadet der in anderen Bestimmungen des gegen­

wärtigen Vertrags enthaltenen Abreden verpflichtet sich die 
deutsche Regierung, derjenigen Macht, an die deutsche Gebiete 
in Europa abgetreten werden, oder der Macht, die frühere 
deutsche Gebiete kraft Artikel 22 Teil! sVölkerbundssatzungj 
als Mandatar verwaltet, einen entsprechenden Anteil der von 
der Reichsregierung oder den Regierungen der deutschen 
Staaten oder von den unter ihrer Aufsicht tätigen öffentlichen 
oder privaten Körperschaften angesammelten Rücklagen ab- 
zutreten, die für den Dienst der gesamten sozialen und staat­
lichen Versicherungen in diesen Gebieten bestimmt sind.

Die Mächte, auf welche diese Gelder übertragen werden, 
sind gehalten, sie zur Erfüllung der aus den Versicherungen 
entspringenden Verpflichtungen zu verwenden.

Die Bedingungen dieser' Übertragung werden durch be­
sondere Übereinkommen zwischen der deutschen Regierung und 
den beteiligten Regierungen geregelt.

Falls diese besonderen Übereinkommen nicht nach Maßgabe 
des vorstehenden Absatzes binnen drei Monaten nach Inkraft­
treten des gegenwärtigen Vertrags geschlossen sind, werden 
die Übertragungsbcdingungen in jedem Einzelsall einem aus 
fünf Mitgliedern gebildeten Ausschuß unterbreitet, von denen 
eines von der deutschen Regierung, eines von der anderen be­
teiligten Regierung und drei von dem Vcrwaltungsrat des 
internationalen Arbeitsamtes unter den Staatsangehörigen 
anderer Staaten ausgewählt werden. Dieser Ausschuß hat 
mit Stimmenmehrheit innerhalb einer Frist von drei Monaten 
nach seiner Bildung Vorschläge aufzustellen, die dem Rat des 
Völkerbundes zu unterbreiten sind; die Entscheidungen des 
Rates sind von Deutschland und von dem anderen beteiligten 
Land mit sofortiger Wirkung als endgültig anzusehen.

j. Allgemeine Bestimmungen
Die im Abstimmungsgebiete geltenden Bestim­

mungen, insbesondere die auf dem Gebiete des Berg­
baues, der Industrie oder des Handels oder auf dem 
Gebiete der Arbeitsgesetzgebung bestehenden Vorschrif­
ten einschließlich der Überwachungsvorschriften, bleiben 
in dem an Polen fallenden Teile des Abstimmungs­
gebietes in Kraft, bis Polen auf diesem Gebiete Be­
stimmungen erlassen hat, die in seinem ganzen Lande 
zur Anwendung kommen und an die Stelle der be­
stehenden Vorschriften treten können. Hierbei versteht 
es sich jedoch, daß Polen das Recht haben wird, in 
der schlesisch-polnischen Zone die Änderungen einzu- 
führen, die Deutschland auf seinem Gebiete zu treffen 
für gut befinden wird.

Unbeschadet der Bestimmungen des Artikel 256 des 
Friedensvertrags werden diese beiden Länder alle 
Rechte und besonders die Konzessionen und Privi­
legien, die vor der Teilung von Privatpersonen und 
Gesellschaften oder anderen juristischen Personen er­
worben worden sind, auf dem ihnen zugeteilten Gebiet 
anerkennen und achten.

Polen wird auf die Dauer von 15 Jahren auf die 
Vorteile aus den Artikeln 92 und 297, betreffend die 
Enteignung von industriellen Anlagen, Bergwerken 
oder Lagerungen verzichten, außer wenn nach Ansicht 
der gemischten Kommission die Enteignung für die 
Aufrechterhaltung des Betriebs unumgänglich not­
wendig ist.

Alle Meinungsverschiedenheiten zwischen der deut­
schen und polnischen Regierung, die sich während eines 
Zeitraums von 15 Jahren über eine gesetzgeberische 
Maßnahme eines der beiden Länder ergeben, die den 
Betrieb von Gesellschaften oder industriellen und Han­
delsunternehmungen betrifft und in unbilliger Weise 
die Freiheit dieser Gesellschaften und Unternehmun­
gen in bezug auf die Nationalität ihres Personals, 
ihrer Administratoren oder ihrer Kapitalien beein­
trächtigt, können von der interessierten Regierung 
dein Völkerbundsrat überwiesen werden, dessen Ent­
scheidung beide Regierungen anzunehmen sich ver­
pflichten.

Die beiden Länder können alle Bestimmungen der 
Übergangsverwaltung im Einverständnis miteinander 
abändern oder aufheben.

k. Nationalitätsrecht, Recht des 
Wohnsitzes und Schutz der Minder­

heiten in Ob erschle si en
Die Fragen, die sich aus der Nationalität der Per­

sonen ergeben, die bei der endgültigen Zuteilung des 
oberschlesischen Gebiets in dem Polen zugesprochenen 
Teile ihren Wohnsitz haben, werden gemäß Artikel 91 
des Friedensvertrags von Versailles und den Ar­
tikeln 3, 4, 5 und 6 des Vertrags vom 28. Juni 1919 
zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika, dem 
Britischen Reiche, Frankreich, Italien und Japan 
einerseits und Polen anderseits geregelt.

Alle Personen, die zu derselben Zeit in diesem Teil 
des Gebiets ihren Wohnsitz haben und die gemäß Ar­
tikel 91 des Friedensvertrags von Versailles das 
Recht der Option für die deutsche Staatsangehörig­
keit ausgeübt haben, ohne sich der Möglichkeit zu be­
dienen, während der 12 Monate, die der Ausübung 
ihres Wahlrechts folgen, ihren Wohnsitz nach Deutsch­
land zu verlegen, müssen ebenso wie die Personen, die 

3
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im § 2 des Artikel 91 des Friedensvertrags von Ver­
sailles erwähnt sind, das Recht haben, ihren Wohnsitz 
15 Jahre lang vom Tage der endgültigen Zuteilung 
des Gebiets an gerechnet, in Polen zu behalten.

Die Polen deutscher Staatsangehörigkeit, die über 
18 Jahre alt sind und am Tage der endgültigen Zu­
teilung des Gebiets ihren Wohnsitz in dem Deutsch­
land zugesprochenen Teile haben, sind berechtigt, in­
nerhalb der beiden folgenden Jahre gemäß Artikel 91 
des Vertrags von Versailles für die polnische Staats­
angehörigkeit zu optieren.

Die Polen, die zu dem gleichen Zeitpunkte ihren 
Wohnsitz in den Teilen Oberschlestens haben,-die end­
gültig Deutschland zuerkannt sind, müssen das Recht 
haben, ihren Wohnsitz in Deutschland 15 Jahre lang 
von diesem Zeitpunkt an gerechnet, zu behalten. Diese 
Regel muß auch auf die Polen deutscher Staats­
angehörigkeit, die für die polnische Staatsangehörig­
keit gemäß des Artikel 91 des Friedensvertrags von 
Versailles optiert haben, ebenso wie auf polnische 
Staatsangehörige, die nicht deutsche Reichsangehörige 
sind, Anwendung finden.

Der Vertrag über den Schutz der Minderheiten, der 
am 28. Juni 1919 zwischen den Vereinigten Staaten 
von Amerika, dem Britischen Reiche, Frankreich, 
Italien und Japan einerseits und Polen anderseits 
abgeschlossen wurde, findet Anwendung auf den Teil 
Oberschlestens, der endgültig Polen zuerkannt worden 
ist. Die Billigkeit ebenso wie die Aufrechterhaltung 
der Wirtschaft in Oberschlesien erfordert, daß die 
deutsche Regierung verpflichtet wird, mindestens für 
die Übergangszeit von 15 Jahren, vom Zeitpunkt der 
endgültigen Zuteilung des Gebiets an gerechnet, Be­
stimmungen entsprechend den Artikeln 1, 2, 7, 8, 9 
(Abs. 1 und 2), 10, 11 und 12 des genannten Ver­
trags anzunehmen, soweit es sich um den Teil Ober­
schlestens handelt, der endgültig Deutschland zuerkannt 
worden ist.

Die Bestimmungen des Abkommens, das zwischen 
der deutschen und der polnischen Regierung geschlossen 
wird, um die oben zum Ausdruck gebrachten Grund­
sätze in die Tat umzusetzen, begründen sowohl für 
Deutschland als auch für Polen Verpflichtungen von 
internationaler Tragweite und werden daher in der­
selben Weise wie die Bestimmungen des Vertrags vom 
28. Juni 1919 unter die Garantie des Völkerbundes 
gestellt.

Jede Einzel- oder Sammeleingabe von Bewohnern 
Oberschlesiens an den Völkerbundsrat wegen dieser 
Bestimmungen oder wegen der Ausführung der Be­
stimmungen des Vertrags vom 28. Juni 1919 wird, 
soweit diese Bestimmungen Leute betreffen, die einer 
nationalen, religiösen oder sprachlichen Minderheit 
angehören, derjenigen Regierung eingeschickt werden, 
in deren Gebiet die Antragsteller ihren Wohnsitz 
haben. Diese Regierung ist verpflichtet, die Eingabe 
mit oder ohne Stellungnahme dem Völkerbundsrat 
zur Prüfung zu übersenden.-

Für die Überwachung der Ausführung dieser Maß­
nahmen werden eingesetzt:

1. Eine gemische Kommission für Oberschlesien, be­
stehend aus zwei Deutschen und zwei Polen, die aus 
Oberschlesien gebürtig sind, und aus einem Präsidenten 
fremder Nationalität, der von dem Völkerbundsrat 
bestimmt wird.

2. Ein Schiedsgericht zwecks Entscheidung aller 
Streitigkeiten privater Natur, die aus der Anwendung 
des obenerwähnten Abkommens sich ergeben können. 
Dieser Gerichtshof wird sich aus einem von der deut­
schen Regierung und einem von der polnischen Re­
gierung ernannten Schiedsrichter zusammensetzen. 
Der Völkerbundsrat wird gebeten werden, den Prä­
sidenten dieses Gerichtshofs zu bestimmen. Alle 
Meinungsverschiedenheiten über die Ausführung und 
die Auslegung des Abkommens müssen nach den Be­
stimmungen dieser Übereinkunft getroffen werden.

3. Die in dem Artikel 2 vorgesehene vertragliche 
Regelung wird durch einen deutschen und einen pol­
nischen Bevollmächtigten unter dem Vorsitz einer vom 
Völkerbundsrat bestimmten Persönlichkeit verhandelt 
werden, die bei Meinungsverschiedenheiten zwischen 
den Parteien die Entscheidung fällt.

Die deutsche und die polnische Regierung werden 
aufgefordert, den alliierten Hauptmächten innerhalb 
acht Tagen nach der gegenwärtigen Entscheidung den 
Namen des Bevollmächtigten mitzuteilen, den jede 
von ihnen bezeichnet hat, um unter den oben­
benannten Bedingungen das Abkommen über die 
wirtschaftlichen Fragen und über den Schutz der 
Minderheiten zu verhandeln, das auf der Grundlage 
des Artikel 2 beschlossen werden soll. Sowie die Be­
vollmächtigten namhaft gemacht sind, wird der Prä­
sident sie an einen ihm geeignet erscheinenden 
Ort laden.

4. Sobald die alliierten Hauptmächte der Ansicht 
sind, daß die Grcnzkommission die im Artikel 1 be­
schriebene Grenze an Ort und Stelle hinreichend fest­
gesetzt hat, und daß die im Artikel 3 vorgesehenen 
Verhandlungen zur Annahme einer vertraglichen 
Regelung nach Artikel 2 geführt haben, wird die Ab­
stimmungskommission der deutschen und der polnischen 
Regierung die in den Absätzen 1 und 2 des § 6 der 
Anlage zu Artikel 88 des Versailler Vertrages vor­
gesehenen amtlichen Mitteilungen zugehen lassen.

5. Die deutsche und polnische Regierung werden 
aufgefordert, innerhalb der nächsten acht Tage ihre 
Delegierten für die in Artikel 2,1 vorgesehene ge­
mischte Kommission zu bestimmen. Die gemischte 
Kommission wird sogleich zusammentreten, um der 
Interalliierten Kommission bei den Maßnahmen ihren 
Beistand zu leisten, die die Überleitung des augen­
blicklichen Zustandes in die Übergangsverwaltung vor­
bereiten sollen.

6. Die vorliegende Entscheidung wird der Ab­
stimmungskommission wie auch der deutschen und 
polnischen Regierung offiziell mitgeteilt werden.

gez. Hardi nge of Penshurst, Jules 
C a m bon, Bonin, K. I s h i i.

Paris, den 20. Oktober 1921.



Polnisches Verfassungsgesetz vom 15. Juli 1920, betreffend 
das organische Statut der Wojewodschaft Schlesien 

(Polnisches Autonomiegesetz).
Artikel 1

Die Wojewodschaft Schlesien wird sämtliche Polen 
zugesprochenen schlesischen Gebiete umfassen, sei es von 
Österreich-Schlesien, sei es auf Grund des Artikels 88 
des Versailler Vertrages mit Deutschland vom 
28. Juni 1919 (Reichs-Gesetzbl. vom 26. April 1920, 
Nr. 35, Position 200).

Die Wojewodschaft Schlesien wird ein untrenn­
barer Bestandteil der polnischen Republik sein und 
autonome Rechte besitzen, entsprechend den Vor­
schriften des vorliegenden organischen Statuts. *

Artikel 2
Die bisherigen Gesetze und Verordnungen, die am 

Tage der Jnkrafttretung des vorliegenden Statuts 
innerhalb der Grenzen Schlesiens verpflichteten, 

-—bleiben weiter in Kraft, sofern sie nicht in Überein- 
Z>?stimmung mit den Vorschriften dieses Statuts ab- 

Zz ündert werden.
Artikel 3

Alle Einwohner der Wojewodschaft Schlesien, die 
das Bürgerrecht der polnischen Republik besitzen, sind 
gleichberechtigt, und alle Ausnahmegesetze werden mit 
dem Inkrafttreten des vorliegenden Statuts auf­
gehoben.

Artikel 4
Der Gesetzgebung des schlesischen Landtages sind 

folgende Angelegenheiten Vorbehalten:
1. Die Gesetzgebung über den Gebrauch der pol­

nischen und deutschen Sprache im Außendienst 
aller Zivilbehörden und Ämter im Gebiete 
Schlesiens,

2. die Gesetzgebung über die Verfassung der schle­
sischen Verwaltungsbehörden und über die Selbst­
verwaltung der Kreise und Gemeinden sowie die 
Verwaltungstechnische Einteilung Schlesiens,

3. die sanitäre Gesetzgebung im Bereich der öffent­
lichen Gesundheitspflege und der autonomen 
sanitären Einrichtungen mit Ausnahme der Vor­
schriften über die Bekämpfung der ansteckenden 
Krankheiten und der Tierseuchen,

4. die Gesetzgebung über die Organisation der Poli­
zei und der Gendarmerie,

5. die Gesetzgebung über die Bau-, Wege-, Feuer­
polizei und die Unterhaltung der Landwege,

6. die Gesetzgebung über das allgemeine Schul­
wesen sowie das Fachschulwesen aller Typen und 
Grade,

7. die Gesetzgebung über die konfessionellen An­
gelegenheiten unter Ausschluß der kirchlichen An­
gelegenheiten, die in den Bereich der auswärtigen 
Politik fallen (Konkordat),

8. die Gesetzgebung über die Armenpflege und die 
Bekämpfung der Bettelei und Landstreicherei,

9. die Gesetzgebung in allen Angelegenheiten, deren 
Gegenstand die gesetzmäßige Berufsorganisation 
der Landwirtschaft, die Organisation des land­
wirtschaftlichen Kredits, die Zusammenlegung 
des Besitzes, die landwirtschaftliche Produktion 
und die Forstproduktion sowie die Bebauung und 
Urbarmachung der dafür bestimmten Flächen ist, 
wie z. B. das Forstwesen, die Jagd, der Fisch­
fang, die Viehzucht, der Feldschutz (Feldpolizei) 
und die Ausrottung der landwirtschaftlichen und 
Forstschädlinge sind,

10. die Gesetzgebung über die landwirtschaftlichen 
Meliorationen,

11. die Wasserbaugesetzgebung einschließlich der Ge­
setzgebung über die Wasserbauten, mit Ausnahme 
der Gesetzgebung über die künstlichen Wasserwege 
sowie die Regulierung der schiffbaren und der 
Grenzflüsse,

12. die Gesetzgebung über die Versorgung der schle­
sischen Bevölkerung mit elektrischer Kraft für pri­
vate und öffentliche Zwecke,

13. die Gesetzgebung für die Sekundärbahnen und 
Lokalbahnen sowie über den elektrischen und Mo­
torverkehr,

14. die Gesetze gegen den Wucher sowie die Gesetz­
gebung zur Bekämpfung der Spekulation auf 
jedem Gebiete (der Spekulation mit Immobilien, 
der Zusammenkauf von Waren, die Wohnungs­
frage usw.),

15. die Gesetzgebung über die gemeinnützigen Ein­
richtungen bzw. über die öffentlichen Arbeiten, 
die auf Kosten des schlesischen Schatzes ausgeführt 
werden sollen, sowie über die Aktiengesellschaften 
und Genossenschaften, die aus dem schlesischen 
Schatze unterstützt werden sollen,

16. die Festsetzung des alljährlichen schlesischen Haus­
halts und die Bestätigung der Rechnungs­
abschlüsse, die Einziehung der Wojewodschafts­
anleihen, der Verkauf, der Tausch und die Be­
lastung des unbeweglichen Wojewodschaftsver­
mögens und die Übernahme der finanziellen 
Garantie durch den schlesischen Schatz.

Der öffentliche Verkauf von Renten und 
anderen schlesischen Wojewodschaftsobligationen 
kann außerhalb der Grenzen Schlesiens nur unter 
Zustimmung des Finanzministeriums statt- 
finden;

17. die Auferlegung von Steuern und öffentlichen 
schlesischen Abgaben entsprechend den Vorschriften 
des Gesetzes, die im Artikel 5 vorgesehen sind.

3*
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Artikel 5
Der Umfang der Angelegenheiten des schlesischen 

Landtages im Gebiete des Finanzwesens und ins­
besondere das Verhältnis des schlesischen Steuersystems 
zum Staatssteuersystem und das gegenseitige Verhält­
nis der Staatsfinanzverwaltung und der schlesischen 
Finanzverwaltung werden in gleichlautenden Gesetzen, 
einem Staatsgesetze und einem schlesischen Gesetze, sest- 
gelegt. Der Entwurf dieser Gesetze wird durch den 
Ministerrat im Einvernehmen mit dem Wojewod­
schaftsrate festgesetzt.

Bis zu dieser Zeit gelten im Gebiete der Wojewod­
schaft Schlesien:

1. Die Gesetze über Steuern und Leistungen, die in 
Schlesien am 1. Januar 1919 rechtsverbindlich 
gewesen sind,

2. die Gesetze über Steuern und Leistungen, die 
später durch die deutsche, preußische oder tschechische 
Regierung und die interalliierten Kommissionen 
eingeführt worden sind, sofern ihre Gültigkeit 
durch ein Gesetz des schlesischen Landtages auf­
rechterhalten wird,

3. die Gesetze über Zusatzsteuern zu den unmittel­
baren Steuern, die für die Bedürfnisse der 
Wojewodschaft durch den schlesischen Landtag be­
schlossen worden sind und die ohne Zustimmung 
des Finanzministers 100 Prozent nicht über­
schreiten dürfen,

4. es werden endlich auch diese Steuern und Ab­
gaben rechtsverbindlich sein, die durch Staats­
gesetze im ganzen Gebiete der Republik einheit­
lich geregelt worden sind, und deren Gültigkeit 
sich auch auf das Gebiet der Wojewodschaft Schle­
sien erstreckt. In diesem Falle treten diese Steu­
ern auf Abgaben an die Stelle der ähnlichen 
Steuern und Abgaben, die vorher rechtsverbind­
lich gewesen sind.

Der schlesische Landtag wird berechtigt sein, die bis­
her in den schlesischen Gebieten erhobenen Steuern zu 
vereinheitlichen und diejenigen Systeme beizuhalten, 
die zur Zeit der Übernahme der Regierungsgewalt 
durch Polen in diesen Gebieten gegolten haben, soweit 
dies nicht dem oben angeführten Punkt 4 wider­
sprechen sollte.

Die Einnahme aus den Steuern und Abgaben, die 
in Schlesien erhoben werden, wird in den schlesischen 
Schatz fließen, der auch die Steuerverwaltung führen 
wird.

Aus diesen Einnahmen gibt der schlesische Schatz für 
die allgemein staatlichen Bedürfnisse einen Teil ab, 
der der Einwohnerzahl und der Steuerkraft Schlesiens 
entspricht, und in der in der Beilage angegebenen 
Weise berechnet wird.

Den betreffenden Betrag stellt jedes Jahr der Mi­
nisterrat auf Grund von Anträgen des Wojewod­
schaftsrates fest und veröffentlicht seinen Beschluß so­
gleich mit einer ausführlichen Begründung.

Es ist jedes Jahr zu berechnen:
I. die Zivilbevölkerung der Wojewodschaft Schle­

sien — a,
2. die Zivilbevölkerung der polnischen Republik mit 

der Wojewodschaft Schlesien zusammen — d,
3. die Gesamteinnahmen des schlesischen Schatzes 

aus den in Schlesien erhobenen Steuern und Ab­

gaben, aber ohne die Einnahme aus der Zusatz- 
steuer (Punkt 3 Artikel 5) — e,

4. die Gesamteinnahme des Schatzes der Republik 
und des schlesischen Schatzes aus den Steuern und 
Abgaben aller Art (ohne Zusatzsteuer) — 6,

5. der schlesische Schatz behält für seine eigenen Be­
dürfnisse einen Teil, der der

6 / ck a 1
0 P q, I Formel

gleichkommt,
6. der schlesische Schatz gibt für die allgemeinen Be­

dürfnisse des Staates einen Teil ab, der folgen­
der Formel gleichkommt:

o / <l a 1
2 ^ 2 l> /

Artikel 6
In allen für Schlesien nicht vorbehaltenen Ange­

legenheiten ist die schlesische Gesetzgebung zuständig, 
soweit die Wojewodschaft Schlesien ausdrücklich vom 
Wirkungsbereich des diesbezüglichen Staatsgesetzes 
ausgeschlossen ist.

Die schlesische Gesetzgebung wird jedoch immer zur 
Herausgabe von zivilrechtlichen und strafrechtlichen 
Vorschriften berechtigt sein in Angelegenheiten, die 
für die schlesische Gesetzgebung Vorbehalten sind.

Artikel 7
Die Gesetzgebung über die Sozialversicherung und 

die Kriegsbeschädigtenfürsorge sowie die Kriegs-- - 
Witwen- und Kriegswaisenfürsorge ist so lange Sache 
des schlesischen Landtages, als die Gesetzgebung der 
Arbeiterklasse bzw. den Kriegsbeschädigten, den Kriegs­
witwen und den Kriegswaisen in der ganzen Republik 
Polen eine bessere oder wenigstens eine ebensolche Für­
sorge sichert, wie die in Schlesien geltenden Gesetze.

Artikels
Die Zustimmung des schlesischen Landtages erfor­

dert:
1. jede quantitative Einschränkung der Produktion 

der schlesischen Unternehmen im Gebiete der 
Kohlenproduktion, des Hüttenwesens, der chemi­
schen Erzeugnisse, des Zements und anderer Pro- 
dnktionszweige, in denen in Schlesien mindestens 
ebenso viele Arbeiter beschäftigt werden als in 
den diesbezüglichen Unternehmungen in anderen 
Teilgebieten Polens zusammengenommen,

2. die Einführung von Produktionssteuern oder 
Monopolen für Kohle, Hüttenerzeugnisse, che­
mische Erzeugnisse, Zement und andere Produk­
tionszweige, die in Schlesien mindestens ebenso 
viele Arbeiter beschäftigen als die diesbezüglichen 
Unternehmungen in anderen Teilgebieten Polens 
zusammengenommen.

Die Handelssteuer oder die Verbrauchssteuer wird 
nicht als Produktionssteuer abgesehen.

Artikel 9
Die Einführung der polnischen Valuta als des ein­

zigen gesetzmäßigen Zahlungsmittels in der Wojewod­
schaft Schlesien wird im Wege der Verständigung des 
Finanzministeriums mit dem Wojewodschaftsrat er­
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folgen. In der oben angegebenen Weise wird die 
Art des Überganges zur polnischen Valuta festgesetzt, 
wobei die Vorschriften des Artikels 10 gelten werden.

A r t i k e l 10
Die Geldwertzeichen in deutscher Valuta, die sich 

im Besitze der Bevölkerung der Wojewodschaft Schle­
sien befinden, werden nicht dem Zwangsankauf zu­
gunsten des Staatsschatzes unterworfen sein, sie wer­
den dagegen auf gleicher Stufe mit den anderen aus­
ländischen Valuten behandelt werden und als solche 
zu den Transaktionen der Banken und Börsen zuge­
lassen werden.

Die Vorschriften des Artikels 2 des Gesetzes vom 
20. November 1919 über die Valuta im Umfange 
des früheren preußischen Teilgebietes, nach der alle 
Verbindlichkeiten in deutscher Mark in polnischer 
Mark eingelöst werden sollen unter Einhaltung der 
gleichen nominellen Summe, finden in der Wojewod­
schaft Schlesien keine Anwendung.

Artikel 11
Die Vereinigung der Eisenbahnverwaltung im Ge­

biete der Wojewodschaft Schlesien mit der Staats­
eisenbahnverwaltung wird stufenweise im Einverneh­
men der Regierung der Republik mit dem Wojewod­
schaftsrate bzw. mit dem vorläufigen Wojewodschafts­
rate durchgeführt.

Artikel 12
Auf das Eigentum des schlesischen Schatzes geht das 

Eigentum des früheren Provinzialkommunälverban- 
des von Schlesien über bzw. das Eigentum der Stif­
tungen und Institute, die sich unter der Oberverwal­
tung des Provinziallandtages und Provinzialaus- 
schusses befinden, sowie das Eigentum des früheren 
schlesischen Landesfonds und anderer Stiftungen und 
Institute, die sich unter der Oberverwaltung des 
Landtages und des Landesausschusses in Troppau 
(Oparva) befinden.

Artikel 13
Der erste schlestsche Landtag wird in allgemeiner, 

unmittelbarer, gleicher, geheimer und proportionaler 
Abstimmung gewählt. Auf je 25 000 Einwohner 
kommt ein Abgeordneter.

Die Einteilung in Wahlkreise wird vom Minister­
rat auf Antrag des vorläufigen Wojewodschaftsrates 
festgesetzt. Die Wahlen zum schlesischen Landtage 
müssen spätestens 80 Tage nach der Übergabe des 
Landes durch die polnischen Behörden stattsinden.

Die Wahlen werden nach der bei den Wahlen zum 
Landtage der polnischen Republik gültigen Wahlord­
nung abgehaltcn, mit dem Vorbehalt, daß das aktive 
Wahlrecht jeder Person zusteht, die das polnische Bür­
gerrecht besitzt und am Tage der Übernahme des Lan­
des durch die polnischen Behörden in Schlesien wohnt. 
Wenn mit Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse 
Schlesiens manche Vorschriften dieser Wohlordnung 
keine Anwendung finden können, werden sie durch den 
Ministerrat auf Antrag des vorläufigen Wojewod­
schaftsrates durch andere Vorschriften ersetzt.

Artikels
Der schlesische Landtag wird ein Gesetz über die 

innere Verfassung der Wojewodschaft Schlesien be­
schließen.

Dieses Gesetz wird im einzelnen die Zusammen­
setzung des schlesischen Wojewodschaftslandtages, die 

Wahlordnung und das Wahlrecht zu diesem Landtage, 
die Art und Weise des Beschließens und der Bekannt­
machung der schlesischen Gesetze evtl. die Einführung 
des Volksreferendums, das Recht des Landtages auf 
Ausübung der Kontrolle über die Wirksamkeit des 
Wojewodschaftsrates, namentlich aber das Recht des 
Landtages auf Einbringung von Interpellationen an 
den Wojewoden und den Wojewodschaftsrat, das Recht 
des Landtages auf Veranstaltung von Enqueten oder 
auf Entsendung von Sonderkommissionen im Bereiche 
der schlesischen Gesetzgebung und der schlesischen Ver­
waltung, die Zeitdauer der Mandate der wählbaren 
Mitglieder des Wojewodschaftsrates, den Verwaltungs­
bereich und die Verfassung der schlesischen Rechnungs­
kammer und andere wichtigere Fragen der Verfassung 
des schlesischen Landtages, des Wojewodschaftsrates 
und seiner Verwaltungsabteilungen, des schlesischen 
Wojewodschaftsamtes und anderer schlesischer Einrich­
tungen bestimmen.

Artikel 15
Das Gesetz über die innere Verfassung der Woje­

wodschaft Schlesien wird in dem Staatsgesetzblatt der 
Republik und im schlesischen Gesetzblatt nach seiner 
Unterzeichnung durch das Staatsoberhaupt bekannt­
gegeben werden. Das Staatsoberhaupt kann seine 
Unterschrift verweigern, wenn das betreffende Gesetz 
die Vorschriften des vorliegenden Statuts verletzen 
sollte.

Der Beschluß des Staatsoberhauptes muß 45 Tage 
vom Tage der Zustellung des Gesetzes an erfolgen. Die 
Abänderung des in dieser Weise veröffentlichten Ge­
setzes über die innere Verfassung der Wojewodschaft 
Lchlepen kann unter Einhaltung der im vorliegenden 
Artikel aufgeführten Bedingungen erfolgen.

Artikel 16
Der Landtag prüft die Gültigkeit der Wahlen, wenn 

gegen diese kein Einspruch erfolgt.. Über die Gültig­
keit der Wahlen im Falle eines Einspruchs entscheidet 
ein Gericht, das durch ein schlesisches Gesetz bzw. hin­
sichtlich des ersten schlesischen Landtages durch den 
schlesischen Landtag eingesetzt wird.

Artikel l7
Die Mitglieder des schlesischen Landtages genießen 

dieselben Rechte der Abgeordnetenimmunität wie die 
Abgeordneten des Landtages der polnischen Republik.

Artikel 18
- Die Abgeordneten erhalten Tagegelder in einer 
Höhe, die durch Landtagsbeschluß bestimmt wird. 
Außerdem steht ihnen das Recht der unentgeltlichen 
Fahrt auf den Eisenbahnen innerhalb Schlesiens zu.

Artikel 19
Niemand kann für einen der Wahrheit entsprechen­

den Bericht über eine öffentliche Landtagssitzung zur 
Verantwortung gezogen werden.

A r t i k e l 20
Der Landtag wählt aus sich heraus den Marschall 

und seine Vertreter. Die Geschäftsordnung des Land­
tages bestimmt die Rechte und Pflichten des Mar­
schalls, die Wahl der Vizemarschälle und Schriftführer, 
die Art und Weise und die Zahl der Landtagskommis- 
stonen sowie die Art und die Ordnung der Landtags­
beratungen.
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Artikel 21
Das Staatsoberhaupt beruft den schlesischen Land­

tag ein, vertagt und schließt ihn. Der Landtag muß 
zur ersten Sitzung am dritten Dienstag nach dem 
Wahltage und jedes Jahr im September zu einer 
ordentlichen Sitzung einberufen werden. Diese 
Sitzung darf vor der Bewilligung des Haushalts 
weder vertagt noch geschlossen werden.

A r t i k e l 22
Das Gesetz über die innere Verfassung der Wojewod­

schaft Schlesien wird die Wahlperiode des schlesischen 
Landtages bestimmen. Diese Periode darf nicht län­
ger als fünf Jahre dauern, vom Eröffnungstage des 
Landtages an gerechnet.

Das Staatsoberhaupt kann den schlesischen Landtag 
auflösen, in diesem Falle muß es jedoch Neuwahlen 
ausschreiben, die im Laufe von 75 Tagen vom Auf­
lösungstage ab stattfinden müssen.

Artikel 23
Die gesetzgebende Initiative im schlesischen Land­

tage steht im Auftrage der Regierung der Republik 
dem Wojewoden, dem Wojewodschaftsrate und den 
Landtagsabgeordneten gemäß den Vorschriften der Ge­
schäftsordnung des Landtages zu.

Der Wojewode, der stellvertretende Wojewode, die 
Mitglieder des Wojewodschaftsrates sowie die durch 
die Genannten abgeordneten Beamten haben das 
Recht, im Landtage außer der Reihenfolge der ein­
getragenen Redner zu sprechen. Dasselbe Recht steht 
dem Minister der Republik zu.

Die schlesischen Gesetze dürfen das vorliegende 
Statut nicht verletzen, ebensowenig die in dem Ver­
fassungsgesetz der polnischen Republik verbürgten 
Bürgerrechte, ferner die Vorschriften internationaler 
in der polnischen Republik geltender Verträge, sowie 
die Vorschriften anderer Staatsgesetze, die in einem für 
die schlesische Gesetzgebung nicht vorbehaltenen Gebiete 
Gültigkeit haben.

A r t i k e l 24
Die obersten Verwaltungsorgane der Wojewod­

schaft Schlesien sind: der Wojewode und der Wojewod- 
schastsrat.

Artikel 25
Der Wojewodschaftsrat besteht aus dem schlesischen 

Wojewoden, aus seinen Stellvertretern und aus fünf 
Mitgliedern, die in proportionaler Abstimmung durch 
den schlesischen Landtag gewählt werden. Die Vor­
schriften über die Art und Weise der Wahl dieser Mit­
glieder wird der schlesische Landtag beschließen.

Den Wojewoden und seinen Stellvertreter ernennt 
das Staatsoberhaupt auf Antrag des Ministerrates.

Das Staatsoberhaupt kann auf Antrag des Mi­
nisterrates den Wojewoden und seinen Stellvertreter 
mit Pensionsrecht von ihren Ämtern entbinden.

Artikel 26
Soweit die Staatsgesetze oder die schlesischen Ge­

setze hinsichtlich ihrer Kompetenzen nichts anderes vor­
schreiben, vereinigt der Wojewode in sich die Zustän­
digkeit des Oberprästdenten der Regierung bzw. des 
Landpräsidenten.

Der Wojewode ernennt, verabschiedet und versetzt 
sämtliche niederen und mittleren Beamten der ihm 
unterstehenden Staatsbehörden in Schlesien und 

schlägt dem Staatsoberhaupte durch den Minister­
präsidenten bzw. den diesbezüglichen Ministern, die 
Ernennung oder die Abberufung der höheren Be­
amten dieser Behörden vor.

Artikel 27
Der Wojewodschaftsrat genießt die ihm durch das 

vorliegende Gesetz sowie durch die späteren Staats­
oder schlesischen Gesetze verliehenen Rechte, sowie die­
jenigen Rechte, die durch preußische Gesetze dem Pro- 
vinzialausschuß verliehen sind.

Artikel 28
Soweit die schlesischen Gesetze nichts anderes vor­

schreiben, vertritt der Wojewodschaftsrat im ganzen 
Umfange der schlesischen Gesetzgebung das durch die 
bisherige Gesetzgebung für die Bestätigung der Ver­
ordnungen des Oberpräsidenten oder des Regierungs­
präsidenten vorgesehene Organ.

A r t i k e l 29
Bis zum Erlaß der Gesetze durch den schlesischen 

Landtag wird der Wojewodschaftsrat unter Zustim­
mung des Wojewoden Übergangsvorschriften über die 
Anwendung der polnischen Sprache in den Behörden, 
Ämtern, Schulen usw. erlassen.

A r t i k e l 30
Der Wojewodschaftsrat versieht bis zu einer ander­

weitigen Regelung der Angelegenheit durch ein Gesetz 
oder in dem in Artikel 39 vorgesehenen Wege die 
Funktionen des Regierungsausschusses, soweit er ein 
Verwaltungsgericht sein sollte, genügt die Anwesenheit 
von vier Mitgliedern des Rates und eines durch das 
Staatsoberhaupt ernannten Richters. In diesem 
Falle beteiligen sich der Wojewode und sein Stellver­
treter nicht an dem Rate.

Artikels
Den Wojewodschaftsrat beruft der Wojewode ein; 

er muß ihn aber einberufen auf Verlangen von drei 
Mitgliedern des Rates. Der Rat entscheidet mit 
Stimmenmehrheit in Gegenwart von mindestens drei 
Mitgliedern, ohne den Wojewoden bzw. seinen Stell­
vertreter mitzurechnen.

A r t i k c l 32
Dem Wojewoden steht das Recht zu, die Beschlüsse 

des Rates zu suspendieren, wenn sie sich gegen die 
Gesetze richten oder die Zuständigkeit des Rates über­
schreiten. In solchen Fällen übergibt der Wojewode 
die Sache dem obersten Gericht in Warschau.

A r t i k e l 33
Die für die Staatsverwaltungsangelegenheiten be­

stimmten höheren Beamten des Wojewodschaftsrates, 
von Klasse 8 angefangen, ernennt das Staatsober­
haupt auf Antrag des Ministerrates nach Anhörung 
des Wojewoden.

Diese Beamten versetzt das Staatsoberhaupt auf 
Antrag des Wojewoden; er kann sie aber im Laufe 
der ersten beiden Jahre seit der Übernahme des Landes 
durch Polen auf Antrag des Wojewodschaftsrates mit 
dem Recht auf Pension aus dem Amte entfernen.
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A r t i k e l 34
Die schlesischen Beamten, Lehrer und Kommunal- 

beamten leisten den Diensteid nach der Eidesformel 
und in der für die Beamten der Republik vorgeschrie­
benen Art und Weise.

Die Mitglieder des Wojewodschaftsrates schwören, 
daß sie ihre Verpflichtungen gewissenhaft, in Überein­
stimmung mit dem Gesetze und in der Absicht, der 
Polnischen Republik zu dienen, erfüllen werden.

A r t i k e l 35
Alle Gerichte fällen ihre Urteile im Namen der 

polnischen Republik.

Artikels
Der Justizminister wird im Einvernehmen mit 

dem Wojewodschaftsrate ein Apellationsgericht für die 
Wojewodschaft Schlesien bilden, seinen Sitz bestim­
men und im Wege der Verordnung die Veränderun­
gen des deutschen Gerichtsverfassungsgesetzes und des 
österreichischen Gesetzes über die Organisation der 
Gerichte einführen, sowie eine Änderung der Einfüh­
rungsgesetze zu diesen Gesetzen, die zwecks einer völli­
gen Loslösung der Gerichte von Deutschland und der 
Anpassung ihrer Verfassung an die in der polnischen 
Republik geltende Verfassung notwendig sind.

Soweit das Staatsgesetz nichts anderes vorschreibt, 
unterstehen:

1. Dem im Abschnitt 1 bezeichneten Apellations­
gericht die Kompetenz des Apellationsgerichts in 
Breslau und des Kammergerichts in Berlin hin­
sichtlich der Gebiete von Preußisch-Schlesien so­
wie des Apellationsgerichts in Krakau und in 
Brünn hinsichtlich der Gebiete von Österreich- 
Schlesien.

2. Dem obersten Gericht in Warschau die Zuständig­
keit des deutschen Reichsgerichts in Leipzig als 
Révisions- und Beschwerdeinstanz mit Aus­
nahme der Übertretungssachen, die durch die An­
klageschrift nicht als Verbrechen gekennzeichnet 
werden. In diesen Sachen wird das in Ab­
schnitt 1 bezeichnete Apellationsgericht die zu­
ständige Instanz zur Entscheidung der gegen die 
Beschlüsse der Bezirksgerichte eingelegten Be­
schwerden oder Revisionen bzw. der durch sie als 
Gerichte der ersten Instanz gefällten Urteile sein.

3. Dem obersten Gericht in Warschau die Zuständig­
keit des obersten Gerichtes in Wien hinsichtlich 
der Gebiete Österreich-Schlesiens.

Artikel 37
Die Aussicht über alle ordentlichen Gerichte steht 

dem Justizminister zu.

Artikel 38
Die Ernennung der Recht sprechenden Beamten er­

folgt nach den in der polnischen Republik geltenden 
Grundlagen, und zwar in den ersten fünf Jahren 
nach Anhörung des Wojewoden.

Artikel 39
Das schlesische Gesetz wird an Stelle der deutschen 

und preußischen bzw. der österreichischen Gerichte, die 
keine ordentlichen Gerichte sind, entsprechende Ver­

waltungsgerichte bis zur Vereinheitlichung der be­
treffenden Gesetzgebung für ganz Polen festsetzen.

Zwecks unverzüglicher Bildung des schlesischen Ver­
waltungstribunals wird der vorläufige Wojewod­
schaftsrat entsprechende Übergangsvorschriften erlassen.

Artikel 40
Vom Augenblick der Zuerkennung vonÖsterreichisch- 

Schlesien an Polen bis zur Übernahme des Landes in 
Oberschlesien durch Polen wird in Osterreichisch-Schle- 
sien eine vorläufige Kommission regieren, die aus dem 
Regierungskommissar, seinem Stellvertreter und aus 
fünf durch den Ministerrat ernannten Mitgliedern be­
stehen wird. Den Kommissar und seinen Stellver­
treter ernennt das Staatsoberhaupt auf Antrag des 
Ministerrates.

Mit der Übernahme der Regierung in Oberschlesien 
durch die Republik werden die Verwaltung der Woje­
wodschaft Schlesien der auf Antrag des Ministerrates 
durch das Staatsoberhaupt ernannte Wojewode 
und sein Stellvertreter übernehmen sowie ein vor­
läufiger aus 20 Mitgliedern bestehender Wojewod­
schaftsrat, die durch den Ministerrat ernannt werden. 
Von diesen 20 Mitgliedern werden drei Viertel aus 
Oberschlesien und ein Viertel aus Österreichisch-Schle- 
sien stammen. Die Ernennung erfolgt auf Antrag des 
Wojewoden unter Berücksichtigung der örtlichen Ver­
waltungsbedürfnisse sowie der wirtschaftlichen und 
nationalen Bedürfnisse, sowohl der polnischen als auch 
der deutschen.

Die Tätigkeit des vorläufigen Wojewodschaftsrates 
hört mit dem Augenblick der Konstituierung des Woje­
wodschaftsrates auf, die spätestens zwei Wochen nach 
dem Zusammentreten des schlesischen Landtages er­
folgen muß.

Artikel 41
In den ersten zehn Jahren nach der Übernahme 

Schlesiens durch Polen darf die Ernennung sämtlicher 
Beamten, die nicht durch die schlesischen Behörden und 
Institutionen ernannt oder gewählt worden sind, nicht 
ohne Anhören des Wojewoden erfolgen.

Artikel 42
Das vorliegende Verfassungsgesetz hebt alle bis­

herigen, seinen Beschlüssen widersprechenden Vorschrif­
ten auf.

Artikel 43
Die Ausführung des vorliegenden Gesetzes wird 

dem Ministerpräsidenten übertragen.

Artikel 44
Ein Gesetz, durch das das vorliegende Verfassungs­

gesetz abgeändert und die Rechte der schlesischen Gesetz­
gebung oder der schlesischen Selbstverwaltung einge­
schränkt werden sollen (Artikel 1, 4 bis 12, 13 bis 33, 
35 bis 42 und 44), erfordert die Zustimmung des 
schlesischen Landtages.

Artikel 45
Das vorliegende Gesetz tritt mit dem Tage der 

Übernahme der Wojewodschaft Schlesien durch die pol­
nische Republik in Kraft.

Der Ministerpräsident Der Marschall
Witos. Unterschrist:
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5.

Verfassung der polnischen Republik vom i7. März 1921.
Im Namen Gottes des Allmächtigen!

Wir, das polnische Volk, danken der Vorsehung für 
die Befreiung aus einundeinhalbhundertjähriger 
Knechtschaft und gedenken mit Dankbarkeit des Muts 
und der in opferreichem Kampf erprobten Ausdauer 
unserer Vorfahren, die ihre besten Kräfte ohne Unter­
laß der Sache der Unabhängigkeit weihten. Anknüp­
fend an die glänzende Überlieferung der unvergeßlichen 
Konstitution vom 3. Mai -— das Wohl des ganzen 
geeinigten und unabhängigen Vaterlandes vor Au­
gen, und vom Wunsche beseelt, seine unabhängige 
Existenz, Macht und Sicherheit sowie die gesellschaft­
liche Ordnung nach den ewigen Grundsätzen des Rech­
tes und der Freiheit zu befestigen und zugleich die 
Entwicklung aller seiner moralischen und materiellen 
Kräfte zum Wohle der gesamten wiederauferstehenden 
Bevölkerung zu gewährleisten, Gleichheit, Achtung der 
Arbeit, gehörige Gesetze und den besonderen Schutz des 
Staates allen Bürgern der Republik zu sichern — 
haben wir hiermit auf dem gesetzgebenden Landtag der 
polnischen Republik dies Verfassungsgesetz beschlossen 
und festgesetzt.

Teil I
Arti-kel 1

Der polnische Staat ist eine Republik.

Artikel2
Die höchste Gewalt in der polnischen Republik ge­

hört dem Volke. Die Organe des Volkes sind auf dem 
Gebiet der Gesetzgebung Sejm und Senat, auf dem 
Gebiet der vollziehenden Gewalt — der Präsident der 
Republik gemeinsam mit den verantwortlichen Mi­
nistern, auf dem Gebiet der Rechtsprechung — die un­
abhängigen Gerichte.

Teil II
Artikel 3

Der Bereich der staatlichen Gesetzgebung umfaßt die 
Festsetzung der gesamten öffentlichen und privaten 
Rechte und die Festsetzung der Art ihrer Durchfüh­
rung.

Es gibt kein Gesetz ohne die in der reglementsmäßi- 
gen Form zum Ausdruck gekommene Einwilligung des 
Sejm.

Ein vom Sejm beschlossenes Gesetz erhält bindende 
Kraft von dem in ihm selbst festgesetzten Zeitpunkt an.

Die polnische Republik baut ihre Organisation auf 
dem Grundsatz breiter territorialer Selbstverwaltung 
auf und überweist den Vertretungen dieser Selbstver­
waltung einen eigenen, durch staatliche Gesetze näher 
zu begrenzenden Bereich der Gesetzgebung, insbeson­
dere aus dem Gebiet der Verwaltuug der Kultur und 
der Wirtschaft.

Obrigkeitliche Verordnungen (Nospoi^ackösnia 
aus denen Rechte und Pflichten der Bürger 

hervorgehen, haben bindende Kraft nur dann, wenn sie 
auf Grund gesetzlicher Ermächtigung und unter Be­
rufung auf das Gesetz erlassen wurden.

Artikel 4
Ein Staatsgesetz setzt alljährlich den Staatshaus­

haltsplan für das nächste Jahr fest.

Artikel 5
Die Festsetzung des zahlenmäßigen Heeresbestandes 

(Präsenzstärke) und die Bewilligung der alljährlichen 
Rekrutenaushebung kann nur im Wege der Gesetz­
gebung erfolgen.

Artikel 6
Die Aufnahme einer Staatsanleihe, Veräußerung, 

Vertausch und Belastung unbeweglichen Staatseigen­
tums, die Auflage von Steuern und öffentlichen Ab­
gaben, die Einführung von Zöllen und Monopolen, 
die Festsetzung des Münzsystems sowie die Übernahme 
einer Finanzgarantie durch den Staat kann nur kraft 
Gesetzes erfolgen.

Artikel 7
Die Regierung legt alljährlich den Rechnungs­

abschluß des Staatshaushalts zur parlamentarischen 
Bestätigung vor.

Artikel 8
Die Art der Ausführung der parlamentarischen 

Staatsschuldenkontrollc bestimmt ein besonderes 
Gesetz.

Artikel 9
Zur Kontrolle der gesamten Staatsverwaltung in 

finanzieller Hinsicht, zur Prüfung der Rechnungs­
abschlüsse des Staates und zur alljährlichen Vorlage 
des Antrags an den Sejm auf Entlastung oder Nicht- 
entlastung der Regierung ist die oberste Kontrollkam­
mer IrRa Uoiàoll) berufen/ diese stützt
sich auf den Grundsatz der Kollegialität und richter­
lichen Unabhängigkeit ihrer Kollegiumsmitglieder, die 
nur durch einen mit Drei-Fünftel-Mehrheit der Stim­
men gefaßten Sejmbeschluß ihres Amtes enthoben 
werden können. Die Organisation der obersten Kon­
trollkammer und die Art ihrer Wirksamkeit wird im 
einzelnen durch ein besonderes Gesetz bestimmt.

Der Präsident der obersten Kontrollkammer nimmt 
eine Stellung ein im Rang der Minister, tritt jedoch 
nicht in den Ministerrat ein; er ist für seine Amtsfüh­
rung und die der ihm unterstellten Beamten dem Sejm 
unmittelbar verantwortlich.

Artikel 10
Das Recht der Gesetzesinitiative steht der Regie­

rung und dem Sejm zu. Gesetzesanträge und Ge­
setzesentwürfe, die Ausgaben aus dem Staatsschatz zur 
Folge haben, müssen Angaben über die Art ihrer Ver­
wendung und Deckung enthalten.
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Artikel 11
Der Sejm setzt sich aus Abgeordneten zusammen, 

die auf fünf Jahre, vom Tage der Eröffnung des 
Sejms an gerechnet, im allgemeinen, geheimen, un­
mittelbaren, gleichen Verhältniswahlverfahren gewählt 
werden.

Artikel 12
Das aktive Wahlrecht (xravo v^disrania) hat je­

der polnische Bürger ohne Unterschied des Geschlechts, 
der am Tage der Ausschreibung (oZIosMnis) der 
Wahlen das 21. Lebensjahr vollendet hat, im Besitz 
aller bürgerlichen Rechte ist und im Wahlbezirk min­
destens seit dem Tage vor Ausschreibung der Wahlen 
im Gesetzblatt (O^iomülc Ilstav) seinen Wohnsitz hat. 
Das Wahlrecht kann nur persönlich ausgeübt werden. 
Mtive Militärpersonen sind nicht wahlberechtigt.

Artikel 13
Das passive Wahlrecht (pravo rvvbisrglnosoi) hat 

jeder aktiv wahlberechtigte Bürger, aktive Militär- 
Personen nicht ausgenommen, ohne Rücksicht auf seinen 
Wohnsitz, sofern er das 25. Lebensjahr vollendet hat.

Artikel 14
Vom Wahlrecht (xravo «-vborers) dürfen die­

jenigen Bürger nicht Gebrauch machen, die verurteilt 
worden sind wegen Vergehen, die nach den Bestim­
mungen der Wahlordnung den zeitweise» oder dauern­
den Verlust des aktiven oder Passiven Wahlrechts oder 
auch der Ausübung des Abgeordnetenmandats nach 
sich ziehen.

Artikel 15
Staatliche Verwaltungs-, Finanz- und Gerichts­

beamte sind nicht wählbar in den Bezirken, in denen 
sie ihren Dienst versehen. Diese Vorschrift betrifft 
nicht Beamte, die ihren Dienst bei Zentralbehörden 
versehen.

Artikel 16
Im Slaats- oder Selbstverwaltungsdienst beschäf­

tigte Personen erhalten mit dem Augenblick ihrer 
Wahl zum Abgeordneten für die Dauer ihres Abge­
ordnetenmandats Urlaub. Die in Ausübung ihres 
Abgeordnetenmandats verbrachten Jahre zählen zu 
den Dienstjahren.

Diese Vorschrift betrifft nicht Minister, Unter­
staatssekretäre und Professoren der höheren Lehran­
stalten uvLslrüv, Hocbsckmlen).

Artikel 17
Ein Abgeordneter verliert mit seiner Berufung zu 

einer besoldeten Stellung des Staatsdienstes sein 
Mandat. Diese Vorschrift betrifft nicht die Berufung 
eines Ministers, Unterstaatssekretärs oder Professors 
der höheren Lehranstalten.

Artikel 18
Eine Wahlordnung wird die Art und Weise der 

Wahl der Sejmabgeordneten näher bestimmen.

Artikel 19
Der Sejm prüft die Gültigkeit der nichtbeanstan- 

deten Wahlen. Über die Gültigkeit der beanstandeten 
Wahlen (Wahlproteste) entscheidet das oberste Gericht 
(8ack àjcvvàv).

Artikel 20
Die Abgeordneten sind Vertreter des ganzen Vol­

kes und an Instruktionen ihrer Wähler nicht gebunden.
Die Abgeordneten legen in die Hand des Marschalls 

vor versammelter Kammer folgendes Gelöbnis ab:
»Ich gelobe feierlich als Sejmabgeordneter der pol­

nischen Republik nach bestem Wissen und Gewissen 
ausschließlich zum Wohl des polnischen Staates als 
Ganzes redlich zu wirken.«

Artikel 21
Kein Abgeordneter darf wegen seiner in das Ge­

biet der Ausübung des Abgeordnetenmandates fallen­
den Tätigkeit im Sejm oder außerhalb desselben zur 
Verantwortung gezogen werden, weder für die Dauer 
seines Mandats noch nach dessen Erlöschen. Für seine 
Reden und Äußerungen sowie auch Kundgebungen im 
Sejm ist er nur dem Sejm gegenüber verantwortlich. 
Wegen Verletzung der Rechte dritter Personen darf 
er zur gerichtlichen Verantwortung gezogen werden, 
sofern die Gerichtsbehörde dazu die Einwilligung des 
Sejm erlangt.

Ein gegen einen Abgeordneten vor Erlangung des 
Abgeordnetenmandats eingeleitetes strafgerichtüches, 
verwaltungsstrafrechtliches oder Disziplinarverfahren 
ist auf Verlangen des Sejm bis zum Erlöschen des 
Mandats auszusetzen.

Die Verjährung gegen einen Abgeordneten im 
Strafverfahren wird für die Dauer des Abgeordneten­
mandats gehemmt.

Während der ganzen Dauer des Mandats darf ein 
Abgeordneter ohne EimEgung des Sejm weder zur 
strasgerrchtlichen, verwaltungsstrafrechtlichen oder diszi- 
Pünaren Verantwortung gezogen noch in Haft ge­
nommen werden. Wird ein Abgeordneter bei Ver- 
ubung eines gemeinen Verbrechens auf frischer Tat 
ergriffen und ist seine Festnahme zur Sicherung der 
Aburteilung bzw. zur Unschädlichmachung der Folgen 
desVergehens durchaus erforderlich, so ist dieGerichts- 
behörde verpflichtet, den Sejmmarschall davon unver­
züglich zwecks Erlangung der Einwilligung des Sejms 
zur Jnhafthaltung und zur Fortsetzung des Strafver­
fahrens m Kenntnis zu^ setzen. Auf Verlangen des 
Marschalls muß der Festgenommene unverzüglich 
in Freiheit gesetzt werden.

Artikel 22
Kein Abgeordneter darf weder auf eigenen noch auf 

fremden Namen staatliche Güter kaufen oder pachten, 
öffentliche Lieferungen oder Regierungsarbeiten über­
nehmen oder von der Regierung Konzessionen oder 
andere persönliche Vorteile annehmen.

Auch darf kein Abgeordneter von der Regierung 
Auszeichnungen, mit Ausnahme von militärischen, 
erhalten.

Artikel 23
Ein Abgeordneter darf nicht verantwortlicher Re­

dakteur sein.

A r t i k e l 24
Die Abgeordneten erhalten Tagegelder in der durch 

Reglement bestimmten Höhe und haben das Recht zur 
unentgeltlichen Benutzung der staatlichen Verkehrs­
mittel für Reisen im gesamten Gebiet der Republik.
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Artikel 25
Der Präsident der Republik kann den Sejm einbe­

rufen, er vertagt und schließt den Sejm und Senat.
Der Sejm muß einberufen werden zur ersten 

Sitzung auf den dritten Dienstag nach dem Wahltag 
und alljährlich spätestens im Oktober zu einer ordent­
lichen Tagung (Session) zwecks Beschlußfassung über 
den Staatshaushalt, die zahlenmäßige Stärke des 
Heeres und die Aushebung zum Heer sowie über an­
dere laufende Sachen.

Der Präsident der Republik kann den Sejm jeder­
zeit zu einer außerordentlichen Tagung nach eigenem 
Ermessen einberufen; er muß das tun auf Verlangen 
eines Drittels der Gesamtzahl der Abgeordneten, und 
zwar binnen zwei Wochen.

Andere Fälle, in denen sich der Sejm zu einer 
außerordentlichen Tagung versammelt, bestimmt die 
Verfassung.

Die Vertagung erfordert die Einwilligung des 
Sejm, wenn sie im Laufe derselben ordentlichen Ta­
gung wiederholt werden soll, oder wenn die Unter­
brechung länger dauern soll als 30 Tage.

Ist der Sejm im Oktober zur ordentlichen Tagung 
einberufen, so darf er vor Beschlußfassung über den 
Staatshaushalt nicht geschlossen werden.

Artikel 26
Der Sejm kann sich durch eigenen, mit einer Mehr­

heit von zwei Drittel der Stimmen gefaßten Beschluß 
auflösen. Der Präsident der Republik kann den Sejm 
mit Einwilligung von drei Fünfteln der gesetzlichen 
Anzahl der Senatsmitgliedpr auflösen.

In beiden Fällen wird gleichzeitig selbsttätig der 
Senat aufgelöst.

Neuwahlen finden innerhalb von 90 Tagen vom 
Tage der Auflösung ab statt, der Wahltermin wird 
entweder im Sejmbeschluß oder in der Botschaft des 
Präsidenten über Auflösung des Sejm bestimmt.

A r t i k e l 27
Die Abgeordneten üben ihre Rechte und Pflichten 

als solche persönlich aus.

Artikel 28
Der Sejm wählt aus seiner Mitte den Marschall, 

dessen Stellvertreter, die Schriftführer (sàrstar^s) 
und Ausschüsse (llomisss).

Die Mandate des Marschalls und seiner Stellver­
treter dauern über die Auflösung des Sejm hinaus 
bis zur Konstituierung des neuen Sejm.

Artikel 29
Die Art und Weise und Ordnung der Sejmberatun­

gen, die Art und Anzahl der Ausschüsse, die Zahl der 
Vizemarschälle und Schriftführer, die Rechte und 
Pflichten des Marschalls regelt das Reglement des 
Sejm (Geschäftsordnung).

Der Marschall ernennt die Sejmbeamten, für deren 
Amtsführung er dem Sejm gegenüber verantwort­
lich ist.

Artikel 30
Die Sitzungen des Sejm sind öffentlich. Auf An­

trag des Marschalls, des Regierungsvertreters oder 
von 30 Abgeordneten kann der Sejm die Öffentlich­
keit ausschließeu.

Artikel 31
Niemand darf wegen wahrheitsgetreuer Berichte 

über öffentliche Sitzungen des Sejm oder der Sejm­
ausschüsse zur Verantwortung gezogen werden.

Artikel 32
Zur Rechtsgültigkeit der Beschlüsse ist gewöhnliche 

Stimmenmehrheit bei Anwesenheit von mindestens 
einem Drittel der gesetzlichen Gesamtzahl der Abge­
ordneten erforderlich, sofern die Verfassung nicht ab­
weichende Bestimmungen enthält.

Artikel 33
Die Abgeordneten haben das Recht, sich mit Inter­

pellationen in der durch das Reglement vorgeschriebe­
nen Art an die Regierung oder an einzelne Minister 
zu wenden. Der Minister ist verpflichtet, mündlich 
oder schriftlich, spätestens binnen sechs Wochen Ant­
wort zu erteilen oder das Ausbleiben einer sachlichen 
Antwort in einer begründeten Erklärung zu rechtferti­
gen. Auf Verlangen der Interpellanten muß die Ant­
wort dem Sejm bekanntgegeben werden. Der Sejm 
kann die Antwort der Regierung zum Gegenstand der 
Besprechung und Beschlußfassung machen.

Artikel 34
Der Sejm kann zur Untersuchung besonderer Ange­

legenheiten außerordentliche Kommissionen ausson­
dern und bestimmen mit dem Recht zur Vernehmung 
der interessierten Parteien und zur Ladung von Zeu­
gen und Sachverständigen. Den Tätigkeitsbereich und 
die Berechtigungen dieser Kommissionen setzt ein Sejm­
beschluß fest.

Artikel 35
Jeder Gesetzentwurf, der vom Sejm angenommen 

ist, wird dem Senat zur Stellungnahme überwiesen. 
Erhebt der Senat nicht binnen 30 Tagen nach dem 
Tage des Empfangs des angenommenen Gesetzent­
wurfs gegen ihn Einwendungen, so ordnet der Prä 
sident der Republik die Verkündung des Gesetzes an. 
Auf Antrag des Senats kann der Präsident der Re­
publik die Verkündung des Gesetzes vor Ablauf der 
30 Tage anordnen.

Beschließt der Senat, einen vom Sejm angenomme­
nen Entwurf zu ändern oder zu verwerfen, so muß er 
dies dem Sejm binnen den obigen 30 Tagen ansageü 
und alsdann im Laufe der nächsten 30 Tage den Ent­
wurf mit den vorgeschlagenen Änderungen dem Sejm 
zurückstellen.

Nimmt der Sejm die vom Senat vorgeschlagene 
Änderung mit gewöhnlicher Stimmenmehrheit an oder 
verwirft er sie mit einer Mehrheit von 'ft-o der Ab­
stimmenden, so ordnet der Präsident der Republik die 
Verkündung des Gesetzes in dem durch den erneuten 
Beschluß des Sejm festgesetzten Wortlaut an.

Artikel 36
Der Senat besteht aus von den einzelnen Wojewod­

schaften im allgemeinen, geheimen, unmittelbaren, 
gleichen Verhältniswahlverfahren gewählten Mitglie­
dern. Jede Wojewodschaft bildet einen Wahlbezirk, 
wobei die Zahl der Senatsmandate ein Viertel der 
Zahl der auf die Einwohnerzahl entfallenden Sejm­
mandate beträgt. Das aktive Wahlrecht zum Senat 
hat jeder Wähler zuin Sejm, der am Tage der Aus-



schreibung der Wahlen das 30. Lebensjahr vollendet 
hat und an diesem Tage im Wahlbezirk mindestens 
seit Jahresfrist seinen Wohnsitz hat; es verlieren je­
doch das Wahlrecht nicht die neu angesiedclten Kolo­
nisten, die ihren früheren Wohnort unter Benutzung 
der Landreform verlassen haben; ebenso verlieren dies 
Recht nicht Arbeiter, die ihren Aufenthaltsort infolge 
Änderung der Arbeitsstätte gewechselt haben und 
Staatsbeamte, die dienstlich versetzt sind. Das passive 
Wahlrecht hat jeder Bürger, der das aktive Wahlrecht 
zum Senat besitzt, aktive Militärpersonen nicht aus­
genommen, sofern er mit dem Tage der Ausschreibung 
der Wahlen das 40. Lebensjahr vollendet hat.

Die Wahlperiode des Senats beginnt und endigt 
mit der Wahlperiode des Sejms.

Niemand kann gleichzeitig Mitglied des Sejm und 
des Senats sein.

Artikel 37
Die Bestimmungen der Artikel 14, 15, 16, 17, 19, 

20, 21, 22, 23, 24, 27, 28, 29, 30, 31, 32 und 33 
finden auf den Senat bzw. seine Mitglieder ent­
sprechende Anwendung.

Artikel 38
Kein Gesetz darf mit dieser Verfassung im Wider­

spruch stehen, noch ihre Bestimmungen verletzen.

Teil III
Artikel 39

Der Präsident der Republik wird auf sieben Jahre 
von dem zur Nationalversammlung vereinigten Sejm 
und Senat mit absoluter Stimmenmehrheit gewählt. 
Die Nationalversammlung beruft der Präsident der 
Republik im letzten Vierteljahr seiner siebenjährigen 
Amtsführung.

Erfolgt die Berufung nicht 30 Tage vor Ablauf der 
sieben Jahre, so vereinigen sich Sejm und Senat un­
mittelbar kraft Gesetzes 0 samsZo xrawa) zur Natio­
nalversammlung auf Einladung des Sejmmarschalls 
und unter seinem Vorsitz.

A r t i k e l 40
Ist der Präsident der Republik nicht imstande, sein 

Amt zu führen, oder ist das Amt des Präsidenten der 
Republik infolge Todes, Verzichts oder aus einem 
anderen Anlaß verwaist, so vertritt ihn der Sejm­
marschall.

Artikel 41
Im Fall der Erledigung des Amts des Präsidenten 

der Republik vereinigen sich Sejm und Senat sofort 
auf Einladung des Sejmmarschalls und unter seinem 
Vorsitz unmittelbar kraft Gesetzes (2 samsZo xrava) 
zur Nationalversammlung auf Einladung des Prä­
sidenten.

War der Sejm im Augenblick der Erledigung des 
Amts des Präsidenten der Republik aufgelöst, so 
ordnet der Sejmmarschall unverzüglich Neuwahlen zu 
Sejm und Senat an.

Artikel 42
Übt der Präsident der Republik drei Monate hin­

durch sein Amt nicht aus, so ruft der Marschall un­
verzüglich den Sejm zusammen und unterbreitet ihm 
einen Antrag zur Beschlußfassung, ob das Amt des 

Präsidenten der Republik als erledigt angesehen wer­
den soll.

Der Beschluß, daß das Amt als erledigt angesehen 
wird, ergeht mit einer Mehrheit von Dreifünftel der 
Stimmen in Anwesenheit von mindestens der Hälfte 
der gesetzlichen, d. h. der durch die Wahlordnung fest­
gesetzten Anzahl der Abgeordneten.

A r t i k e l 43
Der Präsident der Republik übt die vollziehende 

Gewalt aus durch die dem Sejm verantwortlichen 
Minister und die diese n unterstellten Beamten.

Jeder Beamte der Republik muß einem Minister 
unterstehen, der für dessen Tätigkeit dem Sejm ge­
genüber die Verantwortung trägt.
' Die Ernennungen der Beamten der Zivilkanzlei 

des Präsidenten der Republik erfolgen unter Gegen­
zeichnung des Präsidenten des Ministerrates, der für 
deren Tätigkeit dem Sejm gegenüber verantwort­
lich ist.

Artikel 44
Der Präsident der Republik unterfertigt die Gesetze 

zusammen mit den verantwortlichen Ministern und 
ordnet die Verkündung im Orüsnnill Ilskarv 
posxoUtos (Gesetzblatt der Republik) an.

Der Präsident der Republik hat das Recht, zwecks 
Ausführung der Gesetze und unter Berufung auf ge­
setzliche Ermächtigung Ausführungsverordnungen, 
Verfügungen, Befehle und Verbote zu erlassen und die 
Durchführung der Gesetze durch Anwendung von 
Zwang zu sichern.

Das gleiche Recht steht in ihrem Zuständigkeits­
kreis auch den Ministern und den ihnen unterstellten 
Behörden zu.

Jeder Negicrungsakt des Präsidenten der Republik 
erfordert zu seiner Gültigkeit die Unterschrift des Prä­
sidenten des Ministerrats und des zuständigen Mi­
nisters, die durch die Unterzeichnung des Akts die 
Verantwortung für ihn übernehmen.

Artikel 45
Der Präsident der Republik ernennt und entläßt 

den Präsidenten des Ministerrats und auf dessen An­
trag die Minister; auf Antrag des Ministerrats besetzt 
er die in den Gesetzen vorbehaltenen Zivil- und Mili­
tärämter.

Artikels
Der Präsident der Republik ist zugleich oberster 

Kriegsherr (2ivior2ekmill) der bewaffneten Macht des 
Staates, darf jedoch den Oberbefehl in Kriegszeiten 
nicht führen.

Den Oberbefehlshaber der bewaffneten Macht des 
Staates im Kriegsfalle ernennt der Präsident der 
Republik auf durch den Kriegsminister vorzulegenden 
Antrag des Ministerrats, der für die mit der Kom­
mandogewalt in Kriegszeiten verknüpften Akte wie 
auch für alle Angelegenheiten der Heeresleitung dem 
Sejm gegenüber die Verantwortung trägt.

Artikel 47
Das Recht des Erlasses und der Milderung von 

Strafen sowie des Erlasses der Folgen einer strafge- 
richtlichen Verurteilung (Gnadenrecht) im Einzelfall 
steht dem Präsidenten der Republik zu.



Der Präsident darf dies Recht nicht in Anwendung 
bringen gegenüber Ministern, die, nachdem sie durch 
den Sejm in den Anklagezustand versetzt waren, ver­
urteilt worden sind.

Amnestien dürfen nur im Wege der Gesetzgebung 
gewährt werden.

A r t i k e l 48
Der Präsident der Republik vertritt den Staat nach 

außen, empfängt die diplomatischen Vertreter fremder 
Staaten und entsendet die diplomatischen Vertreter 
des polnischen Staates nach fremden Staaten.

Artikel 49
Der Präsident der Republik schließt Verträge mit 

fremden Staaten und bringt sie zur Kenntnis des 
Sejm.

Handels- und Zollverträge sowie Verträge, die den 
Staat finanziell dauernd belasten oder die Bürger 
verpflichtende Rechtsvorschriften enthalten oder auch 
eine Änderung der Grenzen des Staates herbeiführen, 
ebenso Bündnisse erfordern die Einwilligung des 
Sejm.

Artikel 50
Krieg erklären und Frieden schließen kann der 

Präsident nur nach vorgängiger Zustimmung des 
Sejm.

Artikel 51
Für seine amtlichen Handlungen ist der Präsident 

der Republik weder parlamentarisch noch zivil verant­
wortlich.

Wegen Landesverrats, Verfassungsbruchs oder 
wegen strafbarer Vergehen kann der Präsident der Re­
publik nur durch den Sejm auf Grund eines mit einer 
Mehrheit von Dreifünftel der Stimmen bei Anwesen­
heit von mindestens der Hälfte der gesetzlichen Anzahl 
der Abgeordneten gefaßten Beschlusses zur Verant­
wortung gezogen werden. Zur Verhandlung und 
Urteilsfällung in solchen Sachen ist das Staatstribu­
nal (tribunal stanu) nach den Bestimmungen eines 
besonderen Gesetzes berufen. Mit dem Augenblick der 
Versetzung in den Anklagezustand durch das Staats­
tribunal ist der Präsident der Republik vom Amte 
suspendiert.

Artikel 52
Der Präsident der Republik erhält Besoldung (Zi­

villiste, uxosaàis) nach den Vorschriften eines be­
sonderen Gesetzes.

Artikel 53
Der Präsident der Republik darf keiu anderes Amt 

bekleiden noch auch den: Sejm oder Senat angehören.

Artikel 54
Vor Übernahme des Amtes leistet der Präsident der 

Republik in der Nationalversammlung folgenden Eid:
»Ich schwöre bei Gott dem Allmächtigen und Drei- 

einigen und gelobe Dir, polnisches Volk, im Amte 
eines Präsidenten der Republik, das ich übernehme: 
die Rechte der Republik und vor allem dieVerfassungs- 
gesetze heilig zu bewahren und zu schirmen; dem allge­
meinen Wohl des Volkes mit allen Kräften treu zu 
dienen, alles Übel und Gefahr vom Staate wachsam 
abzuwenden; die Würde des polnischen Namens un­
entwegt zu schützen; Gerechtigkeit gegen alle Bürger 
ohne Unterschied als erste Tugend zu betrachten; den

Pflichten des Amtes und des Dienstes mich ganz und 
ungeteilt zu weihen. So wahr mir Gott helfe und 
seines Sohnes heilige Marter. Amen.«

Artikel 55
Die Minister bilden den Ministerrat unter Vorsitz 

des Präsidenten des Ministerrats.

Artikel 56
Der Ministerrat trägt solidarisch die konstitutionelle 

und parlamentarische Verantwortung für die allge­
meine Richtung der RegierungsPolitik.

Außerdem tragen sie die einzelnen Minister für sich, 
jeder in seinem Geschäftsbereich für seine Tätigkeit im 
Amt, und zwar gleichermaßen für die Übereinstim­
mung dieser Tätigkeit mit der Verfassung und den 
anderen Staatsgesetzen, für die Tätigkeit der unterstell­
ten Organe und für die Richtung seiner Politik.

Artikel 57
In demselben Umfang tragen die Minister die Ge­

samt- bzw. Einzelverantwortung für Regierungsafte 
des Präsidenten der Republik.

Artikel 58
Zur parlamentarischen Verantwortung zieht der 

Sejm die Minister mit einfacher Mehrheit. Der Mi­
nisterrat und jeder einzelne Minister treten auf Ver­
langen des Sejm zurück.

Artikel 59
Die konstitutionelle Verantwortung der Minister 

und die Art ihrer Verwirklichung regelt ein besonderes 
Gesetz.

Der Beschluß, der einen Minister in den Anklage­
zustand versetzt, muß bei Anwesenheit von mindestens 
der Hälfte der gesetzlichen Anzahl der Abgeordneten 
mit einer Mehrheit von drei Fünfteln der abgegebenen 
Stimmen gefaßt sein.

Die Verhandlung und Urteilsfällung gebührt dem 
Staatstribunal. Ein Minister kann sich der konstitutio­
nellen Verantwortung nicht durch Verzicht auf sein 
Amt entziehen. Mit dem Augenblick der Versetzung 
in den Anklagezustand ist der Minister von seinem 
Amt suspendiert.

Artikel 60
Die Minister und die durch diese abgeordneten Be­

amten haben das Recht, an den Sejmsitzungen teilzu- 
uehmen und außerhalb der Rednerliste das Wort zu 
ergreifen; an den Abstimmungen können sie teilneh- 
men, sofern sie Abgeordnete sind.

Artikel 61
Die Minister dürfen kein anderes Amt bekleiden, 

auch nicht im Vorstand oder in Aufstchtsorganen aus 
Gewinn berechneter Gesellschaften und Institutionen 
sitzen.

Artikel 62
Soweit das Amt eines Ministers von einem einst­

weiligen Leiter des Ministeriums verwaltet wird, fin­
den alle Vorschriften über das Ministeramt auch auf 
diesen Anwendung.

Der Präsident des Ministerrats überträgt im Be­
darfsfälle seine Vertretung einem der Minister.
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Artikel 63
Die Anzahl, den Tätigkeitsbereich und das gegen­

seitige Verhältnis der Minister zueinander sowie die 
Zuständigkeit des Ministerrats, regelt ein besonderes 
Gesetz.

Artikel 64
Das Staatstribunal setzt sich zusammen aus dem 

ersten Präsidenten des Obersten Gerichtshofs (Lack 
als Vorsitzenden und aus zwölf Mitglie­

dern, die zu acht vom Sejm, zu vier vom Senat außer­
halb des Kreises dieser Körperschaften gewählt werden.

Wählbar zu Mitgliedern des Staatstribunals sind 
Personen, die kein Staatsamt bekleiden und im Voll­
besitz der Bürgerrechte sind.

Die Wahl der Mitglieder zum Staatstribunal neh­
men Sejm und Senat sofort nach Konstituierung für 
die ganze Wahlperiode des Sejm vor.

Artikel 65
Zu Verwaltungszwecken wird der polnische Staat 

im Wege der Gesetzgebung in Wojewodschaften, Kreise 
und städtische und ländliche Gemeinden eingeteilt; 
diese bilden gleichzeitig die Einheiten der territorialen 
Selbstverwaltung.

Die Selbstverwaltungseinheiten können sich zur 
Durchführung der in den Aufgabenkreis der Selbstver­
waltung fallenden Aufgaben zu Verbänden zusammen­
schließen.

Öffentlich rechtlichen Charakter können solche Ver­
bände nur auf Grund eines besonderen Gesetzes er­
langen.

A r t i kel 66
Bei Organisation der staatlichen Verwaltung wird 

der Grundsatz der Dezentralisation bei möglichster Zu- 
sammenfassung der Organe der staatlichen Verwaltung 
in den einzelnen territorialen Einheiten zu einer Be­
hörde unter einem Vorgesetzten sowie der Grundsatz 
der Beteiligung der durch Wahl dazu zu berufenden 
Bürger an der Durchführung der Aufgaben dieser Be­
hörden in den gesetzlich bezeichneten Grenzen befolgt 
werden.

Artikel 67
Das Recht der Beschlußfassung in Angelegenheiten, 

die zum Tätigkeitsbereich der Selbstverwaltung ge­
hören, steht aus Wahlen hervorgehenden Räten zu. 
Die ausführenden Tätigkeiten der wojewodschaftlichen 
und Kreis-Selbstverwaltung stehen Organen zu, die 
nach dem Grundsatz gebildet werden, daß durch die 
Vertretungskörperschaften gewählte Kollegien mit den 
Vertretern der staatlichen Verwaltungsbehörden unter 
deren Vorsitz zusammenwirken.

Artikel 68
Neben der territorialen Selbstverwaltung schafft ein 

besonderes Gesetz eine wirtschaftliche Selbstverwaltung 
für die einzelnen Zweige des Wirtschaftslebens, ins­
besondere: Landwirtschafts-, Handels-, Gewerbe-, 
Handwerker-, Lohnarbeitskammern und andere In­
stitutionen, die zu einer obersten Wirtschaftskammer 
der Republik zusammengefaßt werden und deren Zu­
sammenarbeiten mit den staatlichen Behörden bei der 
Leitung des Wirtschaftslebens und auf dem Gebiet der 
gesetzgeberischen Entwürfe gesetzlich geregelt wird.

Artikel 69
Die Einnahmequellen des Staats und der Selbst­

verwaltungsverbände werden durch Gesetze genau ab­
gegrenzt.

Artikel 70
Der Staat wird die Aufsicht über die Tätigkeit der 

Selbstverwaltung durch Selbstverwaltungsausschüsse 
höherer Ordnung ausüben; diese Aufsicht können je­
doch die Gesetze teilweise der Verwaltungsgerichts­
barkeit überweisen.

Die Fälle, in denen die Beschlüsse der Selbstver­
waltungsorgane ausnahmsweise der Bestätigung durch 
Selbstverwaltuugsorgane höberer Ordnung oder durch 
Ministerien bedürfen, werden durch die Gesetze be­
zeichnet.

Artikel 71
Berufung gegen Bescheide der Organe der Regie­

rung sowohl wie der Selbstverwaltung soll nur an 
eine höhere Instanz zulässig sein, sofern die Gesetze 
in dieser Hinsicht nicht Ausnahmen vorsehen.

Artikel 72
Die Gesetze führen den Grundsatz durch, daß gegeu 

erstinstanzliche Strafbescheide der Verwaltungsbehör­
den den Parteien das Recht der Berufung an das 
ordentliche Gericht zusteht.

Artikel 73
Zur Entscheidung über die Gesetzmäßigkeit von 

Verwaltungsakten im Bereich der Regierungs- wie 
der Selbstverwaltung wird durch besonderes Gesetz 
eine Verwaltungsgerichtsbarkeit eingeführt, die sich in 
ihrer Organisation auf das Zusammenwirken von 
Laien- und richterlichen Faktoren stützt, mit einem 
Obersten Verwaltungstribunal an der Spitze.

T e i l IV
Artikel 74

Die Gerichte walten des Rechts im Namen der 
Polnischen Republik.

Artikel 75
Verfassung, Zuständigkeit und Berfahrensart aller 

Gerichte werden im Wege der Gesetzgebung geregelt.

Artikel 76
Die Richter ernennt der Präsident der Republik, 

sofern nicht das Gesetz abweichende Bestimmungen 
enthält, jedoch werden die Friedensrichter in der 
Regel von der Bevölkerung gewählt.

Das Nichteramt kann nur von einer Person über­
nommen werden, die den gesetzlichen Anforderungen 
entspricht.

Artikel 77
Die Richter sind in Ausübung ihres richterlichen 

Amtes unabhängig und nur den Gesetzen unterworfen.
Gerichtliche Entscheidungen dürfen weder durch die 

gesetzgebende noch durch die ausführende Gewalt um- 
gestoßen werden.

Artikel 78
Ein Richter kann gegen seinen Willen nur kraft 

richterlicher Entscheidung und nur in den gesetzlich be­
stimmten Fällen dauernd oder zeitweise seines Amtes 
enthoben oder an eine andere Stelle oder in den Ruhe­
stand versetzt werden.
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Diese Vorschrift berührt nicht den Fall, daß die 
Versetzung des Richters an eine andere Stelle oder in 
den Ruhestand durch eine im Wege des Gesetzes ver­
fügte Veränderung der Organisation der Gerichte hcr- 
vorgerufen ist.

Artikel 79
Richter dürfen ohne vorgängige Einwilligung des 

im Gesetz anzugebenden Gerichts nicht zur strafrecht­
lichen Verantwortung gezogen oder in Haft genommen 
werden, sofern sie nicht auf frischer Tat ergriffen sind, 
aber auch in diesem Falle kann das Gericht die unver­
zügliche Haftentlassung verlangen.

Artikel 80
Die Sonderstellung der Richter, ihre Rechte, Pflich­

ten und Besoldung regelt ein besonderes Gesetz.

Artikel 81
Die Gerichte sind nicht berechtigt, die Gültigkeit ge­

hörig verkündeter Gesetze zu prüfen.

A r t i k e l 82
Die Verhandlungen vor dein erkennenden Gericht 

sind sowohl in Zivil- wie in Strafsachen öffentlich, 
sofern die Gesetze in dieser Hinsicht keine Ausnahmen 
vorsehen.

Artikel 83
Zur Rechtsprechung über mit schwereren Strafen be­

drohte Verbrechen < und über politische Verbrechen wer­
den Schwurgerichte xr^si^àolr) eingerichtet 
werden. Die der Zuständigkeit der Schwurgerichte 
unterliegenden Handlungen, die Organisation dieser 
Gerichte und den Verfahrenszug bestimmen besondere 
Gesetze.

A r t i k e l 84
Es wird ein oberstes Gericht (8yä 

für zivil- und strafgerichtliche Sachen gebildet.

Artikel 85
Die Verfassung der Militärgerichte, ihre Zuständig­

keit und Verfahrensart, die Rechte und Pflichten der 
Mitglieder dieser Gerichte bestimmen besondere 
Gesetze.

Artikel 86
Zur Entscheidung von Streitigkeiten über Zustän­

digkeit zwischen Verwaltungsbehörden und Gerichten 
wird durch Gesetz ein besonderer Kompetenzgerichtshof 
(tribunal llomxstsne^jn^) eingesetzt.

TeilV
Artikel 87

Ein Polnischer Bürger darf nicht gleichzeitig Ange­
höriger eines fremden Staates sein.

A r t i k e l 88
Das polnische Bürgerrecht wird erworben:

a) durch Geburt von Eltern, die das polnische Bür­
gerrecht besitzen,

l>) durch Verleihung des Bürgerrechts seitens der 
dazu berufenen Staatsbehörde.

Weitere Bestimmungen hinsichtlich des polnischen 
Bürgerrechts, seines Erwerbs und Verlusts treffen 
besondere Gesetze.

A r t i k e l 89
Erste Bürgerpflicht ist Treue gegenüber der pol­

nischen Republik.

Artikel 90
Jeder Bürger hat die Pflicht, die Verfassung des 

Staats und die andern geltenden Gesetze und Ver­
ordnungen der Staats- und Selbstverwaltungsbehör­
den zu ehren und zu beachten.

A r t i k e l 91
Alle Bürger sind zum Heeresdienst verpflichtet. 

Die Art und Weise, die Einrichtung und Dauer des 
Dienstes, die Befreiung von dieser Pflicht und sämt­
liche Leistungen für Heereszwecke werden im Wege der 
Gesetzgebung bestimmt.

A r t i k e l 92
Alle Bürger haben die Pflicht, sämtliche durch Gesetz 
auferlegten Lasten und öffentlichen Leistungen zu 
tragen.

Artikel 93
Alle Bürger sind verpflichtet, die rechtmäßige Ge­

walt zu achten und ihr die Erfüllung ihrer Aufgaben 
zu erleichtern sowie gewissenhaft die öffentlichen Pflich­
ten zu erfüllen, zu denen sie das Volk oder die zustän­
dige Behörde aufruft.

A r t i k e l 94
Die Bürger haben die Pflicht, ihre Kinder zu rech­

ten Bürgern des Vaterlandes zu erziehen und ihnen 
zum mindesten die Elementarbildung angedeihen zu 
lassen.

Diese Pflicht wird durch besonderes Gesetz näher 
geregelt.

Artikel 95
Die polnische Republik sichert auf ihrem Gebiet 

allen ohne Unterschied der Herkunft, Nationalität, 
Sprache, Rasse oder Religion vollen Schutz des Lebens, 
der Freiheit und des Eigentums zu.

Ausländer genießen unter der Bedingung der 
Gegenseitigkeit gleiche Rechte mit den Bürgern des 
polnischen Staates und haben die gleichen Pflichten 
wie diese, sofern nicht die Gesetze ausdrücklich das pol­
nische Bürgerrecht erfordern.

A r t i k e l 96
Alle Bürger sind vor dem Gesetz gleich. Die öffent­

lichen Ämter sind zu den gesetzlich vorgeschriebenen 
Bedingungen in gleichem Maße allen zugänglich.

Die polnische Republik erkennt Geburts- oder Stan­
desprivilegien nicht an, ebensowenig Wappen, Ge­
burtstitel und andere mit Ausnahme von wissen­
schaftlichen, Amts- und Berufstiteln. Die Bürger der 
Republik dürfen ohne Genehmigung des Präsidenten 
der Republik fremdländische Titel und Orden nicht 
annehmen.

A r t i k e l 97
Beschränkungen der persönlichen Freiheit, insbeson­

dere persönliche Durchsuchung und Verhaftung, sind 
nur in den vom Gesetz vorgesehenen Fällen und in 
der durch die Gesetze bestimmten Art auf Grund von 
Verfügungen der Gerichtsbehörden zulässig.

Konnte die gerichtliche Verfügung nicht sofort er­
lassen werden, so muß sie spätestens binnen 48 Stun­
den unter Angabe der Gründe der Durchsuchung oder 
Verhaftung zugestellt werden.

Verhaftete, denen nicht binnen 48 Stunden die 
Gründe der Verhaftung schriftlich unter Unterschrift 
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der Gerichtsbehörden angegeben worden sind, erlangen 
unverzüglich die Freiheit zurück.

Die Gesetze bestimmen die Zwangsmittel, die den 
Verwaltungsbehörden zur Durchführung ihrer Anord­
nungen zustehen.

Artikels
Niemand darf seinem gesetzmäßige» Richter entzogen 

werde». Ausnahmegerichte sind nur in den Fälle» 
statthaft, die i» vor Verübung der Straftat erlassenen 
Gesetzen bestimmt sind. Strafverfolgung eines Bür­
gers und Verurteilung ist nur auf Grund eines 
gültigen Gesetzes zulässig. Strafen, die mit körper­
lichen Peinigungen verbunden sind, sind unzulässig, 
und niemand darf solchen Strafen unterworfen 
werden.

Kein' Gesetz darf einen: Bürger den Gerichtsweg 
zur Untersuchung von Unrecht und Schädigung ver­
schließen.

A r t i k e l 99
Die polnische Republik erkennt jegliches Eigentum, 

sei es das persönliche der einzelnen Bürger, sei es das 
Gesamteigentum von Vereinigungen von Bürgern, 
von Anstalten, von Selbstverwaltungskörpern und 
schließlich das des Staates selbst als eine der wichtig­
sten Grundlagen des gesellschaftlichen Aufbaus und 
der Rechtsordnung an und verbürgt allen Bewohnern, 
Anstalten oder Gesamtheiten den Schutz ihres Besitzes; 
sie läßt nur in den vom Gesetz vorgesehenen Fällen 
eine Aufhebung (Enteignung) oder Beschränkung des 
Eigentums, sei es des persönlichen (Einzel-) oder Ge- 
samteigentums, aus Rücksichten des höheren Nutzens 
gegen Entschädigung zu. Nur das Gesetz kann be­
stimmen, welche Güter und in welchem Umfange sie 
mit Rücksicht auf den allgemeinen Nutzen ausschließlich 
Eigentum des Staates bilden sollen, und inwiefern 
die Rechte der Bürger und ihrer rechtlich anerkannte» 
Vereinigungen auf freie Nutzung von Land, Ge­
wässern, Mineralien und anderen Naturschätzen aus 
öffentlichen Rücksichten einer Beschränkung unterliege» 
dürfen.

Der Boden als einer der wichtigsten Faktoren des 
völkischen und staatlichen Lebens darf nicht Gegenstand 
eines unbeschränkten Handels sein. Gesetze regeln das 
dem Staat zustehende Recht auf zwangsweise:: Ankauf 
von Land sowie den Handel mit Land unter Berück­
sichtigung des Grundsatzes, daß die Agrarverfassung 
der polnischen Republik sich auf zur ordnungsmäßigen 
(rationellen) Produktion fähige und persönliches 
Eigenturn bildende Landwirtschaften stützen soll.

A r t i k e l 100
Die Wohnung des Bürgers ist unantastbar. Die 

Verletzung dieses Rechts durch Eindringen in die Woh­
nung, Haussuchung, Beschlagnahme von Papieren oder 
beweglichen Sachen darf — abgesehen von der Not­
wendigkeit der Durchführung von Verwaltungsanord­
nungen, die sich auf eine ausdrückliche gesetzliche Er­
mächtigung stützen — nur erfolgen auf Verfügung der 
Gerichtsbehörden ü: der Form und in den Fällen, 
die das Gesetz Vorsicht.

A r t i k e l 101
Jeder Bürger ist frei, sich seinen Wohnsitz und Auf­

enthaltsort im Staatsgebiet zu wählen, zu verziehen 
und auszuwandern, er ist nicht minder frei in der 

Wahl seines Berufs und Erwerbs sowie in der Über­
tragung seines Eigentums.

Eine Beschränkung dieser Rechte kann nur durch 
Gesetz eingeführt werden.

A r t i k e l 102
Die Arbeit als Hauptgrundlage des Reichtums der 

Republick, soll unter den: besonderen Schutz des 
Staates stehen.

Jeder Bürger hat ein Recht auf staatlichen Schutz 
seiner Arbeit und im Falle der Arbeitslosigkeit, der 
Krankheit, des Unfalls und der Arbeitsuntauglichkeit 
auf soziale Versicherung, die ein besonderes Gesetz 
festlegt.

Der Staat hat die Pflicht, auch moralische Fürsorge 
und die Tröstungen der Religion den Bürgern an­
gedeihen zu lassen, deren er sich in öffentlichen An­
stalten, wie Erziehungsanstalten, Kasernen, Kranken­
häusern, Gefängnissen, Asylen unmittelbar annimmt.

A r t i k e l 103
Kinder ohne hinreichende elterliche Fürsorge, die 

hinsichtlich ihrer Erziehung verwahrlost sind, haben ei:: 
Anrecht auf staatlichen Schutz und Hilfe in dem ge­
setzlich bestimmten Umfange.

Die Entziehung der elterliche:: Gewalt über ein 
Kind kann nur im Wege gerichtlicher Entscheidung 
erfolgen.

Besondere Gesetze regeln den Mutterschaftsschutz.
Die Erwerbsarbeit der Kinder unter 15 Jahren, die 

Nachtarbeit der Frauen und jugendlichen Arbeiter ür 
für sie gesundheitsschädlichen Gewerbezweigen ist 
verboten.

Die ständige Beschäftigung von Kinder:: im schul­
pflichtigen Alter mit Erwerbsarbeit ist verboten.

A r t i k e l 104
Jeder Bürger hat das Recht, seine Gedanken und 

Überzeugungen frei auszudrücken, sofern dadurch nicht 
Rechtsvorschriften verletzt werden.

Artikel 105
Die Freiheit der Presse wird gewährleistet. Die 

Zensur oder ein Konzessionssystem für die Heraus­
gabe von Druckschriften darf nicht eingeführt werden. 
Den inländischen Zeitungsverlegern und Druckwerken 
darf das Postdebit nicht entzogen, noch ihre Verbrei­
tung im Gebiet der Republik beschränkt werden.

Ein besonderes Gesetz regelt die Verantwortung 
wegen Mißbrauchs dieser Freiheit.

A r t i k e l 106
Das Brief- und Korrespondenzgeheimnis darf nur 

in den von: Gesetz vorgesehenen Fällen verletzt werden.

A r t i k e l 107
Die Bürger haben das Recht, einzeln oder gemein­

sam Petitionen a:: alle repräsentativen Körperschaften 
und öffentlichen Staats- und Sclbstverwaltungs- 
behördcn zu richten.

A r t i k e l 108
Die Bürger haben das Recht, sich zu organisieren 

(Koalitionsfreiheit), sich zu versammeln und sich zu 
Gesellschaften und Vereinen zu vereinigen.

Die Ausführung dieser Rechte regeln die Gesetze.
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A r t i k e l 109
Jeder Bürger hat das Recht, seine Rationalität zu 

bewahren und seine Sprache und nationalen Eigen­
tümlichkeiten zu pflegen.

Besondere staatliche Gesetze sichern den Minder­
heiten im polnischen Staat die volle freie Entwicklung 
ihrer nationalen Eigentümlichkeiten mit Hilfe von 
autonomen Minderheitsverbänden öffentlich-recht­
lichen Charakters im Umfang (v ollrßllich der Ver­
bände der allgemeinen Selbstverwaltung.

Der Staat wird hinsichtlich ihrer Tätigkeit das 
Recht der Kontrolle und der Ergänzung ihrer finan­
ziellen Mittel im Fall der Bedürftigkeit haben.

Artikel 110
Die polnischen Bürger, die zu nationalen, kon­

fessionellen oder sprachlichen Minderheiten gehören, 
haben in gleicher Weise wie die anderen Bürger das 
Recht zur Gründung, Beaufsichtigung und Verwaltung 
von Wohltätigkeits-, religiösen und sozialen Anstalten, 
Schulen und anderen Erziehungsanstalten auf ihre 
eigenen Kosten sowie zum freien Gebrauch ihrer 
Sprache und zur freien Religionsübung in diesen.

Artikel 111
Allen Bürgern wird Gewissens- und Bekenntnis­

freiheit verbürgt. Kein Bürger darf wegen seines Be­
kenntnisses und seiner religiösen Überzeugungen in den 
den anderen Bürgern zustehenden Rechten beschränkt 
werden.

Alle Einwohner des polnischen Staates haben das 
Recht, sowohl öffentlich wie privat ihren Glauben frei 
zu bekennen und die Vorschriften ihrer Religion oder 
ihres Ritus zu üben, sofern das nicht gegen die öffent­
liche Ordnung und die guten Sitten verstößt.

Artikel 112
Die Freiheit des Bekenntnisses darf nicht in einer 

Art ausgeübt werden, die gegen die Gesetze verstößt. 
Niemand darf sich der Erfüllung der öffentlichen 
Pflichten unter Berufung auf seine religiösen Über­
zeugungen entziehen. Niemand darf zur Teilnahme 
an religiösen Handlungen und Gebräuchen gezwungen 
werden, sofern er nicht der elterlichen oder vormund- 
schaftlichen Gewalt untersteht.

Artikel 113
Jeder vom Staat anerkannte Religionsverband hat 

das Recht, gemeinsame und öffentliche Gottesdienste 
abzuhalten, kann selbständig seine inneren Angelegen­
heiten regeln, bewegliches und unbewegliches Eigen­
tum besitzen und erwerben, es verwalten und darüber 
verfügen; er bleibt im Besitze und Genusse seiner Stif­
tungen und Fonds, ebenso seiner Anstalten für reli­
giöse, Lehr- und Wohltätigkeitszwecke. Kein Reli­
gionsverband darf jedoch im Gegensatz zu den Ge­
setzen des Staates stehen.

Artikel 114
Das römisch-katholische Bekenntnis als die Religion 

der überwiegenden Mehrheit des Volkes nimmt im 
Staat die Hauptstellung unter den gleichberechtigten 
Bekenntnissen ein.

Die römisch-katholische Kirche regiert sich nach 
eigenen Gesetzen. Das Verhältnis des Staates zur 
Kirche wird auf der Grundlage eines Abkommens mit 
dein apostolischen Stuhl festgestellt, das der Rati­
fikation durch den Sejm unterliegt.

Artikel 115
Die Kirchen der religiösen Minderheiten und die 

anderen rechtlich anerkannten Religionsverbände 
regieren sich nach eigenen Gesetzen, denen der Staat 
die Anerkennung nicht versagen wird, sofern sie nicht 
Bestimmungen enthalten, die mit dem Gesetz in 
Widerspruch stehen.

Das Verhältnis des Staates zu diesen Kirchen und 
Bekenntnissen wird auf gesetzlichem Wege nach Ver­
ständigung mit ihren rechtmäßigen Vertretungen 
festgesetzt.

Art ikel 116
Die Anerkennung eines neuen oder bisher noch nicht 

rechtlich anerkannten Bekenntnisses wird Religions­
verbänden, deren Einrichtung, Lehre und Verfassung 
nicht gegen die öffentliche Ordnung und die guten 
Sitten verstößt, nicht versagt werden.

Artikel 117
Die wissenschaftliche Forschung und die Verkündung 

ihrer Ergebnisse sind frei. Jeder Bürger hat das 
Recht, zu unterrichten, Schulen oder Erziehungs­
anstalten zu gründen und zu leiten, sofern er bezüglich 
Lehrbefähigung, Sicherheit der ihm anvertrauten 
Kinder und sein loyales Verhalten zum Staat den ge­
setzlich vorgeschriebenen Bedingungen genügt.

Sämtliche Schulen und Erziehungsanstalten, öffent­
liche wie private, unterstehen der Aufsicht der 
Staatsbehörden in dem durch die Gesetze bezeichneten 
Umfange.

Artikel 118
Im Rahmen der allgemeinen Schule (Volksschule) 

ist der Unterricht obligatorisch für alle Staatsbürger. 
Zeit, Umfang und Art dieser Schulpflicht bestimmt ein 
Gesetz.

Artikel 119
Der Unterricht in den Staats- und Kommunal- 

schulen ist unentgeltlich.
Hervorragend befähigten, aber minderbemittelten 

Schülern sichert der Staat Stipendien zum Besuch von 
Mittel- und höheren Anstalten (salrlackv srsckais i 
>vv-8M) zu.

Artikel 120
In jeder Lehranstalt, deren Lehrplan die Ausbil­

dung der Jugend unter 18 Jahren umfaßt und die 
ganz oder teilweise durch den Staat oder Selbstverwal­
tungskörper unterhalten wird, ist der Religionsunter­
richt für alle Schüler obligatorisch. Die Leitung oder 
Aufsicht über den Religionsunterricht in den Schulen 
steht dem betreffenden Religionsverband zu, vorbehalt­
lich des Oberaufsichtsrcchts der staatlichen Schul- 
bchörden.

Artikel 121
Jeder Bürger hat das Recht, für Schäden, die ihm 

Organe der bürgerlichen oder militärischen Staats­
gewalt durch eine mit dem Gesetz oder den Dienst­
pflichten unverträgliche amtliche Tätigkeit zugefügt 
haben, Entschädigung zu Verlangen. Verantwortlich 
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für den Schaden ist der Staat solidarisch mit den 
schuldigen Organen; die Anstrengung der Klage gegen 
den Staat und gegen die Beamten ist nicht abhängig 
von der Genehmigung einer öffentlichen Behörde. Die 
gleiche Verantwortung trifft Gemeinden und andere 
Selbstverwaltungskörperschaften sowie deren Organe.

Die Durchführung dieser Bestimmung regeln be­
sondere Gesetze.

Artikels
Die Bestimmungen über die Bürgerrechte finden 

auch auf Personen Anwendung, die zur bewaffneten 
Macht gehören. Ausnahmen von diesem Grundsatz 
bestimmen besondere Militärgesetze.

Artikel 123
Die bewaffnete Macht darf nur auf Anforderung der 

Zivilbehörde unter genauer Beachtung der Gesetze zur 
Hilfeleistung bei der Unterdrückung von Unruhen oder 
zur zwaugsweisen Durchführung von Rechtsvor­
schriften herangezogen werden. Ausnahmen von 
diesem Grundsatz sind nur kraft des Gesetzes über den 
Ausnahme- und Kriegszustand zulässig.

Artikel 124
Die zeitweilige Außerkraftsetzung folgender Bür­

gerrechte: persönliche Freiheit (Artikel 97), Unver- 
letzlichkeit der Wohnung (Artikel 100), Presse­
freiheit (Artikel 105), Briefgeheimnis (Artikel 106), 
Äoalitions-, Vereins- und Versammlungsfreiheit 
(Artikel 108), kann für das ganze Staatsgebiet oder 
für einzelne Ortschaften angeordnet werden, in welchen 
es die allgemeine Sicherheit erfordert.

Eine derartige Außerkraftsetzung kann nur der 
Ministerrat unter Zustimmung des Präsidenten der 
Republik während des Krieges oder bei drohender 
Kriegsgefahr oder während innerer Unruhen oder 
bei ausgedehnten landesverräterischen Verschwörungen, 
die die Verfassung des Staates oder die Sicherheit der 
Bürger bedrohen, anordnen.

Ergeht eine solche Anordnung des Ministerrates 
während der Dauer einer Sejmtagung, so muß sie dem 
Sejm sofort zur Bestätigung vorgelegt werden. Wird 
eine solche Anordnung, die für ein mehr als eine 
Wojewodschaft umfassendes Gebiet gelten soll, während 
einer Unterbrechung der Sejmberatungen erlassen, so 
tritt der Sejm binnen 8 Tagen, vom Tage der Ver­

kündung der betreffenden Anordnung automatisch zu 
entsprechender Beschlußfassung zusammen.

Versagt der Sejm die Bestätigung, so tritt der Aus­
nahmezustand sofort außer Kraft. Verhängt der 
Ministerrat den Ausnahmezustand nach Beendigung 
der Wahlperiode des Äjm (ollros sosmov-v) oder 
nach Auflösung des Sejms, so muß die betreffende 
Anordnung dem neugewählten Sejm unverzüglich auf 
der ersten Sitzung vorgelegt werden.

Diese Grundsätze regelt näher ein Gesetz über den 
Ausnahmezustand.

Die Grundsätze über zeitweise Außerkraftsetzung der 
vbengenannten Bürgerrechte zur Kriegszeit auf den 
von Kriegshandlungen betroffenen Gebieten regelt ein 
Gesetz über den Kriegszustand.

Teil VI
Artikel 125

Eine Änderung der Verfassung kann nur bei An­
wesenheit von mindestens der Hälfte der gesetzlichen 
Anzahl der Abgeordneten bzw. der Senatsmitglieder 
mit einer Stimmenmehrheit von beschlossen 
werden.

Der Antrag auf Änderung der Verfassung muß 
mindestens von der gesetzlichen Anzahl der Ab­
geordneten unterschrieben sein, seine Einbringung 
mindestens 15 Tage vorher angekündigt werden.

Der zweite auf Grund dieser Verfassung zusammen­
tretende Sejm kann selbständig eine Revision des Ver­
fassungsgesetzes durch einen mit Mehrheit bei An­
wesenheit von mindestens der Hälfte der gesetzlichen 
Anzahl der Abgeordneten gefaßten Beschluß vor­
nehmen.

Artikel 126
Diese Verfassung tritt mit dem Tage ihrer Ver­

kündung bzw. sofern die Verwirklichung ihrer ein­
zelnen Vorschriften vom Erlaß entsprechender Gesetze 
abhängt, mit dem Tage des Inkrafttretens dieser 
in Kraft.

Alle gegenwärtig bestehenden Vorschriften und 
Rechtsverordnungen, die mit den Bestimmungen dieser 
Verfassung nicht übereinstimmen, werden spätestens 
innerhalb eines Jahres nach Annahme dieser Ver­
fassung der gesetzgebenden Körperschaft zur Herbei­
führung ihrer Übereinstimmung mit dieser im Wege 
der Gesetzgebung vorgelegt.
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6.

Deutsch-polnisches Abkommen über Oberschlesien 
vom 15. Mai 1922.

préambule

d'uns park,
et T.4

d'autrs part,,
X6u d'établir sn Hauts Lilssis un rögims con- 

vsntioimsl sn conkormits avsc Iss dispositions 
contsnuss dans l'articls II ds la décision do la 
Conksrsncs dos Ambassadeurs sn date du 20 oc- 
tobrs 1921 st dsstinsss a garantir dans I'intsrst 
commun la continuité de la vis economique sn 
Hauts Lilèà ainsi que la protection dos mino­
rités, ont nomme pour leurs plénipotentiaires:

l'Allemagne: Nonsieur àgen Lcàîffer, ancien 
Ninistrs du Toicb allemand,

la Tologns: Nonsisur Casimir OisLoroski, Ni- 
nistrs plénipotentiaire,

lesquels, apres avoir sebangs leurs pleins pouvoirs 
reconnus en bonus et dus korms, ont, sous la 
prssidsncs de Nonsisur Telia: Caà?àr, ancien 
Tresident de la Confédération suisse, designs 
Crssidsnt ds la Conksrsncs germano-polonaise 
par lo Conseil ds la société des dations, convenu 
des stipulations suivantes:

Präambel

Um in Oberschlesien einen vertragsmäßigen Zu­
stand gemäß den in Artikel II der Entscheidung der 
Botschafterkonferenz vom 20. Oktober 1921 ent­
haltenen Bestimmungen mit dem Ziele herzustellen, 
im gemeinsamen Interesse die Aufrechterhaltung des 
Wirtschaftslebens in Oberschlesien sowie dem Schutz 
der Minderheiten sicherzustellen, haben Deutschland 
einerseits und Polen andererseits zu ihren Bevoll­
mächtigten ernannt:

Deutschland (Herrn Reichsminister a.D. Schiffer,

Polen: Herrn Bevollmächtigten Minister 
Casimir Olszowski,

die Bevollmächtigten haben, nachdem sie ihre Voll­
machten ausgetauscht und in guter und gehöriger 
Form befunden haben, unter dem Vorsitze des ehe­
maligen schweizerischen Bundespräsidenten Herrn 
Felix Calonder, der mit der Leitung der 
deutsch-polnischen Konferenz vom Bundesrat betraut 
worden war, folgende Vereinbarungen getroffen.

première Partie
Dispositions generales

Titre Premier
Droit en Vigueur

Nrtêele Tremrer
8 1

I. — Tour autant que le cbangsmsnt ds souvs- 
rainsts n'sntrains pas d'autres conséquences, les 
dispositions juridiques de kond qui, à la date du 
transkert de la souveraineté, sont en vigueur dans 
la partie polonaise du territoire plébiscite, 
resteront en vigueur pendant quinze ans, avec les 
modilleations qui pourraient découler du cbanZs- 
ment de souveraineté.

2. — Tes prescriptions de l'alinea 1 s'appli­
quent notamment aux dispositions en matière, 
minière, industrielle ou commerciale, ou en matière 
de législation du travail, compris le système 
d'inspection.

3. — seront considérées comme taisant partie 
de la législation du travail, les dispositions 
réglant les questions de placement, les conditions 
de travail, compris la juste répartition du 
travail disponible en vus de prévenir le cbômage,

Teil l
Allgemeine Bestimmungen

Titel I
Das geltende Recht

Artikel 1
8 1

(t) Soweit sich nicht aus dem Wechsel der.Staats­
hoheit ein anderes ergibt, bleiben in dem an Polen 
fallenden Teile des Abstimmungsgebiets die dort 
zur Zeit des Überganges der Staatshoheit geltenden 
materiell-rechtlichen Bestimmungen mit den aus dem 
Wechsel der Staatshoheit folgenden Abweichungen 
während eines Zeitraums von fünfzehn Jahren in 
Kraft.

(2) Die Vorschrift des Abs. I gilt insbesondere 
für die Bestimmungen, die sich auf das Bergwesen, 
das Gewerbe, den Handel oder das Arbeitsrecht, 
einschließlich des Überwachungssystems beziehen.

(3) Zum Arbeitsrechte gehören die Bestimmungen, 
die den Arbeitsnachweis, das Arbeitsverhältnis, ein­
schließlich der Arbeitsstreckung und der Verbindlich­
keitserklärung für Schiedssprüche, oder die Arbeits­
verfassung regeln, desgleichen die Bestimmungen, 
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ot la déclaration ds tores obligatoire dss arbi­
trages, ainsi que ls statut onvrisr. Tont aussi 
partis ds la législation du travail, les dispositions 
d'après lesquelles certaines questions relevant du 
droit du travail doivent être réglées à l'aide de 
connaissions paritaires composées d'emxlovsurs 
et d'employés, ainsi que les dispositions relatives 
à la participation des invalides et mutiles au 
règlement de leurs affaires; enün les dispositions 
relatives à l'assistance des classes ouvrières, v 
compris l'assistance aux ebomeurs.

82
1. — Ta Tologne pourra cependant, pendant la 

période susmentionnée de quinze ans, remplacer 
les dispositions juridiques de tond en vigueur par 
d'autres dispositions applicables dans l'ensemble 
de son territoire. Tn matière de législation sur la 
répartition du sol et de législation du travail, les 
nouvelles dispositions devront être, par leur 
contenu, propres a être substituées aux dispo­
sitions en vigueur.

2. — Ta Tologne aura de plus le droit:
1° d'adapter, sans préjudice des stipulations 

de l'alinea 1, xbrase 2, du présent xara- 
grapbe, les dispositions existantes a la situa­
tion economique et au développement ulté­
rieur de la Haute Lilssis polonaise, tout en 
respectant les principes fondamentaux sur 
lesquels ces dispositions sont basées;

2° de remplacer, sans préjudice des stipu­
lations de l'alinea 1, pbrase 2, du présent 
xaragrapbo, les dispositions concernant l'or­
ganisation, la compétence et la procedure 
administratives et judiciaires, ainsi que les 
dispositions du droit provincial actuel de la 
Lilssis, par d'autres dispositions;

3° d'introduire dans la Haute Lilesie polo­
naise les modifications que l'XüsmaZns 
jugera bon d'adopter dans la partie alle­
mande du territoire plébiscité.

8 3
Tes lois publiées après le 10 lévrier 1920, de 

même que les dispositions complementaires et 
d'execution s'v rapportant, ne seront considérées 
en vigueur, dans ls sens du xaragraxbs 1 du 
présent article, que si, conformément au xara- 
graxbs 3, alinea 3, de l'annexe à l'article 88 du 
Traite de Taix de Versailles, elles ont obtenu le 
consentement de la Tommission interalliée. Tsu 
importe à cet egard que le consentement soit ex­
près, c'est-à-dire résulte d'une decision de la Oom- 
mission interalliés publies au .tournai Officiel de 
la Haute Lilesie, ou qu'il soit tacite, c'est-à-dire 
résulte d'actes positifs et non équivoques de ladite 
Oommission.

8 4
Tes clauses de lois polonaises stipulant que 

css lois entreront en vigueur dans la Hauts 
Lilesie polonaise à datsr du transfert de la 
souveraineté, seront sans effet en tant qu'elles se 
rapportent à des dispositions dont l'entrée sn 
vigueur v serait contraire aux stipulations de la 
présents Convention, et aussi longtemps qu'elles 
s'v rapporteront.

wonach gewisse arbeitsrechtliche Angelegenheiten 
unter paritätischer Beteiligung von Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern zu ordnen sind, die Bestimmun- 
gen über die Beteiligung Schwerbeschädigter bei 
der Regelung ihrer Angelegenheiten sowie die Be­
stimmungen, welche die Fürsorge für die arbeitende 
Bevölkerung, einschließlich der Erwerbslosenfürsorge, 
betreffen.

82
(1) Polen ist jedoch berechtigt, während des 

erwähnten Zeitraums von fünfzehn Jahren die 
geltenden materiell-rechtlichen Bestimmungen durch 
ändere Bestimmungen zu ersetzen, wenn diese in 
seinem ganzen Lande zur Anwendung kommen. Auf 
dem Gebiete der Gesetzgebung über die Verteilung 
des Bodens sowie auf dein Gebiete des Arbeits­
rechts müssen die neuen Bestimmungen ihrem 
Inhalte nach geeignet sein, an die Stelle der be­
stehenden Bestimmungen zu treten.

(2) Polen hat überdies das Recht,
l. unbeschadet der Vorschrift des Abs. 1 Satz 2 

dieses Paragraphen die geltenden Bestimmungen 
der wirtschaftlichen Lage und Entwicklung Pol- 
nisch-Oberschlesiens anzupassen, ohne dabei die 
Grundlagen anzutasten, auf denen sie beruhen;

2. unbeschadet der Vorschrift des Abs. 1 Satz. 2 
dieses Paragraphen die Bestimmungen über den 
Aufbau, den Wirkungskreis und das Verfahren 
der Behörden, sowie die Bestimmungen des 
gegenwärtigen schlesischen Provinzialrechts durch 
andere Bestimmungen zu ersetzen;

3. in Polnisch-Oberschlesien die Änderungen einzu- 
führen, die Deutschland in dem ihm verblei­
benden Teile des Abstimmungsgebiets zu treffen 
gut finden wird.

8 3
Die nach dem 10. Februar 1920 verkündeten Ge­

setze nebst den Ausführungs- und Ergänzungsbestim­
mungen werden nur dann als geltend im Sinne des 
8 1 dieses Artikels angesehen, wenn sie gemäß § 3 
Abs. 3 der Anlage zu Artikel 88 des Friedensver­
trags von Versailles die Zustimmung der Inter­
alliierten Kommission erhalten haben. Hierbei kommt 
es nicht darauf au, ob die Zustimmung ausdrücklich, 
d. h. durch eine im »donrnal Okllcisl ds la Hauts- 
Lilssis« verkündete Entscheidung der Interalliierten 
Kommission, oder stillschweigend, d. h. durch positive 
schlüssige Handlungen der Interalliierten Kom­
mission, erteilt worden ist.

8 4
Die Bestimmungen polnischer Gesetze, daß diese Ge­

setze mit dem Übergänge der Staatshoheit in Poknisch- 
Oberschlesien in Kraft treten, sind insoweit und so­
lange unwirksam, als sie sich auf Vorschriften beziehen, 
deren Inkrafttreten in Polnisch-Oberschlesien den 
Bestimmungen dieses Abkommens widersprechen 
würde.
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Nrtr'oêe Z
8 i

1. — Tn cas ds contestation sur 1e point de 
savoir si des dispositions visses au paraZrapbs 2, 
alinea 1, pbrase 2, de l'article 1, sont ou ne sont 
pas propres a être substituées à des dispositions en 
vigueur, l'agent d'Ltat allemand peut, pendant les 
deux mois à dater de leur publication, demander 
que la Commission mixte décide si la contestation 
est susceptible d'être soumise à la decision de la 
Cour permanents de justice internationale. Te 
Couvsrnsment allemand pourra saisir la Cour 
permanente de l'affaire dans un delai de deux 
mois a dater ds la décision ds la Commission 
mixte, si cette decision est akllrmativs.

2. — 8i la Cour permanente ds Justice inter­
nationale décide que les dispositions contestées 
ns sont pas propres à être substituées aux dis­
positions en vigueur, le Couvsrnsment polonais 
est tenu de prendre les mesures necessaires pour 
les supprimer ou les modiüer.

3. — Tant que les dispositions sn question ne 
sont pas supprimées ou modiffêes, le Tribunal 
arbitral notamment n'est pas compétent pour 
examiner si elles sont en contradiction avec les 
stipulations ds l'articls 1.

8 2
Abstraction laits des stipulations du para- 

graxbs 1, la question de savoir si des dispositions 
édictées par la Tologns sont conformes aux stipu­
lations de l'articls 1, ns pourra pas kairs l'objet 
d'un examen par une instance internationale, 
même sn cas d'évocation.

Nrtrcie Z
Tout différend qui se produirait pendant une 

période de quinze ans entre les deux Tarties con­
tractantes au sujet d'uns mssurs législative de 
l'uns d'elles relative au rêgims des sociétés ou 
entreprises industrielles vu commerciales, et limi­
tant, d'uns manière contraire à l'squitê, la liberté 
de ces sociétés ou entreprises en ce qui concerne 
la nationalité ds leur personnel, de leurs admini­
strateurs ou de leurs capitaux, pourra être porte 
par 1s Couvernsment intéressé devant le Conseil 
ds la 8ocists des Xations, dont les deux Tarties 
contractantes s'engagent, dès à présent, à accep­
ter la decision éventuelle.

Artikcl2

81
(i) Ist streitig, ob Bestimmungen der im Artikel 1 

8 2 Abs. 1 Satz 2 bezeichneten Art geeignet sind, an 
die Stelle der bestehenden Bestimmungen zu treten, 
so kann der deutsche Staatsvertreter innerhalb 
zweier Monate nach ihrer Verkündung die Entschei­
dung der Gemischten Kommission darüber nach­
suchen, ob die Streitigkeit geeignet ist, dem Stän­
digen Internationalen Gerichtshof zur Entscheidung 
vorgelegt zu werden. Wird diese Vorfrage von der 
Gemischten Kommission bejaht, so kann die deutsche 
Regierung innerhalb zweier Monate nach der Ent­
scheidung der Gemischten Kommission die An­
gelegenheit dem Ständigen Internationalen Gerichts­
hof unterbreiten.

(2) Entscheidet der Ständige Internationale Ge­
richtshof, daß die angefochtenen Bestimmungen nicht 
geeignet sind, an die Stelle der bestehenden Bestim­
mungen zu treten, so ist die polnische Regierung ver­
pflichtet, die zu ihrer Aufhebung oder Abänderung 
notwendigen Maßnahmen zu treffen.

(3) Solange die angefochtenen Bestimmungen 
nicht aufgehoben oder abgeändert worden sind, ist 
auch das Schiedsgericht nicht befugt, zu prüfen, ob 
gc mit den Vorschriften des Artikel 1 im Wider­
sprüche stehen.

8 2
Abgesehen von den Vorschrften des 8 1 ist die 

r^rage, ob eine von Polen erlassene Bestimmung mit 
den Vorschriften des Artikel 1 im Einklang ist, der 
Prüfung durch eine internationale Instanz entzogen, 
auch im Falle der Evokation.

Artikel 3
Ergeben pch zwischen den vertragschließenden 

Teilen während eines Zeitraums von fünfzehn Jah­
ren Meinungsverschiedenheiten über eine gesetzgebe­
rische Maßnahme eines der beiden Staaten, die 
Industrie- oder Handelsgesellschaften oder -Unter­
nehmungen zum Gegenstände hat, und in unbilliger 
Weise die Freiheit dieser Gesellschaften oder Unter­
nehmungen hinsichtlich der Staatsangehörigkeit ihres 
Personals, der an ihrer Verwaltung beteiligten Per­
sonen oder ihres Vermögens beeinträchtigt, so können 
üe von der Regierung des anderen Staates dem 
Völkerbundsrat unterbreitet werden, dessen etwaige 
Entscheidung beide Regierungen anzunehmen sich 
verpflichten.
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Titre II

protection à âroit8 ucqà
Article 4

8 1
1. — sans préjudice des dispositions de Tar- 

ticie 256 du Traite de Taix de Versailles, l'XIIs- 
maZne et la Tologne reconnaîtront et respecteront 
les droits de toute nature, et notamment les 
concessions et privilèges acquis avant le transfert 
de la souveraineté par des particuliers, des so­
ciétés ou des personnes morales, dans leurs parties 
respectives du territoire plébiscité, et cela sn con­
formité des lois relatives aux dits droits st dss 
dispositions qui vont suivrs.

2. — Ta Tologne ss rsssrve, pendant six mois 
à dater du transfert de la souveraineté, ls droit 
de retirer les concessions et privilèges accordes 
après le 20 octobre 1921, dont le bénéficiaire ns 
pourrait pas démontrer à la requête des autorités 
polonaises compétentes qu'ils ont èts confères 
dans des conditions administrativement régulières.

8 2
Ta reconnaissance st ls respect des droits acquis 

comportent en particulier l'observation dss prin­
cipes suivants :

1° Tes mesures prises en debors de la légis­
lation générais seront inadmissibles si elles 
ne sont pas applicables aux ressortissants 
de TLtat qui les prend.

2° Te droit de poursuites, c'est-à-dire le re­
cours aux tribunaux, aux juridictions ad­
ministratives ou aux autorités bisrarebiqus- 
ment competentes, ns pourra êtrs supprimé 
par dss modifications ds la législation.

3° 8i dss concessions ou dss privilèges, autori­
sant ou concernant des installations, ex­
ploitations, etablissements ou entreprises 
situés ou à situer sur ls territoire plébiscité, 
ou avant trait à un objet situe sur ledit 
territoire (concessions ou privilèges à in­
cidence locale), ou bien si des droits subjec­
tifs qui ns proviennent pas d'uns concession, 
tels que des créances, dont ns fût-ce qu'un 
dss lisux d'sxècution mentionnés au para- 
graxbs 269 du Tods civil allemand ss trouve 
dans ls territoire plébiscité, sont supprimés 
ou diminues par l'application ds lois gsnsra- 
lss ou par d'autres dispositions, TTtat qui 
applique css lois ou prend css dispositions 
sera tenu à l'indemnisation complète. 6e qui 
précède ne s'applique pas aux restrictions 
temporaires qui, d'après le droit sn vigueur, 
doivent être tolérées par tout titulaire d'un 
droit.

Xux concessions ou privilèges à incidence 
locale appartiennent sn particulier : les con­
cessions autorisant ou concernant les instal­
lations, exploitations, etablissements ou

Titel II
Schutz der erworbenen Rechte

Artikel 4

8 i
(i) Unbeschadet der Bestimmungen des Artikel 256 

des Friedensvertrags von Versailles werden 
Deutschland und Polen die Rechte aller Art und 
insbesondere die Konzessionen und Privilegien, die 
vor dem Übergänge der Staatshoheit von natürlichen 
Personen, Gesellschaften oder juristischen Personen 
erworben worden sind, auf ihrem Teile des Ab­
stimmungsgebiets nach Maßgabe der für sie geltenden 
Gesetze und der nachfolgenden Bestimmungen aner­
kennen und achten.

(2) Polen behält sich für die Dauer von sechs 
Monaten nach dem Übergänge der Staatshoheit das 
Recht vor, die nach dem 20. Oktober 1921 erteilten 
Konzessionen und Privilegien zu entziehen, falls der 
Berechtigte nicht auf Erfordern der zuständigen pol­
nischen Behörde darlegen kann, daß die Erteilung 
im Rahmen einer ordnungsmäßigen Verwaltung 
erfolgt ist.

82
Die Anerkennung und Achtung der erworbenen 

Rechte schließt insbesondere die Einhaltung folgender 
Grundsätze in sich:

1. Maßnahmen außerhalb der allgemeinen Gesetz­
gebung sind unzulässig, wenn sie nicht auch auf 
die eigenen Staatsangehörigen Anwendung 
finden.

2. Die Rechtsverfolgung, d. h. die Anrufung der 
Gerichte, der Verwaltungsgerichte oder der im 
Jnstanzenzuge zuständigen Verwaltungsbehör­
den darf durch eine Änderung der Gesetzgebung 
nicht ausgeschlossen werden.

3. Werden Konzessionen oder Privilegien, die für 
im Abstimmungsgebiete gelegene oder zu er­
richtende Anlagen, Betriebe, Anstalten oder 
Unternehmungen erteilt worden sind, oder die 
sich auf einen im Abstimmungsgebiete belegenen 
Gegenstand beziehen (örtlich gebundene Kon­
zessionen oder Privilegien), oder werden nicht 
auf Verleihung beruhende subjektive Rechte, ein­
schließlich Forderungen, bei denen auch nur einer 
der im 8 269 des Deutschen Bürgerlichen Gesetz­
buchs genannten Erfüllungsorte im Abstim­
mungsgebiete liegt, durch Anwendung allge­
meiner Gesetze oder Anordnungen aufgehoben 
oder beeinträchtigt, so ist der Staat, der die Ge­
setze anwendet oder die Anordnungen trifft, zur 
vollen Entschädigung verpflichtet. Dies gilt nicht 
für vorübergehende Beschränkungen, die nach dem 
geltenden Recht jeder Rechtsinhaber dulden muß.

Zu den örtlich gebundenen Konzessionen oder 
Privilegien gehören insbesondere: Konzessionen 
für Anlagen, Betriebe, Anstalten oder Unter­
nehmungen, ausschließliche Gewerbeberechtigun- 
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entreprises, les privilèges exclusifs d'exercer 
une profession (aussc/Uressire/re Gewerüe- 
beree/ttrAîtnsem) ou les privilèges indu­
striels attacllss à un tonds (TealAerveröe- 
àereeàtr.yurrseir), les concessions de clismins 
de ter à voie normale ou a voie étroite, les 
concessions concernant l'utilisation des cours 
d'eau, les concessions et privilèges rotatifs a 
l'exploitation de xliarmacies, les droits résul­
tant de la concession du droit d'expropriation 
ou de la propriété de mines, compris les 
concessions regionales
Aen), en6n les droits résultant de demandes 
de concessions de mines (àtunAen) ainsi 
que les privilèges d'exploitation minière 
(TerAbaupràJepà ).

4° T'attestation officielle de la capacité de 
médecin, de dentiste et de vétérinaire, et 
l'autorisation d'exercer la profession de sage- 
kemms, ainsi que de géomètre ou toxograplie 
des mines, et de marsclial-ferrant, seront 
traitées de la meme manière que des con­
cessions et privilèges a incidence locale, 
pourvu que les professions en question aient 
ete exercées dans le territoire plébiscite au 
moins depuis le l^ janvier 1922 et jusqu'à 
la date du transfert de la souveraineté.

8 3
1. — Tour autant qu'à la date du transfert de 

la souveraineté, dos droits subjectifs ou des cré­
ances dont ne fût-ce qu'un dos lieux d'execution 
mentionnes au paragraxbo 269 du Code civil alle­
mand ss trouve dans le territoire plébiscite, 
auront etc établis ou constates par dos jugements 
ou decisions définitifs et exécutoires des cours do 
justice ou tribunaux allemands, des tribunaux do 
commerce, dos conseils de prud'bommes, des tri­
bunaux arbitraux des corporations do métiers, dos 
ofticss de conciliation on matière de baux à forme, 
cos jugements et decisions seront executoires tant 
en Haute 8ilèsis polonaise qu'on ^llomagno. Il on 
est do mémo on es qui concerne Iss autres titres 
executoires relatifs à dos droits ou des creances 
de l'espèce susmentionnée, pourvu que, d'après 
les dispositions des lois relatives à la procedure, 
cos titres aient la même valeur que des jugements 
on es qui concorno l'exécution forces. Vont excep­
tes les jugements et decisions constatant des 
droits ou des créances de l'espèce susmentionnés, 
s'ils ns sont devenus définitifs et executoires 
qu'après le 31 décembre 1921. On s'en tiendra dans 
ce cas aux prescriptions des lois relati res à l'exe­
cution des jugements etrangers.

2. — Ta formule executoire est délivres par le 
greffier du tribunal qui conserve l'original du 
titre, ou par et notaire qui a dresse l'acte. Il faut 
que la formule executoire ou qu'uns remarque 
complementaire fasse ressortir que le titrs est 
executoire tant sn Hauts 8ilèsis polonaise qu'en 
.àllsmagns. 8'il est allègue que, d'après les dis­
positions de la présente Convention, une telle 
formule executoire ou remarque complementaire 
n'aurait pas dû être accordés, lo débiteur pourra, 
conformement au paragraxbo 766 du Code alle­
mand do procédure civils, faire à est égard usags 

gen oder Realgewerbebercchtigungen, Konzes­
sionen für Privateisenbahnen oder Kleinbahnen, 
Wasscrrechtskonzessionen, Apothekenkonzessionen 
oder -Privilegien, Rechte aus der Verleihung 
des Enteignungsrechts oder des Bergwerkseigen­
tums, einschließlich der Distriktsverleihungen, 
Rechte aus Mutungen sowie Bergbauprivilegien.

4. In derselben Weise wie die örtlich gebundenen 
Konzessionen und Privilegien sind die Appro­
bationen der Arzte, Zahnärzte und Tierärzte, 
die Berechtigungen der Hebammen, Landmesser 
und Markscheider sowie die Berechtigung zum 
Hufbeschlaggewerbe zu behandeln, sofern diese 
Berufe im Abstimmungsgebiete spätestens se-t 
dem 1. Januar lP22 und bis zum Tage des 
Überganges der Staatshoheit ausgeübt worden 
sind.

83
(i) Soweit zur Zeit des Überganges der Staats­

hoheit durch rechtskräftige Urteile oder Entschei­
dungen von deutschen ordentlichen Gerichten, Kauf­
manns- oder Gewerbegerichten, Jnnungsschieds- 
genchten oder Pachteinigungsämtern subjektive 
Rechte oder Forderungen, bei denen auch nur einer 
der im 8 269 des Deutschen Bürgerlichen Gesetzbuchs 
genannten Erfüllungsorte im Abstimmungsgebiete 
liegt, begründet oder zugesprochen worden sind, sind 
die Urteile und Entscheidungen in Polnisch-Ober- 
schlesien und im Deutschen Reiche vollstreckbar. 
Das gleiche gilt für andere vollstreckbare Titel über 
Rechte oder Forderungen der genannten Art, sofern 
diese Titel nach den Bestimmungen der Prozeß- 
gesetze hinsichtlich der Zwangsvollstreckung Urteilen 
gleichstehen. Ausgenommen sind Urteile und Ent­
scheidungen, durch die Rechte oder Forderungen der 
genannten Art zugesprochen worden sind, falls die 
Rechtskraft nach dem 31. Dezember 1921 eingetreten 
ist; insoweit behält es bei den gesetzlichen Vorschrif­
ten über die Vollstreckung ausländischer Urteile sein 
Bewenden.

(2) Die Vollstreckungsklausel erteilt der Gerichts- 
'chreiber des Gerichts, das die Unterschrift des SchulT 
kitels verwahrt, oder der Notar, der die Urkunde aus­
genommen hat. Aus der Vollstreckungsklausel oder 
einem ergänzenden Vermerk muß hervorgehen, daß 
der ^.itel m Polnisch-Oberschlesien und im Deutschen

bollstreckbar ist. Wird behauptet, daß eine 
Wiche Vollstreckungsklausel oder ein solcher Ergän­
zungsvermerk nach den Vorschriften dieses Ab­
kommens nicht hätte erteilt werden dürfen, so steht 
dem Schuldner insoweit die Erinnerung nach Maß­
gabe des Z 766 der deutschen Zivilprozeßordnung 
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du rappel auprès du tribunal dans le ressort 
duquel l'exeoution est demandes. Ta question ds 
savoir quel tribunal est compétent pour les autres 
contestations résultant de la procedure d'execu­
tion au cas ou le tribunal auparavant competent 
n'existe plus, sera réglés dans l'Xccord spécial 
sur le traitement des affaires pendantes.

8 4
Tes personnes juridiques dont ls sièZs se 

trouve, par suite du transfert ds la souveraineté, 
sn territoire non allemand, n'en conserveront pas 
moins la personnalité juridique.

8 5
1. — Tans ls delai de six mois à dater du trans­

fert ds la souveraineté, dss négociations dsvront 
avoir lieu concernant la question de la continua­
tion de l'activité des sociétés d'assurance alle­
mandes dans la partis polonaiss du territoire 
plébiscite st des sociétés polonaises dans la partie 
allemands.

2. — à cas ou Iss négociations n'aboutiraient 
pas, les deux Gouvernements pourront avoir 
recours a la decision d'un arbitre sur la question 
de savoir si les sociétés d'assurance exerçant leur 
activité dans ls territoire plébiscité a la date du 
transfert de la souveraineté ont, au sens des 
paragrapbes 1 st 2 du présent article, un droit 
acquis ds continuer leur activité, sans restric­
tions, dans ls territoire plébiscité. N. Telix 
Oalonder, ancien T résident de la Confédération 
suisse, président de la Conference gsrmano- polo­
naiss, sera pris dans es cas d'assumer les fonc­
tions d'arbitre.

3. — dusqu'à la clôture dss négociations ou, si 
celles-ci n'aboutisssnt pas, jusqu'à la decision 
arbitrale, les Tartiss contractantes permettront 
aux sociétés d'assurance de continuer leur activité 
sans restrictions. Tllss pourront entre autres 
prolonger des polices d'assurance et sn faire de 
nouvelles. Tes personnes envoyées pour le con­
trôle ou pour la ffxation dss dommages, recevront 
sans delai leurs passeports ainsi que les visas 
nécessaires, pourvu que dss raisons personnelles 
graves ns s'opposent pas à leur entres dans le 
territoire.

8 6
I. — Tss banques bvpotbscairss allemandes 

seront autorisées à acquérir dss immeubles dans 
la Lauts Lilssis polonaise sans être tenues ds 
faire une demande spéciale à es sujst, toutes les 
lois que l'acquisition dss immeubles sn question 
sera nécessaire pour éviter des pertes provenant 
d'bvpotbsquss qui, à la date du transfert de la 
souvsrainsts, appartenaient aux dites banques.

2. — Tss banques bvxotbècairss sont tenuss 
ds notifier officiellement au Voïvods de Lilesie 
leur intention d'acquérir l'immeuble, en indiquant 
ls montant de la créance, dss intérêts st dss frais. 
8i la vents aux enchères de l'immeuble est 
ordonnés, cette notification doit avoir lieu au 
moins un mois avant la date fixes pour les 
enchères.

bei dem Gerichte zu, in dessen Bezirk die Voll­
streckung beantragt worden ist. Die Frage, welches 
Gericht für die sich im übrigen aus dem Voll­
streckungsverfahren ergebenden Streitigkeiten zu­
ständig ist, falls das bisher zuständige Gericht weg­
gefallen ist, soll in dem abzuschließenden Rechts 
Pflegeüberleitungsabkommen geregelt werden.

8 4
Juristische Personen verlieren die Rechtspersönlich­

keit nicht dadurch, daß ihr Sitz infolge des Überganges 
der Staatshoheit außerhalb des Deutschen Reichs 
liegt.

8 5
(i) Binnen sechs Monaten nach dem Übergänge 

der Staatshoheit sollen Verhandlungen über die 
Frage der Fortführung des Geschäftsbetriebs der 
deutschen Versicherungsgesellschaften in Polnisch- 
Oberschlesien und der polnischen Versicherungsgesell­
schaften im deutschbleibenden Teil des Abstimmungs­
gebiets stattfinden.

(2) Für den Fall, daß die Verhandlungen zu 
keinem Ergebnis führen sollten, sind die Regierungen 
der vertragschließenden Teile berechtigt, die Entschei­
dung eines Schiedsrichters darüber anzurufen, ob die 
zur Zeit des Überganges der Staatshoheit iin Ab­
stimmungsgebiete tätigen Versicherungsgesellschaften 
im Sinne der 1, 2 dieses Artikels ein erworbenes 
Recht auf uneingeschränkte Fortführung ihres Ge­
schäftsbetriebs im Abstimmungsgebiete haben. Der 
Präsident der deutsch-polnischen Verhandlungen, 
Herr Alt-Bundesrat Felix Calonder, soll gebeten 
werden, in diesem Falle das Schiedsrichteramt zu 
übernehmen.

(3) Bis zum Abschlüsse der Verhandlungen und, 
wenn diese zu keinem Ergebnis führen sollten, bis 
zur Entscheidung des Schiedsrichters werden die ver­
tragschließenden Teile den Versicherungsgesellschaften 
die uneingeschränkte Fortführung ihres Geschäfts­
betriebs einschließlich des Rechtes zur Prolongation 
und Neuakguisition gestatten. Die zur Kontrolle 
oder zur Feststellung von Schäden entsandten Per­
sonen werden ohne Verzug die notwendigen Pässe 
und Visa erhalten, falls nicht wichtige, in ihrer Per­
son liegende Gründe ihrer Einreise entgegenstehen.

86
(r) Die deutschen Hypothekenbanken sind, ohne 

daß es eines besonderen Antrags bedarf, zum Er­
werb von Grundstücken in Polnisch-Oberschlesien be­
rechtigt, soweit der Erwerb des Grundstücks zur 
Vermeidung von Verlusten aus einer Hypothek er­
forderlich ist, die zur Zeit des Überganges der Staats­
hoheit der Hypothekenbank zustand.

(2) Die Hypothekenbanken haben ihre Absicht, das 
Grundstück zu erwerben, dem Wojewoden von Schle­
sien unter Angabe der Höhe der Forderung, der 
Zinsen und der Kosten förmlich mitzuteilen. Ist 
die Zwangsversteigerung des Grundstücks angeord­
net, so muß die Mitteilung mindestens einen Monat 
vor dem Versteigerungstermin erfolgen.



3. — kour smxêelrsr l'accjuisition à'un immsudls 
par uns dangus lr^xotdecairs, Is 6ouvsrnsmsnt 
polonais pourra, dans lo âslai à'un inois a àtsr 
6s la notiüeation oküeislls ci-àssus msntionnss, 
lui rembourser sa creance avso intérêts st trais, 
ot àns oo cas la crânes st l'b^xotbsgus pas- 
ssront à l'Ltat polonais.

Article Z
l^a question às savoir si st àns gusUe mesure 

uns indemnité pour la suppression ou la diminu- 
rion 6s droits aeguis doit êtrs xa^ss par l'Ltat, 
sera directement trancbêe par le tribunal arbitral 
sur plainte 6e l'avant àoit.

(3) Die polnische Regierung ist berechtigt, um 
den Erwerb des Grundstücks durch die Hypotheken, 
bank abzuwenden, diese innerhalb eines Monats seit 
Zustellung der Mitteilung wegen ihrer Forderung, 
einschließlich Zinsen und Kosten, zu befriedigen; in 
diesem Falle gehen die Forderung und die Hypothek 
auf den polnischen Staat über.

Artikel 5
Frage, ob und in welchem Umfange für 

die Aushebung oder Beeinträchtigung erworbener 
Rechte vom Staat Entschädigung zu leisten ist (Ar­
tikel 4 §2 Ziffer 3), entscheidet das Schiedsgericht 
unmittelbar auf Klage des Berechtigten.
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Titre NI
Expropriation

Entreiß 6
Ta Tologne pont exproprier en Laute Lilesie 

polonaise les entreprises appartenant a la grande 
industrie, compris les gisements, et la grande 
propriété rurale, conformement aux dispositions 
des articles 7 à 23. Lous reserve de ces disposi­
tions, les biens, droits et interets de ressor­
tissants allemands ou de sociétés contrôlées par 
des ressortissants allemands, ne peuvent pas être 
liquides sn Laute Lilesie polonaise.

chapitre premier 
Lranâe irlâàrie

Article 7
Tendant quinze ans à dater du transfert de la 

souveraineté, la Tologne pourra, en se conformant 
aux dispositions des articles 92 et 297 du Traite 
de Taix de Versailles, exproprier dss entreprises 
appartenant à la grande industrie qui, à la date 
du 15 avril 1922, ôtaient la propriété de ressor­
tissants allemands ou de sociétés contrôlées par 
des ressortissants allemands, si, à la demande du 
(Gouvernement polonais, cette mesure a ôtô recon­
nue par la Commission mixte comme ôtant indis­
pensable pour assurer le maintien de l'exploi­
tation.

Article §
1. — Jprès l'expiration de quints ans a dater 

du transfert de la souveraineté, la Tologne pourra, 
en se conformant aux dispositions dos articles 92 
st 297 du Traits ds Taix ds Versailles, exproprier 
des entreprises appartenant à la grande industrie 
qui, à la date du 15 avril 1922 st au moment ds 
la notikeation (article 10), sont la propriété ds 
ressortissants allemands ou ds sociétés contrôlées 
par des ressortissants allemands.

2. — Ls sont pas soumis comme tels à l'expro­
priation: les actions, parts sociales, parts de mine 
et autres titres analogues de participation à des 
entreprises ou gisements.

Arà'â 9
8 i

Tar grande industrie on entend, au sens des 
articles 6 a 23:

1" les mines, gisements, bauts-fourneaux, eta­
blissements métallurgiques (LMieuraer/ce), 
fabriques d'exxlosiis et de poudre;

2° les autres entreprises industrielles qui occu­
pent uns moyenne d'au moins six cents 
ouvriers. Ta moyenne est calcules pour 
l'annss;

3° Iss entreprises industrielles suivantes, même 
si elles occupent sn moyenne moins ds six 
cents ouvriers, pourvu que, dans cbaqus cas, 
elles puissent être considérées, d'après les 
conceptions et usages du commerce, comme

Titel III
Enteignung
Artikels

Polen ist berechtigt, in Polnisch-Oberschlesien Un­
ternehmungen der Großindustrie einschließlich Lager­
stätten und ländlichen Großgrundbesitz nach Maß­
gabe der Vorschriften der Artikel 7 bis 23 zu ent­
eignen. Im übrigen können Güter, Rechte und 
Interessen deutscher Reichsangehöriger oder von 
deutschen Reichsangehörigen kontrollierter Gesell­
schaften in Polnisch-Oberschlesien nicht liquidiert 
werden.

Kapitel l 
Großindustrie 
Artikel 7

Während eines Zeitraums von fünfzehn Jahren 
nach dem Übergänge der Staatshoheit hat Polen das 
Recht, nach Maßgabe der Artikel 92 und 297 des 
Friedensvertrags von Versailles Unternehmungen 
der Großindustrie, die am 15. April I922 deulsdwn 
Reichsangehörigcn oder von deutschen Reichsangehö­
rigen kontrollierten Gesellschaften gehören, zu ent­
eignen, falls diese Maßnahme auf Antrag der pol­
nischen Regierung von der Gemischten Kommission 
als für die Aufrechterhaltung des Betriebs unerläß­
lich anerkannt worden ist.

Artikel 8
(r ) Nach Ablauf von fünfzehn Jahren seit dem 

Übergänge der Staatshoheit hat Polen das Recht, 
nach Maßgabe der Artikel 92 und 297 des Friedens­
vertrags von Versailles Unternehmungen der Groß­
industrie, die am 15. April 1922 und zur Zeit der 
Notifikation (Art. 10) deutschen Reichsangehörigen 
oder von deutschen Reichsangehörigen kontrollierten 
Gesellschaften gehören, zu enteignen.

(2 ) Aktien, Geschäftsanteile, Kuxe und andere 
ähnliche Beteiligungen an Unternehmungen oder 
Lagerstätten sind als solche nicht Gegenstand der Ent­
eignung.

Artikel 9
81

Zur Großindustrie im Sinne der Artikel 6 bis 23 
gehören:

1. Bergwerke, Lagerstätten, Hochöfen und Hütten­
werke, Sprengstoff- und Pulverfabriken,

2. andere industrielle Unternehmungen, die im 
Jahre durchschnittlich mindestens 600 Arbeiter 
beschäftigen,

3. nachstehende industrielle Unternehmungen, auch 
wenn sie eine geringere Arbeiterzahl beschäftigen, 
sofern sie im Einzelfalle nach den Anschauungen 
nnd Gebräuchen des Verkehrs als zur Groß­
industrie gehörig zu betrachten sind: Fabriken
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appartenant à la Zrando industrie: usines 
transformant Iss dérivés du elmrkon, usines 
fabriquant xrinoixalemsnt ls eolls, fabriques 
de briquettes, fabriques d'engrais ebimiques, 
fabriques et raküneries d'builes et de graisses, 
usines travaillant et affinant les métaux, cen­
trales électriques destinées à fournir indu­
striellement le courant à d'autres personnes 
ou entreprises.

8 2
1. — Tour déterminer quelles entreprises indu­

strielles rentrent dans la notion de grande in­
dustrie au sens des ebiffres 2 et 3 du psragrapbs 1 
du présent article, on se reportera aux conditions 
existant en 1921.

2. — Tes entreprises appartenant à un même 
proprietaire ne sont censées constituer une seule 
entreprise que si elles sont rattachées les unes 
aux autres non seulement financièrement, mais 
par des liens intimes d'interdépendance econo­
mique. Te telles entreprises complexes appartien­
nent à la grands industrie

1° lorsqu'une des entreprises qui les com­
posent rentre dans la categorie 1 déterminée 
au paragraphe 1, ou

2° lorsque le nombre total des ouvriers de 
l'entreprise complexe dépasse uns movenne ds 
six esnts, ou

3° lorsque l'entreprise complexe rentre dans la 
categorie 3 détermines au paragraphe 1.

3. — T'sxproxriation s'étend à l'entreprise 
complexe entière si la decision prononçant l'expro­
priation n'en dispose pas autrement.

83
1- T expropriation s'étend aux accessoires 

entendus dans le sens des paragraphes 97 et 98 
du Code civil allemand.

2. — Tes propriétés rurales qui sont destinées 
principalement à subvenir aux besoins d'entre­
prises appartenant a la grande industrie (fonds 
cl exploitation laitière, d'exploitation forestière, 
etc.) sont considérées, au sens du présent article, 
comme faisant partie dos entreprises aux besoins 
desquelles elles subviennent.

Nrtrclc 16
1- 8i le Couvernemont polonais veut ex­

proprier une entopriso appartenant à la grande 
industrie, il est tenu de notiüor son intention au 
proprietaire de l'entepriss entre ls 1" juillet 1937 
et le 1" juillet 1939.
, 2- T'oxpropriation doit être accomplie dans 
is> quatre ans à dater do la notification.

,8i la notification n'est pas faite dans le 
délai prevu à l'alinéa 1, ou si l'expropriation n'est 
pas accomplie dans le delai provu à l'alinéa 2, 
I expropriation no pourra plus avoir lieu.

Tes propriétaires d'entreprises appartenant à 
m grands industrie peuvent, jusqu'au moment de 
^ notification, disposer librement de leurs xro- 
PPstês et les grever conformement aux lois gene­
rales.

zur Verarbeitung von Kohlederivaten, Kokereien 
im Hauptbetriebe, Brikettfabriken, Fabriken für 
künstliche Düngemittel, Fabriken und Raffine­
rien sür Öle und Fette, Fabriken zur Verarbei­
tung und Verfeinerung von Metallen, elektrische 
Zentralen, die dazu bestimmt sind, gewerbs­
mäßig elektrischen Strom an andere Personen 
oder Unternehmungen zu liefern.

8 2
(1) Maßgebend für die Einordnung industrieller 

Unternehmungen unter den Begriff der Großindustrie 
im Sinne des § 1 Ziffer 2 und 3 sind die Verhältnisse 
des Jahres 1921.

(2) Unternehmungen, die demselben Eigentümer 
gehören, sind nur dann als ein einheitliches Unter­
nehmen anzusehcn, wenn sie nicht nur finanziell, 
sondern durch enge wirtschaftliche Verknüpfung mit­
einander verbunden sind. Diese Gesamtunterneh- 
mungen sind der Großindustrie zuzurechnen, wenn 
entweder

1. ein einzelnes zu dein Gesamtunternehmen ge­
hörendes Unternehmen unter die Ziffer 1 des 
§ 1 fällt, oder wenn

2. die Arbeiterzahl des Gesamtunternehmens die 
Mindestzahl von 600 Arbeitern übersteigt, oder 
wenn

3. das Gesamtunternehmen unter die Ziffer 3 des 
8 1 fällt.

(3 ) Die Enteignung umfaßt das Gesamtunter­
nehmen, wenn nicht in der Enteignungsordnung ein 
anderes bestimmt ist.

8 3
0) Die Enteignung erstreckt sich auf das Zubehör 

im Sinne der 88 97, 98 des Deutschen Bürgerlichen 
Gesetzbuchs.

(2) Landwirtschaftliche Grundstücke, deren Haupt­
bestimmung es ist, den Bedürfnissen eines groß- 
industriellen Unternehmens zu dienen (sog. Milch­
güter, Forstgüter u. dgl.) sind im Sinne dieses Ar­
tikels als Teile dieses großindustriellen Unter­
nehmens anzusehen.

Artikel 10
T) Will die polnische Regierung ein großindu­

strielles Unternehmen enteignen, so ist sie verpflichtet, 
dem Eigentümer von dieser Absicht in der Zeit vom 
l.Juli 1937 bis zum l.Juli 1939 Mitteilung zu 
machen (Notifikation).

(2) Die Enteignung muß bis zum Abläufe von 
vier Jahren seit der Notifikation durchgeführt 
werden.

(3) Erfolgt die Notifikation nicht innerhalb der 
im Abs. 1 bezeichneten Frist, oder wird die Ent­
eignung nicht innerhalb der im Abs. 2 bezeichneten 
Frist durchgeführt, so wird das Unternehmen von 
der Enteignung frei.

Artikel 11
Bis zur Notifikation können die Eigentümer der 

großindustriellen Unternehmungen über ihr Eigen­
tum nach Maßgabe der allgemeinen Gesetze frei ver­
fügen und es belasten.

6*
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chapitre II 
ürrmäe propriété rurale 

Article 1Z
1. — Ta ToIoZns peut exproprier Iss tonds 

comprenant au moins 100 hectares do terrain a§ri- 
oole (oi-dossons appelés grands tonds) apparte­
nant le 15 avril 1922 st ls jour ds la notillcation 
(artisls 15) à des ressortissants allemands qui 
n'ont pas le droit de conserver leur domicile en 
Laute Lilssis polonaise (articles 40 st 42), ou à 
des sociétés contrôlées par de tels ressortissants 
allemands. On établira l'etsndue de css tonds 
d'après leur état le 15 avril 1922.

2. — Torsqus dss forêts tont partis d'un Zrand 
tonds, elles peuvent être expropriées avec ce tonds 
si, d'après l'opinion de la Commission mixte, leur 
expropriation est indispensable à l'exploitation 
agricole du tonds, ou si, séparées des terrains agri­
coles expropries, elles ne peuvent plus être utile­
ment exploitées selon leur destination antérieure.

Article 13
1. — Ta Tologne ns pourra sxxroprisr sn tout 

qu'un tiers ds l'ensomble dss terrains agricoles ds 
la Lauts Lilssis polonaise qui sont sujets à l'ex­
propriation d'après lss dispositions du présent 
titre.

2. — Tn tant que des terrains agricoles doivent, 
conformément à l'article 9, paragraphe 3, alinea 2, 
être considères comme parties d'entreprises ap­
partenant à la grands industrie, on n'en tiendra 
pas compte dans le calcul de la surface totale dss 
terrains expropriablss, st lss dispositions relati­
ves a l'expropriation de la propriété rurale ns leur 
seront pas applicables.

3. — Lauf dans les cas d'application dss dis­
positions ds l'articls 12, alinéa 2, lss forêts ns 
font pas partis dss terrains agricoles.

4. — Tn calculant la surface totale dss terrains 
expropriablss, on déduira la surface des terrains 
déjà expropriés depuis le transfert de la sou­
veraineté, en vertu du Kerc/rssiedelrEASsesetL du 
11 août 1919 (AcieàAêsetLàlatt, page 1429). Tn 
calculant la surface dss terrains expropriablss sn 
vertu du KeiàsredeàsssesetL, il sera fait ab­
straction ds la surface des terrains agricoles ex­
propriés en vertu du présent titre.

Article 74
1- — T'expropriation s'étend aux accessoires 

entendus dans ls sens dss articles 97 et 98 du 
Code civil allemand.

2. — A la demande du propriétaire, les acces­
soires qui ns sont pas absolumsnt indispensables 
à l'exploitation ns ssront pas expropriés. Il sn 
ssra de même dss troupeaux de reproduction.

Article 15
8 1

1- — 8i le Couvernsmsnt polonais veut expro­
prier un grand fonds, il est tenu de notiller son 
intention au proprietaire du grand fonds avant 
ls IA janvier 1925.

Kapitel 2
Ländlicher Großgrundbesitz

Artikel 12
(i) Polen ist berechtigt, Landgüter von hundert 

oder mehr Hektar landwirtschaftlicher Nutzfläche 
(große Güter) zu enteignen, sofern sie am 15. April 
1922 und am Tage der Notifikation (Artikel 15) im 
Eigentum deutscher Reichsangehöriger, die nicht das 
Wohnrecht in Polnisch-Oberschlesien haben (Artikel 
40, 42) oder von Gesellschaften stehen, die von 
solchen deutschen Reichsangehörigen kontrolliert wer-, 
den. Maßgebend für die Größe des Gutes ist der 
15. April 1922.

(2) Gehört zu einem großen Gute Waldbestand, 
so kann dieser Waldbestand mit dem Gute enteignet 
werden, wenn nach Ansicht der Gemischten Kommis­
sion seine Enteignung zur Aufrechterhaltung des 
landwirtschaftlichen Betriebs unerläßlich ist, oder der 
Waldbestand ohne die enteignete landwirtschaftliche 
Nutzfläche nach seiner bisherigen Bestimmung nicht 
mehr zweckmäßig benutzt werden könnte.

Artikel 13
(1) Polen darf im ganzen nur ein Drittel der 

nach den Bestimmungen dieses Titels der Enteignung 
unterliegenden landwirtschaftlichen Nutzfläche Pol- 
nisch-Oberschlesiens enteignen.

(2) Soweit landwirtschaftliche Grundstücke gemäß 
Artikel 9 § 3 Abs. 2 als Teile großindustrieller 
Unternehmungen anzusehen sind, bleiben sie bei der 
Berechnung der enteignungsfähigen Gesamtfläche 
außer Betracht und unterliegen sie nicht den Be­
stimmungen über die Enteignung des Grundbesitzes.

(3) Wälder gehören vorbehaltlich der Bestimmun­
gen des Artikel 12 Abs. 2 nicht zu der landwirtschaft­
lichen Nutzfläche.

(4) Bei der Berechnung der enteignungsfähigen 
Gesamtfläche ist die nach dem Übergänge der Staats­
hoheit auf Grund des Reichsstedlungsgesetzes vom 
11. August 1919 (Reichsgesetzbl. S. 1429) bereits 
enteignete Fläche in Abzug zu bringen. Die auf 
Grund dieses Titels erfolgte Enteignung landwirt­
schaftlicher Nutzfläche wird bei der Berechnung der 
.Fläche, die auf Grund des Reichsstedlungsgesetzes 
enteignet werden kann, in Abzug gebracht.

Artikel 14
(1) Die Enteignung erstreckt sich auf das Zubehör 

im Sinne der §8 97, 98 des Deutschen Bürgerlichen 
Gesetzbuchs.

(2) Auf Verlangen des Eigentümers ist das zur 
Bewirtschaftung nicht unbedingt erforderliche Zubehör 
von der Enteignung auszuschließen. Das gleiche gilt 
von Stammherden.

Artikel 15

8 1
(i ) Will die polnische Regierung ein großes Gut 

enteignen, so ist sie verpflichtet, dem Eigentümer von 
dieser Absicht vor dem 1. Januar 1925 Mitteilung zu 
machen (Notifikation).
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2. — T'cxpropriatüon doit être accomplie dans 
iss doux ans à dater do ta notification.

3. — 8i ta notification n'est pas faite dans le 
délai prévu à l'alinea 1, ou si l'expropriation n'est 
pas accomplie dans le delai prevu a l'alinéa 2, 
l'expropriation ne pourra plus avoir lieu.

8 2
8i un Zrand fonds sujet a expropriation est 

aliène pendant la période qui court du 15 avril 
1922 jusqu'à l'expiration d'un mois à dater du 
transfert de la souveraineté, le Couvernement po­
lonais peut déclarer qu'il ne reconnaît pas le cban- 
Aement de propriété. Jvant le transfert de la sou­
veraineté, cette déclaration doit être faite au Cou- 
vernement allemand ; après ce moment, à l'alièna- 
teur; et elle doit être faits dans un délai d'un 
mois à dater de la notification de l'aliénation. Ta 
notification de l'aliénation incombe, jusqu'au 
transfert de la souveraineté, au Couvernemsnt al­
lemand, et, après ce transfert, à l'aliènateur. 8i la 
déclaration n'est pas faite dans le délai prévu, 
le tonds sn question ne peut plus être exproprié.

Nrtrcke 16
1. — Tes accessoires de Zrands fonds ne peu­

vent être aliénés tant que ces fonds sont sujets à 
expropriation, si l'aliénation est incompatible 
avec Iss principes d'uns exploitation rationnelle.

2. — Tes propriétaires peuvent Zrevsr leurs 
biens.

(2 ) Die Enteignung muß bis zum Abläufe von 
zwei Jahren seit der Notifikation durchgefühtt 
werden.

in) Erfolgt die Notifikation nicht innerhalb der im 
Abs. 1 bezeichneten Frist oder wird die Enteignung 
nicht innerhalb der im Abs. 2 bezeichneten Frist 
durchgefiihrt, so wird das große Gut von der Enteig­
nung frei.

8 2
Wird ein der Enteignung unterliegendes großes 

Gut in der Zeit vom 15. April 1922 bis zum Ablauf 
eines Monats nach dem Übergänge der Staatshoheit 
veräußert, so ist die Polnische Regierung berechtigt, 
zu erklären, daß sie den Eigentumswechsel nicht an- 
nkennt. Diese Erklärung ist bis zum Übergänge der 
Staatshoheit gegenüber der deutschen Regierung, 
nach dem Übergänge der Staatshoheit dem Ver- 
außerer gegenüber abzugeben und muß innerhalb 
eines Monats nach der Mitteilung von der Ver­
äußerung ergehen. Die Mitteilung von der Ver­
äußerung liegt bis zum Übergänge der Staatshoheit 
der deutschen Regierung, nach dem Übergänge der 
Staatshoheit dem Veräußerer ob. Wird die Er­
klärung nicht innerhalb der vorgeschriebenen Frist 
abgegeben, so wird das Gut von der Enteignung frei.

Artikel 16
0) Veräußerungen des Zubehörs von Land- 

Mern, die der Enteignung unterliegen, sind, soweit 
ge den Grundsätzen einer rationellen Wirtschafts­
führung widersprechen, unzulässig.

(2) In der Belastung der Güter siud die Eigen­
tümer nicht gehindert.

Lkapitre III

Dépositions communes à la grancie industrie 
et à la grancle propriété rurale

Rrtrcle 17
Xs seront pas considérés comme ressortissants 

allemands su sens des articles 6 à 23, les ressor­
tissants allemands qui auront acquis de plein 
droit la nationalité d'une Tuissance alliée ou 
associes par application du Traits de Taix de 
Versailles, ou qui acquièrent de plein droit la 
nationalité polonaise par application de la pré­
sente Convention.

Article 1S
T'exxropriation visée à l'article 8, alinéa I, et 

a l'article 13, pourra avoir lieu, même dans les 
cas oü les biens exxroxriabws appartiendraient à 
des ressortissants allemands différents le 15 avril 
1922 et le jour de la notification, ou seraient con­
trôlés par des ressortissants allemands différents 
à ces deux dates.

Article 19
T — dater du transfert de la souveraineté, 

lo Oouvernement polonais aura le droit d'exa­
miner de temps à autre qui est le propriétaire réel 
d'une entreprise appartenant à la grande indu­
strie ou d'un grand fonds, et de vérifier par qui

Kapitel 3

Gemeinsame Bestimmungen für die Groß­
industrie und den ländlichen Großgrundbesitz

Artikeln
Als deutsche Reichsangehörige im Sinne der 

Artikel 6 bis 22 gelten nicht deutsche Reichsange- 
horige, die auf Grund des Friedensvcrtrags von Ver­
sailles die Staatsangehörigkeit einer alliierten oder 
assoziierten Macht von Rechts wegen erworben haben 
oder auf Grund dieses Abkommens die polnische 
Staatsangehörigkeit von Rechts wegen erwerben.

Artikel 18
Die Enteignung auf Grund des Artikel 8 Abs 1 

und des Artikel 13 ist auch dann zulässig, wenn die 
deutschen Reuhsangehörigen, denen die der Enteig­
nung unterliegenden Gegenstände am 15. April 1922 
und am Tage der Notifikation gehörten, nicht die­
selben Personen sind, oder wenn diese Gegenstände an 
diesen Tagen von verschiedenen deutschen Reichs- 
angehorigen kontrolliert wurden.

Artikel 19
(D Vom Übergang der Staatshoheit ab ist die 

polnische Regierung berechtigt, von Zeit zu Zeit zu 
prüfen, wer der wirkliche Eigentümer eines groß­
industriellen Unternehmens oder eines großen Gutes 
ist, oder von wem eine Gesellschaft, der ein groß- 
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uns soviets, propriétaire d'uns tsUs entreprise ou 
d'un tsl tonds, sst rêsHement contrôlés.

2. — 8i ls Couvsrnsmsnk polonais arrive a la 
conclusion qu'une entreprise ou un tonds appar­
tient réellement a un ressortissant allemand, ou 
qu'une société est contrôlée réellement par des 
ressortissants allemands, st si, après la noti­
fication, l'intéresse pretsnd qu'il n'en est pas 
ainsi, l'intéresse peut, pendant un mois a dater 
de la notification, taire appel à la decision du 
Tribunal arbitral mixte germano-polonais. Te 
cas ecbeant, le Tribunal arbitral mixte peut sus­
pendre provisoirement la procedure d'expro­
priation.

Article 26
1. — dater de la notification, le proprietaire 

de l'entreprise ou du tonds à exproprier ne peut 
l'aiiàsr, excepte mortis causa, qu'avec le con- 
sentsment du Couvsrnsment polonais. Te con­
sentement une tois donne, l'entreprise ne peut 
plus être expropries.

2. — Te consentement du Couvsrnsment polo­
nais n'est pas necessaire si la vents est aux 
en obères: dans ce cas le Couvsrnsment polonais 
pourra, dans les delais prévus pour la notification, 
mais au plus tard un mois avant les snebèrss, 
satistairs les créanciers et se subroger à eux sans 
préjudice de son droit d'expropriation qui, la 
vents aux enobères n'avant pas lieu, subsiste tsl 
qu'il sst établi par les dispositions qui précè­
dent.

Art icle 21
T — 8i l'expropriation d'une partis d'uns 

sntrepriss appartenant a la grands industrie ou 
d'un grand tonds est ordonnes sn vertu des dis­
positions precedentes, le proprietaire peut, pen­
dant un mois a dater de la notification otfieielle 
de la decision prononçant l'expropriation, de­
mander que toute l'entreprise ou que tout ls tonds 
soit acquis par ls Couvsrnsmsnt polonais.

2. — Ostts disposition s'appliqua aussi au cas 
de l'expropriation d'uns partis d'uns entreprise 
comxlsxe dans le sens de l'article 9, paragraxbe 2, 
alinea 2, si la partie non sujette a expropriation 
ne peut plus être utilement exploites selon sa 
destination anterieure. Tn cas de divergence d'opi­
nion sur ls point de savoir s'il en sst ainsi, ls 
Couvsrnsment polonais st ls proprietaire de 
l'entreprise nommeront cbacun un expert pour 
éclaircir ce point. 8i les experts ne peuvent pas 
se mettre d'accord, ils eboisiront ensemble un tiers 
arbitre.

RrT'cls 22
T'accomplissemsnt de l'expropriation au sens de 

l'article 10, alinea 2, et de l'article 15, xara- 
graxbe 1, alinéa 2, comporte entts autres le pais- 
ment de l'indemnité fixée; elle n'implique pas la 
terminaison d'un procès engagé dsvant ls Tribunal 
arbitral mixte germano-polonais relativement à 
uns demande sn dommages-intérêts plus stsndus, 
ou d'uns procédure relative à l'admissibilité de 
l'expropriation.

industrielles Unternehmen oder ein großes Gut ge­
hört, in Wirklichkeit kontrolliert wird.

(2 ) Nimmt die polnische Regierung an, daß ein 
Unternehmen oder ein Gut in Wirklichkeit einem 
deutschen Reichsangehörigen oder einer in Wirklich­
keit von deutschen Reichsangehörigen kontrollierten 
Gesellschaft gehört, so kann nach der Notifikation der 
Beteiligte, wenn er diese Annahme bestreitet, inner­
halb eines Monats nach der Notifikation die Ent­
scheidung des deutsch-polnischen Gemischten Schieds­
gerichtshofs herbeisühren. Der Gemischte Schieds­
gerichtshof kann gegebenenfalls die einstweilige Ein­
stellung des Enteignungsverfahrens anordnen.

Artikel 20
(1) Von der Notifikation ab kann der Eigentümer 

das Unternehmen oder das Gut, dessen Enteignung 
in Aussicht genommen ist, nur mit Zustim­
mung der polnischen Regierung veräußern. Ausge­
nommen sind Veräußerungen von Todes wegen. Ist 
die Zustimmung einmal erteilt, so wird das Unter­
nehmen oder das Gut von der Enteignung frei.

(2) Der Zustimmung der polnischen Regierung be­
darf es nicht, wenn die Veräußerung im Wege der 
Zwangsversteigerung erfolgt. In diesem Falle kann 
die polnische Regierung innerhalb der für die Noti­
fikation vorgesehenen Fristen, jedoch spätestens einen 
Monat vor dem Versteigerungstermin, den Gläubiger 
befriedigen und damit in die Rechte des Gläubigers 
eintreten, unbeschadet des Rechtes zur Enteignung 
nach Maßgabe der vorstehenden Vorschriften für den 
Fall, daß das Zwangsversteigerungsverfahren nicht 
durchgeführt wird.

Artikel 21
(1) Wird auf Grund der vorstehenden Bestim­

mungen die Enteignung eines Teiles eines groß­
industriellen Unternehmens oder eines großen Gutes 
angeordnet, so kann der Eigentümer innerhalb eines 
Monats seit Zustellung der Enteignungsanordnung 
verlangen, daß die polnische Regierung das ganze 
Unternehmen oder das ganze Gut erwirbt.

(2) Dies gilt auch für den Fall der Enteignung 
eines Teiles eines Gesamtunternehmens im Sinne 
des Artikel 9 Z 2 Abs. 2, wenn der von der Ent­
eignung nicht betroffene Teil nach seiner bisherigen 
Bestimmung nicht mehr zweckmäßig benutzt werden 
kann. Entstehen Meinungsverschiedenheiten darüber, 
ob diese Voraussetzung zutrifft, so wird zur Klärung 
der Streitfrage von der polnischen Regierung und 
von dem Eigentümer des Unternehmens je eip Sach­
verständiger bestellt werden; können die Sachver­
ständigen sich nicht einigen, so wählen sie gemein­
schaftlich einen Obmann.

Artikel 22
Zur Durchführung der Enteignung im Sinne des 

Artikel 10 Abs. 2 und des Artikel 15 tz1 Abs. 2 gehört 
auch die Auszahlung der festgestellten Entschädigung. 
Dagegen gehört hierzu nicht die Beendigung eines 
etwaigen Rechtsstreits vor dem Deutsch-Polnischen 
Gemischten Schiedsgerichtshof über einen weiter­
gehenden Entschädigungsanspruch oder eines Ver­
fahrens über die Zuläsfigkeit der Enteignung.
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Article 23
1. — 8i à divergences d'opinion résultant ds 

l'iàrprstation et de l'application dss articles 6 
à 22, s'élevaient entre ls Couvernsment allemand 
st le Couvsrnsmsnt polonais, elles seraient sou­
mises à la decision de la Cour permanents de 
justice internationale.

2. — Il n'est ports aucuns atteinte a la com­
pétence du Tribunal arbitral mixte germano-polo­
nais résultant des dispositions du Traite de Taix 
de Versailles.

Article 24
Tes dispositions dss articles precedents rela­

tives à l'expropriation, ns portent en rien atteinte 
au droit de la Tologne implique à l'article 3.

A r t i k e l 23
(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen der deut­

schen Regierung und der polnischen Regierung über 
die Auslegung und Anwendung der Bestimmungen 
dieses Titels werden dem Ständigen Internationalen 
Gerichtshof zur Entscheidung unterbreitet werden.

(2) Die auf den Bestimmungen des Friedensver­
trags von Versailles beruhende Zuständigkeit des 
Deutsch-Polnischen Gemischten Schiedsgerichtshoss 
bleibt unberührt.

Artikel 24
Durch die vorstehenden Bestimmungen über die 

Enteignung wird das Recht Polens, auf das sich der 
Artikel 3 bezieht, nicht berührt.
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Deuxième partie
Nationalité et ôomieîle

Titre premier
Liiangèment âe nationalité

Article 25
8 i

1. — Tes ressortissants allemands qui, a la 
date du transfert de la souveraineté, sont domi­
ciliés dans la partie polonaise du territoire plé­
biscite, acquièrent de plein droit la nationalité 
polonaise et perdent la nationalité allemande.

2. — Cependant les ressortissants allemands 
qui n'ont établi leur domicile dans les territoires 
reconnus comme faisant dsünitivsment partis de 
la Tologne ou dans ls territoire plébiscite 
qu'après le 1^ janvier 1908, n'acquerront la na­
tionalité polonaise qu'avec l'autorisation spèciale 
du Couvsrnement polonais, sous réserve de l'ar­
ticle 26, paragraphe 1.

8 2
Tans le cas de ressortissants allemands domi­

ciliés avant le 2 janvier 1908 dans les territoires 
reconnus comme faisant définitivement partie de 
la Tologne ou dans le territoire plébiscite, st 
a^ant, à la date du transfert de la souverainitè, 
leur domicile dans la partie polonaise du terri­
toire plébiscite, il ns sera pas tenu compte d'un 
abandon temporaire de leur domicile avant la date 
du transfert de la souveraineté si,
a) pendant leur absence, leurs ascendants ou 

descendants les plus proches, ou, au cas ou 
ceux-si seraient décodés, leurs collatéraux lss 
plus proches jusqu'au troisième degré, ont 
conservé leur domicile dans css territoires, 
ou si

b) css ressortissants ont, avant l'abandon tem­
poraire de leur domicile, habité ces terri­
toires au moins une année st sn tout au 
moins pendant doure ans depuis le premier 
établissement de leur domicile jusqu'à la 
date du transfert de la souvsrainsts, ou si

c) c'est pour cause de service militaire obliga­
toire ou de participation à la guerre, de pré­
paration à une profession ou de maladie 
grave, que css ressortissants avaient aban­
donné leur domicile dans ces territoires.

8 3
1- — Te Couvsrnement polonais traitera avec 

une bienveillance particulière les cas de demandes 
d'autorisation mentionnées au paragraphe 1, ali­
nea 2, émanant de personnes rattachées aux terri­
toires en question par d'anciens liens de famille 
remontant à uns époque antérieurs au 2 janvier 
1908.

Teil II
Staatsangehörigkeit und 

Wohnrecht
Titel I

Staatsangehörigkeitswechsel
Artikel 25

81
(1) Die deutschen Reichsangehörigen, die am Tage 

des Überganges der Staatshoheit ihren Wohnsitz im 
Polnischen Teile des Abstimmungsgebiets haben, er­
werben von Rechts wegen die polnische Staatsan­
gehörigkeit unter Verlust der deutschen.

(s) Jedoch werden die deutschen Reichsangehörigen, 
die ihren Wohnsitz erst nach dem 1. Januar 1908 in 
den endgültig als Bestandteil Polens anerkannten 
Gebietsteilen oder im Abstimmungsgebiete begründet 
haben, die polnische Staatsangehörigkeit, vorbehaltlich 
der Bestimmung des Artikel 26 8 1, nur mit beson­
derer Ermächtigung der polnischen Regierung er­
werben.

8 2
Bei deutschen Reichsangehörigen, die ihren Wohn­

sitz vor dem 2. Januar 1908 in den endgültig als Be­
standteil Polens anerkannten Gebietsteilen oder im 
Abstimmungsgebiete begründet und die am Tage des 
Übergangs der Staatshoheit ihren Wohnsitz im pol­
nischen Teile des Abstimmungsgebiets haben, kommt 
eine vorübergehende Aufgabe ihres Wohnsitzes in 
diesen Gebietsteilen nicht in Betracht, wenn

a) während ihrer Abwesenheit ihre nächsten Ver­
wandten auf- oder absteigender Linie oder, falls 
diese nicht mehr lebten, ihre nächsten Seitenver- 
wandten bis zum dritten Grade ihren Wohnsitz 
in diesen Gebietsteilen behalten hatten; oder 
wenn

b) diese deutschen Reichsangehörigen vor der vor­
übergehenden Aufgabe ihres Wohnsitzes min­
destens ein Jahr und im ganzen von der ersten 
Begründung ihres Wohnsitzes bis zum Übergänge 
der Staatshoheit mindestens zwölf Jahre in 
diesen Gebietsteilen wohnten; oder wenn

c) diese Reichsangehörigen ihren Wohnsitz in diesen 
Gebietsteilen zum Zwecke der Militärpflicht, in­
folge Teilnahme am Kriege, zum Zwecke der 
beruflichen Ausbildung oder infolge schwerer 
Krankheit aufgegeben hatten.

83
(1 ) Die polnische Regierung wird die Anträge auf 

Erteilung der im 8 1 Abs. 2 bezeichneten Ermäch­
tigung bei den Personen, die durch alte, in die Zeit vor 
dem 2. Januar 1908 zurückreichende Familien- 
beziehungen mit diesen Gebietsteilen verknüpft sind, 
mit besonderem Wohlwollen behandeln.
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2. — Feront considères comme liens de famille 
an sens de l'alinéa 1, l'acquisition d'un bien de 
famille immobilier avant le 2 janvier 1908, 
l'acquisition d'un bien immobilier avant cette 
date par la famille de l'èpouss, ou un domicile 
établi avant cette date par des ascendants.

8 4
Tes ressortissants allemands LZès de plus de 

dix-buit ans qui ont, d'après les dispositions du 
présent article, acquis la nationalité polonaise, 
pourront opter pour la nationalité allemands 
pendant deux ans a dater du transfert ds la sou­
veraineté.

Article 26
8 i

1. — Tes ressortissants allemands nés dans la 
partis polonaise du territoire plébiscité de pa­
rents qui )' étaient domiciliés au moment de la 
naissance, acquièrent de plein droit la nationa­
lité polonaise et perdent la nationalité allemande 
si, a la date du transfert de la souveraineté, ils 
sont domiciliés dans la partis polonaise du terri­
toire plébiscité.

2. — Tendant deux ans a dater du transfert 
de la souveraineté, ils pourront opter pour la na­
tionalité allemande s'ils sont L^ès de plus de 
dix-buit ans.

8 2
Tes ressortissants allemands qui, à la date du 

transfert de la souveraineté, n'ont pas leur do­
micile dans la partis polonaise du territoire plé­
biscité, acquièrent de plein droit la nationalité 
polonaise s'ils sont nés dans la partie polonaise 
du territoire plébiscité de parents qui étaient 
domiciliés au moment de la naissance, pourvu 
qu'eux ou leurs épouses:
a) aient des ascendants ou descendants qui, a la 

date du transfert de la souveraineté, ont dans 
le territoire plébiscité un domicile établi 
avant ls 15 avril 1921, ou

à) aient, à la date du transfert de la souve­
raineté, leur domicile dans la partie allemande 
du territoire plébiscité au moins depuis le 
15 avril 1921, ou

e) aient eu, au moins pendant quints ans, un 
domicile dans le territoire plébiscité, ou

d) aient acquis dans la partis polonaise du terri­
toire plébiscite, au moins deux ans avant la 
date du transfert de la souveraineté, un fonds 
ou uns entreprise industrielle, a condition 
qu'ils exploitent le fonds ou dirigent l'entre­
prise personnellement.

8 3
1. — Tes personnes désignées au xaragraxbs 2 

du présent article et âgées de plus de dix-buit 
ans pourront, pondant deux ans à dater du trans­
fert de la souveraineté, renoncer à la nationalité 
polonaise. Tar cette renonciation elles perdent la 
nationalité polonaise pour conserver la nationalité 
allemande.

2- — 8i elles n'ont pas exerce leur droit de 
renonciation pondant co délai ds doux ans, olles 
Lardent la nationalité allemands et perdent la

(s ) Als Familienbeziehungen im Sinne des Abs. 1 
gelten: ein vor dem 2. Januar 1908 erworbener 
Familienbesitz, ein vor dieser Zeit erworbener Besitz 
der Familie der Ehefrau, oder ein vor dieser Zeit 
begründeter Wohnsitz der Verwandten aufsteigender 
Linie.

84
Binnen zwei Jahren nach dem Übergänge der 

Staatshoheit können die über 18 Jahre alten 
deutschen Reichsangehörigen, die nach den Bestimmun­
gen dieses Artikels die polnische Staatsangehörigkeit 
erworben haben, für die deutsche Reichsangehörigkeit 
optieren.

Artikel 26
81

(1) Die deutschen Reichsangehörigen, die im 
polnischen Teile des Abstimmungsgebiets von Eltern 
geboren sind, die zur Zeit der Geburt dort ihren 
Wohnsitz hatten, erwerben von Rechts wegen die 
polnische Staatsangehörigkeit unter Verlust der deut­
schen, wenn sie am Tage des Überganges der Staats­
hoheit ihren Wohnsitz im polnischen Teile des Ab­
stimmungsgebiets haben.
- (2) Binnen zwei Jahren nach dem Übergänge der 
Staatshoheit können sie, wenn sie über 18 Jahre alt 
sind, für die deutsche Reichsangehörigkeit optieren.

8 2
Die deutschen Reichsangehörigen, die am Tage des 

Überganges der Staatshoheit ihren Wohnsitz nicht im 
polnischen Teile des Abstimmungsgebiets haben, er­
werben von Rechts wegen die polnische Staatsange­
hörigkeit, wenn sie im polnischen Teile des Abstim­
mungsgebiets von Eltern geboren sind, die zur Zeit 
der Geburt dort ihren Wohnsitz hatten. Dies gilt je­
doch nur, wenn sie oder ihre Ehefrauen:
a) Verwandte auf- oder absteigender Linie haben, 

die beim Übergänge der Staatshoheit einen vor 
dem 15. April 1921 begründeten Wohnsitz im 
Abstimmungsgebiete haben; oder

b) beim Übergänge der Staatshoheit mindestens seit 
dem 15. April 1921 ihren Wohnsitz im deutschen 
Teile des Abstimmungsgebiets haben; oder

c) mindestens 15 Jahre einen Wohnsitz im Abstim­
mungsgebiete hatten; oder

d) mindestens zwei Jahre vor dem Übergänge der 
Staatshoheit im polnischen Teile des Abstim­
mungsgebiets Grundbesitz oder ein gewerbliches 
Unternehmen erworben haben, sofern sie den 
Grundbesitz selbst bewirtschaften oder das Unter­
nehmen selbst leiten.

83
(r ) Die in § 2 dieses Artikels bezeichneten Per­

sonen können, wenn sie über achtzehn Jahre alt sind, 
binnen zwei Jahren nach dem Übergänge der Staats­
hoheit auf die polnische Staatsangehörigkeit verzich­
ten. Sie verlieren durch diesen Verzicht die pol­
nische Staatsangehörigkeit und behalten die deutsche 
Reichsangehörigkeit.

(2 ) Wird dieser Verzicht nicht innerhalb dieser 
zwei Jahre ausgesprochen, so behalten sie die deutsche 
Reichsangehörigkeit und verlieren die polnische 

7
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nationalité polonaise si, à Toxpiration ds css doux 
ans, silos sont domiciliées sn AüsmaZns st n')' ont 
pas demande leur inscription aux registres du con­
sulat polonais competent rakicme loer. 8i elles ont 
demande leur inscription aux registres du consulat 
polonais competent rakàe locr, elles Zardent la 
nationalité polonaise st perdent la nationalité 
allemands.

3. — 8i elles n'ont pas exerce leur droit de 
renonciation pendant ce delai de deux ans, elles 
Zardent la nationalité polonaise et perdent la 
nationalité allemands si, à l'sxxiration de ces deux 
ans, elles sont domiciliées en Tologne. 8i elles 
ont demande leur inscription aux registres du con­
sulat allemand competent rations locr, elles 
gardent la nationalité allemande et perdent la 
nationalité polonaise.

4. — Tes dispositions de la présents partie 
applicables a l'option, le sont egalement mrUatis 
mutandis a la renonciation à la nationalité 
polonaise.

Article 27
Z 1

Tes Tolonais ressortissants allemands qui, à 
la date du transfert de la souveraineté, sont domi­
cilies dans la partis allemands du territoire plé­
biscite, peuvent, s'ils sont âges de plus de dix-buit 
ans, opter pour la nationalité polonaise pendant 
deux ans a dater du transfert de la souveraineté.

8 2
Oetts disposition est applicable aux Tolonais 

ressortissants allemands qui, a la date du trans­
fert ds la souveraineté, sont domicilies en Alle­
magne, non compris la partis allemands du terri­
toire plébiscite, s'ils sont nés dans le territoire 
plébiscite ou descendent de parents qui sont nés.

8 3
1. — 8ont considères comme Tolonais au sens 

du présent article, les ressortissants allemands 
qui ont manifeste par leur attitude jusqu'au 
1" août 1921 qu'ils ss comptaient commeTolonais.

2. — Tour les orxbAins âgés de moins de dix- 
buit ans, l'attitude du dernier survivant dss père 
et mère sera déterminants.

Article 28
Toutes les personnes nées dans ls territoire plé­

biscite avant la date du transfert de la sou­
veraineté st dont la nationalité ns peut strs 
établis, sont considérées comme ressortissants de 
I Ttat auquel ls lieu de leur naissance est attribue 
en raison du partage ds la Hauts 8ilèsis.

Article 29
1. — Au ssns dss dispositions de la présents 

partis, on sntsnd par domicile d'une personne le 
principal endroit de concentration de ses activités 
st intérêts, tant personnels qu'économiques.

2. — 8i cette définition s'applique également à 
plusieurs endroits, la déclaration de volonté de la 
personne sn question sera décisive. Oetts déclara­
tion doit êtrs faits dans les six mois à dater du 
transfert de la souveraineté, soit devant l'autorité 

Staatsangehörigkeit, wenn sie bei Ablauf der zwei­
jährigen Frist ihren Wohnsitz in Deutschland haben 
und dort nicht ihre Eintragung in die Register des 
örtlich zuständigen polnischen Konsulats beantragen. 
Wenn sie ihre Eintragung in die Register des ört­
lich zuständigen polnischen Konsulats beantragen, 
behalten sie die polnische Staatsangehörigkeit und 
verlieren die deutsche Reichsangehörigkeit.

(3 ) Wird der Verzicht nicht innerhalb dieser zwei 
Jahre ausgesprochen, so behalten sie die polnische 
Staatsangehörigkeit und verlieren die deutsche 
Reichsangehörigkeit, wenn sie bei Ablauf der zwei­
jährigen Frist ihren Wohnsitz in Polen haben. 
Wenn sie dort ihre Eintragung in die Register des 
örtlich zuständigen deutschen Konsulats beantragen, 
behalten sie die deutsche Reichsangehörigkeit und 
verlieren die polnische Staatsangehörigkeit.

(4 ) Die Bestimmungen dieses Teiles, die sich auf 
die Option beziehen, gelten entsprechend für den 
Verzicht auf die polnische Staatsangehörigkeit.

Artikels

81
Polen deutscher Reichsangehörigkeit, die zur Zeit 

des Überganges der Staatshoheit ihren Wohnsitz im 
deutschen Teile des Abstimmungsgebiets haben, 
können, wenn sie über achtzehn Jahre alt sind, binnen 
zwei Jahren nach dem Übergänge der Staatshoheit 
für die polnische Staatsangehörigkeit optieren.

82
Das gleiche gilt für die Polen deutscher Reichs­

angehörigkeit, die zur Zeit des Überganges der 
Staatshoheit ihren Wohnsitz außerhalb des Ab­
stimmungsgebiets in Deutschland haben, wenn sie 
im Abstimmungsgebiete geboren sind oder von El­
tern abstammen, die dort geboren sind.

83
(1) Als Polen im Sinne dieses Artikels sind die 

deutschen Reichsangehörigen anzusehen, die durch ihr 
Verhalten bis zum 1. August 1921 bekundet haben, 
daß sie sich deni polnischen Volkstum zurechnen.

(2) Bei minderjährigen Waisen unter achtzehn 
Jahren ist das Verhalten des zuletzt verstorbenen 
Elternteils maßgebend.

A r t i k e l 28
Alle im Abstimmungsgebiete vor dem Übergänge 

der Staatshoheit geborenen Personen, deren Zu­
gehörigkeit zu einem Staate sich nicht feststellen 
läßt, gelten als Angehörige des Staates, an den 
der Geburtsort infolge der Teilung Oberschlesiens 
fällt.

Artikel 29
(1) Im Sinne der Bestimmungen dieses Teiles 

gilt als Wohnsitz einer Person der Ort, an dem der 
Schwerpunkt ihrer persönlichen und wirtschaftlichen 
Lebensverhältnisse liegt.

(2) Trifft dies auf mehrere Orte zu, so entscheidet 
die Willenserklärung der betreffenden Person. Diese 
Erklärung ist binnen 6 Monaten nach dem Über­
gänge der Staatshoheit wahlweise gegenüber der zu­
ständigen deutschen oder gegenüber der polnischen Be- 
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allemande competents, soit devant l'autorité polo­
naise competents. Tlls doit etrs consignes dans nn 
procès-verbal on faite sous forme d'acte légalisé. 
LIIs sera portes sans retard à la connaissance du 
Couvsrnsment de l'autre Ttat.

3. — 8i aucune déclaration n'est faits dans ls 
delai prevu de six mois, il ne sera pas tenu compte 
d'un domicile qui ferait acquérir de plein droit la 
nationalité polonaise d'après les dispositions de la 
présents partie.

Article 36
1. — 8i une personne établit d'uns manière plau­

sible qu'elle a abandonné après lo 9 novembre 1918 
son domicile situe soit dans la partie polonaise, 
soit dans la partie allemands du territoire plébis­
cité, à la suite d'un ordre de quitter la localité ou 
le pavs, ou par suite d'uns contraints pbvsiqus ou 
d'uns menace directe contre sa personne ou ses 
biens, et si elle établit qu'elle a réintègre son an­
cien domicile dans un délai de dix-buit mois a dater 
du transfert de la souveraineté, elle sera con­
sidérée comme n'axant jamais quitté son domicile.

2. — Une personne qui aura transféré sa rési­
dence de l'une des deux parties du territoire plé­
biscité dans l'autre après le 9 novembre 1918, sera, 
sn cas de doute, considérée comme n'axant pas 
cbangè de domicile.

Horde zu Protokoll oder in öffentlich beglaubigter 
Form abzugeben. Sie ist unverzüglich der Regierung 
des anderen Staates mitzuteilen.

(3 ) Wird innerhalb der Frist von 6 Monaten keine 
Erklärung abgegeben, so wird der Wohnsitz nicht be­
rücksichtigt, der nach den Bestimmungen dieses Teiles 
den Erwerb der polnischen Staatsangehörigkeit von 
Rechts wegen begründen würde.

Artikel 30
(i) Wer glaubhaft macht, daß er infolge einer An­

ordnung, den Ort oder das Land zu verlassen, infolge 
körperlichen Zwanges oder infolge unmittelbarer Be­
drohung seiner Person oder seines Vermögens nach 
dem 9. November 1918 seinen Wohnsitz im polnischen 
oder im deutschen Teile des Abstimmungsgebiets auf­
gegeben und ihn innerhalb 18Mvmüen nach dem 
Tage des Überganges der Staatshoheit dahin zu­
rückverlegt hat, ist so anzusehen, als hätte er seinen 
Wohnsitz nicht verlassen.

(2) Wer nach dem 9. November 1918 seinen Auf­
enthalt vom Orte des Wohnsitzes in dem einen Teile 
des Abstimmungsgebiets nach dem anderen Teile 
verlegt hat, ist im Zweifel so zu behandeln, als hätte 
er seinen Wohnsitz nicht aufgegeben.

7*
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Titre II

Mets äu changement äe nationalité 
à l'êgarâ cie l'êpouse, clés entantL et 

âe8 per8onne8 8OU8 tutelle
Article 31

1. — Tu cas à cliangsmsni ds nationalité 
intervenant de plein droit, les entants legitimes 
âges an moins de dix-lmit ans dont les parents 
sont tous deux en vie, acquièrent la nationalité 
de celui des parents auquel revient la représen­
tation legale. 8i un seul des parents est sn vis, 
l'snkant acquiert sa nationalité. 8i les parents 
sont tous deux en vis, mais sont tous deux privés 
ds la représentation légale, l'entant acquiert la 
nationalité du père.

2. — Tes entants naturels âges de moins de dix- 
Imit ans acquièrent la nationalité de la mère.

3. — Tn mineur âge de plus ds dix-lmit ans, 
vivant avec son xèrs ou sa mère, est assimile à un 
mineur qui n'a pas encore atteint l'âge de dix-lmit 
ans révolus.

4. — T'sxouss acquiert la nationalité ds son 
mari.

Article 32
8 i

1. — T'option du mari stsnd ses effets à son 
épouse; cslls des parents, à leurs entants âges 
de moins de dix-lmit ans.

2. — Tans ls cas de mineurs orplmlins âges de 
moins de dix-lmit ans, ou de personnes dsiimtivs- 
msnt ou provisoirement interdites, ls droit 
d'option est exerce par leur représentant legal.

8 2
1. — Tss entants âgés de moins ds dix-buit ans 

pour lesquels lss parents ont exerce leur droit 
d'option ont, pendant le delai d'option, un droit 
de révocation s'ils atteignent l'âge ds dix-lmit ans 
révolus avant l'expiration de ce délai.

2. — Il en est de meme des autres personnes 
au nom dssqusllss leur représentant legal a exerce 
le droit d'option, dans le cas ou la représentation 
legale a pris 6n avant l'expiration du delai 
d'option, ainsi que des ksmmss dont le mariags 
est dissous avant l'expiration ds ce délai.

3. — Tss dispositions ds la prsssnts partis 
relatives a l'option sont applicables mAtatis 
mu tandis a la révocation.

Titel II

Wirkung des Staatsangehörigkeits- 
wechfels für Ehefrau, Kinder und 

Pflegebefohlene
Artikel 31

(i) Beim Wechsel der Staatsangehörigkeit von 
Rechts wegen erwerben eheliche Kinder unter achtzehn 
Jahren, deren Eltern beide leben, die Staatsange­
hörigkeit des Vaters oder der Mutter, je nachdem 
dem Vater oder der Mutter die gesetzliche Vertretung 
zusteht. Lebt nur der Vater oder nur die Mutter, so 
erwirbt das Kind die Staatsangehörigkeit des Vaters 
oder der Mutter. Leben beide Eltern, ohne die gesetz­
liche Vertretung zu haben, so erwirbt das Kind die 
Staatsangehörigkeit des Vaters.

(2) Uneheliche Minderjährige unter achtzehn Jah­
ren erwerben die Staatsangehörigkeit der Mutter.

(3) Ein zum Hausstande des Vaters oder der 
Mutter gehöriger Minderjähriger über achtzehn 
Jahre steht einem Minderjährigen gleich, der das 
achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat.

(4) Die Ehefrau erwirbt die Staatsangehörigkeit 
ihres Ehemannes.

Artikel 32
8 1

(1) Die Option des Ehemanns erstreckt ihre Wir­
kung auf die Ehefrau, die Option der Eltern auf die 
Kinder unter achtzehn Jahren.

(2) Für elternlose Minderjährige unter achtzehn 
Jahren sowie für Personen, die entmündigt oder 
unter vorläufige Vormundschaft gestellt sind, wird 
das Optionsrecht durch ihre gesetzlichen Vertreter 
ausgeübt.

8 2
(1) Kindern unter achtzehn Jahren, für die ihre 

Eltern das Optionsrecht ausgeübt haben, steht inner­
halb der Optionsfrist ein Widerrufsrecht zu, wenn 
sie vor Ablauf dieser Frist das achzehnte Lebensjahr 
vollenden.

(2) Diese Vorschrift findet entsprechende Anwen­
dung auf andere Personen, für die ihr gesetzlicher 
Vertreter das Optionsrecht ausgeübt hat, wenn die 
gesetzliche Vertretung vor Ablauf der Optionsfrist 
fortfällt, sowie auf Ehefrauen, deren Ehe vor Ablauf 
dieser Frist aufgelöst worden ist.

(3) Die Bestimmungen dieses Teiles, die sich auf 
die Option beziehen, finden entsprechende Anwendung 
auf den Widerruf der Option.
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Ditre III
Droits à personnes qui ont opte

33
1. — Tes personnes qui, eonkormêmcnt aux dis­

positions de 1a présente Convention, ont opte 
pour une nationalité, peuvent, pendant doure 
mois a dater de la délivrance de leur ^.ete 
d'option, transférer leur domicile dans le terri­
toire de l'Ltat en faveur duquel elles ont opte.

2. — Tücs peuvent conserver les biens im­
mobiliers qu'elles possèdent sur le territoire de 
i'Ttat ou elles avaient leur domicile antérieure­
ment à leur option.

3. — TIWs peuvent, dans le delai prevu à 
l'alinea 1, emporter leurs biens meubles de toute 
nature en franclnse de douane dans le pavs pour 
lequel elles ont opte, et sont exemptées à cet 
èxard de tous droits de sortie ou taxes, s'il v en a.

Article 34
Te droit des personnes qui ont opte, de con­

server des biens immobiliers dans l'Ttat dont elles 
cessent d'être ressortissants en raison de leur 
option, ne peut être préjudicie d'une manière 
quelconque par des lois, ordonnances ou autres 
prescriptions, qui ne seraient pas applicables aux 
nationaux de l'Ttat qui les édicte. Te seul kait 
que la personne qui a opte transkèrs son domicile 
ou sa résidence dans le territoire de l'Ltst en 
laveur duquel elle a opte, ne permet en aucun es s 
aux Tarties contractantes de le préjudicier par 
des lois, ordonnances ou autres prescriptions, 
dans l'exercice de ses droits de propriété.

^Irtreke 3Z
§ 1

1. — Aucune interdiction d'exportation, ou 
aucune autre mesure legislative ou administrative, 
ne peut limiter en quoi que ce soit pour les per­
sonnes qui, conformement a l'article 33, trans­
fèrent leur domicile dans le territoire de l'Ltat en 
faveur duquel elles ont opte, le droit d'exporter à 
l'occasion de ce transfert leur biens meubles, soit 
en les emportant avec elles, soit en les expédiant 
de la manière qui leur paraît la plus appropriée.

2. — Aucuns taxe ne sera perdue pour les 
services rendus par les autorités dont l'interven­
tion est requise, à l'occasion de ce transfert, par 
les lois, ordonnances ou autres prescriptions 
officielles.

§ 2
1. — T'autorisation accordes aux personnes 

qui ont opte d'emporter leurs biens meubles, ns 
s'étend pas
a) aux armes à fsu, à l'exception des fusils de 

«basse et des revolvers que la loi permet de 
posséder;

d) aux explosifs;
e) aux produits agricoles qui, à la dsts du 

transfert de la souvsrainstê, étaient soumis 
au système centralise d'exploitation et le 
sont encore au moment de l'emigration.

2. — Te droit d'emporter les biens meubles ne 
âoit pLs être exerce d'une manière abusive. Tn 
particulier, il ne peut avoir pour résultat de dé­
garnir des entreprises productives de leur matê-

Litel III
Rechte der Optanten

Artikel 33
(t) Den Personen, die von einem in diesem Ab­

kommen vorgesehenen Optionsrechte Gebrauch ge­
macht haben, steht es frei, bis zum Ablauf von zwölf 
Monaten nach Aushändigung der Optionsurkunde 
ihren Wohnsitz in den Staat zu verlegen, für den sie 
optiert haben.

(2) Sie dürfen das unbewegliche Gut behalten, das 
sie im Gebiete des Staates besitzen, in dem sie vor der 
Option wohnten.

(3) Sie dürfen innerhalb der im Abs. 1 bezeich­
neten Frist ihr gesamtes bewegliches Gut zollfrei in 
das Land mitnehmen, für das sie optiert haben. 
Etwa bestehende Ausfuhrzölle oder -gebühren dürfen 
von ihnen nicht erhoben werden.

Artikel 34
Das Recht der Optanten, unbewegliches Vermögen 

in dem Lande zu behalten, dessen Staatsangehörig­
keit sie durch die Option verlieren, darf durch keine 
Gesetze, Verordnungen und sonstige Vorschriften be­
einträchtigt werden, die nicht auf die eigenen Staats­
angehörigen Anwendung finden. Aus der Tatsache, 
daß der Optant seinen Wohnsitz öder Aufenthalt in 
das Gebiet des Staates verlegt, für den er optiert 
hat, darf ihm bei Ausübung seines Eigentumsrechts 
durch die Gesetze, Verordnungen oder sonstigen Vor­
schriften der vertragschließenden Teile keinerlei Nach­
teil erwachsen.

Artikel 35
8 1

(i) Keinerlei Ausfuhrverbote oder sonstige gesetz­
liche ober Verwaltungsmaßnahmen dürfen die Per­
sonen, die gemäß Artikel 33 ihren Wohnsitz in das 
Gebiet des Staates verlegen, für den sie optiert 
haben, in dem Rechte beschränken, anläßlich ihres 
Wegzugs ihre bewegliche Habe persönlich mitzu- 
nehmen oder auf andere ihnen geeignet erscheinende 
Weise auszuführen.

(2) Für eine amtliche oder behördliche Tätigkeit, 
die nach den Gesetzen, Verordnungen oder sonstigen 
Vorschriften zur Abwanderung erforderlich ist, dürfen 
Gebühren nicht erhoben werden.

8 2
(t) Das Recht der Optanten, ihre bewegliche Habe 

mitzunehmen, erstreckt sich nicht auf:

a) Feuerwaffen mit Ausnahme von Jagdgewehren 
und Revolvern, deren Besitz nach den Landes­
gesetzen gestattet ist,

b) Sprengstoffe,
c) Landwirtschaftliche Erzeugnisse, die am Tage 

des Überganges der Staatshoheit und der Aus­
wanderung der öffentlichen Bewirtschaftung 
unterliegen.

(2) Das Recht zur Mitnahme der beweglichen Habe 
darf nicht mißbräuchlich ausgeübt werden. Es darf 
insbesondere nicht zur Entblößung produktiver 
Unternehmungen von ihrem Betriebsmaterial füh- 
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nsl d'exploitation. Tes accaxarsmsnts sxcsssiks 
sn vus du dèmènaZsmsnt sont èZalsmsnt interdits

8 3
1. — Dos autorités peuvent exiger que toute 

personne abandonnant, en raison de son option, 
le pa^s dont elle cesse d'stre ressortissant, 
prouve son droit de propriété sur les objets 
qu'elle désire emporter sn taisant uns déclaration 
solennsllo tenant lieu de serment. D'autres 
moyens de preuves peuvent être exiges si la na­
ture ou la quantité des objets à emporter kait lé­
gitimement soupçonner qu'ils »'appartiennent 
pas a la personne qui a opte.

2. — Ta violation de serment ou d'une décla­
ration solennelle tenant lieu de serment, est 
punissable dans l'autre Ttat de la même manière 
que si la déclaration ou le serment avait ètè kait 
devant une de ses autorités.

3. — Des tribunaux et les ministères publies 
des deux Ltats se prêteront directement mutuelle 
assistance pour la poursuite des délits men­
tionnes a l'alinea 2. De résultat des poursuites 
sera communique à TMat qui les a provoquées.

Article 36
D — Des personnes qui ont acquis la natio­

nalité de l'une des deux Tarties contractantes 
par voie d'option et transkèrent leur domicile 
dans l'Ttat sn kaveur duquel elles ont opte, sont 
exemptées de toute caution garantissant le paie­
ment d'impôts kuturs à l'Ltat dont elles cessent 
d'être ressortissants, ainsi que de tous droits ou 
taxes imposes aux émigrants.

2. — De plus, elles sont exemptées de toute 
caution garantissant le paiement du Kerelrsnot- 
opfer, ainsi que de la ààa, dans le cas ou 
celle-ci serait introduits en Haute Lilèsis polo­
naise.

3. — D'impôt est kutur au sons de l'alinea 1, 
quand les conditions requises par la loi pour la 
naissance du droit de l'Ltat à l'impôt ne se réali­
sent qu'après la fin du mois pendant lequel l'èmi- 
gration a lieu.

Rrêrcle 37
Dos porsonnos a^ant lo droit d'optor qui, pen­

dant ls delai prevu pour l'option, perdent, pour 
uns raison etrangers a l'option, lsur nationalité 
au profit de la nationalité qu'elles auraient pu 
acquérir sn optant, bénéficient des mêmes droits 
que ceux quo les articles 33 à 36 conkôrsnt aux 
personnes qui ont opte. De delai fixe a l'article 33, 
alinéa 1, court dans ce cas à dator de la perte do 
la nationalité.

Article 3§
D'organisation pratique de l'emigration st ds 

l'immigration dss porsonnos qui ont opté sora 
règles, s'il a lisu, par vois d'accord entre lss 
dsux Couvernsmsnts.

Xrtr'cis 39
Des Tartiss contractantes s'engagent a n'ax- 

portsr aucuns entrave a l'exercice du droit 
d'option prévu dans la présents Convention, per­
mettant aux intéressés d'aequèrir soit la natio­
nalité allsmands, soit la nationalité polonaise. 

ren; auch übermäßige Aufkäufe im Hinblick auf die 
Auswanderung sind verboten.

8 3
(1) Die Behörden dürfen von auswandernden Op­

tanten zum Beweise ihres Eigentums an den auszu- 
führenden Gegenständen die Abgabe einer eidesstatt­
lichen Versicherung fordern. Es können auch andere 
Beweismittel verlangt werden, wenn wegen der Art 
oder Menge der Gegenstände begründeter Verdacht 
besteht, daß sie nicht im Eigentume des Optanten 
stehen.

(2) Die Verletzung der Eidespflicht oder die Ab­
gabe einer falschen eidesstattlichen Versicherung ist in 
dem andern Staate ebenso strafbar, als wenn die 
Eidesleistung oder die Versicherung vor einer inlän­
dischen Behörde erfolgt wäre.

(3) Die Gerichte und Staatsanwaltschaften der bei­
den Staaten leisten sich bei der Verfolgung der im 
Abs. 2 bezeichneten Vergehen unmittelbar Rechts­
hilfe. Von dem Ergebnis des Verfahrens ist dem 
antragstellenden Staate Mitteilung zu machen.

Artikel 36
(1) Personen, die in Ausübung des Optionsrechts 

die Staatsangehörigkeit eines der vertragschließenden 
Teile erworben haben, und ihren Wohnsitz in den 
Staat verlegen, für den sie optiert haben, sind von 
jeder Sicherheitsleistung für künftige Steueransprüchc 
des Staates, dessen Staatsangehörigkeit sie durch die 
Option verlieren, sowie von der Erhebung von Steu­
ern und Abgaben für Auswanderer befreit.

(2) Sie sind ferner von jeder Sicherheitsleistung 
für das Reichsnotopfer und für die Danina, falls 
diese in Polnisch-Oberschlesten eingeführt werden 
sollte, befreit.

(3) Künftige Steueransprüche im Sinne des Abs. 1 
sind Steueransprüche, die nicht bis zum Abläufe 
des Monats, in dem die Abwanderung erfolgt, ent­
standen sind.

Artikel 37
Optionsberechtigte, die innerhalb der Optionsfrist 

ihre Staatsangehörigkeit aus anderen Gründen als 
durch die Ausübung ihres Optionsrechts zu Gunsten 
der Staatsangehörigkeit verlieren, die sie durch die 
Option erworben hätten, haben die in den Artikeln 33 
bis 36 den Optanten gegebenen Rechte. Die im Ar­
tikel 33 Abs. 1 bezeichnete Frist beginnt in diesem 
Falle mit dem Tage des Verlustes der Staatsange­
hörigkeit.

Artikel 38
Die technische Durchführung des Abzugs und Zu­

zugs der Optanten wird erforderlichenfalls durch Ver­
einbarung der beiden Regierungen geregelt werden.

Artikel 39
Die vertragschließenden Teile verpflichten sich, die 

Ausübung des in diesem Abkommen vorgesehenen 
Optionsrechts, kraft dessen es den berechtigten Per­
sonen freisteht, die deutsche Reichsangehörigkeit oder 
die polnische Staatsangehörigkeit zu erwerben oder 
nicht, durch keinerlei Hindernisse zu beeinträchtigen.
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Titre IV
Droit äe cori8erver !e âomicile

Article 49
1. — Tes personnes qui, à la date du transfert 

de la souveraineté, sont domiciliées dans la par­
tie polonaise du territoire plébiscite et ont opte 
pour la nationalité allemande sans cbanger de 
domicile, ainsi que les ressortissants allemands 
qui ont établi leur domicile dans la partie polo­
naise du territoire plébiscite entre ls 2 janvier 
1908 et le 1" janvier 1922, ont le droit de con­
server leur domicile en Laute Lilesie polonaise 
pendant quints ans a dater du transfert de la 
souveraineté.

2. — L sn est de même des personnes qui, sans 
avoir sxsrcs leur droit d'option sn faveur de 
l'Allemagne, ont, pendant ls delai d'option, 
acquis d'uns autre manière la nationalité alle­
mands st perdu la nationalité polonaise, tout sn 
conservant leur domicile sn Lauts Lilssis polo­
naise.

Article 41
1. — Tss Tolonais ressortissants allemands 

qui, à la date du transfert de la souveraineté, 
sont domicilies dans la partis allemande du ter­
ritoire plébiscite st ont opte pour la nationalité 
polonaise sans transférer leur domicile sn To- 
logns, ont le droit ds conserver leur domicile dans 
la partie allemande du territoire plébiscite pen­
dant quinze ans a dater du transfert de la sou­
veraineté.

2. — Il en est de même dss personnes qui, sans 
avoir exerce leur droit d'option en faveur de la 
Tologne, ont, pendant le delai d'option, acquis 
d'une autre manière la nationalité polonaise st 
perdu la nationalité allemands, tout sn conser­
vant leur domicile dans la partie allemande du 
territoire plébiscite.

3. — Ta disposition de l'alinéa 1 s'applique à 
tous les autres ressortissants polonais qui, a la 
date du transfert de la souveraineté, sont domi­
cilies dans la partie allemande du territoire plé­
biscite et l'ont sis au moins depuis le 1" janvier 
1922.

Article 42
1. — Te droit du mari de conserver son domicile 

s'étend a son épouse: celui dss parents, à leurs 
sntants legitimes mineurs; celui de la mère, a ses 
enfants illegitimes mineurs; celui de leur repré­
sentant legal, aux orpbslins mineurs.

2- Tans lss cas ou le Code civil allemand 
reconnaît a des mineurs la faculté d'établir eux- 
mêmes un domicile, c'est ce domicile qu'ils 
pourront conserver.

3- — Ont un droit propre ds conserver leur 
domicile: l'epouse, a partir du moment ou son 
mariage est dissous, et les entants, à partir du 
moment ou ils atteignent l'âge de la majorité.

Titel IV
Wohnrecht
Artikel 40

(i) Die Personen, die zur Zeit des Überganges der 
Staatshoheit ihren Wohnsitz in Polnisch-Oberschlesien 
haben und die für Deutschland optiert haben, ohne 
ihren Wohnsitz nach dort zu verlegen, sowie die deut­
schen Neichsangehörigen, die ihren Wohnsitz zwischen 
dem 2. Januar 1908 und dem 1. Januar 1922 in 
Polnisch-Oberschlesien begründet haben, sind berech­
tigt, ihren Wohnsitz in Polnisch-Oberschlesien während 
eines Zeitraums von 15 Jahren vom Übergänge der 
Staatshoheit ab zu behalten.

(2) Das gleiche gilt für die Personen, die ihr 
Recht, für Deutschland zu optieren, nicht ausgeübt, 
jedoch innerhalb der Optionsfrist auf andere Weise 
die deutsche Reichsangehörigkeit unter Verlust der 
polnischen Staatsangehörigkeit erworben und ihren 
Wohnsitz in Polnisch-Oberschlesien behalten haben.

Artikel 41
0) Polen deutscher Reichsangehörigkeit, die zur 

Zeit des Überganges der Staatshoheit ihren Wohnsitz 
im deutschen Teile des Abstimmungsgebiets haben 
und die für Polen optiert haben, ohne ihren Wohnsitz 
nach Polen zu verlegen, sind berechtigt, ihren Wohn- 
sttz im deutschen Teile des Abstimmungsgebiets wäh­
rend eines Zeitraums von 15 Jahren vom Übergänge 
der Staatshoheit ab zu behalten.

(2) Das gleiche gilt für Personen, die ihr Recht, 
für Polen zu optieren, nicht ausgeübt, jedoch inner­
halb der Optionsfrist auf andere Weise die polnische 
Staatsangehörigkeit unter Verlust der deutschen 
Reichsangehörigkeit erworben und ihren Wohnsitz im 
deutschen Teile des Abstimmungsgebiets behalten 
haben.

(3) Die Bestimmung des Abs. 1 bezieht sich auch 
auf alle anderen polnischen Staatsangehörigen, die zur 
Zeit des Überganges der Staatshoheit ihren Wohn- 
jitz im deutschen Teile des Abstimmungsgebiets 
haben und spätestens seit dem 1. Januar 1922 hatten.

Artikel 42
(1) Ehefrauen teilen das Wohnrecht des Ehe­

mannes, minderjährige eheliche Kinder das Wohn­
recht der Eltern, minderjährige uneheliche Kinder das 
Wohnrecht der Mutter, minderjährige Waisen das 
Wohnrecht ihres gesetzlichen Vertreters.

(2) Insoweit Minderjährige nach den Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs einen eigenen Wohnsitz 
begründen können, ist dieser Wohnsitz für ihr Wohn­
recht maßgebend.

(3) Wird die Ehe aufgelöst, oder werden minder­
jährige Kinder volljährig, so entsteht ein eigenes 
Wohnrecht der Ehefrau oder der Kinder.
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Article 43
8 i

T — Tu ce qui concsrns l'sxsretes äs bonus loi 
ds la profession ou activité lucrative a laquelle 
elles se livraient lors du transfert de la 
souveraineté, les personnes possédant le droit de 
conserver leur doiniclle ne seront soumises, sans 
préjudice des dispositions spéciales de la présents 
Convention, qu'aux restrictions leZales applicable» 
aux etranAsrs conformement à la législation en 
vigueur dans le territoire plébiscite à la date du 
transfert de la souveraineté. Tour le reste, css 
personnes seront uniquement soumises aux lois 
auxquelles sont soumis les ressortissants du pa^s. 
8i la profession ou activité lucrative dépend 
localement d'une entreprise quelconque, le fait 
d'une extension de bonne foi de cette entreprise 
n'empecbs pas l'application de la présente dis­
position.

2. — Il en est de même dans le cas d'une 
entreprise nouvellement créée, a condition qu'elle 
en remplace une ancienne de la meme espèce et 
qu'on puisse admettre que le remplacement est 
conforme aux principes reconnus de loyauté et de 
confiance réciproques.

8 2
Des dispositions du paragrapbe I sont aussi 

applicables aux personnes possédant le droit de 
conserver leur domicile qui, après le transfert de 
la souveraineté, reprennent une entreprise de 
leurs parents qui possédaient eux-mêmes le droit 
de conserver leur domicile, ainsi qu'aux personnes 
possédant ls droit de conserver leur domicile qui, 
à la date du transfert de la souveraineté, avaient 
déjà commence à se préparer à uns profession 
déterminée.

8 3
Dorsqus lss personnes possédant le droit de 

conserver leur domicile abandonnent ce domicile 
pour s'établir dans ls territoire de l'Ltat dont 
elles sont ressortissants, elles sont soumises aux 
lois relatives à l'êmigration applicables aux 
nationaux à la date du transfert de la 
souveraineté dans le territoire plébiscite, ou 
aux lois publiées ultérieurement, si css dernières 
leur sont plus favorables. Toutefois, uns caution 
garantissant ls paismsnt d'impôts futurs ns 
pourra être exiges ds css psrsonnss qus lorsque 
lss conditions requises pour la naissance du droit 
de l'Ltat à ces impôts se réalisent au cours du 
trimestre pendant lequel l'êmigration a lieu.

^.rtr'Re 44
De droit qu'ont des personnes de conserver leur 

domicile n'exclut pas ls droit des Tarties con­
tractantes de leur interdire ls séjour dans leur 
territoire pour des raisons de sécurité intérieure 
ou extérieurs ds l'état, ou pour toute autre raison 
de polies et en particulier d'bvgièns publique, de 
polies dss mmurs ou d'assistance publique.

RrCele 4Z
De droit de conserver son domicile dans un 

territoire s'êtsint par l'abandon du domicile dans 
ce territoire.

A r t i k e l 43

8 1
(l) Vorbehaltlich der besonderen Bestimmungen 

dieses Abkommens unterliegen die Wohnberechtigten 
bei der redlichen Ausübung des Berufs oder der Er­
werbstätigkeit, denen sie beim Übergänge der Staats­
hoheit nachgingen, nur den gesetzlichen Beschränkun­
gen, die nach den zur Zeit des Überganges der Staats­
hoheit im Abstimmungsgebiete geltenden Gesetzen auf 
Ausländer Anwendung finden. Im übrigen sind sie 
nur den gesetzlichen Bestimmungen unterworfen, die 
für die eigenen Staatsangehörigen gelten. Ist der 
Beruf oder die Erwerbstätigkeit mit einem Betriebe 
verbunden, so hindert die redliche Erweiterung des 
Betriebs nicht die Anwendung dieser Bestimmung.

(2) Auf die Errichtung eines neuen selbständigen 
Betriebs findet die Bestimmung des Abs. I nur An­
wendung, wenn der neue Betrieb einen alten der­
selben Art ersetzt, und wenn anzunehmen ist, daß der 
Ersatz den Grundsätzen von Treu und Glauben mit 
Rücksicht auf die Verkehrssitte entspricht.

8 2
Die Bestimmungen des 8 I finden auch Anwendung 

auf die Wohnberechtigten, die nach dem Übergänge 
der Staatshoheit den Betrieb ihrer wohnberechtigten 
Eltern übernehmen, sowie auf die Wohnberechtigten, 
die beim Übergänge der Staatshoheit die Ausbildung 
zu einem bestimmten Berufe bereits begonnen hatten.

8 3
Die Wohnberechtigten sind bei der Auswanderung 

in den Staat, dessen Staatsangehörigkeit sie be­
sitzen, nach den beim Übergänge der Staatshoheit im 
Abstimmungsgebiete für Inländer geltenden Ge­
setzen zu behandeln oder, falls diese günstiger sind, 
nach den später erlassenen Gesetzen. Es kann von 
ihnen jedoch nur eine Sicherheitsleistung für künftige 
Steueransprüche verlangt werden, soweit diese Steuer 
ansprüche in dem Kalendervierteljahr entstehen, in 
dem die Auswanderung erfolgt.

Artikel 44
Das Wohnrecht schließt das Recht der vertrag­

schließenden Teile nicht aus, den Wohnberechtigten 
aus Gründen der inneren oder äußeren Sicherheit 
des Staates oder aus anderen polizeilichen Gründen, 
insbesondere aus Gründen der Gesundheits-, Sitten- 
oder Armenpolizei, den Aufenthalt in ihrem Gebiete 
zu versagen.

A r t i k e l 45
Das Wohnrecht erlischt, wenn der Wohnberechtigte 

seinen Wohnsitz aus dem Gebiete, in dem er wohnbe- 
rechtigt ist, verlegt.
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Titre V
procêàe ä'option

Article 4§
1. — Tss autorités compétentes pour recevoir 

les déclarations d'option sont appelées dans la 
présente Convention: Bureaux des options. Css 
autorités sont dssiZnsss par l'autorité centrais 
de chacune dss Tarties contractantes. Tss dèsi- 
Mations doivent être communiquées a l'autre 
Bartis.

2. — Doute déclaration d'option doit être 
remise a un Bureau dss options ds l'Ttat sn 
àvsur duquel intervient l'option

3. — Tes Bureaux sont competents ratrone loei; 
o'sst le domicile de l'optant qui décide, et, à 
défaut de domicile proprement dit, sa résidence.

4. — 8i un Bureau dss options incompétent re­
çoit la déclaration d'option, il doit la transmettre 
sans delai au Bureau competent. Ta déclaration 
est dans es cas censés avoir ste remise le jour ou 
le premier Bureau l'a reçus.

Article 47
1. — Ta déclaration d'option doit ss faire soit 

par écrit, soit par proces-verbal. Tes modèles 
figurant aux annexes A et L sont recommandes. 
Ta signature de la déclaration d'option écrite 
doit être légalisés.

2. — Il sera accuse réception de la déclaration 
d'option sans delai et par écrit a l'intéresse, alors 
meme que le Bureau dss options qui l'a reçus se­
rait incompétent.

Article 4L
I. — lins personne qui a fait sa déclaration 

d'option peut en demander l'annulation pendant, 
deux mois si, au moment ou elle a fait sa décla­
ration, élis ne jouissait pas de toute la liberté 
de sa volonté pour cause ds maladie mentale, 
d'ivresse ou de menaces, ou en raison d'uns 
pression illicite de la part d'uns autorité.

2. — Ta dsmands d'annulation doit être 
adressée au Bureau qui a reçu la déclaration d'op­
tion.

Article 49
8 i

1- — Tes deux Couvernements s'aviseront réci­
proquement de toutes Iss déclarations d'option 
reçues par leurs Bureaux des options, deux se­
maines au plus après leur réception. Tes details 
seront 6xüs, s'il zr a lisu, par vois d'accord spècial 
entre les deux Couvernements.

2. — Tes déclarations d'option remises aux 
Bureaux allemands seront, en attendant, portées 
à la connaissance du Voïvods de Lilesie, st celles 
gnl auront ète remises aux Bureaux polonais se­
ront portées a la connaissance du KeArerunus- 
prdsident a Oppsln.

Titel V
Optionsverfahren

Artikel 46
(1) Die Behörden, die zur Entgegennahme der 

Optionserklärungen zuständig sind, heißen in diesem 
Abkommen Optionsbehörden. Diese Behörden wer­
den von der Zentralbehörde jedes vertragschließenden 
Teiles bestimmt und dem anderen Teile mitgeteilt.

(2) Die Optionserklärung wird bei der Options­
behörde des Staates abgegeben, dessen Staatsange­
hörigkeit durch die Option gewählt werden soll.

(3) Die örtliche Zuständigkeit der Optionsbehör­
den wird durch den Wohnsitz des Optionsberechtigten 
zur Zeit der Abgabe der Optionserklärung bestimmt; 
in Ermangelung eines Wohnsitzes ist der Aufenthalts­
ort maßgebend.

(4) Wird die Optionserklärung vor einer örtlich 
unzuständigen Optionsbehörde abgegeben, so ist sie 
von dieser unverzüglich an die örtlich zuständige Op­
tionsbehörde weiterzuleiten. Sie gilt in diesem Falle 
als an dem Zeitpunkt abgegeben, an dem die erste 
Optionsbehörde sie erhalten hat.

Artikels
(1) Die Optionserklärung ist in schriftlicher Form 

oder zu Protokoll abzugeben. Die in Anlage A 
und 8 beigefügten Muster werden empfohlen. Die 
Unterschrift unter der schriftlichen Optionserklärung 
muß amtlich beglaubigt sein.

(2) Dem Optanten ist die Abgabe seiner Options­
erklärung unverzüglich schriftlich zu bestätigen, auch 
wenn die Optionsbehörde, vor der sie abgegeben wor­
den ist, örtlich nicht zuständig war.

Artikel 48
(1) Der Optant kann die Optionserklärung 

binnen zwei Monaten nach ihrer Abgabe anfechten, 
wenn seine freie Willensbestimmung bei Abgabe der 
Erklärung durch Geisteskrankheit, Trunkenheit, Be­
drohung oder durch unzulässigen behördlichen Druck 
beeinträchtigt war.

(2) Die Anfechtung erfolgt durch Erklärung gegen­
über der Optionsbehörde, bei der die Options­
erklärung abgegeben worden ist.

Artikel 49
8 1

C) Beide Regierungen werden sich gegenseitig von 
allen bei ihren Optionsbehörden abgegebenen Op­
tionserklärungen spätestens zwei Wochen nach ihrem 
Eingang Mitteilung machen. Das nähere wird er­
forderlichenfalls durch besondere Vereinbarung der 
Regierungen geregelt werden.

(2 ) Bis dahin werden die bei deutschen Options­
behörden abgegebenen Optionserklärungen dem Wo­
jewoden von Schlesien, die bei polnischen Options­
behörden abgegebenen Optionserklärungen dem Re­
gierungspräsidenten in Oppeln mitgeteilt.

8
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3. — Cbaqus Couvsrnsmsnb peut, pendant un 
mois à dater ds 1a réception ds 1'avis, contester 
1e droit d'option auprès du Bureau de 1'autre 
Ltat qui a re^u 1a déclaration d'option.

8 2
1. — 8i les conditions requises pour la validité 

de l'option se trouvent rsmxliss, le Bureau des 
options delivre à l'optant un ^cts d'option. De 
modèle figurant à l'annexe O est recommande. 
D'^ets d'option doit taire mention des membres 
de la famille auxquels l'option etend ses effets. 
Da date de la délivrance ds l'^cts d'option doit 
êtrs indiquée sur l'acte lui-même par le fonction­
naire qui ls remet à l'intsrssss.

2. — D'option dsplois ses effets à dater de la 
délivrance ds l'àts d'option. .

Article 59
- 8sront suspendus pendant la période comprise 

entre la remise de la déclaration d'option et la 
délivrance de l'acte d'option, les obligations de 
service militaire, les droits politiques, ainsi que 
la capacité d'assumer des fonctions publiques bo- 
noriffquss ; toutefois, la suspension des droits po­
litiques et l'incapacité d'assumsr des fonctions 
publiques bonoriüquss ns datent que du jour ou 
l'autorité competente du paz-s auquel l'optant 
renonce en a avise celui-ci.

Article 51
Toute l'activité des autorités et des bureaux en 

es qui concerna les options, ainsi que lss attesta­
tions destinées à prouver 1s droit d'option, sont 
gratuites, sans préjudice toutefois du droit des 
notaires de percevoir dss taxes.

52
Dss parties contractantes donneront à lsurs 

fonctionnaires lss instructions necessaires pour 
qu'ils activent autant que possible la xrocsdurs 
d'option st notamment l'etablissement des piècss 
attestant la nationalité avant et après ls trans­
fert de la souveraineté.

53
Dans le cas ou la délivrance d'un ^cte d'option 

aurait sts obtenus par faux, par corruption, par 
violation ds ssrmsnt ou d'uns déclaration tsnant 
lisu de serment, ou par toute autre manoeuvre 
dolosive, l'Ltat en favsur duqusl l'option est dé­
clarés par cet àto pourra l'annuler. Cette annu­
lation aura effet rétroactif et devra êtrs notifiés 
okficisllsmsnt aux intéressés; elle sera portes à 
la connaissance de l'autrs Couvernement.

Article 54
Dss dispositions du présent titrs sont appli­

cables mrtêatrs nrukairdrs a la renonciation à la 
nationalité polonaise.

(3) Jede Regierung hat das Recht, während eines 
Monats nach Eingang der Mitteilung Einspruch 
gegen das Optionsrecht bei der Optionsbehörde, bei 
der die Optionserklärung abgegeben worden ist, zu 
erheben.

8 2
(i) Sind die Voraussetzungen für eine gültige 

Option erfüllt, so händigt die Optionsbchörde dem 
Optanten eine Optionsurkunde aus. Das Muster in 
der Anlage C wird empfohlen. In der Urkunde sollen 
auch die Familienmitglieder aufgeführt werden, auf 
die sich die Wirkung der Option erstreckt. Der Tag 
der Aushändigung soll von dem zustellenden Be­
amten auf der Optionsurkunde vermerkt werden.

(2) Die Wirkungen der Option treten mit der 
Aushändigung der Optionsurkunde ein.

A r t i k e l 50
In der Zeit zwischen der Abgabe der Options- 

crklärung und der Aushändigung der Options­
urkunde ruhen die militärische Dienstpflicht der Op­
tanten, ihre politischen Rechte, sowie ihre Fähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Ehrenämter; das Ruhen 
der politischen Rechte und der Fähigkeit zur Beklei­
dung der Ehrenämter beginnt jedoch erst zu dein Zeit­
punkte, an dem die zuständige Behörde des Staates, 
dessen Staatsangehörigkeit durch die Option ver­
loren wird, den Optanten eine entsprechende Er­
öffnung zustellt.

Artikel 51
Die gesamte amtliche und behördliche Tätigkeit im 

Optionsverfahren, sowie die Ausstellung von Be­
scheinigungen zum Nachweise des Optionsrechts, wird 
unbeschadet des Rechts der Notare zur Gebühren­
erhebung unentgeltlich geleistet.

Artikels
Die vertragschließenden Teile werden die erforder­

lichen Anweisungen geben, daß die das Optionsvcr- 
fahren betreffenden Amtshandlungen, insbesondere 
auch die Ausstellung der Bescheinigungen über die 
Staatsangehörigkeit vor und nach dem Übergänge der 
Staatshoheit, nach Möglichkeit beschleunigt werden.

Artikel 53
Ist die Ausstellung einer Optionsurkunde durch 

Urkundenfälschung, Bestechung, Verletzung der Eides­
pflicht oder durch arglistige Täuschung erschlichen 
worden, so ist der Staat, zu dessen Gunsten das Op­
tionsrecht ausgeübt worden ist, berechtigt, die Op­
tionsurkunde sür ungültig zu erklären. Die Un­
gültigkeitserklärung hat rückwirkende Kraft und ist 
den beteiligten Personen zuzustellen; sie ist der Re­
gierung des anderen Staates mitzuteilen.

Artikel 54
Die Bestimmungen dieses Titels finden auf den 

Verzicht auf die polnische Staatsangehörigkeit ent­
sprechende Anwendung.
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Titre VI
Voie8 âe recour8

Article §5
I. — Tour résoudre les différends relatifs à 

I interprétation ou à l'sxècution des dispositions 
de la présente partie, on créera auprès du 
Tribunal arbitral une Commission de conciliation 
en matière de nationalité.

2. — Cette Commission sera composes d'un 
delegué ds cbacun des deux Couvsrnsmsnts.

Article 56
8 i

Teut en appeler à la Commission ds con­
ciliation sn matière de nationalité, toute personne 
qui, on vertu ds dispositions de la présents partis, 

1° revendique ou nie la nationalité 
polonaise ou la nationalité allemande, si uns 
autorité administrative ou militaire refuse 
de reconnaître ses allégations concernant sa 
nationalité;

2° revendique le droit d'option ou le droit 
de conserver son domicile, si l'autorité com­
petente refuse de reconnaître l'un de cos 
droits ;

3° prétend, par suite de mesures prises par 
une autorité, être lèses dans les droits 
résultant ds son. option ou de son droit ds 
conserver son domicile. Cette disposition 
s'applique egalement aux personnes qui, 
pendant ls délai prévu pour l'option, perdent 
leur nationalité au probt de la nationalité 
qu'elles auraient pu acquérir en optant;

4° a demandé l'annulation de sa déclara­
tion d'option, si le Bureau des options a 
rejeté sa demande.

5° fait valoir que sa nationalité n'a pas 
encore ètè détermines par l'autorité com- 

* xètsnts trois mois après que la question de 
nationalité s'est posée devant celle-ci, ou fait 
valoir qu'olls n'a pas reçu son Acte d'option 
trois mois après la remiss de sa déclaration 
d'option.

8 2
Tes personnes qui, conformément aux disposi- 

twns de la présente partie, peuvent faire 
valablement dos déclarations pour d'autres per­
sonnes, peuvent également en appeler on faveur 
de css personnes a la Commission de conciliation 
on matière de nationalité.

Titel VI
Rechtsmittel
Artikel 55

(1) Zur Beilegung der Streitigkeiten über die 
Auslegung und Ausführung der Bestimmungen 
dieses Teils wird bei dem Schiedsgericht eine Schlich­
tungsstelle für Staatsangehörigkeitsfragen gebildet.

(2) Die Schlichtungsstelle besteht aus einem Be­
auftragten jeder der beiden Regierungen.

Artikel 56

8 1
Die Schlichtungsstelle kann anrufen, wer auf 

Grund der Bestimmungen dieses Teiles:

1. die deutsche oder die polnische Staatsangehörig­
keit in Anspruch nimmt oder bestreitet, wenn 
eine Verwaltungsbehörde oder eine Militärbe­
hörde seine Behauptungen über die Staatsange­
hörigkeit nicht anerkennt;

2. das Recht zu optieren oder das Wohnrecht in 
Anspruch nimmt, wenn die zuständige Behörde 
diese Rechte nicht anerkennt;

3. durch die Maßnahmen einer Behörde in den 
Rechten verletzt zu sein behauptet, die ihm als 
Optanten oder Wohnberechtigten zustehen. Dies 
gilt auch für Personen, die innerhalb der 
Optionsfrist ihre Staatsangehörigkeit zu­
gunsten der Staatsangehörigkeit verlieren, die 
sie durch Ausübung des Optionsrechtes erworben 
hätten;

4. seine Optionserklärung angefochten hat, wenn 
die Optionsbehörde die Anfechtung zurückge­
wiesen hat;

5. geltend macht, daß die Feststellung seiner 
Staatsangehörigkeit von der zuständigen Be­
hörde nicht binnen drei Monaten erledigt worden 
ist, oder daß er drei Monate nach Abgabe der 
Optionserklärung die Optionsurkunde nicht er­
halten hat.

8 2
Die Personen, die gemäß den Bestimmungen 

dieses Teiles Erklärungen mit Wirkung für Dritte 
abgeben, sind ebenfalls berechtigt, zugunsten dieser 
Dritten die Schlichtungsstelle anzurufen.

Article 57
, 1- 8itôt saisis d'uns affaire, la Commission 
do conciliation sn matière de nationalité en 

, orme les deux AZsnts d'Ltat. Bile doit 
s employer a aplanir lss dikücultès et doit éclaircir 
autant que possible les circonstances de l'affaire.

Artikel 57
(1) Sobald die Schlichtungsstelle angerufen 

worden ist, teilt sie dies den beiden Staatsvertretern 
mit. Sie hat auf eine Beilegung der Streitig­
keiten hinzuwirken und, soweit als möglich, den Sach- 
verhalt aufzuklären.

8*
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2. — 8i l'autorité administrative compétents 
eu matisrs de nationalité u'a pas encore pris 
position, la Commission de conciliation lui 
soumettra l'affaire pour avis, à la demande ds 
l'un ds ses deux membres.

3. — De recours à la Commission de conciliation 
n'empêcbe pas lss autorités competentes du pa^s 
de décider sur le fond ds l'affaire.

4. — Dos autorités judiciaires et adminis­
tratives doivent assistance à la Commission de 
conciliation.

1. — 8i la Commission de conciliation en 
matisrs de nationalité déclara aux intéressés 
qu'elle ne peut aplanir les difficultés, elle sou­
mettra, a la demande d'un des intéressés, l'affaire 
au Tribunal arbitral.

2. — Des qu'un des Xgents d'Ltat le demande, 
l'affaire doit être soumise au Tribunal arbitral.

3. — Dorsqus l'affaire aura ètè soumise au 
Tribunal arbitral, l'^Zent d'D tat sera tenu 
d'inlormsr de ce fait l'autorite qui s'occupe de 
l'affaire. X partir de ce moment, celle-ci devra 
s'abstenir de toute decision relative a la question 
au sujet de laquelle le Tribunal arbitral aura à 
statuer.

vlrtrele 59
Dans lss articles 55 à 58, le mot autorités ns 

comxrsnd ni lss tribunaux, ni lss tribunaux 
administratifs, ni lss autorités administratives 
qui ne reçoivent pas d'ordres par la vois 
bièrarcbiqus.

Article 69
8i, au cas prevu à l'article 49, parLAraxbs 1, 

alinea 3, lss deux Couvsrusmsnts ns sont pas 
d'accord sn es qui concsrns ls droit d'option d'uns 
persoims, ls Tribunal arbitral décidera sur la 
demande de l'un dss deux Couvsrnsments.

Article 61
8i, au cas prévu à l'article 53, l'intsrssss kait 

opposition a l'annulation de son ^cts d'option 
trente jours au plus après que l'annulation lui 
a ste notifies, ls Tribunal arbitral sera compétent 
pour décider.

-4rtroêe 62
Dss demandes sn dommages-interets basses sur 

la violation ds droits reconnus st protèges par dss 
dispositions de la présente partie, ns rentrent pas 
dans la compétence du Tribunal arbitral.

^irtrele 63
Dorsqus la nationalité a ètè constatés par uns 

décision, définitive st produisant ses effets erg-a 
omnes, d'un tribunal administratif, le Tribunal 
arbitral n'est pas compétent pour statuer sur la 
nationalité, moins en cas d'évocation.

(2) Hat die für die Feststellung der Staatsange­
hörigkeit zuständige Behörde zu dem Falle rmch nicht 
Stellung genommen, so legt die Schlichtungsstelle ihr 
auf Antrag eines ihrer Mitglieder die Angelegen­
heit zur Äußerung vor.

(3) Die zuständigen Landesbehörden werden 
durch die Anrufung der Schlichtungsstelle nicht ge­
hindert, in der Sache selbst zu entscheiden.

(4) Die Gerichte und Verwaltungsbehörden haben 
der Schlichtungsstelle Amtshilfe zu leisten.

A r t i k e l 58
(1) Erklärt die Schlichtungsstelle den Beteiligten, 

daß sie die Streitigkeit nicht beilegen kann, so legt sie 
die Angelegenheit auf Antrag eines Beteiligten dem 
Schiedsgerichte vor.

(2) Die Angelegenheit ist dem Schiedsgerichte vor- 
zulegen, sobald ein Staatsvertreter es beantragt.

(3) Wenn die Angelegenheit dem Schiedsgerichte 
vorgelegt worden ist, hat der Staatsvertreter dies der 
Behörde mitzuteilen, die mit der Sache befaßt ist. 
Diese hat sich von der Mitteilung an jeder Entschei­
dung über die Frage zu enthalten, über die das 
Schiedsgericht zu entscheiden hat.

A r t i k e l 59
In den Artikeln 55 bis 58 bezieht sich das Wort 

Behörden weder auf die Gerichte noch auf Verwal­
tungsgerichte noch auf solche Verwaltungsbehörden, 
die keine Weisungen von einer Vorgesetzten Behörde 
erhalten.

A r t i k e l 60
Vermögen sich im Falle des Artikels 49 tz 1 Abs. 3 

die beiden Regierungen über die Optionsberechtigung 
einer Person nicht zu einigen, so entscheidet auf An­
trag einer der beiden Regierungen das Schiedsgericht.

Artikel 61
Wenn im Falle des Artikels 53 die beteiligte Per­

son der Ungültigkeitserklärung ihrer Optionsurkundc 
innerhalb dreißig Tagen nach der Zustellung der Un­
gültigkeitserklärung widerspricht, ist das Schiedsgericht 
zuständig zur Entscheidung über den Widerspruch.

»
Artikel 62

Die Klagen auf Schadensersatz, die auf die Ver­
letzung der durch die Bestimmungen dieses Teiles ge­
währten Rechte gestützt werden, gehören nicht zur 
Zuständigkeit des Schiedsgerichts.

Artikel 63
Wenn die Staatsangehörigkeit durch das Urteil 

eines Verwaltungsgerichts mit absoluter Rechtskraft 
festgestellt worden ist, kann das Schiedsgericht, auch 
nicht im Wege der Evokation, über diese Staatsange­
hörigkeit entscheiden.
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Annexe A (Article 47)

Déclaration â'oplion

Oonkormsmsnt à 1a Convention Zormano-polo- 
naiss relative à 1a Lauts Lilssis à 15 ruai 1922, 
js déclare opter pour la nationalité.................... 
Tràoms st nom: ....................................... .^....
Bats ds naissanss: ...............................................  

krenoms st nom clss parents: .............................  
Trokession: .............................................................  
Domicile a la date du transfort ds la souvsrainsts:

Domicile à la date de 1a déclaration d'option:

Nationalité à la veille du transfert de 1a souve­
raineté: ...........................................................

Nationalité a la date de la déclaration d'option:

Ta déclaration d'option etend ses effets aux per­
sonnes suivantes:
1. Uon épouse' (prénoms et nom, ainsi que 

nom de jeune fflls)

nés le..............................à..............................
2. Des entants^ (pronoms et nom, lieu et 

date de naissance) ....................................
de présente a d'appui de mon droit 

d'option les documents suivants^: acte de 
naissance; 1s cas ecbeant, acte de bap­
tême ; acte do mariage; attestations de 
nationalité et de domicile.

do demande qu'un Acte d'option me soit delivre.

Dieu et date: .........................................................
Lignture de l'optant: .....................................  
(Legalisation).

y On déclaration d'option n'êtsnd ses sifsts à ls femme 
que si Ig mariais n'est pas dissous gu moment de la déclara­
tion d'option.

2) pg déclaration d'optiou n'ctend ses eKets aux enfants 
mineurs qui atteignent l'àAS de dix-lmit ans révolus avant 
l expiration du delai d'option, que s'ils ne contestent pas l'option, 
en es qui les concerne, avant l'expiration de ce delai.

') -V défaut de documents, il est permis de donner le nom 
s témoins ou de faire une déclaration .solennelle tenant lien 

os serment.

Anlage L
(Artikel 47)

Optionserklärung

AufGrund des deutsch-polnischenAbkommens über 
Oberschlesien vom 15. Mai 1922 optiere ich: 

für.......
Vor- und Zuname: ............. ....................................
Datum der Geburt: ..................................................
Ort der Geburt: .........................................................
Vor- und Zuname der Eltern: ...............................
Beruf: ........................................................................
Wohnsitz am Tage des Überganges der Staats­

hoheit: ................................... ...................
Wohnsitz am Tage der Optionserklärung: ...........

Staatsangehörigkeit am Tage vor dem Übergänge 
der Staatshoheit: ...............................

Staatsangehörigkeit am Tage der Optionserklä­
rung: ........................................................

Die Optionserklärung erstreckt sich auf folgende 
Personen:

1. Meine Ehefrau') (Vor- und Zuname sowie 
Mädchenname): ...............................................

geboren am.......................... in.............................
2. folgende Kinder") (Vor- und Zuname, Ort und 

Datum der Geburt): ......................................
Zur Begründung meines Optionsrechts lege ich 

folgende Urkunden^) vor:
(Geburtsschein, gegebenenfalls Taufschein, Hei­

ratsurkunde, Belege für die Staatsangehörig­
keit, Belege für den Wohnsitz).

Ich bitte um Aushändigung einer Options­
urkunde.

Ort und Datum: ..................................................
Unterschrift des Optionsberechtigten .................  

(Beglaubigung)

') Die Optionserklärung erstreckt sich auf die Ehefrau nur, 
wenn die E -c zur Zeit der Abgabe der Optionserklärung noch besteht.

2) Die Optionserklärung erstreckt sich auf Kinder, die bis 
zum Tage des Ablaufs der Optionsfrist das achtzehnte Lebensjahr 
vollendet haben, nur, wenn sie nicht vor Ablauf dieser Frist die 
Option für ihre Person widerrufen.

3) In Ermangelung von Urkunden ist Benennung von Zeuge» 
oder Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung zulässig.
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ànsLe B sRrtrcle 47) 

procès-verbal
Xom à sis§0 äs l'autorité: ................................
Ussistro jourualisr X"................

Bar devant 1s fonctionnaire soussiZuê, a com- 
paru
U.............. (xàoms st noin)..............................
Xationalits à 1a dats de 1a déclaration d'option:

Xationalits à la vsills du transfert de la sou­
veraineté : ...............................................................  
Trofession: .............................................................  
Xs le ....................a...................... (cercle, Dial).

Dits 
de........ (prénoms et nom dss parents)....

Domicilié a ............................ (cercle, Ltat).
Connu personnellement — qui justifie de son 
identité par .................................... et a déclaré :

« Conformement à la Convention Zsrmauo- 
xolonaise relative à la Haute Lilesis du 15 mai 
1922, je déclaré opter pour la nationalité............

Da déclaration d'option etsnd ses effets aux 
personnes suivantes:

1. Non épouse * (pronoms et nom, ainsi que 
nom de jeune fille)..................................................

2. Des enfants " (pronoms st nom, lieu st dats 
de naissance) .........................................................

de présents a l'appui ds mon droit d'option, lss 
documents suivants " : acts ds naissance ; le cas 
sclioant, acte de baptême; acts de mariage; 
attestations de la nationalité st du domicils.

fis demande qu'un Xcte d'option ms soit 
délivré. »
Disu st dats: .........................................................
Lignaturs du fonctionnaire: .......... . ...................

b fis dsclaratiou d'option n'êtend sss sffsts à In lsmms 
qus si lo mariais n os' pas dissous LU momsnt do In dèolara- 
tîou d'option.

2) I.L déclaration d'option n'ôtend ses effets aux snt'anls 
minsurs gui LtroiAnent l'sFL ds dix-lmit uns révolus »vont 
l'sxpiration du delai d'option, gus s'ils no eontostont pas doption, 
sn os (pii Iss eonsorno, Lvnnt, I expiration ds os délai.

9 à. défaut ds docunisnts, il sst psrmis do donnsr ls nom 
ds témoins ou do faire uns déclaration soleunslls tenant lisu 
do sormont.

Anlage s
(Artikel 47)

Protokoll
Name und Sitz der Behörde: .................................
Tgb.-Nr.: ............................................................. ..

Es erscheint Herr—Frau (Vor- und Zuname):

Staatsangehörigkeit am Tage der Optionserklä­
rung: .................................................................

Staatsangehörigkeit am Tage vor dem Übergänge 
der Staatshoheit: ..............................................

Beruf: ........................................................................
geboren am.......................... in.............................
(Kreis, Land) .......................................................

Sohn — Tochter des (Vor- und Zunahme der 
Eltern): .............................................................

in .......................... (Kreis, Land) ........................
der Person nach bekannt, — der sich über seine 
Person durch ............................... ausweist — vor
dem unterzeichneten Beamten und erklärt:

Auf Grund des deutsch-polnischen Abkom­
mens über Oberschlesien vom 15. Mai 1922 op­
tiere ich.

für .........................................
Die Optionserklärung erstreckt sich auf nachstehende 

Personen:
1 . Meine Ehefrau^) (Vor- und Zuname sowie 

Mädchenname): .... ........................................... 
geboren am..................... in.............................

2 . folgende Kinder") (Vor- mrd Zuname mrd Da­
tum der Geburt): ...........................................

Zur Begründung meines Optionsrechts lege ich 
folgende Urkunden^) vor:

(Geburtsschein, gegebenenfalls Taufschein, Hei­
ratsurkunde, Belege für die Staatsangehörig­
keit, Belege für den Wohnsitz).

Ich bitte um Aushändigung einer Options­
urkunde.

Ort und Datum: ..................................................
Unterschrift des Beamten.

9 Die Optionscrklärung erstreckt sich auf die Ehefrau nur, 
wenn die Ehe zur Zeit der Abgabe noch besteht.

9 Die Optionscrklärung erstreckt sich anf solche Kinder, die bis 
zum Tage des Ablaufs der Optionsfrist das achtzehnte Lebensjahr 
vollenden, nur, wenn sie die Option nicht vor Ablauf dieser Frist 
für ihre Person widerrufen.

9 Zn Ermangelung von Urkunden ist Benennung von Zeugen 
oder Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung zulässig.
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Annexe 6
(Article 49, paraArap/re Z)

L° matricule Registernummer

Anlage c 
(Artikel 49 § 2)

Acte cl'option
Conkormêmont a la Convention gsrmano-polo- 

naise relative à la Haute Lilesie à 15 mai 1922. 
N ..............................................................................  
Loin et prénoms: ................................................. 
Date de naissance: ...............................................  
Dieu de naissance: ............................................... 
Troksssion: ............................................................. 
Domicile: ..............................................................  
par déclaration écrits remise le ...........................  
....................................... à (autorité) ................  
par déclaration consignée par procès-verbal 
le ............................ auprès de (autorité) ........

a opte pour la nationalité................................
et a, par cette déclaration, à dater de la 
délivrance du présent Acte, acquis la natio­
nalité : ................................................................. 
Du vertu de la déclaration d'option, ont acquis 
la même nationalité :
1. Lon épouse..............nés le.............. à..............
2. Dss entants............ nss ls............ à............

Cacbet de l'autorité : Lignature st
position du fonctionnaire :

Cst Acts a sts délivré par moi 

à N.......... . ................................................... 
ls...........................  à..................................

Lignaturs st position du fonctionnaire 
qui a notifie l'Aets d'option:

Optionsurkunde
Auf Grund des deutsch-polnischen Abkommens 

über Oberschlesien vom 15. Mai 1922 hat der
Vor- und Zuname: ..................................................
Datum der Geburt: ..................................................
Ort der Geburt: .........................................................
Beruf: ........................................................................
Wohnsitz: ....................................................................

durch die am ............................ bei-vor der (Be­
hörde) ............................................................................  
eingegangenen Erklärung — zu Protokoll abgegebene 
Erklärung —

für ..............................................
optiert und dadurch mit dem Tage der Aushändigung 
dieser Urkunde die ....................................... Staats­
angehörigkeit erworben.

Auf Grund der Optionserklärung haben die 
gleiche Staatsangehörigkeit erworben:

1. seine Ehefrau: ....................................................
geboren am.......................... in.............................

2. folgende Kinder: .......................... .......................
geboren am.......................... in.........................

Stempel der Behörde.

Unterschrift und Dienststellung 
des Beamten.

Diese Urkunde ist
de...............................

am .......................... in ..........................
durch mich ausgehändigt worden.

Unterschrift und Dicnststelluna 
des Zustellungsbeamten.
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l'roîsîème partie
kroteelion des vlînorîtês

Vitre premier
Considérant que 1g, Confèrence dss Ambassa­

deurs a décidé, en date du 20 octobre 1921:
1° qus ls Traite concernant 1a protection dss 

minorités, etc. conclu 1s 28 juin 1919 entre les 
Ttats-Hnis d'Amérique, l'Bmxirs britannique, la 
Trance, l'Italie, le dapon, d'uns part, et la Bo- 
logns, d'autre part, est applicable dans la partis 
de la Haute Lilesie rsconnue comme faisant de­
finitivement partie de la Bologne :

2° que l'èquits ainsi que le maintien de la vie 
economique de la Haute Lilesie demandent que le 
Couvsrnsment allemand soit tenu d'accepter, au 
moins pour la période transitoire de quints ans 
à dater ds l'attribution définitive du tsrritoirs, 
des stipulations correspondant aux articles I, 2,

7, 8, 9 (alineas! et 2), 10, 11 st 12 du dit 
Traits, pour ce qui concerne la partis ds la Hauts 
Lilèsis reconnus comme faisant definitivement 
partie de l'Allemagne;

3° que les stipulations de l'accord qui sera 
conclu entre les Couvsrnsments allemand st po­
lonais sn vus de la miss sn pratique dss prin­
cipes ci-dessus énoncés, constituent des obliga­
tions d'intérêt international pour l'Allemagne st 
pour la Bologne et seront placées sous la garan­
tie de la Locièts des dations de la même fayon 
que lss stipulations du Traite du 28 juin 1919,

lss deux Bartiss contractantes ont convenu dss 
stipulations suivantes:

Nrircle 64
De Couvsrnsment allsmand accepte pour la 

période transitoire de quinze ans lss stipulations 
suivantes applicables dans la partie allemande du 
territoire plébiscite.

De Couvernement polonais se rèkère aux stipu­
lations suivantes du Traite du 28 juin 1919 appli­
cables de plein droit dans la partie polonaise du 
territoire plébiscite.

Nrtr'ele 65
(Article 1 du Traits dss minorités du 28 juin 1919)

D'Allemagne s'engage à es que les stipulations 
contenues dans Iss articles 66 à 68 soient recon­
nues comme lois fondamentales, à ce qu'aucuns loi, 
aucun règlement ni aucune action officielle ne 
soient en contradiction ou on opposition avec css 
stipulations st à ce qu'aucuns loi, aucun règlement 
ni aucune action officielle ns prévalent contre 
elles.

Da Bologne s'engage a es qus lss stipulations 
contenues dans les articles 66 à 68 soient recon­
nues comme lois fondamentales, à es qu'aucuns loi, 
aucun règlement ni aucune action officielle ns 
soient en contradiction ou sn opposition avec ces 
stipulations et a es qu'aucuns loi, aucun règlement 
ni aucune action officielle ne prévalent contre 
elles.

Nrtreis 66
(Article 2 du Traits dss minorités du 28 juin 1919)

1. — Ds Couvsrnsment allsmand s'engage à 
accorder à tous les babitants pleins st entière 
protection de leur vie st ds lsur liberté, sans 
distinction ds naissancs, ds nationalité, ds 
langags, ds race ou de religion.

2. — Tous les babitants auront droit au libre 
sxsrcice, tant publie que privé, ds toute foi, 
religion ou croyance, dont la pratique ne sera pas 
incompatible avec l'ordre publie et lss bonnes 
moeurs.

1. — De Couvsrnsment polonais s'engage a 
accorder à tous lss babitants pleins st sntièrs 
protection de leur vie st ds lsur liberté, sans 
distinction ds naissancs, ds nationalité, ds 
langags, de race ou de religion.

2. — Tous les babitants de la Bologne auront 
droit au librs exercice, tant publie qus privé, ds 
toute foi, religion ou croyance, dont la pratique 
ne ssra pas incompatible avec l'ordre public st les 
bonnss moeurs.

Nrtrete 67
(Article 7 du Traité des minorités du 28 juin 1919)

1. — Tous les ressortissants allemands seront 
égaux devant la loi st jouiront dss mêmss droits 
civils et politiques sans distinction de race, de 
langage ou de religion.

1. — Tous les ressortissants polonais seront 
égaux devant la loi st jouiront dss mêmss droits 
civils et politiques sans distinction de race, de 
langage ou de religions
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Teil III
Schutz der Minderheiten

Titel l
In der Erwägung, daß die Botschafterkonfercnz am 

20. Oktober 1921 entschieden hat:
1. daß der am 28..Juni 1919 zwischen den Ver­

einigten Staaten von Amerika, dem Britischen 
Reiche, Frankreich, Italien, Japan einerseits 
und Polen andererseits geschlossene Vertrag über 
den Schutz der Minderheiten usw. in dem end­
gültig als Bestandteil Polens anerkannten Teile 
Oberschlestens Anwendung findet;

2. daß es eine Forderung sowohl der Billigkeit wie 
der Aufrechterhaltung des wirtschaftlichen Lebens 
in Oberschlesien ist, daß die deutsche Regierung 
gehalten ist, wenigstens für die Übergangszeit 
von fünfzehn Jahren nach der endgültigen Zu­
teilung des Gebiets den Artikeln 1, 2, 7,

8, 9 (Abs. 1 und 2), 10, 1l, 12 des genannten 
Vertrags entsprechende Bestimmungen in dem 
endgültig als Bestandteil Deutschlands aner­
kannten Teile Oberschlesiens anzunehmen;

3. daß die Bestimmungen des Abkommens, das zum 
Zwecke der tatsächlichen Durchführung der be­
zeichneten Grundsätze zwischen der deutschen Re­
gierung und der polnischen Regierung zu schlie­
ßen ist, für Deutschland und Polen Ver­
pflichtungen internationalen Interesses begrün­
den und ebenso unter die Garantie des Völker­
bundes gestellt werden sollen wie die Bestim­
mungen des Vertrags vom 28. Juni 1919, 

haben die vertragschließenden Teile folgende Bestim­
mungen vereinbart:

Artikel 64
Die deutsche Regierung nimmt für die Übergangs- Die polnische Regierung bezieht sich auf die fol- 

zcit von fünfzehn Jahren folgende Bestimmungen genden Bestimmungen des Vertrags vom 28. Juni 
an, die im deutschen Teile des Abstimmungsgebiets 1919, die von Rechts wegen im polnischen Teile des 
Anwendung finden sollen. Abstimmungsgebiets Anwendung finden werden.

Artlkel 65
(Artikel 1 des Minderheitsvertrags vom 28. Juni 1919)

Deutschland verpflichtet sich, die in den Artikeln 66 
bis 68 enthaltenen Bestimmungen als Grundgesetze 
anzuerkennen, mit der Wirkung, daß kein Gesetz, keine 
Verordnung und keine amtliche Handlung im Gegen­
satz oder Widerspruch zu ihnen stehen, und daß kein 
Gesetz, keine Verordnung und keine amtliche Hand­
lung gegen sie Geltung beanspruchen darf.

Polen verpflichtet sich, die in den Artikeln 66 bis 68 
enthaltenen Bestimmungen als Grundgesetze anzu­
erkennen, mit der Wirkung, daß kein Gesetz, keine Ver­
ordnung und keine amtliche Handlung im Gegensatz 
oder Widerspruch zu ihnen stehen, und daß kein Gesetz, 
keine Verordnung und keine amtliche Handlung gegen 
sie Geltung beanspruchen darf.

Artikel 66
(Artikel 2 des Minderheitsvertrags vom 28. Juni 1919)

(i) Die deutsche Regierung verpflichtet sich, allen 
Einwohnern ohne Unterschied der Geburt, der Staats­
angehörigkeit, der Sprache, des Volkstums und der 
Religion den umfassendsten Schutz ihres Lebens nnd 
ihrer Freiheit zu gewähren.

(2) Alle Einwohner sollen das Recht auf freie 
Private und öffentliche Ausübung jeden Bekennt­
nisses, jeder Religion oder Weltanschauung haben, 
deren Betätigung nicht mit der öffentlichen Ordnung 
und den guten Sitten unvereinbar ist.

(r) Die polnische Regierung verpflichtet sich, allen 
Einwohnern ohne Unterschied der Geburt, der Staats­
angehörigkeit, der Sprache, des Volkstums und der 
Religion den umfassendsten Schutz ihres Lebrns und 
ihrer Freiheit zu gewähren.

(2 ) Alle Einwohner Polens sollen das Recht auf 
freie private und öffentliche Ausübung jeden Bekennt­
nisses, jeder Religion oder Weltanschauung haben, 
deren Betätigung nicht mit der öffentlichen Ordnung 
und den guten Sitten unvereinbar ist.

Artikel 67
(Ariikel 7 des Minderheitsvcrtrags vom 28. Juni 1919)

0) Alle deutschen Neichsangehörigen sind vor (1) Alle polnischen Staatsangehörigen sind vor 
dein Gesetze gleich und genießen ohne Unterschied des dem Gesetze gleich und genießen ohne Unterschied des 
Volkstums, der Sprache oder der Religion die gleichen Volkstums, der Sprache oder der Religion die gleichen 
bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte. bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte.

9
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2. — Da différence de religion, de croyance ou 
de confession ne devra nuire a aucun ressortissant 
allemand en ce qui concerne la jouissance dss droits 
civils et politiques, notamment pour l'admission 
aux emplois publics, fonctions et Donneurs, ou 
l'exercice des differentes professions et industries.

3. — Il ne sera édicté aucune restriction contre 
ls libre usage par tout ressortissant allemand 
d'une langue quelconque, soit dans les relations 
privées ou de commerce, soit sn matisrs ds reli­
gion, ds xrssse, ou de publication de toute nature, 
soit dans les réunions publiques.

4. — Nonobstant l'etablissement par ls Cou- 
vernsment allsmand d'une langue officielle, des 
facilites appropriées seront données aux ressor­
tissants allemands de langue autre que l'allemand, 
pour l'usage de leur langue, soit oralement, soit 
par écrit, devant les tribunaux.

2. — Da différence de religion, de croyance ou 
de confession ne devra nuire à aucun ressortissant 
polonais en ce qui concerne la jouissance de droits 
civils et politiques, notamment pour l'admission 
aux emplois publics, fonctions et Donneurs, ou 
l'exercice des differentes professions et industries.

3. — Il ne sera édicté aucune restriction contre 
le libre usage par tout ressortissant polonais 
d'une langue quelconque, soit dans les relations 
privées ou de commerce, soit sn matière de reli­
gion, de presse, ou de publication de toute nature, 
soit dans Iss réunions publiques.

4. — Nonobstant l'etablissement par le (Gou­
vernement polonais d'une langue officielle, des 
facilites appropriées seront données aux ressor­
tissants polonais de langue autre que le polonais, 
pour l'usage de lsur langue, soit oralement, soit 
par écrit, devant les tribunaux.

Nrtrcle 6§
(Article 8 du Traits dss minorités du 28 juin 1919)

Des ressortissants allemands appartenant à des 
minorités stbniques, de religion ou de langue, 
jouiront du même traitement st dss mêmss garan­
ties en droit et sn fait qus lss autres ressor­
tissants allemands. Ils auront notamment un droit 
egal a créer, diriger st contrôler à leurs frais dss 
institutions cbaritables, religieuses ou sociales, 
des écoles et autres etablissements d'éducation, 
avec le droit d'^ faire librement usags de leur 
propre langue et d'v exercer librement lsur reli­
gion.

Des ressortissants polonais appartenant à dss 
minorités stlmiques, de religion ou de langue, 
jouiront du même traitement et des mêmss garan­
ties en droit et en kait que les autres ressor­
tissants polonais. Ils auront notamment un droit 
égal a créer, diriger et contrôler à leurs Irais dss 
institutions cDaritablss, religieuses ou sociales, 
des écoles et autres etablissements d'éducation, 
avec le droit d'^ kairs librement usage de leur 
propre langue et d'v exercer librement leur reli- 
8ion.

Nràle 69
(Article 9, alineas 1 et 2, du Traits des minorités du 28 juin 1919)

1. — Un matière d'enseignement public, ls Cou- 
vsrnsmsnt allsmand accordera dans les villes et 
districts ou réside une proportion considérable de 
ressortissants allemands de langue auire qus la 
langue allemands, dss facilités appropriées pour 
assurer qus dans les écoles primaires l'instruction 
sera donnes dans lsur propre langue aux snkants 
de css ressortissants allsmands. Cette stipulation 
n'smxêcbsra pas le Couvsrnsment allemand de 
rendre obligatoire l'enseignement ds la langus 
allemands dans lssdites scolss.

2. — Dans les villes et districts ou réside uns 
proportion considérable de ressortissants alle­
mands appartenant à dss minorités stbniques, ds 
religion ou de langue, ces minorités se verront 
assurer uns part équitable dans le bénéfice et 
l'affectation des sommes qui pourraient être 
attribuées sur les konds publics par le budget de 
l'Dtat, les budgets municipaux ou autres, dans un 
but d'éducation, de religion ou de cbarits.

1. — Bn matisrs d'enseignement public, ls Cou- 
vernement polonais accordera dans les villes et 
districts ou réside uns proportion considsrabls de 
ressortissants polonais de langus autre que la 
langus polonaise, des kacilites appropriées pour 
assurer qus dans lss écoles primaires l'instruction 
sera donnée dans lsur propre langus aux entants 
ds css ressortissants polonais. Cette stipulation 
n'smxêcbsra pas le Couvsrnsment polonais ds 
rendre obligatoire l'enseignement de la langue 
polonaise dans lssdites écoles.

2. — Dans les villes st districts ou résidé uns 
proportion considérable de ressortissants polo­
nais appartenant à dss minorités stlmiques, de 
religion ou de langue, ces minorités se verront 
assurer uns part équitable dans le bénéfice et 
l'affectation dss sommes qui pourraient être 
attribuées sur les konds publics par le budget de 
l'Ltat, les budgets municipaux ou autres, dans un 
but d'éducation, de religion ou de cbarits.

Nrtrcte 76
(Article 10 du Traite des minorités du 28 juin 1919)

Des comités scolaires désignes sur place par les 
communautés juives assureront, sens ls contrôla 
général de l'Ltat, la répartition ds la part pro- 
portionslls dss konds publics assignes aux écoles

Dss comités scolaires désignes sur place par les 
communautés juives de Bologne assureront, sous 
le contrôle general de l'Dtat, la répartition de la 
part proportionnelle des fonds publies assignes
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(s) Der Unterschied der Religion, der Weltan­
schauung oder des Bekenntnisses soll keinem deutschen 
Reichsangehörigen im Genusse der bürgerlichen oder 
staatsbürgerlichen Rechte schaden, insbesondere bei der 
Zulassung zu öffentlichen Ämtern, Tätigkeiten und 
Ehrenstellungen oder bei der Ausübung der ver­
schiedenen Berufe und Gewerbe.
. (s) Kein deutscher Reichsangehöriger darf in dem 
ireien Gebrauch einer beliebigen Sprache irgendwie 
beschränkt werden, weder in seinen persönlichen oder 
wirtschaftlichen Beziehungen, noch auf dem Gebiete 
der Religion, der Presse oder bei Veröffentlichungen 
jeder Art, noch endlich in öffentlichen Versammlungen.

(4) Unbeschadet des Rechts der deutschen Re­
gierung, eine Staats- und Amtssprache zu bestimmen, 
müssen den fremdsprachigen deutschen Reichsangehöri­
gen für den schriftlichen oder mündlichen Gebrauch 
ihrer Sprache vor den Gerichten angemessene Er­
leichterungen gewährt werden.

(2) Der Unterschied der Religion, der Weltan­
schauung oder des Bekenntnisses soll keinem polnischen 
Staatsangehörigen im Genusse der bürgerlichen oder 
staatsbürgerlichen Rechte schaden, insbesondere bei der 
Zulassung zu öffentlichen Ämtern, Tätigkeiten und 
Ehrenstellungen oder bei der Ausübung der ver­
schiedenen Berufe und Gewerbe.

(3) Kein polnischer Staatsangehöriger darf in dem 
freien Gebrauch einer beliebigen Sprache irgendwie 
beschränkt werden, weder in seinen persönlichen oder 
wirtschaftlichen Beziehungen, noch auf dem Gebiete 
der Religion, der Presse oder bei Veröffentlichungen 
jeder Art, noch endlich in öffentlichen Versammlungen.

(4) Unbeschadet des Rechts der polnischen Re­
gierung, eine Staats- und Amtssprache zu bestimmen, 
müssen den fremdsprachigen polnischen Staatsangehöri­
gen für den schriftlichen oder mündlichen Gebrauch 
ihrer Sprache vor den Gerichten angemessene Er­
leichterungen gewährt werden.

A r t i k e l 68
(Artikel 8 des Minderheitsvertrags vom 28. Juni 1919)

Die deutschen Reichsangehörigen, die zu einer 
völkischen, religiösen oder sprachlichen Minderheit ge­
hören, sollen die gleiche Behandlung und die gleichen 
rechtlichen und tatsächlichen Sicherheiten genießen wie 
die übrigen deutschen Reichsangehörigen. Sie sollen 
insbesondere ein gleiches Recht haben, auf ihre 
Kosten Wohlfahrts-, religiöse oder soziale Ein­
richtungen sowie Schulen und andere Erziehungs­
anstalten zu errichten, zu leiten und zu beaufsichtigen 
und in ihnen ihre Sprache frei zu gebrauchen und 
ihre Religion frei auszuüben.

Die polnischen Staatsangehörigen, die zu einer 
völkischen, religiösen oder sprachlichen Minderheit ge­
hören, sollen die gleiche Behandlung und die gleichen 
rechtlichen und tatsächlichen Sicherheiten genießen wie 
die übrigen polnischen Staatsangehörigen. Sie sollen 
insbesondere ein gleiches Recht haben, auf ihre 
Kosten Wohlfahrts-, religiöse oder soziale Ein­
richtungen sowie Schulen und andere Erziehungs­
anstalten zu errichten, zu leiten nnd zu beaufsichtigen 

îhuen îhre Sprache frei zu gebrauchen und 
ihre Religion frei auszuüben.

Artikel 69
(Artikel 9 Abs. 1 und 2 des

(1) Auf dem Gebiete des öffentlichen Unterrichts 
soll die deutsche Regierung in den Städten und Be­
zirken, in denen fremdsprachige deutsche Reichs­
angehörige in beträchtlichem Verhältnis wohnen, an­
gemessene Erleichterungen schaffen, um sicherzustellen, 
daß den Kindern dieser deutschen Reichsangehörigen 
in den niederen Schulen der Unterricht in ihrer 
eigenen Sprache erteilt wird. Diese Bestimmung 
soll nicht ausschließen, daß die deutsche Regierung 
m diesen Schulen die deutsche Sprache zum Pflicht­
fache macht.

(2) In den Städten und Bezirken, in denen deut­
sche Reichsangehörige einer völkischen, religiösen 
oder sprachlichen Minderheit in beträchtlichem Ver- 
haltnis wohnen, soll für diese Minderheiten ein ge­
rechter Anteil an dem Genusse und der Verwendung 
der Summen sichergestellt werden, die in staatlichen, 
ommunalen oder anderen Haushaltsplänen für 

Z vecke der Erziehung, der Religion oder der Wohl­
fahrt ausgeworfen werden.

Minderheitsvertrags vom 28. Juni 1919)

(1) Auf dem Gebiete des öffentlichen Unterrichts 
soll die polnische Regierung in den Städten und Be­
zirken, in denen fremdsprachige polnische Staats­
angehörige in beträchtlichem Verhältnis wohnen, an­
gemessene Erleichterungen schaffen, um sicherzustellen, 
dafz den Kindern dieser Polnischen Staatsangehörigen 
in den niederen Schulen der Unterricht in ihrer 
eigenen Sprache erteilt wird. Diese Bestimmung 
soll nicht ausschliefzen, daß die polnische Regierung 
in diesen Schulen die Polnische Sprache zum Pflicht- 
fache macht.

(2) In den Städten und Bezirken, in denen pol- 
nische Staatsangehörige einer völkischen, religiösen 
oder sprachlichen Minderheit in beträchtlichem Ver­
hältnis wohnen, soll für diese Minderheiten ein ge­
rechter Anteil an dem Genusse und der Verwendung 
der Lummen sichergestellt werden, die in staatlichen, 
kommunalen oder anderen Haushaltsplänen für 
Zwecke der Erziehung, der Religion oder der Wohl­
fahrt ausgeworfen werden.

Artikel 70
(Artikel 10 des Minderheitsvertrags vom 28. Juni 1919)

.. gliche Schulausschüsse, die von den jüdischen Örtliche Schulausschüsse, die von den südiscken 
Gemeinden eingesetzt werden, sollen unter der all- Gemeinden eingesetzt werden, sollen unter der â 
gemeiiien Aussicht des Staates die Verteilung des gemeinen Aufsicht des Staates die Verteilnno «lMnàMm à,-il», der den Milchen Echu. A n.eÄ L den Nnî



juives su conkormitè ds l'article 69, ainsi que 
l'organisation et la direction de ces écoles. Des 
dispositions ds l'article 69 concernant l'einploi des 
langues dans les écoles seront applicables aux 
dites écoles.

aux écoles juives en conformité de l'article 69, 
ainsi que l'organisation et la direction de ces 
écoles. Dss dispositions ds l'article 69 concernant 
l'emploi des langues dans lss écoles seront appli­
cables aux dites scoles.

Nrtrele 71
(Article 11 du Traite des

1. — Des duiks ns seront pas astreints a ac­
complir des actes quelconques constituant uns 
violation ds lsur sabbat, st ns devront être 
frappes d'aucune incapacité s'ils refusent de se 
rendre devant les tribunaux ou d'accomplir dss 
actes legaux le jour de sabbat. Toutefois, cette 
disposition ns dispensera pas lss lluifs dos obli­
gations imposons a tous lss ressortissants alle­
mands en vue des nécessites du service militaire, 
de la dskonse nationale ou du maintien de l'ordre 
public.

2. — D'Allemagne déclare son intention do 
s'abstenir do proscrire ou d'autoriser dos élections, 
soit generales, soit locales, qui auraient lieu un 
samedi; aucuns inscription électorale ou autre 
ne devra obligatoirement se faire un samedi.

Nrtrà 72
(Article 12 du Traits dss minorités du 28 juin 1919)

1. — D'Allemagne agrée qus, dans la mesure ou 
les stipulations des articles precedents affectent 
des personnes appartenant à des minorités de 
race, de religion ou de langus, css stipulations 
constitusnt dss obligations d'intêrêt international 
et seront placées sous la garantie de la société des 
dations. Blies ne pourront être modifiées sans 
l'assentiment de la majorité du Conseil de la 
société des dations.

2. — D'Allemagne agrès qus tout Nombre du 
Conseil ds la société dss blations aura ls droit de 
signaler à l'attention du Conseil toute infraction 
ou danger d'inkraction a l'une quelconque de cos 
obligations, et quo le Conseil pourra procéder de 
toile layon et donner telles instructions qui 
paraîtront appropriées et efficaces dans la cir­
constance.

3. — D'Allemagne agrès sn ouvre qu'sn cas ds 
divergence d'opinion, sur dss questions de droit ou 
ds kait concernant ces articles, entre le Couverns- 
ment allemand et une Buissance quelconque, 
Nombre du Conseil de la société dss blutions, cotte 
divergence sera considérés comme un différend 
a^ant un caractère international selon les termes 
de l'article 14 du Bacto de la société des blutions. 
De Couvsrnsment allemand agrès qus tout diffè- 
rsnd ds es genre sera, si l'autre Bartie le demande, 
dèlèrè à la Cour permanents ds dustics. Da déci­
sion de la Cour permanents sera sans appel st 
aura la même force et valeur qu'une décision 
rendus on vertu de l'article 13 du Bacts.

minorités du 28juin19l9)
1. — Dos duiks no seront pas astreints à ac­

complir des actes quelconques constituant uns 
violation ds lsur sabbat, st ns devront être 
frappes d'aucune incapacité s'ils refusent de se 
rendre devant les tribunaux ou d'accomplir des 
actes legaux le jour de sabbat. Toutefois, cotte 
disposition ne dispensera pas lss duiks des obli­
gations imposées a tous lss ressortissants polo­
nais sn vus des nécessites du service militaire, 
de la défense nationale ou du maintien de l'ordre 
public.

2. — Da Bologne déclare son intention do 
s'abstsnir de proscrire ou d'autoriser dos élections, 
soit generales, soit locales, qui auraient lieu un 
samedi; aucune inscription électorale ou autre 
no devra obligatoirement se faire un samedi.

1. — Da Bologne agrée que, dans la mesure ou 
les stipulations dos articles précédents affectent 
des porsonnos appartenant a des minorités de 
race, de religion ou de langus, css stipulations 
constitusnt dss obligations d'intérêt international 
st seront placées sous la garantis ds la société dss 
blations. Bllss no pourront êtrs modifiées sans 
l'assentiment de la. majorité du Conseil de la 
société dos dations. Dos Dtats-Cnis d'ànèrique, 
l'Bmxire britannique, la Brance, l'Italie et lo 
.lapon s'engagent a ns pas refuser leur assentiment 
a toute modification desdits articles, qui serait 
consentie sn due forme par une majorité du 
Conseil de la société des blutions.

2. — Da Bologne agrès qus tout Nsmbrs du 
Conseil de la société des blations aura le droit de 
signaler à l'attention du Conseil toute infraction 
ou danger d'inkraction a l'une quelconque de ces 
obligations, et que le Conseil pourra procéder de 
telle kayon et donner telles instructions qui 
paraîtront appropriées et skficaces dans la cir- 
constLnce.

3. — Da Bologne agrée sn outre qu'en cas de 
divergence d'opinion, sur des questions de droit ou 
de kait concernant ces articles, entre le Couvorne- 
ment polonais et l'une quelconque dss Brincipalss 
Buissaness alliées et associées ou toute autre 
Buissance, Nembre du Conseil de la société des 
blations, cette divergence sera considérés comme 
un différend avant un caractère international selon 
les termes de l'article 14 du Bacts de la société 
dss blations. Ds Couvsrnsment polonais agrès 
que tout différend de ce genre sera, si l'autre 
Bartie le demande, dèkèrè à la Cour permanente de 
.lustice. Da décision de la Cour permanente sera 
sans appel st aura la même korco st valeur qu'une 
décision rendue en vertu de l'article 13 du Bacts.
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len gemäß Artikel 69 zusteht, sowie die Einrichtung lcn gemäß Artikel 69 zusteht, sowie die Einrichtung 
und Leitung dieser Schulen sicherstcllen. Die Be- und Leitung dieser Schulen sicherstellen. Die Be­
stimmungen des Artikel 69 über den Gebrauch der stimmungen des Artikel 69 über den Gebrauch der 
Sprache in den Schulen finden aus diese Schulen Sprache in den Schulen finden auf diese Schulen 
Anwendung. Anwendung.

Artikel 71
(Artikel 11 des Minderheitsvertrags vom 28. Juni 1919)

(i) Die Juden dürfen nicht gezwungen werden, 
irgendwelche Handlungen vorzunehmen, die eine 
Verletzung ihres Sabbat in sich schließen, und sie 
dürfen keine Entrechtung erleiden, wenn sie sich wei­
gern, am Sabbat vor den Gerichten zu erscheinen 
oder Rechtshandlungen vorzunehmen. Diese Be­
stimmung befreit jedoch die Juden nicht von den 
Pflichten, die allen deutschen Neichsangehörigen im 
Hinblick auf die Notwendigkeiten des Heeresdienstes, 
der nationalen Verteidigung oder der Aufrechterhal­
tung der öffentlichen Ordnung obliegen.

(2) Deutschland erklärt, daß es nicht beabsichtigt, 
allgemeine oder örtliche Wahlen an einem Sonn­
abend vorzuschreiben oder zu gestatten; es darf keine 
obligatorische Einschreibung in Wählerlisten und 
dergleichen an einem Sonnabend stattfindcn.

(1) Die Juden dürfen nicht gezwungen werden, 
irgendwelche Handlungen vorzunehmen, die eine 
Verletzung ihres Sabbat in sich schließen, und sie 
dürfen keine Entrechtung erleiden, wenn sie sich wei­
gern, am Sabbat vor den Gerichten zu erscheinen 
oder Rechtshandlungen vorzunehmen. Diese Be­
stimmung befreit jedoch die Juden nicht von den 
Pflichten, die allen polnischen Staatsangehörigen im 
Hinblick auf die Notwendigkeiten des Heeresdienstes, 
der nationalen Verteidigung oder der Aufrechterhal­
tung der öffentlichen Ordnung obliegen.

(2) Polen erklärt, daß es nicht beabsichtigt, 
allgemeine oder örtliche Wahlen an einem Sonn­
abend vorzuschreiben oder zu gestatten; es darf keine 
obligatorische Einschreibung in Wählerlisten und 
dergleichen an einem Sonnabend stattsinden.

Artikel,2
(Artikel 12 des Minderheitsvertrags vom 28. Juni 1919)

(i) Deutschland ist damit einverstanden, daß, inso­
weit die Bestimmungen der vorstehenden Artikel 
Personen -einer völkischen, religiösen oder sprach­
lichen Minderheit betreffen, diese Bestimmungen 
Verpflichtungen von internationalem Interesse be­
gründen und unter die Garantie des Völkerbundes 
gestellt werden. Sie können nur mit Zustimmung 
der Mehrheit des Völkerbundrates geändert weiden.

(2) Deutschland ist damit einverstanden, daß jedes 
Mitglied des Völkerbundratcs befugt ist, die Auf­
merksamkeit des Rates auf jede Verletzung oder jede 
Gefahr einer Verletzung irgendeiner dieser Verpflich­
tungen zu lenken, und daß der Rat befugt ist, alle 
Maßnahmen zu treffen und alle Weisungen zu geben, 
die nach Lage des Falles zweckmäßig und wirksam 
erscheinen.

(3) Deutschland ist ferner damit einverstanden, daß 
im Falle einer Meinungsverschiedenheit zwischen der 
Deutschen Regierung und einer jeden Macht, die 
Mitglied des Völkerbundrates ist, über die recht­
lichen und tatsächlichen Fragen, die diese Artikel bc- 
rreffen, diese Meinungsverschiedenheit als Streit an- 
zusehen ist, der im Sinne des Artikel 14 der Völker­
bundsatzung internationalen Charakter trägt. Die 
deutsche Regierung ist damit einverstanden, daß 
jeder Streit dieser Art auf Verlangen des anderen 
Teiles vor den Ständigen Jirternationalen Gerichts­
hof gebracht wird. Die Entscheidung des Ständigen 
Gerichtshofs soll endgültig sein und dieselbe Kraft 
und Wirkung haben wie eine auf Grund des Ar­
tikel 13 der Völkerbundsatzung gefällte Entscheidung.

(i) Polen ist damit einverstanden, daß, inso­
weit die Bestimmungen der vorstehenden Artikel 
Personen einer völkischen, religiösen oder sprach­
lichen Minderheit betreffen, diese Bestimmungen 
Verpflichtungen von internationalem Interesse be­
gründen und unter die Garantie des Völkerbundes 
gestellt werden. Sie können nur mit Zustimmung 
der Mehrheit des Völkerbundrates geändert werden. 
Die Vereinigten Staaten von Amerika, das Britische 
Reich, Frankreich, Italien und Japan verpflichten 
sich, keiner Abänderung der bezeichneten Artikel ihre 
Zustimmung zu versagen, wenn sie von der Mehrheit 
des Völkerbundrates formgerecht angenommen wor­
den ist.

(2) Polen ist damit einverstanden, daß jedes 
Mitglied des Völkerbundrates befugt ist, die Auf­
merksamkeit des Rates auf jede Verletzung oder jede 
Gefahr einer Verletzung irgendeiner dieser Verpflich­
tungen zu lenken, und daß der Rat befugt ist, alle 
Maßnahmen zu treffen und alle Weisungen zu geben, 
die nach Lage des Falles zweckmäßig und wirksam 
erscheinen.

(3) Polen ist ferner damit einverstanden, daß 
im Falle einer Meinungsverschiedenheit zwischen der 
polnischen Regierung und einer jeden alliierten und 
assoziierten Hauptmacht oder jeder Macht, die 
Mitglied des Völkerbundrates ist, über die recht­
lichen und tatsächlichen Fragen, die diese Artikel be­
treffen, diese Meinungsverschiedenheit als Streit an- 
zusehen ist, der im Sinne des Artikel 14 der Völker- 
bundsatzung internationalen Charakter trägt. Die 
polnische Regierung ist damit einverstanden, daß 
jeder Streit dieser Art auf Verlangen des anderen 
Teiles vor den Ständigen Internationalen Gerichts­
hof gebracht wird. Die Entscheidung des Ständigen 
Gerichtshofs soll endgültig sein und dieselbe Kraft 
und Wirkung haben wie eine auf Grund des Ar­
tikel 13 der Völkerbundsatzung gefällte Entscheidung.
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Titre II
Aün ds baser la protection des minorités dans 

les deux parties du territoire plébiscite sur le 
principe d'une réciprocité équitable, st a6n de 
tenir compte dss conditions spèciales résultant 
du rèZimo transitoire, les Tartiss contractantes 
ont, sans préjudice des dispositions du titre l 
de la présente partie, convenu pour uns période 
de quints ans des stipulations qui suivent.

Ds contenu dos articles 65 à 72 ss trouve 
répète au présent titre à la seule tin do donner 
uns vus d'ensemblo.

Titel II
Um den Minderheitsschutz in beiden Teilen des 

Abstimmungsgebiets auf die Grundlage einer bil­
ligen Gegenseitigkeit zu stellen, und um den be­
sonderen Verhältnissen Rechnung zu tragen, die 
sich aus dem Übergangsregime ergeben, haben die 
vertragschließenden Teile auf die Dauer von fünf­
zehn Jahren, unbeschadet der Bestimmungen des 
ersten Titels, folgendes vereinbart.

Der Inhalt der Artikel 65 bis 72 wird in diesem 
Titel nur wiederholt, um einen Überblick über den 
gesamten Minderheitsschutz zu geben.

Lbapitre premier
Oppositions générales

Article 73
1. — Da ToloZus st UAUsmaZus s'engagent 

a es qus los stipulations contenues dans los 
articles 66, 67 et 68 soient reconnues comme lois 
fondamentales, a es qu'aucune loi, aucun règle- 
mont, ni aucuns action okticislls, no soient sn 
contradiction ou on opposition avec ces stipu­
lations, et à ce qu'aucuns loi, aucun règlement et 
aucuns action officielle ns prévalent contrs elles.

2. — Des tribunaux st cours do justice, 
compris les tribunaux administratifs, militaires 
st lss tribunaux extraordinaires, sont compétents 
pour examiner si lss dispositions législatives ou 
administratives no sont pas contraires aux stipu­
lations de la présents partis.

Article 74
Da question de savoir si uns psrsonns appar­

tient ou non à uns minorité de race, de langue ou 
ds religion, ns peut faire l'objet d'aucuns véri­
fication ni d'aucuns contestation par les autorités.

Kapitel I

Allgemeine Bestimmungen
Artikel 73

(1) Polen und Deutschland verpflichten sich, die 
Vorschriften der Artikel 66, 67, 68 als Grundgesetze 
anzuerkennen, mit der Wirkung, daß kein Gesetz, 
keine Verordnung und keine amtliche Handlung im 
Gegensatz oder Widerspruch zu ihnen stehen, und 
daß kein Gesetz, keine Verordnung und keine amt­
liche Handlung gegen sie Geltung beanspruchen darf.

(2) Die Gerichte aller Art, einschließlich der Ver- 
waltungs-, Militär- und außerordentlichen Gerichte 
haben das Recht, die Gesetze und Anordnungen 
darauf zu prüfen, inwieweit sie mit den Vorschriften 
dieses Teiles in Einklang sind.

Artikel 74
Die Zugehörigkeit zu einer völkischen, sprachlichen 

oder religiösen Minderheit darf von den Behörden 
weder nachgeprüst noch bestritten werden.

Lbapitre II
Drcà civip et politiques

Article 75
1. — Tous lss ressortissants allemands dans 

la partis allemands du territoire plébiscité d'uns 
part, st tous les ressortissants polonais dans la 
partie polonaise d'autre part, seront égaux devant 
la loi et jouiront des mômes droits civils et poli­
tiques, sans distinction de race, de langage ou 
de religion.

2- — Des dispositions législatives st admini­
stratives ne peuvent établir aucun traitement 
diffèrontial à l'egard des ressortissants apparte­
nant a une minorité. Ds môme, elles ns psuvsnt 
ôtrs interprétées ou appliquées d'une manière 
différentielle au préjudice do ces personnes. Il on 
ost ainsi notamment on ce qui concerne la four­
niture de produits soumis au système centralisé 
d exploitation, tels qus denrèss alimentaires, cbar-

Kapitel II

Bürgerliche und staatsbürgerliche Rechte
Artikel 75

(1) Im deutschen Teile des Abstimmungsgebiets 
sind die deutschen Staatsangehörigen, im polnischen 
Teile die polnischen Staatsangehörigen vor dem Ge­
setze gleich und genießen ohne Unterschied des Volks­
tums, der Sprache oder der Religion die gleichen 
bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte.

(2) Gesetze oder Anordnungen dürfen keine unter­
schiedliche Behandlung der einer Minderheit ange­
hörenden Staatsangehörigen vorsehen. Auch dürfen 
sie nicht zu Ungunsten dieser Personen ungleich 
ausgelegt oder angewandt werden. Dies gilt ins­
besondere für die Belieferung mit öffentlich bewirt­
schafteten Gegenständen, wie Nahrungsmitteln, 
Kohle, Brennstoffen, Zeitungspapier usw., für die 
Zuteilung von Transport- und Verkehrsmitteln, 
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bon, combustible, papier à journaux, etc., en ce 
qui concerne la répartition des moyens de trans­
ports, l'attribution de locaux a des particuliers, 
dss sociétés ou dss associations, Iss autorisations 
officielles relatives a la mutation de la propriété 
et de la possession immobilières, les mesures a^ant 
trait à la répartition du sol, etc.

3. — Des ressortissants appartenant a des 
minorités jouiront, de la part des autorités et 
des fonctionnaires, du même traitement st des 
mêmss garanties en tait qus lss autres ressor­
tissants ; les autorités et les fonctionnaires ne 
pourront notamment traiter avec mépris ni 
omettre de protéger contre des actes punissables 
les ressortissants appartenant à des minorités.

Nrtrcle 76
Dss ressortissants appartenant à des minorités 

ne devront pas êtrs désavantages dans l'exercice 
de leur droit de vote, notamment en cas de refe­
rendum, et de leurs droits de suffrage et d'éligi­
bilité pour toutes les élections aux assemblées 
représentatives de l'Dtat et des autres personnes 
juridiques du droit public, ainsi que pour les 
élections aux corps représentatifs sociaux. Da 
connaissance ou la pratique de la langue officielle 
ns pourra pas, sn particulier, être exigée des dits 
ressortissants a cet egard, sans préjudice toutefois 
des dispositions concernant la langus officielle st 
la langue des débats.

Nrtr'cle 77
Tous lss ressortissants seront traites sur un 

pied d'sgalitê sn ce qui concsrns l'admission aux 
emplois publics, fonctions et Donneurs, x compris 
les grades de l'armes, ainsi qu'aux etablissements 
publics, et en ce qui concerne l'octroi de diplômes, 
distinctions, etc.

Nrtrcke 78
1. — Des ressortissants appartenant à des mi­

norités jouiront des mêmes droits que les autres 
ressortissants en ce qui concerne le droit d'asso­
ciation ou de réunion, et la création de fondations.

2. — De fait que des associations se consacrent 
aux intérêts de minorités en ce qui concerne leur 
langue, leur culture, leur religion, leur caractère 
etDnique ou leurs relations sociales, ne peut con­
stituer uns raison pour interdire ces associations, 
pour entraver leur action ou lss empêcDer d'ac­
quérir la capacité juridique.

Nrtrcle 79
1- — Lu se conformant aux 1oi8 generaà, les 

ressortissants appartenant à une minorité ont de 
droit de faire paraître des publications et im­
primes de toute espèce dans leur propre langue, 
ainsi que de les faire venir de l'etranger et de 
les répandre.

2. — Dans la mesure ou les journaux ou pério­
diques sont tenus d'insérer des communications 
officielles, ils auront le droit d'exiger qu'une tra­
duction dans la langue du journal ou du pério­
dique leur soit fournie en vue de l'insertion, st 

für die Zuweisung von Räumen an Einzelpersonen, 
Vereine oder Körperschaften, für die Erteilung 
amtlicher Genehmigungen beim Wechsel von Eigen­
tum und Besitz an Grundstücken, für SiedlungS- 
maßnahmen usw.

(3 ) Die zu einer Minderheit gehörenden Staats­
angehörigen dürfen von Behörden und Beamten 
nicht unterschiedlich behandelt werden, sie sollen 
dieselben tatsächlichen Sicherheiten genießen wie die 
übrigen Staatsangehörigen. Insbesondere dürfen 
Behörden und Beamte sie nicht verächtlich machen 
und nicht unterlassen einzuschreiten, wenn es zu ihrem 
Schutze gegen strafbare Handlungen notwendig ist.

Artikel 76
Die Staatsangehörigen, die einer Minderheit an­

gehören, dürfen bei der Ausübung des Stimmrechts, 
insbesondere beim Volksentscheid oder Volksbegehren, 
und des aktiven und passiven Wahlrechts bei allen 
Wahlen zu den Vertretungsversammlungen des Staa­
tes und der öffentlich-rechtlichen Korporationen sowie 
bei den Wahlen zu sozialen Vertretungskörpern nicht 
benachteiligt werden. Insbesondere darf hierbei, un­
beschadet der Vorschriften über die Amts- und Ver­
handlungssprache, die Kenntnis oder die Beherrschung 
der Staatssprache von diesen Staatsangehörigen nicht 
verlangt werden.

Artikel 77
Alle Staatsangehörigen sind bei der Zulassung zu 

öffentlichen Ämtern, Tätigkeiten und Ehrenstellungen, 
einschließlich der militärischen Chargen sowie bei der 
Zulassung zu den öffentlichen Anstalten und bei der 
Erteilung von Qualifikationen, Diplomen, Auszeich­
nungen usw. gleichmäßig zu behandeln.

Artikel 78
(1) Die einer Minderheit angehörenden Staats­

angehörigen genießen auf dem Gebiete des Vereins­
und Versammlungsrechts sowie bei der Errichtung 
von Stiftungen dieselben Rechte wie die übrigen 
Staatsangehörigen.

(2) Die Tatsache, daß Vereine die Interessen der 
Minderheiten in sprachlicher, kultureller, religiöser, 
nationaler oder gesellschaftlicher Hinsicht Pflegen, darf 
keinen Grund zum Verbote dieser Vereine, zur Be­
hinderung ihrer Tätigkeit oder zur Versagung der 
Rechtsfähigkeit bilden.

Artikel 79
(i) Die einer Minderheit angehörenden Staats­

angehörigen sind berechtigt, innerhalb der Schranken 
der allgemeinen Gesetze Presseerzeugnisse und Ver­
öffentlichungen jeder Art in ihrer Sprache heraus- 
zugeben, sie aus dem Auslande zu beziehen und zu 
verbreiten.

(2) Soweit Zeitungen und Zeitschriften verpflichtet 
sind, amtliche Bekanntmachungen aufzunehmen, dür­
fen sie verlangen, daß ihnen eine Übersetzung der Be­
kanntmachungen in der Sprache, in der die Druck­
schrift erscheint, zur Veröffentlichung geliefert und die 
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qus is prix courant pour l'insertion leur soit 
pa^s. 8'il s'agit d'une insertion en deux langues, 
il ne pourra être exige de paiement que pour 
l'insertion dans la langue okkicislls. Da publication 
de jugements et les rectifications demandées sn 
vertu d'une decision judiciaire, ne sont pas con­
sidérées comme communications officielles.

Article 80
Des ressortissants appartenant a des minorités 

seront traites sur ls même pied qus les autres res­
sortissants en ce qui concerne l'exercice dss pro­
fessions agricoles, commerciales ou industrielles, 
ou de toute autre profession. Ils ne seront soumis 
qu'aux dispositions en vigueur appliquées aux 
autres ressortissants.

Article §1
I. — Des ressortissants appartenant à des 

minorités ont le droit de créer, diriger et admi­
nistrer a leurs frais des institutions cbaritables, 
religieuses, culturelles ou sociales. 8ans préjudice 
du contrôle de l'Dtat, les institutions existantes 
pourront continuer a exercer leur activité sans 
entraves. Dlles conserveront leurs biens et tous 
leurs droits acquis, conformement aux stipula­
tions de l'article 4.

2. — Des institutions pourront faire venir du 
territoire de l'autre Tartie contractante les eccle­
siastiques, précepteurs, médecins, smurs de cbarite, 
diaconesses, gardes-malades et autre personnel 
de ce genre, necessaires pour l'exercice de leur 
propre activité, quelle que soit la nationalité de 
ces personnes. Oetts stipulation ne porte toute­
fois en rien atteints aux dispositions relatives à 
l'entrés, au séjour et à la sortis d'etrangers. Des 
diplômes et titrss xrokessionnsls dss personnes sn 
question, valables dans le territoire- de l'autre 
Tartie contractante, seront egalement reconnus 
comme valables pour l'exercice ds leur profession 
dans lss limites ds l'activité dss institutions qui 
lss auront fait vsnir-

Z. — D'importation des objets necessaires, tels 
qus livres, ouvrages d'édification, instruments de 
médecine et de ebirurgie, médicaments, etc..., est 
autorises, pourvu qus des interdictions generales 
appliquées à tous lss ressortissants ds l'Dtat ns 

opposent pas. Cette stipulation ne porte en 
rien atteinte aux dispositions douanières.

Article §2
8'axpliqusnt aux personnes qui ont ls droit de 

conssrvsr leur domicile dans uns dss deux parties 
du territoire Plebiscits:

l'article 76, pour autant qu'il s'agit d'asssm- 
blses rsprsssntativss d'sglisss ou de corps repré­
sentatifs sociaux;

l'article 77, pour autant qu'il ne s'agit pas de 
l'admission aux fonctions st emplois publics, 
^ compris les fonctions bonoribques et, les grades 
de l'armes;

l'article 78, alinea 1, pour autant qu'il ne 
s'agit pas d'associations politiques;

l'articles 78, alinea 2; l'article 79; l'article 81. 

übliche Einrückmlgsgebühr gezahlt wird. Handelt es 
sich um eine Veröffentlichung in beiden Sprachen, so 
kann die Einrückungsgebühr nur für die Veröffent­
lichung in der Amtssprache verlangt lverden. Unter- 
amtlichen Bekanntmachungen sind nicht die Veröffent­
lichungen von gerichtlichen Urteilen und von Berich­
tigungen zu verstehen, die auf Grund eines gericht­
lichen Erkenntnisses verlangt werden.

A r t i k e l 80
Die einer Minderheit angehörenden Staats­

angehörigen dürfen in der Ausübung der Landwirt­
schaft, des Handels und Gewerbes sowie aller anderen 
Berufe gegenüber den anderen Staatsangehörigen 
nicht unterschiedlich behandelt werden. Sie unter­
liegen nur den Bestimmungen, die für alle anderen 
Staatsangehörigen gelten und die auf alle anderen 
Staatsangehörigen angewandt werden.

A r t i k e l 81
(t) Die einer Minderheit angehörenden Staats­

angehörigen sind berechtigt, auf ihre Kosten Wohl­
fahrts-, religiöse, kulturelle oder soziale Einrichtungen 
zu errichten, zu leiten und zu beaufsichtigen. Die 
vorhandenen Einrichtungen dürfen ihre Tätigkeit, 
unbeschadet der Staatsaufsicht, ungehindert sortsetzen; 
sie behalten ihr Vermögen und alle ihre erworbenen 
Rechte nach Maßgabe der Bestimmungen des Ar­
tikel 4.

(s) Die Einrichtungen dürfen die für den eigenen 
Betrieb erforderlichen Seelsorger, Erzieher, Ärzte, 
Schwestern, Diakonissen, Krankenwärter und Per­
sonen ähnlicher Art, ohne Rücksicht auf deren Staats­
angehörigkeit, aus dem Gebiete des anderen vertrag­
schließenden Teils kommen lassen. Die für Aus­
länder bestehenden Vorschriften über Einreise, Auf­
enthalt und Ausreise werden hiervon nicht berührt. 
Die im Gebiete des anderen vertragschließenden Teils 
gültigen Qualifikationen werden bei diesen Personen 
auch als gültig anerkannt für die Ausübung ihres 
Berufs im Rahmen des Betriebs der Einrichtungen, 
von denen sie berufen worden sind.

(3) Die Einfuhr der erforderlichen Gegenstände, 
wie Bücher, Erbauungsschriften, ärztliche Instru­
mente, Arzneimittel usw., ist gestattet, soweit der Ein­
fuhr nicht allgemeine, allen Staatsangehörigen ge­
genüber angewandte Verbote entgegenstehen. Die 
bestehenden Zollvorschriften werden hierdurch nicht 
berührt.

Artikels
Auf die Wohnberechtigten in beiden Teilen des 

Abstimmungsgebiets finden Anwendung:

Artikel 76, soweit es sich um Vertretungsversamm­
lungen der Religionsgesellschaften und um soziale 
Vertretungskörper handelt;

Artikel 77, soweit es sich nicht um die Zulassung 
zu öffentlichen Ämtern einschließlich der Ehren­
ämter und militärischen Chargen handelt;

Artikel 78 Abs. 1, soweit es sich nicht um politische 
Vereine handelt;

Artikel 78 Abs. 2; Artikel 79; Artikel 81.
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Nrtrcle 83
Des Bartiss conkractaàs s'cnZagsut à accor- 

dsr à tous les babitants du territoire plébiscité 
pleine et entiers protection de leur vis st ds leur 
Iibsrts, sans distinction ds naissance, de natio­
nalité, de lanAÂZs, de race ou de religion.

A r t i k e l 83
Die vertragschließenden Teile verpflichten sich, allen 

Einwohnern des Abstimmungsgebiets ohne Unter­
schied der Geburt, der Staatsangehörigkeit, der 
Sprache, des Volkstums oder der Religion den um­
fassendsten Schutz ihres Lebens und ihrer Freiheit 
zu gewährleisten.

Lbapitre III
Religion

Nrtrele 84
8 1

Lss rapports ds l'Ltat avec los cultss seront 
rsZIss par la loi après avoir entendu les représen­
tants competents ds css cultes, conformément aux 
principes énonces dans le présent chapitre.

8 2
On entend par cultss au sens du présent cka- 

pitrs, toutes les religions organisées.

Nrtrole 85
Tous lss habitants du territoire plébiscite 

auront droit au libre exercice, tant publie que 
prive, de toute foi, religion ou croyance, dont la 
pratique ne sera pas incompatible avec l'ordre 
public et les bonnes moeurs.

Nrtrcle 86
1. — Des cultes, les paroisses st Iss commu­

nautés Israélites, ainsi qus Iss ordres et congré­
gations, auront le droit d'administrer leurs 
affaires et de diriger et surveiller leurs institutions 
sn toute liberté, sous réserve des lois promul­
guées pour maintenir l'ordre public et les bonnes 
moeurs.

2. — Ils seront libres de se servir de la langue 
de leur eboix pour toutes leurs affaires d'admini­
stration intérieure. Des confréries et sociétés 
religieuses le seront egalement.

Article 87
8 1

Dans les limites des lois generales et sans pré­
judice des droits de tiers, ou de droits résultant 
d'accords entre l'Ltat et le Saint-Liège, lss cultes, 
les paroisses -et les communautés Israélites, ainsi 
que Iss ordrss st congrégations, pourront nommer 
sn toute liberté leurs scclssiastiquss, fonction­
naires, assistants, soeurs de cbarits, diaconesses 
et autre personnel auxiliaire.

8 2
Ils pourront, pour autant qu'ils appartiennent 

a uns minorité de religion, faire venir à est sffst 
de I étranger des personnes msntionnsss au para- 
grapbe I, qui n'auront pas besoin de cbanger de 
nationalité et dont les diplômes et titres profes­
sionnels seront reconnus.

Kapitel III 

Religion 
Artikel 84*)

Das Verhältnis des Staates zu den Religions­
gesellschaften wird im gesetzlichen Wege nach An­
hörung ihrer zuständigen Vertretungen unter Be­
obachtung der Grundsätze dieses Kapitels geregelt.

A r t i k e l 85
Alle Einwohner des Abstimmungsgebiets sollen 

das Recht auf freie, private und öffentliche Ausübung 
jedes Bekenntnisses, jeder Religion oder Welt­
anschauung haben, deren Betätigung nicht mit der 
öffentlichen Ordnung und den guten Sitten unver­
einbar ist.

A r t i k e l 86
(l) Die Neligionsgesellschaften, die Kirchen- und 

Kultusgcmcinden sonne die geistlichen Gesellschaften 
verwalten, leiten und beaufsichtigen ihre Einrichtun­
gen und Angelegenheiten in voller Freiheit innerhalb 
der Schranken der Gesetze, die zur Wahrung der 
öffentlichen Ordnung und der guten Sitten erlassen 
werden.

(2) Sie sollen in dem freien Gebrauch der Sprache, 
deren sie sich bei der Verwaltung ihrer kirchlichen An­
gelegenheiten und in ihrem Vereinsleben bedienen 
wollen, nicht gehindert werden.

A r t i k e l 87 
8 1

Im Rahmen der allgemeinen Gesetze und un­
beschadet der Rechte Dritter sowie der Rechte, die in 
den Vereinbarungen zwischen dem Staate und dem 
Heiligen Stuhle begründet sind, berufen die Reli­
gionsgesellschaften, die Kirchen- und Kultusgemein­
den sowie die geistlichen Gesellschaften ihre Geist­
lichen, Beamten, Gemeindehelfer, Schwestern, 
Diakonissen und ähnliche Hilfskräfte selbständig.

8 2
Soweit sie zu einer religiösen Minderheit gehören, 

ist es ihnen gestattet, die im 8 I bezeichneten Per­
sonen aus dem Auslande zu berufen. Die zu Be­
rufenden brauchen ihre Staatsangehörigkeit nicht zu 
wechseln; ihre Qualifikationen werden vom Staate 
anerkannt.

Der französische Text besteht aus einem Paragraph 1 und 2 
Da in dem Paragraphen 1 das Wort »Religion-gesellschaften« mit 
dem Warte-.cuites« wiedergegeben ist, wird Im Paragraphen 2 das 
"9! "''"ass« dahin erläutert, daß es alle organisierten Religionen 
umfaßt.

10
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8 3
1. — Dss suites, Iss paroisses et les commu­

nautés Israélites, ainsi que les ordres et conZrè- 
Aations qui comprennent des membres d'une 
minorité de race ou de langue, seront libres de 
kairs donner à css membres le service divin, le 
soin des âmes et l'instruction religieuse dans leur 
langue.

2. — Dans les cas ou des personnes appartenant 
à une minorité de race ou de langue kormsnt la 
majorité dans une paroisse ou uns communauté 
israslits, les dispositions du paragrapbe 2 sont 
applicables.

Article §8
Dss cultes, les paroisses et les communautés 

Israélites, ainsi que les ordres et congrégations, 
pourront entretenir, meme au delà du territoire 
de l'Dtat, dss relations ds caractère purement 
ecclesiastique, dans le but de coopérer en ce qui 
concerne la conkession de koi, la doctrine, le culte 
et la cbarite, et ils pourront recevoir à ces 6ns 
des dons de leurs coreligionnaires à l'etranger.

Article 89
1. — Dss fidèles ds tous les cultes jouiront des 

jours de kêtes legales qui leur étaient reconnus 
avant le transfert de la souveraineté. Css jours 
de têtes ns pourront ètrs supprimés ou cbangss 
qu'avec l'assentiment des représentants compe­
tents dss religions en question.

2. — Bn ce qui concerne le sabbat, la question 
est règles par l'article 71.

Article 96
Des ecclésiastiques et ls personnel des cultes, 

des paroisses et dss communautés Israélites, ainsi 
qus dss ordres et congrégations, pourront exercer 
librement leurs fonctions, quelle que soit leur 
origine ou leur langue.

Article 91
Des cultes, les paroisses st lss communautés 

Israélites appartenant à une minorité de religion, 
auront droit a uns part équitable dss sommes 
affectées à des buts religieux ou spirituels dans 
lss budgsts ds l'Ltat, lss budgsts municipaux ou 
autres budgsts publies, compte tenu dss besoins 
des ressortissants appartenant aux minorités de 
religion.

Article 92
Des Tarties contractantes s'engagent a per­

mettre aux paroisses et aux communautés Israé­
lites de prendre copie dss rôles d'impôts ds 1'Ltat 
qui pourront servir de base pour la répartition 
des taxes d'églises dans les dites paroisses ou 
communautés.

Article 93
1- — Tous les cultes, paroisses, communautés 

Israélites, ordres st congrégations, existants st 
reconnus dans ls territoire plébiscité, conti­
nueront a strs reconnus.

2. — Ils devront, en tenant compte du cbange- 
msnt de souveraineté, se conkormer en ce qui 
concerne leur organisation, aux lois promulguées 
pour maintenir l'ordre public et les bonnes moeurs, 
ainsi qu'aux dispositions du présent cbapitre.

8 3
(i) Die Religionsgesellschafteu, die Kirchen- und 

Kultusgemeinden sowie die geistlichen Gesellschaften, 
deren Mitglieder einer nationalen und sprachlichen 
Minderheit angehören, dürfen nicht gehindert wer­
den, im Gottesdienst, in der Seelsorge und im kirch­
lichen Unterricht diese Mitglieder in deren Sprache 
bedienen zu lassen.

(2) Bilden die zu einer nationalen oder sprach­
lichen Minderheit gehörenden Mitglieder in einer 
Kirchen- oder Kultusgemeinde die Mehrheit, so 
finden die Vorschriften des Z 2 Anwendung.

A r t i k e l 88
Den Religionsgesellschaften, den Kirchen- und 

Kultusgemeinden sowie den geistlichen Gesellschaften 
steht es frei, auch über die Staatsgrenzen hinaus rein 
kirchliche Beziehungen zum Zwecke gemeinsamen 
Handelns auf dem Gebiete des Bekenntnisses, der 
Lehre, des Kultus und der Liebestätigkeit zu unter­
halten und dabei Gaben ihrer Glaubensgenossen im 
Auslande anzunehmen.

Artikel 89
(1) Den Angehörigen aller Religionsgesellschaften 

werden die gesetzlichen Feiertage, die beim Übergang 
der Staatshoheit anerkannt waren, gewährleistet. 
Diese Feiertage können nur mit Zustimmung der 
Vertreter der einzelnen Religionsgesellschaften auf- 
gehoben<oder verlegt werden.

(2) Die Berücksichtigung des Sabbat ist im Ar 
tikel71 geregelt.

Artikel 90
Die Geistlichen und das Personal der Religions­

gesellschaften, der Kirchen- und Kultusgemeinden so­
wie der geistlichen Gesellschaften werden ohne Unter­
schied ihrer Herkunft oder ihrer Sprache in der freien 
Ausübung ihrer Tätigkeit nicht behindert werden.

Artikel 91
Die Religionsgesellschaften, die Kirchen- und Kul­

tusgemeinden, die zu einer religiösen Minderheit ge­
hören, erhalten von den in Staats-, Kommunal- oder 
anderen öffentlichen Haushaltsplänen für religiöse 
oder geistliche Zwecke ausgeworfenen Summen einen 
gerechten Anteil; dabei sind die Bedürfnisse der der 
religiösen Minderheit angehörenden Staatsange­
hörigen zugrunde zu legen.

Artikel 92
Die vertragschließenden Teile verpflichten sich, den 

Kirchen- und Kultusgemeinden zu gestatten, Ab­
schriften aus den staatlichen Steuerlisten zu nehmen, 
die als Grundlage für ihr kirchliches Nmlagewesen 
dienen können.

Artikel 93
(1) Alle im Abstimmungsgebiet bereits vorhan­

denen und anerkannten Religionsgesellschaften, 
Kirchen- und Kultusgemeinden sowie geistlichen Ge­
sellschaften werden auch ferner als anerkannte be­
handelt.

(2) Sie sind verpflichtet, ihre Organisation mit 
Rücksicht auf den Wechsel der Staatshoheit den Ge­
setzen, die zur Wahrung der öffentlichen Ordnung 
und der guten Sitten erlassen werden, und den Be­
stimmungen dieses Kapitels anzupassen.
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3. — Boni- cotte adaptation, il lour est accorde 
uns période transitoire s'étendant jusqu'au 
1" juillet 1923. dette stipulation ne s'applique 
pas a l'accord intervenu ou a intervenir entre 
i'Dtat polonais et le 8aint-8ièZo. Bile ns s'ap­
plique pas non plus aux dispositions de 
l'articls 95.

Article 94
l- — Dss ecclesiastiques, fonctionnaires d'êZUsos, 

soeurs de cbarito et diaconesses actuellement en 
fonctions, pourront conserver leurs fonctions, 
M'Us exerceront sans entraves.

2- — Bn vus ds développer lss bons sentiments 
mutuels, los Tarties contractantes s'emploieront 
auprès des autorités ecclesiastiques pour qu'un 
ucbanM de cures catboliques ait lieu entre les 
àux parties du territoire plébiscite, en confor­
mité avec les prescriptions du droit canonique.

Article 95
Des paroisses et les communautés Israélites, 

ainsi que leurs ecclesiastiques, fonctionnaires st 
pensionnes, pourront régler librement leurs rap­
ports economiques avec les institutions eccle­
siastiques de prévoyance (caisses, etc.) dont ils 
relèvent à la date du transfert de la souveraineté, 
et les prolonger tant qus subsistera l'impossi­
bilité d'z- substituer des institutions pouvant les 
remplacer complètement. Il en est de même des 
survivants des personnes ci-dessus visées.

Article 96

, -Des etablissements, fondations et autres insti­
tutions a but religieux ou cbaritable, qui étendent 
leur activité aux deux parties du territoire plébis­
cite, pourront continuer à le faire jusqu'à ce que 
des institutions particulières pour cbaqus partie 
aient pu être organisées.

8 2
Dans les cas ou des paroisses ou des commu­

nautés Israélites sont divisées par la ligne fron­
tière entre les deux parties du territoire plébis­
cite, les intéresses pourront prendre les mesures 
appropriées pour participer a l'entretien des biens 
meubles et immobiliers desdites paroisses ou 
communautés.

(3) Für diese Anpassung wird ihnen eine Über­
gangszeit bis zum I. Juli 1923 gewährt. Diese Be­
stimmung berührt weder die zwischen dem polnischen 
Staate und dem Heiligen Stuhle getroffene oder 
noch zu treffende Vereinbarung, noch die Bestim­
mung des Artikel 95.

Artikel 94
(t) Die im Amte befindlichen Geistlichen, Kirchen- 

beamten, Schwestern und Diakonissen können ihre 
Amter behalten und dürfen in der kirchlichen Tätig­
keit, die sie ausüben, nicht behindert werden.

(2) Die vertragschließenden Teile werden bei den 
kirchlichen Stellen dahin wirken, daß zum Zwecke 
der Befriedung des Landes ein Austausch 'katho­
lischer Pfarrer zwischen den beiden Teilen des Ab­
stimmungsgebiets entsprechend den Vorschriften des 
kanonischen Rechtes staitsindet.

Artikel 95
Die Kirchen- und Kultusgemeinden, ihre Geist­

lichen und Beamten, ihre Ruhegehaltsempfänger und 
Hinterbliebenen können ihre wirtschaftlichen Be­
ziehungen zu den bisherigen kirchlichen Versorgungs­
einrichtungen (Kassen u. dgl. Anstalten), zu denen sie 
beim Übergang der Staatshoheit gehören, selbständig 
regeln und sortführen, solange die Unmöglichkeit der 
Schaffung eines vollwertigen Ersatzes besteht.

Artikel 96
8 1

Kirchliche und charitative Anstalten, Stiftungen 
und sonstige Einrichtungen, die beiden Teilen des 
Abstimmungsgebiets dienen, dürfen diesen Wir­
kungskreis behalten, bis es möglich geworden ist, für 
jeden der beiden Teile gesonderte Fürsorge einzu- 
richten.

8 2
In Kirchen- und Kultusgemeinden, die durch die 

neue Grenze zwischen den beiden Teilen des Abstim­
mungsgebiets durchschnitten werden, dürfen die Be­
teiligten die geeigneten Maßnahmen treffen, um an 
der Unterhaltung der beweglichen und unbeweglichen 
Güter dieser Kirchen- und Kultusgemeinden teilzu- 
nehmen.

Llmpitre IV

Ln8eignement
Trsmisrs 8 setion 

llnseignement privé 
Article 97

Uontrsnt dans la notion d'onsoiAnomont privé 
au sons du présent àpitrs: l'enseignement dos 
écoles privées et etablissements privés d'édu­
cation, qu'ils tiennent lieu d'ecoles publiques ou 
qu'ils n'en tiennent pas lieu, comme c'est le cas 
pour les universités populaires, d'ecoles de 
musique, etc., ainsi qus l'onsoignoment privé 
donne on dsbors do l'ôcole ou à domicile.

Kapitel IV

Unterricht
Abschnitt I

Privatunterricht 
Artikel 97

Unter den Begriff des Privatunterrichts im Sinne 
dieses Kapitels fallen die Privatschulen und Privat- 
erziehungsanstalten, ohne Rücksicht darauf, ob sie 
öffentliche Schulen ersetzen oder nicht, wie Volkshoch- 
schulkurse, Musikschulen usw., sowie der nicht schul- 
mäßige oder häusliche Privatunterricht.

10»
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Article 98 -
I- — Dss rsssorkissarà appartsoaiA à dss mi­

norités pourront erssr, diriger, snrvsillsr st entre­
tenir à leurs propres trais, dss êcolss privées ou 
dss établissements prives d'éducation, ainsi que 
donner l'ensmAnement prive, pourvu que les con­
ditions requises pour la sécurité des entants 
soient remplies st pourvu que les instituteurs ou 
précepteurs se trouvent dans les conditions Is- 
Zales de capacité, soient domicilies dans le terri­
toire de l'Ltat ou l'enseignement se donne et 
n'abusent pas de leur protession pour ss livrer à 
une activité bostile a l'Ltat. Dans les cas ou une 
autorisation est requise, elle sera accordée si les 
conditions spécifiées ci-dessus sont remplies.

2. — D'enseignement prive bors de l'ecole, 
donne par des instituteurs ou des précepteurs 
présentant toutes garanties de moralité, ou par 
Iss parents, est autorise.

3. — De tait qus l'enseignement prive vise aux 
alineas 1 et 2, répond ou non à un besoin, ne 
pourra notamment entrer en ligne de compte.

Article 99
1. Da langue okficislls ne peut être imposée 

comme langue vsbiculaire dans les ecolss privées 
d'une minorité de langue ni dans l'enseignement 
prive.

2. — Da langue okficislls ne peut être imposée 
comme matière d'enseignement qu'aux écoles pri­
vées tenant lieu d'ecoles publiques de la même 
categorie.

Article 100
1. — 8era considérée comme dûment qualifiée 

pour donner l'enseignement dans uns école prives, 
toute personne qui aura prouve par un diplôme 
okficisl qu'elle possède la capacité d'instituteur 
public dans l'un des deux Mats. Tour donner l'en­
seignement prive bors de l'ecole, ou pour enseigner 
a l'ecole des matières ne taisant pas partis dss 
programmas réguliers, il suffit d'une attestation 
de la capacité de donner un tel enseignement, de­
livres par uns autorité compétente de l'un dos 
deux Mats.

2. — Dss autres dispositions relatives à l'ad­
mission des etrangers aux fonctions d'institu­
teurs dans Iss écoles privées, devront être appli­
quées de tells manière que les écoles privées d'uns 
minorité puissent recruter leur corps enseignant 
entre autres à l'etranger.

Article 191
Da fréquentation d'scolss privées ou d'etab­

lissements prives d'éducation en Lauts Lilesie po­
lonaise ns peut êtrs interdits aux ressortissants 
allsmands domicilies en Lauts Lilssis polonaise. 
De même, la fréquentation d'scolss privées ou 
d'etablissements prives d'éducation dans la partie 
allemands du territoire plébiscité ns peut être 
interdite aux ressortissants polonais domicilies 
dans la partie allemande du territoire plébiscite.

Article 192
De droit accorde a uns minorité ds surveiller 

lss écoles privées ne ports on rien atteinte au 
droit de surveillance des autorités de TÜtat.

Artikel 98
(1) Die Errichtung, Leitung, Beaufsichtigung und 

Unterhaltung von Privatschulen und Privat- 
erziehungsanstalten auf eigene Kosten sowie die Er­
teilung von Privatunterricht ist den Staatsangehöri­
gen, die zu einer Minderheit gehören, zu gestatten 
oder, soweit eine Genehmigung vorgeschrieben ist, zu 
genehmigen, wenn die für die Sicherheit der Kinder 
vorgeschriebenen Bedingungen erfüllt sind, und wenn 
die Lehrer oder Erzieher die für ihre Lehrbefugnis 
vorgeschriebenen Bedingungen erfüllen, in dem 
Staatsgebiete, in dem der Unterricht stattfindet, 
wohnen und ihren Beruf nicht zu staatsfeindlicher Be­
tätigung mißbrauchen.

(2) NichtschulmäßigerPrivatunterricht durch Haus­
lehrer oder Erzieher, deren Lebenswandel tnoralisch 
einwandfrei ist, oder durch die Eltern ist zu ge­
statten.

(3) Die Frage, ob für den im Abs. 1 und 2 be­
zeichneten Privatunterricht ein Bedürfnis vorliegt 
oder nicht, kommt nicht in Betracht.

Artikel 99
(1) Für die Privatschulen und den Privatunter­

richt einer sprachlichen Minderheit darf die Staats­
sprache als Unterrichtssprache nicht gefordert werden.

(2) Als Unterrichtsfach darf die Staatssprache nur 
für Privatschulen angeordnet werden, die als Ersatz 
für gleichartige öffentliche Schulen dienen sollen.

Artikel 100
(1) Als wissenschaftlich befähigt zur Erteilung von 

schulmäßigem Privatunterricht gilt jede Person, die 
durch die amtlichen Prüfungszeugnisse eines der bei­
den Staaten die Befähigung zur Anstellung als 
öffentlicher Lehrer nachweisen kann. Für den nicht- 
schulmäßigen Privatunterricht oder für den schul- 
mäßigen Privatunterricht in Fächern, die nicht zu 
den regelmäßigen Lehrplänen gehören, genügt die 
Bescheinigung der zuständigen Behörde eines der bei­
den Staaten, daß diese Person die Befähigung zur 
Erteilung von Privatunterricht hat.

(2) Die übrigen Bestimmungen über die Zu­
lassung von Ausländern zum Unterricht an Privat­
schulen werden so gehandhabt werden, daß die Privat­
schulen der Minderheiten ihren Bedarf an Lehrkräften 
auch aus dem Auslande decken können.

Artikel 101
Der Besuch von Privatschulen oder von Privat- 

erziehungsanstalten im deutschen Teile des Abstim­
mungsgebiets darf den dort wohnenden polnischen 
Staatsangehörigen, der Besuch von Privatschulen 
oder von Privaterziehungsanstalten im polnischen 
Teile darf den dort wohnenden deutschen Staats­
angehörigen nicht verboten werden.

Artikel 102
Durch das den Minderheiten zugestandene Recht, 

Privatschulen zu beaufsichtigen, wird das Aufsichts­
recht der staatlichen Behörden nicht berührt.
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Article 163
I. — Dss enfants appartenant a une minorité 

et recevant, notamment à domicile ou dans une 
ècols privée, up enseignement prive suffisant, ne 
sont pas tenus de fréquenter les écoles publiques.

2. — Des autorités scolaires de l'Btat sont 
competentes pour décider si l'enseignement privé 
on question est ou non suffisant pour tenir lieu 
d'enseignement public.

Article 164
Des dispositions spèciales relatives a l'ensei­

gnement professionnel ou complémentaire prive se 
trouvent a l'article 115 ; celles relatives à l'ensei­
gnement privé mo/en et supérieur, aux ar­
ticles 128 a 130.

Deuxième Lectiou

Enseignement primaire public 
Article 165

3ont considérées comme écoles primaires au sens 
, présent cbapitre, les écoles, à l'exclusion des 
écoles complémentaires, que lss enfants doivent 
trsquentsr si l'enseignement prescrit ne leur est 
pns donné d'une autre manière.

Il sera pourvu aux besoins des minorités on 
mations d'enseignement primaire public, au mo^en 
nos institutions scolaires suivantes:

u) écoles primaires employant la langue de la 
minorité comme langue vèbiculaire, dites 
écoles minoritaires;

ö) classes primaires employant la langue de la 
minorité comme langue vèbiculaire, insti­
tuées auprès des écoles primaires do langue 
officielle, dites classes minoritaires;

ch cours minoritaires comprenant:
I" l'enseignement de la langue do la minorité 

(cours minoritaires do langue);
2° l'instruction religieuse dans langue do 

la minoritè(cours minoritaires do religion).

Artikel 103
(i) Kinder einer Minderheit, für deren Bildung 

durch privaten, insbesondere auch schulmäßigen oder 
häuslichen Unterricht ausreichend gesorgt ist, sind 
zum Besuche öffentlicher Schulen nicht verpflichtet.

(2) Ob der häusliche oder private Unterricht als 
genügender Ersatz für öffentlichen Unterricht anzu- 
sehen ist, entscheidet die Schulbehörde.

Artikel 104
Die besonderen Verhältnisse des privaten Fach 

und Fortbildungsunterrichts werden in Artikel 115, 
die des privaten mittleren und höheren Unterrichts 
in den Artikeln 128 bis 130 geregelt.

Abschnitt II 
Öffentlicher Volksschulunterricht 

Artikel 105
8 1

Als Volksschulen im Sinne dieses Kapitels gelten 
unter Ausschluß von Fortbildungsschulen die 
Schulen, die ein Kind besuchen muß, wenn nicht an­
derweit für seine vorgeschriebene Bildung gesorgt 
wird.

8 2
Für die Bedürfnisse der Minderheiten auf dem 

Gebiete des öffentlichen Volksschulunterrichts ist 
durch die folgenden Minderheitsschuleinrichtungen zu 
sorgen:
a) Volksschulen mit der Minderheitssprache als 

Unterrichtssprache (Minderheitsschulen),

b) Volksschulklassen mit der Minderheitssprache 
als Unterrichtssprache, die an Volksschulen mit 
der Staatssprache eingerichtet werden (Minder- 
heitsklassen),

c) Minderheitsunterricht, und zwar
1. Lese- und Schreibunterricht in der Minder­

heitssprache (Minderheitssprachunterricht),
2. Religionsunterricht in der Minderheits­

sprache (Minderheitsreligionsunterricht).

Article 166
8 1

1. — II sera créé uns écolo minoritaire, sur la 
demande d'un ressortissant, appuyée par Iss per­
sonnes légalement responsables do l'éducation 
d'au moins quarante enfants d'une minorité de 
langue, a condition que css enfants soient 
ressortissants ds ULtat, appartiennent à une 
moins communauté scolaire (Lcàlaerbarrd — 
ZAïiq^â sr^càr/), aient l'ags oü l'onsoignsmsnl 
est obligatoire, st soient destinés a fréquenter 
ladite école.

2- — 8i quarante de ces enfants au moins
Appartiennent a la même confession ou religion, 
" sera «créé sur demande uns ècols minoritaire du 
caractère confessionnel ou religieux demandé.

.3' O" Dans le cas oü la création d'uns école 
^oritairs n'est pas expédients pour des raisons 
diales, il sera formé des classes minoritaires.

Artikel 106

8 1
(1) Eine Minderheitsschule ist einzurichten auf 

den Antrag eines Staatsangehörigen, der von den 
Erziehungsberechtigten von wenigstens vierzig staats- 
angehörigen Kindern einer sprachlichen Minderheit 
unterstützt wird, wenn diese Kinder im schulpflich­
tigen Alter stehen, zum Besuche der Volksschule be­
stimmt sind und zu demselben Schulverbande ge­
hören. .

(2) Gehören wenigstens vierzig dieser Kinder der­
selben Konfession oder Religion an, so ist für sie auf 
Antrag eine Minderheitsschule mit entsprechendem 
konfessionellen oder religiösen Charakter einzurichten.

(3) Wo die Errichtung einer Minderheitsschule 
nach Lage des Falles nicht angebracht ist, sind wenig­
stens Minderheitsklassen zu errichten.



8 2
II devra être donné satisfaction aux dsmandss 

mentionnées aux alinéas I à 2 du paraZrapbo I, 
dans le plus bref délai possible st au plus tard 
au début ds l'année soolairs qui suivra la dsinands, 
a condition qus cslls-ci ait êtê présentes neuf mois 
au moins avant le début ds l'année scolaire.

Article 197
1. — 8ur la demande d'un ressortissant, 

appuyée par les personnes légalement respon­
sables de l'éducation d'au moins dix-buit élèves 
d'une école primaire qui sont ressortissants de 
l'Ltat et appartiennent a uns minorité de langue, 
des cours minoritaires de langue seront institues 
aussitôt qus possible pour ces élèves.

2. — Dans les memes conditions, si dorme au 
moins de ces élèves appartiennent à la même 
conkession ou religion, dss cours minoritaires de 
religion seront institues sur demande pour ces 
élèves.

Article 198
§ 1

I. — Des institutions scolaires de minorité ns 
pourront être supprimées que si le nombre de 
leurs élèves est, pendant trois années scolaires 
consecutives, intérieur au nombre prevu pour leur 
création.

2. — Toutefois, la suppression pourra être 
ordonnes à l'expiration d'une armes scolaire, si 
pendant toute cette année ls nombre des élèves a 
sts inferieur à la moitié du nombre prevu.

§ 2
Du cas de suppression d'une institution scolaire 

de minorité, la minorité pourra maintenir 
l'institution en question a titre prive. Dorsque 
les circonstances ls permettent, le local st ls 
materiel scolaire qui lui servaient peuvent être 
laisses à sa disposition.

Article 199
8 1

D'entretien des institutions scolaires de 
minorité aura lieu conformement aux. memes 
principes que l'entretien des autres écoles 
primaires publiques. Il appartient à l'autorité 
competents ds l'Ltat de veiller à es qu'il son 
pourvu à est entretien.

8 2
I. — D'entretien des ecolss primaires publiques 

incombe aux communes (eventuellement aux 
CutsöeLir^e—àors^ie), avec partici­
pation de l'Mat. Il se peut que plusieurs com­
munes soient groupées en Cesamtscàlverbàcke— 
Làiororoe 2Miqrà' «Llckàe, en vue de l'entretien 
dss sentes. Da participation de l'Mat consiste soit 
a accorder des allocations ou des subventions, soit 
à prendre directement a sa cbargs une partie de 
l'entretien des écoles.

2. — Dss traitements du personnel enseignant 
des institutions scolaires de minorité, ainsi que 
les frais de remplacement, sont à la cbargs dss 
mômes organisations que ceux du personnel dss 
autres êcolss primaires publiques.

72 —

8 2
Dem im Abs. I und 2 des 8 I bezeichneten Anträge 

ist sobald als möglich, spätestens jedoch, wenn er 
mindestens neun Monate vor Beginn des Schul­
jahres gestellt worden ist, zu dem auf den Antrag 
folgenden Beginn des Schuljahres zu entsprechen.

Artikel 107
(i) Auf den Antrag eines Staatsangehörigen, der 

von den Erziehungsberechtigten von mindestens 
achtzehn zu einer sprachlichen Minderheit gehörenden, 
staatsangehürigen Schülern einer Volksschule unter­
stützt wird, ist diesen Schülern alsbald Minderheits­
sprachunterricht zu erteilen.

(s) Gehören wenigstens zwölf dieser Schüler der­
selben Konfession oder Religion an, so haben sie auf 
Antrag Minderheitsreligionsunterricht zu erhalten.

Artikel 108

8 1
(1) Die Minderheitsschuleinrichtungen dürfen erst 

wieder aufgehoben werden, wenn ihre Schülerzahl in 
drei aufeinanderfolgenden Schuljahren hinter den 
für ihre Begründung maßgebenden Zahlen zurück- 
bleibt.
- (2) Die Aufhebung kann schon nach Ablauf eines 
Schuljahres angeordnet werden, wenn während dieses 
Schuljahres die Kinderzahl ununterbrochen geringer 
war als die Hälfte der vorgesehenen Mindestzahlen.

8 2
Werden die Minderheitsschuleinrichtungen auf­

gehoben, so steht es den Minderheiten frei, sie als 
Privateinrichtungen fortzuführen. Wo die Verhält­
nisse es gestatten, werden die Räume und die Lehr- 
und Lernmittel den Minderheiten weiter zur Ver­
fügung gestellt bleiben.

Artikel 109
8 1

Die Minderheitsschuleinrichtungen werden nach 
denselben gesetzlichen Grundsätzen unterhalten wie die 
übrigen öffentlichen Volksschulen. Die zuständigen 
Staatsbehörden haben von Aufsichtswegen für ihre 
Unterhaltung zu sorgen.

8 2
(1) Die Verpflichtung zur Unterhaltung der öffent­

lichen Volksschulen liegt den bürgerlichen Gemeinden 
(Gutsbezirken) unter Beteiligung des Staates ob. 
Mehrere Gemeinden (Gutsbezirke) können für die 
Zwecke der Schulunterhaltung zu Gesamtschulver- 
bänden zusammengeschlossen werden. Der Staat hat 
sich an den Schullasten durch Gewährung von Bei­
trägen oder Zuschüssen oder durch unmittelbare Über­
nahme eines Teiles der Schulunterhaltung zu be­
teiligen.

(2) Die Besoldung der Lehrkräfte an den Äiinder- 
heitsschuleinrichtungen, einschließlich der Kosten für 
notwendige Vertretungen, liegt den allgemein dazu 
Verpflichteten ob.



Article 116 
8 1

1. — Dos ôcolss minoritaires doivent recevoir 
une part, proportionnons au nombre ds leurs 
élèves, sur les tonds attestés par les budgets des 
communautés scolaires à l'entretien ordinaire des 
écoles primaires, abstraction laite des Irais 
generaux d'administration et des allocations de 
secours. Huant aux dépenses extraordinaires
(translormations et extensions de l'organisation 
scolaire, constructions importantes, etc...),
l'autorité competents de l'Ltst devra veiller à ce 
qus les écoles minoritaires ne soient pas désa­
vantagées dans la répartition des crédits qui 
sont affectes dans les budgets dos communautés 
scolaires.

2. — Biz cas de différend, les autorités scolaires 
d'Ltat décident quelles dépenses il V L lieu de 
considérer comme Irais generaux d'administration.

8^
Dans la répartition des sommes affectées d'une 

Manière generale a l'enseignement primaire pubbc 
par l'Ltat ou par dos organisations publiques 
autres que les communautés scolaires, les écoles 
minoritaires seront traitées sur le môme pied que 
les autres écoles primaires. Bn ce qui concerne 
les sommes provenant des konds dont l'emploi est 
laisse à la discrétion de l'administration, los 
écoles minoritaires devront, dans les mômes con­
ditions, recevoir les mêmes allocations que les 
autres écoles primaires.

Artikel 110

8 1
(1) Von den Mitteln, die von Schulverbänden für 

die laufende Unterhaltung der Volksschulen, ab­
gesehen von den allgemeinen Verwaltungskosten und 
den Unterstützungsmitteln, zur Verfügung gestellt 
werden, muß für die Minderheitsschuleinrichtungen 
ein der Kinderzahl entsprechender Anteil verwendet 
werden. Bei den für außerordentliche Schulbedürf- 
nisse (Umgestaltung und Erweiterung des Schul­
wesens, größere Bauten usw.) von den Schulver­
bänden aufzuwendenden Mitteln ist von Aufsichts­
wegen dafür zu sorgen, daß die Minderheitsschulein­
richtungen nicht benachteiligt werden.

(2) Was als allgemeine Verwaltungskosten an- 
zusehen ist, entscheidet im Streitfälle die staatliche 
Schulbehörde.

8 2
Geldbeträge, die vom Staate oder von anderen, 

nicht zu den Schulverbänden gehörenden öffentlichen 
Korporationen allgemein gewährt werden, sind für 
Minderheitsschuleinrichtungen in gleicher Weise zu 
verwenden wie für die anderen Volksschulen. So­
weit es sich um Mittel aus Fonds handelt, deren 
Verwendung dem arbiträren Ermessen von Ver­
waltungsstellen unterliegt, sind für die Minder­
heitsschuleinrichtungen die gleichen Zuschüsse zu ge­
währen, die unter gleichen Voraussetzungen den an­
deren Volksschulen zuteil werden.

Article 111
1. — Tour cbaqus école minoritaire, ainsi 

que pour les classes minoritaires, une commission 
scolaire sera constitues aün de participer a leur 
administration. Tins de la moitié dss msmbrss ds 
estts commission seront élus par les personnes 
légalement responsables de l'ôduction des élèves 
de l'ôcols ou dss classes sn question.

2. — 8'il se trouve dans une communauté 
scolaire plusieurs écoles minoritaires appartenant 
à la même concession ou religion, il pourra êtrs 
constitué uns commission scolaire communs pour 
toutes cos scoles.

3. — 8i dans uns communauté scolaire il 
n'existe qus dss ôcolss d'uns même minorité, il 
ns sera pas necessaire de constituer ds commission 
scolaire. Da délégation de la communauté scolaire 
(dosdr ssL-ol-rr/, deputacsa s^Lolna — Lâràor- 
stand, 8c/ruldepntation) sera, dans es cas, investis 
des attributions ds la commission scolaire.

Artikel 111
(s) Zur Teilnahme an der Schulverwaltung ist 

für jede Minderheitsschule oder für die Minderheits­
klassen eine Schulkommission einzurichten. Mehr als 
die Hälfte der Mitglieder dieser Kommission ist von 
den Erziehungsberechtigten der Schüler der Minder­
heitsschule oder der Minderheitsklassen zu wählen.

(2 ) Bestehen in einem Schulverbande mehrere 
Minderheitsschulen derselben Konfession oder Re­
ligion, so kann für sie eine gemeinsame Schulkom- 
misston eingerichtet werden.

(3 ) Bestehen in einem Schulverbande nur Schulen 
derselben Minderheit, so kann von der Einrichtung 
einer Schulkommission abgesehen werden; in diesem 
Falle übernimmt der Schulvorstand oder die Schul- 
deputation zugleich die Aufgaben der Schulkom- 
misfion.

Article 112
1. — Dss commissions scolaires participeront 

d'uns manière équitable à l'administration tant 
intérieure qu'extérieure des écoles minoritaires. 
Il leur appartient particulièrement de veiller à 
l'ôtat des locaux et du Material scolaire.

2- — Dss commissions scolaires pourront 
prendre part aux decisions relatives à l'emploi dss 
sommes attribuées aux institutions scolaires de 
minorité.

Artikel 112
(i) Die Schulkommission ist in angemessener 

Weise an der inneren und äußeren Verwaltung der 
Minderheitsschulen zu beteiligen, insbesondere ist 
ihr die Pflege des äußeren Zustandes der Schule und 
ihrer Einrichtung anzuvertrauen.

(2) Bei der Verwendung der für Minderheits­
schuleinrichtungen bestimmten Mittel ist der Schul­
kommission eine Mitwirkung einzuräumen.
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Z. — Avant ds procéder à la nomination d'in- 
stitntenrs dans les écoles on classes minoritaires, 
la commission scolaire devra avoir l'occasion 
d'exprimer ses voeux en ce qui concerne le clmix 
des candidats, sans qu'il puisse être de ce lait 
ports atteints aux prorogatives des autorités sco­
laires de l'Mat en matière de nominations. Da 
délégation de la communauté scolaire n'a pas voix 
délibérative. 8i l'autorité scolaire n'agit pas con- 
kormsment aux voeux exprimes par la commission 
scolaire, elle devra, sn règle générais, commu­
niquer les motifs de son attitude a la dite com­
mission, si celle-ci ls demande.

Article 113
Bn vue de tenir un nombre suffisant d'institu­

teurs a la disposition des institutions scolaires de 
minorité de langue, les Tarties contractantes 
conviennent de prendre les mesures suivantes :

1° Bn principe, ns ssront nommés dans une 
école minoritaire que des instituteurs appar­
tenant à la minorité et en possédant parfai­
tement la langue.

Il sera établi des cours de langue pour les 
instituteurs nommes ou appelés a être 
nommes dans les écoles minoritaires, qui ne 
possèdent pas au degré requis la langue de la 
minorité.

2" Il sera erse un nombre suffisant d'etablisse­
ments destines, conformement à la législation 
de l'Mat intéresse, a l'instruction generale de 
futurs instituteurs, dans lesquels la langue 
vsbiculaire de l'enseignement sera la langue 
de la minorité.

3° Des diplômes exiges d'un instituteur pour 
être nomme dans uns école primaire publique 
de l'un dss Mats contractants, suffiront 
pour qu'il puisse être admis à exercer les 
fonctions d'instituteur de la minorité dans la 
partis du territoire plébiscité appartenant à 
l'autre Mat. Toutefois, l'acquisition de la 
nationalité psut être exiges.

Article 114
I. — Ds Oouvsrnemsnt allemand prendra les 

mesures nécessaires pour créer, dans la partie alle­
mands du territoire Plebiscits, au cours de l'armes 
scolaire 1922-23, lss institutions scolaires de 
minorité prevues au présent cbapitre.

2. — De Gouvernement polonais vsillsra a es 
qus, sn Laute 8Uêsis polonaise, l'enseignement 
donné sn langus allemands aux élèves allemands 
ns soit pas, dans la mesure ou des institutions 
scolaires de minorité sont prevues au présent 
cbapitre, interrompu, a moins qus dss difficultés 
de l'administration scolaire ne s',y opposent.

Troisième Lsetion
finseignement professionnel et complementaire 

Article 115
Dss Tartiss contractantes ne sont pas tenues 

de créer dss êcolss proksssionnsllss ou dss êcolss 
complémentaires pour uns minorité. Nais, s'il 
sxists dss cours privés ou les membres d'une mino­
rité peuvent recevoir un enseignement profes­
sionnel st complementaire suffisant, la partici­
pation à css cours lss dispensera de l'obligation 
de fréquenter, le cas êcbêant, les écoles publiques 
correspondantes.

(3 ) Vor der Anstellung der Lehrer ist der Schul- 
kommission, unbeschadet der den staatlichen Schul- 
behörden zustehenden Befugnisse, ausreichende Ge­
legenheit zur Äußerung von Wünschen über die 
Personen der Anzustellenden zu geben. Der Schul- 
vorstand oder die Schuldeputation hat keine be­
schließende Mitwirkung. Entspricht die staatliche 
Schulbehörde nicht den Wünschen der Schulkommis- 
sion, so soll sie ihr in der Regel auf Antrag die 
Gründe für ihr Verhalten mitteilen.

Artikel 113
Um für die Minderheitsschuleinrichtungen eine 

genügende Zahl von Lehrern bereitzustellen, werden 
die vertragschließenden Teile folgende Maßregeln 
treffen:

1. An Minderheitsschulen werden grundsätzlich 
nur Lehrer angestellt, die derselben Minderheit 
angehören wie die Kinder und welche die 
Sprache der Minderheit vollkommen beherr­
schen.

Für Lehrer, die an Minderheitsschulen an­
gestellt sind oder angestellt werden sollen und 
welche die Sprache der Minderheit noch nicht 
im erforderlichen Maße beherrschen, werden 
Sprachkurse eingerichtet.

2. Es werden in erforderlicher Anzahl Anstalten 
mit der Minderheitssprache als Unterrichts­
sprache errichtet werden, die nach den in dem 
betreffenden Staate geltenden Bestimmungen 
der allgemeinen Wissenschaftlichen Ausbildung 
künftiger Lehrer dienen.

3. Die Befähigung zur Anstellung als Lehrer an 
einer öffentlichen Volksschule eines der ver­
tragschließenden Staaten genügt zur Anstellung 
für den Minderheitsunterricht in dem dem an­
deren Staate gehörenden Teile des Abstim­
mungsgebiets. Zur Anstellung an einer öf­
fentlichen Volksschule darf der Erwerb der 
Staatsangehörigkeit gefordert werden.

Artikel 114
(1) Die deutsche Regierung wird Vorkehrungen 

treffen, um die Schaffung der Minderheitsschul­
einrichtungen im deutschen Teile des Abstimmungs­
gebiets im Laufe des Schuljahrs 1922/23 zu er­
möglichen.

(2) Die polnische Regierung wird dafür sorgen, 
daß im polnischen Teile des Abstimmungsgebiets der 
Unterricht der deutschen Kinder in ihrer Sprache, 
soweit für sie nach den Bestimmungen dieses Ka­
pitels Minderheitsschuleinrichtungen vorgeschrieben 
sind, nicht unterbrochen wird, es sei denn, daß dies 
aus Gründen der Schulverwaltung nicht möglich ist.

Abschnitt III
Fach- und Fortbildungsunterricht 

Artikel 115
Zur Errichtung öffentlicher Fach- oder Fort­

bildungsschulen für die Angehörigen einer Minder­
heit sind die vertragschließenden Teile nicht ver­
pflichtet. Erhalten die Angehörigen ver Minderheit 
indessen ausreichenden privaten Fach- oder Fort­
bildungsunterricht, so sind sie von einer Verpflich­
tung zum Besuche entsprechender öffentlicher Schulen 
befreit.
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Huatrlème Lectiou 
Enseignement moyen et supérieur

Article 116
1. — Considérant que la situation spéciale du 

territoire plébiscite exige qu'on satiskasss d'une 
manière spèciale, pour la période transitoire, aux 
besoins de la minorité de langue en matière d'en­
seignement moyen et supérieur, les Couvernements 
des deux Tarties contractantes s'engagent à user 
de tous les moyens dont ils disposent pour que les 
pouvoirs compétents adoptent les principes des 
articles 117 à 130.

2. — dusqu'a ce qus css pouvoirs aient règle la 
matière, lss deux Couvsrnsments s'engagent à 
appliquer les dispositions suivantes.

Article 117

8ont considérées comme écoles moyennes et 
supérieures au sens du présent cbapitrs, lss écoles 
de toutes espèces du degré moyen et supérieur, au 
sens des dispositions sn vigueur dans ls territoire 
plébiscité à la dats du transksrt ds la souveraineté. 
8eront egalement considérées comme telles, Iss 
scoles d'espèces subséquemment créées, mais du 
même degré.

§ 2 .
II sera pourvu aux besoins dss minorités sn 

matière d'snseignsmsnt moyen st supérieur public, 
au moyen des institutions scolaires suivantes:

u) écoles moyennes et supérieures employant la 
langue ds la minorité comme langue vèbicu- 
lairs, dites écoles minoritaires;

i>) classes parallèles employant la langue de la 
minorité comme langue vèbiculaire, insti­
tuées auprès des écoles publiques de langue 
okücislls, dites classes minoritaires;

c) cours minoritaires comprenant:
1° l'enssignsmsnt de la langue de la minorité 

(cours minoritaires de langue) ;
2° l'instruction religieuse dans la langue de 

la minorité (cours minoritaires de 
religion).

Article 116
8 i

1. — Dans les localités du territoire plébiscite 
ou il existe une école supérieure de l'Ltat, une école 
minoritaire d'Btat du même degré devra être créée, 
si la demande en est laite st est appuyée par les 
personnes légalement responsables de l'éducation 
d'au moins trois cents élèves.

2. — Des classes minoritaires devront être in­
stituées dans les écoles supérieures de l'Btat, si la 
demande sst appuyés par Iss personnes légalement 
responsables de l'éducation d'au moins trente 
élèves pour cbacuns des quatre classes intérieures, 
st d'au moins vingt élèves pour cbacuns des 
classes supérieures.

3. — Des cours minoritaires de langue devront 
être institués sur demande appuyée par les per­
sonnes légalement responsables de l'éducation 
d au moins vingteinq élèves, et des cours minori­
taires de religion sur demande appuyés par les per­
sonnes légalement responsables de l'éducation 
d'au moins dix-buit élèves.

Abschnitt IV 
Mittleres und höheres Schulwesen 

Artikel 116
(i) In der Erwägung, daß die Bedürfnisse der 

sprachlichen Minderheit auf dem Gebiete des mitt­
leren und höheren Schulwesens im Hinblick auf dte 
besondere Lage des Abstimmungsgebiets während 
der Übergangszeit in besonderer Weise befriedigt 
werden müssen, verpflichten sich die Regierungen 
der vertragschließenden Teile, mit allen ihnen zur 
Verfügung stehenden Mitteln dahin zu wirken, daß 
die Grundsätze der Artikel 117 bis 130 von den 
zuständigen öffentlichen Gewalten angenommen 
werden.

(2) Bis diese Gewalten die Angelegenheit geregelt 
haben, verpflichten sich beide Regierungen, die fol­
genden Bestimmungen anzuwenden:

Artikel 117
8 1

Als mittlere und höhere Schulen tm Sinne dieses 
Kapitels gelten die Schulen aller Arten der mittleren 
oder höheren Stufe im Sinne der zur Zeit des 
Überganges der Staatshoheit im Abstimmungs­
gebiete geltenden Bestimmungen sowie die Schulen 
später eingeführter Arten derselben Stufe.

8 2
Für die Bedürfnisse der Minderheiten auf dem 

Gebiete des mittleren und höheren Unterrichts ist 
durch folgende Minderheitsschuleinrichtungen zu 
sorgen:
a) mittlere oder höhere Schulen mit der Minder­

heitssprache als Unterrichtssprache (Minder­
heitsschulen),

b) Parallelklassen mit der Minderheitssprache als 
Unterrichtssprache, die an öffentlichen Schulen 
mit der Staatssprache eingerichtet werden 
(Minderheitsklassen),

c) Minderheitsunterricht, und zwar:
1. Unterricht _ in der Minderheitssprache als 

Unterrichtsfach (Minderheitssprachunterricht),
2. Religionsunterricht in der MinderheitS- 

sprache (Minderheitsreligionsunterricht).

Artikel 118
8 1

(1) An Orten, in denen eine höhere staatliche 
Schule besteht, ist eine höhere staatliche Minderheits­
schule auf einen von den Erziehungsberechtigten von 
mindestens 300 Schülern unterstützten Antrag zu er­
richten.

(2) An den höheren staatlichen Schulen sind Min­
derheitsklassen für jede der vier unteren Klassen auf 
einen von den Erziehungsberechtigten von mindestens 
30, für jede der oberen Klassen von mindestens 
20 Schülern unterstützten Antrag einzurichten.

(3) Minderheitssprachunterricht ist auf einen An­
trag, der seitens der Erziehungsberechtigten von min­
destens 25 Schülern unterstützt wird, zu erteilen, 
Minderheitsreligionsunterricht auf einen Antrag, der 
seitens der Erziehungsberechtigten von mindestens 
18 Schülern unterstützt wird.

N
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82
Tsuvsnt appuyer uns demande, lss personnes 

leMlemont responsables äs l'éducation d'élèves 
d'uns minorité äs lanZue ressortissants âu pavs 
ou se trouve l'institution scolaire, babitant la 
partie à territoire plébiscite qui lui appartient, 
st inscrits ou äsinanäant l'inscription à uns école 
supérieurs.

Article 119
1. — D'école minoritaire pourra être crées àans 

uns autre localité, si cela sst compatible avec les 
besoins äss élèves appartenant à la minorité.

2. — 8i l'ecole minoritaire sst installes clans un 
batiment particulier, elle aura son propre direc- 
teur appartenant a la minorité. 8i elle se trouve 
âans ls même batiment qu'uns scols supérieurs 
äont la lanZus vsbiculairs sst la langue okficislls, 
son administration extérieurs pourra êtrs confise 
au directeur de l'ecole ds langue okficislls; mais, 
pour tout es qui concerne l'enssmble ds l'ad­
ministration pédagogique, elle aura son directeur 
appartenant a la minorité.

Article 126
Des institutions scolaires minoritaires de 

l'Mat peuvent être remplacées par des institutions 
communales de même degré.

Article 121
1. — Dss autorités compêtsntss dss deux 

Tartiss contractantes sont tenues d'user de toute 
leur infiusnce st autorité auprès dss communes ou 
il existe uns scols communale supérieurs, pour 
qu'sllss créent lss institutions scolaires ds mino­
rité mentionnées aux articles 118 et 119, si lss 
conditions stipulées à css articles sont réalisées.

2. — Il en sst ds même en es qui concerne Iss 
institutions scolaires ds minorité pour l'snssigns- 
msnt mo^sn. Toutskois, la demande devra êtrs 
appuyée par lss xsrsonnss legalsmsnt responsables 
de l'éducation d'au moins dsux cents élèves pour 
la création d'une scols moyenne minoritaire, et 
d'au moins trente-cinq élèves pour l'institution 
d'uns classe minoritaire.

Article 122
1. — Des institutions scolaires de minorité 

pourront êtrs supprimées si, pendant trois années 
scolaires consecutives, ls nombre ds leurs élèves 
est intérieur d'au moins 20°/» au nombre requis 
pour leur création.

2. — 8i, pendant une année, ls nombre dss 
élèves sst inksrisr à la moitié du nombre requis 
pour sa création, l'institution scolaire pourra être 
supprimes a la fin de l'année scolaire.

Article 123
Dans lss êcolss et classes minoritaires pu­

bliques des degrés movon et supérieur, l'enseigne­
ment ns sera confié en principe qu'à des pro- 
kssssurs appartenant à la minorité st connaissant 
à kond la langue de la minorité.

8 2
Zur Unterstützung des Antrags berechtigt sind die 

Erziehungsberechtigten von staatsangehörigen Schü­
lern einer sprachlichen Minderheit, die in dem be­
treffenden Teile des Abstimmungsgebiets wohnen und 
eine höhere Schule besuchen oder für sie angemeldet 
sind.

Artikel 119
(1) Die Minderheitsschule kann, wenn es mit den 

Interessen der für sie in Betracht kommenden Schüler 
vereinbar ist, auch an einem anderen Ort errichtet 
werden.

(2) Wird die Minderheitsschule in einen: besonde­
ren Gebäude untergebracht, so erhält sie einen besonde­
ren zur Minderheit gehörenden Leiter. Wird sie 
räumlich mit einer höheren Schule, in der die Staats­
sprache Unterrichtssprache ist, verbunden, so darf ihre 
äußere Verwaltung dem Leiter der Schule mit der 
Staatssprache übertragen werden; für die gesamte pä­
dagogische Verwaltung ist ein zur Minderheit gehören­
der Leiter zu bestellen.

Artikel 120
An die Stelle der staatlichen Minderheitsschulein­

richtungen können auch kommunale Einrichtungen 
derselben Stufe treten.

Artikel 121
(r) Die zuständigen staatlichen Behörden der ver­

tragschließenden Teile sind verpflichtet, mit ihrem 
ganzen Einfluß und Ansehen auf die Gemeinden, in 
denen höhere kommunale Schulen vorhanden sind, 
einzuwirken, daß sie die in den Artikeln 118 und 119 
bezeichneten Minderheitseinrichtungen des höheren 
Schulwesens schaffen, wenn die in diesen Artikeln ge­
nannten Voraussetzungen in den Gemeinden erfüllt 
sind.

(2) Das gleiche gilt für die entsprechenden Ein­
richtungen des mittleren Schulwesens mit der Maß­
gabe, daß für die Errichtung einer Mindcrheitsschule 
der Antrag von den Erziehungsberechtigten von min­
destens 200, sür die Errichtung einer Minderheits­
klasse von mindestens 35 Schülern unterstützt wird.

Artikel 122
(1) Die Aufhebung der Minderheitsschuleinrichtun­

gen darf erfolgen, wenn die Schülerzahl in drei auf­
einanderfolgenden Jahren mindestens um 20 v. H. 
hinter der für ihre Schaffung vorgesehenen Zahlen zu- 
rückbleibt.

(2) Sinken die Zahlen während eines Jahres um 
die Hälfte, so kann die Einrichtung schon nach Ablauf 
eines Schuljahrs aufgehoben werden.

Artikel 123
Mit dem Unterricht an den öffentlichen Minder­

heitsschulen und an den Minderheitsklassen des mitt­
leren und höheren Schulwesens sind grundsätzlich nur 
Lehrer zu betrauen, die zur Minderheit gehören und 
die Minderheitssprache vollkommen beherrschen.
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Article 124
Tour màDo à exécution les principes de l'ar­

ticle 123, les Tarties contractantes se déclarent 
prêtes à prendre dss professeurs du personnel sn- 
seÎAnant de l'autre Tartie contractante, dans les 
conditions suivantes:
a) Ta nomination a lieu par contrat de droit 

prive, pour une période allant jusqu'à la fin 
de l'année scolaire 1936-1937. Toutefois, 
même avant la fin de cette période, l'Ütat 
peut dénoncer un contrat pour la fin de 
àaque année scolaire, moyennant préavis de 
six mois, et le professeur peut le dénoncer à 
tout moment, moyennant préavis de trois 
mois.

à) D'Btat doit accorder aux professeurs un trai­
tement au moins égal à celui qu'ils auraient 
dans leur pays.

c) Dss professeur ne sont pas obliges de prêter 
à l'Btat le serment que prêtent les fonction­
naires publics. Toutefois, on pourra exiger 
d'eux uns déclaration écrits par laquelle ils 
s'engagent vis-à-vis de lui à remplir fidèle­
ment et consciencieusement leurs devoirs 
professionnels.

d) D'Ltat peut déplacer les professeurs d'une 
école minoritaire dans une autre école mino­
ritaire de même degré ou dans des classes 
minoritaires de même degré. Ces déplace­
ments ne pourront avoir lieu que dans le 
territoire plébiscite.

e) Vis-à-vis de leurs propres autorités, les pro­
fesseurs sont considères comme en congé. Ils 
conservent leurs droits à la retraite et à 
l'assistance à leurs survivants. Bn quittant 
l'enseignement dans le pays étranger, ils 
sont réintégrés de droit dans le service de 
l'enseignement de leur pays. Da période de 
service dans le pays étranger doit être con­
sidérée en ce qui concerne leur traitement st 
leurs expectatives, comme service accompli 
dans leur propre pays.

Articis 125
1. — Dà ou il existe dss écoles ou classes mi- 

noritairss, lss personnes légalement responsables 
de l'éducation ds leurs élèves devront jouir d'une 
représentation équitable au sein dss commissions 
scolaires (Luratorren, Deputationen— àratorja, 
depràc/e), s'il y sn a.

2. -- Dss commissions scolaires dss écoles com­
munales participeront d'une manière équitable à 
l'administration tant intérieure qu'extérieure de 
css écoles ; il leur appartient particulièrement de 
veiller à l'ètat dss locaux st du matériel scolaires. 
Oes commissions scolaires pourront prendre pars, 
aux décisions relatives à l'emploi des sommes at­
tribuées aux institutions scolaires de minorité.

Article 126
Il ne sera pas exigé pour la fréquentation des 

écoles minoritaires publiques, d'ècolage plus élevé 
fine pour la fréquentation dss écoles correspon­
dantes de langue officielle. Il ne sera pas exigé 
d'ècolage supplémentaire pour la fréquentation 
des classes ou cours minoritaires.

Artikel 124
Zur Durchführung des im Artikel 123 aufgestellten 

Grundsatzes erklären sich die vertragschließenden Teile 
bereit, Lehrer aus dem Schuldienst des anderen Tei­
les unter folgenden Bedingungen zu übernehmen:

a) Die Anstellung im Schuldienst des übernehmen­
den Staates erfolgt durch Privatvertrag für die 
Zeit vom Eintritt in den Schuldienst bis zum 
Ende des Schuljahrs 1936/37. Jedoch kann der 
Vertrag vor Ablauf der Zeit durch den über­
nehmenden Staat zumSchlusse eines Schuljahres 
mit halbjähriger Frist durch den Lehrer jederzeit 
mit vierteljähriger Frist gekündigt werden.

b) Der übernehmende Staat gewährt den Lehrern 
ein Diensteinkommen mindestens in der Höhe, 
wie sie es in ihrem Heimatstaat zu beanspruchen 
hätten.

c) Die Lehrer sind zur Ableistung des Staats­
dienereides in dem übernehmenden Staate nicht 
verpflichtet. Doch kann von ihnen die Abgabe 
einer schriftlichen Erklärung verlangt werden, 
daß sie ihre Pflichten als Lehrer dem überneh­
menden Staate gegenüber treu und gewissenhaft 
erfüllen werden.

d) Der übernehmende Staat ist befugt, die Lehrer 
innerhalb des Abstimmungsgebiets von einer 
Minderheitsschule an eine andere Minderheits­
schule derselben Stufe oder an Minderheitsklas­
sen derselben Stufe zu versetzen.

s) Die Lehrer gelten ihrem Heimatsstaate gegenüber 
als aus ihrem Schuldienst beurlaubt und be­
halten ihre Anwartschaften auf Ruhegehalt und 
Hinterbliebenenversorgung. Bei ihrem Aus­
scheiden aus dem Schuldienst des fremden Staa­
tes treten sie von selbst in den heimischen Schul- 
dienst zurück. Der Schuldienst im fremden 
Staate gilt hinsichtlich ihres Diensteinkommens 
und ihrer Anwartschaften als heimischer Schul­
dienst.

Artikel 125
(1) Wo besondere Schulausschüsse (Kuratorien, 

Deputationen usw.) bestehen, müssen die Erziehungs­
berechtigten der Schüler von Minderheitsschulen oder 
Minderheitsklassen in diesen Ausschüssen angemessen 
vertreten sein.

(2) Die Schulausschüsse der kommunalen Schulen 
sind an der Verwaltung des inneren und äußeren 
Schulwesens angemessen zu beteiligen; insbesondere 
ist ihnen die Pflege des äußeren Zustandes der Schule 
und ihrer Einrichtung zu übertragen. Bei der Ver­
wendung der hierfür zur Verfügung gestellten öffent­
lichen Mittel ist den Schulausschüssen eine ent­
sprechende Mitwirkung einzuräumen.

Artikel 126
Für den Besuch der mittleren und höheren öffent­

lichen Minderheitsschulen darf kein höheres Schulgeld 
erhoben werden als für den Besuch entsprechender 
Schulen mit der Staatssprache als Unterrichtssprache. 
Für den Besuch von Minderheitsklassen und Minder- 
hcitsuntcrricht darf kein besonderes Schulgeld erhoben 
werden.

II*
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Article 127
Des examens officiels dans les écoles et classes 

minoritaires auront lieu dans la langue de la 
minorité.

Article 128
8i l'enseignement donne dans des écoles minori­

taires privées correspond a celui des écoles xu- 
pliques moyennes ou supérieures, css êcolss mi­
noritaires privées devront être reconnues comme 
écoles moyennes ou supérieures, de telle sorte que 
leurs certificats, et notamment les certificats de 
fin d'êtudss, aient la meme valeur que ceux qus 
délivrent lss êcolss publiques moyennes ou supé­
rieures.

Article 129
8i une école minoritaire privée remplace uns 

êcols publique moyenne ou supérieure existant a 
la date du transfert de la souveraineté, elle aura 
droit à une subvention provenant dss fonds pu­
blics,

a) pourvu qus la revenu de l'école ne couvre pas 
ses trais necessaires. Tour l'évaluation du 
revenu provenant dss êcolagss, on pendra 
pour base au moins l'êcolage demandé dans 
les écoles publiques de meme espèce;

ö) et pourvu que le nombre dss élèves ressortis­
sants de l'Mat s'élève soit au total de cent 
cinquante, soit à uns moyenne de trente par 
classe pour les quatre classes intérieures ou 
de vingt pour lss autres classss.

Article 139
8 i

1. — Des subventions de l'Mat seront accordées 
contormêment aux mêmes principes que les sub­
ventions qus l'Mat accords aux êcolss commu­
nales ou privées de la même espèce ou du même 
degré.

2. — Tour calculer leur montant, on pourra 
tenir compte des différences ds cbargss financières 
qui existent entre les êcolss publiques st les êcolss 
privées.

8 2
1 - — Des subventions dss communes ou dss 

groupements de communes ( A o m m n A/à er ö â»dc— 
LMiqL-Li /comunale) ns devront êtrs accordées 
que si la commune ou le groupement de communes 
dans le territoire duquel se trouve l'école privée 
accords dss allocations à dss écoles publiques ou 
privées de même degré, ou si les dépenses qu'il 
tait pour sss écoles du même degré ns sont pas 
ou sont incomplètement couvertes par les revenus 
des ces écoles.

2 . — D'une des bases du calcul de css sub­
ventions sera ls montant mo^en dss dites allo­
cations ou dépenses faites par élève. Il ns ssra 
tenu compte que des élèves de l'école privés qui 
sont ressortissants de l'Mat st qui babitsnt la 
communs ou ls groupsmsnt ds communes sn 
question.

83
8i l'Mat, la commune ou le groupement de 

communes se déclare disposé st sst effectivement 
prêt à recevoir dans une école ou dans des classes

Artikel l27
Die amtlichen Prüfungen an Minderheitsschulen 

und Minderheitsklassen sind in der Minderheits­
sprache abzuhalten.

Artikel 128
Wenn der Unterricht in Minderheitsprivatschulen 

den Anforderungen genügt, die für öffentliche, mitt­
lere oder höhere Schulen maßgebend sind, sind diese 
Minderheitsprivatschulen mit der Wirkung als mitt­
lere oder höhere Schulen anzuerkennen, daß ihre 
Zeugnisse, insbesondere die Abgangszeugnisse, die­
selbe Geltung haben wie die entsprechender öffent­
licher Schulen.

Artikel 129
Falls eine Minderheitsprivatschule eine beim 

Übergang der Staatshoheit vorhandene öffentliche 
mittlere oder höhere Schule ersetzt, hat sie Anwart­
schaft auf Unterstützung aus öffentlichen Mitteln,

a) wenn die aus dem Schulbetrieb erzielten Ein­
nahmen die notwendigen Ausgaben nicht decken. 
Bei der Berechnung der Einnahmen aus dem 
Schulgeld ist mindestens die Höhe des Schul­
geldes gleichartiger öffentlicher Schulen in Ansatz 
zu bringen;

b) und wenn die Zahl der staatsangehürigen Schü­
ler entweder insgesamt wenigstens hundertfünf- 
zig, oder durchschnittlich für jede der vier unteren 
Klassen wenigstens dreißig, der übrigen Klassen 
wenigstens zwanzig beträgt.

Artikel 130

8 1
(i) Die Unterstützungen aus staatlichen Mitteln 

sind nach denselben Grundsätzen zu gewähren, wie sie 
kommunalen oder privaten Schulen gleicher Art oder 
gleicher Stufe gewährt werden.

(2) Bei der Bemessung der Höhe kann die ver­
schiedenartige finanzielle Belastung öffentlicher und 
privater Schulen in Rücksicht gezogen werden.

8 2
(i) Die Unterstützungen aus kommunalen Mitteln 

brauchen nur gewährt zu werden, wenn die Gemeinde 
oder der Kommunalverband, in dessen Bezirk die 
Privatschule liegt, für öffentliche oder private Schu­
len gleicher Stufe Zuschüsse gewährt oder Aufwen­
dungen für feine Schulen gleicher Stufe macht, die 
durch Einnahmen aus diesen Schulen nicht oder nicht 
voll gedeckt werden.

(2) Als einer der Maßstäbe für diese Unterstützung 
dient der durchschnittlich auf einen Schüler entfallende 
Betrag dieser Zuschüsse oder Aufwendungen. Für 
die Berechnung der Unterstützung kommen nur die 
staatsangehürigen Schüler der Privatschule, die in 
der Gemeinde oder in dem Kommunalverbande 
wohnen, in Betracht.

8 3
(3) Erklärt sich jedoch der Staat, die Gemeinde 

oder der Kommunalverband bereit, eine Zahl der in 
einer Privatschule untergebrachten Schüler in eine 
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minoritaires publiques se trouvant dans 1a meme 
localité, un certain nombre d'elèves de Deçà 
prives, ls montant ds la subvention à accorder à 
l'école privée sera diminue d'uns somms corres­
pondant à ce nombre d'elèves.

Cinquième section 
Dispositions generales

Article 131
1- — Tour établir quelle est la lanZue d'un 

élève ou entant, il sera uniquement tenu compte 
de la déclaration verbale ou écrite de la personne 
légalement responsable de son éducation. Cette 
déclaration ns pourra taire l'objet d'aucune véri­
fication ou contestation de la part des autorités 
scolaires.

2. — Des autorités scolaires devront de meme 
s'abstenir d'exercer toute pression, si minime 
qu'elle soit, ayant pour but le retrait ds deman­
des de création d'institutions scolaires de mino­
rités.

Article 132
8 i

Tar langus vëlnculairs ou par langue considérée 
comme matière d'enseignement, on entend la 
langus littéraire corrects soit polonaise, soit 
allemande.

8 2
Dà ou la langus d'uns minorité est la langue 

vëlnculairs, elle l'est pour l'enseignement de 
toutes les matières, sauk pour l'enseignement du 
polonais dans la partis polonaise du territoire 
plébiscite et pour l'enseignement de l'allemand 
dans la partis allemands dudit tsrritoirs, lorsque 
l'enseignement de ces langues kait partie du pro­
gramme scolaire.

8 3
Des cours minoritaires de la langue de la 

minorité seront donnes dans cette langus.

Article 133
1. — Des Tarties contractantes s'engagent a 

n'autoriser dans aucune école de leur partie du 
territoire plébiscité, l'emploi de livres, ou d'objets 
d'enseignement par l'image, qui puissent blesser 
les sentiments nationaux ou religieux d'une mi­
norité.

2. — De même, cbacuns des Tarties con­
tractantes prendra les mesures necessaires pour 
empecber que, dans les leyons données à l'école, 
les qualités nationales et culturelles de l'autre 
partie ne soient improprement rabaissées aux 
yeux des élèves.

Lbapître V 
Tangues 

Article 134
Dss Tarties contractantes garantissent aux mi­

norités 1e libre usage de leur langue dans leurs 
relations tant individuelles ou economiques qus 
collectives. Aucune disposition no pourra limiter 
l'usage de cette liberté. Il en sera de môme en 
os qui concerne le libre usage des langues de 
minorité dans la presse et lss publications ds 
tout genre, et dans lss reunions publiques ou 
privées.

gleichartige oder gleichwertige öffentliche Minderheits­
schule oder Minderheitsklasse gleicher Art oder gleicher 
Stufe am Orte aufzunehmen, und ist er dazu in der 
Lage, so wird die Höhe der Unterstützung der Privat­
schule um einen der erwähnten Schülerzahl ent­
sprechenden Betrag ermäßigt.

A b s ch n i t t IV 
Gemeinsame Bestimmungen 

Artikel 131
(i) Was die Sprache eines Kindes oder Schülers 

ist, bestimmt ausschließlich die mündlich oder schrift­
lich abgegebene Erklärung des Erziehungsberechtigten. 
Diese Erklärung darf von der Schulbehörde weder 
nachgeprüft noch bestritten werden.

(2) Auch haben sich die Schulbehörden jeder Ein­
wirkung, welche die Zurücknahme des Antrags auf 
Schaffung von Minderheitsschuleinrichtungen be­
zweckt, gegenüber den Antragstellern zu enthalten.

Artikel 132
8 1

Minderheitssprache als Unterrichtssprache und als 
Unterrichtsfach im Sinne dieses Kapitels ist die 
korrekte polnische oder deutsche Schriftsprache.

8 2
Wo nach den Bestimmungen dieses Kapitels eine 

Minderheitssprache Unterrichtssprache ist, ist sie die 
Unterrichtssprache für alle Lehrgegcnstände mit Aus­
nahme der polnischen Sprache im polnischen und der 
deutschen Sprache im deutschen Teile des Abstim­
mungsgebiets, falls diese Sprachen als Lehrgegen- 
stand eingeführt werden.

8 3
Der Minderheitssprachunterricht im Sinne dieses 

Kapitels wird auch in der Minderheitssprache als 
Unterrichtssprache erteilt.

Artikel 133
(i) Die vertragschließenden Teile verpflichten sich, 

in den ihnen gehörenden Teilen des Abstimmungs­
gebiets keine Lehr- und Lesebücher sowie keine An­
schauungsmittel für den Unterricht in den Schulen 
aller Art zuzulassen, welche die nationalen oder 
religiösen Gefühle der Minderheit verletzen könnten.

(2) Auch werden die vertragschließenden Teile 
Maßregeln treffen, um vorzubeugen, daß beim Un­
terricht in den Schulen die nationalen und kulturellen 
Werte des anderen Teiles vor den Schülern nicht in 
ungebührlicher Weise herabgesetzt werden.

Kapitel V 
Sprache 

Artikel 134
Die vertragschließenden Teile gewährleisten den 

Ungehörigen der Minderheiten den freien Gebrauch 
ihrer Sprache in ihren persönlichen, wirtschaftlichen 
und Gemeinschaftsbeziehungen. Kein Gesetz und 
keine Anordnung darf diese Freiheit beeinträchtigen. 
Das gleiche gilt für den freien Gebrauch der Sprache 
in der Presse, in Veröffentlichungen jeder Art sowie 
bei öffentlichen oder privaten Versammlungen.
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Tremr'êre Lectron
bangue officielle de l'administration

Article 135
Dans les rapports oraux avec les autorités ci­

viles clu territoire plébiscité, toute personne a le 
droit de se servir de la langue allemande ou de 
la langue polonaise.

Article 136
Des requêtes adressées aux autorités civiles du 

territoire plébiscite peuvent être redisses en alle­
mand ou en polonais. Da rsponss psut êtrs laits 
dans l'une ou l'autre de ces deux lansuss. 8i silo 
est laite dans la lanZue olüciolle, une traduction 
dsvra êtrs joints si la rsquêts n'a pas sts rê- 
di§ês dans cotte lanZus st si l'expéditeur sn a ds- 
mands uns.

Article 137
Des communications olficmllss dss autorités 

civilss dans ls territoire plébiscité seront laites 
dans la lanZus olimiells. On joindra à css commu­
nications uns traduction dans la lanZus ds la mi­
norité, dans tous Iss endroits ou l'on procédait 
de cstts manière, à la date du 1°' janvier 1922. 
Dss autorités compstsntss seront toutelois libres 
de rêZIsr autrement cette matière.

Article 138
1. — 8ous réserve dss rèslsments concernant 

I emploi do la lanZus olficislls st notamment de 
la lanZue dans laquelle doivent êtrs rêdiZês lss 
xrocès-vsrbaux, motions, etc. . ., il sera permis 
aux ressortissants appartenant à dss minorités 
ds parler dans leur propre lanZus au LreistaA, 
au pouàtowA st aux conssils municipaux 
st communaux du territoire plébiscité.

2. — Il sn sera ds mémo au seM ds la voïvodis 
de Lilssis st au TrmàLrâcmâKA de Laute Li­
lssis, pendant quatre ans à dater du transkert ds 
la souvsrainsts.

3. — Dss stipulations dss alinéas 1 st 2 seront 
applicables aux assemblées représentatives qui, 
dans l'avsnir, pourraient rsmplacsr les asssm- 
blsss susmsntionnsss.

Article 139
1. — Dss stipulations ds la présents section 

ne s'appliquent pas aux administrations dss clw- 
mins ds lsr st dss postes, telssraxbes, sto.

2. — Dans lss rapports directs avec ls public, 
st notamment aux Zuiclwts de distribution dss 
billets ds obomins ds 1er st aux suicbsts dss 
bureaux de poste, on tiendra compte autant que 
possible dss facilités ds la population, pour 
autant qus la lansus ds la minorité ssra comprise 
par lss employés.

Derààe Lection 
tangue employée en justice

Article 146
D — Devant Iss tribunaux ordinaires du torri- 

toirs plébiscité, touts xsrsonns aura ls droit 
d'smxloysr, oralement ou par écrit, soit la lansus

Abschnitt I

Verwaltungssprache

Artikel 135
Im mündlichen Verkehre mit den Zivilbehörden 

des Abstimmungsgebiets ist jedermann der Gebrauch 
der deutschen und der polnischen Sprache gestattet.

Artikel 136
Eingaben an die im Abstimmungsgebiet befind­

lichen Zivilbehörden können in deutscher oder in pol­
nischer Sprache abgesaßt werden. Die Beantwortung 
dieser Eingaben kann in einer der beiden Sprachen 
erfolgen. Wird in der Amtssprache geantwortet, so 
ist eine Übersetzung beizufügen, wenn die Eingabe 
nicht in dieser Sprache abgefaßt war und der Ver­
fasser der Eingabe um Beifügung einer Übersetzung 
gebeten hat.

Artikel 137
Die öffentlichen Bekanntmachungen der Zivil­

behörden des Abstimmungsgebiets erfolgen in der 
Amtssprache. Den Bekanntmachungen ist in den 
Orten, in denen es am 1. Januar 1922 üblich war, 
eine Übersetzung in der Sprache der Angehörigen der 
Minderheit beizufügen. Den zuständigen Stellen 
bleibt indessen eine anderweite Regelung dieser 
Frage überlassen.

Artikel 138
(1) Vorbehaltlich der Bestimmungen über den Ge­

brauch der Staatssprache und insbesondere der 
Sprache, in der die Sitzungsberichte, Anträge usw. 
abzufassen find, ist den Angehörigen der Minderheit 
der Gebrauch ihrer Sprache in den Sitzungen der 
Kreistage, ssjmllr pmviatovy, Gemeindevertretun­
gen und Gemeindeversammlungen des Abstim­
mungsgebiets gestattet.

(2) Das gleiche gilt für den Sejm der Woiwod­
schaft Schlesien und den Provinziallandtag der Pro­
vinz Oberschlesien während vier Jahren nach dem 
Übergänge der Staatshoheit.

(3) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 finden auch 
auf die Vertretungsversammlungen Anwendung, die 
künftig an die Stelle der bezeichneten Versammlun­
gen treten könnten.

Artikel 139
(1) Die Bestimmungen dieses Abschnitts gelten 

nicht für den Geschäftsbereich der Eisenbahn-, Post-, 
Telegraphen- usw. Verwaltung.

(2) Es soll indessen, soweit die Sprache der Min­
derheit von den Beamten verstanden wird, im un­
mittelbaren Verkehre mit dem Publikum, namentlich 
an den Eisenbahnfahrkartenschaltern und den Post- 
schaltern, den Bedürfnissen der Bevölkerung nach 
Möglichkeit Rechnung getragen werden.

Abschnitt III 
Gerichtssprache 

Artikel 140
(1 ) Vor den ordentlichen Gerichten des Abstim­

mungsgebiets wird jedermann gestattet, in Wort 
und Schrift die deutsche oder die polnische Sprache 
an Stelle der Amtssprache zu gebrauchen. Dies gilt 
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allemands, soit la lanZus polonaise, au lieu do la 
IsnZuo okficielle. Il on sera do mémo pour los do- 
mandos adressées aux tribunaux ordinaires du 
territoire Plebiscite qui doivent être transmises 
pour decision à l'instance supérieure siégeant 
bors de ce territoire, dans la mesure oü la de­
mande sst recevable par le tribunal auquel elle 
est adresses. Be jouissent pas do co privilège, 
sans préjudice dss mesures spéciales envisagées 
par le Couvernement polonais pour la période de 
transition qui suivra l'entrée en vigueur du traité, 
Iss avocats ou Iss personnes qui font procession 
de représenter dss tiers devant les tribunaux, 
saut dans les cas ou ils agissent dans leur propre 
cause.

2. — Bn cas de besoin, la partis dss débats 
qui n'aura pas lieu dans la langue okficielle sera 
traduite par le Trèsidsnt du tribunal, par un de 
ses membres ou par un interprète appelé par le 
tribunal.

3- — De tribunal décidera s'il juge utile d'in- 
sèrer des déclarations ou témoignages produits 
dans la langue d'uns minorité, au procès-verbal 
ou dans une annexe, ou do taire joindre au procès- 
verbal une traduction certifiée concorme par 
l'interprète. Une partie ne pourra toutekois pas 
exiger qu'un procès-verbal annexé soit établi dans 
la langue d'uns minorité.

Article 141
Ds Ninistre ds la «lustres pourra décréter que 

Iss plaintes, demandes ou autres déclarations 
d'une partie, rédigées dans la langue ds la mino­
rité, qui doivent être okficiellement notifiées 
d'olfics, soient accompagnées du nombre de copies 
nécessaires pour la notification.

Article 142
D — Da notification okficielle de plaintes ou 

autres écritures, rédigées dans la langue de la 
minorité, ne sera valable que si elle est laite dans 
l'autre Liât ou dans le territoire plébiscité.

2. — Au cas oü la notification dans la langue 
de la minorité serait sans effet, et oü la noti­
fication okficielle doit avoir lieu d'okfice, une 
traduction de la plainte ou de l'écriture en 
question devra être établie par les soins du tribu­
nal et remise aux fins de notification; uns copie 
de l'original devra y être jointe; la notification 
de la traduction aura, dans es cas, les mêmes 
effets qu'une notification valable de la pièce 
traduite.

Article 143
8ans préjudice des dispositions de l'article 146, 

les demandes d'inscription au registre koncier ou 
aux autres registres tenus par les tribunaux, ainsi 
que les déclarations de consentement s'y rap­
portant, devront, si elles sont rédigées dans la 
langue de la minorité, être accompagnées d'une 
traduction d'un interprète juré, dont le texte kera 
loi en cas de divergence.

Article 144
Devant les tribunaux ordinaires du territoire 

plébiscité, la langue polonaise pourra, si le tribu­
nal le juge nécessaire, être employée pour les 

auch für die bei den ordentlichen Gerichten des Ab­
stimmungsgebiets angebrachten Anträge, die zur 
Entscheidung an ein im Rechtszug übergeordnetes 
Gericht außerhalb des Abstimmungsgebiets abzu- 
geben sind, sofern die Anbringung des Antrags bei 
dem angegangenen Gerichte zulässig ist. Diese Ver­
günstigung gilt, unbeschadet der von der polnischen 
Regierung für die Übergangszeit in Aussicht genom­
menen besonderen Regelung, nicht für Rechtsanwälte 
und Personen, die die Vertretung Dritter vor Ge­
richt geschäftsmäßig betreiben, es sei denn, das; sie 
in eigener Sache tätig werden.

(2) Erforderlichenfalls wird der nicht in der 
Amtssprache geführte Teil der Verhandlungen durch 
den Vorsitzenden, durch ein Mitglied des Gerichts 
oder durch einen vom Gerichte zugezogenen Dolmet­
scher übersetzt werden.

(3) Das Gericht entscheidet darüber, ob es an­
gezeigt ist, Erklärungen und Aussagen in der Sprache 
der Minderheit in dieser Sprache in das Protokoll 
oder in eine Anlage zum Protokoll aufzunehmen, 
oder dem Protokoll eine durch einen Dolmetscher be­
glaubigte Übersetzung beizufügen. Ein Recht, die 
Aufnahme eines Nebenprotokolls in der Sprache der 
Minderheit zu verlangen, steht der Partei nicht zu.

Artikel 141
- Der Justizminister kann anordncn, daß den in der 
Sprache der Minderheit abgefaßten Klagen, An­
trägen und anderen Erklärungen einer Partei, die 
von Amts wegen zuzustellen sind, die für die Zu­
stellung erforderliche Zahl von Abschriften beizufügen 
ist.

Artikel 142
(1) Die Zustellung von Klagen und sonstigen 

Schriftsätzen in der Sprache der Minderheit ist nur 
wirksam, wenn sie im Abstimmungsgebiet oder im 
Gebiete des anderen Staates erfolgt.

(2) Ist die Zustellung in der Sprache der Minder­
heit unwirksam und hat die Zustellung von Amts 
wegen zu erfolgen, so ist vom Gericht eine Über­
setzung der Klage oder des anderen Schriftsatzes her­
zustellen und zum Zwecke der Zustellung zu über- 
gcben. Eine Abschrift der Urschrift soll beigefügt wer­
den. Die Zustellung der Übersetzung hat in diesem 
Falle dieselben Wirkungen wie eine wirksame Zu­
stellung des übersetzten Schriftstücks.

Artikel 143
Unbeschadet der Vorschrift des Artikels 146 muß 

Anträgen auf Eintragung in die Grundbücher oder in 
andere bei den Gerichten geführte Register sowie den 
Bewilligungen solcher Eintragungen, sofern sie in der 
Sprache der Minderheit abgefaßt sind, eine von einem 
vereidigten Dolmetscher gefertigte Übersetzung beige­
fügt werden, deren Wortlaut, im Falle von Ab­
weichungen von der übersetzten Urkunde, maß­
gebend ist.

Artikel 144
Bei den ordentlichen Gerichten des Abstimmungs­

gebiets kann nach dem Ermessen des Gerichts im 
deutschen Teil die Polnische Sprache und im polnischen 
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débats dans la partis allemands, et la lanZus 
allemande dans la partie polonaise, pourvu qus lss 
parties, témoins st autres intéressés la compren­
nent suffisamment. Usine dans es cas, lss 
juMments seront prononcés dans la langue offi­
cielle^ et les procès-verbaux rediZôs dans cette 
lanZus. Des dispositions de l'alinéa 3 de l'article 
140 sont applicables.

Article 145
Des dispositions précitées seront, de même, 

applicables aux tribunaux de commerce, conseils 
de prud'bommss, tribunaux arbitraux des corpo­
rations de métiers, tribunaux administratifs des 
assurances sociales, commissions de conciliation 
et d'arbitrage, offices de conciliation en matière 
de loyer et de baux à ferme, et DersorAMASAS- 
DArte; ces dispositions sont egalement appli­
cables aux rapports du publie avec les buissisrs, 
arbitres, personnes ayant qualité pour rédiger les 
testaments d'urgence, et tribunaux de village.

Article 146
Des dispositions precedentes ne portent en rien 

atteinte aux prescriptions déjà édictées, ou qui 
pourraient être édictées, autorisant, dans une plus 
large mesure encore, l'emploi de la langue polo­
naise dans la partie allemande ou l'emploi do la 
langue allemande dans la partie polonaise. Dn 
particulier, la faculté accordée aux notaires par 
le xaragraxbe 2245 du Code civil allemand, est 
maintenue.

Teil die deutsche Sprache als Verhandlungssprache 
gebraucht werden, wenn die Parteien, die Zeugen 
und die anderen Beteiligten sie hinreichend verstehen. 
Entscheidungen werden auch in diesem Falle in der 
Amtssprache verkündet, Protokolle auch in diesem 
Falle in der Amtssprache geführt. Die Vorschriften 
des Artikel 140 Abs. 3 finden Anwendung.

Artikel 145
Die vorstehenden Bestimmungen finden auch An­

wendung bei den Kaufmannsgerichten, Gewerbege­
richten und Jnnungsschiedsgerichten, bei den Spruch­
behörden der sozialen Versicherung, den Schlichtungs­
ausschüssen, Miet- und Pachteinigungsämtern sowie 
den Versorgungsgerichten, desgleichen im Verkehr des 
Publikums mit Gerichtsvollziehern, Schiedsmännern, 
Urkundspersonen für Nottestamente und mit den 
Dorfgerichten.

Artikel 146
Durch die vorstehenden Bestimmungen werden 

bereits erlassene oder noch zu erlassende Vorschriften, 
die in noch weiterem Umfange im deutschen Teile des 
Abstimmungsgebiets den Gebrauch der. polnischen 
Sprache, oder im polnischen Teile des Abstimmungs­
gebiets den Gebrauch der deutschen Sprache zulassen, 
nicht berührt. Insbesondere bleibt die den Notaren 
dnrch 2245 des deutschen Bürgerlichen Gesetzbuchs 
gegebene Befugnis bestehen.
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Titre III

Droit âe pétition et voie8 de recour8
Article 147

De Conseil de la Looiete des Nations est com­
petent pour statuer en ce qui concerne toute 
pétition individuelle ou collective avant trait aux 
dispositions de la présente partie, et adresses 
directement à lui par dss personnes appartenant 
à uns minorité. Dorsqus ls Conseil transmet ces 
pétitions au Couvsrnsment de l'Btat dans le terri­
toire duquel les pétitionnaires sont domicilies, ce 
Couvsrnsment lss rsadresssra, pour sxamsn, au 
Conseil, avec ou sans observations.

Article 148
Afin d'assurer aux pétitions émanant de per­

sonnes appartenant à uns minorité, qui ont trait 
a l'interprétation ou à l'application ds disposi­
tions ds la présents partis, un traitement uniforme 
et équitable de la part des autorités administra­
tives dans cbacuns des deux parties du territoire 
plébiscite, les deux Couvernemsnts institueront, 
cbacun dans sa partis du territoire Plebiscits, un 
Office des minorités.

Article 149
Bn ce qui concerne l'application st l'iàrprs- 

tation des dispositions ds la présente partie par 
lss autorités administratives qui reçoivent des 
ordres par la vois bisrarcbiqus, les personnes 
appartenant a une minorité pourront, conkorrnê- 
ment aux dispositions qui suivsnt. soumettre pour 
examen uns pétition a l'Office des minorités de 
leur Liai. Celui-ci transmettra, conformément aux 
stipulations spèciales contenues dans les articles 
suivants, ces pétitions au président de la Com­
mission mixte pour avis. Dans le cas ou les 
pétitionnaires no seraient pas satisfaits de la 
solution donnes a l'affaire par l'autorité 
nistrative, ils pourront faire appel au Conseil de 
la Locists des Nations.

Article 159
1. — Toutes pétitions devront être adressées à 

l'Okfice des minorités en trois exemplaires. Blies 
ne pourront lui être adressées que
a) après qus la plainte aura ôte déposes auprès 

de l'autorite administrative qui est, dans ls 
matière en question, bierarcbiquoment la 
dernière instance competente dans le terri­
toire plébiscité; ou

b) s'il s'aZit d'une affaire relevant de la compé­
tence dss autorités communales autonomes 
(/communale LeldstVerrcaliîtNAâürper /:om- 
mumàe ciala samorsadowe), après que la 
plainte aura ete déposée auprès de l'autorité 
de l'Btat cbarAse de la surveillance communale, 
qui est bierarcbiquoment la dernière instance 
compétente dans le territoire plébiscite; ou

Titel III
Eingaben und Rechtsmittel

Artikel 147
Der Völkerbundrat wird über Einzel- und Sam- 

meleingaben, welche die Angehörigen einer Minder­
heit in bezug auf die Bestimmungen dieses Teiles un­
mittelbar an ihn richten, befinden. Übersendet er sie 
der Regierung des Staates, in dessen Gebiete die 
Verfasser der Eingaben ihren Wohnsitz haben, so wird 
diese Regierung sie an den Völkerbundrat mit oder 
ohne Bemerkungen zwecks Prüfung zurückgehen lassen.

Artikel 148
Um in jedem der beiden Teile des Abstimmungs­

gebiets eine einheitliche und gerechte Behandlung der 
Eingaben der Angehörigen einer Minderheit über die 
Auslegung und Anwendung der Bestimmungen dieses 
Teiles durch die Verwaltungsbehörden herbeizufüh- 
ren, wird die deutsche Regierung im deutschen, die 
polnische Regierung im polnischen Teile des Ab­
stimmungsgebiets ein Minderheitsamt errichten.

Artikel 149
Die Angehörigen einer Minderheit sind berechtigt, 

Eingaben über die Anwendung und Auslegung der 
Bestimmungen dieses Teiles durch Verwaltungs­
behörden, die den Weisungen ihrer Vorgesetzten Be­
hörde zu folgen haben, nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen an das Minderheitsamt ihres Staates 
zur Prüfung zu richten. Das Minderheitsamt wird 
sie nach näherer Vorschrift der folgenden Artikel dem 
Präsidenten der Gemischten Kommission zur Stel­
lungnahme vorlegen. Die Verfasser der Eingabe 
können den Völkerbundrat anrufen, wenn die Erledi­
gung ihrer Angelegenheit durch die Verwaltungs­
behörden sie nicht befriedigt.

Artikel 150
(1) Die Eingaben sollen bei dem Minderheitsamt 

in dreifacher Ausfertigung eingereicht werden. Sie 
dürfen erst eingereicht werden:
a) nachdem die Beschwerde bei der obersten Ver­

waltungsbehörde; die im Abstimmungsgebiet in 
dieser Angelegenheit zuständig ist, eingelegt wor­
den ist; oder

d) wenn es sich um eine Angelegenheit handelt, die 
zur Zuständigkeit der kommunalen Selbstver­
waltungskörper gehört, nachdem die Beschwerde 
bei der obersten Kommunalaufsichtsbehörde des 
Abstimmungsgebiets eingelegt worden ist; oder

12
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e) s'il s'aZit d'un différend sur le point do savoir 
si les conditions requises pour la création ou 
le maintien d'une école, d'une classe ou d'un 
cours minoritaire sont ou non réalisées, après 
que l'autorite de l'Mat competente en 
matière d'écoles en aura ête saisie; ou

d) s'il s'agit d'une affaire dans laquelle la pre­
mière plainte doit être adresses a des autorités 
administratives établies en dsbors du terri­
toire plébiscite, ou pour laquelle l'autorité 
competente en premier lieu se trouve bors du 
dit territoire, après que la plaints aura sts 
déposes auprès dss autorités bierarcbiqus- 
msnt competentes.

2. — Dns pétition adressés à l'Okfics dss mino­
rités avant qus lss conditions prescrites a l'alinea 1 
se trouvent réalisées, sera rejetée sans examen.

Article 151
8i une personne appartenant à une minorité 

établit d'une manière plausible que l'affaire qui 
l'interesse n'a pas ête règles dans un délai raison- 
nabis par lss autorités administratives, ou que 
le règlement de l'affaire ns peut souffrir ds retard, 
elle peut exiger que sa pétition soit examines, 
avant mémo ds faire appel aux autorités admini­
stratives mentionnées a l'alinéa 1 de l'article 150.

Article 15Z
1. — Dans tous les cas prévus aux articles 150 

et 151, si l'Office des minorités ns réussit pas à 
donner satisfaction aux pétitionnaires, il trans­
met, pour avis, la pétition avec ses observations 
au Président de la Commission mixte.

2. Cbaque Office des minorités représente lss 
autorités de son pays vis-à vis du président de la 
Commission mixte.

Article 153
1. — De président de la Commission mixte est 

libre de recueillir toutes informations qui lui 
sembleraient utiles st appropriées. Il donnera aux 
pétitionnaires st à l'Offics des minorités l'occasion 
de présenter leurs observations oralement ou 
par écrit.

2. — Après avoir examine l'affaire et donne aux 
Nembres de la Commission mixte l'occasion d'ex­
primer leur opinion, ls président transmettra a 
l'Office des minorités son avis sur la manière dont 
l'affaire peut être réglée conformément aux dis­
positions de la présents partie, les dispositions 
de l'alinea 2 de l'article 158 étant applicables 
mràiis mrAcmdis.

3. — D'avis peut indiquer uns solutions défini­
tive, provisoire ou partielle. De président pourra 
également déclarer qu'il ne formulera son avis 
qu'a l'expiration d'un certain délai.

Artieic 154
D'Office dss minorités transmettra l'avis du 

président de la Commission mixte aux autorités 
administratives compétentes, et informera, le plus 
tôt possible, le président de la Commission mixte 
de la décision des autorités, en indiquant si elles 
ont tenu compte de son avis, st comment.

c) wenn die Frage strittig ist, ob die Voraus­
setzungen für die Errichtung oder für das Fort­
bestehen einer Minderheitsschule, einer Minder­
heitsklasse oder eines Minderheitsunterrichts ge­
geben sind, nachdem die Schulaufsichtsbehörde 
mit ihr befaßt ist; oder

d) wenn es sich um eine Angelegenheit handelt, in 
der die erste Beschwerde an eine Verwaltungs­
behörde außerhalb des Abstimmungsgebiets 
geht, oder für die eine Verwaltungsbehörde 
außerhalb des Abstimmungsgebiets die unmit­
telbar verfügende oder entscheidende Behörde ist, 
nachdem Beschwerde eingelegt worden ist.

(2 ) Eine Anrufung des Minderheitsamts vor der 
Erfüllung der im Abs. 1 bezeichneten Voraussetzungen 
ist von diesem ohne Prüfung der Sache abzuweisen.

Artikel 151
Macht der Angehörige der Minderheit glaubhaft, 

daß die Angelegenheit von den staatlichen Instanzen 
nicht in angemessener Frist erledigt worden ist, oder 
daß sie keinen Aufschub duldet, so kann er verlangen, 
daß seine Eingabe geprüft wird, bevor die im Ar­
tikel 150 Abs. 1 bezeichneten Behörden angerusen 
worden sind.

Artikel 152
(1) Wenn es dem Minderheitsamte in den Fällen 

der Artikel 150 und 151 nicht gelingt, die Verfasser 
der Eingabe zu befriedigen, gibt es die Eingabe mit 
seinen Bemerkungen an den Präsidenten der Ge­
mischten Kommission zur Stellungnahme weiter.

(2) Jedes Minderheitsamt vertritt den Präsi­
denten der Gemischten Kommission gegenüber die 
Behörden seines Staates.

Artikel 153
(i) Der Präsident der Gemischten Kommission 

kann sich alle Informationen verschaffen, die ihm nach 
Lage des Falles nützlich und zweckdienlich erscheinen. 
Er gibt dem Verfasser der Eingabe und dem Minder­
heitsamte Gelegenheit, sich schriftlich oder mündlich 
zur Sache zu äußern.

(2) Nachdem er die Angelegenheit geprüft und 
den Mitgliedern der Gemischten Kommission Ge­
legenheit gegeben hat, ihre Meinung zur Sache zu 
äußern, teilt er seine Stellungnahme über die Art, 
wie die Angelegenheit gemäß den Bestimmungen 
dieses Teiles zu regeln ist, dem Minderheitsamte 
mit. Artikel 158 Abs. 2 findet entsprechende An­
wendung.

(3) Die Stellungnahme kann auf eine endgültige 
vorläufige oder teilweise Lösung lauten. Der Präsi­
dent kann auch erklären, daß er erst nach Ablauf einer 
bestimmten Frist Stellung nehmen wird.

Artikel 154
Das Minderheitsamt übermittelt der zuständigen 

Verwaltungsbehörde die Stellungnahme des Präsi­
denten der Gemischten Kommission und unterrichtet 
diesen sobald als möglich darüber, wie die zuständige 
Verwaltungsbehörde die Angelegenheit erledigt und 
ob und wie sie dabei seine Stellungnahme berücksich­
tigt hat.
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Article 155
Dos délais do procédure seront fixes par le Tro- 

sident do la Commission mixte.

Article 156
Da procédure no sera pas publique. De Trosidont 

do la Commission mixte décide si et quand son 
l^ut être communique au pétitionnaire par 

l Office des minorités. Il décide également si et 
quand la publication en sera permise.

Article 157
L'appel au Conseil de la 8ociete des Nations 

prevu a l'article 149, devra êtrs adresse a l'Office 
des minorités. Celui-ci en obtiendra la transmis­
sion au Conseil par le Couvernement.

Article 156
1. — 8i, dans les cns vises à l'article 588, le 

jugement ou la decision dépend de l'interprétation 
de dispositions de la présente partie, la question 
de l'interprétation sera soumise au seul président 
du Tribunal arbitral en cas d'évocation. Tout 
demander l'évocation, la personne intéressée 
appartenant a une minorité ou la partis adverse.

2. — D'interprétation donnée par le Tresident 
du Tribunal arbitral tiendra comte entre autres 
des résolutions du Conseil de la Lociets des Na­
tions, qui auraient trait a des cas analogues en 
Haute 8ilesio. Da question de savoir si des lois 
nationales sont compatibles avec les dispositions 
do la présente partie, ne pourra fairo l'objet d'au­
cun examen.

Artikel 155
Die für das in den vorhergehenden Artikeln ge­

regelte Verfahren maßgebenden Fristen werden von 
dem Präsidenten der Gemischten Kommission fest­
gesetzt.

Artikel 156
Das Verfahren ist nicht öffentlich. Der Präsident 

der Gemischten Kommission bestimmt, ob und wann 
seine Stellungnahme dem Verfasser der Eingabe 
durch das Minderheitsamt mitgeteilt werden kann. 
Er bestimmt ebenfalls, ob und wann die Veröffent­
lichung seiner Stellungnahme zulässig ist.

Artikel 157
Die im Artikel 149 vorgesehene Anrufung des 

Völkerbundrates erfolgt durch Ersuchen an das 
Minderheitsamt, daß es die Eingabe durch Vermitt­
lung der Regierung an den Völkerbundrat weiter­
gibt.

Artikel 158
(1) Wenn in den Fällen des Artikel 588 das Ur­

teil oder die Entscheidung von der Auslegung von 
Bestimmungen dieses Teiles abhängt, wird die Aus­
legungsfrage im Wege der Evokation nur dem Präsi­
denten des Schiedsgerichts vorgelegt. Die Evo­
kation kann von der einer Minderheit angehörigen 
beteiligten Person oder von der anderen Partei be­
antragt werden.

(2) Die Auslegung des Präsidenten des Schieds­
gerichts wird auch dieBeschlüsse desVölkerbundrates 
zugrunde legen, die über entsprechende oberschlesische 
Fälle ergangen sind. Eine Nachprüfung, ob die 
deutschen oder die polnischen Gesetze mit den Be­
stimmungen dieses Teiles im Einklänge sind, findet 
nicht statt.

12*
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Quatrième partie
Questions soeiules

Titre premier

8vnàüt8 â'emploveur8 et â'employe8

Lbapitre premier

Lvncücà

Article 159
Des Oouvsrnsmsnts polonais st allemand rscon- 

naîtront pour uns période ds quints ans Iss syndi­
cats d'smploysurs st d'smployss qui konction- 
nsnt dans ls territoire plébiscite.

Teil IV
Soziale Angelegenheiten

Titel I
Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 

vereinigungen. Tarifverträge
Kapitel 1

Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 
vereinigungen

Artikel 159
Die deutsche Regierung und die polnische Regierung 

werden für die Dauer von fünfzehn Jahren die 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmervereinigungen, die im 
Abstimmungsgebiete tätig sind, anerkennen.

Article 169
On sntsnd par syndicats d'smploysurs an ssns 

ds l'article 159, lss associations libres d'sm- 
xloyeurs, sans distinction ds nationalité, qui, 
s'abstenant ds tout but politique, s'occupent, sn 
vsrtn ds lsnrs statuts ou sn kait, sxclusivsmsnt ou 
principalsmsnt ds la réglementation dssconditions 
ds travail par contrats collectifs.

Artikel 160
Arbeitgebervereinigungen im Sinne des Artikel 159 

sind freiwillige Vereinigungen von Arbeitgebern ohne 
Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit, die sich unter 
Ablehnung politischer Ziele satzungs- oder übungs- 
gemäß ausschließlich oder überwiegend mit der Rege­
lung der Arbeitsverhältnisse durch Tarifvertrag be­
schäftigen.

Article 161
1. — On sntsnd par syndicats d'smployss au 

ssns ds l'artiels 159, les associations librss ds 
salariés, sans distinction ds nationalité, qui, 
s'abstenant ds tout but politique, s'occupent 
Exclusivement ou principalement de la réglemen­
tation dss conditions ds travail par contrats 
collectifs.

2. — Des syndicats doivent sn outre remplir 
les conditions suivantes:
a) la qualité de membre ne doit pas dépendre du 

kait d'appartenir à uns entreprise déterminée;
b) les employeurs ns peuvent pas être admis 

comme membres de css syndicats, lesquels ne 
peuvent accepter de subventions ou autres 
kavsurs de la part dss employeurs ;

c) lss syndicats doivent sauvegarder eux-msmss 
les interets de leurs membres, indépen­
damment de toute influence qui ne soit pas 
d'ordrs syndical, sn particulier d'inllusness 
politiques.

Article 16Z
On sntsnd, sn principe, par syndicats au 

sens du présent titre, seulement les syndicats 
existant à la date du transfert de la souveraineté. 
Il n'est toutefois pas exclu que, pour des raisons 
economiques ou d'administration, ds nouveaux 
syndicats se constituent par vois ds transfert 
regulier dos membres, ou plusieurs syndicats 
existants ss fusionnent en un seul.

Artikel 161
(i) Arbeitnehmervereinigungen im Sinne des Ar­

tikel 159 sind freiwillige Vereinigungen von Arbeit­
nehmern ohne Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit, 
die sich unter Ablehnung politischer Ziele ausschließ­
lich oder überwiegend mit der Regelung der Arbeits­
verhältnisse durch Tarifvertrag beschäftigen.

(2) Sie müssen ferner folgenden Bedingungen ent­
sprechen:
a) Die Mitgliedschaft darf nicht von der Zugehörig­

keit zu einem bestimmten Betriebe abhängig sein.
b) Arbeitgeber dürfen nicht als Mitglieder aus­

genommen, Unterstützungen oder sonstige Zu­
wendungen von Arbeitgeberseite dürfen nicht an­
genommen werden.

c) Die Wahrnehmung der Interessen ihrer Mit­
glieder muß selbständig und unabhängig von 
nicht gewerkschaftlichen, insbesondere von politi­
schen Einflüssen erfolgen.

Artikel 162
Vereinigungen im Sinne dieses Titels sind grund­

sätzlich nur solche Vereinigungen, die zur Zeit des 
Überganges der Staatshoheit bestehen. Die aus ge­
schäftlichen oder wirtschaftlichen Gründen erfolgende 
Bildung neuer Vereinigungen im Wege ordnungs­
mäßiger Überführung der Mitglieder und der Zu­
sammenschluß mehrerer bestehender Vereinigungen 
werden jedoch nicht gehindert.
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Article 163
1. — 81 un syndicat polonais d'employés 

possède, à la dato du transfert de la souveraineté, 
une brandis locale d'administration dans la partie 
allemande du territoire plébiscite, le Couvorno- 
mont allemand permettra au syndicat de continuer 
son activité dans ladite partis du territoire tant 
qu'une branebe locale d'administration y sub­
sistera, et elle laissera le syndicat libre de 
déplacer comme il l'entend, dans la partie alle­
mands du territoire plébiscité, le siège de la 
branebe locale en question, ainsi que de modifier 
l'organisation de cette branebe. 8i, à la date du 
transfert de la souveraineté, un syndicat polonais 
d'employés ne possède pas de branebe locale d'ad­
ministration dans la partie allemande du terri­
toire plébiscite, le (Gouvernement allemand per­
mettra à ce syndicat de continuer son activité 
pendant trois ans dans la partie allemande du 
territoire plébiscite. Après l'expiration de ces 
trois ans, le Gouvernement allemand permettra à 
ce syndicat de poursuivre son activité si celui-ci 
erse une branebe loeale d'administration dans la 
partie allemande du territoire plébiscité.

2. — De Couvernsment polonais prend pour sa 
partie du territoire plébiscite les mêmes engage­
ments en ce qui concerne les syndicats allemands 
d'employés.

3. — De Couvsrnsment allemand usera en outre 
de son influence auprès des syndicats allemands 
d'omployss qui étendent leur activité a la partis 
polonaise du territoire plébiscite, pour que leurs 
groupements de syndiques y obtiennent le degré 
d'autonomie prevu par l'annexe. Réciproquement, 
le Couvernement polonais usera de son inüuence 
de la même manière auprès des syndicats polonais 
d'employés qui étendent leur activité à la partie 
allemande du territoire plébiscité.

Article 164
1. — Des Couvsrnsments allemand et polonais 

s'engagent a ns pas restreindre les droits reconnus 
aux syndicats vises dans le présent titre en ce 
qui concerne la liberté de coalition st do réunion, 
on vertu des lois en vigueur dans le territoire plé­
biscite à la dats du transfert de la souveraineté, 
et de leur permettre l'emploi ds la langue de leur 
eboix dans leurs reunions. Tar liberté do coalition, 
il faut entendre entre autres le droit pour les 
syndicats de se grouper on sercerksehafilicüe 
Aarieiie — /carîelc ^rciq^/Arc ^«rcodoroUcà (Orts- 
aassc/rüsss — mresscorce).

2. — Dos administrations syndicales existant 
dans ls territoire plébiscité, et les sièges centraux 
des syndicats, pourront communiquer sans 
obstacles entre eux par voie de correspondance, 
par têlêpbons, par têlegraxbe ou par les per­
sonnes, ainsi qu'ecbanger les publications et 
imprimes dos syndicats dans les limites fixées 
par la réglementation generale des communi­
cations.

Arlieke 165
1- — Tour faciliter l'exécution dos dispositions 

dos paragraxbos précédents, les Couvernsments 
allemand et polonais désigneront cbacun un com­
missaire pour les questions du travail, eboisi par-

Artikel 163
(i) Soweit eine polnische Arbeitnehmervereini- 

gung im deutschen Teile des Abstimmungsgebiets zur 
Zeit des Überganges der Staatshoheit eine Bezirks­
verwaltung hat, wird die deutsche Regierung die 
weitere Tätigkeit der Vereinigung dort zulassen, wenn 
eine Bezirksverwaltung bestehen bleibt, wobei die 
Befugnis der Vereinigung zu beliebigen Verlegungen 
im deutschen Teile des Abstimmungsgebiets und 
sonstigen organisatorischen Änderungen dieser Ver­
waltung unberührt bleibt. Soweit eine polnische 
Arbeitnehmervereinigung im deutschen Teile des Ab­
stimmungsgebiets zur Zeit desüberganges derStaats- 
hoheit keine Bezirksverwaltung hat, wird die deutsche 
Regierung ihre Tätigkeit während der Dauer von 
drei Jahren zulassen; nach Ablauf dieser Zeit wird sie 
ihre Tätigkeit zulafsen, wenn sie im deutschen Teile 
des Abstimmungsgebiets eine Bezirksverwaltung er­
richtet.

(2) Die gleiche Verpflichtung trifft die polnische 
Regierung hinsichtlich deutscher Arbeitnehmervereini­
gungen im polnischen Teile des Abstimmungsgebiets.

(3) Im übrigen wird die deutsche Regierung auf 
deutsche Arbeitnehmervereinigungen, die auch im 
polnischen Teile des Abstimmungsgebiets tätig sind, 
dahin einwirken, das; sie ihre im polnischen Teile des 
Abstimmungsgebiets tätigen Gliederungen in dem 
sich aus der Anlage ergebenden Maße verselbständi­
gen. Im gleichen Sinne wird die polnische Regierung 
auf polnische Arbeitnehmervereinigungen einwirkeu, 
die auch im deutschen Teile des Abstimmungsgebiets 
tätig sind.

Artikel 164
(1 ) Die deutsche Regierung und die polnische Re­

gierung sind verpflichtet, die den Vereinigungen im 
Sinne dieses Titels zustehenden Befugnisse, die sich 
aus den zur Zeit des Überganges der Staatshoheit im 
Abstimmungsgebiete geltenden Gesetzen hinsichtlich der 
Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit ergeben, 
nicht zu beschränken und Versammlungen in der von 
ihnen gewünschten Sprache zu gestatten. Unter Ver­
einigungsfreiheit ist auch die Befugnis zum Zu­
sammenschlüsse der Vereinigungen in gewerkschaft­
lichen Kartellen (Ortsausschüssen) zu verstehen.

(s ) Der persönliche, schriftliche, fernmündliche und 
fernschriftliche Verkehr sowie der Austausch der Druck­
schriften der Vereinigungen zwischen den im Abstim­
mungsgebiete befindlichen Stellen und den Zentralen 
der Vereinigungen darf im Rahmen der allgemeinen 
Verkehrsregeln nicht gehindert werden.

Artikel 165
(1 ) Um die Durchführung der vorstehenden Be­

stimmungen zu erleichtern, werden die deutsche Re­
gierung und die polnische Regierung je einen Bevoll­
mächtigten für Arbeitsfragen aus dem Kreise der im 
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mi tos P6rsonn6s N668 dans 16 tsrritoirs plébiscité 
ou y exerçant lour activité depuis un certain 
temps.

2. — 8i un syndicat allemand se croit lese, par 
des mesures prises ou édictées par l'administra­
tion polonaise, dans les droits qui lui appar­
tiennent sn vsrtu dss dispositions précitées, ou si 
inversement un syndicat polonais se croit ainsi 
lese par dss mesures prises ou édictées par 
l'administration allemands, ls syndicat allemand 
pourra faire appel a l'intervention du commissaire 
allemand, et ls syndicat polonais à l'intervention 
du commissaire polonais.

3. — 8i le commissaire a qui il sst fait appel 
estims qus la réclamation sst fondés, il sn saisit 
ls commissaire ds l'autrs kartis contractants. Os 
dsrnisr fait immédiatement procéder a une enquête 
par lss autorités administratives competentes st 
sn communique les résultats aussitôt que possible 
st au plus tard trente jours Lprès avoir stê saisi 
ds la réclamation, au Oommissairs qui l'sn a 
saisi. 8i l'affaire ns peut êtrs rsZlss ds cetts 
manière, ls commissaire à qu'il a êtê fait appel 
remet la réclamation a l'AZent d'Mat ds son pays, 
qui sn saisit la Oommission mixte.

4. — 8i ls commissaire à qui il a êtê fait appel 
estims qus la réclamation n'sst pas fondés, il doit 
s'efforcer d'en provoquer ls retrait. 8i ls retrait 
n'a pas lieu, il remet la réclamation a l'Agoni 
d'Ltat ds son pays, qui sn saisit la Oommission 
mixts.

Article 166
1. — I.s Oouvsrnsm6nt allemand n'entreprendra 

rien en vue d'emxêcbsr les Zroupemsnts allemands 
de syndiqués qui se trouvent dans la partis xolo- 
naiss du territoire plébiscité, de ss séparer sn 
touts liberté dss organisations centrales allo- 
mandss avant l'expiration du délai ds quints ans. 
Ds même, ls Oouvsrnsmsnt polonais n'entrepren­
dra rien sn vus d'smxêebsr les groupements polo­
nais ds syndiqués qui ss trouvent dans la partie 
allemands du territoirs plébiscité, ds ss sêpLrsr 
sn touts liberté dss organisations centrales polo­
naises avant l'expiration du délai ds quinze ans.

2. — Dès qus tous lss groupements allemands 
de syndiqués qui ss trouvent dans la partie polo- 
naiss du territoire plébiscité, ss seront séparés 
dss organisations contrôles allemandes, st qus 
tous lss groupements polonais ds syndiqués qui ss 
trouvent dans la partie allemands du territoire 
plébiscité, ss seront séparés des organisations 
centrales polonaises, les dispositions de l'article 
164, alinéa 2, cesseront d'être applicables.

Lbapitre II
Contrat collectik

Article 167
Des syndicats visés au cbapitre premier du 

présent titre pourront établir des contrats collso- 
tiks pour l'ensemble du territoire plébiscité.

Article 166
1. — On entend par contrats collectifs, des 

accords écrits établis par arrangement direct ou 

Abstimmungsgebiete geborenen oder seit längerer Zeit 
dort tätigen Personen ernennen.

(2) Fühlt sich eine deutsche Vereinigung durch 
Maßnahmen der polnischen Verwaltung oder eine 
polnische Vereinigung durch Maßnahmen der deut­
schen Verwaltung in den ihnen nach den vorstehenden 
Bestimmungen zustehenden Rechten verletzt, so kann 
die deutsche Vereinigung den deutschen, die polnische 
Vereinigung den polnischen Bevollmächtigten zwecks 
Abhilfe anrufen.

(3) Hält der angerufene Bevollmächtigte die Be­
schwerde für begründet, so unterbreitet er sie dem Be­
vollmächtigten des anderen Staates. Dieser ver­
anlaßt die sofortige Nachprüfung durch die zustän­
digen Verwaltungsstellen und teilt dem Bevollmäch­
tigten des beschwerdeführenden Staates umgehend, 
spätestens dreißig Tage, nachdem ihm die Beschwerde 
unterbreitet worden ist, das Ergebnis mit. Wird auf 
diesem Wege der Beschwerdegrund nicht ausgeräumt, 
so gibt der angerufene Bevollmächtigte die Beschwerde 
an den Staatsvertreter seines Landes ab, der die An­
gelegenheit der Gemischten Kommission vorzu- 
legen hat.

(4) Hält der angerufene Bevollmächtigte die Be­
schwerde nicht für begründet, soll er auf ihre Zurück­
nahme hinwirken. Wird die Beschwerde nicht zurück­
genommen, so gibt er sie an den Staatsvertreter seines 
Landes ab, der die Angelegenheit der Gemischten 
Kommission vorzulegen hat.

Artikel 166
(1) Die deutsche Regierung wird nichts unter­

nehmen, um eine schon vor dem Ablauf von fünfzehn 
Jahren erfolgende freiwillige Loslösung der im pol­
nischen Teile des Abstimmungsgebiets befindlichen 
Teile deutscher Arbeitgeber- oder Arbeitnehmerver­
einigungen von den deutschen Zentralorganisationen 
zu verhindern. Die polnische Regierung wird eben­
falls nichts unternehmen, um die Loslösung der im 
deutschen Teile des Abstimmungsgebiets befindlichen 
Teile polnischer Vereinigungen von den polnischen 
Zentralorganisationen zu verhindern.

(2) Sobald sämtliche im polnischen Teile des Ab­
stimmungsgebiets befindlichen Teile deutscher Arbeit­
geber- und Arbeitnehmervereinigungen von den 
deutschen Zentralorganisationen und sämtliche im 
deutschen Teile des Abstimmungsgebiets befindlichen 
Teile polnischer Vereinigungen von den polnischen 
Zentralorganisationen losgelöst sind, treten die Be­
stimmungen des Artikels 164 Abs. 2 außer Kraft.

Kapitel 2
Tarifverträge
Artikel 167

Die in Kapitel 1 dieses Titels bezeichneten Ver­
einigungen sind berechtigt, gemeinsame Tarifverträge 
für das gesamte Abstimmungsgebiet abzuschließen.

Artikel 168
(1 ) Tarifverträge sind schriftliche, freiwillig oder 

im Schlichtungsverfahren zustande gekommene Ver- 
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par voie ds conciliation et d arbikraAS entre des 
syndicats d'employés, d'nne part, et un ou plu­
sieurs employeurs ou des syndicats d employeurs, 
d'autre part, et réglant les conditions auxquelles 
est soumise la conclusion des contrats de travail.

2. — D'application des contrats collectifs pour 
l'ensemble du territoire plébiscite ns doit pas dé­
passer les limites de ce territoire. Des contrats 
collectifs en cours qui s'appliquent à dss régions 
dépassant les limites du territoire plébiscite, ne 
resteront en vigueur au delà de la frontière alle­
mande qus pour la période pour laquelle ils ont etc 
établis. Des contrats collectifs de es genre sus­
ceptibles d'être dénonces cesseront d être en 
vigueur dans la partie polonaise du territoire 
plébiscité à dater du premier jour oü la dénon­
ciation, faits aussitôt qu'slle est permise, com- 
msnesrait à déployer ses effets. Dss contrats col­
lectifs relatifs aux conditions generales du tra­
vail (UanteltarrfverträAö) et les contrats collec­
tifs relatifs au taux des salaires (Do/mtarr/ver- 
trâ'Ae) sont considères à cet égard comme des 
contrats distincts.

3. Des dispositions du présent titre ne portent 
pas atteinte au droit d'établir dss contrats collec­
tifs dont l'application ns s'étend pas au delà de 
la frontière germano-polonaise.

Article 169
D — Tour faciliter l'établissement de contrats 

collectifs pour l'ensemble du territoire plébiscité, 
les Couvernemsnts polonais et allsmand donne­
ront les attributions suivantes aux commissaires 
pour les questions du travail :
a) Bn cas ds différend au sujet de l'ètablisss- 

msnt ou de la modification ds contrats collec­
tifs pour l'ensemble du territoire plébiscité, 
Iss commissaires pourront, sur la demande 
d'un intéressé ou d'office, se mettre d'accord 
pour instituer uns commission de conciliation 
st d'arbitrage. Cette commission devra com­
prendre en nombre egal dss assesseurs alle­
mands et polonais, employeurs et employés. 
Bile pourra avoir de un à trois présidents im­
partiaux ; si ceux-ci n'arrivent pas à ss met­
tre d'accord sur ls eboix ds la personne qui 
dirigera les débats, le sort décidera. 8'il y a 
dsux présidents, on ne comptera leur voix 
que s'ils sont d'accord sur le fond. Bn ce qui 
concerne la procédure ds la commission do 
conciliation st d'arbitrags, Iss dispositions 
dss paragraxbss 23 a 30 do l'Ordonnance 
allemands du 23 décembre 1918 (Keicirs- 
sesetsbiatt, page 1456) seront au surplus 
applicables. Des deux commissaires agissant, 
ensemble remplacent les autorités centrales 
compétentes (I/anckessentralbe/rörcken) des 
dsux Tarties. D'accord au sujet de la compo­
sition de la commission de conciliation et 
d'arbitrage, et la convocation, en particulier 
en cas de menace de grève, doivent s'effectuer 
le plus rapidement possible ; dans aucun cas, 
il ns devra s'écouler plus d'une semaine entre 
l'introduction de la demande ou, s'il n'y a 
?as de demande, l'accord des commissaires 
pour créer la commission, st la première 
séance de la commission.

einbarungen zwischen Vereinigungen von Arbeit­
nehmern und einem oder mehreren Arbeitgebern oder 
Vereinigungen von Arbeitgebern, in denen die Be­
dingungen für den Abschluß von Arbeitsverträgen ge­
regelt sind.

(2) Der Geltungsbereich gemeinsamer Tarifver­
träge für das Abstimmungsgebiet muß sich innerhalb 
der Grenzen des Abstimmungsgebiets halten. Lau­
fende Tarifverträge, deren Geltungsbereich sich über 
das Abstimmungsgebiet hinaus erstreckt, gelten über 
die deutschen Landesgrenze hinaus nur für den Zeit­
abschnitt, für den sie geschlossen sind; kündbare Tarif­
verträge dieser Art verlieren von dem Zeitpunkt ab, 
für den die Kündigung zuerst zulässig ist, ihre Rechts­
wirksamkeit im polnischen Teile des Abstimmungs­
gebiets. Manteltarifverträge und Lohntarifverträge 
gelten in dieser Hinsicht als getrennte Verträge.

(3) Das Recht zum Abschluß von Tarifverträgen, 
deren Geltungsbereich über die deutsche oder die pol­
nische Landesgrenze nicht hinausrcicht, wird durch 
Bestimmungen dieses Titels nicht berührt.

Artikel 169
(i) Um das Zustandekommen gemeinsamer Tarif­

verträge für die beiden Teile des Abstimmungsgebie­
tes zu erleichtern, werden die deutsche Regierung und 
die polnische Regierung den Bevollmächtigten für 
Arbeitsfragen folgende Befugnisse übertragen:
a) In Streitigkeiten über den Abschluß oder die 

Änderung gemeinsamer Tarifverträge für das 
Abstimmungsgebiet können die Bevollmächtigten 
sich auf Antrag eines Beteiligten oder von Amts 
wegen über die Einsetzung einer Schlichtungs­
stelle einigen. Der Schlichtungsstelle müßen 
Deutsche und Polen, Arbeitgeber und Arbeit­
nehmer in gleicher Zahl als Beisitzer angehören. 
Sie kann ein bis drei unparteiische Vorsitzende 
haben; einigen sich diese nicht über die Person 
des Verhandlungsleiters, so entscheidet hierüber 
das Los. Sind zwei Vorsitzende vorhanden, so 
werden deren Stimmen bei der Abstimmung nur 
gezählt, wenn sie sachlich übereinstimmcn. Auf 
das Verfahren der Schlichtungsstelle finden im 
übrigen die Vorschriften der 88 23 bis 30 der 
deutschen Verordnung vom 23. Dezember 1918 
(Reichsgesetzbl. S. 1456) Anwendung; an die 
Stelle der Landeszentralbehörde treten die 
beiden Bevollmächtigten gemeinsam. Die Eini­
gung über die Zusammensetzung der Schlich­
tungsstelle und die Einberufung zur Verhand­
lung soll, insbesondere bei Streikgefahr, so sehr 
als irgend möglich beschleunigt werden; keines­
falls soll zwischen dem Eingang des Antrags 
oder, wenn ein Antrag nicht gestellt worden ist, 
zwischen der Einigung der Bevollmächtigten über 
die Einsetzung der Schlichtungsstelle und der 
ersten Verhandlung ein Zeitraum von mehr als 

. einer Woche liegen;
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6) Dss commissaires pourront décider äs con- 
osrt, sur 1a demande à'uns des parties, s'il y 
a lisu ds déclarer obligatoires dss arbitrages 
de connaissions ds conciliation st d'arbitrage 
instituées par eux, que tous les intéresses 
n'avaient pas acceptes. Des arbitrages ne 
pourront être déclarés obligatoires que si, 
tout sn tenant dûment compte des interets 
des parties, ils sont conformes à l'equite, et 
si leur mise a execution est nécessaire pour 
la protection de la vie economique en general 
dans le territoire Plebiscits. Da déclaration 
de korce obligatoire tient lisu ds l'acceptation 
par les parties de l'arbitrage de la commis­
sion de conciliation et d'arbitrage..

c) Des commissaires pourront disposer d'un 
commun accord de toute demande de décla­
ration de tores obligatoire generale de con­
trats collsetits pour l'ensemble du territoire 
plébiscité. Des dispositions dss xaragraxbss 2 
st 6a de l'Ordonnance allemands du 23 dé­
cembre 1918, seront applicables; toutetois, 
lss publications, au lieu d'strs laites dans ls 
Kercâs-Arbertsdiatt, ssront taitss dans lss 
journaux ds la Hauts Lilssis désignés à est 
skkst par les deux commissaires. Des registres 
ds contrats collsctits sont confiés aux soins 
ds css commissaires.

2. — Tour autant que lss deux commissaires 
n'arriveront pas à se mettre d'accord, lss dis­
positions legislatives alors sn vigueur en Alle­
magne st sn Tologns ssront appliquées respec­
tivement dans la partis allemands st la partis 
polonaise du territoire plébiscite.

b) Die Bevollmächtigten können auf Antrag einer 
Partei gemeinsam über die Verbindlichkeitserklä­
rung von Schiedssprüchen der von ihnen einge­
setzten Schlichtungsstellen, die nicht von allen 
Beteiligten angenommen sind, entscheiden. Die 
Verbindlichkeitserklärung ist nur zulässig, wenn 
die im Schiedsspruch getroffene Regelung bei ge­
rechter Abwägung der Interessen beider Teile 
der Billigkeit entspricht und ihre Durchführung 
zum Schutze des allgemeinen Wirtschaftslebens 
des Abstimmungsgebiets erforderlich ist; sie 
ersetzt die mangelnde Annahme des Schieds­
spruchs.

c) Die Bevollmächtigten können gemeinsam über 
Anträge auf Erklärung der allgemeinen Verbind­
lichkeit gemeinsamer Tarifverträge für das Ab­
stimmungsgebiet entscheiden. Die Vorschriften 
der 88 2 und 6a der deutschen Verordnung vom 
23. Dezember 1918 finden mit der Maßgabe An­
wendung, daß an die Stelle der Bekanntmachung 
im Neichs-Arbeitsblatt die Bekanntmachung in 
den von den beiden Bevollmächtigten bestimmten 
oberschlesischen Blättern tritt, und daß das Tarif­
register bei den beiden Bevollmächtigten geführt 
wird.

(2) Soweit die Bevollmächtigten sich nicht einigen, 
tritt die in Deutschland und in Polen jeweils geltende 
gesetzliche Regelung für den deutschen und den polni­
schen Teil des Abstimmungsgebiets ein.

Lkapitre III

Compétence äe la Commission mixte
Article 179

1. — Da Commission mixte est competente 
pour tranober toutes contestations au sujet d'uns 
non-rsconnaissancs ou d'uns restriction dss pou­
voirs, dss syndicats d'smploysurs st d'smployss.

2. — Dss contestations relatives à l'etablisse- 
ment ou au contenu de contrats collectifs, no 
relèvent pas de la compétence ds la Commission 
mixte.

Kapitel 3

Zuständigkeit der Gemischten Kommission
Artikel 170

(1) Die Gemischte Kommission ist zuständig zur 
Regelung von Streitigkeiten wegen Nichtanerken­
nung von Arbeitgeber- oder Arbeitnehmervereinigun­
gen oder wegen Einschränkung ihrer Befugnisse.

(2) Streitigkeiten über das Zustandekommen oder 
den Inhalt von Tarifverträgen gehören nicht zur Zu­
ständigkeit der Gemischten Kommission.
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Annexe (Article 163)
81

1. — On considérera le dsZrè d'autonomie prevu 
à l'article 163 comme réalise si les decisions des 
organisations centrales sont conformes aux con­
ditions ènumèrèes ci-dessous:

1° Obaqus groupement aura, outre son nom, une 
désignation spéciale indiquant qu'il possède 
le degré requis d'autonomie.

2° Des représentants des syndicats allemands ne 
pourront prendre part à des négociations re­
latives à la règlementation des conditions de 
travail dont les résultats seront valables dans 
la partie polonaise du territoire plébiscité, 
qu s'ils résident et exercent leur activité dans 
le territoire plébiscité.

3° Toute règlementation des conditions du tra­
vail par les syndicats allemands destinée à 
s'appliquer à la partie polonaise du territoire 
plébiscité, sera laite indépendamment par le 
groupement intéressé, sans qu'il ait nottam- 
ment besoin du consentement de l'admini­
stration centrale du syndicat allemand.

4° Des groupements allemands qui exercent leur 
activité dans la partie polonaise et ont leur 
siégé dans la partie allemande du territoire 
plébiscite, doivent avoir, dans la partie polo­
naise de ce territoire, un représentant res­
ponsable cbargè de donner aux autorités 
polonaises tous les renseignements nécessai­
res, conformément aux dispositions du pré­
sent titre.

5° Des décisions relatives à l'admission ou au 
refus de nouveaux membres dans la partie 
polonaise du territoire plébiscité, seront 
prises indépendamment par les groupements 
allemands compétents conformément aux 
principes généraux du syndicat.

6° Dos groupements allemands qui exercent leur 
activité dans la partie polonaise du territoire 
plébiscité, auront le droiv de tenir leur pro­
pre comptabilité conformément aux règles de 
comptabilité du syndicat.

2. — Il su est de meme sn es qui concerne lss 
Lroupemsnts polonais dans la partie allemande du 
territoire plébiscité.

82
1. — Des syndicats allemands des salariés de 

l'administration des cbemins de ter, des postes et 
tèlègrapbss, st dss ouvriers de l'Btat st dss com­
munes, créeront le plus rapidement possible, et en 
tout cas avant le 1" juillet 1922, des branebes 
locales d'administration pour la partie polonaise 
du territoire plébiscité.

2. — Dss mêmes dispositions s'appliquent aux 
syndicats polonais de cette espèce.

Anlage zu Artikel 163

8 1
Das im Artikel 163 vorgesehene Maß der Ver- 

selbständigung wird durch Beschlüsse der gewerkschaft­
lichen Spitzenorganisationen erfüllt, die dem nach­
stehenden Muster entsprechen.

1. Der Name jeder Gliederung erhält einen Zusatz, 
aus dem sich die Verselbständigung ergibt.

2. Verhandlungen über die Regelung des Arbeits- 
verhältnisses können, soweit sie auch im pol- 
mschen ^eile des Abstimmungsgebiets Geltung 
haben sollen, nur von solchen Vertretern deutscher 
Gewerkschaften geführt werden, die im Abstim­
mungsgebiet wohnhaft und tätig sind.

3. Jede Regelung des Arbeitsverhältnisses durch 
deutsche Gewerkschaften wird, soweit sie auch für 
den polnischen Teil des Abstimmungsgebiets 
Geltung haben soll, seitens der fraglichen Gliede­
rung selbständig, insbesondere ohne die Notwen­
digkeit einer Genehmigung durch den Gewerk­
schaftsvorstand erfolgen.

4. Deutsche Gliederungen, die auch im polnischen 
Teil des Abstimmungsgebiets tätig sind, ihren 
Sitz aber im deutschen Teil des Abstimmungs­
gebiets haben, müssen im polnischen Teil des 
Abstimmungsgebiets einen verantwortlichen 
Vertreter haben, der den polnischen Behörden zur 
Erteilung von Auskünften zur Verfügung steht, 
soweit solche Auskünfte nach den Vorschriften 
dieses Titels verlangt werden können.

5. Die Entscheidung über die Aufnahme oder Ab­
lehnung neuer Mitglieder erfolgt im polnischen 
Teil des Abstimmungsgebiets im Rahmen der 
allgemeinen Grundsätze der Gewerkschaft durch 
die deutsche Gliederung selbständig.

6. Deutsche Gliederungen, die auch im polnischen 
Teil des Abstimmungsgebiets tätig sind, erhalten 
das Recht, über Einnahmen und Ausgaben im 
Rahmen des gesamten Kastenwesens der Ge­
werkschaft gesondert Rechnung zu führen.

Dasselbe gilt für polnische Gliederungen im deut­
schen Teil des Abstimmungsgebiets.

8 2
(i) Die deutschen Gewerkschaften der Arbeitnehmer 

der Eisenbahn-, Post- und Telegraphenverwaltung 
und der Staats- und Gemeindearbeiter werden mög­
lichst bald, spätestens bis zum 1. Juli 1922, für den 
polnischen Teil des Abstimmungsgebiets besondere 
Bezirksstellen einrichten.

(2) Entsprechendes gilt für die polnischen Gewerk­
schaften dieser Art im deutschen Teil des Abstim­
mungsgebiets.

13
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Titre II
^88urunce8 8vcmle8

Lkapitre premier 
â88ucarice-melaciie

Article 171
1. — Des caisses locales d'assuranco-maladio, 

tant générales qus spéciales, ainsi que les caisses- 
maladie rurales, les caisses-maladie des entre­
prises et des corporations de métiers, ayant leur 
siège en Laute Lilesie polonaise, deviendront, saut 
lss exceptions prevues ci-après, des caisses polo­
naises, à dater du transfert de la souveraineté.

2. — Des caisses d'assurance-maladie des cate­
gories désignées dans l'alinea 1, ayant leur siège 
dans la partie allemande du territoire plébiscité, 
resteront, sauf les exceptions prevues ci-après, 
des caisses allemandes.

Titel II
Soziale Versicherungen

Kapitel I

Krankenversicherung

Artikel 171
(1) Mit dem Übergänge der Staatshoheit werden 

die allgemeinen und besonderen Ortskrankenkassen 
sowie die Land-, Betriebs- und Innungkranken­
kassen, die ihren Sitz in Polnisch-Oberschlesien haben, 
polnische Krankenkassen, soweit nicht nachstehend ein 
anderes bestimmt wird.

(2) Die Krankenkassen der im Abs. 1 bezeichneten 
Art, die ihren Sitz im deutschen Teile des Ab­
stimmungsgebiets haben, bleiben deutsche Kranken­
kassen, soweit nicht nachstehend ein anderes bestimmt 
wird.

Article 172
Dorsquo la frontière polouo-allomando traver­

sera des circonscriptions de caisses locales d'assu- 
rance-maladie generales ou spèciales, ou de caisses 
d'assurance-maladie rurales ou de corporations de 
métiers, cos circonscriptions seront divisées par 
la ligne frontière.

Article 173
Cessent, a dater du transfert de la sou­

veraineté, d'être affiliés à la caisse d'assuranco- 
maladis dont ils étaient membres:

a) les assurés d'une caisse-maladie d'entreprise 
ayant son siège dans la partie polonaise du 
territoire plébiscite, lorsqu'ils ont leurs occu­
pations dans la partie allemande;

b) les assurés d'uns caisse-maladie d'entreprise 
ayant son siège dans la partie allemande du 
territoire plébiscité, lorsqu'ils ont leurs occu-' 
xations dans la partis polonaise.

Article 174
1. — A dater du transfert de la souveraineté, 

les membres affilies aux caisses-maladie visées par 
lss articles 172 et 173, ne pourront faire valoir 
leurs droits qus contre la caisse dont, a compter 
de ce moment, ils sont déjà membres ou le sont 
devenus.

2. — Des dispositions de l'alinéa précédent 
s'appliquent également aux revendications résul­
tant de cas de maladies antérieurs à la date du 
transfert de la souveraineté. Toutefois, la nouvelle 
caisse est tenue aux prestations prévues par les 
statuts de l'ancienne, si celles-ci sont plus favo­
rables à l'ayant droit.

A r t i k e l 172
Die Bezirke der allgemeinen nnd besonderen Orts­

krankenkassen sowie der Land- und Jnnungskranken- 
kassen, die von der deutsch-polnischen Grenze durch­
schnitten werden, werden entsprechend dieser Grenze 
geteilt.

Artikel 173
Mit dem Übergänge der Staatshoheit scheiden aus 

ihren bisherigen Betriebskrankenkassen aus

a) die im deutschen Teile des Abstimmungsgebiets 
beschäftigten Mitglieder einer Betriebskranken- 
kasse, die im polnischen Teile ihren Sitz hat,

b) die im polnischen Teile des Abstimmungsgebiets 
beschäftigten Mitglieder einer Betriebskranken­
kasse, die im deutschen Teile ihren Sitz hat.

Artikel 174
(1) Vom Übergänge der Staatshoheit ab haben 

die Mitglieder der in den Artikeln 172 und 173 be­
zeichneten Krankenkassen Ansprüche nur gegen die 
Kasse, zu der sie von diesem Zeitpunkt ab gehören, 
oder der sie zugeteilt werden.

(2) Dies gilt auch fürAnsprüche ausVersicherungS- 
fällen, die vor dem Übergänge der Staatshoheit ein­
getreten sind; jedoch hat die neue Kasie die Leistungen 
nach der Satzung der bisher verpflichteten Kasse zu 
bemessen, falls dies für den Berechtigten günstiger ist.
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Article 175
8i lo droit à uns prestation do la caisse-maladie 

dopend de l'expiration d'une période d'attente, le 
temps pendant lequel l'assure a ètè akâliè a une 
des caisses visées par les articles 172 et 173 avant 
la dats du transfert de la souveraineté, devra être 
déduit ds cotte période.

Article 176
8i une caisse-maladie ayant son siège dans le 

territoire plébiscite a accorde, avant la date du 
iranskert de la souveraineté, l'bospitalisation 
(traitement dans un boxital) à un do sos assurés, 
lo tait quo celui-ci est devenu membre d'une caisse- 
maladie qui a son siège dans l'autre partie du 
territoire plébiscite, no donnera pas à l'bopitsl le 
droit de refuser de le garder.

Article 177
. 1- Bn ce qui concerne les paragraplies 205 a

1, 214 alinea 3, 216 alinea 1, N° 2, para- 
Arapbes 217, 218, 221 du Code des Assurances 
sociales de l'Allemagne, les parties allemande st 
polonaise du territoire plébiscité ne seront pas 
considérées par rapport l'une à l'autre comme 
« Ausland ».

2. — Des paragraphes 219, 220, 222 dudit Code 
seront applicables, même lorsque l'endroit ou 
l'assure a son domicile (H 219) ou lorsque 
l'endroit oü il tombe malade (§ 220) est situe 
dans l'une des deux parties du territoire plébis­
cite, et que ls siège ds la caisse responsable se 
trouve dans l'autre.

3. — Des stipulations des alineas 1 et 2 du 
présent article ne resteront en vigueur qus tant 
que les dispositions de fond de la législation en 
matière d assurance-maladie concorderont dans 
Iss parties polonaise st allsmands du territoire 
plébiscite, et que ls mark allemand sera la seuls 
monnaie ayant cours legal dans la Raute 8Uèsis 
polonaise. Bn aucun cas elles ne resteront sn vi­
gueur au delà du 31 décembre 1926.

Artikel 175
Ist der Anspruch auf eine Leistung der Kranken­

kasse von dein Ablauf einer Wartezeit abhängig, so 
ist die Zeit, während welcher der Versicherte bis zum 
Übergänge der Staatshoheit Mitglied einer in den 
Artikeln 172 und 173 bezeichneten Kasse war, auf 
diese Wartezeit anzurechnen.

Artikel 176
Hat eine Krankenkasse, die ihren Sitz im Abstim­

mungsgebiete hat, vor dem Übergänge der Staats­
hoheit Krankenhauspflege gewährt, so darf das Kran­
kenhaus die weitere Durchführung dieser Pflege nicht 
deshalb ablehnen, weil der Berechtigte Mitglied einer 
Krankenkasse des anderen Staates geworden ist.

Artikel 177
(1) Im Sinne des 8 205a Nr. 1, 8214 Abs. 3, 

8 216 Abs. 1 Nr. 2, der 88 217, 218, 221 der Reichs­
versicherungsordnung gelten die beiden Teile des Ab­
stimmungsgebiets im Verhältnis zueinander als 
Inland.

(2) Die 88 219, 220, 222 der Reichsversicherungs­
ordnung sind auch dann anzuwenden, wenn der Ort, 
an dem der Versicherte wohnt (8 219) oder erkrankt 
(8 220), in dem einen Teile des Abstimmungsgebiets 
liegt, der Sitz der verpflichteten Kaste dagegen im an­
deren Teile.

(3) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 dieses 
Artikels gelten nur solange die Gesetzgebung auf dem 
Gebiete der Krankenversicherung in beiden Teilen des 
Abstimmungsgebiets in materieller Hinsicht überein- 
stimmt, und die deutsche Mark das einzige gesetzliche 
Zahlungsmittel in Polnisch-Oberschlesien ist, längstens 
jedoch bis zum 31. Dezember 1926.

Okapitre II 
H88urtmce-acciäent8 

Article 178
On ss roportora à la dats du 1" janvier 1922 sn 

I'«los konds à transférer suivant 
artà 312 du Traits de Taix de Versailles.

Article 179
Gouvernement polonais prend a sa 

1 ? "àmnisation, à partir du 1" janvier
„ D ayants droit victimes d'un accident 

yà à 6t domicilies à cotte date en 
,. Ü6bie polonaise, et ce sans distinction de 
ionalits. 8ont considères comme ayants droit, 

non seulement ceux qui touebont une rente déjà 
ne rente aura stè accordés après cotte dats pour 

un accident survenu avant.

2- — Des rentes seront payées en monnaie alle­
mands. 8i, à la place de la monnaie allemands, mro 
monnaio polonaise est introduits avec cours légal 
sn Raute 8Uèsio polonaise, Iss rentes pourront dès

Kapitel II 
Unfallversicherung

A r t i k e l 178
Stichtag für die Übertragung der Fonds gemäß 

Artikel 312 des Friedensvertrags von Versailles ist 
der 1. Januar 1922.

A r t i k e l 179
(1) Vom 1. Januar 1922 an übernimmt die pol­

nische Regierung die Entschädigung der Berechtigten, 
die vor diesem Tage einen Unfall erlitten haben und 
an diesem Tage ihren Wohnsitz in Polnisch-Ober­
schlesien hatten, ohne Rücksicht auf ihre Staatsange­
hörigkeit. Zu den Berechtigten gehören nicht nur die 
Rentenempfänger, deren Renten am 1. Januar 1922 
bereits festgesetzt worden waren, sondern auch die 
Personen, denen später eine Rente für einen Unfall 
bewilligt wird, der sich vor diesem Tage ereignet hat.

(2) Die Renten sind in deutscher Reichsmark zu 
zahlen. Wird an Stelle der deutschen Reichsmark in 
Polnisch-Oberschlesien die polnische Währung ein­
geführt, so können vom Inkrafttreten des Währungs- 

13*
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66 moment être payées dans 66tt6 M0IMLÎ6 d'après 
16 cours du cbauZ6 du dix du mois qui procède la 
dato do l'èàèanco. Dos dispositions do l'article307, 
paragrapbo 4, alineas 2 et 3, s'appliquent sn ce 
qui concerne la détermination du cours du clianZe.

Article 189
1. — De Gouvernement polonais prend a sa 

effarée, quel qus soit le domicile de l'ayant droit, 
les indemnités accordées pour les suites d'acci­
dents survenant après le 31 décembre 1921 dans 
lss entreprises et parties d'entreprises situées sn 
Laute Lilesie polonaise. Dss corporations pro­
fessionnelles (LcrufsAenossenscàftcw) allemandes 
n'ont plus droit aux cotisations dos employeurs de 
ces entreprises et parties d'entreprises pour la 
période postérieurs au 31 décembre 1921.

2. — De Gouvernement allemand prend à sa 
cbarZe, quel qus soit ls domicile ds l'ayant droit, 
les indemnités accordées pour les suites d'acci­
dents survenant après le 31 décembre 1921 dans 
les entreprises st parties d'entreprises situées 
dans la partis allemands du territoire plébiscité.

Article 181
De paiement des indemnités dues pour la pé­

riode anterieure au M janvier 1922 (arrières de 
rentes, frais de traitement medical, etc - . .), in­
combe à l'institution cbarZes de l'assurance qui 
était, durant cette période, tonus de payer 
l'indemnité pour lss suites de l'accident. Il on ost 
de même des frais occasionnes après le IA janvier 
1922 par la fixation dos indemnités, lorsqu'il s'agit 
d'accidents survenus avant cette date. Dss institu­
tions allemandes cbarZèes de l'assurance devront 
fixer css indemnités le plus rapidement possible.

Article 18Z
De Oouvernemsnt polonais prend également à 

sa ebarM, a partir du IA janvier 1922, les indem­
nités à vsrssr aux ayants droit qui, avant cette 
date, ont stè victimes d'un accident dans les entre­
prises ou parties d'entreprises visses a l'article 
180, alinea 1, et avaient leur domicile, le 1" janvier 
1922, en dsbors do l'Allemagne, y compris la 
partis polonaise du territoire plébiscite. De Oou- 
vernement allemand produira les pièces y relatives 
sn sa possession.

Article 183
1. — Des corporations professionnelles alle­

mandes continueront à gérer l'assurance-accidonts, 
en Laute Lilssis polonaise, pour le compte des 
institutions polonaises cbargsss de l'assurance, 
pendant six mois a dater du premier du mois qui 
suivra le transfert de la souveraineté, mais toute­
fois pas au delà du 31 décembre 1922.

2. — Dss autorités polonaises percevront s'il y 
a lieu, pour le compte des corporations profession­
nelles allemandes^ les cotisations pour l'année 
1921. De Gouvernement polonais remboursera au 
(gouvernement allemand les frais d'administration 
encourus par des corporations professionnelles 
allemandes pour le compte d'institutions polo­
naises cbargèes de l'assurance, ainsi que les dé­
penses occasionnées par dos prestations effectuées, 
conformément à la loi, depuis le 1A janvier 1922.

Wechsels ab die Renten in polnischer Währung, um- 
gerechnet zum Tageskurse, am zehnten des dem Fäl­
ligkeitstage - vorangehenden Monats gezahlt werden. 
Auf die Berechnung des Tageskurses finden die Be­
stimmungen des Artikel 307 Z 4 Abs. 2 und 3 An­
wendung.

Artikel 180
(1) Die polnische Regierung übernimmt ohne 

Rücksicht auf den Wohnsitz des Berechtigten die Ent­
schädigung für die Folgen der Unfälle, die sich nach 
dem 31. Dezember 1921 in den Betrieben und Be­
triebsteilen ereignen, die in Polnisch-Oberschlesien ge­
legen sind. Den deutschen Berufsgenossenschaften 
stehen Beiträge von Unternehmern dieser Betriebe 
und Betriebstcile für die Zeit nach dem 31. Dezem­
ber 1921 nicht mehr zu.

(2) Die deutsche Regierung übernimmt ohne Rück­
sicht auf den Wohnsitz des Berechtigten die Entschä­
digung für die Folgen der Unfälle, die sich nach dem 
31. Dezember 1921 in den Betrieben und Betriebs­
teilen ereignen, die im deutschen Teile des Abstim­
mungsgebiets gelegen sind.

Artikel 181
(1) . Die Zahlung von Entschädigungen für die Zeit 

vor dem 1. Januar 1922 (rückständige Renten, Kosten 
des Heilverfahrens usw.) liegt dem Versicherungs­
träger ob, der während dieser Zeit für die Folgen 
des Unfalls entschädigungspflichtig war. Das gleiche 
gilt für die seit dem 1. Januar 1922 erwachsenen 
Kosten der Feststellung von Entschädigungen, soweit 
die Unfälle sich vor diesem Tage ereignet haben. Die 
deutschen Versicherungsträger werden die erwähnten 
Feststellungen mit möglichster Beschleunigung zu 
Ende führen.

Artikel 182
Die polnische Regierung übernimmt vom 1. Ja­

nuar 1922 ab auch die Entschädigung der Berechtig­
ten, die vor diesem Tage in den im Artikel 180 Abs. 1 
genannten Betrieben und Betriebsteilen einen Unfall 
erlitten haben und die am 1. Januar 1922 ihren 
Wohnsitz außerhalb des Deutschen Reichs einschließ­
lich des Polen zugesprochenen Teiles des Abstim­
mungsgebiets hatten. Die deutsche Regierung wird 
die erforderlichen Unterlagen beibringen.

Artikel 183
(1) Bis zum Abläufe des sechsten Kalendermonats 

nach dem Übergang der Staatshoheit, längstens 
jedoch bis zum 31. Dezember 1922, führen die deut­
schen Berufsgenossenschaften die Geschäfte der Unfall­
versicherung im polnischen Teile des Abstimmungs­
gebiets für Rechnung der polnischen Versicherungs­
träger fort.

(2) Die polnischen Behörden werden erforder­
lichenfalls die Beiträge für das Jahr 1921 für die 
deutschen Berufsgenossenschaften einziehen. Die 
polnische Regierung erstattet der deutschen Regie­
rung die von den deutschen Berufsgenossenschaften 
seit'dem 1. Januar 1922 für die polnischen Versiche­
rungsträger aufgewendeten Verwaltungskosten und 
die Auslagen für die sonstigen von ihnen bewirkten 
gesetzlich zulässigen Leistungen; die Kosten und Aus­
lagen sind bei der Übertragung der Fonds gemäß 
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II sera tenu compte de ces Irais et dépenses lors 
dn transfert des konds prevu à l'article 312 du 
Traite do Taix do Versailles.

3. — Bn matisrs ds recours contro les decisions 
prises par dos corporations professionnelles alle­
mandes au cours do leur gestion pour le compte 
dos institutions polonaises chargées ds I as­
surance, os sont Iss autorités polonaises qui 
statueront.

Article 184
1. — line somme egale au capital constitutif 

de la route annuelle devra être verses
a) par l'Allemagno:

1° pour chaque ayant droit qui, le V janvier 
1922, a son domicile dans la partie alle­
mande du territoire plébiscité et auquel 
uns rente a êtê accordée avant ou après 
cette date par uns institution allemands 
chargés de l'assurance, lorsque cet ayant 
droit transkèro son domicile de la partie 
allemande dans la partie polonaise du 
territoire plébiscite; .

2° pour chaque ayant droit qui a son domicile 
dans la partis polonaise du territoire 
plébiscité et est victime dans la partie 
allemande d'un accident pour lequel une 
institution allemande charges ds l'as- 
suraneo est tonus ds l'indsmnissr ;

b) par la Tologns:
1" pour ohaqus ayant droit do la catégorie 

visés a l'article 179, alinea I, st a l'artiolo 
180, alinea 1, qui transfère son domicile do 
la partie Polonaise dans la partie alle­
mands du territoire plébiscite ;

2° pour chaque ayant droit qui a son domicile 
dans la partie allemands du territoire plé­
biscite et sst victime dans la partis polo­
naise d'un accident pour lequel une institu­
tion polonaise charges de l'assurance est 
tenue de l'indomniser.

2. — Css dispositions sont applicables en cas 
de changement réitère de domicile.

3. — De versement d'un capital tel qu'il est 
réglé par les alinéas 1 et 2, n'aura toutefois lieu 
qus pour autant qus les dispositions ds fond de 
la législation en matière d'assuranee-aeoidonts 
concorderont dans les deux parties du territoire 
plébiscite, et qus ls mark allemand sera la seuls 
monnaie ayant cours légal en Raute 8ilèsm polo­
naise, et en aucun cas il n'aura lieu après le 
31 décembre 1926.

Article 185
1. — De capital à verser en vertu de l'article 

184 sera calculé d'après un tarif qui sera établi 
par voie d'accord entre lss dsux Couvernomsnts. 
Tour la capitalisation dans les cas a) chiffre 1 
ot b) chiffre 1 à l'article 184, on prendra pour 
base la rente tells qu'olls est payable le premier 
du mois qui suit le changement de domicile.

2. — Chacun des dsux Couvsrnsments désignera 
l'institution chargée de l'assurance à laquelle 
devront être versos les capitaux dus par l'autre 
Dtat. Cotte institution sera subrogée a l'institu­
tion compétente jusqu'alors. Dans les cas de 
changement de domicile, cette subrogation datera 
du premier du mois qui suit ls changement de 
domicile.

Artikel 312 des Friedensvertrags von Versailles 
anzurechnen.

(3 ) Über Rechtsmittel, die sich gegen Bescheide 
richten, die deutsche Berufsgenosienschasten bei ihrer 
Geschäftsführung für die polnischen Verstcherungs- 
träger erlassen, entscheiden die polnischen Behörden.

Artikel 184
(1) Ein dem Werte der Jahresrente entsprechendes 

Kapital ist zu zahlen:
a) deutscherseits:

1. für einen Berechtigten, der am 1. Juni 1922 
im deutschen Teile des Abstimmungs­
gebiets wohnte, und dem vor oder nach 
diesem Tage von einem deutschen Versiche­
rungsträger eine Rente bewilligt worden 
ist, wenn er seinen Wohnsitz aus dem deut­
schen nach dem polnischen Teile des Ab­
stimmungsgebiets verlegt;

2. für einen Berechtigten, der im polnischen 
Teile des Abstimmungsgebiets wohnt und 
einen Unfall im deutschen Teile dieses Ge­
biets erleidet, wenn ein deutscher Versiche­
rungsträger cntschädigungspfiichtig ist.

b) polnischcrseits:
1. für einen Berechtigten, der im Artikel 179 

Abs. 1 oder im Artikel 180 Abs. 1 bezeich­
neten Art, der seinen Wohnsitz aus dem 
polnischen nach dem deutschen Teile des Ab­
stimmungsgebietes verlegt:

2. für einen Berechtigten, der im deutschen 
Teile des Abstimmungsgebietes wohnt und 
einen Unfall im polnischen Teile erleidet, 
wenn ein polnischer Versicherungsträger 
cntschädigungspflicbtig ist.

(2) Bei wiederholter Änderung des Wohnsitzes 
gilt entsprechendes.

(3) Die im Absatz 1 und 2 geregelte Kapitalszah­
lung findet nur statt, solange die Gesetzgebung auf 
dem Gebiete der Unfallversicherung in beiden Teilen 
des Abstimmungsgebiets in materieller Hinsicht über- 
einstimmt und die deutsche Mark das einzige gesetz­
liche Zahlungsmittel in Polnisch-Oberschlesien ist, 
längstens jedöcb bis zum 31. Dezember 1926.

Artikel 185
(i) Das gemäß Artikel 184 zu zahlende Kapital 

ist nach einem von beiden Regierungen zu verein­
barenden Tarife zu berechnen. Für die Berechnung 
des Kapitals ist in den Fällen a Ziffer 1 und h Zif­
fer 1 des Artikels 184 die Rente zugrunde zu legen, 
die an dem auf die Wohnsitzverlegung folgenden 
Monatsersten zahlbar ist.

(2) Jede der beiden Regierungen bezeichnet einen 
Vcrsicherungsträger, an den das von dem anderen 
Staate zu leistende Kapital zu zablen ist. Dieser 
Versicherungsträger tritt an die Stelle des bis­
herigen Versicherungsträgers, und zwar in den Fäl 
len der Wohnsitzverlegnng von dem auf sie folgenden 
Monatsersten ab.
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chapitre M
H88urrmce-învaliàè et 6e8 8urvîvant8

Article 486
1. — Tour Iss personnes qui, à la date du 

transfert do la souveraineté, jouissent d'une 
prestation et ont leur domicile en Laute Lilesie 
polonaise, la Tologne assume l'obligation de leur 
fournir, sans distinction de nationalité, à partir 
du premier du mois suivant, lss mêmes prestations 
qui leur étaient fournies par un Institut allemand 
d'assurance ou un etablissement spècial agréé, y 
compris, dans le cas de rentes, les allocations 
additionnelles du Leià

2. — Des personnes qui, à la date du transfert 
de la souveraineté, jouissent d'uns prestation st 
ont leur domicile dans la partis allemande du 
territoire plébiscité, continueront, sans distinction 
ds nationalité, à recevoir cette prestation, y com­
pris, dans le cas d'une rente, l'allocation addition­
nelle du Leià

3. — Dss assurés obligatoirss aux termes du 
livre IV du Code dss Assurances sociales de l'Alls- 
magne, qui ont leurs occupations, à la date du 
transfert de la souveraineté, dans la partie polo­
naise du territoire plébiscite, sont considères, sans 
distinction de nationalité, comme relevant, depuis 
le moment ou ils sont assurés, de l'Institut 
d'assurance qui sera crée par le (gouvernement 
polonais pour cette partie du territoire. Toutes 
les cotisations qu'ils ont versées jusqu'à la date 
du transfert de la souveraineté, seront considérées 
comme ayant ètè versées au dit Institut polonais. 
L sn est de même en ce qui concerne les assures 
facultatifs domiciliés dans la partis polonaise du 
territoire plébiscite à la date du transfert de la 
souveraineté.

4. — Des rentes seront payées en monnaie alle­
mande. 8î, à la place ds la monnaie allemands, 
uns monnaie polonaise sst introduits avsc cours 
légal sn Lauts Lilèsis polonaise, lss rentes pour­
ront dès es moment êtrs payèss dans cette monnaie 
d'apres le cours du cbange du dix du mois qui 
précède la date de l'ècbèance. Des dispositions de 
l'article 307, paragrapbe 4, alinéas 2 et 3, s'ap­
pliquent sn es qui concerne la détermination du 
cours du cbangs.

Article 187
A dater du transfert de la souveraineté, les 

timbres de cotisation de la Danckssversrc^ertrngs- 
anstâ Lâlesrem ns ssront plus employés dans la 
Lauts Lilèsis polonaiss. Ds (gouvernement polo­
nais émettra pour ce territoire des timbres de coti­
sation dont la valeur sera déterminés sn monnaie 
allemande. Ds (gouvernement allemand s'engage à 
fournir sur demande au (gouvernement polonais, 
contre remboursement dss frais, les timbres de 
cotisations et les cartes-quittances nécessaires 
pour assurer pendant l'année 1922 le fonctionne­
ment des assurances sn question sn Lauts Lilèsis 
polonaiss.

Article 188
1- — Dors ds la fixation dss rentes à payer aux 

assurés ou à leurs survivants par l'Institut polo­
nais d'assurances sociales, il sera tenu compte dss 
cotisations valablement payèss pour la période

Kapitel NI
Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung 

Artikel 186
(1) Für Personen, die am Tage des Überganges 

der Staatshoheit im Genuß einer Leistung sind und 
ihren Wohnsitz in Polnisch-Oberschlesien haben, über­
nimmt Polen vom Beginn des nächsten Monats ab 
die von einer deutschen Versicherungsanstalt oder 
Sonderanstalt gewährten Leistungen ohne Rücksicht 
auf die Staatsangehörigkeit der Berechtigten oder 
Empfänger. Bei den Renten gilt dies auch für den 
Reichszuschuß.

(2) Personen, die am Tage des Überganges der 
Staatshoheit im Genuß einer Leistung sind und 
ihren Wohnsitz im deutschen Teile des Abstimmungs­
gebiets haben, erhalten ohne Rücksicht auf ihre 
Staatsangehörigkeit diese Leistungen weiter, bei den 
Renten auch den Reichszuschuß.

(3) Vom Übergänge der Staatshoheit ab gelten die 
nach dem vierten Buche der Reichsversicherungsord­
nung Versicherungspflichtigen Personen, die an die­
sem Tage im polnischen Teile des Abstimmungs­
gebiets beschäftigt sind, ohne Rücksicht auf ihre 
Staatsangehörigkeit als vom Beginn ihres Versiche- 
rungsverhältniffes an bei der Versicherungsanstalt 
versichert, die von der polnischen Regierung für dieses 
Gebiet eingerichtet wird. Alle bis dahin von ihnen 
entrichteten Beiträge gelten als an diese Anstalt ent­
richtet. Das gleiche gilt für die freiwillig Versicher­
ten, die am Tage des Überganges der Staatshoheit 
ihren Wohnsitz im polnischen Teile des Abstimmungs­
gebiets haben.

(4) Die Renten sind in deutscher Reichsmark zu 
zahlen- Wird an Stelle der deutschen Reichsmark 
in Polnisch-Oberschlesien die polnische Wäbrung ein- 
gefübrt, so können vom Inkrafttreten des Währungs­
wechsels ab die Renten in polnischer Währung um- 
gerechnet zum Tageskurse am 10. des dem Fällig­
keitstage vorangehenden Monats gezahlt werden. 
Auf die Berechnung des Tageskurses finden die Be­
stimmungen des Artikel807 A4 Abs. 2 und 3 An­
wendung.

Artikel 187
Beitragsmarken der Landesversicherungsanstalt 

Schlesien werden vom Übergänge der Staatshoheit 
ab in Polnisch-Oberschlesien nicht mehr verwendet. 
Die polnische Regierung wird für dieses Gebiet Bei­
tragsmarken mit Wertangabe in deutscher Reichs­
mark ausgeben. Die deutsche Regierung verpflichtet 
sich, der polnischen Regierung auf ihren Wunsch die 
zur Durchführung der Versicherung in Polnisch- 
Oberschlesien für das Jahr 1922 erforderlichen Bei­
tragsmarken und Quittungskarten gegen Erstattung 
der Kosten zu liefern.

A r t i k e l 188
(1) Bei der Berechnung der von der polnischen 

Versicherungsanstalt festzustellenden Renten, die den 
Versicherten oder ihren Hinterbliebenen zustehen, 
werden die bis zum Übergänge der Staatshoheit an 
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autsrisurs à la dats à transtsrt äs la souvs- 
ramsts, conformàsut aux dispositions äs la 
OLislation afismando, à un Institut LÜsmand 
assurances sociales. II sera tenu compte, äs la 

meme manière, des laits tenant lieu de cotisation. 
. - F- De part st d'autrs, il sera tenu compte, 
mrs de la fixation des prestations dues en vertu 
de l assurance-invalidité st des survivants, des 
cotisations valablement payses pour la période 
postsi-ieurs a la date du transfert de la souvs- 
i-Lmete, a des institutions allemandes cbaràs de 

assurance ou a l'institution polonaise cfiarMe 
de l assurance dans le territoire plébiscité, ainsi 
que des laits tenant lieu de cotisation qui se sont 
produits après cette date, et cela tant en ce qui 
concerne la période d'attente et les droits sxpsc- 
tatils aux prestations (Anwartsc/m/r) que la 
fixation de la rente.

3. — Des rentes au paiement desquelles, conlor- 
mement a ce qui précède, doivent participer des 
Instituts d'assurances sociales des deux pays, 
seront à la cbarZe de ces Instituts dans la propor­
tion des cotisations qu'ils auront remues. D'Insti­
tut qui Lura fixe ls montant de la rente et versera 
celle-ci, recevra de l'autre une somme eZale au 
capital constitutil de la part de rente dont le 
paiement incombe à. ce dernier.

4. — De capital en question sera calculs d'après 
un tLril qui sera établi par vois d'accord entre les 
deux Couvernements. De règlement de comptes 
entre les deux Couvsrnsments se lera annuslls- 
msnt, aussitôt qus possible apres ls lV janvier.

5. — Vis-à-vis de l'ayant droit, c'est à l'Institut 
d assurances sociales qui a fixe le montant de la 
rente qu'incombe l'obligation de lairs ls vsrss- 
ment. Huant aux allocations additionnelles de 
l Ltat et aux suppléments de rentes (Kenteir- 
àôàp), ils sont a la charge de l'Ltat auquel 
appartient l'Institut d'assurances sociales qui a 
fixe ls montant ds la rente.

Article 189
A. dater du transfert ds la souverainsts, l'as- 

surancs facultative ns ssra psrmiss aux personnes 
domiciliées dans ls territoire plébiscité qu'aupràs 
d'Instituts d'assurances sociales de leur propre 
pays.

Article 199
I. — D'autorits competents dans ls territoire 

plébiscite pour recevoir toutes demandes de 
prestations en vertu de l'assurance-invalidité et 
des survivants, est l'Office d'assurance (Bersic/re- 
runpsamt) dans le ressort duquel l'assure a 
rempli sn dernier lieu une occupation impliquant 
pour lui l'assurance obligatoire. 8i l'assurs est en 
dernier lieu assure facultatif, c'est l'Office d'assu­
rance du domicile qui sst competent.

2. — Da fixation des prestations et le versement 
des rentes incombent à l'Institut d'assurances 
sociales qui a reyu lss dernières cotisations.

2- — Dans les cas vises a l'article 188, l'Institut 
auquel incombe la fixation de la rente devra, avant 
de rendre sa décision, présenter pour avis le 
dossier a l'Institut competent ds,1'autrs partie du 
territoire plébiscite.

eine deutsche Anstalt gültig entrichteten Beiträge ge­
mäß den deutschen gesetzlichen Bestimmungen be­
rücksichtigt. Dieselbe Berücksichtigung finden die 
ihnen gleich zu erachtenden Ersatztatsachen.

(s) Die für die Zeit nach dem Übergänge der 
Staatshoheit an deutsche Versicherungsträger oder an 
den polnischen Versichcrungsträger im polnischen 
Teile des Abstimmungsgebiets gültig entrichteten 
Beiträge und die nach diesem Tage entstandenen Er­
satztatsachen werden bei der Feststellung der Leistun­
gen aus der Invaliden- und Hinterbliebenenversiche­
rung gegenseitig berücksichtigt, und zwar sowohl bei 
à Prüfung der Wartezeit und der Anwartschaft, 
als auch bei der Berechnung der Rente.

(s) Renten, an denen hiernach Versicherungs­
anstalten der beiden Staaten beteiligt sind, werden 
auf diese Anstalten nach dem Verhältnisse der ihnen 
zugeflossenen Beiträge verteilt. Die Anstalt, welche 
dre Rente festgestellt hat und zahlt, erhält von der 
anderen Anstalt den Kapitalwert des auf sie ent­
fallenden Rentenanteils.

(4) Der Kaprtalwert ist nach einem von beiden 
Regierungen zu vereinbarenden Tarife zu berechnen.

?^Anung erfolgt alljährlich alsbald nach 
Schluß des Kalenderjahres.

(5) Dem Berechtigten gegenüber ist die Anstalt, 
von der die Rente festgestellt worden ist, zur Zahlung 
verpflichtet. Den Reichszuschuß und die Nenten- 
erhohung trägt der Staat, dessen Anstalt die Rente 
sestgestellt hat.

Artikel 189
Das Recht der freiwilligen Versicherung steht den 

im Abstimmungsgebiete wohnenden Personen vom 
Übergänge der Staatshoheit ab nur bei den Ver­
sicherungsanstalten ihres eigenen Staates zu.

Artikel 190
(i) Für die Anträge auf Leistungen der Jnvaliden- 

uub Hinterbliebenenversicherung ist innerhalb des 
Abstimmungsgebiets das Versicherungsamt zustän­
dig, in besten Bezirk der Versicherte zuletzt versiche- 
rungspflichtig beschäftigt war. War der Versicherte 
zuletzt freiwillig versichert, so ist das Versicherungs- 
amt des Wohnsitzes zuständig.

.. (?) Aur die Feststellung der Leistungen und für 
êle.Zahlung der Rente ist die Versicherungsanstalt 
zuständig, an die zuletzt Beiträge entrichtet worden 
sind.

(3 ) In den Fällen des Artikels 188 hat die für 
die Feststellung der Rente zuständige Anstalt die 
Akten vor der Bescheiderteilung der für den anderen 
Teil des Abstimmungsgebiets zuständigen Anstalt 
zur Äußerung vorzulegen.
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4. — 8i plusieurs Instituts allomauds d'assu­
rance sont engages dans uns meine affaire d'assu­
rance donnant lieu au paiement d'une rente, et que 
la fixation du montant de cette rente incombe a 
l'Institut polonais d'assurances sociales, c'est la 
DeMdesversrcâerMgsüMstali Le/rêesren qui repré­
sente les Instituts allemands d'assurance.

5. — Dans les cas prevus aux alineas 3 et 4 du 
présent article, les Instituts d'assurance de l'une 
des parties peuvent provoquer les enquêtes et 
introduire les recours permis par le Code des 
Assurances sociales de l'Allemagne, auprès des 
Instituts d'assurance et des autorités de l'autre 
partie.

Article 191
I. — 8i une personne à qui la Tologne est tenue 

de payer une rente conformément à l'article 186, 
alinea 1, transfère son domicile de la partis polo­
naise dans la partie allemande du territoire 
plébiscite, l'institution allemands cbargse ds 
l'assurancs qui est competents assumera le pals- 
msnt de la rente à partir du premier du mois qui 
suit ls cbangsmsnt de domicile. Ds Oouvsrnemsnt 
polonais versera dans ce cas au Couvsrnement 
allemand uns somme egale au capital constitutif 
de la rente, sn prenant connus base l'Lgs ds 
l'ayant droit au moment du cbangsmsnt ds domi- 
cils st sans tenir compte des allocations addition­
nelles ds l'Mat ni dss suppléments ds rente.

2. — 8i une personne qui, a la date du transfert 
ds la souvsrainsts, avait droit à uns rente st était 
domiciliés dans la partie allemands du territoire 
plébiscite, transfère son domicils dans la partis 
polonaise, l'institution polonaise cbargse de 
l'assurance qui sst competents assumera de la 
même manière le paiement de la rente, et ls 
(louvernement allemand versera au Couvernemeut 
polonais uns somme égale au capital constitutif 
de la rente telle qu'elle sst dsüns à l'alinea I.

3. — Css dispositions sont applicables sn cas 
de cbangsmsnt réitère de domicils.

(4 ) Sind in einem Rentenverfahren, in dem die 
Feststellung der polnischen Anstalt obliegt, auf deut­
scher Seite mehrere Anstalten beteiligt,. so vertritt 
die Landesversicherungsanstalt Schlesien die deut­
schen Versicherungsanstalten.

(5 ) In den Fällen der Abs. 3 und 4 dieses Ar­
tikels kann die Versicherungsanstalt des einen 
Staates bei der des anderen Staates Beweis­
erhebungen beantragen und die nach der Reichsver­
sicherungsordnung zulässigen Rechtsmittel einlegen.

Artikel 191
(1) Verlegt ein Berechtigter, für den Polen die 

Rente nach Artikel 186 Abs. 1 zu zahlen hat, seinen 
Wohnsitz aus dem polnischen nach dem deutschen 
Teile des Abstimmungsgebiets, so übernimmt der 
zuständige deutsche Versicherungsträger vom Beginn 
des auf die Wohnsitzverlegung folgenden Monats ab 
die Rente. Die polnische Regierung überweist der 
deutschen Regierung in diesem Falle den nach dem 
Alter des Berechtigten zur Zeit der Wohnsitzver­
legung berechneten Kapitalwert der Rente; der 
Reichszuschuß und die Rentenerhöhung bleiben dabei 
außer Ansatz.

(2) Verlegt ein Berechtigter, der am Tage des 
Überganges der Staatshoheit rentenberechtigt war 
und seinen Wohnsitz im deutschen Teile des Abstim­
mungsgebietes hatte, seinen Wohnsitz nach dem pol­
nischen Teile, so übernimmt der zuständige polnische 
Versicherungsträger in gleicher Weise die Rente, und 
die deutsche Regierung überweist der polnischen 
Regierung den gemäß Abs. 1 berechneten Kapital­
wert der Rente.

(3) Bei wiederholter Änderung des Wohnsitzes gilt 
entsprechendes.

Article 192
1. — 8i uns personne à qui l'Institut d'assu 

rance compétent pour la Lauts Lilèsis polonaise a 
accordé uns rsnts après la date du transfert ds la 
souveraineté, transfère son domicils ds la partis 
polonaise dans la partie allemands du territoire 
plébiscite, l'institution allemande cbarZès de 
l'assurancs qui sst compétents, assumera le 
paiement de la rsnts à partir du premier du mois 
qui suit ls cbanZsment de domicils. Dans es cas, 
ls Oouvsrnsmsnt polonais versera au Oouvsrns- 
ment allemand uns somme egale au capital consti­
tutif de la rsnts tells qu'süs sst definis a l'alinéa 1 
de l'article 191.

2. — Dss mêmes dispositions s'appliquent 
muàà mAiandrs au cas ou une personne qui était 
domiciliée dans da partis allemands du territoire 
plébiscité st a qui une rsnts a èts accordés, après 
la dats du transfsrt ds la souveraineté, par l'In­
stitut d'assurancs compétent de la partie alle­
mands, transkèrs son domicile dans la partis polo­
naiss.

Artikel 192
(1) Verlegt ein Berechtigter, dem nach dem Über­

gänge der Staatshoheit von der für Polnisch-Ober­
schlesien zuständigen Versicherungsanstalt eine Rente 
bewilligt worden ist, seinen Wohnsitz von dem pol­
nischen in den deutschen Teil des Abstimmungs­
gebiets, so übernimmt der zuständige deutsche Ver­
sicherungsträger vom Beginn des auf die Wohnsitz­
verlegung folgenden Monats ab die Weiterzahlung 
der diente. Die polnische Regierung überweist der 
deutschen Regierung in diesem Falle den gemäß 
Artikel 191 Abs. 1 berechneten Kapitalwert der 
Rente.

(2) Dasselbe gilt eirtsprechend für den Fall, daß 
ein Berechtigter, der im deutschen Teile des Ab­
stimmungsgebiets wohnte, und dem nach dem Über­
gänge der Staatshoheit eine Rente von der für den 
deutschen Teil zuständigen Anstalt bewilligt worden 
ist, seinen Wohnsitz in den polnischen Teil verlegt.
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Article 193
1- — Dss dispositions ds l'article 188, alinéas 2 

6t 3, ot dss articles 191 et 192, ne seront appli­
cables qus tant qus les dispositions ds tond ds la 
législation en matière d'assurancs-invalidits st 
dss survivants concorderont dans les deux parties 
du territoire plébiscite st qus ls mark allemand 
sera la seuls monnais ayant cours legal dans la 
Haute Lilesie polonaiss. Dss dispositions des 
articles 191 et 192 ne ssront sn tout cas pas 
applicables après le 31 décembre 1926.

2. — Dn ce qui concerne le paragraphe 1313, 
1, du Code dss Assurances sociales de l'Alle- 

magns, les parties allemands st polonaiss du terri­
toire plébiscite ns ssront pas considérées par rap­
port l'uns à l'autre comme « Ausland » pendant les 
delais prevus a l'alinea 1 du présent article.

Article 194.
Dss deux Tarties contractantes assument à 

titre ds réciprocité le paiement dss rsntss st le 
versement des sommes prevues à l'article 191, 
meme lorsque la rente a sts accordes, confor­
mément a l'article 190, a une personne domicilies 
dans l'une des deux parties du territoire plébiscite, 
par l'Institut d'assurance competent de l'autre 
partis.

Article 195
Des sommes payées par une institution cbargse 

de 1 assurance qui, d'après les articles precedents, 
n sst pas tenus ds lss payer, ssront remboursées 
intégralement, mais sans interets, par l'institu­
tion cbargse de l'assurancs qui y sst tenus d'après 
les dispositions du présent titre.

Artikel 193
(1) Die Bestimmungen der Artikel 188 Abs. 2 und 

3, 191 und 192 finden nur Anwendung, solange die 
Gesetzgebung auf dem Gebiete der Invaliden- und 
Hinterbliebenenversicherung in beiden Teilen des 
Abstimmungsgebiets in materieller Hinsicht überein- 
stimmt und die deutsche Mark das einzige gesetzliche 
Zahlungsmittel in Polnisch-Oberschlesien'istj die Ar­
tikel 191 und 192 jedoch längstens bis zum 31. De­
zember 1926.

(2) Für die Dauer des in Abs. 1 genannten Zeit­
raums gelten die beiden Teile des Abstimmungs­
gebiets im Verhältnis zueinander nicht als Ausland 
im Sinne des 8 1313 Nr. 1 der Reichsversicherungs­
ordnung.

Artikel 194
Die gegenseitige Übernahme der Renten und die 

Überweisung der in Artikel 191 bezeichneten Beträge 
findet auch dann statt, wenn einem Berechtigten, 
der seinen Wohnsitz in dem einen Teil des Abstim­
mungsgebiets hat, nach Artikel 190 eine Rente von 
der für den anderen Teil zuständigen Versicherungs­
anstalt bewilligt worden ist.

Artikel 195
Beträge, die ein nach den vorhergehenden Artikeln 

nicht verpflichteter Verficherungsträger gezahlt hat, 
werden zum Vorbetrage, jedoch ohne Zinsvergütung, 
von dem Versicherungsträger erstattet, der nach den 
Bestimmungen dieses Titels die Bezüge zu gewäh­
ren hat.

Lkapitre IV
A88urance äe8 employö8

Article 196
1. — Da ToloZns assume l'obligation ds kour- 

nir, sans distinction ds nationalité, à partir du 
premier du mois qui suit la dats du transfert de 
la souveraineté, aux personnes qui, à cette dats, 
jouissent d'une prestation sn vertu ds la Doi alle­
mands d'Assurancs dss employés st ont leur do­
micile en Laute Lilssis polonaiss, lss mêmes pres­
tations qui leur étaient fournies par l'Institut 
allemand d'assurance dss employés (Keic/isuer- 
src/rerunAsairstalt für Angestellte) ou par uns 
caisse libre agrées conformement au para- 
grapbe 372 de la loi susmentionnée.

2- — Dss assures obligatoires aux termes de 
oetts loi qui ont leurs occupations, à la date du 
transfert de la souveraineté, dans la partis polo­
naise du territoire plébiscite, ou les personnes 
Mi entreprendront ultérieurement uns occu­
pation impliquant pour elles l'assurance obli- 
gatoirs, ainsi que celles qui, dans cette partis du 
territoire, ont su recours à l'assurance ksculta- 
Dve, sont, sans distinction de nationalité, con­
sidères, a dater du transfert de la souveraineté, 
comme relevant, depuis ls moment ou ils sont 
assurés, de l'Institut d'assurance qui sera créé par 
ls Oouvernemsnt polonais pour cotte partis du 
territoire.

Kapitel IV 

Angestelltenverstcherung 
Artikel 196

(1) Für Personen, die am Tage des Überganges der 
Staatshoheit auf Grund des Versicherungsgesetzes 
für Angestellte vom 20. Dezember 1911 im Genuß 
einer Leistung sind und ihren Wohnsitz in Polnisch- 
Oberschlesien haben, übernimmt Polen vom Beginne 
des nächsten Kalendermonats ab, ohne Rücksicht auf 
die Staatsangehörigkeit der Berechtigten, die Lei­
stungen, die von der Reichsversicherungsanstalt für 
Angestellte oder von einer gemäß 8 372 des Versiche­
rungsgesetzes für Angestellte zugelassenen Ersatzkasse 
geschuldet werden.

(2) Die nach dem Versicherungsgesetze für Ange­
stellte Versicherungspflichtigen Personen, die im pol­
nischen Teile des Abstimmungsgebiets beschäftigt 
oder die später dort in ein Beschäftigungsverhältnis 
eingetreten sind, sowie die Personen, die dort vom 
Rechte der freiwilligen Versicherung Gebrauch ge­
macht haben, gelten vom Übergänge der Staatshoheit 
ab, ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehörigkeit, als 
vom Beginn ihres Versicherungsverhältnisses an bei 
der Versicherungsanstalt für versichert, die von der 
polnischen Regierung für dies Gebiet eingerichtet 
wird.

14
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Z. — Des prestations on espèces et Iss rentes 
soront payées en monnaie allemande. 8i, à la 
place de la monnaie allemande, une monnaie 
polonaise est introduite avec cours legal sn 
Haute 8ilesm polonaise, les prestations on 
espèces et Iss rontos pourront dos ce moment être 
payées dans cotte monnaie au cours du change 
du dix du mois qui procède la date do l'échéance. 
Dos dispositions do l'articls 307, paragraphe 4, 
alinéas 2 et 3, s'appliquent en co qui concorno 
la détermination du cours du change.

Artrcîe 197
1. — Tour la fixation du montant des pres­

tations dues aux assures ou à leurs survivants, 
qui doivent être fixées par l'Institut polonais 
d'assurance dss employés, il sera tsnu compte, 
conformement aux dispositions de la législation 
allemands, dos cotisations valahlomsnt payses, 
pour la période anterieure a la dato du transfert 
ds la souveraineté, à l'Institut allsmand d'as­
surance des employés ou a une caisse libre agreos, 
ainsi que dos laits tenant lieu do cotisation.

2, — Do part st d'autre il sera tenu compte, 
lors de la fixation dss prestations, dp coti­
sations valablement payées pour la période 
postérieurs à la date du transfert de la sou- 
vorainote, soit dans la partie allemands, soit dans 
la partis polonaise du territoire plébiscite, ainsi 
que dss laits tenant lieu de cotisation qui se sont 
produits après estts dato, st esta tant sn es qui 
concerne la période d'attsnts et les droits ex- 
xectatils aux prestations que la fixation du mon­
tant dss prestations.

3. — Des prestations au paiement desquelles, 
conlormoment à co qui procède, doivent participer 
dss Instituts d'assuraness des dsux pays, ssront 
à la charge ds css Instituts dans la proportion 
dss cotisations qu'ils auront rsyues. D'Institut 
qui aura fixe la prestation et la kournira, recevra 
de l'autre uns somme égale au capital constitutik 
de la part de la prestation qui incombe à ce 
dernier.

4. — De capital constitutil sn question sera 
calcule selon un taril qui sera établi par vois 
d'accord entre les deux Couvsrnsments. Do 
règlement de comptes entre lss deux Convsrns- 
monts ss kora annuellement aussitôt qus possible 
après le lA janvier.

5. — Vis-à-vis de l'ayant droit, c'est a l'In­
stitut d'assurance qui a fixe la prestation qu'in­
combe l'obligation de lournir la prestation. Dors 
ds es règlement de comptes, seules lss prestations 
prescrites par la Doi allemande d'Assurance dss 
employés du 20 décembre 1911 ssront prises sn 
considération. Il ns sera pas tsnu compte dss 
allocations de secours : celles-ci sont à la charge 
de l'Institut d'assurance qui les a fixées.

Article 198
1. — D'autorité compétente dans le territoire 

plébiscite pour recevoir toutes demandes de pres­
tations en vertu d'assurances d'employés, est la 
commission des rentes (lîerrteircmsselmss) dans le 
ressort do laquelle l'assure a rempli on dernier 
lieu uns occupation impliquant pour lui l'as-

(3 ) Die baren Leistungen sind in deutscher Reichs­
mark zu zahlen. Wird an Stelle der deutschen Reichs­
mark in Polnisch-Oberschlesien die polnische Wäh­
rung Angeführt, so können vom Inkrafttreten des 
Währungswechsels ab die Renten in polnischer Wäh­
rung umgerechnet, zum Tageskurse am 10. des dem 
Fälligkeitstage vorangehenden Kalendermonats ge­
zahlt werden. Auf die Berechnung des Tageskurses 
finden die Bestimmungen des Artikel 307, tz 4, Abs. 2 
und 3 Anwendung.

Artikel 197
(1) Bei der Berechnung der von der polnischen 

Versicherungsanstalt festzustellenden Leistungen, die 
den Versicherten oder ihren Hinterbliebenen zu­
stehen, werden die für die Zeit bis zum Übergänge 
der Staatshoheit an die Reichsversicherungsanstalt 
für Angestellte oder an eine Ersatzkasse gültig ent­
richteten Beiträge und die ihnen gleich zu erachten­
den Ersatztatsachen nach den deutschen gesetzlichen 
Bestimmungen berücksichtigt.

(2) Die für die Zeit nach dem Übergänge der 
Staatshoheit im deutschen oder polnischen Teile des 
Abstimmungsgebiets gültig entrichteten Beiträge und 
die nach diesem Tage entstandenen Ersatztatsachen 
werden auch von der für den anderen Teil zuständi­
gen Anstalt bei der Feststellung von Leistungen, so­
wohl bei der Prüfung der Wartezeit und der An­
wartschaft als auch bei der Berechnung der Leistun­
gen, berücksichtigt.

(3) Leistungen, an denen hiernach Versicherungs­
anstalten der beiden Staaten beteiligt sind, werden 
auf diese Anstalten nach dem Verhältnis der ihnen 
zugeflossenen Beiträge verteilt. Die Anstalt, welche 
die Leistung festgestellt hat und zahlt, erhält von der 
anderen Anstalt den Kapitalwert des auf sie ent­
fallenden Anteils.

(4) Der Kapitalwert ist nach einem von den bei­
den Regierungen zu vereinbarenden Tarife zu be­
rechnen. Die Abrechnung erfolgt alljährlich alsbald 
nach Schluß des Kalenderjahrs.

(5) Dem Berechtigten gegenüber ist die Anstalt, von 
der die Leistung festgestellt worden ist, zur Zahlung 
verpflichtet. Bei der Abrechnung werden nur die aus 
dem Versicherungsgesetze für Angestellte selbst be­
ruhenden Leistungen berücksichtigt. Beihilfen bleiben 
außer Betracht, sie fallen der Versicherungsanstalt zur 
Last, die sie festgesetzt hat.

Artikel 198
(1 ) Für die Anträge auf Leistungen aus der An­

gestelltenversicherung ist innerhalb des Abstimmungs­
gebiets der Rentenausschuß zuständig, in dessen Be­
zirk der Versicherte zuletzt beschäftigt worden war 
oder die für ihn zu errichtende polnische Stelle, und 
sofern er zuletzt freiwillig versichert war, der Renten-
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savanes obligatoire, ou l'autorité polonaise qui 
sera erses à la place ds estts commission. 8i 
l'assure sst sn dernier lieu assuré facultatif, c'est 
la commission dss rentes du domicile qui est com­
petente, ou l'autorité polonaise qui sera crées à 
la plaes ds estts commission.

2. — Da fixation dss prestations st ls verse­
ment des rentes incombent a l'Institut d'as­
surance qui a re?u les dernières cotisations.

3. — Dans les cas vises a l'article 197, alinea 2, 
11nstitut auquel incombe la fixation des pres­
tations devra, avant de rendre sa decision, sou­
mettre pour avis le dossier à l'Institut com­
petent de l'autre partie du territoire plébiscite. 
D'Institut d'assurance de l'une des parties peut 
provoquer les enquêtes et introduire les recours 
permis par la Doi allemande d'Assurance des em­
ployés, auprès de l'Institut d'assurance et des 
autorités de l'autre partie.

Article 199
I. — 8i une personne à qui la Bologne sst tenue 

de fournir des prestations conformément à l'ar­
ticle 196, alinea 1, transfère son domicile de la 
partie polonaise dans la partie allemande du 
territoire plébiscite, l'Institut allemand d'assu­
rance dss employés prendra à sa cbarge les 
prestations à partir du premir du mois qui suit 
le cbangemsnt de domicile. De Couvsrnsment 
polonais versera dans ce cas au Couvsrnsment 
allemand uns somme égale au capital constitutif 
des prestations, en prenant comme base l'âge ds 
l'ayant droit au moment du cbangsment ds domi- 
cils, st sans tenir compte des allocations de 
secours.

2. — 8i une personne qui, à la date du transfert 
de la souveraineté, avait droit à uns prestation 
st ôtait domiciliés dans la partis allemands du 
territoire plébiscité, transfère son domicile dans 
la partie polonaise, l'institution polonaise cbargôs 
de l'assurance qui sst compétents prendra de la 
même manière les prestations a sa cbarge, st ls 
Couvsrnement allemand versera au Couvernement 
polonais uns somme égale au capital constitutif 
dss prestations telle qu'elle est definis à l'alinéa 1.

3. — Css dispositions sont applicables sn cas 
de cbangsment rôitôrô de domicile.

Article 299
1. — 8i uns personne a qui l'Institut d'assu­

rance competent pour la Hauts 8ilssm polonaise 
a accords une prestation après la date du transfert 
de la souveraineté, transfère son domicile de la 
partis polonaise dans la partie allemands du terri­
toire plébiscité, l'Institut allsmand d'assurance 
des employés assumera le paiement dss presta­
tions à partir du premier du mois qui suit le 
cbangsment de domicile. Dans es cas, ls Couverns- 
msnt polonais vsrssra au Couvsrnsment allemand 
une somme égale au capital constitutif dss presta­
tions tells qu'slls sst definis a l'alinea 1 de 
l'article 199.

2. — Dss mêmss dispositions s'appliquent 
maiaiis maiandis au cas oü une personne qui ôtait 
domiciliôe dans la partie allemands du territoire 
plôbiscitô et a qui une prestation a ôtô accordôs, 

ausschus; des Wohnsitzes oder die für ihn zu errich­
tende polnische Stelle.

(2 ) Für die Feststellung der Leistungen und für 
die Zahlung der Staaten ist die Versicherungsanstalt 
zuständig, an die zuletzt Beiträge entrichtet worden 
sind.

(3 ) In den Fällen des Artikels 197 Abs. 2 hat die 
für die Feststellung der Leistungen zuständige An­
stalt die Akten vor der Bescheiderteilung der für den 
anderen Teil des Abstimmungsgebiets zuständigen 
Anstalt zur Äußerung vorzulegen. Die Anstalt des 
einen Staates kann bei der des anderen Staates Be­
weiserhebungen beantragen und die nach dem Ver­
sicherungsgesetz für Angestellte zulässigen Rechtsmittel 
einlegen.

Artikel 199
(i) Verlegt ein Berechtigter, für den Polen die 

Leistungen nach Artikel 196 Abs. 1 zu gewähren hat, 
seinen Wohnsitz aus dem polnischen nach dem deut­
schen Teile des Abstimmungsgebiets, so übernimmt 
die Reichsversicherungsanstalt für Angestellte vom 
Beginn des auf die Wohnsitzverlegung folgenden Mo­
nats ab die Leistungen. Die polnische Regierung 
überweist der deutschen Regierung in diesem Falle 
den nach dem Alter des Berechtigten zur Zeit der 
Wohnsitzverlegung berechneten Kapitalwert der Lei­
stungen ohne die Beihilfen.

(2) Verlegt ein Berechtigter, der am Tage des 
Überganges der Staatshoheit anspruchsberechtigt war 
und seinen Wohnsitz im deutschen Teile des Ab­
stimmungsgebiets hatte, seinen Wohnsitz nach dem 
polnischen Teile, so übernimmt der zuständige pol­
nische Versicherungsträger in gleicher Weise die Lei­
stungen, und die deutsche Regierung überweist der 
polnischen Regierung den gemäß Abs. 1 berechneten 
Kapitalwert der Leistungen.

(3) Bei wiederholter Änderung des Wohnsitzes 
gilt entsprechendes.

A r t i k e l 200
(1) Verlegt ein Berechtigter, dem von der für Pol­

nisch-Oberschlesien zuständigen Versicherungsanstalt 
nach dem Übergänge der Staatshoheit eine Leistung 
bewilligt worden ist, seinen Wohnsitz aus dem polni­
schen Teile des Abstimmungsgebiets in den deutschen 
Teil, so übernimmt die Reichsversicherungsanstalt 
für Angestellte vom Beginne des aus die Wohnsitz­
verlegung folgenden Monats ab die Weiterzahlung 
der Leistungen. Die polnische Regierung überweist 
der deutschen Regierung in diesem Falle den gemäß 
Artikel 199 Abs. 1 berechneten Kapitalwert der Lei­
stungen. V î.

(2) Dasselbe gilt entsprechend für den Fall, daß 
ein Berechtigter, der im deutschen Teile des Abstim­
mungsgebiets wohnte und dem nach dem Übergänge 
der Staatshoheit eine Leistung von der Neichsver- 

14*
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après 1a dato du transfert ds 1a souveraineté, par 
1'Institut allemand d'assurance des employés ou 
par une caisse libre agréés, transfère son domicile 
en Laute Lilesie polonaise.

Article 291
1. — Des dispositions de l'article 197, alinea 2, 

et dss articles 199 st 200, ns ssront applicables 
que tant que les dispositions de tond ds la légis­
lation sn matière d'assurance des employés con­
corderont dans les deux parties du territoire 
plébiscite et que le mark allemand sera la seule 
monnaie ayant cours legal en Lauts Lilssis polo­
naiss. Dss dispositions dss articles 199 et 200 ne 
seront en tout cas pas applicables après le 31 dé­
cembre 1926.

2. — Du ce qui concerne les paragraphes 47 
st 76 ds la Doi allemands d'Assurance des 
employés, les parties allemande et polonaise du 
territoire plébiscité ne ssront pas considérées par 
rapport l'une à l'autre comme « Ausland » pendant 
les delais prevus a l'alinea 1 du présent article.

Article 292
Des deux Tarties contractantes prennent a leur 

cbarge, à titrs de réciprocité, la fourniture des 
prestations^ ainsi qus ls versement des sommes 
prevues a l'article 199, meme lorsque la prestation 
a sts accordes, conformément a l'article 198, à uns 
personne domicilies dans l'uns dss deux parties du 
territoire plébiscité par l'Institut d'assurance 
competent de l'autre partie.

Article 293
Des sommes qui auront sts payses par une 

institution chargée de l'assurance qui, d'après les 
articles precedents, n'est pas tenus de les paysr, 
ssront remboursées intégralement, mais sans in­
térêts, par l'institution charges ds l'assurancs qui 
sst tenue, d'après les dispositions du prosent titre, 
de payer lesditos sommes.

sicherungsanstalt für Angestellte oder von einer zu­
gelassenen Ersatzkasse bewilligt worden ist, seinen 
Wohnsitz in den polnischen Teil verlegt.

Artikel 201
(r) Die Bestimmungen der Artikel 197 Abs. 2, 

l99 und 200 finden nur Anwendung, solange die Ge­
setzgebung auf dem Gebiete der Angestelltenversiche­
rung in beiden Teilen des Abstimmungsgebiets in 
materieller Hinsicht übereinstimmt und die deutsche 
Reichsmark das einzige gesetzliche Zahlungsmittel in 
Polnisch-Oberschlesien ist, die Artikel 199 und 200 
jedoch längstens bis zum 31. Dezember 1926.

(2) Für die Dauer des im Abs. 1 bezeichneten 
Zeitraums gelten die beiden Teile des Abstim­
mungsgebiets im Verhältnis zueinander nicht als 
Ausland im Sinne der 88 47 und 76 des Versiche­
rungsgesetzes für Angestellte.

Artikel 202
Die gegenseitige Übernahme der Leistungen und 

die Überweisung der im Artikel 199 bezeichneten Be­
träge findet auch dann statt, wenn einem Berechtigten, 
der in dem einen Teile des Abstimmungsgebiets 
wohnt, nach Artikel 198 eine Leistung von der für 
den anderen Teil dieses Gebietes zuständigen Ver­
sicherungsanstalt bewilligt worden ist.

Artikel 203
Bezüge, die ein nach den vorhergehenden Artikeln 

nicht verpflichteter Versicherungsträger gezahlt hat, 
werden zum vollen Betrage, jedoch ohne Zinsver­
gütung, von dem Verstcherungsträger erstattet, der 
nach diesem Abschnitt die Bezüge zu gewähren hat.

Lllapitre V
Vi8po8ition tran8itoire8 et gönörale8

Article 294
8 1

Ds mot domicils, dans ls pressât titrs, ssra 
intsrxrsts conformément à la notion de IDoàorl 
dans 1s Code allemand dos Assurances sociales 
en viZusur dans les deux parties du territoire 
plébiscite.

8 2
1. — Ds Oouvsrnsment polonais reconnaîtra 

comme valables les decisions definitives et execu­
toires, à la date du transfert de la souveraineté, 
prises tant par des institutions allemandes 
chargées de l'assurance que par des autorités 
compétentes sn matièrs d'assurance, au sujet des 
revendications de rentes par des assures de la 
Lauts Lilssis polonaiss ou par leurs survivants.

2- — Tour autant qu'il n'y a pas encore ds 
decision definitive et executoire et sans préjudice 
des dispositions de l'article 183, la procedure sera

Kapitel V
Allgemeine und Übergangsbestimmungen

Artikel 204

8 1
In diesem Titel wird das Wort Wohnsitz im Sinne 

des Begriffs Wohnort entsprechend der in beiden 
Teilen des Abstimmungsgebiets geltenden Reichsver­
sicherungsordnung gebraucht.

8 2
(t) Die beim Übergänge der Staatshoheit rechts­

kräftigen Entscheidungen deutscher Verflcherungs- 
träger oder Versicherungsbehörden über Rentenan- 
sprüche von Versicherten aus Polnisch-Oberschlesien 
oder von deren Hinterbliebenen werden von der pol­
nischen Regierung als rechtswirksam anerkannt.

(2 ) Soweit rechtskräftige Entscheidungen noch 
nicht vorliegen, und soweit sich nicht aus Artikel 183 
ein anderes ergibt, wird das Verfahren von den Ver- 
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continués par Iss institutions diurZsss äs l'assu­
rance st par Iss autorités às l'Ltat qui sont tenues 
de fixer Iss prestations à dater du transfert de la 
souveraineté.

Article 295
1. — Dans les cas ou les prestations dues en 

vertu de l'assurancs-accidsnts, de l'assurance-in- 
validits st dss survivants, ainsi qus ds l'assurance 
des employés, doivent être prises à àai'M par 
des institutions polonaises àarAsss de l'assu­
rance, les dossiers seront inis a la disposition du 
Couvsrnsment polonais.

2. — De plus, seront mis a la disposition du 
Couvsrnsment polonais: les cartes-quittances des 
Instituts d'assurance et les re^us de cotisation 
des etablissements spéciaux aZrèès, pour les béné­
ficiaires de rentes d'assurancs-invalidits et des 
survivants qus la ToloZns doit prendre à sa 
cbarge, ainsi que les comptes de cotisation tenus 
par l'Institut d'assurance des employés en ce qui 
concerne les assures qui, a la date du transfert de 
la souveraineté, ont leur domicile ou leur occu­
pation en Haute Lilssis polonaise. Bnfin, en cas 
de besoin, il sera procède a un ècbanZs des cartes- 
quittances et des re^us de cotisation des assures 
des deux parties du territoire plébiscité, et des 
dossiers qui se rapportent aux revendications des 
assurés d'une partie du territoire plébiscité contre 
les institutions cbarZèes de l'assurance de l'autre.

3. — Obacun dss dsux Couvsrnsments mettra 
a la disposition de l'autre les documents de son 
administration dss postes nécessaires pour le 
paiement dss rsntss.

4. — Obacun dss dsux Couvernsmsnts s'engage 
à communiquer a l'autre les dossiers relatifs à 
l'assurance-maladie concernant les aussurès de 
l'autre partis du territoire plébiscité. Ceci vise 
entre autres lss assurés qui, par suite du partaZe 
des caisses d'assurance-maladie, quittent la caisse 
dont ils relevaient.

5. — De Couvsrnsment polonais veillera a ce 
que la 2 der Acülesrscüert Nsen- Md
Ltu/üàeru/ssenossensc/raft puisse, lors du trans­
fert de son sisAs en territoire allemand, emporter 
lss dossiers st documents qui ne concernent pas 
des entreprises ou des assurés devenus polonais.

Article 296
1- — Des autorités et les institutions cbargà 

de l assurance de la partis allsmands st ds la par­
tie polonaise du territoire plébiscite, se prêteront 
gratuitement assistance dans les affaires relatives 
à l'assurancs dss ouvriers st des employés. Toute­
fois, les débours (Z 117 du Code des Assurances 
sociales de l'Allemagne) ssront remboursés, à 
moins que l'autre Ltat n'exige pas lui-même le 
'oomoursoment ds tels débours.

— La rédaction dans la langue officielle de l'une 
des deux Tarties contractantes, de requêtes adres­
sées aux autorités ds l'autrs, ns peut pas consti­
tuer pour celles-ci un motif ds rejet.

3. D'emploi de la langue officielle de l'une des 
deux Tarties contractantes dans la correspon­
dance entre autorités st institutions cbargèes ds 
l assurance qui se rapports à des questions trai­
tées dans ls présent titre, ns constitue pas uns 
fin de non-recevoir.

sicherungsträgern und von den Behörden des Staates 
fortgesetzt, denen vom Übergänge der Staatshoheit ab 
die Feststellung der Leistungen obliegt.

Artikel 205
(1) Soweit Leistungen aus der Unfall-, Jnvaliden- 

und Hinterbliebenenversicherung sowie aus der An> 
gestelltenversicherung von polnischen Verstcherungs- 
tragern zu übernehmen sind, werden die betreffenden 
Akten der polnischen Regierung zur Verfügung ge­
stellt werden.

(2) Übergeben werden ferner die Quittungskarten 
der Versicherungsanstalten und die Beitragsbeschei­
nigungen der Sonderanstalten für Empfänger der 
von Polen zu übernehmenden Renten aus der Inva­
liden- und Hinterbliebenenversicherung sowie die 
Beitragskonten der bei der Reichsversicherungs­
anstalt für Angestellte versicherten Personen, die am 
Tage des Überganges der Staatshoheit in Polnisch- 
Oberschlesien wohnen oder beschäftigt sind; endlich 
sollen im Falle des Bedürfnisses die Quittungskarten 
und die Beitragsbescheinigungen der Versicherten 
beider Gebiete und Akten, die sich auf Ansprüche der 
Versicherten gegen einen Versicherungsträger des 
emen oder des anderen Gebiets beziehen, gegenseitig 
ausgetauscht werden.

(s) Jede der beiden Regierungen wird der anderen 
die Aufzeichnungen der Postverwaltung, soweit sie 
fur die Durchführung der Rentenzahlungen benötigt 
werden, zur Verfügung stellen.

(4) Beide Regierungen verpflichten sich, die Akten 
über die Krankenversicherung, die sich auf Ver­
sicherte aus dem anderen Teile des Abstimmungs­
gebiets beziehen, gegenseitig auszutauschen. Dies gilt 
insbesondere in Ansehung der Versicherten, die 
infolge der Teilung von Krankenkassen aus ihrer 
bisherigen Kasse ausscheiden.

(s) Die polnische Regierung wird dafür sorgen, 
daß die Sektion II der Schlesischen Eisen- und Stahl­
berufsgenossenschaft bei Verlegung ihres Sitzes auf 
deutsches Gebiet die Akten, die sich nicht auf polnisch 
werdende Betriebe und Versicherte beziehen, mit­
nehmen darf.

Artikel 206 -
(1) Die Behörden und Versicherungsträger des 

deutschen und des polnischen Teiles des Abstim­
mungsgebiets werden sich in Angelegenheiten der 
Arbeiter- und Angestelltenversicherung unentgeltlich 
Amtshilfe leisten. Jedoch werden bare Auslagen 
(8117 der Reichsversicherungsordnung) erstattet, es 
sei denn, daß von dem anderen Staate derartige bare 
Auslagen nicht berechnet werden.

(2) Die Abfassung von Eingaben an die Behörden 
des einen Staates in der amtlichen Sprache des 
anderen Staates darf keinen Grund für die Zurück­
weisung dieser Eingaben bilden.

(3) Im schriftlichen Verkehr der Behörden und 
Versicherungsträger der beiden Staaten unterein­
ander, soweit er im Rahmen der Durchführung dieses 
Titels erfolgt, bildet der Gebrauch der amtlichen 
Sprache des einen Staates keinen Grund für die 
Zurückweisung durch die Behörden und Versiche­
rungsträger des anderen Staates.
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Lkapitre V!
Opposition financières

Article 297
1. — Ds Oouvsrncw.snt allemand versera au 

Oouvsrnsment polonais, dans les deux semaines 
à dater du transfert de la souveraineté, la somms 
ds 30 millions ds marks allemands à valoir sur 
lss sommes qus la Tologne rsesvra lors du trans­
fert dss fonds mentionne à Tartiols 208.

2. — Os versement sera imputé sur le règle­
ment de comptes definitif.

Article 298
1. -- Ds transfert dss tonds dss assurances so­

ciales st ds l'Mat sn es qui concerne la Lauts 
Lilssis polonaise, sera règle par un accord spècial 
conformément aux stipulations de l'artiols 312 du 
Traité de Taix de Versailles.

2. — On tiendra compte dans cet accord spècial 
dss charges et obligations pécuniaires qui incom­
bent à la Tologne en vertu dss dispositions du 
présent titre.

3. — De délai fixé par l'article 312, alinéa 4 du 
Traité de Taix de Versailles, court a dater de 
l'entres sn vigueur ds la présente Oonvsntion.

4. — Avant l'expiration de ce délai, les deux 
(Gouvernements se réservent d'instituer une 
Oommission arbitrale spéciale pour régler toutes 
questions relatives au dit transfert de fonds. Ds 
cstts Oommission fsra au moins partis un repré­
sentant de chacun des deux Oouvernsmsnts.

5. — Au moment ou sera effectue ce transfert 
de fonds au Gouvernement polonais, l'Allemagne 
sera libérée des obligations incombant en vertu de 
sa législation aux institutions allemandes char­
gées de l'assurance dans la partie polonaise de la 
Laute Lilèsis.

Lkapitre VII
A88urance du personnel de8 chemiri8 de fer 

Article 299
Dss assurances obligatoires ainsi qus faculta­

tives du personnel dss chemins de fer de la Lauts 
Lilssis polonaiss — tant l'assurancs-maladis st 
l'assuranos-aoeidsnts qus l'assurancs-invalidits st 
dss survivants, ainsi que l'assurance additionnelle 
à l'assurancs-invaliditè et dss survivants (Abtei- 

der Aràeiterperrsionsàsse), l'assurance 
à la caisse-maladie st des survivants, appelés 
auparavant « Verdarrds^rarr/ceTr^asse » st l'as­
surance des employés, — seront, à dater du 
transfert ds la souveraineté, continuées par 1ss 
autorités ou Instituts polonais. D'assurance du 
personnel des chemins de fer ds la partis alle­
mands du tsrritoirs plébiscité continuera a êtrs 
du ressort des autorités ou Instituts allemands.

Article 219
8 i

1. — Da caisse-maladie d'entreprise de f'âserr- 
baândirektions bewirk Xattorvitrs cessera de fonc­
tionner à dater du transfert de la souveraineté. 
A cstts date, il sera crée, d'une part pour le psr-

Kapitel VI

Finanzielle Bestimmungen
Artikel 207

(1) Die deutsche Regierung wird der polnischen 
Regierung innerhalb von zwei Wochen nach dem 
Übergänge der Staatshoheit den Betrag von 
30 Millionen Mark in deutscher Währung als Vor­
schuß auf die Summe zahlen, die Polen bei der 
gemäß Artikel 208 vorzunehmenden Übertragung der 
Fonds erhalten wird.

(2) Dieser Betrag ist bei der allgemeinen Abrech­
nung zu berücksichtigen.

Artikel 208
(1) Die Übertragung der Fonds der sozialen und 

staatlichen Versicherungen bezüglich Polnisch-Ober- 
schlesiens wird gemäß den Bestimmungen des Artikel 
312 des Friedensvertrages von Versailles durch ein 
besonderes Abkommen geregelt werden.

(2) Dabei wird die Auseinandersetzung über die 
sich aus diesem Titel ergebenden Verpflichtungen und 
Belastungen des polnischen Staates zu erfolgen 
haben.

(3) Die im Artikel 312 Abs. 4 des Friedensver­
trags von Versailles bezeichnete Frist beginnt am 
Tage des Inkrafttretens dieses Abkommens.

(4) Vor Ablauf dieser Frist behalten sich beide Re­
gierungen vor, ein besonderes Schiedsgericht einzu- 
sctzen, das Fragen, die sich auf die Übertragung der 
Fonds beziehen, regeln soll. Diesem Schiedsgericht 
wird mindestens je ein Vertreter der beiden Regie­
rungen angehören.

(5) Mit der Übertragung der Fonds an den pol­
nischen Staat wird das Deutsche Reich von den Ver­
pflichtungen frei, die den deutschen Versicherungs­
trägern nach den gesetzlichen Bestimmungen in Pol­
nisch-Oberschlesien obliegen.

Kapitel VIII
Versicherungen des Eisenbahnpersonals 

Artikel 209
Die gesetzlichen und freiwilligen Versicherungen 

für das Eisenbahnpersonal in Polnisch-Oberschlesien, 
und zwar die Kranken-, Unfall-, Invaliden- und 
Hinterbliebenenversicherung sowie die Zusatzversiche­
rung zur Invaliden- und Hinterbliebenenversiche­
rung (Abteilung D der Arbeiterpensionskasse), die 
Versicherung bei der Kranken- und Hintcrbliebenen- 
kasse (früher Verbandskrankenkasse) und die Ange- 
stelltenversicherung werden vom Tage des Über­
ganges der Staatshoheit von den polnischen Stellen 
weitergesührt. Die Versicherung des Eisenbahn­
personals im deutschen Teile des Abstimmungs­
gebiets verbleibt bei den deutschen Stellen.

Artikel 210

8 1
(1 ) Die Betriebskrankenkasse für den Eisen­

bahndirektionsbezirk Kattowitz wird mit dem Tage 
des Überganges der Staatshoheit geschlossen. An 
diesem Tage wird für die im deutschen und für die 
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sonnA dss clrsmins ds ksr occupé dans 1a partis 
allemands du territoire plébiscite, et d'autre part 
pour celui occupe dans la partie polonaise, deux 
nouvelles caisses-maladie d'entreprise distinctes.

2. — jusqu'au transfert definitik des konds vise 
à l'article 208, le Comité directeur de la caisse- 
maladie d'entreprise konctionnant avant le trans- 
kert de la souveraineté administrera tous les konds 
de la caisse. Da caisse-maladie d'entreprise po­
lonaise crées en Haute Lilssis polonaise recevra, 
dans les deux semaines a dater du transkert do la 
souveraineté, uns somme d'un million et demi de 
marks allemands en espèces, provenant dss ré­
serves de la caisse-maladie d'entrexriss konction- 
nant avant ls transkert de la souveraineté. Cette 
somme sera prélevée sur le versement a effectuer 
lors du transkert des konds vise à l'article 208 ; 
on se reportera a la date du janvier 1922 en 
es qui concerns les konds à transksrer suivant 
l'articls 312 du Traite de Taix de Versailles.

3. — De Comité directeur de la caisse-maladie 
d'entreprise konctionnant avant le transkert de la 
souveraineté, versera dans les memes conditions 
uns somme de quatre millions et demi de marks 
allemands provenant de ses konds, a la caisse- 
maladie d'entreprise de la partis allemands du 
territoire plébiscite.

4. — Rn représentant désigne par ls Couverne- 
ment polonais aura lo droit, depuis ls moment 
du transkert de la souveraineté jusqu'à celui du 
transkert des konds d'examiner les livres du 
Comité directeur qui administre l'ensemble des 
konds de la caisse, et de se kaire donner tous 
renseignements relatiks à leur administration.

8 2
Dos articles 174 à 177 s'appliquent mutatr's 

Mîàndrs aux LSSurLnces-malLdie du personnel 
des cbemins de ker.

Artr'Ae 211
Des dispositions du cbapitro II du présent 

titrs s'appliquent matatrs mniarrdrs aux as­
surances-accidents du personnel des cbemins de 
ker, avec les modifications suivantes:
a) Aux articles 178 à 182 et 184, la date du 

transkert de la souveraineté remplacera celle 
du IV janvier 1922, et à l'article 180, elle 
remplacera celle du 31 décembre 1921 ;

d) Il no sera pas tenu compte des dispositions 
ds l'article 183.

Article 212
Des dispositions des cbapitres III et IV du 

présent titre s'appliquent nratatis nraêarrdrs aux 
assurances-invalidité et des survivants, et aux 
assurances des employés du personnel des cbemins 
do ker.

Article 213
Des principes contenus au cbapitro V du présent 

titre, ainsi que lss dispositions de l'article 208 de 
ce titre, s'appliquent à toutes les assurances du 
personnel des cbemins de ker visses à l'article 209. 

im polnischen Teile des Abstimmungsgebiets be­
schäftigten Eisenbahnbediensteten je eine neue Be­
triebskrankenkasse errichtet.

(s) Bis zur endgültigen Übertragung des Fonks 
gemäß Artikel 208 verwaltet der Vorstand der vor 
dem Übergänge der Staatshoheit bestehenden Be­
triebskrankenkasse das gesamte Kassenvermögen. Die 
im polnischen Teile des Abstimmungsgebiets errich­
tete polnische Betriebskrankenkasse erhält binnen 
zwei Wochen nach Übergang der Staatshoheit aus 
den angesammelten Reserven der bisherigen Be­
triebskrankenkasse des Eisenbahndirektionsbezirkes 
Kattowitz eine Summe von einundeinerhalben Mil­
lion Mark in bar in Anrechnung auf die später nach 
Artikel 208 vorzunehmende Übertragung der Fonds. 
Für die Übertragung der Fonds gemätz Artikel 312 
des Friedensvertrags von Versailles zu übertragen- 
dcn Fonds soll der 1. Januar 1922 maßgebend sein.

(3) Der Vorstand der bisherigen Betriebskranken­
kasse des Eisenbahndirektionsbezirkes Kattowitz wird 
der im deutschen Teile des Abstimmungsgebiets er­
richteten Betriebskrankenkasse mit der gleichen Maß­
gabe den Betrag von vierundeinerhalben Million 
Mark aus dem Vermögen der bisherigen Kasse 
überweisen.

(4) Ein von der polnischen Regierung zu bezeich­
nender Vertreter soll vom Übergänge der Staats­
hoheit bis zur endgültigen Übertragung der Fonds 
das Recht haben, die Bücher des Kassenvorstandes, 
der das Vermögen der bisherigen Betriebskranken­
kasse verwaltet, einzusehen und von ihm Auskunft 
über die Verwaltung zu verlangen.

8 2
Die Artikel 174 bis 177 finden auf die Kranken­

versicherung der Eisenbahnbediensteten entsprechende 
Anwendung.

Artikel 211
Die Bestimmungen des zweiten Kapitels dieses 

Titels finden auf die Unfallversicherung der Eisen­
bahnbediensteten mit folgenden Maßgaben ent­
sprechende Anwendung:

a) In den Artikel 178 bis 182 und 184 tritt an 
die Stelle des 1. Januar 1922 und im Artikel 
180 tritt an die Stelle des 31. Dezember 1922 
der Zeitpunkt des Überganges der Staatshoheit.

b) Artikel 183 kommt nicht in Betracht.

Artikel 212
Die Bestimmungen des dritten und vierten Ka­

pitels dieses Titels finden auf die Invaliden- und 
Hinterbliebenenversicherung und auf die Ange­
stelltenversicherung der Eisenbahnbediensteten ent­
sprechende Anwendung.

Artikel 213
Die im 5. Kapitel dieses Titels enthaltenen Be­

stimmungen und die Vorschrift des Artikel 208 
finden auf die im Artikel 209 bezeichneten Ver­
sicherungen der Eisenbahnbediensteten Anwendung.
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Lkapitre VIII 
Ober8ck!e8Î8cker ttnapp8ckakt8verejn

Article 214 
8 i

Dss doux Oouvsrasmsnts concluront un accord 
eoncornant la liquidation du Obersc/rlesiscster 
AnKMscàftsrerà. 8i est accord n'ost pas conclu 
lo 15 novsmbrs 1922, l'articls 312 du Traits do 
Taix do Vorsaillos sera axxlieabls, à moins quo 
Iss doux Couvornsinonts aient pu ôliininor los 
divorZoneos d'opinion subsistant ontro oux au 
moyon d'uno autro inotbodo do conciliation.

8 2
Dos doux Oouvsrnsmsnts s'ontondront pour 

dstorminor lo régime d'aàinistration du Ober- 
sc/rlesiscâer A/rappsclraftsvereà pondant la 
poriodo procédant la liquidation, dusqu'a eo quo 
cotto entonte ait liou, lo règlement suivant sera 
applique.

1° D'Obersolrlesisc/rer A-rappsclia/tsvereà sera 
maintenu avec son organisation st sa sxbèrs 
d'activits actuelles, st sans qüs risn soit changé 
a la compétence, à son sgard, dss autorités 
administratives et judiciaires.

2° Ds Oouvsrnsmsnt polonais dslègus un com­
missaire auprès de la direction du Obersc/àsisc/rer 
àappsclnr/tsvereà Os commissaire recevra sur 
demande tous rsnsoignsments rslatils a l'aàini- 
stration. Il peut soulever des objections. Il sera 
tenu compte, dans toute la mesure du possible, des 
désirs exprimes par lui.

3° Da direction du Oàcrsc^lesiselrcr Lnapp- 
seàfksuereà donnera a un nombre raisonnable 
de personnes destinées a devenir fonctionnaires 
polonais du Obcrsc/àsrse/rer LnapMoàfisîwrà 
l'occasion de se familiariser avec leurs taches et 
fonctions ultérieures. Dn cas de divergences 
d'opinion concernant le nombre raisonnable, la 
Oommission mixte statuera.

8 3
8i l'entente prevue au paragraphe 2, phrase 1, 

du présent article, ne ss réalise pas avant le 
16 novembre 1922, le Gouvernement polonais 
pourra dénoncer vis-à-vis du Oouvernsment alle­
mand le règlement stipule au paragraphe 2, 
chiffres 1 à 3, pour la fin de chaque mois à partir 
du 31 décembre 1922, moyennant préavis d'un 
mois.

Limpitre IX
Compétence de la Commi88ion mixte

Article 215
Da Oommission mixte sst competents pour 

trancher les contestations qui s'élèveraient entre 
le Oouvsrnemsnt allemand et le Gouvernement 
polonais au sujet de l'interprétation et de l'appli­
cation de l'article 182 ; de l'article 183, alinea 2, 
phrase 2 ; de l'article 184 ; de l'article 187 ; de 
l'article 191, alinea 1, phrase 2, alineas 2 et 3 ; 
de l'article 192, alineas 1, phrase 2, alinea 2 ; de 
l'article 194 ; de l'article 199, alinea 1, phrase 2, 
alineas 2 st 3 ; de l'article 200, alinea 1, phrase 2 ; 
de l'article 202 ; de l'article 205 ; de l'article 206 
st de l'article 207, ainsi qus dss dispositions 
analogues relatives aux assurances des employés 
des chemins de ker.

Kapitel VIN
Oberschlesischer Knappschastsverein 

Artikel 214
8 1

Die beiden Regierungen werden ein Abkommen 
über die Auflösung des Obcrschlesischen Knapp­
schaftsvereins schließen. Ist das Abkommen nicht 
am 15. November 1922 geschlossen, so findet Artikel 
312 des Friedensvertrags von Versailles Anwen­
dung, wenn die beiden Regierungen die zwischen 
ihnen bestehenden Meinungsverschiedenheiten nicht 
durch eine andere Schlichtungsart beseitigen konnten.

>8 2
Während der der Auflösung des Oberschlestschen 

Knappschaftsvereins vorangehenden Zeit werden sich 
beide Regierungen über eine vorläufige Art seiner 
Verwaltung verständigen. Bis zu dieser Verstän­
digung soll folgende Regelung Platz greifen.

(1) Der Oberschlesische Knappschaftsverein wird 
in seiner gegenwärtigen Organisation und seinem 
gegenwärtigen Tätigkeitskreis aufrechterhalten, ohne 
daß in bezug auf ihn etwas an der Zuständigkeit 
der Verwaltungs- und Gerichtsbehörden geändert 
wird. !

(2) Die polnische Regierung entsendet einen Be­
auftragten zu der Direktion des Oberschlestschen 
Knappschaftsvereins. Dieser Beauftragte soll auf 
Verlangen jede Auskunft über die Verwaltung er­
halten. Er darf Einwendungen geltend machen. 
Nach Möglichkeit ist seinen Wünschen Rechnung zu 
tragen.

(3) Die Direktion des Oberschlestschen Knapp­
schaftsvereins soll einer angemessenen Anzahl von 
Personen, die bestimmt sind, polnische Beamte des 
Oberschlestschen Knappschaftsvereins zu werden, 
Gelegenheit geben, sich mit ihren künftigen Aufgaben 
und Tätigkeiten vertraut zu machen. Bei Meinungs­
verschiedenheiten über die Angemessenheit der Zahl 
ent cheidet die Gemischte Kommission.

8 3
Kommt die im Z 2 Satz 1 dieses Artikels vorge­

sehene Verständigung bis zum 10. November 1922 
nicht zustande, so kann die polnische Regierung die 
im A 2 Ziffer 1 bis 3 vereinbarte Regelung für das 
Ende jedes Monats vom 31. Dezember 1922 ab 
unter Einhaltung einer Frist von einem Monat der 
deutschen Regierung kündigen.

Kapitel IX 
'Zuständigkeit der GemischtenMommission

Artikel 215
Die Gemischte Kommission ist zuständig zur Ent­

scheidung über alle Streitigkeiten zwischen der 
deutschen Regierung und der polnischen Regierung 
über die Auslegung und Anwendung des Artikel 182; 
des Artikel 183 Abs. 2 Satz 2; des Artikel 184; des 
Artikel 187; des Artikel 191 Abs. 1 Satz 2, der 
Abs. 2 und 3; des Artikel 192 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2; 
des Artikel 194; des Artikel 199 Abs. 1 Satz 2, 
Abs. 2 und 3; des Artikel 200 Abs. 1 Satz 2; des 
Artikel 202; des Artikel 205; des Artikel 206 und 
des Artikel 207 sowie der entsprechenden Bestim­
mungen, die sich auf die Versicherungen des Eisen­
bahnpersonals beziehen.
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Cinquième partie
Questions economiques

Teil v
Wirtschaftliche Bestimmungen

Vitre premier

Régime Douanier
ckapitre premier

vi8PO8iti0N8 gênàl68
Article 216

Da frontière douanière entre l'Allemagne et la 
Tologns dans le territoire plébiscité coincidsra 
avec la nouvelle frontière politique. Des légis­
lations douanières allemande et polonaise, ainsi 
que les tariks douaniers quelles comportent, 
seront appliques, sans intervention de I autre 
partie, à l'intérieur de cüacun des deux territoires 
douaniers, sous reserve des restrictions et excep­
tions convenues ci-après.

Article 217
1. — Tendant uns période de six mois, les mar- 

cbandisss venant d'autres pays a destination du 
territoire plébiscite, qui auront acquitte les droits 
d'entrês à la lrentière polonaise ou allemande 
avant la date du partage de la Haute Lilesie, 
passeront la krontièrs en lranclnss.

2. — Il convenu que cette période de six 
mois court dès la date du transkert de la souve­
raineté, et que les dispositions de l'slinà I ne 
s'appliqueront qu'aux marchandises ayant acquitte 
les droits d'entres avant ls 1°^ novembre 1921.

Article 218

§1
Tendant une période ds quints années, lss 

produits naturels, originaires st on provenance de 
l'une des dsux parties du territoire plébiscite, 
destines a être consommes ou utilises dans l'autre 
partis, passeront la krontièrs sn kranebiss.

82
8sront considères comme produits naturels: 

lss céréales ds toute espèce, lss raves st betteraves 
de toute espèce, y compris lss betteraves à sucre, 
ko Doublon, les pommes de torrs, les kruits Irais, 
lss baies, les lègumss Irais, les cbampignons Irais, 
lo loin, la paille, la glacs Naturells, ls sel, lss 
pisrrss (brutss ou dégrossies, mais non autrement 
travaillées), la terre naturelle, le sable, le gravier, 
l'argile, l'ardoiss, le bois (y compris le bois 
èbrancbè, mais non autrement travaillé), les 
lagots et ramilles.

83
Dss dsux Couvsrnsments ss réservent, pour ls 

cas ou dss dikücultss d'application surgiraient, 
d'entrer en pourparlers afin d'examiner si st dans

Titel I
Zollwesen

Kapitel l

Allgemeine Bestimmungen
Artikel 216

Die Zollgrenze zwischen Deutschland und Polen 
in Oberschlesien fällt mit der neuen politischen Grenze 
zusammen. Innerhalb der beiden Zollgebiete bleiben 
die deutsche und die polnische Zollgesetzgebung nebst 
den zugehörigen Zolltarifen in autonomer Geltung, 
vorbehaltlich der in nachstehendem vereinbarten Be­
schränkungen und Ausnahmen.

Artikel 217
(1) Während eines Zeitraums von sechs Monaten 

werden die Waren, die von anderen Ländern kom­
mend nach dem Abstimmungsgebiete bestimmt waren, 
und die die Einfuhrzölle an der deutschen oder der 
polnischen Grenze vor der Teilung Oberschlesiens 
bezahlt haben, zollfrei die Grenze überschreiten.

(2) Es besteht Einverständnis darüber, daß diese 
Frist von dem Tage des Überganges der Staatshoheit 
an zu laufen beginnt, und daß die Vereinbarung im 
Absatz 1 sich nur auf Waren bezieht, die bis zum 
I. November 1921 die Eingangszölle bezahlt haben.

Artikel 218

8 1
Während eines Zeitraums von fünfzehn Jahren 

werden die natürlichen Erzeugnisse, die ihren Ur­
sprung und ihre Herkunft in einem der beiden Teile 
des Abstimmungsgebiets haben, und die dazu be­
stimmt sind, in dem anderen Teile verbraucht oder 
verwendet zu werden, zollfrei über die Grenze gehen.

8 2
Als natürliche Erzeugnisse sind anzusehen: Ge­

treide aller Art, Rüben aller Art, einschließlich der 
Zuckerrüben, Hopfen, Kartoffeln, frisches Obst, 
Beeren, frisches Gemüse, frische Pilze, Heu, Stroh, 
natürliches Eis, Salz, Steine (roh oder roh be- 
hauene, sonst nicht weiter bearbeitet), natürliche Erde, 
Sand, Kies, Ton, Schiefer, Holz (auch entästet, aber 
sonst nicht weiter bearbeitet), Reisig.

8 3
Beide Regierungen behalten sich vor, falls sich 

Schwierigkeiten ergeben sollten, in Verhandlungen, 
darüber einzutreten, ob und inwieweit etwa für ein-

15
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quelle mesure l'axxlicabioir à système des con­
tingents à certaines categories de marchandises, 
pourrait faciliter les échanges. 

zelne Warengruppen eine leichtere Handhabung des 
Verkehrs sich durch eine Kontingentierung ermög­
lichen läßt.

Article 219
1. — Tendant une période de six mois, les 

produits hruts, demi-bruts ou demi-fabriques, pro­
venant dss etablissements industriels ds l'une dss 
deux parties du territoire plébiscite, destines à 
êtrs utilises ou transformes dans les etablisse­
ments industriels de l'autre partis, passeront la 
frontière en franchise.

2. — Des autorisations délivrées pour l'entres 
ds ces produits devront mentionner les etablisse­
ments expéditeurs et destinataires.

Artikel 219
(1) Während eines Zeitraums von sechs Monaten 

werden die Rohstoffe und Halbfabrikate der indu­
striellen Betriebe der einen der beiden Teile des Ab­
stimmungsgebiets, die dazu bestimmt sind, in den 
industriellen Betrieben des anderen Teiles verbraucht 
oder verarbeitet zu werden, zollfrei über die Grenze 
gehen.

(2) Die Zulassungsscheine für die Einfuhr dieser 
Erzeugnisse müssen die Absendestellen und die Emp­
fangsstellen namhaft machen.

Article 229
1. — Tondant uns période ds quinze ans, lss 

produits bruts, dsmi-bruts ou dsmi-fabriquös, 
originaires et en provenance des etablissements 
industriels de l'une dss doux parties du territoire 
plébiscite, destines à êtrs transformes dans les 
etablissements industriels de l'autre partie, passe­
ront la frontière sn franchisa lorsqu'ils devront 
être réimportes dans leur pays d'origine.

2. — Des autorisations délivrées pour l'entres 
ds css produits devront mentionner les etablisse­
ments expéditeurs et dsstinatairss.

Article 221
8 1-

De droit d'sntrss en franchise stipule à 
l'article 220, ne comporte que l'entres sn franchise 
dans le pays oü a lieu la transformation des 
produits. Chaque pays conserve le droit de 
déterminer librement si, et dans quelle mesure, les 
produits transformes peuvent être réimportés en 
franchise, — conformement aux dispositions sn 
vigueur sur l'admission temporaire (DsreckAnnAS- 
uerLArr) — dans le pays d'origine du produit 
brut, demi-brut ou demi-fabrique (Torproàkt).

82
Dans les cas prevus à l'article 220, il ne sera 

perçu aucun droit de sortis au passage de la fron­
tière, ni a l'aller ni au retour.

83
Dans les cas oü les produits bruts, dsmi-bruts 

ou demi-fabriques, destines à la transformation 
par la vois cle l'admission temporaire, tomberaient 
sous ^e coup de prohibitions d'importation ou 
d'exportation, Iss Tsrtiss contractantes accor­
deront des permis d'importation ou d'expor­
tation pour ces produits. DI lss accorderont 
egalement des permis d'exportation pour la réex­
pédition dans le pays d'origino des produits trans­
formes. 8i le produit transforme tombe, lors de la 
réexpédition dans le pays d'origine, sous le coup 
d'uns prohibition d'importation, un permis ^im­
portation devra être delivre.

Artikel 220
(1) Während eines Zeitraums von fünfzehn 

Jahren werden die Rohstoffe und Halbfabrikate, die 
ihren Ursprung und ihre Herkunft aus den indu­
striellen Betrieben des einen der beiden Teile des 
Abstimmungsgebiets haben, und die dazu bestimmt 
sind, in den Betrieben des anderen Teiles verarbeitet 
zu werden, zollfrei über die Grenze gehen, wenn sie 
wieder in ihr Ursprungsland eingeführt werden 
müssen.

(2) Die Zulassungsscheinc für die Einfuhr dieser 
Erzeugnisse müssen die Absendestellen und Emp­
fangsstellen namhaft machen.

Artikel 221

8 1
Das im Artikel 220 gewährte Recht des zollfreien 

Einganges bezieht sich nur auf die Eingangszollfrei- 
hcit in jenem Lande, in dem die Umarbeitung aus­
geführt wird. Jedes Land behält sich das Recht vor, 
nach freiem Ermessen zu bestimmen, ob und inwie­
weit aus Grund der geltenden Vorschriften über den 
Veredelungsverkehr die veredelte Ware zollfrei in das 
Ursprungsland des Rohprodukts oder Halbfabrikats 
(Vorproduktes) wieder eingeführt werden kann.

8 2
In den im Artikel 220 vorgesehenen Fällen soll 

beim Überschreiten der Grenze weder auf dem Hin- 
noch auf dem Rückwege ein Ausfuhrzoll erhoben 
werden.

8 3
Falls die zur Veredelung bestimmten Rohstoffe 

und Halbfabrikate Einfuhr- oder Ausfuhrverboten 
unterliegen, werden die vertragschließenden Teile für 
diese Waren Ein- oder Ausfuhrbewilligungen er­
teilen. Ebenso werden sie die Ausfuhrbewilligungen 
für die veredelten Waren zur Rücksendung in das 
Ursprungsland erteilen. Falls die veredelte Ware 
bei der Rücksendung in das Ursprungsland dort 
einem Einfuhrverbot unterliegt, wird die Einfuhrbe­
willigung erteilt werden.
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Article 222
1. — D'expression « produits demi-bruts ou 

demi-lubriques » employée aux articles 219 st 220, 
s'entend sn rèZls Zensrals uniquement dss pro­
duits d'etablissements industriels considères par 
le destinataire comme produits demi-bruts ou 
demi-kabriquès, du lait qu'il les soumet à une nou­
velle mise sn oeuvre industrielle ou à une nouvelle 
transformation pour en taire un nouvel article 
prêt soit à une tronskormation subséquente, soit 
à la consommation.

2. — D'expression « établissements industriels » 
employée aux articles 219 et 220, s'étend aux 
petits métiers et à la manufacture.

Article 223
1. — Il appartient a cbacun des deux Liais de 

régler librement de quelle ka^on doit être laits 
dans cbaqus cas la preuve que lss conditions pré­
vues pour l'application de l'article 217, alinéa 1, 
de l'article 218, xaragrapbss 1 et 2, de l'ar­
ticle 219 et l'article 220, sont remplies.

2. — Tour l'administration de cette preuve et 
l'établissement ds l'identité de la marcbandiss, on 
pourra avoir recours, suivant les cas, à des certi­
ficats d'origine, des quittances de douane, des cor­
respondances commerciales, des lettres de voiture, 
dss extraits de livres de commerce ou autres do­
cuments d'origine privée. Il appartiendra a cba­
cuns dss dsux Administrations dss douanes d'ap­
précier dans cbaqus cas particulier si st dans 
quelle mesure la preuve doit être considérée comme 
laite, conformément aux règlements sn vigusur 
dans son pays.

Ariie/e 224
1. — Conformément a l'article 268 du Traité de 

Taix de Versailles, les produits naturels ou fabri­
qués, originaires et en provenance de la partie 
polonaise du territoire plébiscité, seront, re^us a 
leur entrés sur ls territoire allemand sn krancbiss 
de douane pendant une pèriods ds trois annèss. 
Cotte période courra à dater de la notification du 
tracé de la frontière à l'Allemagne st a la To- 
logns.

2. — De cbapitro II du présent titro contient Iss 
détails relatifs a la mise on pratique des dis­
positions du présent article.

Article 225
81

Tu ce qui concerne lo règimo d'exportation, les 
Tarties contractantes s'engagent à faciliter, pon­
dant uns période do quints ans, l'exportation do 
leurs territoires respectifs dss produits indispen­
sables pour l'industrie de l'une ou de l'autre par­
tie du territoire plébiscité, en délivrant les permis 
d exportation nécessaires st on autorisant lexè- 
cution dos contrats passés entre particuliers, 
étant entendu que les droits d'entrèo seront payés 
par ces produits lors de lsur importation en terri­
toire allemand ou en territoire polonais, sauf les 
exceptions prévues aux articles précédents.

8 2
1. — Des produits mentionnés au xaragrapbe 

precedent ns comprennent que dss produits bruts,

Artikel 222
(i) Unter Halbfabrikaten im Sinne der Artikel 219 

und 220 versteht man im allgemeinen nur solche Er­
zeugnisse industrieller Betriebe, die für den Empfän­
ger deshalb ein Halbfabrikat darstellen, weil sie von 
ihm einer weiteren Verarbeitung oder weiteren Um­
formung unterworfen werden, um zu einem anderen 
selbständigen weiter verarbeitungsfähigen oder ge­
brauchsfertigen Erzeugnis umgeformt zu werden. '

(L) Der Ausdruck industrielle Betriebe in den Ar­
tikeln 219 und 220 umfaßt auch die gewerblichen und 
Handwerksbetriebe.

Artikel 223
C) Es bleibt jedem der beiden Staaten überlassen, 

nach seinem Ermessen die Frage zu regeln, wie im 
einzelnen Falle der Nachweis der Erfüllung der Vor­
aussetzungen für die Anwendbarkeit der Bestimmun­
gen im Artikel 217 Absatz 1, Artikel218 81, 2, 
Artikel 219, 220 zu führen ist.

(2) Zur Führung dieses Nachweises und zur Fest­
stellung der Identität der Ware können je nach Lage 
des Falles Ursprungszeugnisse, Zollquittungen, kauf- 
mänmschc Korrespondenzen, Frachtbriefe, Auszüge 
aus Geschäftsbüchern oder andere private Urkunden 
verwendet werden. Es bleibt den beiderseitigen Zoll­
behörden überlassen, ob und inwieweit sie nach den in 
ihrem Lande bestehenden Bestimmungen im einzelnen 
Falle den zu führenden Beweis als erbracht an­
sehen.

Artikel 224
(i) Gemäß Artikel 268 des Friedensvertrags von 

Versailles werden die natürlichen Erzeugnisse oder 
die Fabrikate, die ihren Ursprung und ihre Herkunft 
in dem polnischen Teile des Abstimmungsgebiets 
haben, bei ihrem Eingang in das deutsche Gebiet 
während eines Zeitraums von drei Jahren von jeder 
Zollabgabe befreit. Diese Frist wird mit der Be­
kanntgabe der neuen Grenze an Deutschland und an 
Polen zu laufen beginnen.

(2) Die in Kapitel 2 enthaltenen Vereinbarungen 
sind zum Zwecke der Durchführung dieser Bestim­
mungen getroffen worden.

Artikel 225
8 1

Die vertragschließenden Teile verpflichten sich, wäh­
rend eines Zeitraums von fünfzehn Jahren die Aus­
fuhr von Erzeugnissen aus ihren Gebieten zu erleich­
tern, die für die Industrie des einen oder des anderen 
Teiles des Abstimmungsgebiets unentbehrlich sind. 
Sie werden die notwendigen Ausfuhrgenehmigungen 
erteilen und die Ausführung der zwischen Privatper­
sonen geschlossenen Verträge unter der Voraussetzung 
gestatten, daß die Einfuhrabgaben von diesen Erzeug­
nissen bei ihrer Einfuhr in deutsches bzw. polnisches 
Gebiet bezahlt werden, soweit nicht in den vorher­
gehenden Artikeln Ausnahmen vorgesehen sind.

8 2
(i ) Unter den im 8 l dieses Artikels erwähnten 

Erzeugnissen sind nur die Rohprodukte, Halbfabrikate 

15*
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dsmi-bruts, dsmi-kabriquès ou finis, indispsu- 
sablss aux bssoins directs de l'industrie de l'une 
ou de l'autre partie du territoire plébiscite, à l'ex­
clusion, entre autres, des vivres.

2. — Des dispositions du xaraZrapbe 1 s'ap­
pliquent non seulement à la grande industrie, 
mais encore aux petits métiers et à la manu- 
kacturs.

83
Des stipulations de l'article 223 s'appliquent 

mutatis mutanà au premier xaraZraxbe du pré­
sent article.

Article ZZ6
8 i

Des périodes de six mois ou de quinze ans msn 
tionnses aux articles 218, 219 et 220 et au para- 
Araxbe 1 de l'article 225, courent des la date du 
transfert de la souveraineté.

82
Vous reserve des dispositions qui suivent, la 

trancbise de douane stipules aux articles 217, 218, 
219, 220 st 224 ss rapports uniquement aux 
droits d'entres et de sortie; elle ns ss rapports 
point aux impôts intérieurs, droit de manipula­
tion douanière, redevances prélevées a l'occasion 
de la délivrance de permis d'entrss ou de sortie, 
droits de statistique.

8 3
Dn ce qui concerne l'exportation dss kruits trais, 

dss baies, légumes trais, koin, paille, pierres 
(brutes ou dégrossies, mais non autrement tra­
vaillées), terre Naturells, sabls, gravier, argile st 
ardoise, dans la mesure ou ces produits tombent 
sous l'application du xaragraxbe 1 de l'article 218 
st seraient l'objet dans l'un des deux pays de 
probibitions d'importation ou d'exportation, les 
deux Couvsrnements accorderont dss permis 
d'importation ou d'exportation sans prélever de 
redevance à l'occasion de l'importation ou de l'ex­
portation, ou de la délivrance de css permis.

8 4
Dn outre, si des produits vises à l'article 219 

étaient l'objet de probibitions d'importation ou 
d'exportation, lss deux Couvernsments accorde­
raient des permis d'importation ou d'exportation, 
sans prélever de redevance à l'occasion de l'impor­
tation ou de l'exportation, ou de la délivrance de 
ces permis.

Article 227
8 I

1. — Feront considères comme produits in­
dispensables aux besoins directs de l'industrie de 
l'une ou de l'autre partis du territoire plébiscité, 
lss produits satiskaisant aux conditions sui­
vantes :
a) la marebandise, telle qu'elle est demandés, 

doit être disponible dans le pays kournisseur 
sn quantités suffisantes pour les besoins de 
son industrie;

b) tant qu'un dss deux Mats demandera a 
l'autre, sn ss basant sur l'article 225, para- 
graxbs 1, de lui fournir des marebLndises, il 
ne pourra exporter css marebandisss ou dss 

und Fertigerzeugnisse, die für die Industrie des einen 
oder des anderen Teiles des Abstimmungsgebiets 
unmittelbar unentbehrlich sind, und insbesondere 
nicht etwa Lebensmittel zu verstehen.

(2) Die Bestimmungen des 8 1 dieses Artikels 
finden nicht nur auf die Großindustrie, sondern auch 
auf gewerbliche und Handwerksbetriebe Anwendung.

8 3
Die Bestimmungen des Artikels 223 finden auf 

Z 1 dieses Artikels entsprechende Anwendung.

Artikel 226

8 1
Der Lauf der in den Artikeln 218, 219, 220 sowie 

im Artikel 225 8 1 erwähnten Fristen von sechs Mo­
naten oder fünfzehn Jahren beginnt mit dem Tage 
des Überganges der Staatshoheit.

8 2
Die in den Artikeln 217, 218, 219, 220 und 224 

vereinbarte Zollfreiheit bezieht sich vorbehaltlich der 
nachfolgenden Bestimmungen lediglich auf die Ein­
und Ausfuhrzölle. Sie bezieht sich keineswegs auf 
die inneren Steuern, die Zollmanipulationsgebüh­
ren, die Abgaben für die Bewilligung der Ein- und 
Ausfuhrerlaubnis und auf statistische Gebühren.

8 3
Was die Ausfuhr von frischem Obst, Beeren, fri­

schem Gemüse, Heu, Stroh, Steinen (roh oder roh 
behauen, nicht anderweit bearbeitet), natürlicher 
Erde, Sand, Kies, Ton und Schiefer anlangt, werden 
die beiden Regierungen, falls diese Erzeugnisse den 
Bedingungen des Artikels 218 8 1 entsprechen und 
in einem der beiden Länder mit Ein- und Ausfuhr­
verboten belegt sind, Ein- oder Ausfuhrbewilligungen 
erteilen und von der Erhebung von Ein- und Aus­
fuhrabgaben absehen.

8 4
Beide Regierungen werden ferner, falls die im 

Artikel 219 genannten Erzeugnisse Ein- oder Aus­
fuhrverboten unterliegen sollten, Ein- oder Ausfuhr­
bewilligungen erteilen, ohne Ein-' und Ausfuhrab­
gaben zu erheben.

Artikel 227 
8 1

(1) Als die für die unmittelbaren Bedürfnisse der 
Industrie des einen oder des anderen Teiles des 
Abstimmungsgebiets unentbehrlichen Erzeugnisse 
sind Erzeugnisse anzusehen, die den nachstehenden 
Bedingungen entsprechen:
a) Die angeforderte Ware muß als solche in dem 

Lieferungsland in einer für den Bedarf der In­
dustrie dieses Landes ausreichenden Menge vor­
handen sein;

b) solange einer der beiden Staaten unter Berufung 
auf Artikel 225 8 1 von dem anderen Staate die 
Lieferung von Erzeugnissen verlangt, kann er 
diese Erzeugnisse oder gleichartige Erzeugnisse 
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marclrandisss identiques produites sur son 
territoire. Toutefois, l'exportation dont il est 
ici question ne comprend ni l'exportation 
dans le pays fournisseur, ni l'exportation 
dans des pays tiers de quantités ne dépassant 
pas 57» des quantités disponibles a l'inté­
rieur, à l'exclusion des quantités importées 
de pays tiers.

2. — Css conditions étant respectées, cbacun 
des deux Liais se déclare prêt à accorder à l'autre 
un droit de priorité sur l'excédent disponible pour 
l'exportation, existant sur son propre territoire.

8 2
1. — Tu ce qui concerne les contrats de droit 

prive conclus avant le 1" novembre 1921, les 
deux Liais sont prêts à sn autoriser l'execution 
pendant un delai de dix-buit mois à dater du 
transkert de la souveraineté, aux memes conditions, 
notamment de prix, que celles qui régissent l'exe­
cution de tels contrats a l'intérieur du pays.

2. — D'execution de contrats conclus après le 
1^ novembre 1921 reste soumise aux dispositions 
spèciales en vigueur dans cbacun dss dsux pays.

/ 8 3
1. — Cbacuns dss deux Tarties contractantes 

s'engage à accorder, pendant uns période de cinq 
ans à dater du transkert de la souveraineté, aux 
usines du territoire de Raute Lilssis de l'autre 
partie qui tondent la ksrraills, des permis d'ex­
porter bors de leur territoire de la ferraille de 
toute espèce et de quelque provenance que ce soit, 
pourvoi que cette ferraille soit fondue dans des 
usines existant à la date du transkert de la souve­
raineté et sn laveur desquelles les permis ont 
ètè accordés, et dans les limites des quantités de 
ksrraills à acbster pour permettre une production 
égale a la production moyenne de fer brut et 
d'acier pendant les années 1913 et 1920. Des dsux 
Couvernsmsnts s'abstiendront de tout contrôle ds 
prix jusqu'à la date du 1V ^lai 1924.

2. — Des acbats de ferraille, de quelque pro­
venance qus soit cslls-ci, ss ksront autant qus 
possible en commun pour l'Allemagne et la To- 
logne par la voie d'uns coopération organises. Dss 
dsux Couvernsmsnts s'emploieront à bâter autant 
qus possible la création des organisations néces­
saires.

8 4
De Couvernement allemand accordera des per­

mis d'exportation pour les marcbandises ènumè- 
rsss à l'annexs A au présent titre st dans les 
quantités qui y gont indiquées, lorsque css mar­
chandises ssront exclusivement employées pour 
l uRustris de la Raute Lilèsie polonaise.

8 5
Des dispositions de l'article 223 s'appliquent 

mutair's muiandrs au présent article.

Article Z28
1- — De Couvernement allemand accordera aux 

établissements de la Raute Lüèsis polonaise dss 
permis d'exportation pour les quantités de bois 

nicht aus seinem Gebiet ausführen. Jedoch soll 
die Ausfuhr, von der hier die Rede ist, weder 
die Ausfuhr nach dem Lieferlande noch die Aus­
fuhr nach einem dritten-Lande umfassen, wenn 
letztere Ausfuhr fünf vom Hundert der im In­
nern verfügbaren Menge unter Ausschluß der 
aus dritten Ländern eingeftihrten Menge nicht 
übersteigt.

(2 ) Solange diese Bedingungen eingehalten wer­
den, erklärt sich jeder der beiden Staaten bereit, dem 
anderen das Vorrecht auf den zur Ausfuhr verfüg­
baren Überschuß des Vorrats auf seinem Gebiet zu 
erteilen.

8 2
(i) Was die vor dem 1. November 1921 geschlosse­

nen Privatverträge anlangt, so sind beide Staaten 
bereit, ihre Ausführung innerhalb anderthalb Jahren 
vom Tage des Überganges der Staatshoheit an ge­
rechnet zu denselben Bedingungen, insbesondere hin­
sichtlich der Preise zuzulassen, welche für die Aus­
führung solcher Verträge im Innern des Landes 
maßgebend sind.

(2) Die Erfüllung der nach dem 1. November 1921 
abgeschlossenen Verträge wird den in jedem der bei­
den Länder bestehenden besonderen Bestimmungen 
unterworfen.

8 3
(i) Die vertragschließenden Teile verpflichten sich, 

während eines Zeitraums von fünf Jahren vom 
Übergänge der Staatshoheit an gerechnet, den Alt­
eisen verarbeitenden industriellen Betrieben des 
oberschlesischen Gebiets des anderen Teiles Bewilli­
gungen für die Ausfuhr von Alteisen aller Art und 
welcher Herkunft auch immer aus ihrem Gebiete zu 
erteilen mit der Maßgabe, daß dieses Alteisen in den 
zur Zeit des Überganges der Staatshoheit bestehen­
den Werken, zu deren Gunsten die Bewilligung er­
teilt worden ist, in dem Ausmaß des für die Durch­
schnittserzeugung von Roheisen und Stahl in den 
Jahren 1913 und 1920 verwendeten Zukaufsschrotts 
verarbeitet wird. Beide Regierungen werden dabei 
bis zum 1. Mai 1924 von einer Prcisprüfung ab­
sehen.

(2) Der Einkauf des Alteisens (gleichgültig wel­
cher Heànft) soll für Deutschland und Polen tun­
lichst gemeinsam in organisiertem Zusammenhang 
erfolgen. Beide Regierungen werden sich das baldige 
Zustandekommen der entsprechenden Organisationen 
angelegen sein lassen.

8 4
Die deutsche Regierung wird für die in der An­

lage A aufgeführten Waren und Mengen Ausfuhr­
bewilligungen erteilen, sofern diese Waren ausschließ­
lich für die in Polnisch-Oberschlesien bestehende In­
dustrie verwendet werden.

8 5
Die Bestimmungen des Artikels 223 finden ent­

sprechende Anwendung.

Artikel 228
(i) Die deutsche Regierung wird den in Polnisch- 

Oberschlesien gelegenen Betrieben Ausfuhrbewilli­
gungen für Grubenholz in dem nachstehend vermerk-
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ds Urins spécifiées ci-dessous pendant Iss périodes 
indiquées, ce bois devant être employé exclusive­
ment par ces etablissements:
a) 350.000 mètres cubes (Deskrneker) pendant la 

première année à dater du transfert de la 
souveraineté;

à) 150.000 mètres cubes (Desàeter) l'année 
suivante.

2. — à cas ou la ToloAne, la Ditbuanie, la 
Tcbècoslovaquis ou la Honoris interdiraient l'ex­
portation du bois de mine, les quantités indiquées 
seraient réduites de 25 °/o si l'interdiction venait 
de la Tologne, de 15 °/» si elle venait de la Ditbua- 
nio, et de 10 °/o si elle venait soit de la Tscbeco- 
Slovaquie, soit de la Longrie. Uais, même dans 
ces cas, le Couvernsment allemand est dispose, 
dans la mesure ou la consommation intérieurs lui 
sn laissera la kacultè, a accorder des permis d'ex­
portation de bois de mine a destination de la 
Haute Lilèsis polonaiss, pour dss quantités dépas­
sant lss obligations prevues ci-dessus.

3. — Dss permis d'exportation à accorder con- 
kormèmsnt aux dispositions des articles 227 st 
228, ns seront accordes que directement a dss éta­
blissements industriels pour leurs besoins immé­
diats. Oes etablissements ns pourront employer 
les marebandises remues grâce à ces permis qus 
dans lss limites ds leur proprs activité indus­
trielle. Dorsqu'il sera constate qu'un etablisse­
ment aura contrevenu à cette obligation, un nou­
veau permis pourra lui être rskusè.

4. — Des demandes de permis d'exportation 
pour dss marebandises taisant l'objet d'un con­
tingentement, devront être approuvées par les 
autorités competentes du pays destinataire. Des 
deux Couvernemsnts ss communiqueront aussitôt 
que possible la liste des autorités qui ont qualité 
pour approuver ces demandes. 

ten Ausmaß und für die dort angegebene Zeit er­
teilen, sofern dieses Grubenholz ausschließlich in 
diesen Betrieben verwendet wird:

a) im ersten Jahr nach dem Übergänge der Staats­
hoheit für 350 000 km,

b) im darauffolgenden Jahre für 150 000 km.

(2) Falls Polen, Litauen, die Tschechoslowakei 
oder Ungarn ein Ausfuhrverbot für Grubenholz er­
läßt, vermindern sich die angegebenen Mengen um 
fünfundzwanzig vom Hundert im Falle eines pol­
nischen Ausfuhrverbots, im Falle eines litauischen 
Ausfuhrverbots um fünfzehn vom Hundert und um 
zehn vom Hundert im Falle eines tschechischen oder 
ungarischen Ausfuhrverbots. Indes ist auch in 
diesen Fällen die deutsche Regierung bereit, soweit es 
der inländische Verbrauch zuläßt, Ausfuhrbewilli­
gungen für Grubenholz nach Polnisch-Oberschlesien 
für Mengen zu erteilen, die über die vorstehende Ver­
pflichtung hinausgehen.

(3) Die nach den Artikeln 227 und 228 zu ertei­
lenden Ausfuhrbewilligungen werden nur unmittel­
bar den industriellen Betrieben für ihren unmittel­
baren Bedarf erteilt. Diese Betriebe können die durch 
diese Ausfuhrbewilligungen empfangenen Waren nur 
innerhalb ihrer eigenen industriellen Betätigung ver­
wenden. Wenn ein Unternehmen nachweislich gegen 
diese Verpflichtung verstößt, kann ihm die Erteilung 
einer neuen Ausfuhrbewilligung versagt werden.

(4) Anträge auf Ausfuhrbewilligungen von kon­
tingentierten Waren müssen von der zuständigen Be­
hörde des Empfangslandes beglaubigt sein. Die bei­
den Regierungen, werden einander sobald als möglich 
das Verzeichnis der zur Beglaubigung dieser An­
träge ermächtigten Behörden mikteilen.

1. — Ds (üouvernsmsnt polonais accordera dss 
permis d'exportation aux etablissements in­
dustriels situes dans la partie allemands du 
territoire plébiscité, pour les produits suivants, 
pourvu qus css produits soient destines à l'usage 
oxclusik des dits etablissements :
a) pour la dolomite, xsndant uns période de 

quinze ans ;
b) pour l'acide sulkuriqus, à 50° Laums, pendant 

uns période de cinq ans, la quantité exportes 
annuellement ns devant pas dépasser 50 °/° de 
la production de la Laute Lilèsis polonaiss, 
mais devant toutskois n'êtrs pas intérieurs 
à 60.000 tonnes par an.

2. — Des dsux périodes ci-dessus mentionnées 
courent à dater du transksrt de la souveraineté.

A r t i k e l 229
(1) Die polnische Regierung wird den industriellen 

Betrieben im deutschen Teile des Abstimmungs­
gebiets Ausfuhrbewilligungen für die folgenden Er­
zeugnisse erteilen, vorausgesetzt, daß diese Erzeugnisse 
ausschließlich zum Gebrauche der genannten Betriebe 
bestimmt sind:
a) für Dolomit während der Dauer von fünfzehn 

Jahren,
b) für Schwefelsäure (berechnet auf 50° Baumè) 

während der Dauer von fünf Jahren, wobei die 
jährliche Menge fünfzig vom Hundert der pol- 
nisch-oberschlesischen Erzeugung nicht übersteigen, 
jedenfalls aber nicht weniger als 60 000 t für 
das Jahr betragen soll.

(2) Der Lauf der beiden vorerwähnten Fristen be­
ginnt mit dem Tage des Überganges der Staatshoheit.

Urkrcîe 239

81
D — Ds Couvernsmsnt allemand permettra 

l'exportation ds lait irais destiné au ravitaille-

A r t i k e l 230

8 1
(1 ) Die deutsche Regierung wird die Ausfuhr 

frischer Milch für die Versorgung von Polnisch-Ober-
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ment äs la Hauts Lilssis polonaise à raison dss 
quantités suivantes pendant Iss périodes indi­
quées oi-dessous:
3) du 1" avril au 30 ssx-

tembre 1922 .............. 18.000 litres par jour :
b) sn octobre 1922 ........ 9.000 » » »
c) sn novembre 1922 .. 8.000 » » »
d) sn décembre 1922 .. . 7.000 » » »
6) sn janvier 1923 .... 6.000 » » »
D sn kêvrisr 1923 ........ 5.000 » » »
§) sn mars 1923 .......... 4.000 » » »
b) sn avril 1923 ............ 3.000 » » »
i) sn mai 1923 ............ 2.000 » » »

2. — 8i, pendant estts période, la situation sn 
es qui concerne les approvisionnements st distri­
butions okficielles de lait devenait plus kavorable 
dans la partie polonaise du territoire plébiscite 
que dans la partis allemande, lss quantités ci- 
dessus mentionnées seraient réduites sn propor­
tion.

82
Ds Couvsrnsment polonais autorisera, pendant 

la période ci-dessus fixée, c'est-à-dire du 1^ avril 
1922 au 31 mai 1923, l'exportation en Allemagne 
d'un tiers de la quantité de tarins Tbomas pro­
duits dans la Hauts Lilesie polonaise ; la quantité 
exportes ns devra pas être intérieure à 12.000 
tonnes par an (1000 tonnes par mois).

Article 231
Tour les marcbandisss dont l'exportation sst 

autorises par lss articles 227, 228, 229 st 230, lss 
dsux Tarties contractantes s'accorderont réci­
proquement le traitement le plus tavorable qu'ils 
accorderont à dss pays tiers à cbangs bas, notam­
ment dans les cas ou l'exportation donne lieu à 
un contrôle dss prix.

Article 232
Dss conditions snumerêes à l'articls 227, para- 

grapbs 1, lit. a) et à), seront considérées ipso 
facto comme remplies en es qui concerne lss pro­
duits détaillés à l'articls 227, xaragrapbss 3 st 4, 
st aux articles 228, 229 et 230.

Article 233
Tn vue de faciliter l'application des stipula­

tions precedentes et d'éviter certaines rigueurs 
dans la LoneArontièrs, les deux Tarties contrac­
tantes ont, sn exécution des dites stipulations, 
convenu des dispositions contenues au cbaxi- 
trs IV du présent titre. D'snsemble des dispo­
sitions de es cbaxitre IV sera considère comme 
ayant le caractère d'un accord commercial ordi­
naire qui restera en vigueur pendant dixbuit mois 
a dater du transkert de la souveraineté. Dss doux 
Couvernsmsnts sont prêts, selon les besoins qui 
ss ksront sentir dans la pratique, à entrer en 
pourparlers sn temps utile avant l'expiration de 
ces dix-buit mois pour conclure un nouvel accord 
sur lss questions réglées au cbaupitrs IV.

schlesien in folgenden Mengen während des unten an­
gegebenen Zeitraums zulassen:

a) vom I. April 1922 bis zum
30. September 1922 je .... 18 0001 täglich, 

b) im Oktober 1922 .................. 9 0001 «
c) im November 1922 ............... 8 0001 «
d) im Dezember 1922 ............... 7 0001 «
e) im Januar 1923 ................... 6 000 1 «
k) im Februar 1923 .................. 5 0001 «
g) im März 1923 ...................... 4 0001 «
b) im April 1923 ...................... 3 0001 «
i) im Mai 1923 ........................ 2 0001 « .

(2 ) Sollte Während dieses Zeitraums die Lage der 
amtlichen Milchversorgung und Milchverteilung in 
dem polnischen Teile des Abstimmungsgebiets sich 
günstiger gestalten als im deutschen Teil, so werden 
die obenstehenden Mengen den Verhältnissen ent­
sprechend gekürzt werden.

8 2
Die Polnische Regierung wird während des oben 

genannten Zeitraums, d. h. vom 1. April 1922 bis 
zum 31. Mai 1923 die Ausfuhr von der in Pol­
nisch-Oberschlesien erzeugten Menge von Thomas­
mehl nach Deutschland gestatten. Die Jahresmenge 
soll nicht weniger als 12 000 t (1 Monat 1000 t) 
betragen.

Artikel 231
Für Waren, deren Ausfuhr gemäß den Artikeln 

227, 228, 229 und 230 gestattet wird, werden die 
beiden vertragschließenden Teile sich gegenseitig die 
günstigste Behandlung gewähren, die sie dritten 
valutaschwachen Ländern insbesondere dann gewäh­
ren, wenn bei der Ausfuhr eine Preisprüfung statt- 
findet.

Artikel 232
Die im Artikel 227, 8 1 unter a und b aufgeführ- 

len Voraussetzungen werden bei den in Artikel 227, 
88 3, 4, Artikel 228, 229 und 230 aufgeführten 
Waren ohne weiteres als erfüllt angesehen.

Artikel 233
Zur Erleichterung der Durchführung der vorstehen­

den Bestimmungen und zur Vermeidung von Härten 
in der unmittelbar an der Grenze gelegenen Zone 
haben die beiden Staaten in Ausführung der vorste­
henden Bestimmungen die im Kapitel 4 enthaltenen 
Vereinbarungen getroffen. Die Vereinbarungen sollen 
als Vereinbarungen von der Natur eines gewöhnlichen 
Handelsvertrags angesehen werden. Sie sollen für 
einen Zeitraum von achtzehn Monaten nach dem Über­
gänge der Staatshoheit Geltung haben. Die beiden 
Regierungen sind bereit, den praktischen Bedürstrissen 
entsprechend rechtzeitig vor Ablauf der vorstehenden 
Frist in Verhandlungen über den Abschluß eines 
neuen Abkommens über die im Kapitel 4 geregelten 
Fragen einzutreten.
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LImpitre II
Troâtà originaires et en provenance âe sa 

Haute Lilesie polonaise.
Article 234

1. — à cas ou l'importation dss marebandises 
visses au premier alinea ds l'article 224 serait 
interdits sn Mlsmagns, ls Couvernsment allemand 
accordera dss permis d'importation pour css 
marebandises sn vus ds lsur entres sur ls terri­
toire douanier allemand.

2. — Il ne pourra être tait exception à cstts 
régis qus dans les cas suivants :
a) pour des raisons de police sanitaire ou pour 

la protection d'animaux ou de plantes utiles 
contre dss parasites ou contre des épidémies, 
lorsque ces épidémies ssront dûment con­
statées par les autorités polonaises compé­
tentes ;

b) pour lss produits qui tont sn MlemaZns 
l'objet d'un monopole d'Mat ou d'un quasi- 
monopole, ou qui sont soumis au système 
centralisé d'exploitation. De Couvernsment 
polonais s'emploiera auprès des commerçants 
ou des producteurs ds tels produits dans la 
Lauts Lilssis polonaiss, pour que les mar­
ebandises qu'ils désirent vendre sn Allemagne 
soient offertes aux monopoles allemands et 
aux okficss centraux d'exploitation. De Oou- 
vsrnsment allemand avisera Iss administra­
tions dss monopoles et les okficss centraux 
d'exploitation intéressés de prendre livraison 
ds css marebandises si diss sont offertes à 
un prix raisonnable.

Tout relus par les monopoles ou okficss centraux 
allemands d'uns offre ds marebandises sera dû­
ment motive. Da Commission mixte sera compé­
tents en eas ds divergence d'opinion sur ls bisn- 
konds d'un relus.

Article 235
Des marebandises introduites sn Allemagne sn 

lranebiss ds douane, eonlormsment à l'article 
268 b) du Traits ds Taix de Versailles, y jouiront 
du traitement de la nation la plus lavorisee.SW.'-. .._ ___________ —.....

Article 236
1. — Tour établir qus lss marebandisss sn 

question sont originaires et en provenance de la 
Lauts Lilssis polonaise, il laut un certificat 
d'origine conlorme au modèle donns a l'annexe T, 
lait sur papier teinte par lss autorités désignées 
par ls Couvernement polonais st visé par ls De­
partement ds l'Industrie st du Commerce de la 
voïvodis de Lilssis.

2. — Dss certificats d'origine ns seront pas 
cessibles, st leur validité sera limites à uns 
psriods ds trois mois à partir ds la dats ds lsur 
etablissement, sans pouvoir toutekois dépasser la 
fin ds Tannes contingsntairs courants. Ils ns 
ssront delivres qu'sn un seul exemplairs. Ds M-

Kap tel 2

Erzeugnisse aus Polnisch-Oberschlesien

A r t i k e l 234
(1) Die deutsche Regierung wird für Waren, auf 

die sich die Vereinbarung im Artikel 224 Abs. I be­
zieht, beim Übergang in das deutsche Zollgebiet Ein­
fuhrbewilligungen erteilen, soweit die Einfuhr der­
artiger Waren nach Deutschland verboten ist.

(2) Ausnahmen hiervon sind nur zulässig:

a) aus Rücksichten der Gesundheitspolizei oder zum 
Schutze von Tieren oder Nutzpflanzen gegen 
Krankheiten oder Schädlinge, solange solche 
Seuchen oder Krankheiten durch die zuständige 
polnische Behörde festgestellt werden,

b) für Waren, die in Deutschland Gegenstand 
eines Staatsmonopols oder einer monopolähn- 
lichen Einrichtung bilden oder der Zentralbe- 
wirtschaftung unterworfen sind. Hinsichtlich 
dieser Waren wird die polnische Regierung bei 
dew Erzeugern und Kaufleuten von Polnisch- 
Oberschlesien darauf hinwirken, daß solche 
Waren, die sie nach Deutschland zu verkaufen 
wünschen, den deutschen Monopolverwaltungen 
oder Zentralbewirtschaftungsstellen angeboten 
werden. Die deutsche Regierung wird die in 
Betracht kommenden Monopolverwaltungen und 
Zentralbewirtschaftungsstellen anweisen, solche 
Waren zu übernehmen, sofern sie zu angemesse­
nen Preisen angeboten werden.

Jede Ablehnung eines Warenangebots durch eine 
deutsche Monopolverwaltung oder eine zentrale 
Stelle erfolgt unter Angabe der Gründe. Bei Mei­
nungsverschiedenheiten über die Berechtigung einer 
Ablehnung ist die Gemischte Kommission zuständig.

A r t i k e l 235
Die gemäß Artikel 268 b des Friedensvertrags 

von Versailles nach Deutschland zollfrei eingcfiihrten 
Waren werden dort nach dem Grundsatz der Meist­
begünstigung behandelt werden.

Artikel 236
(1) Zum Nachweis dessen, daß die fraglichen 

Waren aus Polnisch-Oberschlesien stammen und Her­
kommen, bedarf es eines Ursprungszeugnisses, nach 
dem in der Anlage L beigefügten Muster, das auf 
farbigem Papier hergestellt, von den durch die pol­
nische Regierung bezeichneten Stellen ausgestellt und 
von der Abteilung für Industrie und Handel der 
Wojewodschaft Schlesien visiert worden ist.

(2) Die Ursprungszeugnisse sind nicht übertrag­
bar und gelten nur für die Dauer von drei Monaten 
nach Ausstellung, längstens jedoch bis zum Schluß 
des laufenden Kontingentsjahrs. Sie werden nur 
in einer Ausfertigung erteilt. Das polnische Mini­
sterium für Industrie und Handel wird dem Sta- 
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nistàrs polonais de l'Industrie et du Commerce 
fera parvenir tous les mois a l'Okfics statistique 
du Toi à a Berlin une liste des certificats d'origine 
accordes au cours du mois écoulé.

Z. — De Couvernement polonais ksra connaître 
le plus tôt possible au Couvernement allemand 
la liste des autorités cbargèss d'établir les certi­
ficats d'origine, et il indiquera de quelles lettres 
do classement pour cbaque autorité ces certificats 
doivent être pourvus, outre leur numéro. De 
Couvernement polonais communiquera egalement 
au Couvernement allemand le nom des personnes 
cbargêes d'établir les certificats d'origine, ainsi 
qus les fac-similés de leur signature et l'empreinte 
de leurs sceaux.

4. — Des autorités polonaises n'accorderont, 
autant qus possible, des certificats d'origine qu'a 
des maisons qui, au cours des années 1911 a 1913, 
expédiaient déjà des marcbandises de même espece 
en Allemagne.

5. — De Couvernement polonais réprimera par 
des sanctions penales, entre autres par le relus 
de nouveaux certificats d'origines, toute fausse 
déclaration faite dans le but d'obtenir un certificat 
d'origins auquel on n'a pas droit, toute cession, 
tout usage illégal, toute contrefaçon et touts 
falsification d'un certificat d'orgino, ainsi que 
l'usage de faux certificats ou de certificats 
falsifies.

6. — Des marcbandises dont l'importation on 
Allemagne n'est pas interdite, seront admises en 
krancbiss par le service des douanes allemandes 
sur le vu des certificats d'orgino établis comme 
il est dit ci-dessus a l'alinea 3, et sans qu'il faills 
de permis spècial d'importation.

7. — Tour les marcbandises dont l'importation 
en Allemagne est interdite, le Département du 
Commerce et de l'Industrie de la voïvodis de 
Lilèsis fera parvenir les certificats d'origins au 
délégué du Commissaire du Reicb cbargè do 
délivrer les permis d'importation et d'exportation 
à Oppeln. Ce dernier se servira des certificats 
d'origine, conformément aux dispositions de 
l'Llinèa 1, pour la délivrance des permis d'im­
portation, et tiendra css psrmis à la disposition 
des intéressés au plus tard quarants-buit beures 
après la réception dss certificats.

8. — De Commissaire du Delà cbargè de 
délivrer les permis d'importation et d'exportation 
ksra connaître au Couvernement polonais, à temps 
avant le transfert de la souveraineté, quelles sont 
sur la listo polonaise les marcbandises a importer 
on Irancbiso, les marcbandises qui font l'objet d'un 
monopole d'Ltat ou d'un quasimonopole, ou sont 
soumises Lu système centralisé d'exploitation. 
Toutes modifications ssront communiquées de la 
même MLnière.

9. — De Couvernement polonais établira la 
liste des marcbandises a importer de la Raute 
Lilèsie polonaise en francbise do douane, confor­
mément aux dispositions do l'article 268 à) du 
Traits do Tsix do VorsLillos.

tistischen Reichsamt in Berlin allmonatlich ein Ver­
zeichnis der in dem abgelaufenen Kalendermonat er­
teilten Ursprungszeugnisse mitteilen.

(3) Die polnische Regierung wird der deutschen 
Regierung alsbald die mit der Ausstellung des Ur­
sprungszeugnisses betrauten Stellen mitteilen, sowie 
angeben, mit welchen Ordnungsbuchstaben neben der 
laufenden Nummer dieser Stellen die Ursprungs­
zeugnisse versehen werden. Die polnische Regierung 
wird ferner die Namen der mit der Vollziehung der 
Ursprungszeugnisse betrauten Personen sowie die 
Nachbildungen ihrer Unterschriften und der Stempel­
abdrücke mitteilen.

(4) Die Ursprungszeugnisse werden polnischer- 
seits tunlichst nur solchen Firmen erteilt, die bereits 
in den Jahren 1911 bis 1913 entsprechende Waren 
nach Deutschland versandt haben.

(s) Die polnische Regierung wird mit Strafe, 
insbesondere mit der Verweigerung von weiteren Ur­
sprungszeugnissen bedrohen: die Abgabe falscher Er­
klärungen zur unrechtmäßigen Erlangung von Ur­
sprungszeugnissen, die Übertragung, unrechtmäßige 
Benutzung und fälschliche Anfertigung von Ur­
sprungszeugnissen sowie die Verfälschung und Be­
nutzung falscher oder verfälschter Ursprungszeugnisse.

(6) Waren, deren Einfuhr nach Deutschland nicht 
verboten ist, werden von den deutschen Zollbehörden 
auf Grund der gemäß Absatz 3 ausgestellten Ur­
sprungszeugnisse ohne besondere Einfuhrbewilligung 
zollfrei eingelassen.

(7) Soweit die Einfuhr von Waren der hier in 
Rede stehenden Art nach Deutschland verboten ist, 
wird die Abteilung für Handel und Industrie der 
Wojewodschaft Schlesien die Ursprungszeugnisse dem 
Delegierten des Reichskommissars für Aus- und 
Einfuhrbewilligung in Oppeln übersenden. Dieser 
wird die Ursprungszeugnisse entsprechend den Ver­
einbarungen über die Erteilung von Einfuhrbewilli­
gungen (Absatz I)') behandeln und sie binnen acht­
undvierzig Stunden nach Empfang zur Verfügung 
halten.

(8) Der deutsche Neichskommissar für Aus- und 
Einfuhrbewilligung wird der polnischen Regierung 
rechtzeitig vor dem Übergänge der Staatshoheit mit­
teilen, welche Waren der polnischen Freiliste Gegen­
stand eines Staatsmonopols oder einer monopol- 
ähnlichen Einrichtung bilden oder der Zentralbewirt- 
schaftung unterworfen sind. Veränderungen werden 
in gleicher Weise bekanntgegeben werden.

(s) Die polnische Regierung wird die Freiliste 
der aus dem polnischen Teile des Abstimmungs­
gebiets zollfrei einzuführenden Waren gemäß den 
Bestimmungen im Artikel 268 b des Friedensver­
trags von Versailles aufsteüen.

9 Diese Verweisung beruht auf einem àtedaktionsversehen - ge. 
meint ist Artikel 234.
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Lkapitre III

Compétence äe la Lommi88ion mixte

Article 237
1. — Da Commission mixte est compétents 

pour trancbsr les contestations d'ordre général 
et spécial qui s'élèveraient entre le Couvernement 
polonais st le Couvernement allemand au sujet de 
l'interprétation ou de l'application des chapitres I 
et II du présent titre, y compris l'annexe A. 
sont toutefois exceptées les contestations résul­
tant des articles 231 et 233.

2. — Dn tant que les Tarties contractantes 
se sont reserve, en vertu des dispositions dss 
chapitres I st II du présent titrs, l'autonomie au 
sujet ds la législation douanière, y compris ls 
tarit douanier, la validité de cette législation ns 
fora pas Tobjst d'un examen par la Commission 
mixts. Il en sst ds mêms sn ce qui concerne 
l'application de cette législation, à moins qu'il ne 
soit allègue qu'elle est appliquée de layon abusive. 
De meme, dans le cas de l'article 223, alinéa 2, 
pbrass 2, l'examen ne doit porter que sur l'appli­
cation abusive des dispositions.

Kapitel 3

Zuständigkeit der Gemischten Kommission

Artikel 237
(1) Die Gemischte Kommission ist zuständig für 

allgemeine und besondere Streitigkeiten zwischen der 
deutschen Regierung und der Polnischen Regierung 
über die Auslegung und Anwendung der Kapitel 1 
und 2 dieses Titels einschließlich der Anlage A. Aus­
genommen sind die Streitigkeiten aus den Ar­
tikeln 231 und 233.

(s) Soweit die vertragschließenden Teile sich in 
den Kapiteln 1 und 2 dieses Titels wegen ihrer Zoll­
gesetzgebung nebst den dazu gehörigen Zolltarifen 
Autonomie Vorbehalten haben, unterliegt die Gültig­
keit dieser Gesetzgebung nicht der Nachprüfung durch 
die Gemischte Kommission. Dasselbe gilt für die An­
wendung dieser Gesetzgebung, soweit nicht eine miß­
bräuchliche Anwendung behauptet wird. Ebenso darf 
im Falle des Artikels 223 Abs. 2 Satz 2 sich die 
Prüfung nur darauf erstrecken, ob eine mißbräuchliche 
Anwendung dieser Bestimmung vorliegt.

Lbapitre IV 

2one-krontière 8pöciale

Tremrère section
Dispositions Lènèralss

Article 233
Il ssra formé uns 2ons-frontièrs spècials, a rè- 

gims économique particulier, s'étendant sur une 
largeur de cinq kilomètres de cbaque coté de la 
frontière.

Article 239
Des babitants de cette rone-krontière spèciale 

jouiront, conformément aux dispositions ci-après, 
de facilités particulières pour le passade de la 
frontière.

Kapitel 4

Grenzwirtschaftsbezirk

Abschnitt!

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 238
Es wird ein besonderer engerer Grenzwirtschafts­

bezirk gebildet, der sich in einer Breite von fünf Kilo­
metern von jeder Seite der Grenze an gerechnet er­
streckt.

A r t i k e l 239
Die Bewohner dieses Grenzwirtschaftsbezirkes ge­

nießen innerhalb dieses Bezirkes besondere Erleich­
terungen beim Überschreiten der Grenze entsprechend 
den nachstehenden Bestimmungen.

Deuxième section 
àgriculturs et sylviculture 

Article 246
I. — Dos propriétaires de fonds agricoles ou 

forestiers situés dans la 2ons-frontièrs spèciale, 
dont l'babitation ou les installations d'exploi­
tation argicols sont séparées par la frontière des 
terrains d'exploitation agricole ou forestière y 
appartenant, qus ces fonds soient ou non d'un 
seul tenant, sont admis à:

a) transporter en franebise de douane par delà 
la frontière les engrais, semences ou plants 
servant au reboisement, et les appareils 
agricoles (ceux-ci avec obligation de retour) 
nécessaires à l'exploitation rationnelle de 
leurs fonds;

Abschnitt 2

Land- und Forstwirtschaft

A r t i k e l 240
(i) Eigentümer von innerhalb des Grenzwirt­

schaftsbezirkes gelegenen landwirtschaftlichen oder 
forstwirtschaftlichen Grundstücken, deren Wohnstätte 
oder landwirtschaftliche Betriebsstätte durch die 
Grenze von den dazu gehörigen land- oder forstwirt­
schaftlichen Nutzungsflächen getrennt ist, sollen, gleich­
viel ob ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen 
diesen besteht oder nicht besteht, berechtigt sein,
a) zum Zwecke der ordnungsmäßigen Bewirtschaf­

tung ihrer Grundstücke Düngemittel, Saatgut 
(Forstpflanzen), landwirtschaftliche Geräte, diese 
gegen die Verpflichtung der Wiederausfuhr, zoll­
frei über die Grenze zu bringen,



117 —

à) kairo passer en kranelnse de douane la fron­
tière aux récoltes ou aux produits de leurs 
tonds. Toutefois, en es qui concerne les 
korêts, ils ns jouiront de la tranolnse qus 
dans la mesure ou les produits en question 
sont destines a être utilises dans leur propre 
exploitation;

e) taire passer en traneliise de douane la kron- 
tière a leur détail pour le mettre tem­
porairement en pâture de l'autre côte st l'y 
traire, et le ramener en traneliise ds douane, 
ainsi que ls lait trait ou les petits nés de 
l'autre côte de la trontière;

3) conduire en trancliiss de douans de l'autre 
cote de la trontière leurs animaux pour les 
taire temporairement soigner par un vété­
rinaire, saillir, cdatrer, etc.

2. — Des proprietaires seront admis a emporter 
avec eux en traneliise, au delà de la krontièrs, des 
provisions de douclie pour un jour, jusqu'à con­
currence d'un kilogramme. Ces provisions pourront 
comprendre au maximum 250 grammes de viande, 
lard ou graisse, mais pas de beurre. Il ne leur 
sera pas permis d'emporter dss boissons alcooli­
ques ni du lait. Le ssront considérées comme pro­
visions de boucbs que dss aliments prépares, et 
non les denrées servant à leur préparation.

3. — Des animaux de trait et les vsbicules de 
toute espèce qui servent à une exploitation ra­
tionnelle, jouiront egalement, sous condition de 
retour, de la kranobise de douane.

Article 241
Da trancliiss de douane visse à l'article 240 

comporte l'exemption des droits d'entrês et de 
sortie ainsi que de toutes autres taxes ou rede­
vances, et de plus une exception à l'application 
des probibitions d'importation ou d'exportation 
qui pourraient exister. Dn outre, dans ls cas ou 
lss produits de l'exploitation agricole ou korestière 
seraient soumis dans un dss deux pays au système 
centralisé d'exploitation, les restrictions que ce 
système comporte ne seront pas appliquées.

Article 242
1- — Feules jouiront des avantages prevus ci- 

dsssus, Iss personnes établies avant le 1" janvier 
1922 dans la sons-frontière spèciale. Des acqui­
sitions nouvelles faites après cette date ne don­
nant pas droit, ipso facto, au bénéfice de css 
avantages; toutefois l'acquisition par bsritage, 
ou le rattacbsment par bail à ferme de nouvelles 
terres à des terres déjà exploitées de l'autre cote 
fis la frontière, ne seront pas considères, à ce point 
de vue, comme dss acquisitions nouvelles.

2- — Feront traitées sur le même pied qus les 
propriétaires de fonds agricoles ou forestiers, les 
personnes qui ont droit à l'usage de css tonds 
ainsi que celles qui travaillent à leur exploitation.

Article 243
passage de la frontière s'effectuera, si pos- 
aux endroits ordinaires ou s'exerce le con- 

ro s douanier. Toutefois, pour éviter les détours,

b) die Ernte oder das Nutzungsergebnis der land- 
oder forstwirtschaftlichen Grundstücke zollfrei 
über die Grenze zu bringen. Bei forstwirtschaft­
lichen Grundstücken sollen sie jedoch Zollsreiheit 
nur insoweit genießen, als das Nutzungsergebnis 
für den Verbrauch in der eigenen Wirtschaft be­
stimmt ist,

c) ihr Vieh zollfrei auf die auf der anderen Seite 
gelegenen Grundstücke vorübergehend zur Weide 
zu bringen, dort zu melken, mit der gewonnenen 
Milch und dem etwa geborenen Zuwachs zoll­
frei zurückzubringen,

d) ihr Vieh vorübergehend zum Zwecke der tierärzt­
lichen Behandlung, des Belegens, Schneidens 
usw. zollfrei auf die andere Seite der Grenze 
zu bringen.

(2) Den Eigentümern soll gestattet sein, beim 
Überschreiten der Grenze einen Tagesmundvorrat im 
Höchstgewicht vor einem Kilogramm zollfrei mit sich 
hinüberzunehmen. Der Tagesmundvorrat soll jedoch 
höchstens zweihundertfünfzig Gramm Fleisch, Speck 
oder Fett, aber keine Butter umfassen. Die Mit­
nahme von geistigen Getränken und von Milch ist 
nicht zulässig. Als Mundvorrat werden nur zu­
bereitete Nahrungsmittel, nicht aber Rohstoffe, die 
zu ihrer Herstellung dienen, angesehen.

(3) Die für die ordnungsmäßige Bewirtschaftung 
verwendeten Zugtiere und Fahrzeuge aller Art sollen 
ebenfalls Zollfreiheit gegen die Verpflichtung zur 
Wiederausfuhr genießen.

Artikel 241
Die in Artikel 240 vorgesehene Zollfreiheit umfaßt 

die Freiheit von Aus- und Einfuhrzöllen sowie von 
sämtlichen Gebühren und sonstigen Abgaben; außer­
dem soll von der Anwendung bestehender Aus- und 
Einfuhrverbote abgesehen werden. Überdies sollen, 
falls das Ergebnis der land- oder forstwirtschaftlichen 
Nutzung in einem der beiden Länder der Zwangs­
bewirtschaftung unterliegt, die damit verbundenen 
Einschränkungen nicht angewendet werden.

Artikel 242
(1) illur die innerhalb des Grenzwirtschaftsbe- 

zirkes vor dem 1. Januar 1922 ansässigen Personen 
genießen die oben vorgesehenen Erleichterungen. 
Neuerwerbungen nach diesem Zeitpunkt berechtigen 
an sich nicht zum Genuß dieser Vergünstigungen; 
jedoch sollen Erwerb im Erbgang sowie Zupachtung 
zu bereits jenseits der Grenze Gelegenen Grund­
stücken nicht als Neuerwerb angesehen werden.

(2) Wie die Eigentümer land- oder forstwirtschaft­
licher Grundstücke werden auch andere zur Nutzung 
von derartigen Grundstücken Berechtigte sowie die in 
ihrer Wirtschaft beschäftigten Personen behandelt.

A r t i k e l 243
Der Grenzübergang soll, wenn möglich, an den 

regelmäßigen, für den Zollverkehr geöffneten Über­
gangsstellen erfolgen. Jedoch soll nach Möglichkeit 

16*
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Iss autorités douanières locales accorderont 
également, dans toute la mesure du possible, libre 
passage a d'autres endroits.

Articles 244
1. — Des ayants droit ne pourront se pré­

valoir des avantages prevus ci-dessus pour les 
déplacements dans la ^one-krontière spéciale, 
qu'aux périodes et moments ou, conformement 
aux usages locaux, l'on vaque aux occupations 
agricoles ou forestières.

2. — Da francbise douanière s'étend entre 
autres, sous reserve de réexportation, aux pro­
duits naturels qui doivent être moutures, broyés, 
tailles, egruges, scies, etc. de l'autre côte de la 
frontière.

Article 245
II appartiendra aux autorités douanières lo­

cales de s'entendre, en s'inspirant des besoins 
locaux, pour fixer des mesures appropriées, des­
tinées a établir l'identite des animaux passant 
st repassant la frontière.

Troisième section
Travail manuel et métiers

Article 246
Des artisans et les travailleurs manuels babi- 

tant la sons-frontière spéciale pourront vaquer 
a leurs occupations professionnelles dans toute 
estts sons et emporter avec eux, sn francbise de 
douane, les instruments necessaires à leur travail, 
a condition ds lss rapporter après acbèvsment de 
l'ouvrage. Ils pourront sgalsmsnt prendre avec 
eux les quantités de nourriture quotidienne fixées 
à l'alinea 2 de l'articls 240 st a l'article 249. Ils 
pourront, sn outre, emporter avec eux, en fran­
cbise de douane, une quantité limites de materiel 
necessaire pour exécuter dss réparations, ainsi 
que dss objets ou fragments d'objets a réparer ou 
déjà répares, provenant de l'autre partie ds la 
sons-frontière spéciale, à condition, toutefois, de 
les y rapporter s'il y a lieu. Da quantité de ma­
teriel emporte ns devra pas êtrs disproportionnée 
aux possibilités de travail d'artisans et de tra­
vailleurs manuels. Os materiel ns devra pas ser­
vir à la construction de nouvelles installations.

Hucririème section 
professions liberales, etc.

Article 247
1. — Des personnes exeryant des professions 

liberales (médecins, sages-kemmes, ecclesiastiques, 
professeurs, instituteurs, arpenteurs, géomètres, 
topograpbss des mines, avocats, etc.), jouiront, 
mntatis mntandis, dss avantages prevus à l'article 
246.

2. — Dss babitants ds la sons-frontière spéciale 
pourront prendre avec eux sn francbise de douane 
lss objets necessaires à la pratique de lsur reli­
gion, pour la Lainte-Oèns, la communion, la con­
firmation, la première communion et l'extrême- 
onction, tels qus calices, ciboires, livres, ban- 

zur Vermeidung von Umwegen der freie Übergang 
an anderen Stellen durch die örtlichen Zollbehörden 
gestattet werden.

Artikel 244
(i) Die berechtigten Personen genießen die im 

vorstehenden geregelten Vergünstigungen nur für den 
Grenzübergang in dem Grenzwirtschaftsbezirke inner­
halb der für die land- oder forstwirtschaftliche Tätig­
keit ortsüblichen Zeiten.

(2) Die Vergünstigung umfaßt auch das zollfreie 
Vermahlen, Stampfen, Schneiden, Schroten, Sägen 
usw. der gewonnenen Bodenerzeugnisse im Gebiete 
des anderen Teiles unter der Bedingung der Wieder­
ausfuhr.

A r t i k e l 245
Es wird den örtlichen Zollstellen anheimgegeben, 

zur Feststellung der Identität der aus- und wieder- 
eingeführtcn Tiere se nach dem örtlichen Bedürfnis 
entsprechende Vorschriften zu vereinbaren.

Abschnitt 3

Handwerk und Gewerbe

A r t i k e l 246
Handwerker und Gewerbetreibende, die innerhalb 

des Grenzwirtschaftsbezirkes wohnen, sollen berechtigt 
sein, im anderen Staate innerhalb dieses Grenzwirt­
schaftsbezirkes ihre berufliche Tätigkeit auszuüben 
und dabei das erforderliche Handwerks- und Betriebs­
gerät zollfrei unter der Bedingung der Wiederaus­
fuhr nach Beendigung der Arbeit mit sich zu führen. 
Ebenso soll ihnen gestattet sein, den täglichen Mund­
vorrat in dem im Artikel 240 Abs. 2 und im Ar­
tikel 249 festgesetzten Umfang zollfrei mit sich zu 
nehmen. Ferner sollen sie in beschränktem Umfang 
zur Vornahme von Ausbesserungen, Material oder 
aus dem Grenzwirtschaftsbezirke des anderen Teiles 
stammende, auszubessernde oder ausgebesserte Gegen­
stände oder Teile davon zollfrei, gegebenenfalls unter 
der Bedingung der Wiederausfuhr, mit sich führen 
dürfen. Die Mitnahme von Material soll nicht den 
Rahmen eines kleinen gewerblichen oder Handwerks­
betriebes übersteigen. Das Material darf nicht zur 
Herstellung von Neuanlagen dienen.

Abschnitt 4 

Freie Berufe usw.

Artikel 247
(1) Personen, welche einen freien Beruf ausüben 

(Ärzte, Hebammen, Geistliche, Lehrer, Feldmesser, 
Landmesser, Markscheider, Nechtsanwälte usw.), 
sollen in entsprechender Weise der im Artikel 246 
aufgeführten Vorteile teilhaftig sein.

(2) Die Bewohner des Grenzwirtschafsbezirkes 
können in Ausübung ihrer Religion die nötigen Ge­
genstände für Abendmahl, Kommunion, Firmung, 
Einsegnung und Letzte Ölung, wie Kelche, Ziborien, 
Bücher, Fahnen, Kerzen usw. zollfrei mitnehmen. 
Entsprechende Erleichterungen sollen auch bei Be- 
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uièrss, cierges, etc. Des kacilitès analogues seront 
accordées, en cas d'enterrements, pour le trans­
port du corps, ainsi qus pour ls transport des 
objets employés dans de telles ceremonies, et 
pour l'entretien et l'ornement des tombes.

3. — Des équipes de pompiers appelées a prêter 
secours en cas d'incendie a l'intérieur de la zons- 
krontière spèciale, ne ssront soumises à aucuns 
restriction en ce qui concerne le transport des 
appareils dont slles ont besoin.

4- — Des associations sportives pourront em­
porter les articles de sport nécessaires à la pra­
tique ds leurs jeux, pourvu qus leurs actes ns 
tombent pas sous le coup d'interdictions de police.

5. — Des pronriètaires de baraques foraines 
et d'autres installations analogues (cbevaux de 
bois, etc.) seront autorisés, dans la zone-frontière 
spèciale, à emporter avec eux les obiets nécessai­
re à l'exercice de leur métier ou profession, sans 
préjudice toutefois de l'autorisation de nolice oui 
pourrait êtrs sxisès pour la pratique du dit métier 
ou de ladite profession.

Article 248
Da franobiss douanière prévus aux articles 246 

et, 247 comporte la francbiss d'sntrèe et de sortis 
et s'étend egalement aux movens de transport 
nécessaires (automobiles, vèbicules de toute esnècs 
st animaux de trait). Du outre, lss probibitions 
d'importation ou d'exportation en vismeur ns 
s'appliquent pas aux cas visés par css articles.

CrnMràe section
Ouvriers

Article.? 249
1. — Don ouvr-'ore dont l'babitation dans la 

zons-frontière spéciale est sènarss du lisu ds leur 
travail par la frontière, pourront en se rendant 
à leur travail emporter avec eux, en francbiss 
de douane,
a) leurs provisions de bouobe pour la journée, 

jusmi'à concurrence du maximum fixé à 
l'alinéa 2 ds l'article 240. Des ouvriers oui 
restent plusieurs jours ouvrables au lieu 
ds leur travail, pourront emporter une quan­
tité de nourriture proportionnée au nombre 
de css jours ouvrables, et même les denrées 
servant à la préparation de leurs aliments;

5) leurs instruments de travail, sous condition 
de retour.

2. — De même, ils pourront rapporter cbez eux, 
en francbiss de douane, les appointements en 
nature (Deputat) qui leur auront ètè accordés 
par leurs employeurs.

Kniême section
cartes de zone

Article 259
D — Tour jouir des avantages prévus ci-dessus, 

s, àt être en possession d'uns carte de zone 
établis par Autorités de police du lieu de domi- 
ens st contresignés par lss autorités ds police du 

gräbnissen für den Transport der Leiche sowie für 
die bei diesen Feiern verwendeten Gegenstände und 
für die Erhaltung und Ausschmückung von Gräbern 
gewährt werden.

(3) Die Feuerwehr unterliegt bei Hilfeleistungen 
innerhalb des Grenzwirtschaftsbezirkes keiner Be­
schränkung in der Mitnahme der erforderlichen Gerät­
schaften.

(4) Sportvereine können unter der Voraussetzung, 
daß ihrer Betätigung polizeiliche Verbote nicht ent­
gegenstehen, die zur Ausübung ihrer Tätigkeit 
nötigen Sportgeräte mit sich führen.

(5) Besitzern von Schaubuden und ähnlichen Ein­
richtungen (Karussells usw.) soll innerhalb des Grenz- 
wirtschaftsbezirkes gestattet sein, die zur Ausübung 
ihres Gewerbebetriebs erforderlichen Gegenstände 
mit sich zu führen, dies jedoch unbeschadet der etwa 
erforderlichen polizeilichen Erlaubnis zur Aus­
übung des Gewerbes.

A r t i k e l 248
Soweit in den Artikeln 246 und 247 die Zollfrei­

heit vereinbart worden ist, umfaßt sie die Freiheit 
von Ein- und Ausfuhrzöllen und erstreckt sich auf 
die erforderlichen Beförderungsmittel (Fahrzeuge 
aller Art einschließlich der Automobile sowie Zug­
tiere). Außerdem soll in diesen Fällen von der'An- 
wendung bestehender Aus- und Einfuhrverbote ab­
gesehen werden.

Abschnitt 5

Arbeiter

A r t i k e l 249
(1) Arbeiter, deren Wohnung innerhalb des 

Grenzwirtschaftsbezirkes durch die Grenze von der 
Arbeitsstätte getrennt ist, können beim Überschreiten 
der Grenze auf dem Wege zur Arbeitsstätte

a) ihren Tagesmundvorrat in dem im Artikel 240 
Abs. 2 vorgesehenen Höchstmaße zollfrei mit sich 
fuhren; Arbeiter, die mehrere Arbeitstage an 
der Betriebsstätte verbleiben, können den 
Mundvorrat in einem diesen Arbeitstagen ent­
sprechenden Ausmaß zollfrei mit sich führen, 
und zwar auch Rohstoffe, die zur Herstellung 
der Nahrungsmittel dienen;

b) ibr Arbeitsgerät unter der Verpflichtung der 
Wiederausfuhr zollfrei mit sich nehmen.

(2) Ebenso können sie die ihnen vom Arbeitgeber 
gewährten Deputate zollfrei nach Hause verbringen.

Abschnitt 6 

Grenzkarte

Artikel 250
(1 ) Zum Genusse der oben aufgeführten Vergünsti­

gungen ist der Besitz einer Grenzkarte erforderlich, die 
von der Ortspolizeibehörde des Wohnsitzes unter 
Gegenzeichnung der Ortspolizeibehörde des Arbeits- 
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là ds travail. Cependant, les Tarties contras­
tantes se réservent d6 ne pas exiger, pour certaines 
categories de personnes, de contre-visa des 
autorités de la police locale de l'autre Ltat.

2. — Da carte de 2one sera toujours accom­
pagnes d'une xüotograxlà Cette carte sera d'une 
couleur nettement differente do celle du permis de 
circulation, et devra contenir les renseignements 
necessaires à l'identification de la personnalité du 
bénéficiaire, ainsi que l'indication des avantages 
auxquels elle donne droit. 8i le passage de la fron- 
tière doit avoir lieu par certains endroits déter­
mines, il sn sera lait mention sur la carte. Da 
duree de la validité de la carte est limitée à six 
mois.

Article Z51
Da carte de zone pourra être retirée à tout mo­

ment en cas d'abus, indépendamment des pour­
suites auxquelles ces abus pourraient donner lion.

Article 252
D — Des cartes de rone ns seront délivrées qus 

sur le vu de pièces telles que passeports, permis 
de circulation, etc., établissant que les requérants 
sont autorises à franchir la frontière qui sépare 
les dsux parties du territoire plébiscite.

2. — Tour autant qus les avantages prevus par 
l'article 243 comportent pour des possesseurs de 
cartes ds 20ns la faculté de franchir la frontière 
à des endroits autres que les endroits de passage 
ordinaires, ils comporteront ipso facto la kacults 
de krancbir la frontière aux endroits de passage 
ordinaires.

3. — 8i le permis ds circulation est délivré sn 
vertu de l'article 270, la kacults de krancbir la 
krontière pourra êtrs limités aux endroits désignes 
sur la carte de 2ons. Cette limitation sera inscrite 
sur le permis de circulation.

Article 253
Dss personnes qui, conformément aux arvides 

238 à 248, ont droit à une carte de sons et ne 
possèdent pas ds permis de circulation, ou ns ss 
trouvent pas dans les conditions normalement 
requises pour en obtenir un, pourront ss prévaloir 
ds l'article 270 pour en obtenir. Dans css cas, lss 
facultés que confère le permis de circulation 
seront limitées en régis gênerais à 1a région ou 
1s bénéficiaire sxsrcs son activité economique et 
aux endroits de passage qui y correspondent.

Article 254
1. — Rn permis de circulation ne pourra être 

rekusê pour dss raisons tirêss de l'article 266, 
lit. a) et lit. l>), clnffrss 1, 2, 5, 6 et 7, ou de 
l'article 269, lit. b), à des personnes qui ont droit 
a une carte de rions.

2. — D'bêritags d'un konds, quoique survenant 
après le IV janvier 1922, sera considéré comme 
uns dss raisons d'équité visées à l'article 270.

Platzes ausgestellt wird. Die vertragschließenden Teile 
behalten sich jedoch vor, für einen gewissen Kreis der 
Berechtigten von der Gegenzeichnung durch die Orts­
polizeibehörde des anderen Teiles Abstand zu 
nehmen.

(2 ) Die Grenzkarte ist stets mit Lichtbild zu ver­
sehen. Sie soll sich in der Farbe von der Verkehrskarte 
unterscheiden, die zur Feststellung der Persönlichkeit 
des Inhabers erforderlichen Angaben enthalten und 
einen Abdruck der damit verbundenen Vergünstigun­
gen aufweisen. Ist der Grenzübertritt an bestimmte 
Übergangsstellen gebunden, so ist auch dies auf der 
Karte zu vermerken. Die Gültigkeit der Karte soll auf 
sechs Monate beschränkt sein.

Artikel 251
Die Grenzkarte kann im Falle eines Mißbrauchs, 

unbeschadet der durch den Mißbrauch etwa eintreten­
den strafrechtlichen Folgen, dem Berechtigten jederzeit 
entzogen werden.

Artikel 252
(i) Die Grenzkarten dürfen nur Personen erteilt 

werden, die auf Grund eines Ausweises (Paß, Ver­
kehrskarte u. dgl.) zum Überschreiten der Grenze 
zwischen den beiden Teilen des Abstimmungsgebiets 
berechtigt sind.

(2) Soweit die diesen Personen auf Grund ihrer 
Grenzkarte zustehenden Erleichterungen gemäß Ar­
tikel 243 auch für andere als die gewöhnlichen Grenz­
übergangsstellen gelten, erstreckt sich die Berechtignug 
zum Grenzübertritt ohne weiteres auch auf diese 
Stellen.

(3) Falls die bezeichneten Personen eine Verkehrs­
karte auf Grund des Artikels 270 erhalten, kann die 
Berechtigung zum Grenzübertritt auf die in der 
Grenzkarte freigegebenen Stellen beschränkt werden. 
Diese Beschränkung ist auf der Verkehrskarte zu ver­
merken.

Artikel 253
Personen, die gemäß Artikel 238 bis 248 eine 

Grenzkarte erhalten können, aber keine Verkehrskarte 
besitzen oder nach den allgemeinen Bestimmungen sie 
nicht erhalten können, können erforderlichenfalls eine 
solche auf Grund von Artikel 270 erhalten. In 
solchen Fällen sind die Befugnisse aus der Verkehrs­
karte in der Regel auf die für den Grenzwirtschafts- 
verkehr der betreffenden Personen in Betracht kom­
menden Gebiete zu beschränken.

Artikel 254
(1) Personen, die eine Grenzkarte erhalten können, 

darf die Verkehrskarte nicht aus einem im Artikel 266 
Buchstabe a und b Ziffer 1, 2, 5, 6, 7 und Artikel 269 
Buchstabe b aufgeführten Gründen versagt werden.

(2) Der Erwerb von Grundbesitz im Erbgang, auch 
wenn er nach dem 1. Januar 1922 erfolgt, wird in 
allen Fällen als Billigkeitsgrund im Sinne des Ar­
tikels 270, angesehen.



121 —

Article 255
Des équipes à pompiers appslsss à prêter leur 

uids à l'iutêriour do la zons-krontièrs spéciale 
auront libre passage mémo sans pièces d'identité. 
Dsur retour devra avoir lieu dès que leur tâcbs 
aura ètè accomplis.

Article 256
Des details d'application des articles 250 à 255 

ssront règles d'un commun accord entre les Cou- 
vsrnsments des deux Tartiss contractantes ou les 
autorités désignées par eux à est effet.

Artikel 255
Feuerlöschmannschaften ist zum Zwecke der Hilfe­

leistung innerhalb des Grenzwirtschaftsbezirkes das 
Überschreiten der Grenze auch ohne Ausweis gestattet. 
Die Rückkehr hat alsbald nach beendeter Hilfeleistung 
zu erfolgen.

Artikel 256
Die näheren Bestimmungen über die Ausführung 

der Artikel 250 bis 255 werden von den beiden Re­
gierungen oder den von ihnen bezeichneten Behörden 
im wechselseitigen Einvernehmen getroffen werden.

Septième Section
Dispositions finales

Article 257
Dss avantages mentionnés ci-dsssus pourront 

êtrs restreints ou supprimés sn tout temps pour 
des raisons de police sanitaire ou pour cause 
d'èxizootie.

Article 258
Des Directions des Douanes dss doux Mats 

arrêteront, s'il y a lisu, après entente préalable, 
lss mesures d'exécution nécessaires. Dllss pourront 
prendre les dispositions et mesures soit générales, 
soit particulières, requises pour smxêcber l'abus 
des avantages convenus dans le présent cbapitre. 
Dllss pourront, entre autres, sn ce qui concerne 
certaines catégories de css avantages, s'entendre 
pour en limiter l'application a certaines routes.

Abschnitt 7 

jSchlußbestimmungen

A r t i k e l 257
Die vorstehenden Vergünstigungen können aus 

Gründen der Gesundheits- und Seuchenpolizei jeder­
zeit beschränkt oder aufgehoben werden.

Artikel 258
Die Zolldirektionsbehörden der beiden Staaten 

werden die erforderlichen Ausführungsbestimmungen, 
wenn nötig nach vorherigem Einvernehmen, erlassen. 
Sie sind auch berechtigt, allgemein und im einzelnen 
Falle die Anordnungen und Maßnahmen zu treffen, 
die erforderlich sind, um eine mißbräuchliche Aus­
nutzung der in dieser Anlage vereinbarten Vergünsti­
gungen zu verhindern. Insbesondere können sie für 
gewisse Arten von Vergünstigungen den Verkehr, so­
weit erforderlich, im beiderseitigen Einvernehmen auf 
bestimmte Wege beschränken.
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Annexe L
(Article 227, paraArapbe 4). 

«

Dî8te

âe8 proâuît8 nöce88uire8 a I'inäu8trie äe la 
ttaà 8il68ie polonàe

Anlage L.

Bedarfsliste
der Industrie in Polnisch-Oberschlesien.

produits

(Quantités 
annuelles

Observations

I. Vendant 2 an».

I. Lbaux vivo (OaO)....
2. Dmitropbèuol

3. pluoours do souds 
(KaDl)

4. Dicbromats ds potasse 
(I^6r-O9

5. Lcoriss smmouiaealss 
(fondues)

6. Dècbsts d'oxyde de riuc 
provenant de la fabri­
cation ds i'anilins

100,000 l
100 t

300 t

75 t

300 t

250 t

àiàeôpbêuol, en sa

II. Verukank Z an».
Explosifs et produits cinmi- 
quss, ou inalièrss premiers« 
pour leur fabrication.
I. produits Unis:

9 000,000 
d'unités

2 000.000 de 
pièces enrou­
lées (lorcbes) 
800,000 unités

200,000 unités

450 t

59 Oordsaux d'amorces

<9 pusses êlsctriquss 
(détonateurs)

d) Allumeurs pour cor­
deaux d'smores.

/) Explosifs à base ds 
nilrate ds potasse

A) Dynamits 45 - 60 "/„

2. Matières brutes, demi- 
brutes ou dsmi-fabri- 
quèss pour la fabrica­
tion d explosifs.
«9 Oblorsts de potasss 

(14 OIO»)
5^ Hitro-uspbtalins 

(O^ll'^O»)
c) Olyeêrine pure 

(0»»°0U»)

1,500 t

360 t

1,500 t

200 t

250 t

200 t
10,000 t

3,000 t
600,000 mètres 
carrés de car­
ton ondule et

150.000 disques

slômo observation

3. Leories des feux d'sfü- 
nsris ds fer

4. Xcids nitrique (l!XO»)
5. Oarton ondule st dis­

ques ds carton pour les 
usines de fabrication 
d'arots

Nr. Wäre
Iahresmenge

(Soweit Eindeckung 
im freien Handel

Bemerkungen

I. Bezugsdauer 2 Jahre:

1. Gebrannter Kalk (Oa O) 100000 t
2. Dintrophenol 

(0° II- sblOch 0»)
100 t

tikel ist nur vor-

3. Fluornatrium (14a pl) .. 300 t

bände,'/ wennDi« 
nitrovbeuol als 
Kreasbedarf ;ur 
Aussubr zugelas. 
sen wird.

4. Kaliumbichromat 
(R? Lr» 0')

75 t

5. Salmiakschlacken 
(geschmolzen)

300 t

6. Zinkoxydabfälle der 
Anilinfabrikation

250 t

II. Bezugsdauer 3Iahre:

Sprengstoffe, Chemikalien, bzw 
Rohmaterialien zu ihrer Her­
stellung.
I. Fcrtigfabrikate:

a) Sprengkapseln............ 9000000 Stück

b) Zündschnüre................ 2000000 Ringe

c) Elektrische Zünder ... 800 000 Stück

d) Zündschnuranzünder. . 200 000 Stück

s) Schwarzpulver............ 450 t
f) Ammousalpcterspreng- 

stoffe.
§) Dynamit

(45 bis 60prozcntig)

I 500 t

360 t

Der Bemg muß 
unmittelbar bei 
den verstellenden 
Fabriken erfolgen.

2. Rohstoffe bzw. Halbfabri­
kate für die Erzeugung 
von Sprengstoffen.

a) Kaliumchlorat 
(LEI Och

15 000 t Wir zu ll.

b) Nitronaphtbalin 
(O" 8»PlO2)

200 t

c) Reines Glycerin 
(0» 11" 0II ch

250 t

d) Sprengbaumwolle ... 200 t
3. Etscnfrischschlacken .... 10000 t

4. Salpetersäure (8blO») . 3000 t
5. Wellpappe und Papp- 

scheiben für Stickst ff 
werke

600 000 qm 
bzw.

150000 Stück
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Xo I' r o 6 U î t 8

Quantités 
annuelIsZ 

(àâns là mesnre oü Observations Nr Wäre
Iahresmenge 

(Soweit Eindeckung 
im freien Handel 

möglich ist)
Bemerkungen

(>1)

NI.

6. 8ampes ils mine et 
lampes 6e sûreté pour 
mineurs

7. Articles necessaires aux 
besoins médicaux et 
sibarmaosutiques lies 
bôpitaux 6e Tînapp- 
.»ez<^îe» et d'usines, ou 
ries postes 6e secours 
d'installations industri­
elles, dans In mesure 
pratiquée bsbitnslls- 
luent jusqu'ici

9e»ckernt y aux.

I. 8patb-llnor (0.X I?!?). .
2. Huartr (qusrtrspatb) . . 
3. 8cbiste quartxsux ....
4. Huartrite conçusses. . .
5. ()uartr pulvérisé.........
6. kurvte (8^809.........
7. 8sble à mouler...........
8. UuAnèslte.......................
9. 8erro-manA»nèse.........

10. 8erro-siliciuni................

600 t 
3,000 r 
3,000 t 
7,000 t
120 t 

4,000 t 
5,000 t
800 t 

12,000 l 
2,000 t

I>our I exi>vrtLtàon 
en koloFne. vas
6'êpiàêmie àns le

II.

III.

6. Grubenlampen bzw. Gru- 
bensicherheitslampen

7. Der medizinische und 
Pharmazeutische Bedar 
der Werkspitäler und 
Knappschaftslazarette und 
Rettungsstationen der in­
dustriellen Anlagen im 
bisherigen Umfang

Bczugsdauer 5 Jahre:

I. Flußspat (Ot^. 8P) ...
2. Quarzspat.......................
3. Quarzschiefer ................
4. Quarzitschottcr..............
5. Ouarzmehl.....................
6. Schwerspat (8^ 80')
7. Klcbsand.........................
8. Magnesite .....................
9. Feiromangan................

10. Ferrosilizium................

600 t
3 000 t 
3000 t
7000 t 
I20t

4 000t
5 000t 
800 t

12 000 t 
2000 t

Ausiuhrbiwilligung 
wird zugesagt.

Ausfuhrbewilligun­
gen werden er- 
teilt, jedoch mit der 
Maßgabe, daß die 
Preise den für die 
Ausfuhr nach Po- 
len allgemein scst- 
gfl-pen Preisen 
entsprechen. Im 
Falle amtlich fest, 
gestellter Epide­

mien im Liese- 
rungslande kann 
die Lieferung der 
genannten Arti­
kel eingeschränkt 
werden.

II. konts blancbe miroi- 
tîinto 75/ueFe/eixet9

12. Aluminium <^I)............
13. Ammoniaque liquide et 

anbydre (XH^)
14. 8rai pour fabrication 

6s briquettes
15. LIectrodss.......................
16. kinAsrds................ ..
17. karils Nsussr..............

12,000 t

5 t.
3 t.

15,000 t

5,000 t 
150,000 unités 
2,000 unités

II. Spicgcleisen ................

12. Aluminium (^1).........
13. Ammoniak, flüssig und 

wasserfrei (X fp)
14. Hartpech für Brikett- 

erzeugung
15. Elektroden.......................
16. Heizstäbe..........................
17. Mauserfässer...................

12000t

5 l
3 t

15000 t

5000t
150000 Stück
2 000 Stück

IV. T'euàtt

I. produits réfractaires 
pour l'industrie minière 
mètallurAique st cbi- 
mique

2. 5Iscbines, appareils 6s 
toute espèce, ainsi que 
leurs pièces 6e re- 
cksnge et tous articles 
teelmiques nécessaires 
à leur ionctionnenisnt, 
pour toutes Iss installa­
tions industrielles exis­
tantes, y compris leurs 
laboratoires, pour au­
tant que ces installations 
ss sont procurées leurs 
maebinss, appareils et 
outillage de laboratoire 
en uXIIemaAne

Oléine oiraervation.

IV. Bezugsdaucr I5Iahre: 

I. Erzeugnisse der feuerfesten 
Industrie, für berg-, 
hüttenmännische und che­
mische Industrie

2. Maschinen, Apparate je. 
der Art, Ersatzteile der­
selben sowie dazugehö­
rige technische Bedarfs- 
artikcl für alle bestehen- 
den industriellen Anlagen 
sowie deren Laboratorien, 
soweit diese Anlagen ihre 
Maschinen,Apparate bzw. 
Laboratoriumscinrichtun- 
gen aus Deutschland be­
zogen haben

'Ausfuhrbewilligung 
wird zugcsagt.

De-gl.

I7
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Annexe v
Article 236).

Uoäele âe Certificat â'origine

Certificat d'oriAÎuo ............................................
Del...........................................................................  
Da
D' ...........................................................................

aprèe avoir vérifie et reconnu exactes Iss déclara­
tions de la maison.
(nom et adresse de l'expéditeur).........................  
à.................................................................................  
certifie par la présente qus lss marchandises ds- 
siAnses ci-après, expédiées à la maison (nom et 
adresse du destinataire) ........................................ 
à.................................................................................
sont des produits du territoire ds Hauts Lilssio 
code à la ToloZns ou y ont sts fabriqués«.

Anlage v.

Ursprungszeugnis Nr.....................

Die ..............................................................................

bescheinigt hielinit auf Grund der nachgeprüften und 
als richtig erkannten Erklärung der Firma: 
(Absender) .....................................................................  
in ....................................................................................

daß die nachbezeichneten, für die Firma......................  

(Empfänger) ...................................................................  
versandten Waren in dem an Polen abgetretenen Ge­
biete von Oberschlesien erzeugt oder hergestellt sind.

Nombre ds 
colis st 

nature ds 
l'emballage

^lar^ues et 
numéros

poids brut 
sn kilo­

grammes

poids net 
en kilo­
grammes

Oontenu
Stückzahl 

und Art der 
Vcrpackung

Zeichen 
und 

Nummern

Brutto­
gewicht in 
Kilogramm

Netto- 
gcwicht in 

Kilogramm
Inhalt

.......................... 1e...........................19-.

T. 0.

Vu

le........................19-..-(17°................. )?. 0.

...............................   den...................... 1922.

Im Auftrage.

Gesehen!

am.........................................  1922 (Nr........................)
Im Austrage

X. n. ps csrtiticst d origine n'est pus cessible; SS validité 
n'sst que ds trois mois à partir ds la date à Isquslls il s 
stè établi, sans pouvoir dépasser la lin de vînmes contingen- 
tairs courante.

Doute fausse déclaration faits dans le but d'obtenir un cer- 
tikeat d'origins, ainsi qus tout emploi abusif d'un certificat 
d'origine, sont punissables, contormèmsnt à........., st entraînent 
en particulier la privation temporaire ou definitive du droit 
d'importer en francbise en Allemagne.

Anmerkung: Dieses Ursprungszeugnis ist uicht übertragbar; 
es gilt nur für die Dauer von 3 Monaten nach Ausstellung, 
längstens jedoch bis zum Schluß des laufenden Kontingcntsjahres.

Jede unrichtige Erklärung zwecks Erlangung eines Ursprungs- 
Zeugnisses sowie jede mißbräuchliche Benutzung des Ursprungs­
zeugnisses ist strafbar gemäß.....................................................................  
und hat insbesondere den zeitweiligen oder gänzlichen Ausschluß von 
der zollfreien Einruhr nach Deutschland zur Folge.
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Vitre II
?ermi8 äe circulation

Article 259
.4.6n de faciliter la circulation dans In territoire 

Plebiscite, les bartlos contractantes conviennent 
d'instituer, pour une période de quinze ans à dater 
du transfert de la souveraineté, un régime de 
permis de circulation à titre de pièces de légitima­
tion spèciales.

Lliapitre premier
Droit aux permi8

Article 260
§1

1. — Il sera délivré un permis de circulation à 
toute personne qui aura, au moins depuis le 
I" janvier 1921, babitè sans interruption
n) le territoire plébiscite ou se trouve le centre 

de ses relations personnelles;

6) l'une des deux parties du territoire plébiscite 
tout en exerçant dans l'autre partie une 
occupation régulière ou professionnelle non 
contraire a la loi et aux bonnes moeurs, ou 
aura commencé, à exercer une telle occupation 
avant le 1°' janvier 1927.

2. — bis sont pas considères comme interrom­
pant l'babitation:
a) les déménagements de l'une des parties du 

territoire plébiscité dans l'autre;

à) les absences passagères, même s'il v a aban­
don du logement, lorsque, dans les cas prévus 
sous a), le centre des relations personnelles 
reste dans le territoire plébiscité, ou lorsque 
dans les cas prévus sous 6), il n'aura pas ètè 
apporté de (Rangement aux rapports qui 
servent de base à l'occupation régulière ou 
professionnelle ou aux rapports contractuels 
entre l'emxloveur st l'emploie.

seront considérées comme l'exercice d'une occu­
pation régulière ou professionnelle au sens du para- 
grapbe 1, lit. b) du présent article, dans le cas 
de personnes âgées de moins de vingt-cinq ans 
révolus: la préparation a une profession, la 
participation à une instruction religieuse pré­
paratoire a la première communion ou a la con- 
ürmation, ainsi que la fréquentation d'une école, 
pourvu que cette fréquentation soit licite dans 
i'Ltat oü l'èlève babite; dans tous ces cas, il n'est 
pas necessaire que l'occupation ait commencé 
avant le 1" janvier 1927.

Article 261
seront traites comme les personnes spécifiées au 

paraZraxlw 1, lit. a) de l'article 260 :
a) pendant toute la durée du mariage, l'èpouse 

vivant sous le toit conjugal, si elle ns remplit

Titel II
Verkehrskarten

Artikel 259
Um den Verkehr innerhalb des Abstimmungs­

gebiets zu erleichtern, kommen die vertragschließenden 
Teile dahin überein, für einen Zeitraum von 15 Jah­
ren, von Tage des Überganges der Staatshoheit ab 
gerechnet, als besondere Ausweise »Verkehrskarten« 
einzuftihren.

Kapitel I
Kreis der Berechtigten

A r t i k e l 260
8 1

(1) Eine Verkehrskarte erhalten alle Personen, die 
seit spätestens dem 1. Januar 1921 ununterbrochen

a) im Abstimmungsgebiete wohnen und dort den 
Mittelpunkt ihrer persönlichen Beziehungen ha­
ben oder

b) in dem einen Teile des Abstimmungsgebiets 
wohnen und in dem anderen Teile eine Recht 
und guten Sitten nicht zuwiderlaufende regel­
mäßige oder berufliche Tätigkeit ausüben oder 
eine solche vor dem 1. Januar 1927 aufnehmen.

(2) Als Unterbrechung des Wohnens gilt nicht:

a) eine Verlegung der Wohnung aus dem 
einen in den anderen Teil des Abstim­
mungsgebiets, -

b) eine vorübergehende Abwesenheit auch bei 
Aufgabe der Wohnung, wenn im Falle des 
Absatz 1, Buchstabe a der Mittelpunkt der 
persönlichen Beziehungen innerhalb des 
Abstimmungsgebiets verbleibt, oder wenn 
im Falle des Absatz 1, Buchstabe b die Be­
ziehungen, welche die Grundlage der regel­
mäßigen oder beruflichen Tätigkeit bilden, 
fortdauern, oder wenn das Vertragsverhält­
nis zum Arbeitgeber fortdauert.

8 2
Bei Personen bis zum vollendeten 25. Lebensjahre 

wird der beruflichen Tätigkeit im Sinne des ß 1 
Absatz 1, Buchstabe b dieses Artikels die Ausbildung 
zu einem Berufe, die Teilnahme am Beicht- und Kön- 
firmandenunterricht sowie der Schulbesuch gleichge­
stellt, soweit diesem Schulbesuche nach den allgemei­
nen Bestimmungen des Staates, in dem der Schüler 
wohnt, nichts entgegensteht; in allen diesen Fällen ist 
es nicht erforderlich, daß die Tätigkeit vor dem 1. Ja­
nuar 1927 ausgenommen wird.

Artikel 261
Den im Artikel 260 § 1 Absatz 1 Buchstabe a be­

zeichneten Personen werden gleichgestellt:
a) die mit ihnen in gemeinschaftlichem Haushalt 

lebenden Ehefrauen während der Dauer der Ehe,
17»
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pas Iss conditions requises pour l'obtention 
personnelle d'un permis de circulation ;

d) les enfants nos après le 1°' janvier 1921;
e) les 61s ou filles jusqu'à I'â§s de vin§t-cinq ans 

révolus qui, bien que n'babitant pas ls terri­
toire plébiscite le 1» janvier 1921, y auront 
eu neanmoins à cette époque le centre de leurs 
relations personnelles, s'ils réintègrent a de­
meure le loyer paternel avant le 1" janvier 
1923.

Article 262
1- — -^u lieu de recevoir individuellement un 

permis, les enfants jusqu'à l'age de six ans révo­
lus, remplissant les conditions requises par les 
articles 260 ou 261, lit. S), ou 261, lit. e), seront 
inscrits sur le permis de circulation de personnes 
adultes comme les accompagnant.

2. — Des enfants de six à quinze ans révolus, 
remplissant les memes conditions, seront soit 
inscrits sur le permis de circulation de personnes 
adultes comme les accompagnant, soit munis d'un 
permis individuel.

3. — ?our les enfants jusqu'à l'âge de quinze 
ans révolus, fréquentant une école ou recevant 
l'instruction religieuse préparatoire à la première 
communion ou à la confirmation de l'autre côte de 
la frontière, le permis de circulation pourra être 
remplace par une attestation de fréquentation 
scolaire delivres par le directeur de l'ecole, ou par 
uns attestation de participation à l'instruction 
religieuse spécifies ci-dessus, delivres par l'eccle­
siastique. Css attestations devront porter le 
nom, le pronom, l'âge, le lieu de résidence ainsi que 
l'adresse de l'enfant, et devront avoir ets légalisées 
par les autorités de la polies locale du district oü 
l'enfant réside.

26A
Il ns ssra pas délivré ds permis de circulation 

a) aux militaires, pendant la durée ds lsur 
servivs ;

à) aux agents ds polies ds l'ètat ou dss commu- 
nss, sauf exceptions stipulées par accords 
spèciaux entre lss dsux Couvernsmsnts.

Article 264
Il ns ssra pas délivré de permis ds circulation 

aux personnes qui, au cours dss cinq années qui 
précédent, auront ètè condamnées
a) à une peins ds réclusion ou à une peine corre­

spondants d'au moins uns année, d'uns autre 
législation; ou bien, dans ls cas de mineurs 
dont la responsabilité penale sst limités sn 
raison de lsur âgs, à une peins privative ds 
liberté dépassant une année et tenant lieu ds 
réclusion;

à) à uns autre peine privative de liberté d'au 
moins une année prononces à raison d'infrac­
tions dont ls contenu correspond à celui prevu 
par les lois penales allemandes ènumerèes ci- 
dstzsous ou par les lois pénales de contenu 
correspondant d'un autre Ütat, ou par les lois 
pénales allemandes ou polonaises qui, dans 
l avenir, remplaceront lss dispositions snu- 
mèrsss ci-dsssous: 

wenn die Voraussetzungen für die selbständige 
Erlangung der Verkehrskarte bei ihnen nicht 
vorliegen,

b) die nach dem 1. Januar 1921 geborenen Kinder, 
c) die Kinder bis vollendeten 25. Lebensjahre, die 

am 1. Januar 1921 zwar nicht im Abstimmungs­
gebiete gewohnt, dort aber den Mittelpunkt ihrer 
persönlichen Beziehungen gehabt haben, wenn sie 
vor dem 1. Januar 1923 in den Haushalt ihrer 
Eltern zu nicht bloß vorübergehendem Aufent­
halte zurückkehren.

Artikel 262
(1) Kinder bis zum vollendeten 6. Lebensjahre, 

bei denen die Voraussetzungen des Artikel 260 oder 
Artikel 261 Buchstabe b oder Buchstabe c vorliegen, 
werden als Begleiter erwachsener Personen in deren 
Verkehrskarte eingetragen.

(2) Kinder vom vollendeten 6. bis zum vollendeten 
15. Lebensjahre, bei denen die gleichen Voraussetzun­
gen vorliegen, werden entweder als Begleiter er­
wachsener Personen in deren Verkehrskarte eingetra­
gen oder erhalten eine eigene Verkehrskarte.

(3) Für Kinder bis zum vollendeten 15. Lebens­
jahre, die jenseits der Grenze eine Schule besuchen 
oder am Beicht- oder Konsirmandenunterricht teil- 
nehmen, kann die Verkehrskarte durch eine Bescheini­
gung des Schulleiters über den Schulbesuch oder des 
Geistlichen über die Teilnahme an dem bezeichneten 
Unterricht ersetzt werden. Diese Bescheinigungen 
müssen Vor- und Zunamen, Alter und Wohnort nebst 
Anschrift des Kindes enthalten und von der Orts­
polizeibehörde bestätigt werden, in deren Bezirke das 
Kind wohnt.

Artikel 263
Keine Verkehrskarte erhalten:

a) Militärpersonen für die Dauer ihres Militär­
dienstes,

b) Exekutivbeamte der Staats- und Gemeindepoli­
zei, soweit nicht Ausnahmen durch besondere 
Vereinbarungen zwischen den Regierungen zuge­
lassen werden.

Artikel 264
Keine Verkehrskarte erhalten Personen, die inner­

halb der letzten fünf Jahre verurteilt worden sind:

a) zu einer Zuchthausstrafe oder einer dieser gleich­
stehenden, mindestens einjährigen Strafe ande­
ren Rechtes oder, wenn es sich um jugendliche, 
beschränkt straffähige Personen handelt, zu einer 
an die Stelle der Zuchthausstrafe tretenden Frei­
heitsstrafe von mehr als einem Jahre,

b) zu einer anderen Freiheitsstrafe von mindestens 
einem Jahre wegen einer strafbaren Handlung, 
die den Tatbestand folgender deutscher Straf­
gesetze oder inhaltsgleicher Strafgesetze anderer 
Staaten oder solcher deutscher oder polnischer 
Strafgesetze erfüllt, die in Zukunft an die Stelle 
der bezeichneten deutschen Strafgesetze treten:



127 —

1° xLraAraplws 80 à 119 à Oods penal alle­
mand, an cas ou l'inlraotion aura êtê 
commise apres que les Dartiss contractan­
tes auront assume l'administration du terri­
toire plébiscité ;

2° paraZrapbes 146 et 147 du 6ode penal alle­
mand — fausse monnaie ;

3° psraAraxlms 176, 177, 180, 181, 181a du 
Oode penal allemand — attentats aux 
mceurs;

4° paraZraplies 243 et 244 du Oode penal alle­
mand — vol qualiLe st vol commis en rê- 
cidive;

5° xaraZrapIms 249, 250, 252, 255 du Oode 
pénal allemand — vol a main armes ou 
avec effraction et extorsion;

6° paraZrapbe 261 du 6ods penal allemand — 
recel commis sn récidive;

7° xaraZraxlms 264 st 265 du Oode penal 
allemand — escroquerie commise en réci­
dive, fraude d'assurance;

8° paraZrapbe 268 du Oode penal allemand — 
taux Aravs sn écritures;

9° paraArapbes 308, 311 st 321 du Oode penal 
allemand — crimes et délits constituant 
un danZer public: incendie, destruction 
d'appareils de sûreté, de constructions ou 
d'exploitations d'intérêt capital;

10" paraAraxbss 239 a 242 et 244 de la loi alle­
mande sur les faillites du 1° février 1877 — 
banqueroute;

11° paraZraxlm 48 de la loi sur l'êmiZration 
du 9 juin 1897 — traite des femmes st dss 
enfants :

c) a une peins privative de liberté pour infraction 
tombant sous le coup des xaraAraxbes 141 à 
148 de la loi d'Union douanière du 1°' juillet 
1869 sàirdesAesetLà/att, page 317), dss 
dispositions de contenu correspondant des lois 
penales allemandes et polonaises, ou de 
toutes lois, soit allemandes, soit polonaises 
qui dans Devenir remplaceront ces para- 
Zrapbes ou dispositions.

Article 265
Il ne sera pas delivre de permis de circulation 

aux personnes
a) qui auront êtê expulsées par une des parties 

contractantes;
6) qui auront êtê privées de la jouissance de 

leurs droits civiques ou de certains de ces 
droits;

c) qui sont placées sous la surveillance de la 
police ou sous le contrôle de la police des 
moeurs.

Article 266
1- — Des autorités peuvent refuser la déli­

vrance d'un permis de circulation à toute per­
sonne babitant leur circonscription qui, au cours 
des cinq -années qui précèdent, aura êtê con­
damnés
«) à raison d'une des infractions spécifiées à 

l article 6, lit. d), quelle que soit la peine ;

1. HZ 80 bis 119 des Reichsstrafgesetzbuchs, so­
weit die strafbaren Handlungen begangen 
sind nach der Übernahme der Verwaltung 
des Abstimmungsgebiets durch die vertrag­
schließenden Teile;

2. 88 146, 147 des Reichsstrafgesetzbuchs —- 
Münzv erbrechen;

3. ZZ 176, 177, 180, 181, 181a des Reichs­
strafgesetzbuchs — Sittlichkeitsverbrechen;

4. 88 243, 244 des Reichsstrafgesetzbuchs — 
schwerer Diebstahl und Diebstahl im Rück- 
falle;

5. 88 249, 250, 252, 255 des Reichsstrafgesetz­
buchs — Raub und Erpressung;

6. 8 261 des Reichsstrafgesetzbuchs — Hehlerei 
im Rückfalle;

7. 88 264,265 des Reichsstrafgesetzbuchs — 
Betrug im Rückfalle, Versicherungsbetrug;

8. 8 268 des Reichsstrafgesetzbuchs — schwere 
Urkundenfälschung;

9. 88 308, 311, 321 des Reichsstrafgesetzbuchs 
— gemeingefährliche Verbrechen der Brand­
stiftung, Zerstörung von lebenswichtigen 
Bauten, Betrieben oder Sicherheitsvorrich­
tungen;

10. 88 239 bis 242, 8 244 der Reichskonkurs­
ordnung vom 10. Februar 1877 — Ban­
kerott;

11. 8 48 des Gesetzes über das Auswanderungs­
wesen vom 9. Juni 1897 — Mädchen- und 
Kinderhandel;

e) zu einer Freiheitsstrafe wegen einer strafbaren 
Handlung, die den Tatbestand der 88141 bis 148 
des Vereinszollgesetzes vom 1. Juli 1869 (Bun­
desgesetzblatt Seite 317), inhaltsgleicher deutscher 
oder polnischer Strafgesetze oder solcher deutschen 
oder polnischen Strafgesetze erfüllt, die in Zu­
kunft an die Stelle der bezeichneten Bestimmun­
gen treten.

Artikel 265
Keine Verkehrskarten erhalten Personen, die

a) von einem der vertragschließenden Teile ausge­
wiesen worden sind,

b) die bürgerlichen Ehrenrechte oder einzelne Ehren­
rechte nicht besitzen,

e) unter Polizeiaufsicht oder sittenpolizeilicher Kon­
trolle stehen.

Artikel 266
(1) Versagt werden kann die Verkehrskarte den im 

Bezirke der Behörde wohnenden Personen, die 
innerhalb der letzten fünf Jahre verurteilt worden 
sind:

a) wegen der im Artikel 264 Buchstabe b näher be­
zeichneten strafbaren Handlungen, ohne Rück­
sicht auf die Höhe der erkannten Strafe,
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b) à raison d'uns dos infractions tombant sous 
lo coup dos lois penales allemandes ènumè- 
rees ci-dessous, ou des lois penales de con­
tenu correspondant d'un autre Liât, ou des 
lois penales, soit allemandes, soit polonaises, 
qui dans l'avenir remplaceront les disposi­
tions enumerees ci-dessous:

1° paraZraxlms 174, 179, 184, 184a du Code 
penal allemand — attentats contre les 
moeurs;

2° xara§raxbe 253 du Code penal allemand 
— extorsion;

3° paraZraxlms 258, 259 du Code penal alle­
mand — recel de criminels et d'objets;

4° xaragrapbe 294 du Code penal alle­
mand — braconnage professions;

5" paragrapbes 317, 318a du Code penal 
allemand — détérioration d'installations 
du service des postes;

6° paragraxbss 1, 5 de l'ordonnance sur 
l'accaparement du 8 mai 1918 (Keicàs- 
sesetLblatt, page 395);

7° xaragraxbes 1, 3 de l'article II de l'ordon­
nance du 27 novembre 1919 sur l'organi­
sation judiciaire sn matière d'usure 
(Kere/rsASseAdlatt, page 1909) — com­
merce clandestin, exportation illicite d'ar­
ticles de première nécessite.

2. — Dans les cas énonces aux numéros 6 et 7, 
le permis ne peut être refuse que si la peine 
privative de liberté est d'au moins une année.

Article 267
Dss autorités peuvent refuser la délivrance 

d'un permis de circulation a toute personne ba- 
bitant leur circonscription qui
a) est soumise à un régime d'assistance ou 

d'éducation forces (^ürsorpe oder ZroanAS- 
erZreànF).

à) doit être considères comme prostitués, 
mendiant, vagabond ou bobèmisn;

e) a contrevenu aux prescriptions sur les 
douanes, l'exportation ou l'importation;

d) a contrevenu d'une manière grave aux pre­
scriptions édictées pour combattre Iss épi­
démies ou les épizooties.

^lrtreie 268
Des autorités peuvent refuser la délivrance 

d'un permis de circulation a toute personne babi- 
tant leur circonscription qui,
a) pour obtenir ou procurer un permis de cir­

culation, aura, soit sciemment fait de faus­
ses déclarations ou produit des pièces justi­
ficatives ou d'identité fausses ou trompeuses, 
soit sciemment sait usage de documents ob­
tenus ou procurés au moyen de fausses 
déclarations ou de pièces justificatives ou 
d'identits fausses ou trompeuses;

d) aura fabriqué de faux permis ou falsifié des 
permis de circulation ou aura sciemment fait 
usage d'un permis de circulation faux ou 
falsifié;

b) wegen einer strafbaren Handlung, die den Tat­
bestand folgender deutscher Strafgesetze oder in- 
haltsgleicher Strafgesetze anderer Staaten oder 
solcher deutschen oder polnischen Strafgesetze er­
füllt, die in Zukunft an die Stelle der bezeich­
neten deutschen Strafgesetze treten:

1. Z8 174, 179, 184, 184a des Reichsstraf­
gesetzbuches — Verbrechen und Vergehen 
gegen die Sittlichkeit;

2. 8 253 des Reichsstrafgesetzbuchs — Er­
pressung;

3. 88 258, 259 des Reichsstrafgesetzbuchs — 
Begünstigung und Hehlerei;

4. 8 294 des Reichsstrafgesetzbuchs — ge­
werbsmäßige Wilddieberei;

5. 88 317, 318a des Reichsstrafgesetzbuchs — 
Beschädigung von Postbetriebseinrichtun­
gen;

6. 88 D 5 der Verordnung gegen die Preis­
treiberei vom 8. Mai 1918 (Reichsgesetz­
blatt Seite 395);

7. 88 D 3 des Artikel II der Verordnung 
über die Wuchergerichte vom 27. Novem­
ber 1919 (Reichsgesetzblatt Seite 1909) 
— Schleichhandel, verbotene Ausfuhr 
lebenswichtiger Gegenstände.

(2) In den unter Ziffer 6 und 7 erwähnten Fäl­
len darf die Verkehrskarte nur dann versagt werden, 
wenn die Freiheitsstrafe mindestens ein Jahr be­
trägt.

Artikel 267
Versagt werden kann die Verkehrskarte den im Be­

zirke der Behörde wohnenden Personen, die

a) unter Fürsorge- (Zwangs-) Erziehung stehen;

b) als Dirnen, Bettler, Landstreicher oder Zigeu­
ner anzusehen sind;

c) gegen Zoll-, Ein- und Ausfuhrvorschriften ver­
stoßen haben;

d) sich schwerwiegender Verstöße gegen Vorschriften 
zur Bekämpfung von Seuchen oder Viehseuchen 
schuldig gemacht haben.

Artikel 268
Versagt werden kann die Verkehrskarte den im Be­

zirke der Behörde wohnenden Personen, die

a) zur Erlangung oder Verschaffung einer Ver­
kehrskarte entweder wissentlich unwahre An­
gaben gemacht oder unrichtige oder irreführende 
Ausweise und Belege vorgelegt oder wissentlich 
von einer auf diese Weise erlangten oder ver­
schafften Urkunde Gebrauch gemacht haben;

b) eine Verkehrskarte fälschlich angefertigt oder 
verfälscht oder wissentlich von einer falschen 
oder verfälschten Verkehrskarte Gebrauch ge­
macht haben;
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c) ss sera rendus coupable d'un usa§s illicite 
de permis ds circulation; notamment qui, 
proütant d'un psrmis ds circulation, aura 
éludé les prescriptions generales sur 1e régime 
des passeports, qui aura kait usage d'un 
permis de circulation delivre à uns autre 
personne, ou bien qui aura eêdê à un tiers 
son permis de circulation pour lui permettre 
de l'utiliser;

d) aura lrancbi la trontière entre lss deux par­
ties du territoire plébiscite, soit par d'autres 
endroits que ceux üxês à est sffst, soit sans 
être munie d'un permis de circulation ou de 
toute autre pièce d'idsntits requise pour ls 
passage de la trontière;

e) en krauebissaut la trontière, aura oppose uns 
résistance violents aux agents ou kone- 
tionnaires en service, ou bien qui, à plusieurs 
reprises, se sera soustraite à leur contrôle;

f) aura gravement contrevenu aux règlements 
édictés en execution des dispositons du pré­
sent titre.

Article 269
De permis de circulation peut être retuse par 

les autorités competentes de l'une des Darties 
contractantes aux personnes babitant le terri­
toire de l'autre
a) qui remplissent l'une des conditions prevues 

par les articles 266 lit. a) et b), 267 lit a) 
à d) et 268 lit. a) a f),

d) qui, au cours des cinq années qui précèdent, 
auront êtê condamnées à une peine priva­
tive de liberté de plus d'une année a raison 
d'inkraetions autres que celles qui sont 
spécifiées aux articles 266 et 267.

Article 276
Des permis de circulation pourront, pour des 

motiks d'êquitê, a prendre en considération pour 
cbaque cas particulier, être délivrés, après accord 
des autorités compétentes des deux Darties con­
tractantes, à des personnes qui n'ont pas droit à 
un permis de circulation, à raison des dates im­
posées par les articles 260 et 261 lit. c) ou pour 
les raisons spécifiées aux articles 263 a 265, mais 
qui remplissent néanmoins les autres conditions 
requises par lss articles 260 ou 261.

e) sich eines Mißbrauchs der Verkehrskarte schul­
dig gemacht, insbesondere die allgemeinen Paß­
vorschriften unter Benutzung einer Verkehrs­
karte umgangen, eine für einen anderen aus­
gestellte Verkehrskarte gebraucht oder ihre Ver­
kehrskarte einem anderen zum Gebrauch über­
lassen haben;

d) die Grenze zwischen den beiden Teilen des 
Abstimmungsgebiets an anderen als den zu­
gelassenen Stellen oder ohne Verkehrskarte oder 
ohne einen nach sonstigen Bestimmungen er­
forderlichen Ausweis überschritten haben;

s) beim Grenzübergange den Kontrollbeamten tät­
lichen Widerstand entgegengesetzt oder sich wieder­
holt der amtlichen Kontrolle entzogen haben;

k) gegen die zu diesem Titel erlassenen Ausfüh­
rungsbestimmungen in schwerwiegender Weise 
verstoßen haben.

Artikel 269
Versagt werden kann die Verkehrskarte von der 

zuständigen Behörde des einen vertragschließenden 
Teiles den im Gebiete des anderen Teiles wohnen­
den Personen,

a) bei denen eine der Voraussetzungen des Arti­
kel 266 Abs. 1 Buchstabe a und b, Artikel 267 
Buchstabe a bis d und Artikel 268 Buchstabe a 
bis k vorliegt,

b) die innerhalb der letzten fünf Jahre wegen einer 
in den Artikeln 266 und 267 nicht aufgeführten 
strafbaren Handlung zu einer Freiheitsstrafe von 
mehr als einem Jahre verurteilt worden sind.

Artikel 270
Aus Billigkeitsgründen können im Einzelfall auf 

Grund einer Vereinbarung der zuständigen Behörde 
des einen mit der zuständigen Behörde des anderen 
vertragschließenden Teiles auch Personen eine Ver­
kehrskarte erhalten, denen sie im Hinblick auf die 
Zeitbestimmungen der Artikel 260 und 261 Buch­
stabe e oder aus den in den Artikeln 263 bis 265 
aufgeführten Gründen nicht zusteht, bei denen aber 
die anderen Voraussetzungen der Artikel 260 oder 261 
vorliegen.

cbapitre II
Vroit8 äe8 titulaire äe permi8

Article 271
1. — De permis ds circulation permet à son 

titulaire de kraucbir a volonté la frontière entre 
les deux parties du territoire plébiscité, sans 
passeport et sans formalités de visa, ainsi que 
de circuler librement dans l'autre partis du terri­
toire plébiscité.

2. — De permis de circulation ne confère toute­
fois pas au titulaire babitant l'une des parties 
du territoire plébiscité le droit de se transporter, 
on debors du territoire plébiscité, dans une partie 
quelconque du territoire de l'autre Dtat. De titu­
laire d'un permis de circulation n'a ce droit qus 
s'il s'sst conformé, en passant la frontière entre

Ka pitel II
Umfang der Befugnisse

Artikel 271
(t) Die Verkehrskarte gibt dem Inhaber die Be­

fugnis, die Grenze zwischen den beiden Teilen des 
Abstimmungsgebiets beliebig oft ohne Paß und ohne 
Sichtvei-merk zu überschreiten und in dem anderen 
Teile des Abstimmungsgebiets ungehindert zu ver­
kehren.

(2) Die Verkehrskarte gibt dem in einem Teile des 
Abstimmungsgebiets wohnenden Inhaber nicht die 
Befugnis, sich über den anderen Teil des Abstim­
mungsgebiets hinaus in das übrige Gebiet des an­
deren Staates zu begeben. Der Inhaber einer Ver­
kehrskarte hat diese Befugnis nur, wenn er beim 
Übertritt über die Grenze zwischen den beiden Teilen 
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Iss dsux parties du territoire plébiscite, aux 
prescriptions generales en vigueur en matière de 
passeports pour l'entres dans le pays.

^4rtreke 272
I. — De permis de circulation ne permet de 

krancbir la krontièrs entre les deux parties du 
territoire plébiscite qu'aux endroits de passage 
ou s'opèrent les kormabtes douanières ou qui sont 
désignes d'un commun accord par les autorités 
competentes des deux parties contractantes.

2. — Os s endroits de passage doivent être por­
tes à la connaissance du public.

Article 27Z
1. — Dans les cas qui pourraient justifier le 

relus d'un permis de circulation (articles 266 à 
269), les autorités pourront, au lieu de reluser le 
permis, limiter à certains endroits de passage le 
droit de krancbir la krontièrs et à certaines nonss 
ou localités le droit de circuler dans l'autre partie 
du territoire plébiscité.

2. — Il sn est de même lorsqu'un permis sst 
délivré sn vertu de l'article 270.

Article 274
1. — Des attestations de krequentation scolaire 

ou de participation à une instruction religieuse 
préparatoire à la première communion au à la 
confirmation (article 262, alinea 3) ne permettent 
que de krancbir la krontièrs aux endroits se trou­
vant sur l'itinsrairs qui conduit de l'babitation à 
l'êcols ou au cours en question, ou vice-versa.

2. — vendant Iss vacances, la validité de css 
attestations est suspendue.

^4rtroke 276
Dss agents de police possédant individuellement 

un permis de circulation (article 263, lit. b) et 
article 270) ne peuvent s'en servir qus pour 
krancbir la krontièrs en babits civils.

Article 276
Des titulaires ds permis de circulation sont 

soumis aux prescriptions concernant l'impor­
tation, l'exportation st les douanes; ils sont 
notamment soumis à la visite douanière à la kron- 
tiàrs, sauk kacilitss spéciales qui pourraient être 
convenues entre les deux Couvsrnsments.

Article 277
Dss ecclésiastiques peuvent prendre avec eux à 

l'aller et au retour, sn krancbise ds tous droits 
ds douane et autres taxes, les objets dont ils 
ont besoin pour exercer leur ministère. De même 
droit sst reconnu aux écoliers st aux élèves des 
cours préparant à la première communion ou à la 
confirmation, sn ce qui concerne les objets dont 
ils ont besoin.

-drtroêe 278
I. — Des mesures generales limitant ou sus­

pendant la circulation à l'intsrieur du territoire 
d'uns dss kartiss contractantes ou à la krontièrs, 
édictées conkormêment au droit en vigueur à ce 
moment ou en vertu d'accords internationaux, 
sont applicables aux titulaires de permis de cir­
culation.

des Abstimmungsgebiets die für die Einreise gelten­
den allgemeinen Paßbestimmungen erfüllt hat.

Artikel 272
(1) Die Überschreitung der Grenze zwischen den 

beiden Teilen des Abstimmungsgebiets auf Grund 
einer Verkehrskarte ist nur an den Übergangsstellen 
zulässig, an denen entweder eine Zollabfertigung 
stattfindet oder die durch Vereinbarung der hierfür 
zuständigen Behörden der vertragschließenden Teile 
freigegeben werden.

(2) Diese Übergangsstellen sind öffentlich bekannt 
zu machen.

Artikel 27
(i) Wird in den bezeichneten Fällen (Artikel 266 

bis 269) von dem Recht, die Verkehrskarte zu ver­
sagen, kein Gebrauch gemacht, so kann statt dessen die 
Befugnis, die Grenze zu überschreiten, auf bestimmte 
Grenzübergangsstellen und die Befugnis, in dem an­
deren Teile des Abstimmungsgebiets zu verkehren, 
auf bestimmte Orte oder Gebiete beschränkt werden.

(2) Das gleiche gilt in den Fällen, in denen die 
Ausstellung der Karte auf Grund des Artikel 270 
erfolgt.

Artikel 274
(1) Die Bescheinigung über den Schulbesuch oder 

über die Teilnahme am Beicht- oder Konfirmanden­
unterricht (Artikel 262 Abs. 3) gibt die Befugnis 
zum Überschreiten der Grenze nur auf den Über­
gängen, die auf dem Schulwege oder dem Wege zum 
und vom Unterrichte liegen.

(2) Während der Ferien ruht die Befugnis.

Artikel 275
Wenn Polizeibeamte im Einzelfall eine Verkehrs­

karte erhalten (Artikel 263 Buchstabe b, Artikel 270), 
dürfen sie diese zum Überschreiten der Grenze nur in 
bürgerlicher Kleidung benutzen.

Artikel 276
Die Inhaber der Verkehrskarten unterliegen allen 

Ein- und Ausfuhr- sowie Zollvorschriften, insbeson­
dere auch den zollamtlichen Untersuchen beim Grenz­
übertritt, soweit nicht besondere Erleichterungen 
zwischen den beiden Regierungen vereinbart werden.

Artikel 277
Geistliche dürfen die zur Vornahme ihrer Amts­

handlungen erforderlichen Gegenstände beim Über­
schreiten der Grenze frei von Zöllen und sonstigen 
Abgaben aus- und wiedereinführen. Das gleiche 
Recht steht Schulkindern und Teilnehmern am Beicht­
kind Konfirmandenunterricht hinsichtlich der für den 
Unterricht erforderlichen Gegenstände zu.

A r t i k e l 278
(1 ) Allgemeine Verkehrseinschränkungen und Ver­

kehrssperren, die einer der vertragschließenden Teile 
auf Grund des jeweils geltenden Rechtes oder auf 
Grund internationaler Vereinbarungen innerhalb 
seines Gebiets oder an der Grenze verhängt, finden 
aus Inhaber von Verkehrskarten Anwendung.
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2. — 8i I'uns des Dartres contractantes ss trou­
vait engages dans uns guerre, elle pourrait inter- 
dirs totaiement ou partiellement le passage de la 
frontière entre lss deux parties du territoire 
plébiscite, meme aux titulaires de permis de circu­
lation.

Z. — Dss mesures limitant ou suspendant la 
circulation seront, autant qus possible, com­
muniquées quarante-buit bsurss avant lsur entrée 
sn vigueur, par l'Allemagne a l'autorite ad­
ministrative polonaise de deuxième instance, et 
par la Dologns à l'autorité administrative 
supérieure allemande.

Cbapitre III
^mi88ion âe8 perià de circulation

Article 279
1. — Des permis ds circulation, rédiges sn alls- 

mand st sn polonais d'après un modèle spé­
cialement convenu, sont établis pour cbaque 
année, sur carton vert clair, par les autorités alle­
mandes, st sur carton brun clair par les autorités' 
polonaises.

2. — Dans le cas oü un permis ds circulation sst 
délivré sn vertu dss dispositions ds l'article 270, 
ou dans les cas oü il pourrait êtrs rskusê à raison 
des dispositions des articles 266 a 269, sa période 
de validité peut être restreints.

Article 280
l. — Dss permis de circulation sont établis dans 

la partie allemands par lss autorités administra­
tives inferieures, st dans la partis polonaise par 
les autorités administratives de première instance, 
ou par des autorités bisrarcbiquemsnt correspon­
dantes.

2. — Doutes ces autorités sont désignées dans 
le présent titre par les mots « Office des permis ».

3. — Dst competent pour délivrer un permis, 
l'Okücs des permis de la circonscription oü babite 
le destinataire.

Article 281
1. — Des permis de circulation ns sont delivres 

que sur demande des intéresses.
2. — Da demande doit être adresses à l'OkLes 

des permis competent, st, lorsque les autorités 
auront sts spécialement désignées à cet effet, elle 
devra l'être par l'intermediaire de ces autorités.

3. — Des faits motivant la demande doivent 
être dûment prouves, s'ils ns sont pas notoires. 
Obaque demande doit être accompagnes de trois 
pbotograpbies identiques, légalisées par la police, 
ainsi que d'attestations dslivrêss par la police au 
sujet des faits qui ne sont pas notoires.

Article 282
Donc être valables, les permis de circulation 

doivent, dans tous les cas, être contresignes par 
l'autorite competents de l'autre Ltat.

Article 289
.1- — Dst competent pour contresigner les xsr- 

mis à circulation, ls consul de l'autre Dartis con- 
îi notants sn fonctions dans ls district d'omission 
ou le fonctionnaire expressément autorise a le 
remplacer.

(2) Wird einer der vertragschließenden Teile in 
einen Krieg verwickelt, so ist er berechtigt, die Grenze 
zwischen den beiden Teilen des Abstimmungsgebiets 
auch für Inhaber von Verkehrskarten ganz oder teil­
weise zu sperren.

(3) Die Verhängung von Verkehrseinschränkungen 
oder Verkehrssperren ist tunlichst 48 Stunden vor 
ihrem Inkrafttreten von deutscher Seite der polni­
schen Verwaltungsbehörde zweiter Instanz, von polni­
scher Seite der deutschen höheren Verwaltungsbehörde 
mitzuteilen.

Kapitel IN

Ausstellung der Verkehrskarte
A r t i k c l 279

(1) Die Verkehrskarten werden nach einem be­
sonders vereinbarten Muster in deutscher und in pol­
nischer Sprache, deutscherseits auf hellgrünem, pol- 
nischerseits auf-hellbraunem Karton, jeweils für das 
laufende Kalenderjahr ausgestellt.

(2) In den Fällen, in denen die Verkehrskarte auf 
Grund des Artikel 270 ausgestellt wird, oder in denen 
sie gemäß den Artikeln 266 bis 269 hätte versagt 
werden können, kann ihre Gültigkeitsdauer beschränkt 
werden.

A r t i k e l 280
(1) Die Verkchrskarten werden auf deutscher Seite 

durch die unteren Verwaltungsbehörden, auf polni­
scher Seite durch die Verwaltungsbehörden erster In­
stanz oder durch Behörden, die diesen Behörden 
gleichstchen, ausgestellt.

(2) Diese Behörden werden in diesem Titel als 
»Ausstellungsbehörden« bezeichnet.

(3) Örtlich zuständig ist die Ausstellungsbehörde, 
in deren Bezirke die Person wohnt, für welche die 
Verkehrskarte ausgestellt werden soll.

Artikel 281
(i) Die Verkehrskarte wird nur auf Antrag aus­

gestellt.
(2) Der Antrag ist — gegebenenfalls durch Ver­

mittlung der damit beauftragten Behörden — bei der 
örtlich zuständigen Ausstellungsbehörde zu stellen.

(3) Die Tatsachen, die den Antrag begründen 
sollen, müssen, soweit sie nicht offenkundig sind, ein­
wandfrei dargetan werden. Jedem Antrag müssen 
drei gleiche polizeilich beglaubigte Lichtbilder sowie 
polizeiliche Bescheinigungen über die nicht offenkun­
digen Tatsachen beigefügt werden.

Artikel 282
Die Verkehrskarte bedarf zu ihrer Gültigkeit in 

allen Fällen der Gegenzeichnung durch die zuständige 
Behörde des anderen Staates.

A r t i k e l 283
(i ) Die Gegenzeichnung wird von dem für den Be­

zirk der Ausstellungsbehörde zuständigen Konsul des 
anderen vertragschließenden Teiles oder von dem 
mit seiner Vertretung ausdrücklich beauftragten Be­
amten vorgenommen. .

is
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2. — Dss autorités compstsntss pour con- 
tissi^nsr Iss permis sont dssiAness dans ls présent 
titre par les mots « Oktics dss sontresi^naturss ».

Article 284
1. — D'Okfics dss permis envoie directement à 

l'Ottics des contresiZnatures Iss permis de circu­
lation qu'il omet, en y joignant Iss demandes des 
intéresses ainsi que Iss pièces justificatives, à 
cas oü les laits aUÔAues sont notoires, il doit être 
tait mention de cette circonstance.

2. — Dans les deux semaines a dater de la ré­
ception, l'Olfics des contresiZnaturss renvoie le 
permis à l'Olfics dss permis, ainsi que la demande 
de l'interesse st lss pièces justificatives, soit avec 
sa contresiZnature, soit avec l'indication dss rai­
sons pour lesquelles il demande soit que le permis 
soit reluse, soit qus, conlormemsnt aux disposi­
tions de l'articls 273, ses sllsts soient limites a 
certains endroits de passais de la lrontièrs, à 
certaines localités ou à certaines 201ms à déter­
miner, ou encore qus la dures de la validité du 
permis soit restreints conlormemsnt aux dispo­
sitions ds l'article 279, alinea 2.

3. — Aucun permis de circulation ne peut être 
délivré sans contrssisnaturs.

Article 286
1. — Dss dispositions dss articles 279 a 284 

sont egalement applicables
a) lorsque ls psrmis ds circulation est, rsnouvslè 

pour la nouvelle années qui commence;
6) lorsque, au cours de l'année, un nouveau 

permis est accorde parce qus
I" ls titulaire établit d'une manière plausible 

qu'il a perdu son psrmis de circulation; ou
2° ls psrmis ds circulation sst devenu illisible 

ou inutilisable; ou
3° le titulaire d'un psrmis de circulation de­

mande l'inscription d'snkants sur son psr­
mis (article 262).

2. — Dans les cas spécifiés aux Andres 2 st 3, 
l'ancien permis devra être restitue avant qus le 
nouveau soit delivre.

(2 ) Die für die Gegenzeichnung zuständigen Be­
hörden werden in diesem Titel als »Gegenzeichnungs­
behörden« bezeichnet.

Artikel 284

(1) Die Ausstellungsbehörde übersendet die von 
ihr ausgestellte Verkehrskarte nebst dem Antrag und 
den erforderlichen Unterlagen unmittelbar der Gegen­
zeichnungsbehörde. Soweit die in Betracht kommen­
den Tatsachen offenkundig sind, ist dies zu vermerken.

(2) Der Ausstellungsbehörde wird die Verkehrs­
karte nebst dem Antrag und den Unterlagen binnen 
zwei Wochen nach Eingang von der Gegenzeichnungs­
behörde entweder mit Gegenzeichnung oder unter An­
gabe der Gründe zurückgesandt, aus denen sie die Ver- 
sagung der Verkehrskarte oder gemäß Artikel 273 ihre 
Beschränkung auf bestimmte, näher zu bezeichnende 
Grenzübergangsstellen, auf bestimmte Orte oder Ge­
biete oder gemäß Artikel 279 Abs. 2 eine Beschränkung 
ihrer Gültigkeitsdauer verlangt.

(3) Ohne Gegenzeichnung darf die Verkehrskarle 
nicht ausgehändigt werden.

A r t i k e l 285
(1) Die Bestimmungen der Artikel 279 bis 284 

finden auch Anwendung,
a) wenn eine Karte für das folgende Kalenderjahr 

neu ausgestellt werden soll; oder
b) wenn im Lause eines Kalenderjahres eine neue 

Karte ausgestellt werden soll, weil
l. der Inhaber einer Verkehrskarte den Ver 

lust der Karte glaubhaft macht; oder weil
2. die Verkehrskarte unleserlich oder sonst un 

brauchbar wird; oder weil
3. der Inhaber der Verkehrskarte die Eintra­

gung von jugendlichen Personen beantragl 
(Artikel 262).

(2) In den Fällen zu 2 und 3 ist die alte Verkehrs­
karte vor Aushändigung der neuen zurückzugeben.

Lkapitre IV
Retrait äe permiL ou re8triction8 äe8 äroit8 

que confèrent Ie8 permi8
Article 286

I. — Ds psrmis ds circulation ssra rstirs au 
titulairs par I'Okücs dss psrmis ou par l'Ottics dss 
coutrssiZnaturss

a) lorsqu'il sst stabil qus lss conditions 
requises pour sa délivrâmes (articles 260 
st 261) ns sont plus remplies ou ne l'ont 
jamais sts; ou

6) lorsqu'une des conditions prevues par lss 
articles 263 à 265 sst constates ou ss réalise 
ultérieurement.

Kapitel IV
Entziehung und nachträgliche Beschränkung 

der Karte
Artikel 286

(1) Die Verkehrskarte ist dem Inhaber durch die 
Ausstellungsbehörde oder durch die Gegenzeichnungs­
behörde zu entziehen, wenn:
a) festgestellt wird, daß die Voraussetzungen für die 

Ausstellung (Artikel 260 und 261) nicht mehr 
vorliegen oder niemals vorgelegen haben; oder 
wenn

b) eine der Voraussetzungen der Artikel 263 bis 265 
nachträglich festgestellt wird oder eintritt.
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2. — A permis de circulation peut êtrs retiré 
par l'Okfics dos permis ou par l'Okfics dos contre- 
signaturos, ou los droits qu'il conkoro peuvent être 
restreints par l'un ou l'autre de ces Offices, con­
formement aux articles 273 et 279, si l'une des 
conditions prevues par lss articles 266, lit. a) 
et b), 267, lit. a) à d) st 268, lit. a) a /) sst con­
states ou se rsaüss ultérieurement.

3. — De permis psut êtrs retirs par l'Okfics dss 
contresi^naturss si l'uns des conditions prevues 
par l'articls 269, lit. b) est constatés ou se réalise 
ultérieurement.

Article 287
1. — A la demande do l'Okfics dss contrs- 

siAnatures, l'Okfics dss psrmis doit retirer un psr­
mis ou restreindre les droits qu'il conksrs. si l'une 
dss conditions prévues par l'article 269. lit. a) 
et b) a êtê constatée ou se réalisé ultérieurement.

2. — Da production par l'Office dss contre- 
signatures d'un jugement definitif suffit pour 
prouver lss faits articles à l'appui de sa demande.

Article 288
1. — Do retrait d'un permis s'effectue

y) soit par l'Office des permis, celui-ci lo con­
fisquant et le transmettant à l'Okfics dss con- 
trssignatures avec une marque d'annulation:

A soit par l'Okfice dss contrssignaturss, celui-ci 
radiant la contrssignaturs et transmettant le 
permis à l'Office des permis. Dans ce dernier 
cas. ls titulaire recevra, sur sa demande, une 
déclaration attestant que ls psrmis ds cir­
culation, portant tsl numéro st délivre par 
tel Office, lui a ôte retire, et lui permettant 
de regagner l'autre partie du territoire plé­
biscité, dans un delai à fixer équitablement.

2. — Dors des transmissions prevues au présent 
article, les raisons motivant le retrait du permis 
seront indiquées.

Article 289
8i les droits découlant d'un permis doivent être 

restreints (articles 286 et 287) le psrmis ssra 
retire st un nouveau permis contenant les restric­
tions necessaires sera delivre.

Lbapitre V
Iaxe8 et drcà de timbre

Article 296
'fioutss les demandes et requêtes concernant les 

psrmis de circulation, toutes les attestations de 
polies requisse, la délivrance st la contresignature 
dss permis, ainsi que les attestations prevues par 
l'article 288, lit. b), sont exemptes de toutes taxes 
et droits de timbre.

Article 297
Des Darties contractantes peuvent toutefois 

percevoir une taxe pour la délivrance et la con- 
iresiMgàrs d'un nouveau permis de circulation, 

oas de perte de l'ancien. Ûüss peuvent sn outre 
porter la perte et l'annulation ds l'ancien permis, 
ainsi que la délivrance du nouveau, à la connais­
sance du publie aux frais de l'intéressé.

(2) Die Verkehrskarte kann dem Inhaber durch die 
Ausstellungsbehörde oder durch die Gegenzeichnungs­
behörde entzogen oder durch eine dieser Behörden in 
ihrer Geltung gemäß Artikel 273 und 279 beschränkt 
werden, wenn eine der Voraussetzungen des Ar­
tikel 266 Abs. 1 Buchstabe a und b, Artikel 267 Buch­
stabe a bis d sowie Artikel 268 Buchstabe a bis k nach­
träglich festgcstellt wird oder eintritt.

(3) Die Verkehrskarte kann dem Inhaber von der 
Gegenzeichnungsbehörde entzogen werden, wenn eine 
der Voraussetzungen des Artikel 269 Buchstabe b nach 
träglich festgestellt wird oder eintritt.

Artikel 287
(1) Auf Verlangen der Gegenzeichnungsbehörde 

hat die Ausstellungsbehörde die Verkehrskarte dem 
Inhaber zu entziehen oder in ihrer Geltung zu be 
schränken, wenn eine der Voraussetzungen des Ar­
tikel 269 Buchstabe a und b nachträglich festgestellt 
wird oder eintritt.

(2) Zum Nachweise der Tatsachen, mit denen die 
Gegenzeichnungsbehörde ihr Verlangen begründet, ge­
nügt die Vorlegung einer rechtskräftigen Entscheidung.

Artikel 288
(r) Die Entziehung der Verkehrskarte erfolgt:

a) seitens der Ausstellungsbehördc durch Einzie 
. hung der. Karte und Übersendung der als ungül­

tig gekennzeichneten Karte an die Gegenzeich­
nungsbehörde;

b) seitens der Gegenzeichnungsbehörde durch Strei- 
àng der Gegenzeichnung und Übersendung der 
Karte an die Ausstellungsbehörde. In diesem 
Falle ist dem Inhaber auf Antrag eine Bescheini­
gung auszustellen. daß ihm die nach Nummer 
und Ausstellungsbehördc zu bezeichnende Ver­
kehrskarte abgenommen worden ist, Und daß er 
die Befugnis hat, innerhalb einer angemessen zu 
bestimmenden Frist in den anderen Teil des Ab 
stimmungsgebiets zurückzukehren.

(2) Die Gründe für die Entziehung sind bei dcr 
Übersendung der Karte mitzuteilen.

A r t i k e l 289
Soll die Geltung einer Verkehrskarte nachträglich 

beschränkt werden (Artikel 286, 287), so ist die alte 
Verkehrskarte einzuziehen und eine neue Verkehrs 
karte mit beschränkter Geltung auszustellen.

Kapitel V

Gebühren und Stempel
A r t i k e l 290

Alle die Verkehrskarte betreffenden Anträge und 
Eingaben, die erforderlichen polizeilichen Bescheini­
gungen, die Ausstellung und die Gegenzeichnung der 
Verkehrskarte sowie die im Artikel 288 Abs. 1, Buch­
stabeb, vorgesehene Bescheinigung sind stempel- und 
gebührenfrei.

Arti kel 29l
Für die Ausstellung und Gegenzeichnung cincr 

neuen Verkehrskarte im Falle des Verlustes der 
alten können die vertragschließenden Teile eine Ge­
bühr erheben. Den Verlust und die Ungültigkeits­
erklärung der alten Verkehrskartc sowie die Aus­
stellung der neuen Verkehrskarte kann zudem auf 
Kosten des Antragstellers öffentlich bekanntgegeben 
werden.

is»
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Lkapitre VI

Vois8 äe recour8

Article 292
1. — 8i ls permis ds circulation sst rskusè ou 

si Iss droits qu'il confère sont restreints (article 
273), ou si ls permis ds circulation sst rstirs à 
l'intèrsssè sn vertu de l'article 286, alinea l, 
l'Okücs dss permis doit notiüsr oftmisllsmsnt à 
l'intsrssss sa décision motives ou la lui kaire 
rsmsttrs contre rsyu.

2. — D'intèrsssè pourra, dans ls délai d'uns 
semaine, kormsr contre la decision rendus a son 
égard un recours qui devra être adresse par écrit 
à l'Oküce des permis ou v être consigne dans un 
procès-verbal. Os rseours sera transmis sans délai 
avec tout ls dossier à l'autorits administrative 
supérieurs allsmands, ou à l'autorits administra­
tive polonaiss ds deuxième instance, selon lss cas.

Article 299
8i la décision qui kait l'objet, du rseours 

émane ds l'Oküos dss permis, l'autorite qui lui sst 
bisrarelnqusmsnt supérieurs examine ls recours 
et avise l'Okücs des permis de lui kairs droit, si 
silo le tisnt pour kondè.

Article 294
I. — 8i l'autorits bisraràiqusmsnt supérieure 

ns tisnt pas ls recours pour tonds ou si la decision 
qui kait l'objet du rseours a sts rendue par 
l'Okües des contrssignaturss, e'sst la Oommission 
arbitrais dss permis ds circulation, composés d'un 
délègue allemand st d'un délégué polonais, qui 
décidera.

2. — Dans css cas, le rseours st tout ls dossier 
ssront transmis sans délai par l'autorité ad­
ministrative supérieurs allemands ou par l'au- 
torits administrative polonaiss ds dsuxisms in- 
stanes au délégué ds leur xavs a estts Oommission. 
Os délégué ss mettra en rapports avse son col- 
lègus afin ds prendre la décision.

Article 295
l. — 8i lss dsux membres ds la Oommission 

arbitrais des permis sont d'accord, lsur décision 
sst définitive.

2. — Ostts décision, qui doit être motives, sera 
communiqués à l'autorité administrative supé­
rieurs allsmands et à l'autorits administrative po­
lonaiss de deuxieme instance.

3. — Oss autorités la transmettront à l'Okllco 
dss permis ou à l'Oklles dss contresignaturss dont 
la décision faisait l'objet du rseours.

4. — 8i la décision ds la Oommission donne 
raison sn tout ou sn partis a l'intèrsssè, il ssra 
donné sans délai satisfaction à celui-ci, confor­
mément à la décision.

5. — 8i ls rseours sst rejeté, la décision ssra 
notifiés à l'intèrsssè par l'autorité administrative 
supérieurs allsmands ou par l'autorits administra- 
Ave polonaise ds dsuxièms instance. Il ssra notifié 
à l'intsrssss qus la décision sst définitive.

Kapitel VI 

Rechtsmittel 

Artikel 292
(i) Wird die Verkehrskarte versagt oder nur eine 

in ihrer Geltung beschränkte Verkehrskarte (Artikel 
273) erteilt, oder wird eine Verkehrskarte auf Grund 
des Artikel 286 Abs. I entzogen, so hat die Aus­
stellungsbehörde dem Antragsteller einen begründeten 
Bescheid zuzustellen oder gegen Empfangsschein aus- 
zuhändigen.

(2) Gegen diesen Bescheid steht dem Antragsteller 
oder Karteninhaber die Beschwerde zu. Die Be­
schwerde ist innerhalb einer Woche schriftlich oder zu 
Protokoll bei der Ausstellungsbehörde anzubringen 
und von dieser unverzüglich mit allen Unterlagen 
auf deutscher Seite der höheren Verwaltungsbehörde, 
auf polnischer Seite der Verwaltungsbehörde zweiter 
Instanz vorzulegen.

A r t i k e l 293

Beruht der angefochtenc Bescheid auf einer Em 
scheidung der Ausstellungsbehörde, so liegt die Prü­
fung der Beschwerde der ihr Vorgesetzten Behörde ob. 
Hält diese die Beschwerde für begründet, so weist sie 
die Ausstellungsbehörde an, ihr stattzugeben.

U r t i k e l 294
(1) Hält die Vorgesetzte Behörde die Beschwerde 

gegen eine Entscheidung der Ausstellungsbehörde für 
unbegründet, oder beruht der angefochtenc Bescheid 
auf einer Entscheidung der Gegenzeichnungsbehörde, 
so entscheidet das »Schiedsamt für Verkehrskarten«, 
das aus einem deutschen und einem polnischen Mit- 
gliede besteht.

(2)' In diesen Fällen wird die Beschwerde mit 
allen Unterlagen von der deutschen höheren Verwal­
tungsbehörde oder von der polnischen Verwaltungs­
behörde zweiter Instanz unverzüglich dem ihrem 
Staate angehörenden Mitglied des Schiedsamts vor­
gelegt. Dieses Mitglied setzt sich zur Herbeiführung 
einer Entscheidung mit dem anderen Mitglied ins 
Benehmen.

A r t i k e l 295
(r) Einigen sich die beiden Mitglieder des Schieds­

amts für Verkehrskarten, so ist dessen Entscheidung 
endgültig.

(2) Die Entscheidung ist mit Gründen zu ver­
sehen und der deutschen höheren Verwaltungsbehörde 
sowie der polnischen Verwaltungsbehörde zweiter 
Instanz mitzuteilen.

(3) Diese Behörden übermitteln sie der Aus­
stellungsbehörde oder der Gegenzeichnungsbehörde, 
gegen die sich die Beschwerde richtet.

(4) Ist der Beschwerde ganz oder teilweise statt- 
gegeben worden, so ist der Entscheidung unverzüglich 
zu entsprechen.

(s) Eine abweisende Entscheidung wird dem Be­
schwerdeführer durch die deutsche höhere Verwal­
tungsbehörde oder durch die polnische Verwaltungs­
behörde zweiter Instanz, in deren Bezirk er wohnt, 
zugestellt; dabei ist dem Beschwerdeführer zu er­
öffnen, daß die Entscheidung endgültig ist.
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Article 296
8i Iss dsux membres de la Commission arbitrais 

des psrmis ns sont pas d'accord, ls recours st tout 
le dossier ssront soumis au tribunal arbitral 
avec un sxposs motive par écrit de l'opinion de 
cbaqus membre. Da decision du Vribunal arbitral 
sera obligatoire pour les autorités dss dsux par­
ties contractantes. Des Offices des psrmis et lss 
Offices dss contrssignaturss devront se conformer 
sans delai a toute decision faisant droit au re­
cours. 8i le recours est rejeté, la decision sera 
notifies à l'intsrssss par l'autorits administrativs 
supérieurs allemands ou par l'autorits admi­
nistrative polonaise de deuxième instance.

Article 297
1. — Ll un Office dss psrmis ou un Office des 

contrssignatures veut retirer un psrmis de circu­
lation sn vertu des dispositions de l'article 286, 
alineas 2 et 3, ou de l'article 287, ou veut re­
streindre après coup lss droits qus confère un 
permis, il doit en aviser la Commission arbitrale 
dss psrmis pour obtenir son consentement, à moins 
qus ls retrait du permis ou la restriction des droits 
qu'il confère ns soit exige impérieusement par 
les intérêts de l'Ltat.

2. — Da Commission arbitrais des psrmis peut 
entendre t'intéresse avant de rendre sa decision.

3. — 8i la Commission arbitrale dss psrmis 
consent, elle en avise immédiatement l'Office des 
permis et l'Office des contresignaturss, qui 
prennent alors Iss mesures necessaires, con­
formement aux dispositions des articles 288 
et 289. D'Office des permis doit mentionner, 
dans la decision motivée qu'il est tenu de 
notifier officiellement à l'intsrssss, que le retrait 
ds son psrmis ou la restriction dss droits 
qu'il confèrs a êtê décidé avec ls consentement de 
la Commission arbitrale des permis. 8i ladite 
Commission a entendu l'intsrssss, ls retrait de son 
permis ou la restriction des droits qu'il'confère 
sst definitif; sinon le titulaire du permis peut, 
dans un delai d'une semaine a dater de la notifi­
cation officielle de la decision, faire appel à la 
Commission arbitrale des psrmis, dont la decision 
est definitive.

4. — 8i la Commission arbitrale des psrmis ou 
l'un ds ses membres s'oppose au retrait du permis 
ou à la restriction des droits qu'il confère, la Com­
mission arbitrale des permis soumet le cas, avec 
un expose, motive des points de vue st tout le 
dossier, su tribunal arbitral, dont la decision est 
definitive. 8i cette decision conclut au retrait du 
permis ou à la restriction dss droits qu'il confère, 
les dispositions des articles 288 st 289 sont appli­
cables. Dans la decision qu'il est tenu de notifier 
officiellement s l'intéresse, l'Okfics dss permis doit 
indiquer qus ls retrait du permis ou la restriction 
des droits qu'il conkère, a ste décidé avec ls con­
sentement du tribunal arbitral, et que cette 
décision est definitive.

5. — gj W retrait d'un permis ou la restriction 
das droits qu'il conkère est décide sans demander 
ia consentement de la Commission arbitrale dss 
permis, comme étant impérieusement exige par lss 
intérêts ds l'Dtat, les articles 292 à 296 sont 
applicables.

A r t i k e l 296
Einigen sich die beiden Mitglieder des Schiedsamts 

für Verkehrskarten nicht, so legen sie die Beschwerde 
mit einer schriftlichen Begründung des beiderseitigen 
Standpunkts und mit allen Unterlagen dem 
Schiedsgerichte vor. Die Entscheidung des Schieds­
gerichts ist für die Behörden beider vertragschließen­
der Teile bindend; die Ausstellungsbehörde und die 
Gegenzeichnungsbehörde müssen einer der Be­
schwerde stattgebenden Entscheidung unverzüglich ent­
sprechen. Ein die Beschwerde abweisender Bescheid 
ist dem Beschwerdeführer von der deutschen höheren 
Verwaltungsbehörde oder von der polnischen Ver­
waltungsbehörde zweiter Instanz zuzustellen.

Artikel 297
(C Will eine Ausstellungsbehörde oder eine Ge­

genzeichnungsbehörde eine Verkehrskarte auf Grund 
der Bestimmungen des Artikel 286 Abs. 2 und 3 
oder des Artikel 287 entziehen oder nachträglich in 
ihrer Geltung beschränken, so hat sie die Zustimmung 
des Schiedsamts für Verkehrskarten einzuholen, es 
sei denn, daß ein dringendes staatliches Interesse 
die sofortige Entziehung oder Beschränkung er­
fordert.

(2) Das Schiedsamt kann vor der Entscheidung 
den Inhaber der Verkehrskarte hören.

(3) Stimmt das Schiedsamt zu, so hat es die 
Ausstellungsbehörde und die Gegenzeichnungsbe­
hörde unmittelbar mit Nachricht zu versehen, die 
darauf das Weitere gemäß den Bestimmungen der 
Artikel 288 und 289 veranlassen. In dem von der 
Ausstellungsbehörde dem Inhaber der Verkehrskarte 
zu erteilenden begründeten Bescheid ist zum Aus­
druck zu bringen, daß die Entziehung oder Be­
schränkung der Verkehrskarte mit Zustimmung des 
Schiedsamts erfolgt. Hat das Schiedsamt den In­
haber der Verkehrskarte gehört, so ist die Entziehung 
oder Beschränkung der Verkehrskarte endgültig; 
andernfalls steht dem Inhaber der Verkehrskarte 
binnen einer Woche nach Zustellung des Bescheids 
die Anrufung des Schiedsamts offen, dessen Ent­
scheidung endgültig ist.

(4) Stimmt auch nur eines der Mitglieder.des 
Schiedsamts der Entziehung oder Beschränkung der 
Verkehrskarte nicht zu, so legt das Schiedsamt die 
Angelegenheit mit einer schriftlichen Begründung 
des beiderseitigen Standpunkts und mit allen Unter­
lagen dem Schiedsgericht vor, dessen Entscheidung 
endgültig ist. Lautet die Entscheidung auf Ent­
ziehung oder Beschränkung der Verkehrskarte, so 
greifen die Bestimmungen der Artikel 288 und 289 
Platz. In dem von der Ausstellungsbehörde dem In­
haber der Verkehrskarte zu erteilenden Bescheid ist 
zum Ausdruck zu bringen, daß die Entziehung oder 
Beschränkung mit Zustimmung des Schiedsgerichts 
erfolgt und daß dessen Entscheidung endgültig ist.

(5) Ist die Entziehung oder Beschränkung der 
Verkehrskarte wegen Vorliegend eines dringenden 
staatlichen Interesses ohne Einholung der Zustim­
mung des Schiedsamts erfolgt, so greifen die Ar­
tikel '292 bis 296 Platz.
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Article 298
D'intêrsssê auquel uu permis de circulation a 

êtê rekusê, retiré ou délivré avec restrictions, ne 
pourra faire directement appel au Tribunal arbi­
tral que si aucune décision ns lui a êtê notifiés 
dans lss deux mois qui suivsnt son rseours.

Article 299
Dss enquêtes que la Oommission arbitrale des 

permis jugera nécessaires pour rendre sa décision, 
seront provoquées par le délégué du pavs ou elles 
doivent avoir lieu.

Article 966
8i, dans lss cas prévus à l'article 287, l'Office 

dss permis ns donne pas suite à la demande de 
l'Office des contrssiAnatures, celui-ci peut recourir 
aux bons offices de la Oommission arbitrale dss 
permis, st, si son intervention reste sans résultats, 
recourir à la décision du Tribunal arbitral.

Artikel 298
Eine unmittelbare Anrufung des Schiedsgerichts 

seitens der Personen, denen die Verkehrskarte versagt, 
entzogen oder nur unter einer Beschränkung erteilt 
worden ist, ist nur zulässig, wenn sie auf ihre Be­
schwerde nicht binnen zwei Monaten nach ihrer Ein 
legung einen Bescheid erhalten haben.

Artikel 299
Die für die Entscheidung des Schiedsanus für 

Verkehrskarten erforderlichen Ermittlungen werden 
durch das Mitglied des Staates veranlaßt, in dessen 
Gebiet die Ermittlungen anzustellen sind.

Artikel 300
Gibt die Ausstellungsbehörde in den Fällen des 

Artikel 287 dem Verlangen der Gegenzeichnungs­
behörde nicht statt, so kann diese die Vermittlung des 
Schiedsamts für Verkehrskarten und, falls die Ver­
mittlung erfolglos ist, die Entscheidung des Schieds­
gerichts anrufen.

cbapitre VII
l)88i8tance réciproque äe8 autorilà

Article 961
1. — Dss DarDss contractantes ss communi­

queront réciproquement la lists ds Isurs Offices 
dss permis et 1a lists ds leurs Oktmss dss eontrs- 
siZnaturss, ainsi qus les noms dss fonctionnaires 
compétents pour signer st lsur grills, sn un nom- 
bre correspondant à cslui dss endroits ds passage 
ds la frontière.

2. — Dss Dartres contractantes s'engagent, sn 
outre, a ss prêtsr mutusllsmsnt assistance'afin ds 
procurer dss locaux ds servies aux Offices dss 
contrssignaturss, ainsi qus des logements aux 
konctionnairss ds css Offices.

Article 962
1. — Dss Offices dss permis st Iss Offices dss 

contrssignaturss ds cbaeune dss Dartiss con­
tractantes sont tenus de ss prêter mutuellement 
assistance en es qui eoneerne lss allairss relevant 
dss dispositions du présent titrs.

2. — Dss Oklless des permis et des eontresig- 
natures pourront s'adresser directement a l'auto­
rité de l'autre Ltat préposés au casier judiciaire, 
en vus d'sn obtsnir lss bulletins dont ils ont 
besoin pour décider s'il v a lisu d'accorder ou ds 
contresigner les permis de circulation destinés 
aux personnes nées dans lo territoire plébiscité: 
dans tous lss autres cas, ils devront passer par 
l'intermédiaire l'un de l'autre.

3. — D'assistance que lss autorités se prêtent, 
ainsi quo la transmission dos bulletins de casier 
judiciaire, sont gratuites.

Article 969
Obacune dos Dartiss contractantes prend à sa 

cbargs lss trais incombant à ses autorités sn 
raison ds l'exécution dss dispositions du présent 
titrs et de l'activité ds son délégué à la Oom­
mission arbitrais dss permis.

Kapitel Vil 

Amtshilfe
Artikel 301

(i) Die vertragschließenden Teile werden einander 
die Ansstellungs- und Gegenzeichnungsbehördcn so 
wie die Namen der zur Vollziehung berechtigten Be 
amten unter Angabe der Art ihrer Zeichnung in einer 
der Zahl der Übergangsstellen entsprechenden Anzahl 
mitteilen.

(2) Die vertragschließenden Teile verpflichten sich 
ferner, einander-bei Beschaffung von Diensträumen 
für die Gegenzeichnungsbehörden und von Unterkunft 
für deren Beamten zu unterstützen.

A r t i k c l 302
(1) Die Ausstellungsbehörden des einen und die 

Gegenzeichnungsbehördcn des anderen vertragschlie­
ßenden Teiles haben einander in den sich aus diesem 
Titel ergebenden Angelegenheiten Amtshilfe zu ge­
währen.

(2) Die Ausstellungsbchörden und die Gegenzeich­
nungsbehörden können die zur Vorbereitung der Aus­
stellung und Gegenzeichnung der Verkehrskarten er­
forderlichen Strafregisterauszüge für Personen, die 
im Abstimmungsgebiete geboren sind, unmittelbar 
von den Strafregisterbehörden des anderen Staates, 
im übrigen nur durch gegenseitige Vermittlung an­
fordern.

(3) Die Amtshilfe und die Erteilung der Straf 
registerauszüge erfolgen kostenlos.

A r l i k c l 303
Jeder der vertragschließenden Teile trägt die 

Kosten, die durch die Ausführung der Bestimmungen 
dieses Titels bei seinen Behörden und durch die 
Tätigkeit des von ihm bestellten Mitgliedes des 
Schiedsamts entstehen.
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Obapitre IX
Vi8po8ition 8pêàle

Article Z94
1. — 8i, on raison à parfais à territoire pis 

biscils, un cimsfièrs est séparé d'un endroit au­
quel il est affecté, l'autorits ds la polies locale 
compétents en est endroit pourra délivrer aux 
ecclesiastiques et aux personnes aeeompaZnant un 
enterrement, qui ns posséderaient aucune pièce 
d'identits leur permettant de krancbir la frontière, 
une attestation indiquant, outre leur nom, leur 
profession et lsur domicile, qu'elles sont autorisées 
à franelnr la frontière entre lss doux parties du 
territoire plébiscite afin d'assister à l'enterrement, 
et a roZaZner le même jour la partis d'oü elles 
sont venues.

2. — Dss personnes qui prennent part à un 
enterrement peuvent emporter avec elles dans 
l autre partie du territoire des abjects funéraires 
usuels selon la coutume de l'endroit (couronnes, 
cierges et objscts analogues) sans acquitter do 
droits de douane ou autres taxes quelconques.

Kapitel VIII 

Sonderbestimmungen 
A r t i k e l 304

(1) Wird durch die Teilung des Abstimmungs­
gebiets ein Begräbnisplatz von einem Orte abge­
trennt, sür den er bestimmt ist, so kann die für die­
sen Ort zuständige Ortspolizeibehörde den amtieren­
den Geistlichen oder den an der Beerdigung teil­
nehmenden Personen, die keinen zum Grenzübertritt 
ausreichenden Personenausweis besitzen, eine Be­
scheinigung erteilen, daß der nach Name, Stand und 
Wohnort zu bezeichnende Inhaber berechtigt ist, die 
Grenze zwischen den beiden Teilen des Abstimmungs­
gebiets zur Teilnahme an der Beerdigung zu über­
schreiten und am gleichen Tage zurückzukehren.

(2) Teilnehmer an solchen Beerdigungen können 
ortsübliche Trauerzeichen (Kränze, Kerzen und ähn­
liches) frei von Zöllen und sonstigen Abgaben über 
die Grenze mitnehmen.

Lkapitre VIII
Vi8p08ttion 1rrtN8j1oire

Article Z6ö
I. — Daus los trois premiers mois a dater du 

> rauskert ds la souveraineté, les facultés découlant 
do l'articls 271 ssront reconnues non seulement 
aux titulaires de permis de circulation, mais aussi 
aux titulaires dss «cartes d'identits» délivrées 
en vertu de l'ordonnance ds la Commission intor- 
alliso ds Couvernement et ds klsbiscits ds Hauts 
8ilesm, en date du 30 octobre 1920 (dournal Ok- 
ficisl ds la Haute 8ilèsie, paZs 88). Cependant, à 
l'sxpiration du premier mois, estts dénonciation 
no s'appliquera que si la « carte d'identité » est 
pourvus a sa quatrième paZe d'uns déclaration 
officielle de l'Okfics dss permis ou dos autorités 
mentionnées a l'articls 281, alinéa 2, attestant 
qus le titulaire de la « carte d'identits » a sollicite 
un permis do circulation. Cotte déclaration doit 
être munie du cacbet officiel.

2. — Lu ce qui concerne lss personnes qui ns 
Possèdent pas uns telle « carte d'identits », il 
suffira qu'ollss so procurent auprès de l'autorité 
de la polies locale un certificat d'identits pour 
cotte période, muni do leur pbotoFrapbie, a con­
dition toutefois qu'elles babitsnt ls territoire 
plébiscite depuis au moins le 1" janvier 1922. 
Ce certificat d'identits cessera d'être valable si, 
a l'expiration d'un mois a dater du transfert do 
la souveraineté, il n'est pas muni de l'attestation 
officielle spécifies a l'alinéa 1 du présent article.

Kapitel IX 
Übergangsbestimmungen 

Artikel 305
(i) In den ersten drei Monaten nach dem Über 

gange der Staatshoheit stehen die sich aus Artikel 271 
ergebenden Befugnisse neben den Inhabern von 
Verkehrskarten auch den Inhabern der auf 
Grund der Verordnung der Interalliierten Re 
gierungs- und Abstimmungskommission für Ober­
schlesien vom 30. Oktober 1920 (dourual Officiel ds 
la 8auts-8ilo8is, Seite 88) ausgestellten Legitima­
tionskarten zu, nach Ablauf des ersten Monats je­
doch nur uoch, wenn auf der vierten Seite der Karte 
von der Ausstellungsbehörde oder von den im Ar­
tikel 281 Abs. 2 bezeichneten Behörden unter Bei­
fügung des Amtssiegels bescheinigt ist, daß für den 
Inhaber eine Verkehrskarte beantragt worden ist,

(2) Für Personen, die diese Legitimalionskarlc 
nicht besitzen, genügt, soweit sie seit spätestens dem 
l. Januar 1922 im Abstimmungsgebiet wohnen, sür 
den gleichen Zeitraum ein von ihrer Ortspolizei­
behörde ausgefertigter, mit Lichtbild versehener 
Personalausweis. Auch dieser Ausweis verliert 
mit dem Ablauf eines Monats nach dem Übergänge 
der Staatshoheit seine Gültigkeit, falls er nicht mit 
der im Abs. 1 vorgesehenen Bescheinigung versehen 
wird.
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Vitre III 

lunanceL 

cbapitre premier 
Régime monétaire

Article 966
1. — Tendant une période qui ne dépassera pas 

quinze ans, le marie allemand restera la seule 
monnaie avant cours legal en Haute Lilesie polo­
naise.

2. — Toutefois, le Gouvernement polonais 
pourra remplacer, meme avant l'expiration de cette 
période de quinze ans, la monnaie allemands par 
la monnaie polonaise en usage au moment du rsm- 
xlacsmsnt. Os remplacement ne pourra avoir lieu 
qu'au premier d'un mois et devra être annonce au 
moins dix mois a l'avancs dans ls Nonitor Dà/rr, 
st le (Gouvernement allemand en sera informe 
aussitôt.

Z. — Ds (Gouvernement allemand pourra ss 
libérer, par voie de dénonciation, des obligations 
qu'il a assumées dans ls présent cbapitre. Da dé­
nonciation ns pourra déployer sss effets qus trois 
ans après avoir sts faits st au plus tôt le 1^ jan­
vier 1929.

Article 967 
8 1

Toutes obligations en maries allemands dont le 
lieu d'execution, au ssns du paragrapbs suivant, 
se trouvs dans ls territoire plébiscite, devront être 
acquittées 6n monnaie allemande si ces obligations 
ont pris naissance avant l'entres on vigueur du 
cbangsmsnt ds monnaie st si, au moment ds la 
miss sn vigueur ds la présents (Convention, lss 
droits découlant dss obligations sn question ax- 
xartisnnsnt a uns personne pbvsique ou juridique 
allsmands ou a uns société domiciliés ou avant 
son siège sn Allemagne, non compris la partis 
polonaise du territoire plébiscité. Lont notam­
ment considérées comms avant leur siège en Alle­
magne, lss succursales ds banquss allemandes 
désignées à l'article 314. 8i, a la dats ds l'entres 
sn vigueur ds la présente Oonvsntion, ls créancier 
n'a pas son domicils ou son siège sn Allemagne, 
l'obligation pourra, après l'entrée sn vigueur du 
cbangsmsnt ds monnaie, être acquittés sn monnaie 
polonaiss au cours du ebangs du jour, lequel sera 
calculs conformément au pLrsgraxbs 4, alinéas 2 
st 3, du présent article.

Titel Ni
Finanzen

Kapitel 1 

Geldwesen 

Artikel 306
(1) Während eines Zeitraums, der fünfzehn Jahre 

nicht überschreiten soll, bleibt die deutsche Reichsmark 
das einzige gesetzliche Zahlungsmittel in Polnisch- 
Oberschlesien.

(2) Der polnischen Regierung steht es jedoch frei, 
schon vor Ablauf der fünfzehn Jahre an Stelle der 
deutschen Währung die jeweilige polnische Währung 
einzuführen. Die Währungsänderung darf nur für 
den Beginn eines Monats festgesetzt werden und ist 
mindestens zehn Monate vorher im „Monitor Polski" 
anzukündigen. Die Ankündigung ist der deutschen 
Regierung alsbald mitzuteilen.

(3) Der deutschen Regierung steht es frei, sich von 
den in diesem Kapitel übernommenen Verpflichtungen 
durch Kündigung zu befreien. Die Kündigung ist 
nur unter Einhaltung einer Frist von drei Jahren 
und frühestens zum 1. Januar 1929 zulässig.

Artikel 307 
8 1

Sämtliche auf deutsche Reichsmark lautenden For­
derungen, deren Erfüllungsort im Sinne des folgen­
den Paragraphen im Abstimmungsgebiete liegt, sind 
in deutscher Währung zu erfüllen, wenn sie vor dem 
Inkrafttreten der Währungsänderung entstanden sind 
und zur Zeit des Inkrafttretens dieses Abkommens 
einer im Deutschen Reich mit Ausschluß des an Polen 
fallenden Teiles des Abstimmungsgebiets ansässigen 
natürlichen, oder juristischen Person oder Gesellschaft 
zustehen. Als im Deutschen Reich ansässig gelten 
auch die im Artikel 314 bezeichneten deutschen Bank­
niederlassungen. Ist zur Zeit des Inkrafttretens 
dieses Abkommens der Gläubiger nicht im Deutschen 
Reich ansässig, so kann die Forderung nach dem In­
krafttreten der Währungsänderung in polnischer 
Währung zum Tageskurse erfüllt werden. Der Tages­
kurs wird nach den Bestimmungen des H 4 Abs. 2 
und 3 ermittelt.

8 2
Ds lisu d'sxscution ds l'obligation ss trouvs 

dans ls tsrritoirs Plebiscits s'il sst stipule ou 
autrement détermine, ou s'il résulte dss cir- 
constaness st notamment ds la nature de l'obli- 
Aation que la prestation doit s'effectuer dans ls 
dit territoire, ou encore si le debiteur, au moment 
do la naissance ds l'obligation, avait son domicils

8 2
Der Erfüllungsort liegt im Abstimmungsgebiete, 

wenn bestimmt ist oder sich aus den Umständen, ins­
besondere aus der Natur des Schuldverhältnisses 
ergibt, daß die Leistung im Abstimmungsgebiete zu 
erfolgen hat, oder wenn der Schuldner zur Zeit der 
Entstehung des Schuldverhältnisses seinen Wohnsitz 
im Abstimmungsgebiete hatte. Ist die Verbindlich- 
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dans le territoire plébiscité. De domicile d'affaires 
en territoire plébiscité tiendra lien de domicile 
ordinaire si l'obligation est nee au cours des 
affaires. Da seuls circonstance qus ls debiteur a 
pris a sa cbarge lss trais ds l'expédition dans un 
endroit du territoire plébiscite ne permet pas de 
conclure que cet endroit est le lisu d'execution de 
l'obligation.

§ 3
8i les obligations spécifiées au xaragrapbe I du 

présent article qui doivent êtrs acquittées en mon­
naie allemande sont conditionnelles ou a terme, 
le debiteur pourra, pendant une période de cinq 
ans à dater du cbangsmsnt ds monnaie, s'acquit­
ter en monnais allemande de ses obligations, même 
avant la réalisation de la condition ou l'expira­
tion des delais stipules, moyennant une dénoncia­
tion qui ne portera ses effets qu'à l'expiration de 
ebaque trimestre et trois mois au moins après 
l'avoir notifies. Dans ce cas, toutefois, le debiteur 
ssra tenu, si les obligations comportent le paie­
ment d'intérêts, ds paver au créancier, au taux 
fixé, une aimes d'intêrêts a dater du jour de l'exé­
cution ds l'obligation. Lans préjudice dss disposi­
tions dss articles 179, alinea 2, 186, alinea 4, et 
196 alinea 3, les rsntes seront capitalisées sui­
vant lss règles en vigueur. Ds créancier pourra 
s'opposer a ce que la dénonciation produise ses 
effets; mais alors il perdra, à dater du jour ou 
la dénonciation aura deplove ses effets, le droit 
d'être pave sn monnais allsmands, st il ns pourra 
plus réclamer ls paiement qu'en monnaie polonaise 
au cours du ebange du jour. Da conversion 
s'opérera conformement au paragraxbö 4, alineas 2 
et 3 du présent article.

8 4
1. — Ds Oouvernsment polonais aura la faculté 

ds décider qus lss debiteurs peuvent s'acquitter 
en marks polonais, au lieu de marks allemands, au 
cours du jour, de leurs obligations nsss entre ls 
moment de l'annonce officielle du «Rangement ds 
monnaie st celui de son entres en vigueur.

2. — Ds cours du jour ssra le cours .du ebange 
établi ebaque jour ouvrable par la Obambre de 
commerce competente de la Haute 8ilssis polo­
naise, d'après la movenne des cotations officielles 
de billets polonais, le dernier jour de bourse, à 
Derlin, à Dantzig, à Lato vice et à Varsovie. Os 
cours sera allmbê quotidiennement dans tous les 
bureaux de postes dss communes de plus ds 
20.000 babitants. 8i une de ces bourses n'est 
pas ouverts ou si sa cotation manque, on n'sn 
tiendra pas comxts dans la détermination du 
cours du jour.

3. — 8i, le jour oü le paismsnt a lieu, ls cours 
du ebange diffère ds celui du jour de l'ecbsancs, 
c'est au cours le plus avantageux pour le créan­
cier que se kera le paiement.

85
kour ffxer le moment de la naissance d'une obli­

gation, au sens des pLragraxbes 1 à 4 du présent 
article, il ne sera, pas tenu compte d'accords ulté­
rieurs prorogeant lL date d'ecbeance. 

keit im Gewerbebetriebe des Schuldners entstanden, 
so tritt der Ort der gewerblichen Niederlassung an die 
Stelle des Wohnsitzes, wenn die Niederlassung im Ab­
stimmungsgebiete liegt. Aus dem Umstand allein 
daß der Schuldner die Kosten der Versendung nach 
einem Orte des Abstimmungsgebiets übernommen 
hat, ist nicht zu entnehmen, daß dieser Ort der Er­
füllungsort sein soll.

8 3
Sind die im H 1 dieses Artikels bezeichneten Forde­

rungen in deutscher Währung fällig, und sind sie 
bedingt oder befristet, so kann der Schuldner sie inner­
halb eines Zeitraums von fünf Jahren nach der 
Währungsänderung drei Monate nach Kündigung 
auch vor Eintritt der Bedingung oder vor Ablauf der 
Frist in deutscher Währung erfüllen. Die Kündi­
gung ist nur für den Schluß eines Kalenderviertel- 
jahrs zulässig. Der Schuldner ist in diesem Falle 
verpflichtet, wenn die Forderung verzinslich ist, dem 
Gläubiger über den Tag der Erfüllung hinaus noch 
für ein Jahr die vereinbarten Zinsen zu zahlen; 
Renten sind unbeschadet der Bestimmungen des Ar­
tikels 179 Abs. 2, 186 Abs. 4 und 196 Abs. 3 nach 
Maßgabe der geltenden Grundsätze zu kapitali­
sieren. Dem Gläubiger steht es frei, die Kündigung 
abzulehnen. Er verliert jedoch von dem Tage ab, zu 
dem gekündigt worden ist, das Recht auf Erfüllung 
in deutscher Währung und kann nur Zahlung in pol­
nischer Währung zum Tageskurse beanspruchen. Die 
Umrechnung erfolgt gemäß H 4 Abs. 2 und 3 dieses 
Artikels.

8 4
(1) Die polnische Regierung ist befugt, anzuordnen, 

daß die Schuldner Verbindlichkeiten, die in der Zeit 
zwischen der amtlichen Ankündigung der Währungs­
änderung und deren Inkrafttreten neu begründet 
worden sind, anstatt in deutscher Reichsmark in polni­
scher Währung zum Tageskurse erfüllen dürfen.
„ (2) Als Tageskurs gilt der werktäglich von der 

für Polnisch-Oberschlesien zuständigen Handelskam­
mer nach dem Durchschnitt der amtlichen Notierungen 
des jeweils letzten Börsentags in Berlin, Danzig, 
Kattowitz und Warschau für polnische Noten sestzu- 
setzende Kurs. Dieser Kurs ist in Gemeinden von 
mehr als 20 000 Einwohnern täglich durch Anschlag 
an sämtlichen Postanstalten bekanntzugeben. Ist 
eine dieser Börsen geschlossen oder fehlt die Notierung 
einer-dieser Börsen, so bleibt diese Börse für die Be­
rechnung des Tageskurses außer Betracht.

(3) Ist der Tageskurs des Zahlungstags von dem 
Tageskurse des Fälligkeitstags verschieden, so gilt 
der für den Gläubiger günstigere Kurs.

8 5
Für die Feststellung, zu welchem Zeitpunkt eine 

Forderung im Sinne der HZ 1 bis 4 dieses Artikels 
als entstanden anzusehen ist, kommt eine spätere Ver­
einbarung über die Hinausschiebung der Fälligkeit 
nicht in Betracht.

19
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86
Des dsux Couvsrusmsuts s'cuALgont à s ad- 

stsuir psudaut quints ans ds toutes lussurss sus- 
coxLblos d'sutravsr ou ds rendre impossibles pour 
1ss débiteurs l'sxeoutiou des obliZakions visses au 
paraZrapbs I du pressât artiels st l'envoi a 
l'adresse de lsurs créanciers dss sommes qu'ils leur 
doivent, lorsque le créancier babits sn Laute Lilê- 
sie polonaise ou en AllsmaAne.

Article Z98
Les paiements périodiques résultant de con­

trats de louage de services exécutables en Laute 
Lilêsie polonaise st conclus avant ls jour ou ls 
cbangsment de monnaie mentionne au para- 
grapbs 4, alinea 1, de l'article 307, est décide, 
pourront, pour autant qu'ils ôcboisnt après ce 
jour, être effectues en monnaie polonaise au cours 
du jour. Le cours du jour sera détermine confor­
mément aux dispositions du xaragraxbs 4, ali­
neas 2 et 3, de l'articls 307.

Article 309
1. — Ls Couvernement polonais s'engage a ne 

décréter pendant quinze ans aucun moratorium 
pour la Lauts Lilêsis polonaise, a moins qu'il ns 
s'applique a la Lologne tout entière. La loi po­
lonaise du 20 novembre 1919 relative à la monnaie 
en cours dans les territoires antérieurement prus­
siens (LLrenrrr/c Lrarc LMstrca Lolâieso, L" 91 
du 29 décembre 1919) ne s'appliquera pas a la 
Laute Lilêsie.

2. — Ls Couvsrnsment allemand s'engage de 
son cote à ne décréter pendant quinze ans aucun 
moratorium pour la partie allemands du territoire 
plébiscite, à moins qu'il ns s'applique a l'Alle­
magne tout entière.

Article 310
§ 1

1. — Lss personnes babitant la Lauts Lilêsie 
polonaise, qui établissent dûment lsur identité au 
moyen d'une carts de no no ou d'un psrmis ds cir­
culation, peuvent emporter d'Allemagne en Lauts 
Lilêsie polonaise de la monnaie, des billets, des 
billets de banque, des mandats, des cbêques 
et lettres de cbangs, jusqu'à concurrence d'un 
total de 3000 marks allemands à la fois 
et de 20,000 marks allemands cbaqus mois, à 
moins que la loi allemande ne permette d'en em­
porter davantage.

2. — Au cas ou lss salaires augmenteraient, les 
sommes maxima spécifiées à l'alinéa 1 pourraient 
être élevées par accord entre les Ministères des 
lAnaness des deux Lartiss contractantes ou les 
autorités désignées par eux.

8 2
jusqu'au cbangsment de monnaie, le Couverne- 

ment allemand s'engage à autoriser l'exportation 
des valeurs étrangères appartenant à des per­
sonnes xbysiques ou juridiques ou des sociétés do­
miciliées en Laute Lilêsie polonaise, ou à des per­
sonnes pbysiques ou juridiques ou des sociétés qui 
exploitent uns entreprise agricole, forestière,

8 6
Die deutsche Regierung und die polnische Regie­

rung verpflichten sich, fünfzehn Jahre lang jede Maß­
nahme zu unterlassen, die den Schuldnern die Er­
füllung der im 8 1 dieses Artikels bezeichneten Ver­
bindlichkeiten und das Verbringen der Schuldsumme 
zum Wohnorte des Glaumgers erschweren oder un­
möglich machen könnte, sofern der Gläubiger in Pol- 
nijch-Oberjchlesien oder im Deutschen Reiche wohnt.

Artikel 303
Regelmäßig wiederkehrende Geldleistungen aus 

Dienstvertragen, die vor der im Artikel 307 8 4 Abs. 1 
erwähnten Anordnung abgeschlossen und in Polnisch- 
Oberschlesien zu erfüllen sind, können, soweit sie nach 
diesem Zeitpunkt fällig werden, in polnischer Wäh­
rung zum Tageskurse bezahlt werden. Der Tages­
kurs wird nach den Bestimmungen des Artikels 307 
Z 4 Abs. 2 und 3 ermittelt.

A r t i k e l 309
(1) Die polnische Regierung verpflichtet sich, wäh­

rend eines Zeitraums von fünfzehn Jahren für Pol­
nisch-Oberschlesien kein Moratorium zu erlassen, es 
sei denn, daß es gleichzeitig für ganz Polen einge­
führt wird. Das polnische Gesetz, betreffend die Wäh­
rung in den ehemals preußischen Landesteilen der 
Republik Polen vom 20. November 1919 (Dziennik 
Praw Panstwa Polskiego Nr. 91 vom 29. Dezember 
1919), findet auf Pouüsch-Oberschlefien keine An­
wendung.

(2) Die deutsche Regierung verpflichtet sich ihrer­
seits, fünfzehn Jahre lang für den deutsch gebliebenen 
Teil des Abstimmungsgebiets kein Moratorium zu 
erlassen, es sei denn, daß es gleichzeitig für das 
ganze Deutsche Reich eingeführt wird.

Artikel 310
8 1

(i) Personen, die in Polnisch-Oberschlesien woh­
nen und sich ordnungsmäßig durch eine Grenzkarte 
oder durch eine Verkehrskarte ausweisen, dürfen Geld­
sorten, Papiergeld, Banknoten, Anweisung n, Specks 
und Wechsel jedesmal höchstens im Gesamtbeträge von 
3 000 deutscher Reichsmark und bis zum Höchst- 
gesamtbetrage von 20 000 deutscher Reichsmark inner­
halb eines Kalendermonats von Deutschland nach 
Polnisch-Oberschlesien mitnehmen, es sei denn, daß 
nach den deutschen Bestimmungen die Mitnahme 
höherer Geldbeträge zulässig ist.

(2) Im Falle von Lohnsteigerungen können die im 
Abs. 1 bezeichneten Höchstbeträge durch Vereinbarung 
der Finanzminister der vertragschließenden Teile 
oder der von ignen benannten Stellen h^raujgesetzt 
werden.

8 2
Bis zur Währungsänderung verpflichtet sich die 

deutsche Regierung, die Genehmigung zur Ausfuhr 
von ausländischen Wertpapieren zu erteilen, sofern 
sie in Polnisch-Ober,chlesien ansässigen oder solchen 
deulschen natürlichen oder juristischen Personen oder 
Gesellschaften gehören, die in Polnisch Oberschlesien 
einen landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen, ge- 
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industrielle on commerciale en Hante Lilesie polo­
naise. Oetts disposition n'est pas applicable aux 
valeurs acquises par ces personnes ou par css 
sociétés après ls 15 janvier 1922. DIIs n'est pas 
non plus applicable, pour autant sus s'v opposent 
clés dispositions du Traits ds Taix ds Versailles, 
dss traites conclus ultérieurement entre l'AIls- 
masns et les Tuissances alliées st associées, ou ds 
l'ordonnance du 26 mars 1919 du ^linistre alle­
mand dss Tinances (Dckcüsnesetsöfalt. pas;s 333), 
V compris lss disnositions complementaires. Tnün 
ells n'est pas applicable aux valeurs étrangères oui 
servent a garantir ls paiement d'arrerages d'im­
pôts dûs a l'Allemagne, aux Ltats allsmands ou 
aux communes allemandes ou groupements de 
communes allemandes.

Article 311
8 i

1. — Tour mettre plus facilement a la disposi­
tion ds la Hauts Lilssis polonaiss la monnaie alle­
mands necessaire a ses besoins, les succursales de 
la Dnnl' für Kündet und Inductrie. de la De»à«Re 
Tnnl- et de la Dresdner TanR. resteront en Tlauts 
Lilesie polonaise. Des conditions auxquelles les 
succursales ds ces banques exerceront leur acti­
vité sn Hauts Lilssis polonaiss sont détaillées au 
ebapitrs II du présent titre.

2. — A condition qus ls Oouvsrnsment polonais 
garantisse aux banques susmentionnées la protec­
tion dont elles ont joui jusou'à présent, celles-ci 
ss sont déclarées prêtes s maintenir leurs succur­
sales en Hauts Lilssis polonaise, jussu'au «Range­
ment de monnaie, et même après pour autant ous 
lsur activité v ssra encore permise et possible. 
Lous réserve des restrictions résultant du para- 
grapbs 2 du présent article, ces bananes pourront 
en tout temps supprimer leurs succursales en 
Hauts Lilssis polonaiss. De Oouvernemsnt alle­
mand s'emploiera auprès d'sllss. à la demande du 
(gouvernement polonais, pour qu'ellesmejutiennent 
leurs succursales jusqu'au cbangsmsnt de monnaie.

3. — Au cas ou css banques feraient usage de 
leur droit de supprimer leurs succursales en TRute 
Lilèsis polonaiss. ls (gouvernement polonais leur 
accordera ls droit ds transporter sn Alle­
magne, au moment de leur denart, tous leurs 
biens meubles, de quelque espèce qu'ils soient, 
sn krancbiss ds tous droits ds sortis st 
ds toutes taxes à l'occasion de la sortis ou 
de la délivrance de permis d'exportation. Oes 
banques sont sn outre autorisées a conserver leur 
propriétés immobilières situées en Tologne v com­
pris la Haute Lilèsis polonaise. ,

4. — Oes droits s'stsignsnt après un an à dater 
du jour ou les stipulations du ebapitrs II du 
présent titre cessent d'être sn vigusr.

5- — Dss mêmes droits sont concédés pour la 
wêmss période à la Kerâsbaà

8'il s'agit dss succursales de Dato vice, 
Iss banques devront notitisr un an d'avance au 
(gouvernement allemand lsur intention ds les sup- 

werblichen oder Handelsbetrieb führen. Dies gilt 
nicbt für Wertpapiere, die diese Personen oder Ge­
sellschaften erst nach hem 15. Januar 1922 erworben 
haben. Es gilt ferner nicht, soweit die Vorschriften 
des Friedensvertrags von Versailles oder der später 
zwischen Deutschland und den alliierten und asso­
ziierten Mächten geschlossenen Verträge oder die Ver­
ordnung des deutschen Reichsministers der Finanzen 
vom 26. März 1919 (Reichsgesehbl. S. 333) nebst 
Ergänzungen entgegen stehen, oder soweit diese Wert­
papiere als Sicherheit für rückständige, dem Deutschen 
Reiche, den deutschen Ländern oder deutschen Ge­
meinden oder Kommunalverbänden zustehende 
Steuern dienen.

Artikel 311

8 1
(t) Um die Versorgung Polnisch-Oberschlesiens mit 

deutschen Zahlungsmitteln zu erleichtern, werden die 
Niederlassungen der Bank für Handel und Industrie, 
der Deutschen Bank und der Dresdner Bank in Pol­
nisch-Oberschlesien verbleiben. Die Bedingungen, 
unter denen die Bankniederlassungen in Polnisch- 
Oberschlesien wirken werden, sind im einzelnen in 
Kapitel 2 dieses Titels enthalten.

(2 ) Unter der Voraussetzung, daß die polnische 
Regierung den genannten Banken den Schutz gewähr­
leistet, den sie bisher genossen haben, haben die Banken 
sich bereit erklärt, bis zum Währungswechsel und, so­
fern ihnen der Geschäftsbetrieb weiterhin gestattet 
und möglich bleibt, auch über dielen Zeitpunkt hinaus 
ihre Niederlassungen in Polnisch-Oberschlesien beizu- 
behalten. Vorbehaltlich der sich aus H 2 dieses Ar­
tikels ergebenden Einschränkungen können diese 
Banken die Niederlassungen in Polnisch-Oberschlesien 
iederzeit auflösen. Die deutsche Regierung wird es 
sich angelegen sein lassen, auf Wunsch der polnischen 
Regierung auf die Banken in dem Sinne einzuwirken. 
daß sie bis zum Zeitpunkt des Währungswechsels 
die in Polnisch-Oberschlesien vorhandenen Nieder­
lassungen aufrechterhalten.

(s) Für den Fall, daß die Banken von dem Recht, 
ihre Niederlassungen in Polnisch-Oberschlesien auf- 
zulösen, Gebrauch machen, räumt ihnen die polnische 
Regierung das Recht ein, beim Abzug ihr bewegliches 
Eigentum aller Art frei von Ausfuhrzöllen und Aus- 
fnhrabgaben nach Deutschland zu verbringen. Un­
bewegliches in Polen, einschliesilich Polnisch-Ober­
schlesien, belegenes Eigentum dürfen sie behalten.

(4 ) Diese Rechte erlöschen ein Jahr nach dem 
Ausierkrafttreten der Bestimmungen des Kapitels 2 
dieses Titels.

G) Für dieselbe Zeit stehen diese Rechte auch der 
Neichsbank zu.

8 2
O) Soweit es sich um die Niederlassungen in 

Kattowitz handelt, sind die Banken verpflichtet, ihre 
etwaige Absicht, diese Niederlassungen auszulösen. 

10»
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primer, et le Couvsrnsmsnr allemand portera 
estts notification a la connaissance du Couvsrns- 
msnt polonais dans un delai de quatorze jours. 
Des succursales ne peuvent être supprimées avant 
l'expiration d'une année à dater de la notification 
qu'avec le consentement du Couvsrnsment polo­
nais. 8i ce conssntsmsnt sst rskusê, la Commis­
sion financiers prevus a l'articls 329 décidera sur 
requête de la banque.

2. — à cas oü le Couvsrnsment polonais rs- 
kussraik son conssntsmsnt, la LoloZns s'snAaZs a 
indemniser la banque pour tout dommage éventuel 
cause à la succursale par dss troubles dans l'inter­
valle entre le moment ds la demande et celui oü 
ls conssntsmsnt sst finalement accords, ou encore 
celui du cbanMinsnt de monnaie.

3. — Leur ls reste, st notamment pour tout 
dommage résultant de troubles, qui pourrait êtrs 
causé aux autres succursales qus celles de Lào- 
vûcs, sn Haute Lilêsie polonaise, on s'sn tiendra 
à la législation en vigueur.

8 3
1. — On ne considêrersra pas connus suppres­

sion ds succursale au sens dss paragrapbss 1 st 2 
du présent artiels, le transkert dss affaires dss 
succursales ds la àn/t Dr Landel Md Industrie 
à la Oüersâkesààe DisLoutobauL A.-C., le trans- 
ksrt dss affaires dss succursales de la Deutsche 
àuL à l'Oàerseülesrseüer àuLvsrà, ou encore 
le transkert dss affaires des succursales de la 
Dresdner DanL à la Obersâ/ssrsâe LanL A.-C. 
Dans tous ces cas, les dispositions du cbapitro II 
du présent titre sont applicables aux banques 
auxquelles les affaires sont transkêrêss. Ces opé­
rations de transkert ns nécessitent pas le consen­
tement du Couvernement polonais.

— Da Oberseàkesrseüe Drs^ontoüanL A.-C., 
l'OüerstMesrsoüer Danàereà A.-C., st la Ober- 
se/rlesrsâe DanL A.-C., ssront traitées comme les 
succursales du pays d'origine au sens de l'article 
321, alinéa 1.

8 4
1. — Des kartiss contractantes s'engagent à 

ns rien kairs jusqu'au cbangsment de monnaie qui 
puisse limiter ou rendre plus dikficils le transport 
ds marks allemands des succursales ci-dessus dé­
signées aux autres établissements dss mêmss 
banques sn Allemagne, et vics-versa.

2. — L'il s'agit de l'envoi de sommes d'argent 
autres qus celles spécifiées à l'article 310, xara- 
grapbs 1, le Couvsrnsment polonais pourra déci­
der qus la succursale ntz pourra exécuter dss or­
dres d'envois de marks allemands de Lauts Lilêsis 
polonaise en Allemagne que sur présentation d'un 
akfidavit tel qus ls prévoit le xaragraxbe 2 ds la 
loi allemands contre l'évasion des capitaux du 
24 décembre 1920 (Kem/rspesekLbîatê 1921, page 
33).

3. — Ln tel akfidavit pourra n'êtrs exigé qu'sn 
es qui concsrns lss ordres ds personnes xbysiques 
ou juridiques ou ds sociétés établies sn Lauts 
Lilêsis xolonaiss; dans es cas, on s'sn tiendra, 
pour ce qui concerne l'exécution d'ordres de xsr- 

ein Jahr vor dem für die Auflösung in Aussicht ge­
nommenen Zeitpunkte der deutschen Regierung mit- 
zuteilen; die deutsche Regierung wird die polnische 
Regierung hiervon binnen 14 Tagen in Kenntnis 
setzen. Vor Ablauf eines Jahres seit der Kundgebung 
der Auflösungsabsicht dürfen die Niederlassungen nur 
mit Zustimmung der polnischen Regierung aufgelöst 
werden. Wird die Zustimmung verweigert, so ent­
scheidet auf Anrufen der Bank die im Artikel 329 vor­
gesehene Kommission.

(2) Die polnische Regierung verpflichtet sich, sür 
den Fall, daß sie die Zustimmung nicht erteilt, die 
Bank für jeden Tumultschaden, den die Niederlassung 
in der Zeit zwischen dem Antrag auf Zustimmung 
und ihrer nachträglichen Erteilung oder dem Tage 
des Währungswech'sels erleiden sollte, zu entschädigen.

(3) Im übrigen, namentlich hinsichtlich der 
Tumultschäden der außerhalb von Kattowitz in Pol­
nisch-Oberschlesien unterhaltenen Bankniederlassun­
gen, bleibt es bei den geltenden gesetzlichen Bestim­
mungen.

8 3
(i) Als eine Auflösung der Bankniederlassungen 

im Sinne der 88 1, 2 dieses Artikels wird es nicht 
angesehen, wenn die Geschäfte der Niederlassungen 
der Bank für Handel und Industrie auf die Ober- 
schlesische Diskontobank A. G., die Geschäfte der Nie­
derlassungen der Deutschen Bank auf den Ober- 
schlesischen Bankverein A. G., die Geschäfte der Nie­
derlassungen der Dresdner Bank auf die Oberschle- 
sische Bank A. G. übertragen werden. In diesem Falle 
kommen für die Banken, auf welche die Geschäfte 
übertragen worden sind, die Bestimmungen des 
Kapitels 2 dieses Titels zur Anwendung. Für die 
nNci-Lmmna bAarf es nicht der Zustimmung der pol­
nischen Regierung.

(2) Die Oberschlesische Diskontobank A. G., der 
Oberscblesische Bankverein A. G. und die Ober­
schlesische Bank A. G. gelten als »Schwesternanstalten« 
im Sinne des Artikels 321 Abs. 1.

8 4
(1) Für die Zeit bis zum Eintritt: des Währungs­

wechsels verpflichten sich die vertragschließenden Teile, 
das Verbringen deutscher Reichsmark von den be­
zeichneten deutschen Bankniederlassungen zu anderen 
Betrieben derselben Banken in Deutschland und um­
gekehrt in keiner Weise zu beschränken oder zu er­
schweren.

(.2 ) Soweit es sich nicht um die Versendung von 
Beträgen in der im Artikel 310 81 bezeichneten 
Höhe handelt, ist die polnische Regierung berechtigt, 
anzuordnen, daß die Bankniederlassungen Aufträge 
auf Versendung deutscher Reichsmark aus Polnisch- 
Oberschlesien nach Deutschland nur ausführen dürfen, 
wenn ein Affidavit im Sinne des 8 2 des deutschen 
Gesetzes gegen die Kapitalflucht vom 24. Dezember 
1920 (Neichsgesetzbl. 1921 S. 33) eingereicht wird

(3) Die Einführung eines solchen Affidavit kann 
auf die Aufträge in Polnisch-Oberschlesien ansässiger 
natürlicher oder juristischer Personen oder Gesell­
schaften beschränkt werden. Wird von dieser Be­
schränkung Gebrauch gemacht, so bewendet es Hinsicht- 
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sonnes xbvKÎques et juridiques ou de sociétés 
établies dans d'autres parties de la Tologne, aux 
dispositions ordinaires du droit polonais. Des suc­
cursales allemandes ns sont pas obligées de véri­
fier l'exactitude dss indications d'un commettant, 
notamment celles qui concernent son siège ou son 
domicile.

8 5
Dors de l'octroi à une personne pb^sique ou 

juridique ou à une société établie sn Hauts Lilssis 
polonaiss d'un crédit sn monnais allemands par la 
succursale d'une banque allemande établie en 
Haute Lilesie polonaise, les succursales mention­
nées au xaragrapbe 1 du présent article n'ont be­
soin ni ds l'autorisation ds la Deic/rsbarrk ni ds 
celle du Oouvernsment allemand. D'autorisation 
des pouvoirs polonais correspondants n'est pas 
non plus necessaire lorsque dss crédits sn marks 
allsmands sont accordes à dss personnes phoques 
ou juridiques ou à dss sociétés stabliss sn Alle­
magne.

Article 312
Da Oommission mixte sst competente pour 

trancber les contestations qui pourraient s'élever 
entre ls Oouvsrnsmsnt allemand st le Oouvcrus- 
ment polonais au sujst ds l'interprétation ou de 
l'application dss articles 306, 307, xsragraxbs 6, 
309, 310 st 311, paragraxbs 4.

Article 313
4- Tribunal arbitral sst compétent, pour 

trancber les contestations qui pourraient s'élever 
au sujet dss droits dss banques désignées à Tar- 

paragraphe 1, alinea 1, ainsi que ds la 
Irercksàank, qui résultent ds la violation des 
droits stipules à l'articls 311, paragraphe 1, ali­
neas 3, 4 st 5.

2. — Il est egalement comxstsnt pour déter­
miner le droit des banques à des dommages st 
intérêts ainsi que ls montant de ces dommages st 
intérêts, conformement à l'article 311, xara- 
graxbs 2, alinea 2.

Cbapitre II 
banques

Article 314
Des succursalss dss banques ci-dessous énu­

mérées pourront continuer leurs affaires sans li­
mitation aucune. Dites sont désignées dans is pré­
sent cbapitre sous le titre abrège de succursales.

a) en Haute Lilesie polonaiss:
Da Tank für Hamdel und Industrie (suc- 

cursalss a Dato vies, kl^slovies st Tvb- 
nik).

Da Deutsc/re Hcmk (succursale a Datovies). 
Da Dresdner Dank (succursales à Dato vice, 

Drülsvska Duta st Tarnovskis àèrv). 
k) dans la partis allemands du territoire 

plébiscité:
Da Dank DrLemNsIorccdre re Tosnaniu (suc­

cursales a Tatibor, Oisivitz et Leutbsn).
Da Dcdskr Dank Dandlorcz/ rc Tosnaniu 

(succursales a Toutben st Hindsnburg). 

lich der Ausführung von Aufträgen solcher natürlicher 
oder juristischer Personen oder Gesellschaften, die in 
anderen polnischen Gebietsteilen ansässig sind, bei den 
allgemeinen polnischen Vorschriften. Die deutschen 
Bankniederlassungen sind nicht verpflichtet, die Rich­
tigkeit der Angaben eines Auftraggebers, insbe­
sondere die Angaben über seinen Sitz oder Wohnsitz, 
nachzuprüfen.

8 5
Bei der Einräumung eines auf Reichswährung 

lautenden Kredits an in Polnisch-Oberschlesien an­
sässige natürliche oder juristische Personen oder Ge­
sellschaften bedürfen die in Z 1 bezeichneten, in Pol­
nisch-Oberschlesien vorhandenen Niederlassungen deut­
scher Banken weder der Genehmigung der Reichsbank, 
noch der Genehmigung der deutschen Regierung. 
Ebensowenig bedarf es einer Genehmigung der ent­
sprechenden polnischen Stellen, soweit auf Reichs­
mark lautende Kredite an in Deutschland ansässige 
natürliche oder juristische Personen oder Gesellschaften 
gegeben werden.

Artikel 312
Die Gemischte Kommission ist zuständig für 

Streitigkeiten zwischen der deutschen Regierung und 
der polnischen Regierung über die Auslegung und 
Anwendung des Artikels 306, des Artikels 307 8 6, 
der Artikel 309, 310 und des Artikels 311 H 4.

Artikel 313
(1) Das Schiedsgericht ist zuständig für Streitig­

keiten über Ansprüche der im Artikel 311 H1 Abs. 1 
bezeichneten Banken und der Reichsbank wegen Ver­
letzung der im Artikel 311 H 1 Abs. 3, 4 und 5 fest­
gesetzten Rechte.

(2) Das Schiedsgericht ist ferner zuständig zur 
Entscheidung über die im Artikel 311 H 2 bezeichneten 
Schadensersatzansprüche der Banken nach Grund und 
Betrag.

Kapitel 2 
Banken

Artikel 314
Die Niederlassungen der nachstehend aufgezählten 

Banken (in diesem Kapitel abgekürzt „Banknieder­
lassungen" bezeichnet) können ihren Geschäftsbetrieb 
im Abstimmungsgebiet in vollem Umfang fortführen,

a) in Polnisch-Oberschlesien:
die Bank für Handel und Industrie (Nieder­

lassungen in Kattowitz, Mpslowitz und Rvb- 
nik),

die Deutsche Bank (Niederlassung in Kattowitz), 
die Dresdner Bank (Niederlassungen in Katto­

witz, Königshütte und Tarnowitz),
b) im deutschbleibenden Teile des 

Abstimmungsgebiets:
die Bank Przempslowcow (Niederlassungen in 

Ratibor, Gleiwitz und Beuthen),
die Polski Bank Handlowp (Niederlassungen in 

Beuthen und Hindenburg).
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8i la Direktion der Diskonto-CesekisckaD décide 
d'ouvrir uns succursale à Latorvics, los disposi­
tions du présent cbapitro seront aussi applicables 
à cette succursale.

Sollte die Direktion der Diskontogesellschaft eine 
Niederlassung in Kattowitz eröffnen, so gelten die Be­
stimmungen dieses Kapitels auch für diese Nieder­
lassung.

Article Z1Z
8 i

Les succursales ne seront soumises a aucune 
restriction gui ne serait egalement applicable aux 
autres banques, tant nationales qu'étrangères. 
Lüss peuvent conserver leur firme sans aucuns 
modification, notamment sans addition ni tra­
duction.

8 2
La langus sn usage au siège central reste la 

langue commerciale des succursales tant en ce qui 
concerne leurs affaires qus lsurs livrss. Les suc­
cursales polonaises qui, avant l'entrée sn vigueur 
des dispositions du prsssnt cbapitre, recevaient 
dss depots, meme si elles ne se sont pas con- 
kormses aux dispositions du paragrapbe 9, alinéa 1, 
de la loi sur l'évasion des capitaux du 24 décembre 
1920. pourront continuer à sn rscsvoir tant qus 
les dispositions du présent cbapitre resteront en 
vigueur. Lllss devront désormais se conkormsr à 
la législation allemande concernant l'svasion dss 
capitaux.

8 3
1. — Les succursales ns pourront êtrs soumises, 

sous aucun rapnort, à des conditions plus défa­
vorables que celles auxquelles sont soumises lss 
autres banques ou succursales nationales. Llles 
seront entre autres autorisées à kaire dss opera­
tions de cbangs comme Devisenbanken — barrer 
dercisorce. Lss prescriptions relatives aux cban- 
ges devront êtrs observées, sous réserve des dis­
positions de l'article 321.

2. — Les succursales ns pourront pas êtrs sou­
mises à des dispositions spéciales ou à des impôts 
spéciaux qui seraient édictes ou introduits en 
r-oison de leur caractère particulier ds succursales, 
et spécialement de succursales de banques étran­
gères.

8 4
pour l'imposition des succursales des banques 

dss dsux pays, on prendra uniquement en consi­
dération le capital de dotation, ls ebiffrs d'affairss 
et Iss bénéfices de la succursale elle même; ls 
capital, le ebiffrs d'affaires st lss bénéfices du 
siège central ns ssront pas pris sn considération. 
Les parties contractantes conviennent de fixer, 
pour la période pendant laquelle Iss dispositions 
du prsssnt cbapitrs resteront sn vigusur, ls ca­
pital de dotation des succursales comme suit :

a) 1" pour la Dank Dr Landei Md Inàs^rie:
à Uatovics................ UK. 2,000.090.—
à Uyslovics............ » 300,000.—
à pybnik ................... » 100,000.—

2° pour la Dentsoke Dank:
à Latomies ..............  NK. 2,400,000 —

3° pour la Direktion der Disoonto-Deseft- 
sckast:

à Latovics .........   . . UK. 2,000,000.—

Artikel 315

8 1
Die Bankniederlassungen werden keinen Beschrän­

kungen unterworfen sein, denen nicht auch andere 
Banken — inländische und ausländische — unter­
liegen. Sie dürfen ihre bisherige Firma unverändert, 
also namentlich ohne Zusatz und ohne Übersetzung, 
beibehalten.

8 2
Die Sprache der Zentrale bleibt die Geschäfts­

sprache in ihren Betrieben und in ihren Geschäfts­
büchern. Die polnischen Bankniederlassungen dürfen 
für die Dauer der Geltung der Bestimmungen dieses 
Kapitels in dem deutschbleibenden Teile des Abstim­
mungsgebiets Depot- und Depositengeschäfte, be­
treiben, auch wenn sie diese Geschäfte bisher ohne das 
Vorlieaen der Voraussetzungen im 8 9 Absatz 1 des 
Gesetzes gegen die Kapitalflucht vom 24. Dezember 
1920 (Reicbsgesetzbl. 1921 S. 33) betrieben haben. 
Sie haben sich fortan nach der deutschen Kapitalflucht­
gesetzgebung zu richten.

8 3
(1) Die Bankniederlassungen dürfen in keiner Be­

ziehung schlechter gestellt werden als andere inlän­
dische Banken und Bankniederlassungen. Insbesondere 
müssen sie auch als Devisenbanken bestellt werden. 
Die Devisenvorschriften sind, unbeschadet der Be­
stimmungen des Artikels 321, zu beobachten.

(2) Die Bankniederlassungen dürfen keinen Son- 
derbestimmungen oder Sonderbesteuerungen unter­
worfen werden, die aus ihrem Charakter als Zweig­
niederlassungen, insbesondere als Niederlassungen 
ausländischer Banken, hergeleitet werden.

8 4
Für die steuerliche Behandlung der beiderseitigen 

Bankniederlassungen ist ohne Rücksicht auf Kapital, 
Umsätze und Erträgnisse der Zentralen, ausschließlich 
das Dotationskapital, die Umsätze und Erträgnisse der 
Niederlassungen selbst maßgebend. Die vertrag­
schließenden Teile sind darüber einig, daß für die 
Geltungsdauer dieses Kapitels als Dotationskapi­
talien gelten bei den Niederlassungen:

a) 1. der Bank für Handel und Industrie
in Kattowitz............................ 2 000 000 â
in Myslowitz.......................... 300 000 »
in Rybnik .............................. 100 000 »

2. der Deutschen Bank
in Kattowitz .......................... 2 400 000 »

3. der Direktion der Diskontogesellschaft

in Kattowitz .......................... 2 000 000 »



4° pour la Dresdner Dank.- 
à Latovics ...... UK. 2,000,000.—
à Li'êlswska Luta ... » 500,000.—
à l'uruovsllio Cêry .. » 500,000.—

à) 1° pour la Dank DrsenrIsDroeärc re DoLrraà.- 
à Latudor ...... Lik. 5OO,UOO.—

a CloàtL .................. » 500,000.—
à Lsutbsn .................. » 1,000,000.—

2" pour la Dolskr DankDandiorcz/ rcDoMaà.- 
à Lsutbsn...........  UK. 500,000.—
a LindcnburZ ............ » 500,000.—

Article 316
Los doux parties contractantes s'enZaZent a 

s'abstenir do toute iiniuixtion dans la gestion et 
k'aàinistration dos succursales. Ln particulier, 
elles no soumettront pas celles-ci a des mesures 
législatives ou aàinistratives, ou encore a un 
contrôle de l'Ltat, qui ne seraient pas imposes 
do la mémo manière et dans la même mesure aux 
autres banques, nationales et étrangères.

Article 317
8 1

Vous réserve de toutes dispositions legislatives 
qui seraient egalement applicables à tous les na­
tionaux, la lortune dos banques ou de leurs suc­
cursales, et des employés des succursales, est in­
violable. Css dispositions s'appliquent notamment 
aux biens immomliers clos banques, y compris lss 
maisons destinées aux employés dos succursales.

ci § ?
Dans le cas d'expropriation d'un bien d'une per­

sonne debitrice d'une succursale allemande, la Po­
logne devra rembourser à la succursale sa crânes 
jusqu'à concurrents ds i'indemnitê mentionnes à 
l article 22, lorsque la succursale en question ad­
ministre ou tait administrer ls bien suzst à ex­
propriation. La Pologne mettra la sonnas en con­
signation en cas de contestation cle la part du pro­
priétaire, ou si la consignation est admise par le 
droit en vigueur.

Article 348
1. — Les succursales allemandes seront auto­

risées à acquérir des immeubles dans les deux 
parties du territoire pismscite sans otre tenues 
de taire une demande spèciale à es sujet, toutes 
les lois qus l'acquisition des immeubles en 
question sera nécessaire pour éviter dss portes 
provenant d'bypotbèques qui, à la date du trans­
fert de la souveraineté, appartenaient aux dites 
succursales ou aux sièges centraux.

2- Les succursales sont tenues de notifier 
officiellement au Voïvodo de Lilêsie ou au Dandrat 
compétent leur intention d'acquérir l'immeuble, en 
indiquant ls montant de la créance, des intérêts 
ot des irais. Li la vente aux enebères de l'immeuble 
ost ordonnés, cette notification doit avoir lieu au 
woins un mois avant la date fixés pour les 
enebères.

3- Pour omxècber l'acquisition d'un immeuble 
Mr uns succursale, cbaque Couvernement pourra, 
dans ls délai d'un mois à dater de la notification 
olbeiollo ci-dessus mentionnée, rembourser la 
créance avec intérêts et irais, et dans ce cas la

4. der Dresdner Bank 
in Kattowitz ................ 
in Königshütte ...........  
in Tarnowitz ...............  

b) 1. der Bank Przemqslowcow
in Ratibor .............................
in Gleiwitz .............................
in Beuthen .............................

2. der Polski Bank Handlowtz 
in Beuthen ........................  
in Hindenburg ..................

2 000 000 L.
500 000 »
500 000 »

500 000 »
500 000 »

1 000 000 r

500 000 »
500 000 »

Artikel 316
Die vertragschließenden Teile werden sich jeder 

Einmischung in die Geschäftsführung und Verwal­
tung der Bankniederlassungen enthalten. Insbeson­
dere werden sie die Bankniederlassungen keine gesetz­
lichen oder Verwaltungsmaßnahmen, auch keiner 
Staatsaufsicht, unterwerfen, die nicht in gleicher 
Weise und in gleichem Umfang anderen Banken — 
inländischen uno ausländischen — auferlegt werden.

Artikel 317 
8 1

Jeder Eingriff des Staates in das Vermögen der 
Banken und das ihrer Angestellten ist, vorbehaltlich 
der gesetzlichen Bestimmungen, die auch auf die eige­
nen Staatsangehörigen Anwendung finden, ausge­
schlossen. Dies gilt namentlich auch für die Grund­
stücke der Banken einschließlich der Beamtenwohn- 
häujer.

8 2
Werden Vermögenswerte enteignet, die von deut­

schen Bankniederlassungen selbst oder zu ihren 
Gunsten von einem Dritten verwaltet werden, so ist 
Polen verpflichtet, die Bankniederlassungen wegen 
ihrer Forderungen gegen den Eigentümer bis zur 
Höhe der im Artikel 22 bezeichneten Entschädigung 
zu befriedigen. Widerspricht der Eigentümer, oder 
liegt ein gesetzlicher Hinterlegungsgrund vor, so hat 
Polen den Betrag zu hinterlegen.

Artikel 318
(1) Die Bankniederlassungen sind, ohne daß es 

eines besonderen Antrags bedarf, zum Erwerbe von 
Grundstücken in den beiden Teilen des Abstimmungs­
gebiets berechtigt, soweit der Erwerb des Grund­
stücks zur Vermeidung von Verlusten aus einer Hypo­
thek erforderlich ist, die zur Zeit des Überganges der 
Staatshoheit den Niederlassungen oder ihren Zen­
tralen zustand.

(2) Die Bankniederlassungen haben ihre Absicht, 
das Grundstück zu erwerben, dem Wojewoden von 
Schlesien oder dem zuständigen Landrat unter An­
gabe der Höhe der Forderung, der Zinsen und der 
Kosten förmlich mitzuteilen. Ist die Zwangsver­
steigerung des Grundstücks angeordnet, so muß die 
Mitteilung mindestens einen Monat vor dem Ver­
steigerungstermin erfolgen.

(3) Die Regierungen sind berechtigt, um den Er­
werb des Grundstücks durch die Bankniederlassung 
abzuwenden, die Gläubigerin innerhalb eines Mo­
nats seit Zustellung der Mitteilung wegen ihrer 
Forderung einschließlich Zinsen und Kosten zu be- 
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crsancs st iRvpotdsqus passeront à DLtat. 
Odaqus Tartie contractante pourra designer des 
personnes pk^iMos ou juridiques qui pourront 
acquérir la creance et t'hypothèque à sa place.

Article 319
Des. succursales des banques allemandes s'effor­

ceront ds fournir les fonds necessaires pour lss 
besoins du crédit de la Hauts Lilssis polonaiss st 
es, dans la mêms mesure si d'après les memes 
principes qus par ls passé.

Article 320
Ds Oouvsrnsmsnt polonais accordera la pro­

tection necessaire aux transports d'argent des 
succursales des banques allemandes.

Article 321
1. — Lans préjudice dss obligations dss succur­

sales résultant ds l'articls 315, relatives aux 
prsscriptions concernant le change, les Tarties 
contractantes s'engagent à ne pas entraver la 
communication des succursales entre elles, st avec 
l'Allemagne, et notamment à ne mettre aucun 
obstacle aux operations de compensation, à l'envoi 
de lettres, ds marks allemands, lettres de change, 
valsurs et chèques stipules payables en marks 
allemands, ainsi qu'aux communications télégra­
phiques st téléphoniques avec les sièges centraux 
st les succursales du xaM d'origine.

2. — Des Oouvernemsnts s'engagent, sn édic­
tant dss prescriptions relatives aux changes, à 
prendre en considération dans la plus large mesure 
possible, les besoins economiques du territoire 
plébiscité.

Article 322
s I

1. — Des banques et succursales ont toute 
liberté dans le choix ds leur psrsonnsl.

2. — Dites devront faire parvenir, aussitôt que 
possible après ls transfert de la souveraineté, la 
liste ds leur personnel au Dandrat ou au starosts 
competent; les listes devront être constamment 
tenues à jour.

8 2
Des deux Dartiss contractantes ne prendront et 

n'admettront aucuns mesure d'exception de nature 
à entraver l'activité du personnel des succursales 
ou à nuire aux affaires.

8 3
Dss difficultés ns pourront êtrs faites au per­

sonnel des succursales au sujet de leur séjour, sn 
raison ds leur nationalité ou en raison du kait 
qu'ils ns connaissent pas la langue officielle.

8 4
Des Dartiss contractantes faciliteront autant 

qus possibls l'entres dans lsur territoire du per­
sonnel dss succursales. Ds plus, les personnes 
envoyées pour le contrôle dss succursales ou pour 
d'autres raisons d'affaires recevront sans delai 
leurs passeports, ainsi qus lss visas nécessaires, 
pourvu qus dss raisons personnelles graves ne 
s'opposent pas a leur entres dans le territoire. 

friedigen; in diesem Falle gehen die Forderung und 
die Hypothek auf den betreffenden Staat über. Die 
vertragschließenden Teile sind berechtigt, eine natür­
liche oder juristische Person zu bezeichnen, die die 
Forderung und der Hypothek an Stelle des Staates 
erwerben kann.

Artikel 319
Die deutschen Bankniederlassungen werden be­

müht sein, die zur Deckung des Kreditbedürfnisses 
von Polnisch-Oberschlesien erforderlichen Mittel in 
demselben Umfang und nach denselben Grundsätzen 
wie bisher zur Verfügung zu stellen.

Artikel 320
Die polnische Regierung wird den Geldtransporten 

der deutschen Bankniederlassungen den erforderlichen 
Schutz angedeihen lassen.

Artikel 321
(1) Unbeschadet der sich aus Artikel 315 ergeben­

den Verpflichtung der Bankniederlassungen, die De­
visenvorschriften zu beobachten, wird den Nieder­
lassungen ungehinderter Verkehr untereinander und 
mit Deutschland gewährleistet; insbesondere dürfen 
dem Verrechnungsverkehr, der Versendung von 
Briefen, ferner von Reichsmark, von auf Reichsmark 
lautenden Schecks, Wechseln und Wertpapieren sowie 
dem telegraphischen und telephonischen Verkehr mit 
den Zentralen und den Schwesteranstalten im Heimat­
lande keine Hindernisse bereitet werden.

(2) Die Regierungen verpflichten sich, bei Erlaß 
von Devisenvorschriften die wirtschaftlichen Bedürf­
nisse des Abstimmungsgebiets in vollstem Maße zu 
berücksichtigen.

Artikel 322

8 1
(i) Die Banken und ihre Niederlassungen genießen 

volle Freiheit in der Auswahl des Personals.
(2) Alsbald nach dem Übergänge der Staatshoheit 

haben sie dem zuständigen Landrat oder Starosten 
eine Liste ihres Personals einzureichen. Die Listen 
sind ständig auf dem Laufenden zu erhalten.

8 2
Die vertragschließenden Teile werden keine Son- 

dermaßnahmen einführen oder zulassen, die geeignet 
ist, die Tätigkeit des Personals der Banknieder­
lassungen zu behindern oder die Geschäftsführung zu 
beeinträchtigen.

8 3
Dem Personal der Banken dürfen deshalb, weil es 

nicht die inländische Staatsangehörigkeit besitzt oder 
die Amtssprache nicht beherrscht, Aufenthaltserschwe­
rungen nicht bereitet werden.

8 4
Die vertragschließenden Teile werden dem Personal 

der Bankniederlassungen die Einreise in ihr Gebiet 
nach Möglichkeit erleichtern. Die zur Kontrolle der 
Niederlassungen oder aus anderen geschäftlichen 
Gründen entsandten Personen werden ohne Verzug 
die notwendigen Pässe und Visa erhalten, falls nicht 
wichtige in ihrer Person liegende Gründe ihrer Ein­
reise entgegenstehen.
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§ 5
Dans l'exercice à droit, réserve à l'article 44, 

les Dartiss contractantes tiendront compte dss 
dssoins d'affaires dss succursales.

Article 323
8 i

1. — Do personnel des succursales jouira dss 
avantages prevus par la législation sn matière ds 
protection dss locataires; il pourra conserver sss 
logements sans réduction du nombre de pièces.

2. — De personnel nouvellement engage sera 
traits, sn es qui concerne la répartition des loge­
ments, comme le sont les nationaux dans des 
cas urgents.

3. — Dn cas ds «Rangements ds personnel, lss 
successeurs pourront reprendre lss logements de 
leurs prédécesseurs, ou bien d'autres logements 
équivalents ssront mis à leur disposition.

82
De personnel «les succursales jouira des droits 

que les articles 33, 34 et 35, parsgraxbss 1 et 2. 
contèrent a des personnes qui ont opte. De delai 
prevu à l'article 33, slinèal, court à dater du jour 
ou ils abandonnent leur service dans la succursale.

Article 324
1. — Des banques présenteront, dans lss six 

premiers mois de ebaque année ünaneière, leur 
bilan d'snssmbls aux autorités désignées par lo 
Oouvernemont dans les districts oü leurs succur- 
salss ont lsur siège. Dns copie de es bilan devra 
être envoyée en même temps au registre du com­
mères.

2. — Os bilan devra êtrs publie uns tois en tout 
cas dans la langue otücislls, dans une teuills 
oktlemlle désignée par ls Oouvernsmsnt. 8i ls 
Oouvernemsnt ls requiert, il sera egalement publie 
dans une autre teuills paraissant dans ls terri­
toire Plebiscits.

3. — Dss dsux Oouvsrnsmsnts accorderont des 
delais supplémentaires si, dans dos cas spèciaux, 
lo delai ds six mois n'est pas suküssnt pour ls 
confection du bilan.

4. — Dn outre, les succursales teront parvenir 
ebaque mois leur bilan brut mensuel aux auto­
rités prévues a l'alinéa 1.

Article 325
1- — Obacuns des banques est tenue de désigner 

pour ebaque succursale un mandataire ou un 
fondé de pouvoirs dont le domicile devra être au 
Liège de la succursale.

2- — De mandataire ou ls tonds ds pouvoirs 
doit tztrs autorisé a ràevoir toutos les assi- 
"nations st communications conesrnant la suecur- 
sals, ainsi qus lss notillestions otüciollss destinées 
au siège central.

Article 326
Ta création de nouvelles succursales, ds caisses 

de dépôts, d'agences ou de comptoirs, n'est 
autorises qu'avec l'assentiment du Oouvernemsnt 
du psvs dans le territoire duquel la création est 
envisagée.

8 5
Bei der Handhabung des im Artitel 44 vorbehalte­

nen Rechts werden die vertragschließenden Teile den 
geschäftlichen Bedürfnissen der Bankniederlassungen 
Rechnung tragen.

Artikel 323
8 1

(i) Das Personal der Bankniederlassungen genießt 
die Vorteile der Gesetzgebung zum Schutze der 
Mieter; es darf seine Wohnräume behalten und in 
der Zahl dieser Räume nicht beschränkt werden.

(2) Neu eingestelltes Personal wird bei der Ver­
teilung der Wohnräume wie die eigenen Staatsange­
hörigen im Dringlichkeitsfalle behandelt werden.

(3) Tritt ein Wechsel im Personal ein, so sind dem 
Nachfolger die Wohnräume seines Vorgängers zu 
überlassen oder andere gleichwertige Wohnräume zur 
Verfügung zu stellen.

8 2
Das Personal der Banken genießt die Rechte, die 

in den Artikeln 33 und 34 und im Artikel 35 HZ 1, 2 
den Personen eingeräumt sind, die das Optionsrecht 
ausgeübt haben. Der Lauf der im Artkel 33 Abs. 1 
bestimmten Frist beginnt mit dekn Tage, an dem die 
Bankangestellten ihren Dienst bei der Niederlassung 
verlassen.

A r t i k e l 324
O) In den ersten sechs Monaten eines jeden Ge­

schäftsjahres haben die Banken den von der Regie­
rung zu bezeichnenden Behörden des Bezirkes, in dem 
sich die Niederlassung befindet, ihre Gesamtbilanz vor- 
zulcgen. Gleichzeitig ist eine Abschrift der Bilanz 
zum Handelsregister einzureichen.

(2) Die Bilanz ist einmal in einem von der Re­
gierung zu bestimmenden amtlichen Blatte in der 
Amtssprache zu veröffentlichen. Auf Anordnung der 
Regierung hat die Veröffentlichung außerdem in 
einem anderen im Abstimmungsgebiet erscheinenden 
Blatte zu erfolgen.

(3) Sollte die Frist von sechs Monaten im Einzel­
falle für die Fertigstellung der Bilanz nicht aus­
reichen, so werden die Regierungen Nachfristen ge­
währen.

(4) Außerdem haben die Bankniederlassungen all­
monatlich ihre Monats-Bruttobilanz den im Abs. 1 
bezeichneten Behörden vorzulegen.

Artikel 325
(1) Jede der Banken ist verpflichtet, für jede 

Niederlassung einen bevollmächtigten Vertreter oder 
einen Prokuristen mit dem Wohnsitz am Sitz der Nie­
derlassung zu bestellen.

(2) Der Vertreter oder Prokurist muß ermächtigt 
werden, alle Ladungen und Verfügungen für die 
Bankniederlassung sowie Zustellungen für die Zen­
trale in Empfang zu nehmen.

Artikel 326
Die Errichtung von weiteren Niederlassungen, De­

positenkassen, Agenturen oder Geschäftsstellen ist nur 
mit Genehmigung der Regierung gestattet, in deren 
Gebiet die Errichtung beabsichtigt wird.

20
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Article 327
Reste en dobors du présent ebupitrs la question 

de savoir dans quelle mesure les banques et lss 
banquiers peuvent au surplus continuer à exploi­
ter ou a ouvrir dss banques dans le territoire 
plébiscité conformément à la législation alors en 
vigueur.

Article 328
Lss dispositions du présent cbapitre cesseront 

d'être en vigueur après quinze ans à dater du 
transfert de la souveraineté. LIles pourront êtrs 
dénoncées par cbacuns dss parties contractantes 
dès le jour oü le remplacement de la monnaie 
allemande par la monnaie polonaise aura stê 
annonce conformement à l'alinea 2 de l'article 
306. La dénonciation ne pourra déployer ses 
effets qus trois ans après avoir ete faite.

Article 329
Routes les divergences qui pourraient surgir 

entre les parties contractantes au sujet ds l'inter­
prétation ou de l'execution des dispositions du 
présent cbapitre, doivent êtrs soumises, au plus 
tard dans les trois mois, a une Commission finan­
cière créée pour cbaque cas particulier et se com­
posant de deux représentants de cbaqus pays. 8i 
les représentants dss deux pays n'arrivent pas à 
se mettre d'accord, ils cboisiront un tiers arbitre. 
8'ils ns s'entendent pas sur le cboix de ce tiers 
arbitre, le president de la Confédération suisse 
sera prie de le designer.

A r t i k e l 327
Die Frage, inwieweit im übrigen Banken und 

Bankiers nach Maßgabe der jeweils geltenden gesetz­
lichen Bestimmungen befugt sind, innerhalb des Ab­
stimmungsgebiets bestehende Bankgeschäfte weiter zu 
betreiben, oder neue Bankgeschäfte zu eröffnen, wird 
durch die Bestimmungen dieses Kapitels nicht be­
rührt.

A r t i k e l 328
Die Bestimmungen dieses Kapitels treten mit dem 

Ablauf von 15 Jahren seit dem Übergänge der Staats­
hoheit außer Kraft. Sie können von dem Zeitpunkt 
ab, an dem in Gemäßheit des Artikels 306 Abs. 2 
die Einführung der polnischen Währung an Stelle 
der deutschen Währung angekündigt wird, von jedem 
der vertragschließenden Teile gekündigt werden. Die 
Kündigung wird drei Jahre nach ihrer Erklärung 
wirksam.

A r t i k e l 329
Alle Meinungsverschiedenheiten zwischen den ver­

tragschließenden Teilen über die Auslegung oder 
Durchführung der Bestimmungen dieses Kapitels 
sollen spätestens nach Ablauf von drei Monaten einer 
Finanzkommisfion zur Entscheidung vorgelegt wer­
den. Die Kommission soll von Fall zu Fall gebildet 
und aus je zwei Vertretern der beiden Staaten zu­
sammengesetzt werden. Können die Vertreter der 
beiden Staaten sich nicht einigen, so wählen sie einen 
Obmann, um dessen Ernennung, falls ein Einver­
nehmen nicht zu erzielen ist, der schweizerische Bun­
despräsident gebeten werden soll.
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îitre IV
Lkarbon8 et proäuitL mînier8

Article 330
1. — Conformément à l'article 90 à Limité 

de paix cio Versailles, la Pologne autorisera, 
pendant une période de quinze ans à dater du 
transfert de la souveraineté, l'exportation en 
Allemagne de àarbon, de coke, de briquettes de 
cbarbon, de minerais de fer, de minerais de mnc 
et de minerais de plomb provenant de la Haute 
Lilêsie polonaise.

2. — L'Allemagne couvrira ses besoins en 
recourant sans intermédiaires au marebê libre 
ou aux producteurs. La Pologne n'assume aucune 
garantie en ce qui concerne les quantités a rece­
voir par l'Allemagne.

Article 331
Ln ce qui concerne le cbarbon, le coke et les 

briquettes de cbarbon, il sera tenu compte, dans 
l'application de l'article 330, des dispositions 
des différents traités de paix, des décisions et 
accords internationaux entre l'Allemagne, la 
Pologne et les Ltats intéressés directement ou 
indirectement a l'importation dss produits ci- 
dessus désignés, dans la mesure ou ces traités de 
paix, décisions et accords comportent, quant à 
ces produits, des obligations pour l'Allemagne et 
pour la Pologne.

Article 332
1- — L'Allemagne autorisera, pendant uns 

période de quinze ans à dater du transfert de la 
souveraineté, l'exportation, a destination de la 
Hauts Lilêsis polonaise, de cbarbon, de coke, de 
briquettes de cbarbon, de minerais de 2inc, de 
minerais de plomb et de minerais de fer provenant 
de son territoire, dans les conditions prévues a 
l'articls 90 du Limité ds paix ds Versailles.

2. — L'Allemagne n'assume aucuns garantis 
en ce qui concerne les quantités de cbarbon, de 
coke et de briquettes ds cbarbon a recevoir par 
la Pologne.

Article 333
L'obligation de l'Allemagne, spêeiüêe à l'article 

332, est limités à le moyenne dss quantités ex­
portées d'Allemagne à destination de la Lauts 
Lilêsis polonaise pendant les années de 1911 a 
1913. Ces quantités ssront déterminées immé­
diatement après le tracé définitif de la frontière, 
d après la moyenne dss exportations effectuées 
pendant les armées de 1911 a 1913.

Article 334
1- — jusqu'au moment de l'évaluation défini­

tive prévue à l'article 333, l'Allemagne autorisera 
1 exportation de son territoire en Lauts Lilêsis 
polonaise de quantités de minerais de Anc st ds 
minorais ds plomb, calculées d'après les données 
de 1 annexe jointe au présent titre.

Titel IV
Kohle, Bergwerkserzeugnisse

Artikel 330
(1) Poleu wird gemäß Artikels 90 des Friedens­

bertrags von Versailles währeird eines Zeitraums von 
15 Jahren nach dem Übergänge der Staatshoheit die 
Ausfuhr von Steinkohle, Steinkohlenkoks, Stein- 
kohlenbriketts, Eisenerzen, Zinkerzen und Bleierzen 
Polnisch-Oberschlesiens nach Deutschland gestatten.

- (2) Deutschland wird sich unmittelbar im freien 
Handel erster Hand eindecken. Polen übernimmt 
keine Garantie dafür, daß Deutschland bestimmte 
Mengen erhalten wird.

Artikel 331
Bezüglich Steinkohle, Steinkohlenkoks und Stein- 

kohlenbriketts werden bei Anwendung der Bestim­
mungen des Artikels 330 die Bestimmungen der ver­
schiedenen Friedensverträge, Entscheidungen und 
internationalen Abmachungen zwischen Deutschland, 
Polen und den Staaten in Betracht gezogen werden, 
die unmittelbar oder mittelbar an der Einfuhr der 
vorbezeichneten Erzeugnisse interessiert sind, soweit 
die Verträge füD Deutschland und für Polen Ver­
pflichtungen zur Lieferung dieser Erzeugnisse ent­
halten.

A r t i kel 332
(1) Deutschland wird während eines Zeitraums 

von 15 Jahren nach dem Übergänge der Staatshoheit 
die Ausfuhr von Steinkohle, Steinkohlenkoks, Stein- 
kohlenbriketts, Zinkerzen, Bleierzen und Eisenerzen 
seines Gebiets nach Polnisch-Oberschlesien zu den im 
Artikel 90 des Friedensvertrags von Versailles vor­
gesehenen Bedingungen gestatten.

(2) Deutschland übernimmt keine Garantie dafür, 
daß Polen bestimmte Mengen an Steinkohle, Stein­
kohlenkoks und Steinkohlenbriketts erhalten wird.

Artikel 333
Die im Artikel 332 festgesetzte Verpflichtung 

Deutschlands ist mengemäßig begrenzt auf den Durch­
schnitt der Ausfuhrmengen aus Deutschland nach 
Polnisch-Oberschlesien in den Jahren 1911 bis 1913. 
Diese Mengen werden alsbald nach der endgültigen 
Festsetzung der Grenze nach dem Durchschnitt der 
Ausfuhr der Jahre 1911 bis 1913 ermittelt werden.

Artikel 334
(1) Bis zu der im Artikel 333 vorgesehenen end­

gültigen Berechnung wird Deutschland die Ausfuhr 
von Zinkerzen und Bleierzen aus seinem Gebiete nach 
Polnisch-Oberschlesien in den Mengen gestatten, die 
sich aus den in der Anlage dieses Titels enthaltenen 
Angaben ergeben.

20»
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2. — Huant à l'exportation do minorais do 
for, lo olnffro on sera 6xo a 100.000 tonnes par 
an, sn attendant l'evalution dsünitive. 8ans 
assumer un sngagsmsut ou une responsabilité 
quelconque, l'Allemagne s'emploiera à faciliter 
autant que possible les approvisionnements ds la 
Tologne sn minerais de fer.

Article 335
Da Oommission mixte competents pour tran- 

cber lss contestations qui s'élèveraient entre le 
Oouvernsmsnt polonais et le Oouvernemsnt alle­
mand au sujet de l'interprstation ou de l'appli­
cation des dispositions de l'article 330, alinea 1, 
de l'article 331, ds l'article 333, de l'article 334, 
alinea 2, xbrase 1.

(2) Die Ausfuhrziffer für Eisenerze wird bis zur 
endgültigen Feststellung auf jährlich 100 000 t fest­
gesetzt. Deutschland wird, ohne damit irgendeine 
Verpflichtung oder Verantwortung zu übernehmen, 
es sich angelegen sein lassen, Polen den Bezug von 
Eisenerzen zu erleichtern.

Artikel 335
Für Streitigkeiten zwischen der deutschen Re­

gierung und der polnischen Regierung über die Aus­
legung und Anwendung des Artikels 330 Abs. 1, 
der Artikel 331, 333 und des Artikels 334 Abs. 2 
Satz 1 ist die Gemischte Kommission zuständig.
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Annexa (Article 334). Anlage zu Titel IV

évaluation proviaoire à cIMrea d'expor­
tation de Mnerà de àc et de plomb

a) D'après la statistique à mouvement des 
marebandises sur les cbemins de ksr allemands et 
celle de la navigation intérieure, l'Allemagne, 
sans compter la Hauts Lilssis, a exports ds 1911 
à 1913, uns movonns annuelle ds 3,600 tonnes ds 
minerais de zinc et de plomb à destination de la 
Haute Lilèsis polonaiss.

b) Dss mines de zinc st de plomb ds la partis 
allsmands du territoire plébiscité ont exporté de 
1911 a 1913, a destination de la Haute Lilèsie 
polonaise, les quantités moyennes suivantes:

Aline» roulant »
1911 1912 1913

Xinc RlonM Zinc plaint. Zinc Plon,!,

àrnolâ................... __ __ __ __ 201
kUliensleeucîe. 204 — 148 — — —
Rrieâricli..............
3cnnv-Otto avec

Rîoâlor-;lüek et

— 499 — 102 18

llketini-Alûelc 33,709 12,713 28,024 10,571 39,649 9,956
^laria..................... 3,407 108 3,339 8 3,126 168
theile Vilncnia... 12.350 662 13,940 923 16,788 1,147
Dotât................ 29,026 3,029 31,148 3,203 33,517 3,882
Rococo................ 10,050 3.024 8,876 1.546 2,119 129

^u lotol ... 88,746! 20.035 85,475 16,353 95,400 15,300

Il résulte de ces ebiffres qus la movsnns annu­
elle de 1911 à 1913 a ètè de 89,874 tonnes pour ls 
minerai de zinc et de 17,230 pour le minerai de 
plomb. (Oes ebiffres sont basés sur les données 
kourniss par la statistique des mines et mètallur- 
giss de Hauts Lilèsis publiés par le Derg- und 
Dütàmâmsàr Verein). Il kaut encore v 
ajouter lss quantités extraites des gisements des 
cbamps restant à l'Allemagne ds la mine de 
Tlsiscbarlsv.

Vorläufige Berechnung der Ausfuhrziffern 
für Zink- und Bleierze

a) Deutschland ohne Oberschlesien hat im Durch­
schnitt der Jahre 1911 bis 1913 nach der Statistik 
der Güterbewegung auf deutschen Eisenbahnen und 
nach der Statistik der Binnenschiffahrt 3 600 t Zink- 
und Bleierze nach Polnisch-Oberschlesien ausgcführt.

b) Aus den deutschbleibenden oberschlesischen Zink- 
und Bleierzgruben sind im Durchschnitt der Jahre 
1911 bis 1913 folgende Mengen nach Polnisch-Ober­
schlesien versandt worden:

Bei Deutschland 
verbliebene Gruben

I9II 1912 1913

Zink Blei Zink Blei Zink Blei

Arnold................... — — — — 201 —
Emilienssrcude .. 204 — 148 — — —
Friedrich.............. — 499 — 102 — 18
Fenny-Otto mit

Fiedlcrglück und 
Wilkclmeglück. 33 709 12713 28 024 10 571 39 649 9 956

Maria................... 3 407 108 3 339 8 3 126 168
Neue Viktoria ... 12 350 662 13 940 923 16 788 1 147
Ncuhof ................ 29 026 3 029 31 148 3 203 33 517 3 882
Rococo ................ 10050 3 024 8 876 1546 2119 129

Zusammen .... 88 716 20 035 85 475 16 353 95 400 15 300

Danach ergibt sich als Durchschnitt der Jahre 1911
bis 1913 für Zinkerze eine Menge von 89 874 t, für 
Bleierze eine Menge von 17 230 t. (Diese Zahlen 
stützen sich auf die Angaben in der Statistik der ober- 
fchlesischen Berg- und Hüttenwerke, herausgegeben 
vom Berg- und Hüttenmännischen Verein.) Dazu 
sind noch die Mengen zu zählen, die aus den bei 
Deutschland verbleibenden Feldern der Bleischarleh- 
grube stammen.
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Ulre V 
Lau

Lkapître premier

InàlIrànL public;ue8 âe àtribiàn 
âe8 eaux

première 8eckà
principes Lënêraux

Article 336.
L'établissement bvdraubqus Adolkscbacbt près 

de Larnorvics, ainsi qus Iss partiss du rsssau dss 
eonduitss d'sau st Iss stations bydrauliquss situoss 
dans la partis polonaiss du territoire plébiscité, sn 
tant qu'sllss axxartisnnsnt a la krusss, dsvisnnsnt, 
à la dats du transfert ds la souveraineté, propriété 
ds la poloZnSj avec tous les droits st obligations 
qui y sont attacbss.

Article 337
Ls transfert dss installations qui passent à la 

Pologne conformement! à l'article 336, s'effec­
tuera sur la base d'un inventaire dss objets meu­
bles st immobiliers dont la cession est prévus, 
par l'entremise des delegués nommes a est effet 
par lss dsux parties contractantes.

Article 338
81

1. — La Pologne reconnaît à l'Allemagne, pour 
uns période ds quinze ans à dater du transfert ds 
la souvsrainsts, ls droit exclusif d'utiliser les 
conduites d'eau de 2avada, de 400 et de 350 milli- 
mstrss, sntrs pobrà st 8abor2s, pour autant 
qu'sllss ss trouvent sn territoire polonais ainsi 
qus lsurs embranebemsnts desservant piskuxit? 
st ls cbatsau d'sau ds ObebAe (Norgsnrotb).

2. — Loutskois, tant qu'Als jouira ds es droit 
exclusif, l'Allemagne accordera à la Pologne, sur 
la demande ds cAls-ci, pour l'alimentation sn eau 
ds son tsrritoirs, l'usags du réservoir intérieur du 
cbatsau d'eau, ds manisrs à svitsr tout mélange 
dss eaux ds l'Adolfscbacbt st ds 2avada. Lss 
installations nécessaires a est effet, au sujet dss- 
quslles lss dsux Couvernsmsnts s'entendront, 
ssront stabliss par l'Allemagne aux frais ds la 
Pologne. L'Allemagne ss cbargs ds la surveillance, 
du servies st ds l'sntrstisn du cbatsau d'sau, 
contre remboursement proportionnel dss frais par 
la Pologne. La pologns transmettra, par l'intsr- 
mediairs ds l'administration allemands du servies 
dss eaux, lss instructions necessaires pour ls ser­
vies ds la partis du cbatsau d'sau qu'slls utilise.

8 2
1. — L'Allemagne aeeords a la Pologne, pour 

une ^période de quints ans à dater du transfert 
ds la souvsrainsts, ls droit exclusif d'utiliser les

Titel V
Wasser
Kapitel I.

Die staatliche Wasserversorgungs- 
anlage

A b s chni t tI

Allgemeine Grundsätze

Artikel 336
Das Wasserwerk Adolfschacht bei Tarnowitz und 

die in Polnisch-Oberschlesien belegenen Teile des 
Wasserleitungsnetzes und der Wasserleitungsanlagen 
gehen, soweit sie im Eigentume des Preußischen 
Staates stehen, an: Tage des Überganges der Staats­
hoheit mit allen Rechten und Pflichten in das Eigen­
tum Polens über.

Artikel 337
Die Übergabe der nach Artikel 336 in das Eigen­

tum Polens übergehenden Anlagen erfolgt auf Grund 
eines Verzeichnisses der zu übergebenden beweglichen 
und unbeweglichen Gegenstände durch Bevollmächtigte, 
die von den vertragschließenden Teilen zu diesem 
Zwecke ernannt werden.

Artikel 338

8 1
(1) Polen räumt Deutschland für einen Zeitraum 

von fünfzehn Jahren nach dem Übergänge der Staats­
hoheit das ausschließliche Benutzungsrecht an der 
400-mm- bzw. 350-mm-Zawadaer-Wasserleitung zwi­
schen Vobrek und Zaborze, soweit sie auf polnischem 
Gebiete liegt, nebst ihren Anschlüssen nach Biskupitz 
und nebst dem Wasserturm in Morgenroth ein.

(2) Jedoch wird Deutschland während der Zeit 
seines ausschließlichen Benutzungsrechts Polen zur 
Versorgung seines Gebiets auf Verlangen die Be­
nutzung des inneren Behälters des Wasserturms in 
der Weise gestatten, daß eine Vermengung des Adolf­
schachtwassers mit dem Zawadaer Wasser nicht statt- 
findet. Die hierzu erforderlichen, von den Regierun­
gen zu vereinbarenden Einrichtungen werden auf 
Kosten Polens von Deutschland hergestellt. Deutsch­
land übernimmt die Bewachung, Bedienung und 
Unterhaltung des Turmes gegen Erstattung der an­
teiligen Kosten durch Polen. Pölen erteilt die für 
die Bedienung des ihm dienenden Turmteils erfor­
derlichen Anweisungen durch Vermittlung der Ver­
waltung der deutschen Wasserversorgungsanlage.

8 2
Deutschland räumt Polen auf die Dauer von fünf­

zehn Jahren nach dem Übergänge der Staatshoheit 
das ausschließliche Benutzungsrecht an den 350- und 
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conduites d'eau de l'Adolksobaobt, de 350 et 500 
millimètres qui vont d'Adolkscàât à Drôlsvska 
Huta (Dmnigsbütts) et à Obropaezôv (Loblssisn- 
§rubs) en passant par Lsutbsn, de même que la 
conduits d'AdoIkscbaebb ds 250 miliimètrss qui 
va de Tavlov (Taulsdork) sn passant par 2a- 
borzs, pour autant qus css conduites d'eau ss 
trouvent sn territoire allemand.

8 3
1. — Obaeun des deux Mats peut, avant l'ex­

piration des quinze années, renoncer aux droits 
spécifies aux xaragraplms 1 et 2 du présent article 
moyennant préavis de six mois.

2. — Dss installations devront être sn bon état 
lors du transfert.

500-mm-Adolfschachtleitungen, die von Adolfschacht 
über Beuthen nach Königshütte und nach Schlesien­
grube führen, sowie an der Adolfschachtleitung von 
250 mm ein, die über Zaborze nach Paulsdorf führt, 
soweit diese Leitungen sich auf deutschem Gebiete 
befinden.

8 3
(1) Jeder der beiden Staaten ist berechtigt, die in 

den ZZ 1, 2 dieses Artikels bezeichneten Rechte vor 
Ablauf der fünfzehn Jahre sechs Monate nach An­
kündigung aufzugeben.

(2) Die Anlagen müssen sich bei der Übergabe in 
betriebssicherem Zustande befinden.

Article 339
8 i

1. — Da surveillance, le servies st l'sntrstisn 
des installations spécifiées au paragraxbs I ds 
l'article 338, incombent à l'Allemagne pendant la 
période oü elle en aura l'usags. Da surveillâmes, 
ls servies st l'sntrstisn dss installations spé­
cifiées au xaragraxbe 2 ds l'article 338, incombent 
a la Tologne pendant la période oü elle sn aura 
l'usags.

2. — Obacun dss deux Mats permettra st ka- 
eüitsra autant qus possible toutes les mesures 
que l'autre devra prendre pour assurer le bon 
entretien des installations spécifiées aux xara- 
grapbes 1 st 2 de l'article 338.

8 2
Tant qus dureront les droits spécifies à l'article 

338, ebacune dss deux Tarties contractantes s'en- 
Zags a donnsr aux personnes de l'autre partis qui 
doivent entretenir ou remettre en état les in­
stallations spécifiées a l'article 338, aide st pro­
tection dans l'exercice de leurs fonctions. Des 
Tarties contractantes permettront que les ma­
tériaux et outils, ustensiles, etc., necessaires pour 
entretenir ou remettre en état lssdites instal­
lations soient transportes d'un territoire a l'autre 
en kranebiss de tous droits d'entres st ds sortis, 
ainsi qus ds toutes taxes a l'occasion de l'impor­
tation ou ds l'exportation, ou ds la délivrance ds 
permis d'importation ou d'exportation.

8 3
Tant qus dureront lss droits spécifies à l'article 

338, ebacune des deux Tarties contractantes s'sn- 
Mge, sans préjudice des dispositions de l'article 
354, à ne rien «Ranger aux prescriptions, sn 
vigueur au moment du transfert de la souvsrai­
nsts, qui ont ete édictées pour protéger les in- 
stallations spécifiées à l'article 338, paragrapbes 1 
et 2.

8
I-es deux Tartiss contractantes maintiendront, 

vendant quinze années, les prescriptions de polies 
sanitaire sn vigueur dans ls territoire Plebiscits 
ou moment du transfert ds la souveraineté, sn 
tant qu'elles concernent la distribution des eaux.

A r t i k c l 339

8 1
(1) Die Bewachung, Bedienung und Unterhaltung 

der im Artikel 338 Z 1 bezeichneten Anlagen liegt 
während der Benutzungszeit Deutschland, die Be­
wachung, Bedienung und Unterhaltung der im Ar­
tikel 338 § 2 bezeichneten Anlagen während der Be­
nutzungszeit Polen ob.

(2) Beide Staaten gestatten und erleichtern alle 
Maßnahmen, die der andere Staat ergreifen muß, um 
die im Artikel 338 ZZ1,2 bezeichneten Anlagen in 
betriebssicherem Zustand zu erhalten.

8 2
Die vertragschließenden Teile gewährleisten für die 

Geltungsdauer der im Artikel 338 bezeichneten Rechte 
den Personen des anderen Staates, denen die Unter­
haltung oder Instandsetzung der im Artikel 338 be­
zeichneten Anlagen obliegt, Schutz und Unterstützung 
bei der Ausübung ihrer Tätigkeit. Sie gestatten," daß 
die zur Unterhaltung oder Instandsetzung der An­
lagen erforderlichen Materialien, Handwerkszeuge 
und Geräte frei von allen Ein- und Ausfuhrzöllen 
und Von allen Ein- und Ausfuhrabgaben von einem 
Teile des Abstimmungsgebiets in den anderen gebracht 
werden.

8 3
Unbeschadet der Vorschrift des Artikels 354 ver­

pflichten sich die vertragschließenden Teile, für die 
Geltungsdauer der in Artikel 338 bezeichneten Rechte 
die zum Schutze der dortselbst in den ZZ 1, 2 bezeich­
neten Anlagen erlassenen und zur Zeit des Überganges 
der Staatshoheit geltenden Vorschriften nicht abzu- 
ändern.

8 4
Die vertragschließenden Teile werden während 

eines Zeitraums von fünfzehn Jahren die zur Zeit 
des Überganges der Staatshoheit im Abstimmungs­
gebiete geltenden gesundhcitspolizeilichen Bestimmun­
gen, soweit sie sich auf die Wasserversorgung beziehen, 
aufrechterhalten.
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Article 349
8 i

A dater à transfert de la souveraineté, la po- 
1oAN6 86 sut>8titu6, dans 168 Iiinit68 d6 la partis 
du t6rritoir6 plébiscité qui lui cst attribues, à la 
Prusse, en ce qui oonc6rn6 les contrats conclus 
par Ale rslativsmsnt a la kouruiturs d'eau et les 
obligations concernant la fourniture gratuite 
d'eau, sans préjudice des droits de la Pologne 
d'exiger le paiement vis-à-vis de tiers respon­
sables.

8 2
1. — Laut que dureront les droits spécifies à 

l'articls 338, l'AIIemagns s'engage à fournir l'sau 
à Ruda, Rud^ka Lurnia (Rudabammsr) et Olück- 
auk-Lolouis, en quantités correspondant aux 
quantités fournies jusqu'à la dats du transfert ds 
la souvsrainsts, st la Pologne s'engage à fournir 
aux consommateurs sn territoire allemand, ali­
mentes sn eau par lss conduites ds 350 st 500 
millimètres mentionnées à l'articls 338, para- 
grapbs 2, l'eau sn quantités correspondant à 
celles qus ces consommateurs recevaient avant ls 
transksrt de la souvsrainsts, sank dans ls cas ou 
l'une des dsux parties ss cbargsrait süs-mêms, 
après préavis ds six mois au moins, ds fournir 
l'sau dans son territoire, pourvu qu'Als ns ports 
pas, sn es faisant, préjudice aux droits accordés 
par l'articls 338 à Lautre partis contractants.

2. — L'installation ds nouveaux branebemsnts 
st la conclusion de contrats comportant uns 
augmentation ds la fourniture d'eau, ns sont per­
mises, sn cs qui concerne lss conduites ei-dsssus 
mentionnées, qus si lss dsux Couvernoments sont 
d'accord.

8 3
La pologns s'engage à fournir, pendant uns 

période ds quinze ans, l'eau aux communes ds 
prisdricbsviüs st ds 8tollar2ovût2, sn quantités 
correspondant à osbes qu'sllss pouvaient exiger, 
conformément à leurs contrats avec la Prusse, à 
moins qus l'Allemagne, avant l'sxxiration ds ces 
quints ans, ne ss cbargs elle-même, aprss préavis 
ds six mois au moins, ds fournir l'eau aux dites 
communes. A l'expiration dss quints ans, cst su- 
gagsmsnt ssra renouvelé d'annss sn aunes par 
la pologns, à moins qus la Pologne ns déclare, un 
an à l'avance, son intention ds cesser ds fournir 
l'sau aux ditss communes.

8 4
1. — Cbacuns dss dsux parties contractantes 

s'engage à fournir l'eau dans ls territoire ds 
l'autre partie aux mêmes conditions qus dans ls 
sien. Loutskois, lss parties contractantes ss 
réservent d'exiger le versement d'une avance con­
formement aux dispositions de l'article 348, xara- 
graxbs 2. Cette avance, ainsi qus la taxe d'sau, 
ssront perdues par lss parties contractantes sur 
leur propre territoire st ssront vsrsêes à l'autre 
partis contractants par ls bureau spécialement 
designs à cet effet du servies dss eaux allsmand 
ou polonais, sitôt après la dats d'sebêanes, qus la 
xsrcsption ait su lisu ou non.

2. — Aucuns droits ds douane ns ssront prélevés 
sur la fourniture d'sau.

Artikel 340

8 1
Mit dein Tage des Überganges der Staatshoheit 

tritt Polen für den ihm zugefallenen Teil des Ab­
stimmungsgebiets in die von Prsußen abgeschlossenen 
Wasserlicferungsvcrträge, sowie unbeschadet des Rech­
tes, Zahlung von einem zur Zahlung verpflichteten 
Dritten zu verlangen, in die Verpflichtungen Preu­
ßens zur unentgeltlichen Wasserlieferung ein.

8 2
(r) Für die Geltungsdauer der im Artikel 338 be­

zeichneten Rechte übernimmt Deutschland die Wasser­
belieferung von Ruda, Rudahammer und Glückauf- 
Kolonie, Polen die Wasserbelieferung der an die im 
Artikel 338 8 2 bezeichneten 350- und 500-mm-Adolf- 
schachtleitungen zwischen Adolfschacht und Beuthen 
angeschlossenen, im deutschen Teil des Abstimmungs­
gebiets wohnhaften Abnehmer. Für den Umfang der 
Verpflichtung zur Wasserlieferung ist der Umfang des 
Wasserbezugs zur Zeit des Überganges der Staats­
hoheit maßgebend. Die Verpflichtung endet, wenn 
der andere Staat erklärt, die Versorgung in seinem 
Teilgebiet unbeschadet des im Artikel 338 dem anderen 
Staate eingeräumten Nutzungsrechts selbst zu über­
nehmen. Diese Erklärung ist mindestens sechs Mo­
nate vorher anzukündigen.

(2) Neuanschlüsse und Vereinbarungen, die zu 
einer Mehrleistung von Wasser verpflichten, sind, hin­
sichtlich der oben bezeickmeten Leitungen nur im 
Falle des Einverständnisses der beiden Regierungen 
zulässig.

8 3
Polen verpflichtet sich auf die Dauer von fünfzehn 

Jahren den Gemeinden Friedrichswille und Stol- 
larzowitz Wasser in den Mengen zu liefern, deren 
Lieferung sie auf Grund der mit Preußen abge­
schlossenen Wasserlieferungsverträge verlangen konn­
ten, sofern nicht Deutschland vor diesem Zeitpunkt 
nach mindestens secbs Monate vorher erfolgter An­
kündigung die Wasserversorgung dieser Orte selbst 
übernimmt. Diese Verpflichtung gilt jeweils als auf 
die Dauer eines Jahres erneuert, falls Polen nicht 
ein Jahr vor Ablauf der Verpflichtungszeit erklärt, 
die Wasserbelieferung an die bezeichneten Gemeinden 
einzustellen.

8 4
(C Die vertragschließenden Teile verpflichten sich, 

Wasser an die Abnehmer im anderen Teilgebiete zu 
denselben Bedingungen wie an die Abnehmer im 
eigenen Gebiete zu liefern. Sie behalten sich jedoch 
vor, gemäß den Bestimmungen des Artikels 348 8 2 
die Zahlung eines Vorschusses zu fordern. Der Vor­
schuß und der Wasserpreis werden von den vertrag­
schließenden Teilen in ihrem eigenen Gebiet erhoben 
und durch eine von ihnen zu bezeichnende Stelle an 
die Verwaltungsstelle der deutschen oder der polnischen 
Wasserversorgungsanlage alsbald nach Fälligkeit 
ohne Rücksicht auf den Eingang der Zahlung abge­
führt.

(2) Die Lieferung von Wasser darf nicht mit Zoll­
abgaben belastet werden.
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Article 341
1. — Obaquo mois, l'sxcêdsnt cio es qus i'AIis- 

maZns fournit aux consommateurs polonais sur os 
qus la ToloAns fournit aux consommateurs alle­
mands en vertu de l'article 340, sera calcule et 
reparti sn uns mo^snne journalière. Da DoloZns 
s'enFLgs à fournir quotidiennement a l'AllsmàAns 
sur sa demande, dss quantités d'eau provenant de 
la conduits d'Adoüscbacbt, près du ebatsau d'sau 
de Obsbzis (NorZsnrotb) jusqu'à concurrence ds 
la moyenne journalière susdite du mois qui pré­
cède.

2. — A est effet, lss deux Dartiss contractantes 
établiront, à frais communs, un raccordement et 
un compteur d'eau près du cbâteau d'eau de 
Obsbzis (NorZonrotb). Da taxe fixes pour l'sau 
tournis par la DoloZns ns ddvra pas êtrs plus 
élevés qus la taxe fixée la même année par le ser­
vice dss ssux allemand.

Article 342
1. — sans préjudice dss dispositions dss ar­

ticles 338, 340, 341, 343, et 360, Iss raccordements 
entre les conduites d'eau des etablissements Adolk- 
sckacbt et de 2 a va da seront supprimes aussi vite 
que possible, et les intéressés recevront l'eau d'un 
etablissement de leur propre xa^s.

2. — Des deux Dartiss contractantes entrepren­
dront a leurs trais dans leurs territoires resxectits, 
les travaux necessaires à cet effet. Da suppression 
des raccordements entre les conduites d'eau st 
l'arrêt ds la fourniture d'eau d'un territoire a 
l'autre, ns pourront avoir lisu qu'en tenant compte 
des dispositions des articles 343 à 353.

A r t i k e l 341
(t) Jeden Monat wird berechnet, inwieweit auf 

Grund des Artikels 340 Deutschland an polnische 
Abnehmer mehr geliefert hat als Polen an deutsche 
Abnehmer, und danach der Tagesdurchschnitt des 
Überschusses ermittelt. Polen verpflichtet sich, 
Deutschland auf Verlangen täglich Wasser aus der 
Adolfschachtleitung bei dem Wasserturme Morgenroth 
bis zur Tagesdurchschnittsmenge des vergangenen 
Monats zu liefern.

(2 ) Zu diesem Zwecke werden die vertragschließen­
den Teile bei dem Wasserturme Morgenroth auf ge­
meinsame Kosten eine Verbindungsstelle herstellen 
und einen Wassermesser einbauen. Der für das von 
Polen abgegebene Wasser berechnete Wasserpreis darf 
nicht höher sein, als der in demselben Jahre von der 
deutschen Wasserversorgungsanlage berechnete Preis.

Artikel 342
(r) Unbeschadet der Bestimmungen der Artikel 

338, 340, 341, 343 und 360 sollen sobald als möglich 
die Verbindungen zwischen den Wasserwerken Adolf­
schacht und Zawada und ihren Rohrleitungen beseitigt 
werden und die Beteiligten Wasser aus den Anlagen 
des eigenen Landes erhalten.

(2 ) Die hierzu erforderlichen Umbauten werden 
die vertragschließenden Teile in ihrem Gebiete für 
eigene Rechnung ausführen. Die Aufhebung der Ver­
bindungen zwischen den Rohrleitungen und die Ein­
stellung derWasserzufuhr aus dem einen Teilgebiet in 
das andere darf jedoch nur nach Maßgabe der Bestim­
mungen der Artikel 343 bis 353 erfolgen.

Deààe Leckrem
Dispositions Transitoires

Article 343
1. — Dour assurer l'alimsntation sn sau dss 

dsux parties du territoire plébiscité, un régime 
transitoire comportant une administration com­
mune ssra institue a partir du 1" avril 1922 
jusqu'au 1<" avril 1924. Des deux Dartiss con­
tractantes pourront, d'un commun accord, mettre 
fin à ce régime avant cette date, ou en décider, au 
plus tard le 1<" octobre 1923, la prolongation pen­
dant un an.

2. — 8i, au cours de la période transitoire, dss 
inconvénients qui auraient surgi de l'application 
des dispositions des articles 344 a 351 ne pou­
vaient être supprimes par vois d'accord sntrs lss 
dsux Oouvsrnsments, ebacune dss Dartiss con­
tractantes pourrait recourir a la Oommission 
mixte.

Article 344
8 i

dusqu'à la fin du régime transitoire convenu à 
l'article 343, l'exploitation st l'administration du 
servies public des eaux seront assurées à frais 
communs par l'Allemagne et la Dologne, à titre 
d'entreprise commune d'utilité publique et d'après 
les principes en vigueur avant le transfert de la

Abschnitt II
Bestimmungen für die Übergangszeit

Artikel 343
(r) Um die Wasserversorgung der beiden Teile des 

Abstimmungsgebiets sicherzustellen, wird für die 
Zeit vom 1. April 1922 bis zum 1. April 1924 eine 
gemeinsame Verwaltung eingerichtet. Im gegenseiti­
gen Einvernehmen der vertragschließenden Teile 
kann die gemeinsame Verwaltung vor diesem Zeit­
punkt aufgehoben oder spätestens am 1. Oktober 1923 
eine Verlängerung der gemeinsamen Verwaltung auf 
ein weiteres Jahr vereinbart werden.

(2) Ergeben sich innerhalb der Übergangszeit aus 
der Anwendung der in den Artikeln 344 bis 351 ge­
troffenen Bestimmungen Unzuträglichkeiten, die nicht 
im Wege einer Verständigung unter den beiden Re­
gierungen beseitigt werden können, so soll jeder Staat 
berechtigt sein, sich an die gemischte Kommission zu 
wenden.

Artikel 344

8 i
Bis zum Ende der im Artikel 343 vereinbarten 

Übergangszeit wird der Betrieb und die Verwaltung 
der Staatlichen Wasserversorgungsanlage von Deutsch­
land und von Polen nach den zur Zeit des Überganges 
der Staatshoheit geltenden Grundsätzen und gemäß 
den nachfolgenden Bestimmungen als gemeinnütziges 

21
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souvsrainsts st Iss dispositions qui suivent. Les 
établissements Adolkssbaàt st de 2aveada, ainsi 
qus leurs conduites d'eau, serviront dans les 
mêmes conditions qu'auparavant a l'alimentation 
tant ds la partis polonaise qus ds la partis alle­
mands du territoire plébiscite.

8 2
I. — La tourniturs d'eau à des localités ou à 

dss entreprises individuelles qui, avant ls transkert 
ds la souveraineté, n'en bénéficiaient pas, ns pourra 
avoir lieu qu'a condition qus l'alimentation sn sau 
dss anciens consommateurs n'sn soit aucunement 
prêjudiciês.

2. — Cbacuns dss dsux parties contractantes 
supportera seule les Irais occasionnes par l'instal­
lation de nouveaux branàsments dans son terri­
toire.

Article 345
I. — L'exploitation st l'administration du ser­

vice des eaux seront assurées, psndant la période 
transitoirs, par l'administration qui en était 
cbarZss avant ls transkert de la souveraineté et 
conkormêment aux principes alors en vigueur. 
Loutskois, la Pologne ssra rsprsssntes au sein ds 
estts administration par un commissaire.

2- — 6s commissaire-, qui servira d'intermediaire 
entre l'administration du service dss eaux st lss 
autorités polonaises, aura ls droit :

1° d examiner tous lss comptes st documents 
justificatiks, lss pièces relatives aux établis­
sements st installations bydraubques qui ss 
rapportent aux principes de la distribution ds 
l'sau, st ds prendre coxis de css comptes, 
pièces st documents, pour autant qu'ils con- 
csrnsnt la Hauts Lilêsis polonaise;

2" ds demander uns liste ds tous les documents, 
xiècss, cartes, plans, projets, statistiques', 
calculs, titres des concessions, dessins, etc., 
qui devront êtrs livrés à la Pologne en vertu 
de l'article 352, xaraZrapbe 3 ;

3° ds collaborer, à titrs d'êZalitê, à la fixation 
du montant des avances, ds la taxe d'sau st 
ds la somme mentionnée su paraAraxbs 3 de 
l'article 349, sn ss conkormant aux principes 
sn vigueur avant ls transkert ds la souverai­
neté st à csux du présent cbapitre;

4° ds participer, à titrs d'êgalite, a l'établisse­
ment dss plans de modification ou d'extension 
ds l'Adolksobacbt ; il sera tsnu compte, dans 
toute la mesure du possible, des désirs ex­
primés par le commissairs;

5° ds collaborer, a titrs d'êZabtê, a l'sxamsn des 
réclamations kormulêss par Iss consomma­
teurs st aux décisions à prendre a lsur 
êZard;

6° ds xrsndrs part, a titrs d'êZalitê, aux déci­
sions relatives à la kourniturs d'eau à dss 
localités ou entreprises individuelles qui n'en 
recevaient pas avant ls transkert de la sou­
veraineté ;

7° d'approuver et ds proposer l'engagement, le 
renvoi et le déplacement d'employés et d'ou- 

Unternehmen für gemeinsame Rechnung weiterge­
führt. Während dieser Zeit dienen die Wasserwerke 
Adolfschacht und Zawada und die dazu gehörenden 
Rohrleitungen in dein bisherigen Umfang sowohl 
der Wasserversorgung des polnischen wie des deut­
schen Teiles des Abstimmungsgebiets.

8 2
(i) An Ortschaften und Einzelbetriebe, denen 

nicht bereits zur Zeit des Überganges der Staats­
hoheit Wasser geliefert wird, darf Wasser nur abge­
geben werden, wenn die Wasserversorgung der bis­
herigen Verbraucher dadurch in keiner Weise beein­
trächtigt wird.

(2) Die durch neue Anschlüsse entstehenden Kosten 
trägt jeder Staat in seinem Gebiet allein.

Artikel 345
(i) Der Betrieb und die Verwaltung der Wasser­

versorgungsanlage werden während der Übergangs­
zeit von der damit zur Zeit des Überganges der 
Staatshoheit betrauten Verwaltung nach den zu 
jener Zeit geltenden Grundsätzen weitergeführt. 
Polen beteiligt sich an der Verwaltung durcb einen 
Kommissar.

(2) Dieser Kommissar, dem gleichzeitig die Auf­
gabe zufällt, erforderlichenfalls zwischen der Verwal­
tung der Wasserversorgungsanlage und den pol­
nischen Behörden zu vermitteln, ist berechtigt,

1. sämtliche Abrechnungen und Belege, die Akten 
über die Wasserwerke und Wasscranlagen, soweit 
pe sich auf die Grundsätze über die Wasserver­
sorgung beziehen, zu prüfen und von ihnen, so­
weit sie Polnisch-Oberschlesien betreffen, Ab­
schriften und Abzeichnungen zu nehmen,

2. die Aufstellung und Übergabe eines Verzeich­
nisses über sämtliche gemäß Artikel 352 Z 3 an 
Polen zu übergebenden Akten, Dokumente, 
Karten, Pläne, Projekte, Statistiken, Berech­
nungen, Konzesstonspapiere, Zeichnungen usw. 
zu verlangen,

3. an der Festsetzung der Höhe der Vorschüsse, des 
Wasserpreises sowie des gemäß Artikel 349 § 3 
festzusetzenden Betrags gemäß den bis zum 
Übergänge der Staatshoheit geltenden und den 
in diesem Kapitel bestimmten Grundsätzen pari­
tätisch mitzuwirken,

4. bei der Aufstellung des Bauplans für die Um- 
und Erweiterungsbauten des Adolfschachts pari­
tätisch mitzuwirken, wobei die von dem Kom­
missar geäußerten Wünsche nach Möglichkeit be­
rücksichtigt werden sollen,

5. bei der Prüfung von Beschwerden der Wasser­
abnehmer und bei den erforderlichen Entschei­
dungen paritätisch mitzuwirken,

6. bei der Entscheidung über die 'Wasserabgabe an 
zur Zeit des Überganges der Staatshoheit nicht 
belieferte Ortschaften und Einzelbetriebe pari­
tätisch mitzuwirken,

7. die Neueinstellung, Kündigung, Entlassung und 
Versetzung von Angestellten und Arbeitern in 
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vrisrs sn Hauts Lilssis polonaiss, ainsi quo 
la dénonciation de contrats ds travail;

8° de demander la suppression des inconvénients 
prevus à l'article 343, alinea 2.

Article 346
1. — Des fonctionnaires, emploies st ouvriers 

du service dss eaux, cbargss de la surveillance, du 
service et de l'entretien ds l'établissement Adolk- 
scbacbt et dss conduites d'eau sn Hauts Lilssis 
polonaise — pour autant qu'ils ns possèdent pas 
de permis de circulation ou ns ss trouvent pas 
dans les conditions normalement requises pour sn 
obtenir — pourront recevoir, en vus ds vaquer à 
leurs occupations, dss laissez-passer, en suivant 
l'analoAis des dispositions de l'article 270. Oes 
laissez-passer leur ssront delivres sur production 
de certificats spèciaux de la dirsction du service.

2. — Oes personnes pourront en outre recevoir, 
aux fins désignées ci-dessus, l'autorisation de 
passer la frontière en dàors des endroits de 
passage ordinaires, ainsi qus la nuit. Ostts autori­
sation ssra mentionnés sur lsur laissez-passer, 
ainsi qus lss endroits spèciaux de passage.

3. — Dss règlements de douane dss Dartiss con- 
trsctantss ns subissent aucuns atteints do es fait 
Dépendant, on permettra le passage en kranebise 
des outils st ustensiles, et du matériel de répara­
tion, ainsi que des moyens de transport néces­
saires.

. 4. — Lous rèservo do toutes dispositions spè­
ciales à es sujet, la Dologne garantit la plus 
entière protection et assistance au personnel du 
service des eaux stationné en Hauts Lilèsis polo­
naise, sans distinction de nationalité.

Article 347
Dondant la période transitoire, les matériaux 

nécessaires au fonctionnement st à l'entretien des 
installations du servies des eaux pourront passer 
d'uns partis du territoire plébiscité dans l'autre 
on franebiss do tous droits d'entrée et de sortie, 
ainsi que de toutes taxes à l'occasion de l'impor­
tation ou de l'exportation, ou de la délivrance ds 
permis d'importation ou d'exportation. Des ma- 
ebinss et pièces ds recbange, ainsi que les ma­
tériaux nécessaires pour les agrandissements de 
l'établissement Adolkscbacbt prévus à l'article 349, 
pourront être importes d'Allemagne en franebiss 
ds tous droits de douane pendant touts la durée 
ds la période transitoire.

Article 348,
§ 1

1. — De montant total dos taxes d'eau incom­
bant à la Haute Lilèsie polonaise sera porte au 
compte de la Dologne par l'administration du ser­
vice dos eaux, dès quo sera fixe le taux normal de 
cstts taxs, c'est-à-dire ls taux calculé également 
pour tous lss consommateurs, conformément aux 
règlements alors en vigueur (einkeitlie/rer lüasser- 
às). Da Dologne devra remettre cette somme, 
ainsi que le montant des arrérages dus avant le 
1°' avril 1922 à laàcA/raaptkasâe de Hindsnburg, 
par l'intermediaire de son commissaire, sans tenir

Polnisch-Oberschlesien zu genehmigen und zu be­
antragen.

8. die Beseitigung der im Artikel 343 Abs. 2 be­
zeichneten Unzuträglichkeiten zu verlangen.

Artikel 346
(i) Den Beamten, Angestellten und Arbeitern der 

Wasserversorgungsanlage, die mit der Bewachung, 
Bedienung und Unterhaltung des Wasserwerks 
Adolsschacht und der Wasserleitungen in Polnisch- 
Oberschlesien beauftragt sind, werden zum Zwecke der 
Ausübung dieser Tätigkeit, soweit sie keine Verkehrs- 
karte besitzen oder nach den allgemeinen Bestimmun­
gen erhalten können, auf Grund besonderer, von der 
Betriebsleitung ausgestellter Bescheinigungen erfor­
derlichenfalls Verkchrskarten nach Maßgabe des Ar­
tikels 270 erteilt werden.

(2) Ihnen kann ferner die Befugnis gegeben wer­
den, zu den bezeichneten Zwecken die Grenze auch 
außerhalb der gewöhnlichen Übergangsstellen und zur 
Nachtzeit zu überschreiten. Diese Befugnis ist unter 
Angabe der besonderen Übergangsstellen auf der Ver­
kehrskarte zu vermerken.

(3) Die Zollvorschriften der vertragschließenden 
Teile bleiben unberührt. Jedoch ist die zollfreie Be­
förderung des erforderlichen Handwerkszeuges und 
Geräts sowie des Jnstandsetzungsmaterials, ein­
schließlich der nötigen Beförderungsmittel, gestattet.

(i) Polen gewährleistet unbeschadet der in Be­
tracht kommenden besonderen Bestimmungen den in 
Polnisch-Oberschlesien stationierten Angestellten und 
Arbeitern der Wasserversorgungsanlage, ohne Rück­
sicht auf ihre Staatsangehörigkeit, weitestgehend 
Schutz und Unterstützung.

Artikel 347
Während der Übergangszeit können die für dem Be­

trieb und die Unterhaltung der Einrichtungen der 
Wasserversorgungsanlage notwendigen Materialien 
frei von allen Ein- und Ausfuhrzöllen und von allen 
Ein- und Ausfuhrabgaben von einem Teil des Ab­
stimmungsgebiets in den anderen befördert werden. 
Die zu dem im Artikel 349 vorgesehenen Ausbau des 
Adolfschachts erforderlichen Maschinen, Maschinen­
teile und Materialien können während der ganzen 
Dauer der Übergangszeit zollfrei aus Deutschland be­
zogen werden.

Artikel 348 
8 1

O) Der Gesamtbetrag der auf Polnisch-Ober­
schlesien entfallenden Vergütung für die Lieferung von 
Wasser wird von der Verwaltung der Wasserversor­
gungsanlage alsbald nach der Feststellung des einheit­
lichen Wasserpreises, d. h. des gleichmäßig für alle 
Wasserabnehmer nach den geltenden Vorschriften be­
rechneten Preises, Polen in Rechnung gestellt. Polen 
hat diesen Betrag sowie den Betrag der bis zum 
1. April 1922 geschuldeten Rückstände durch seinen 
Kommissar ohne Rücksicht auf den Eingang der Zah­
lungen in Polnisch-Oberschlesien an die Berghaupt- 

21*
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eonà ds la proportion dss taxes déjà encaissées 
on non sncors sncaissess en Hauts Lilêsis xolo- 
naiss La Pologne devra reinsttre de la même 
manière lss avances mentionnées au xaragraxbo 2 
du xrsssnt article. Le montant des taxes d'eau 
incombant aux deux parties du territoire Plebis­
cits, y compris les taxes pour lss quantités d'eau 
qus cbacuns dss partiss contractantes s'est 
engagés à kournir gratuitement à des consomma­
teurs et que cbacuns des partiss contractantes 
utilise pour son propre usage, ainsi que des 
avances relatives à toutes css taxes, portera in- 
èsrst à 5 °/>, s'il n'est pas versé à la caisse susmen­
tionnés dsux semaines au plus tard à dater do 
Leebsancs.

2. — Ln ce qui concerne le montant des arre­
rages dus avant ls Avril 1922, la date d'êcbê- 
ancs est fixes à trente jours à dater ds la demande 
okficielle de paiement par la Rerpüanptkasse ds 
Lindsnburg.

8 2
Vous lss consommateurs d'eau, y compris les 

parties contractantes, pour les quantités d'eau 
qu'sllss utilisent pour leur propre usage st qu'sllss 
ss sont engagées à kournir à des consommateurs, 
devront verser leurs avances sur la taxe qu ils 
auront à payer d'après le taux normal, de trbis 
mois en trois mois pendant touts la période tran­
sitoire. Ls premier versement aura lieu ls premier 
jour du trimsstrs qui suit ls transkert de la sou- 
verainotè. Les avances s'élèvent au quart de la 
taxe payse l'année précédents, sans préjudice du 
droit de l'administration ds réclamer un supplé­
ment correspondant à une augmentation prevus 
du taux normal ds la taxe, pour autant qu il 
s'agit du territoire polonais, ls montant ds 
l'avancs sera communique aux consommateurs, 
doux semaines au moins avant l'ècbèancs, par 
l'intermédiaire du commissaire polonais.

lasse in Hindenburg abzuführen. Das gleiche gilt von 
den im 8 2 dieses Artikels erwähnten Vorschüssen. 
Die auf beide Teile des Abstimmungsgebiets ent­
fallenden Wasserpreisbeträge, einschließlich der Be­
träge für die Wassermengen, die von den vertrag 
schließenden Teilen den Abnehmern unentgeltlich zu 
liefern sind, oder für den eigenen Gebrauch entnom­
men werden, sowie die Vorschüsse darauf sind, soweit 
sie nicht zwei Wochen nach der Fälligkeit bei der 
Berghauptkasse in Hindenburg eingezahlt worden sind, 
mit fünf vom Hundert zu verzinsen.

(2) Der Betrag der bis zum 1. April 1922 geschul­
deten Rückstände wird einen Monat nach der förm­
lichen Zahlungsaufforderung durch die Berghauptkasse 
in Hindenburg fällig.

8 2
Sämtliche Wasserabnehmer, einschließlich der ver­

tragschließenden Teile für die im eigenen Betriebe 
verwendeten und für die an die Abnehmer unentgelt­
lich zu liefernden Wassermengen, haben während der 
ganzen Dauer der Übergangszeit auf den von ihnen 
zu entrichtenden einheitlichen Wasserpreis viertel­
jährliche Vorschüsse zu leisten. Die erste Zahlung hat 
an dem auf den Übergang der Staatshoheit folgenden 
ersten Vierteljahrsersten zu erfolgen. Der Vorschuß 
beträgt ein Viertel des Betrags der Wasserrechnung 
für das vergangene Jahr. Die Verwaltung ist be­
rechtigt, einen der voraussichtlichen Gestaltung des 
einheitlichen Wasserpreises entsprechenden Zuschlag zu 
erheben. Die Höhe des Vorschusses ist, soweit das 
polnische Gebiet in Frage kommt, den Wasserabneh­
mern spätestens zwei Wochen vor der Fälligkeit des 
Vorschusses durch Vermittlung des polnischen Kom­
missars mitzuteilen.

Article 349

8 1
Les parties contractantes s'engagent à con- 

1 inner immédiatement pendant la période tran- 
sitoirs, les travaux commences aux etablissements 
Adolksebaebt et ds 2avada, afin que l'accrois­
sement du rendement de ces deux etablissements 
puisse atteindre ls dsgrs qus les dsux Couver­
nsmsnts auront prévu.

8 2
Les krais des travaux kaits ou à kairs à l'Adolk- 

scbacbt st à Aavmda incombent à la Pologne et 
à l'Allsmagns respectivement en tant que, con- 
kormement aux règles normales ds l'administra­
tion, ils sont payables après ls 1^ avril 1922. 
On ne tiendra pas compte à cet égard du moment 
oü ces travaux ont ètè commandés ou exécutés. 
L'Allemagne et la Pologne verseront les avances 
nécessaires pour l'exécution de ces travaux. 8i 
ces avances ns sont pas versées à la klersàrtpt- 
kassc ds Hindenburg, au plus tard deux semaines 
après la demande ds l'administration du ssrvics 
dss eaux, elles porteront intérêt à 5 °/°.

Artikel 349

8 1
Die vertragschließenden Teile verpflichten sich, 

während der Übergangszeit ohne Unterbrechung den 
begonnenen Ausbau der Wasserwerke Adolfschacht und 
Zawada soweit durchzuführen, daß die von den beiden 
Regierungen in Aussicht genommene Erhöhung der 
Leistungsfähigkeit der beiden Wasserwerke erreicht 
wird.

8 2
Die Kosten für die Arbeiten in Adolfschacht und in 

Zawada trägt ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt der 
Bestellung oder Ausführung jeder Staat für sich, so­
weit sie nach den für die Verwaltung geltenden 
Grundsätzen nach dem 1. April 1922 zu entrichten 
sind. Deutschland und Polen haben die für die Aus­
führung der Arbeiten erforderlichen Vorschüsse zu 
leisten. Sind die Vorschüsse nicht spätestens zwei 
Wochen nach Anforderung durch die Verwaltung bei 
der Berghauptkasse in Hindenburg eingegangen, so 
sind sie mit fünf vom Hundert zu verzinsen.
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8 3
On fixsra «Raqus annss 1a part dss krais 

sneourus sn raison dss travaux d'sxtsnsion ds 
i'AdoIkscllaolib st ds 2avada, qui ssra amortis 
à l'aids d'uns augmentation du taux normal ds la 
taxe d'eau. Dette part ssra la mêms pour lss deux 
stablisssmsnts. Dss sommes avancées par l'AIls- 
magne pour couvrir ces krais seront remboursées 
avsc priorité.

Article 350
1. — Tour calculer ls taux normal ds la taxe 

d'sau psndant la période transitoire, on prsndra 
pour base, comme précédemment, la valeur totale 
des installations du servies des eaux tells qu'süs 
ressort des livres, et sans tenir compte de Dévalua­
tion de la Oommission dss réparations prevus à 
l'article 256 du Traits ds Taix de Versailles. De 
capital représenté par cstts valeur devra, comme 
précédemment, porter intérêts st êtrs amorti. Da 
part d'intêrêts st d'amortissement qui ssra portée 
au crédit ds la Dologns ssra calculés d'après la 
valeur des installations qui reviennent à la To- 
logns, par rapport à la valeur totale dss installa­
tions du servies des eaux dans le territoire 
plébiscite.

2. — Des sommes avancées par lss deux Tarties 
contractantes pour la modification st TsIarZis- 
semsnt ds l'Adollsebaebt st ds 2avada, qui ns 
seraient pas couvertes par les taxss d'eau st 
autres recettes courantes, porteront intérêts

5 °/L at seront couvertes par uns augmentation 
à taux normal de la taxs d'sau. Da proportion 
dss sommes avancsss a amortir ssra fixes an- 
uutzllaniM^. Dss intérêts st l'amortissement ssront 
6n prsmisr lisu imputés sur lss avances à taire 
par ebacune dss Tarties contractantes.

Article 351
De Deirat ssra maintenu psndant la pêriods 

transitoire.

Article 352
8 i

1. — A l'expiration de la période transitoire, 
la Tologns pourra prendre dêfinitivsmsnt pos­
session dss installations mentionnées à l'ar­
ticle 336.

2. — Toutss les modifications survenues au 
cours ds la xsriods transitoire devront être eon- 
Lignsss dans Tinventairs mentionne à l'ar­
ticle 337 ; ainsi complets, cet inventaire servira 
ds base pour la prise de possession definitive 
mentionnée à l'alinea 1.

82
A l'expiration de la période transitoire, la 

Bologne ssra substitues à la Trusss en ce qui 
eoncsrns lss droits st devoirs ds celle-ci a l'egard 
des smxlovss et ouvriers sn Haute Lilssis po­
lonaise

8 3
D'Allemagne s'engage à remettre a la Tologne 

tous les documents, pièces, cartes, plans, projets, 
statistiques, calculs, titres de concessions, des­
sins, etc., qui concernent les installations qui 
Passent à la Tologns.

8 3
Alljährlich wird festgesetzt, welcher Betrag von den 

für die Erweiterungsbauten in Adolfschacht und Za- 
wada ausgelaufenen Kosten in dem betreffenden Jahre 
durch entsprechende Erhöhung des einheitlichen 
Wasserpreists getilgt werden soll. Dieser Betrag muß 
für beide Wasserwerke gleich hoch sein. Die von 
Deutschland auf diese Kosten verauslagten Beträge 
sind ihm mit Vorrang zu erstatten.

Artikel 350
(i) Für die Berechnung des einheitlichen Wasser 

Preises in der Übergangszeit wird, ohne Rücksicht 
auf die im Artikel 256 des Friedensvertrags vou 
Versailles vorgesehene Wertfcstsetzung durch die Re­
parationskommission, wie bisher der Wert der An­
lagen, wie er sich ans den Büchern ergibt, zugrunde 
gelegt. Das diesem Werte entsprechende Kapital ist 
wie bisher zu verzinsen und zu tilgen. Von den 
Zinsen und den Tilgungsbeiträgen wird Polen der 
Anteil gutgebracht, der sich aus dem Verhältnis des 
Wertes der an Polen fallenden Anlagen zu dem ge­
samten Werte der im Abstimmungsgebiete belegenen 
Einrichtungen der staatlichen Wasserversorgungs­
aulage ergibt.

(2) Die durch deu Wasserpreis und die anderen 
laufenden Einnahmen nicht gedeckten, von den 
vertragschließenden Teilen verauslagten Kosten 
der Um- und Erweiterungsbauten in Adolfschacht 
und in Zawadü sind durch entsprechende Erhöhung 
des einheitlichen Wasserpreises mit fünf vom Hun­
dert zu verzinsen nnd nach einem jährlich festzu­
setzenden Satze zu tilgen. Die Zins- und Tilgungs- 
beiträge werden in erster Reihe auf die von den bei­
den vertragschließenden Teilen zu leistenden Vor­
schüsse verrechnet.

Artikel 351
Der bisherige Beirat soll auch während der Über­

gangszeit beibehalten werden.

Artikel 352
8 1

(r) Nach Ablauf der Übergangszeit übernimmt 
Polen endgültig die im Artikel 336 bezeichneten An­
lagen.

(2)' Alle während der Übergangszeit eingctretenen 
Veränderungen sind in das im Artikel 337 erwähnte 
Verzeichnis aufzunehmen. So vervollständigt, bildet 
das Verzeichnis die Grundlage für die im Abs. 1 er­
wähnte endgültige Übernahme.

8 2
Nach Ablauf der Übergangszeit tritt Polen in alle 

Rechte und Pflichten des preußischen Staates gegen­
über den Angestellten und Arbeitern in Polnisch- 
Oberschlesien ein.

8 3
Deutschland verpflichtet sich, Polen sämtliche Akten, 

Dokumente, Karten, Pläne, Projekte, Statistiken, 
Berechnungen, Konzessionspapiere, Zeichnungen usw.! 
welche die an Polen übergehenden Anlagen betreffen, 
herauszugeben.
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Article 353
Dès l'expiration äs la xsriods transitoirs, st 

sans prsjudics àss artistes 338, 340, 341 st 360, 
lss roseaux allemands st polonais äs couduitss 
â'sau ssront soinxlètsinsnt distincts, st l'alimsnta- 
Aon sn san ss lsra indspsndammsnt âans la partis 
polonaiss st âans la partis allsinanäs âu territoire 
plébiscite.

troisième Lectioir
Disposition vénérais

Article 354
Des äsnx Couvornsmsnts pourront a tout mo­

ment moäillsr â'un commun accorà les âispositions 
äss äsnx sections qui précèdent.

Lbapitre II
Autres installations âe distribution cl'eau.

Article 355
1. — pour autant qu'a la dats du transfert ds 

la souveraineté des etablissements ne relevant 
pas du ssrvics publie dss eaux lournissent ds 
l'sau a dss consommateurs résidant dans l'autre 
partis du territoire Plebiscits, lss partiss con­
tractantes s'engagent a lsur permettre, pendant 
uns période de quinze ans, ds kournir ds l'sau 
d'uns partis du territoire dans l'autrs, dans les 
memes quantités qu'auxaravant st en kranebiss 
de tous droits ds douans. Lüos s'engagent sZals- 
msnt a accorder la protection ds leurs tribunaux 
aux revendications kondsss on droit qui concernent 
cette kournituro d'sau.

2. — Aucuns installation visse au xrsssnt 
artiels ns pourra kournir dans l'autrs partis du 
territoire plébiscite dss quantités d'sau sups- 
risurss à celles qu'elle kournissait au moment du 
transkert ds la souvsrainsts, sans avoir obtenu 
préalablement la permission des autorités comxs- 
tsntss ds la partis du tsrritoirs Plebiscits ou elle 
sst situss.

Lbapitre III
Alimentation en eau âe8 cercle8 . 

cle Leutben-Ville et cle Leutben-Lampagne.
Article 356 

8 i
Da pologns s'engage a n'entraver d'aucune 

manière l'sxscution du contrat relatik à l'appro- 
visionnement d'sau ds Deutbon-Vills st de Lsu- 
tbsn-Campagns, conclu entrs la Ville ds Leutben 
st la Vereàrpte /töniAs- Md LaurakÄiie-Akticn- 
Aesellse/ruft comme proprietaire du DottAebe- 
Alücksckac/rt. Da pologns s'sngags, pour la 
dures de quints ans a dater du transkert ds la 
souveraineté, à permettre, en kranebiss ds tous 
droits de douane, la kourniturs d'sau du Dott- 
pebcplàksckaekt dans la partie absmande du 
territoire plébiscite. Des installations suivantes 
sont indispensables à est skkst : uns conduits d'eau 
ds 300 millimètres entre ls CottpebcAlücksc/rac/rt

Artikel 353
Mit dem Ablauf der Übergangszeit werden — 

unbeschadet der Bestimmungen der Artikel 338, 340, 
341 und 360 — das deutsche und das polnische Rohr­
leitungsnetz vollständig getrennt. Mit der gleichen 
Maßgabe vollzieht sich die Wasserversorgung des 
deutschen und des polnischen Teiles des Abstimmungs­
gebiets fortan unabhängig voneinander.

A b s ch n i t t III

Allgemeine Bestimmung
Artikel 354

Die Regierungen der vertragschließenden Teile 
können die Bestimmungen der vorangehenden beiden 
Abschnitte jederzeit im gegenseitigen Einvernehmen 
abändern.

Kapitel I!

Andere Wasserversorgungsanlagen
Artikel 355

(1) Swoeit zur Zeit des Überganges der Staats­
hoheit nicht zur Staatlichen Wasserversortzungsan- 
lage gehörende Anlagen Wasser an im anderen Teil 
des Abstimmungsgebiets wohnende Abnehmer lie­
fern, verpflichten sich die vertragschließenden Teile, 
auf die Dauer von fünfzehn Jahren die Zuführung 
des Wassers von einem Teil des Abstimmungs­
gebiets in den anderen im bisherigen Umfang zoll­
frei zu gestatten. Sie verpflichten sich gleichzeitig, 
den gerichtlichen Schutz sür die Ansprüche zu gewähr­
leisten, die diese Wasserlieferungen betreffen.

(2) Keine der in diesem Artikel bezeichneten An­
lagen darf ohne vorherige Zustimmung der zustän­
digen Behörden des Teilgebiets, in dem sie belegen 
ist, in das andere Teilgebiet größere Wassermengen 
liefern als zur Zeit des Überganges der Staatshoheit.

Kapitel III
Wasserversorgung des Stadtkreises 

und Landkreises Beuthen
Artikel 356 

8 1
Polen verpflichtet sich, die Ausführung des von 

der Stadt Beuthen mit der Vereinigten Königs- 
und Laurahütte Akt.-Ges. als Eigentümerin des 
Gottgebeglückschachts über die Wasserversorgung des 
Stadtkreises und des Landkreises Beuthen getroffe­
nen Abkommens nicht zu hindern und auf die Dauer 
von fünfzehn Jahren seit dem Übergänge der Staats­
hoheit die zollfreie Lieferung des Wassers vom Gott- 
gebeglückschachte nach dem deutschen Teil des Ab­
stimmungsgebiets zu gestatten. Hierzu sind folgende 
Anlagen unentbehrlich: eine Wasserleitung von 
300 mm zwischen dem Gottgebeglückschacht und dem 
Wasserturm von Beuthen dieser Wasserturm mit 
einem Fassungsraume von 1 000 cbm nebst Wärter- 
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et le cbatssu d'eau ds Lsutbsn, ledit Râteau 
d'eau contenant un réservoir de 1000 mètres 
cubes et un logement de gardien, un terrain d'en­
viron un demibectare, des lignes tslspboniquss, 
une conduits d'eau de 450 millimètres entre le 
Râteau d'eau et la frontière séparant les deux 
parties du territoire plébiscite près de Trzszinka 
(Lirksnbain) avec une installation comprenant 
quatre compteurs d'eau.

8 2
A l'expiration des quinze années ou dès que la 

Vills de Tsutbsn déclarera n'avoir plus besoin des 
installations mentionnées au xaragraxbe 1, la 
Tologne pourra racbetsr à la vills de Teutben css 
installations à leur valeur du jour. 8i, six mois 
sprès la déclaration susmentionnés, la Tologne 
n'a pas kait usage ds son droit de racbat, la ville 
de Teutben pourra enlever ces installations et les 
transporter sn Allemagne en krancbiss de tous 
droits, ou sn disposer de toute autre manière.

8 3
Des dispositions des articles 339 et 346 sont 

applicables mukakrs mutarräs en ce qui concerne 
la surveillance, le service et l'entretien des instal­
lations susmentionnées par la ville de Teutben. 

gebäude, ein Areal von zwei Morgen, Fernsprech- 
leitungen, eine Wasserleitung von 450 mm zwischen 
dem Wasserturme und der die beiden Teile des Ab­
stimmungsgebiets trennenden Grenze bei Birkenhain, 
nebst Wassermesseranlage mit vier Wassermesscrn.

8 2
Nach Ablauf von fünfzehn Jahren oder sobald die 

Stadt Beuthen erklärt, der im H1 bezeichneten 
Wasserversorgungsanlagen nicht mehr zu benötigen, 
ist Polen berechtigt, die bezeichneten Anlagen der 
Stadt Beuthen zum Zeitwert zu erwerben. Macht 
Polen binnen einer Frist von sechs Monaten nach 
dem Zugang der Erklärung von diesem Rechte 
keinen Gebrauch, so ist die Stadt Beuthen berechtigt, 
die Anlagen herauszunehmen und abgabcfrei nach 
Deutschland zu schaffen oder über sie anderweit zu 
verfügen.

8 3
Auf die Bewachung, Bedienung und Unterhaltung 

der Anlagen durch die Stadt Beuthen finden die Be­
stimmungen der Artikel 339 und 346 entsprechende 
Anwendung.

Article 357
8 1

1- — Da Tologns reprendra, dans los six mois à 
dater du transksrt ds la souvsrainsts, les installa­
tions suivantes :

1° Da conduits sn konte de 400 millimètres 
appartenant a la ville ds Teutben, sntrs le 
Râteau d'sau ds Teutben st Tosabsngrubs, 
sur uns longueur de 3 40" mètres, avec un 
compteur d'eau;

2° 2 300 mètres de la conduite en acier et en 
konte de 300 millimètres dont la moitié 
appartient au cercle de Tsutbsn-Ville st la 
moitié au cercle ds Teutbsn-Oampagns, entre 
l'Andalusiengrube et Tsmbrsncbsmsnt des 
Oöersc/klesisc/w LtickstoFrcerke allant vers 
Oborzà, avec un compteur d'sau dont l'usags 
sst permis, moyennant rétribution, aux Oàer- 
sc/üesrsc/re Lkickstoffwerke. Da Tologns assu­
mera tous lss droits et obligations se 
rattacbant a la partis reprise;

3° la conduite appartenant au cercle de Leutben- 
Oampagne et servant à l'alimentation en eau 
des localités de Trzszinka (Tirkenbain), 
VViâa DqbrüvRa (Oroü-Dombrovka), Da­
mien (Damin), 8zarlej (8Rarlsv), Tmkarv 
(Dsutscb Tiskar), à partir du point ou elle 
est brandies sur la conduits principale de 
Teutben.

8 2
2- — Da ville ds Teutben continuera provisoire­

ment L assurer comme par le passe l'exploita­
tion des installations désignées aux cbikkres 2 et 3 
du paragrapbs 1, contre remboursement dss krais. 
DIls aura le droit, sous réserve des dispositions 
de l'article 358, de dénoncer cette obligation 
moyennant préavis de six mois.

Artikel 357

8 1
Polen übernimmt binnen einer Frist von sechs 

Monaten nach dem Übergänge der Staatshoheit fol­
gende Anlagen:

1. die der Stadt Beuthen! gehörende gußeiserne 
Wasserleitung von 400 mm zwischen dem 
Wasserturme von Beuthen und derRosaliengrube 
in einer Länge von 3,4 km nebst einem Wasser- 
messer;

2. die dem Stadtkreise und dem Landkreise Beu­
then je zur Hälfte gehörende Wasserleitung 
von Stahl- und Gußröhren von 300 mm zwi­
schen der Andalusiengrube und der nach Chorzow 
führenden Anschlußleitung der Oberschlesischen 
Stickstoffwerke in einer Länge von 2,3 km nebst 
einem Wassermesser, deren Benutzung gegen 
Entgelt den Oberschlesischen Stickstosfwerken 
überlassen ist, mit den darauf ruhenden Ver­
pflichtungen und Rechten;

3. die dem Landkreise Beuthen gehörende, zur 
Wasserversorgung der Ortschaften Birkenhain, 
Großdombrowka, Kamin, Scharley und 
Deutsch Piekar dienende Wasserleitung von dem 
Punkte ab, wo diese Wasserleitung von der 
Bcuthener Hauptwasserleitung abgezweigt ist.

8 2
Die Stadt Beuthen wird den Betrieb der im H 1 

unter Ziffer 2 und 3 bezeichneten Anlagen gegen Er­
stattung der Kosten in der bisherigen Weise vorläufig 
weiterführen. Sie ist, soweit sich nicht aus dem Ar­
tikel 358 ein anderes ergibt, berechtigt, diese Ver­
pflichtung mit einer Frist von sechs Monaten zu 
kündigen.
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8 3
On ss reportera à la date de la rsxriss dss in­

stallations désignées an xaraAraxüs 1 pour les 
évaluer. Au cas ou la valeur de ess installations 
à estts dats ssrait intérieurs a leur valeur à la 
dats du transkert ds la souvsrainsts, ls prix à 
payer ssra fixe d'après leur valeur à la dats du 
transksrt ds la souvsrainsts.

8 4
Ds prix de rspriss dss installations désignées 

aux Ariffrss 1 st 2 du paraAraxüs 1 ssra pays sn 
monnaie allemands à la ville ds Lsutksn un mois 
après la remise dss installations a la poIoZns. 
De paiement du prix de reprise ds la conduite 
désignés au ebiffrs 3 du para§raxlm 1, ksra l'obzst 
d'un accord spécial qui sera conclu au cours dss 
négociations relatives au règlement des affaires 
du cercle ds Deutfisn-Oampagns.

Article 35§
8 1

1. — Rendant cinq ans, à dater du transksrt 
ds la souvsrainsts, la vills ds Lsuàsn s'engage 
à kournir à LrrMinka (pirkenlmin), IVislka 
Dadràka (Oross-Dombrovka), Dam ion (Damin), 
L^arlsj (Lobarlsy) st piàary (Dsubscb piskar), 
suivant la manière dont ess localités staisnt an- 
tsrieursmsnt alimentées sn sau, dss quantités 
d'eau correspondant à csllss qus psutbsn rsyoit 
ds (rottpeböAlÄcksckKc/rt. Laut qus durs estts 
obligation, d'autres localités ou entreprises indi- 
viduellss ns pourront prsndrs de l'sau a la eon- 
duits destinés à l'alimsntation sn eau dss loea- 
ütês ênumêrêss, qu'avso ls eonssntsmsnt de la vills 
de Reutlmn.

2. — Da pologns pourra, avant l'sxpiration dss 
cinq ans, se ebarger elle-même d'alimenter en eau 
les loealitês ênumêrêss, moyennant préavis de six 
mois. Da séparation dss conduites d'sau aura 
lieu au plus tard a l'sxpiration dss cinq ans.

8 2
De contrat conclu ls 16 août 1921 sntrs la ville 

de Leutben et le cercle de Dato vues-Campagne, 
reste axplieabls pendant la période pendant la­
quelle il a êtê conclu; toutekois, au lisu d'être 
alimentée en eau par la Prusse, Leutlmn ls sera 
par la Pologne avec l'eau de l'Adolksclmcbt.

Article 359
8 i

1. — Da quantité d'sau kournis par peutben aux 
localités ênumêrêss au paragraphe 1 de l'article 
358, sera contrôlée par un compteur d'eau situé à 
la dikurcation ds la conduits dspr^s^inka (pirksn- 
kain) st de la conduits principale de Leutben.

2. — 8i ls compteur d'eau est dérangé, la con­
sommation d'eau sera calculée d'après la moyenne 
des trois mois qui précèdent.

8 2
1. — Da ville de Leutlmn ffxera ls taux normal 

ds la taxe d'sau pour lss ditss localités, ds la 
même manière qu'elle le kaisait avant ls transkert 
de la souveraineté. De montant total des taxes

8 3
Für die Festsetzung des Wertes der im K 1 bezeich­

neten Anlagen ist der Zeitpunkt der Übernahme der 
Anlagen maßgebend. Ist der Wert zu dieser Zeit 
niedriger als zur Zeit des Überganges der Staats­
hoheit, so ist der letztere Wert maßgebend.

8 4
Der Gegenwert für die im Z 1 unter Ziffer 1 

und 2 bezeichneten Anlagen wird einen Monat nach 
der Übernahme durch Polen an die Stadt Beuthen 
in deutscher Währung bezahlt. Für die Zahlung des 
Gegenwerts für die im Z 1 unter Ziffer 2 bezeichnete 
Anlage bleiben die näheren Vereinbarungen den Ver­
handlungen über die Auseinandersetzung, betreffend 
den Landkreis Beuthen, Vorbehalten.

Artikel 358

8 1
(i) Die Stadt Beuthen ist verpflichtet, während 

eines Zeitraums von fünf Jahren nach dem Über­
gänge der Staatshoheit den Ortschaften Birkenhain, 
Groß Dombrowka, Kamin, Scharley und Deutsch- 
Piekar nach Maßgabe der ihr vom Gottgebeglück- 
schacht gelieferten Wassermengen in derselben Weise, 
wie diese Ortschaften bisher Wasser erhalten hatten, 
Wasser zu liefern. Für die Dauer dieser Verpflich­
tung dürfen andere Ortschaften und Einzelbetriebe 
Wasser aus der für die Versorgung der aufgezählten 
Ortschaften bestimmten Leitung nur mit Zustim­
mung der Stadt Beuthen entnehmen.

(2) Polen kann vor Ablauf der fünf Jahre die 
Wasserversorgung der aufgezählten Ortschaften sechs 
Monate nach Ankündigung selbst übernehmen. Spä­
testens nach Ablauf der fünf Jahre werden die Was­
serleitungen getrennt.

8 2
Der Vertrag vom 16. August 1921 zwischen der 

Stadt Beuthen und dem Landkreise Kattowitz bleibt 
für den Zeitraum, für den er geschlossen ist, in 
Kraft, mit der Maßgabe, daß Polen verpflichtet ist, 
an Stelle Preußens der Stadt Beuthen Wasser aus 
dem Adolfschacht zuzuführen.

A r t i k e l 359

8 1
(1) Die von der Stadt Beuthen den im 8 1 des 

Artikels 358 aufgezählten Ortschaften gelieferte Was­
sermenge wird durch einen an der Abzweigstelle der 
Leitung nach Birkenhain von der Beuthener Haupt­
leitung eingebauten Wassermesser kontrolliert.

(2) Im Falle einer Störung des Wassermessers 
ist die Wasserentnahme nach dem Durchschnitt der 
letzten drei Monate zu berechnen.

8 2
(r) Die Stadt Beuthen setzt den einheitlichen 

Wasserpreis für die erwähnten Ortschaften in der­
selben Weise fest wie bis zum Übergänge der Staats­
hoheit. Der Gesamtbetrag des von diesen Ortschaf-
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6 eau duos par Iss dites localités ssra calculs 
msususllsmsut. Ds Oouvsrnsmsnt polonais dssiZ- 
usra ls bureau cbarZs d'sffsctusr lss xaismsnts 
6t en avisera la vills ds Tsutbsn. Dss versements 
auront lisu sn monnaie allemands a la Ltâ- 
kauprkasee de Teutben, quinze jours au plus tard 
apres la remise du compte.

2 . — Au cas ou une monnais polonaiss serait 
introduite avec cours legal en Haute Lilesie 
polonaise, st oü Tsutbsn paierait la taxe d'eau 
su 6okkAebe«Mcksckacük en monnaie polonaise, 
le bureau susmentionné pourrait effectuer ses 
paiements a Teutben sn monnaie polonaise.

Lbapitre IV

Ke8erve8 nàrà8 â'eau üe larnowice 
et â'0Iku8r
Article 360

8 i
8i, au cours de la période ds quinze ans à 

dater du transfert ds la souvsrainsts, il devenait 
impossible d'assurer soit temporairement soit 
d'uns manière permanente une alimentation sn 
eau suffisante à la partis allemands du territoire 
plébiscite, à l'aids dss réserves naturelles qui 
alimentent actuellement ce territoire, la Tologne 
devrait, même après l'expiration de la période 
transitoirs prevus à l'article 343 st sans prsjudics 
dss dispositions ds l'article 341, fournir à la partie 
allemands du tsrritoirs plébiscité de l'sau de sss 
propres sources en exploitation, sans toutefois 
causer de perturbations trop considérables dans 
l'alimsntation de la partis polonaise du territoire 
Plebiscits. Da taxe a pazmr pour l'eau priss dans 
css conditions ns ssra pas grsvss de droits de 
douane st ns devra pas êtrs supérieurs au prix 
fixe par ls servies dss saux polonais pour lss 
consommateurs en tsrritoirs polonais alimentés 
en eau dans les mêmes conditions.

8 2
Dors de la séparation dss deux réseaux ds con­

duites d'eau prevue à l'article 353, un certain 
nombre de raccordements seront maintenus a cet 
effet sntrs lss dsux réseaux. Oes raccordements 
ssront pourvus de compteurs d'eau st demeure­
ront fsrmss sn temps normal. Iln accord sera 
conclu au cours de la période transitoirs pour dé­
terminer le nombre et l'emplacement de css raccor­
dements.

8 3
8i, sn raison des obligations stipulées au pré­

sent article, il devenait necessaire d'augmenter le 
diamètre de conduites d'sau polonaises ou d'en 
établir de nouvelles, les dsux Oouvsrnsmsnts pren­
draient lss mssurss requises par vois d'accord 
spècial.

Article 361
D — 8i, au cours ds la période de quinze ans à 

dater du transfert de la souveraineté, il devenait 
impossible d'assurer à la partie allemands du tsrri- 
toirs plébiscite une alimentation en eau suffisants 
a l aids dss réserves naturelles qui alimentent 

ten zu zahlenden Wasserpreises wird monatlich be­
rechnet. Die polnische Regierung wird die Stelle 
bezeichnen, der die Zahlung obliegt, und hiervon der 
Stadt Beuthen Kenntnis geben. Die Zahlung hat 
binnen zwei Wochen nach der Zustellung der Rech­
nung bei der Stadthauptkaste in Beuthen in deutscher 
Reichswährung zu erfolgen.

(2) Falls in Polnisch-Oberschlesien die polnische 
Währung eingeführt wird und die Stadt Beuthen 
an den Gottgebeglückschacht den Wasterpreis in pol­
nischer Währung zahlt, kann die obenbezeichnete 
Stelle die Zahlungen an die Stadt Beuthen in pol­
nischer Währung leisten.

Kapitel 4

Die Wasservorräte von Tarnowitz 
und Olkusz
Artikel 360

8 1
Sollte innerhalb eines Zeitraums von fünfzehn 

Jahren seit dem Übergänge der Staatshoheit eine 
ausreichende Wasserversorgung des bei Deutschland 
verbleibenden Teiles desAbstimmungsgebiets aus den 
dieses Gebiet gegenwärtig versorgenden Wastervor- 
räten vorübergehend oder dauernd unmöglich werden, 
so hat Polen auch nach Beendigung der in Artikel 343 
vorgesehenen Übergangszeit und unbeschadet der Be­
stimmungen des Artikels 341 aus seinen eigenen, bis­
her erschlossenen Quellen Master für den deutschen 
Teil des Abstimmungsgebiets zu liefern, soweit dies 
ohne wesentliche Beeinträchtigung der Wasserversor­
gung Polnisch-Oberschlesiens geschehen kann. Der 
Preis für dieses Master darf nicht mit Zöllen belegt 
werden und nicht höher sein als der von der pol­
nischen Wasterversorgungsanlage bei gleichen Liefe- 
rungsverhältnisten den im polnischen Teile des Ab­
stimmungsgebiets wohnhaften Abnehmern berech­
nete Preis.

8 2
Zu diesem Zwecke wird bei der im Artikel 353 

vorgesehenen Trennung der beiden Wasterleitungs- 
netze eine bestimmte Zahl von Verbindungsstellen 
zwischen den Netzen beibehalten. Die Verbindungs­
stellen sind mit Wastermestern zu versehen und unter 
normalen Verhältnissen geschlossen zu halten. Über 
die Zahl und die Lage der Verbindungsstellen wird 
während der Übergangszeit eine Vereinbarung ge­
troffen werden.

8 3
Sollte aus Anlaß der in diesem Artikel enthaltenen 

Vereinbarungen eine Vergrößerung des Durchmessers 
der bestehenden oder die Anlage neuer polnischer 
Rohrleitungen notwendig werden, so werden die 
beiden Regierungen die notwendigen Maßnahmen in 
einem besonderen.Abkommen vereinbaren.

Artikel 361
(i ) Sollte während der Dauer von fünfzehn 

Jahren nach dem Übergänge der Staatshoheit eine 
ausreichende Wasserversorgung des deutschbleibenden 
Teils des Abstimmungsgebiets aus den dieses Gebiet 
versorgenden Wastervorräten unmöglich werden, und 
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actuellement 06 territoire, 6t si la Cologne ne pou­
vait, sans causer ds préjudice important aux con- 
sommatsurs ds sa propre partis du territoire plé­
biscité, kournir de l'eau de ses propres sources sn 
exploitation, l'Allemagne pourrait exiger que la 
Pologne mib sn exploitation ses réserves naturelles 
d'sau situées près de Larnovâce, et, au cas ou elles 
ne suivraient pas, celles d'Olbusn, afin de mettre à 
la disposition ds l'Allemagne, a des conditions équi­
tables, une quantité d'eau telle que les interets 
des deux parties du territoire plébiscite et, le cas 
ecbeant, les intérêts du territoire aliments par 
0Ikus2, soient egalement sauvegardes.

2. — Des deux Couvsrnsments concluront, le 
cas ecbeant, des accords spéciaux pour régler cette 
question.

Article 362
1. — 8i, auc cours de la période ds quints ans 

à dater du transkert de la souveraineté, il deve­
nait impossible d,assurer à la 20ns industrielle ds 
la Hauts 8ilêsi6 polonaise une alimentation en eau 
sukfisants à l'aids dss réserves naturelles ds la 
Hauts 8üssis polonaise st d'0lkus2, st si l'Alle­
magne, par l'intermédiaire de son servies dss eaux 
ou du servies successeur, mettait de nouvelles sour­
ces sn exploitation dans sa partis du territoire plé­
biscité, l'Allemagne s'engage à mettre, à des con­
ditions équitables, a la disposition de la 20ns 
industrielle, l'excèdent d'eau dont elle peut ainsi 
disposer sans porter préjudice a l'alimentation sn 
eau ds sa partis du territoire plébiscité.

2. — Des deux Couvernsmsnts concluront, ls 
cas ecbeant, dss accords spéciaux pour régler estts 
question.

Article 363
I- — 8i ls rendement ds l'etablissement ds 7 a- 

vmda ss trouvait diminué soit par suits ds tra­
vaux ds rscbercbss sLcirÄrDröeiten), d'excavation 
ou ds korags entrepris avec ls consentement du 
Couvernement conkormement aux Ordannaness de 
polies du 3 8extsmbre 1893 st du 6 juin 1894 
(Amtsblatt der DepierMA LA Oppelrr, année 1893, 

37 ; année 1894, AI" 27), soit par suite de la 
miss en execution autorisée ds plans d'exploita­
tion minière, conkormement à LAlDemàss Derg- 
AesstL Mr die Dreu/iiscbeTr Ktaatea du 24 juin 1865 
(CesâsammlMp, page 705), l'Allemagne ns 
pourra pas sxigsr qus la Cologne accomplisse les 
obligations stipulées aux articles 360 et 361.

2. — De rekus par la Cologne de kournir ds 
l'eau pour les raisons prevues à l'alinéa 1, devra 
êtrs accompagne d'un sxposs dss kaits qui le 
motivent.

Article 364
1- — Lant qus la Cologne se servira de l'Adolk- 

scbacbt pour alimenter sn eau la Haute 8ilêsis 
polonaiss, mais pour uns dures ds quin2s ans au 
plus à dater du transksrt ds la souvsrainsts, 
l'AIIsmagns s'engage à ce que le flebit de l'Adolk- 
scbacbt ns soit pas diminué par des travaux de 
rscbercbss, d'sxcavation ou ds korags entrepris 
dans la partis allemands ds la 20ns ds protection 
dss sources (ICasserseàtLbeLirk) avec le consen­
tement du Couvsrnsment, conkormement aux Or- 

ist Polen ohne wesentlichen Nachteil für die Wasser­
abnehmer des eigenen Teilgebiets nicht in der Lage, 
Wasser aus den erschlossenen Wasservorräten seines 
Gebiets abzugeben, so kann Deutschland verlangen, 
daß Polen die Wasservorräte bei Tarnowitz und, 
falls diese nicht ausreichen, die Wasservorräte bei Ol- 
kusz erschließt, um daraus Deutschland zu angemesse­
nen Bedingungen Wassermengen zur Verfügung zu 
stellen, die den Interessen beider Teile des Abstim­
mungsgebiets und, soweit eine Belieferung aus Ol- 
kusz erfolgt, auch den Interessen des von Olkusz ver­
sorgten Gebiets entsprechen.

(2 ) Die beiden Regierungen werden gegebenenfalls 
zur Regelung dieser Frage besondere Vereinbarungen 
treffen.

Artikel 362
(i) Sollte während der Dauer von fünfzehn Jah­

ren seit dem Übergänge der Staatshoheit eine aus­
reichende Wasserversorgung des Industriegebiets 
Polnisch-Oberschlesiens aus den dort und bei Olkusz 
befindlichen Wasservorräten unmöglich werden und 
Deutschland durch die Staatlicke Wasserversorgungs­
anlage oder deren Rechtsnachfolgerin in seinem Teile 
des Abstimmungsgebiets neue Wasserquellen er­
schließen, so ist Deutschland verpflichtet, für das pol­
nische Industriegebiet den Überschuß an Wasser zu an­
gemessenen Bedingungen zur Verfügung zu stellen, 
den es entbehren kann, ohne die Wasserversorgung des 
deutschen Teiles des Abstimmungsgebiets zu beein­
trächtigen.

(2) Die beiden Regierungen werden gegebenenfalls 
zur Regelung dieser Frage besondere Vereinbarungen 
treffen.

Artikel 363
(1) Deutschland darf von Polen die Erfüllung der 

in den Artikeln 360 und 361 übernommenen Ver­
pflichtungen nicht verlangen, wenn die Ergiebigkeit 
des Wasserwerks Zawada durch Schürfarbeiten, Ein- 
grabungen oder Bohrungen, die gemäß den Polizei­
verordnungen vom 9. September 1893 und 6. Juni 
1894 (Amtsblatt der Regierung zu Oppeln, Jahr­
gang 1893 Stück 37, Jahrgang 1894 Stück 27) von 
der Regierung genehmigt worden sind oder durch die 
Ausführung von Betriebsplänen gemäß dem All­
gemeinen Berggesetz sür die preußischen Staaten vom 
24. Juni 1865 (Gesetzsammlung S. 705) beein­
trächtigt worden ist.

(2) Verweigert Polen die Wasserlieferung unter 
Berufung auf einen der im Abs-1 angegebenen 
Gründe, so ist Polen verpflichtet, die Tatsachen, die 
diese Weigerung begründen, darzulegen.

Artikel 364
(1 ) Solange Polen Polnisch-Oberschlesien aus dem 

Adolfschachte versorgt, längstens jedoch bis zur Dauer 
von fünfzehn Jahren seit dem Übergänge der Staats­
hoheit, verpflichtet sich Deutschland, die Ergiebigkeit 
des Adolfschachts nicht durch Schürfarbeiten, Ein- 
grabungen oder Bohrungen, die gemäß den Polizei­
verordnungen vom 9. September 1893 und 6. Juni 
1894 genehmigt worden sind oder durch Ausführung 
von Betriebsplänen gemäß dem Allgemeinen Berg­
gesetz für die preußischen Staaten innerhalb des bei 
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dormances äs polies äu 9 ssptsmdrs 1893 st du 
6 juin 1894, ou par la miss su exécution dans 
cette partie, de plans d'exploitation minière, con­
formement a l'Allsemàes DerAALseks Mr dre 
Tren/?rscüen Ltaaten.

2. — 8'il se produisait neanmoins uns diminution 
dans ls dédit ds l'Adolfscdacdt par suits ds 
travaux mentionnes à l'alinea 1, l'Allemagne 
compensera cstts diminution soit sn augmentant 
ls dédit de l'Adolfscdacdt, soit sn ouvrant de nou­
velles réserves naturelles d'sau, soit sn fournissant 
ds l'sau provenant ds ses propres sources ou de 
celles de la partis polonais« dont uns certains 
quantité d'eau sst à la disposition ds l'Allsmagns.

Article 365
8 1

1. — 8i, indépendamment des dispositions des 
articles 361 et 364, les réserves naturelles d'eau 
de Tsrnovics st d'Oikusz non encore exploitées 
venaient à être utilisées pour l'alimentation sn eau 
de la Hauts 8üèsis polonaiss, l'Allsmagns pour­
rait sxigsr qus la Tologns mette a sa disposition, 
a des conditions équitables, uns quantité d'eau 
telle que les interets des dsux parties du territoire 
plébiscité — et, ls css ècbèant, les interets du 
territoire alimente par Olkusz — soient egalement 
sauvegardes.

2. — 8i, pour faire droit à la demande for­
mules par l'Allemagne, il était necessaire d'aug­
menter le diamètre dss conduites polonaises ou 
d'en établir de nouvelles, les dsux Gouvernements 
prendraient les mesures requises par voie d'accord 
spécial.

8 2
8i la Tologne n'ouvre pas ses reserves natu­

relles d'eau près de Tarnmvics, l'Allemagne 
pourra, indépendamment des dispositions de 
l'article 361, au cours de la période ds quinze ans 
à dater du transfert de la souveraineté, exiger 
que la Tologns ouvrs elle-même ces reserves ou 
accords à une entreprise ds son cdoix le droit de 
les ouvrir afin de contriduer a l'alimentation en 
eau de la partie allemande du territoire plébiscité. 
Dans ce cas, la Tologns pourra exiger, pour 
l'alimentation en eau ds la Haute 8ilesm polo­
naise et, dans la mesure oü il resterait un excè­
dent d'eau, pour l'alimentation du reste de son 
territoire, que l'Allemagne mette à sa disposition, 
a des conditions equitadles, une quantité d'eau 
tells qus lss intérêts dss deux parties du terri- 
tore plébiscité soient également sauvegardés. 
Des dispositions du paragrapde 1, alinea 2, sont 
applicables. Ds droit à l'sau dss sources ouver­
tes aux termes des paragrapdes 1 et 2 n'est pas 
limité a uns période quelconque.

Lfiapitre V
Maintien et dénonciation de8 contrà relatik 

à la fourniture d'eau
Article 366

D — Des dispositions contenues dans le pré­
sent titrs entraîneront ds droit lss modifications 
necessaires dans les contrats concernant la four­
niture d'eau sans porter atteinte a leur validité.

Deutschland verbleibenden Teiles des Wasterschutz- 
bezirks zu beeinträchtigen.

(2) Tritt dennoch eine Beeinträchtigung der Er­
giebigkeit des Adolfschachts durch Arbeiten der im 
Abs. 1 bezeichneten Art ein, so wird Deutschland, sei 
es durch Erhöhung der Ergiebigkeit des Adolfschachts, 
sei es durch die Belieferung mit Wasser aus eige­
nen Quellen oder aus Quellen des polnischen Teil­
gebiets, deren Master ihm in gewisser Menge zur Ver­
fügung steht, Ersatz leisten.

Artikel 365

8 1
(i) Werden, abgesehen von den Bestimmungen der 

Artikel 361 und 364, in Polen die bei Tarnowitz oder 
bei Olkusz vorhandenen, bisher nicht erschlossenen 
Wasservorräte, zum Zwecke der Wasserversorgung von 
Polnisch-Oberschlesien erschlossen, so kann Deutsch­
land verlangen, daß zu angemessenen Bedingungen 
Wassermengcn zur Verfügung gestellt werden, die den 
Interessen beider Teile des Abstimungsgebiets 
und, soweit eine Belieferung aus Olkusz erfolgt, auch 
den Interessen des von Olkusz versorgten Gebiets 
entsprechen.

(2) Sollte infolge eines solchen Verlangens 
Deutschlands eine Vergrößerung des Durchmessers 
der bestehenden polnischen Rohrleitungen oder die 
Anlage neuer Leitungen notwendig werden, so wer­
den die beiden Regierungen die notwendigen Maß­
nahmen in einem besonderen Abkommen vereinbaren.

8 2
(1) Erschließt Polen die bei Tarnowitz vorhan­

denen Wasservorräte nicht, so kann Deutschland, ab­
gesehen von den Bestimmungen des Artikels 361, 
während der Dauer von fünfzehn Jahren seit dem 
Übergänge der Staatshoheit Verlangen, daß Polen 
diese Vorräte selbst erschließt, oder einem von ihm 
auszuwählenden Unternehmen das Recht einräumt, 
sie seinerseits zur Versorgung des deutschbleibenden 
Teiles des Abstimmungsgebiets zu erschließen. Polen 
kann in diesem Falle verlangen, daß zum Zwecke der 
Wasserversorgung von Polnisch-Oberschlesien und, 
soweit ein Wasterüberschuß vorhanden ist, auch des 
sonstigen polnischen Gebiets zu angemessenen Bedin­
gungen Wassermengcn zur Verfügung gestellt wer­
den, die den Interessen beider Teile des Abstim­
mungsgebiets entsprechen. Die Bestimmungen des 
H1 Abs. 2 finden entsprechende Anwendung. Das 
Wasterbcnutzungsrecht an den gemäß HZ 1, 2 er­
schlossenen Wastcrquellcn ist zeitlich nicht beschränkt.

Kapitel V

Aufrechterhaltung und Kündigung 
der Wafserlieferungsverträge

Artikel 366
(1 ) Die Bestimmungen dieses Titels haben von 

Rechts wegen die notwendigen Abänderungen der be­
stehenden Wasserlieferungsverträge zur Folge, ohne 
ihre Geltung in Frage zu stellen.
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2. — Des contrats conclus avec le service des 
eaux et dont la resiliabilite n'est pas stipules, 
pourront, à l'sxpiration ds la xsriods transitoire, 
être dénoncés à tout momsnt, moyennant préavis 
ds six mois — sans qu'il soit rien cbangs à 
l'obligation elle-même ds kournir de l'eau — en 
vus ds permettre l'adaptation ds css contrats 
aux conditions nouvelles.
-'pT P. V Asm êC ' j ê 

cbapitre VI
Lolutîon âe8 «Mêreià

Article 367
Da Commission mixte est competente pour 

statuer sur toute contestation s'élevant entre le 
Couvernement allemand et le Couvsrnsment 
polonais au sujet ds l'intsrprstation ou de l'appli­
cation dss articles 337, 338 st 339, xaraZraxbss 1 
st 2 dss articles 340, 341, 342, 344 à 347, de 
l'article 348, parLgraxbs 1, des articles 349 à 355, 
dss articles 360, 362 et 365, paragraxbs 1, ali­
nea 1, ainsi qus des accords qui seraient conclus 
sn vsrtu dss dispositions dss articles 360, 361, 
362 et 365, paragraxbs 1, alinea 2, et xara- 
graxbe 2.

Article 36§.
1. — De Tribunal arbitral est competent pour 

tranebsr toute contestation de la nature ci- 
dessous désignes concernant l'application ou 
Lsxscution dss dispositions du présent titrs.

1° Contestations entre le Couvernement xo- 
lonLis st ls Couvsrnsment allsmand résul­
tant dss articles 363 st 364 ;

2° Contestations relatives à dss revendications 
surgissant entre la vills ds Lsutbsn st ls 
Couvsrnsmsnt polonais, ou ls cercle de 
Kato vies-Campagne, ou dss localités énu­
mérées a l'article 358, xaragraxbe 1, st résul­
tant ds droits prévus à l'article 356, para- 
graxbss 1, 2, pbrass 2, st aux artielss 358 
st 359.

2. — 8'il appert qu'uns diminution du débit ds 
l'Adolkscbacbt doit êtrs attribues aux travaux 
mentionnes à l'article 364, et si l'alimentation 
en eau de la Hauts 8ilêsis polonaise s'sn trouve 
menaces, ls Tribunal arbitral ssra comxêtsnt, à 
la dsmands ds la Cologne, pour donner d'urgence 
dss ordres provisoires sn vue d'assurer l'alimen­
tation sn sau ds la Hauts 8ilêsi6 polonaise.

Article Z69
Des prix de reprise mentionnées à l'articls 356, 

xaragraxbs 2, pbrass 1 st a l'article 357, para- 
graxbs 1, ebilkres 1 à 3, sont fixes par deux ar­
bitres, désignes respectivement par les deux Car- 
tiss. 8i css arbitres ne tombent pas d'accord, ils 
cboisisssnt un président, et, s'ils ne peuvent pas 
s'entendre sur un eboix commun, le Tribunal ar­
bitral designs un président.

(2 ) Wasserlieferungsverträge der Staatlichen Was­
serversorgungsanlage, in denen eine Kündbarkeit 
nicht vorgesehen ist, können nach Ablauf der Über­
gangszeit, unbeschadet der Verpflichtung zur Wasser­
belieferung selbst, mit sechsmonatlicher Frist jederzeit 
gekündigt werden, um ihre Anpassung an die neuen 
Verhältnisse zu ermöglichen.

Kapitel VI

Entscheidung von Streitigkeiten 
Artikel 367

Die Gemischte Kommission ist zuständig für alle 
Streitigkeiten zwischen der deutfchen Regierung und 
der polnischen Regierung über die Auslegung und 
Anwendung der Artikel 337, 338, des Artikels 339 
§8 1, 2, der Artikel 340, 341, 342, 344 bis 347, des 
Artikels 348 8 1, der Artikel 349 bis 355, der Ar­
tikel 360, 362, des Artikels 365 8 1 Abs. 1 sowie der 
auf Grund der Artikel 360, 361, 362, des Ar­
tikels 365 8 1 Abs. 1,82 abgefchlossenen Abkommen.

Artikel 368
(1) Das Schiedsgericht ist zuständig zur Entschei­

dung von Streitigkeiten der unten bezeichneten Art, 
die sich aus der Anwendung und Durchführung dieses 
Titels ergeben.

1. Streitigkeiten zwischen der polnischen Regierung 
und der deutschen Regierung über die Auslegung 
und Anwendung der Artikel 363 und 364.

2. Streitigkeiten zwischen der Stadt Beuthen und 
der polnischen Regierung oder dein Landkreis 
Kattowitz oder den im Artikel 358 81 aufge­
zählten Ortschaften über Ansprüche, die auf den 
im Artikel 356 8 D 8 2 Satz 2 oder im Ar­
tikel 358 und 359 vorgesehenen Rechten beruhen.

(2) Ergibt sich, daß die Beeinträchtigung der Er­
giebigkeit des Adolfschachts auf Arbeiten der im Ar­
tikel 364 bezeichneten Art zurückzuführen ist, und 
ist die Wasserversorgung Polnisch-Oberschlesiens in­
folge dieser Beeinträchtigung bedroht, so kann das 
Schiedsgericht auf Antrag Polens schleunige einst­
weilige Anordnungen treffen, um die Wasserversor­
gung Polnisch-Oberschlesiens sicherzustellen.

Artikel 369
Der Gegenwert der im Artikel 356 8 2 Satz 1 und 

im Artikel 357 8 1 Ziffer 1 bis 3 erwähnten Über­
nahme wird durch zwei Schiedsrichter festgesetzt, von 
denen jede Partei einen benennt. Sind die Schieds­
richter verschiedener Ansicht und können sie sich über 
einen Obmann nicht einigen, so ernennt das Schieds­
gericht den Obmann.
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l'ivre VI 
électricité 

cbapitre premier

Ober8cbIe8Î8cbe Tleklriritàiverke 
(8Ltüe8l8Lke Llektrirità- und 6a8- 

^ktienge8eIl8Lkaky

Article 379
8 1

Tendant trois ans a dater du transfert de la 
souveraineté, les Tarties contractantes Zaran- 
tisssnt aux Obersc/rlesiscüe Dle^tririitätsrcer^e 
(Lc/rlesisc/tê Die/rtrizitâts- r»rd 6as-AktienAesell- 
scâaft in Treslau) appelés ci-dessous O. D. lT. le 
droit de continuer, sans restriction aucune, leur 
exploitation, et notamment celle de leurs usines 
électriques a Oborzüv et a 2aborzs, et des in­
stallations st ressaux z- appartenant, ainsi qus ls 
droit ds conserver leur forme juridique et lsur 
propriété.

8 2
A cstts fin, les deux Tarties contractantes s'en- 

ZaZent, pour ladite période :
a) a s'abstenir ds touts mesure incompatible 

avec le principe dénonce au paraZrapbs I ;
à) à permettre qus lss cables qui vont d'un terri­

toire à l'autre restent intacts ;
c) à autoriser, en francbiss ds tous droits 

d'outrés st ds sortis, ainsi que de toutes taxes 
à l'occasion de l'importation ou de l'expor­
tation, ou ds la délivrance de permis d'impor­
tation ou d'exportation, la fourniture 
d'snsrZie électrique d'un territoire à l'autre 
dans la mesure fixes par lss contrats conclus 
par les O. D. IT., pourvu qus l'une des parties 
du tsrritoirs plébiscité ns soit pas dssavau- 
taMS au profit ds 1'autrs;

ci) à permettre aux O. L. UV d'apporter aux in­
stallations qui servent a transmettre st a 
repartir l'energie électrique, toutes les modi­
fications qui pourraient être rendues neces­
saires par la séparation future de css in­
stallations. Ils pourront aussi modifier et 
renforcer les installations qui servent à la 
transmission et à la répartition de TsuorZis, 
dans le but d'auZmenter la fourniture de 
courant aux abonnes actuels st de fournir du 
courant a de nouveaux abonnes. Toutefois, 
ces modifications ne pourront, en aucuns 
fa^on, diminuer les quantités d'snerZis élec­
trique remues actuellement par Tuns des dsux 
parties du territoire plébiscité, aux dépens 
de l'autre;

e) a permettre ds transporter, sn francbiss ds 
tous droits d'entres st ds sortis, ainsi qus ds 
toutes taxes à l'occasion de l'entres ou ds la 
sortis, ou de la délivrance ds permis d'impor­
tation sud'exportation, dss depots dss O.A IT)

Titel VI

Elektrizität
Kapitel l

Oberfchlesifche Elektrizitätswerke, 
Schlesische Elektrizitäts- und Gas- 

Aktiengesellschaft
A r t i k e l 370

Während der ersten drei Jahre nach dem Über­
gänge der Staatshoheit gewährleisten die vertrag­
schließenden Teile der Schlesischen Elektrizitäts- und 
Gas-Aktiengesellschaft in Breslau, im folgenden 
O. E. W. genannt, die uneingeschränkte Fortführung 
ihres Betriebs, insbesondere ihrer Kraftwerke in 
Chorzow und Zaborze und der dazu gehörigen An­
lagen und Leitungen sowie die Wahrung ihrer gegen­
wärtigen Rechtsform und Eigentumsverhältnisse.

8 2
Zu diesem Zwecke verpflichtet sich jeder der vertrag­

schließenden Teile, für die genannte Zeit:
L) alle Maßnahmen zu unterlassen, die gegen den 

Grundsatz des 8 I verstoßen,
b) zu gestatten, daß Leitungen, die von einem Teil­

gebiet in das andere führen, bestehen bleiben,
c) die Zuführung von Elektrizität von einem Teil­

gebiet in das andere frei von allen Einfuhr- und 
Ausfuhrzöllen und von allen Einfuhr- und Aus- 
fuhrabgaben in dem durch die Verträge der 
O. E. W. bestimmten Umfang zu gestatten, so­
weit dadurch nicht die Elektrizitätsversorgung 
des einen Teilgebiets zugunsten des anderen 
Teilgebiets beeinträchtigt wird,

d) zu gestatten, daß die O. E. W. alle Veränderun­
gen der Leitungs- und Verteilungsanlagen vor­
nehmen, die durch die zukünftige Trennung der 
Anlagen notwendig werden, desgleichen Verän­
derungen und Verstärkungen der Leitungs- und 
Verteilungsanlagen zwecks Vergrößerung der 
Stromlieferung an vorhandene Abnehmer oder 
zum Zwecke des Anschlusses neuer Abnehmer, 
soweit dadurch nicht die Elektrizitätsversorgung 
des einen Teilgebiets in ihrem bisherigen Um­
fang zugunsten des anderen Teilgebiets beein­
trächtigt wird,

s) zu gestatten, daß zur Beseitigung von Plötzlich 
eingetretenen Kabel-, Leitungs- und Trans­
formatorenstörungen und ähnlichen Betriebs­
schäden die dazu erforderlichen Materialien, 
Werkzeuge, Geräte und dergleichen von den La- 
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à 7ador26, Clsivût? st Cdor^êv, sur l'autrs 
tsrritoirs, Iss matériaux, outils, ustensiles, 
ete., necessaires pour mettre fin à des xsrtu- 
datious subites survenant aux câbles, con­
duites ou transformateurs, ainsi qu'à d'autres 
accidents analogues;

f) à autoriser le transport de cbarbon provenant 
de l'autrs partis du territoire plébiscite et 
destine aux 0. R. IC., y compris l'usine élec­
trique ds 7abor26, st esta sn quantités cor­
respondant aux exigences de l'exploitation au 
moment voulu et dans les limites fixées par la 
présente Convention;

s) à accorder toute protection aux employés et 
ouvriers de l'autre nationalité au service dss 
0. D. IL.

à) à permettre, la perception en monnaie alle­
mande par les 0. D. IL. de ce qui leur est du 
pour l'utilisation du courant électrique, et à 
ne pas retenir ou grever ds taxes autres que 
des taxes d'ordre général fixées par la légis­
lation, l'avoir de la société. Dss dispositions 
du titrs III ds la cinquième partie de la pré­
sents Convention sont applicables;

r) à accorder, le cas ecbeant, sur présentation de 
certificats spèciaux délivrés par la direction 
des usines électriques, suivant l'analogie de 
l'article 270, des laissez-passer au personnel 
nécessaire à la surveillance, au service, à la 
garde, à l'entretien et à la réparation des 
installations sises sur l'autre partie du ter­
ritoire plébiscité, pour lui permettre de vaquer 
à ses occupations et pour autant qu'il ne 
possède pas déjà de permis de circulation ou 
ns se trouve pas dans les conditions normale­
ment requises pour sn obtenir. Css personnes 
pourront, en outre, être autorisées, aux fins 
indiquées ci-dsssus, à krancbir la krontièrs 
même à dss sndroits autrss que les endroits 
de passage ordinaires, ainsi qus la nuit. Cette 
autorisation ssra mentionnés sur les Iaisss2- 
passsr, ainsi qus lss sndroits de passage 
spèciaux.

gern der Gesellschaft in Gleiwitz, Zaborze und 
Chorzow in das andere Teilgebiet gebracht wer­
den, ohne daß dafür Einfuhr- oder Ausfuhr­
zölle, oder Einfuhr- oder Ausfuhrabgaben er­
hoben werden,

k) die Zuführung von Kohlen für die O. E. W. ein­
schließlich des Kraftwerkes in Zaborze in den für 
den jeweiligen Umfang des Betriebs erforder­
lichen Mengen aus dem anderen Teilgebiet im 
Rahmen der in diesem Abkommen enthaltenen 
Bestimmungen zu gestatten,

g) den bei den O. E.W. beschäftigten Angestellten 
und Arbeitern, die Angehörige des anderen 
Staates sind, vollen Schutz zu gewähren,

b) die Vereinnahmungen der Stromgebühren durch 
die O. E. W. in deutscher Währung zu gestatten, 
die Guthaben der Gesellschaft nicht zurückzu- 
halten oder durch andere als allgemeine gesetz­
liche Abgaben zu belasten; die Bestimmungen 
des dritten Titels des fünften Teiles finden An­
wendung,

i) den Personen, die mit der Beaufsichtigung, Be­
dienung, Bewachung, Instandhaltung und In­
standsetzung der Anlagen im anderen Teilgebiete 
betraut worden sind, zur Ausübung dieser Tä­
tigkeit — soweit sie eine Verkehrskarte nicht be­
sitzen oder nach den allgemeinen Bestimmungen 
nicht erhalten können — erforderlichenfalls auf 
Grund besonderer von der Betriebsleitung der 
O. E. W. ausgestellten Bescheinigung nach Maß­
gabe des Artikels 270 einen Ausweis zu er­
teilen. Diesen Personen kann ferner die Befug­
nis gegeben werden, zu den vorbezeichneten 
Zwecken die Grenze auch außerhalb der allge­
meinen Übergangsstellen und zur Nachtzeit zu 
überschreiten. Die Befugnis ist unter Angabe 
der besonderen Übergangsstellen auf dem Aus­
weis zu vermerken.

8 3
1. — Cendant la période désignée au xara- 

graplio I, les C. L. IL. communiqueront aux deux 
Couvernsmsnts cüaqus lois qu'il ssra nécessaire, 
la lists — indiquant quantités st espèces — du 
matériel d'exploitation, ds remplacement et d'en­
tretien, ainsi que dss outils, ustensiles, cüaudièrss, 
maclnnss, pièces de rscüangs de maedines st de 
conduites, requis pour la continuation de lsur sx- 
xloitation sn Hauts Lilêsis Polonaise. Des quan­
tités st espèces fixées dans les dites listes pourront 
passer la frontière sn franchise ds tous droits 
d'entrés st de sortis, ainsi que de toutes taxes à 
l'occasion ds l'entrée ou de la sortie, ou ds la 
délivrance de permis d'importation ou d'expor­
tation.

2. — Dss Cartiss contractantes s'engagent à 
accorder lss psrmis d'importation st d'exportation 
nêcsssairss.

8 3
(1) Während des im 8 I bezeichneten Zeitraums 

werden die O. E. W. beiden Staaten jeweils listen- 
mäßig mitteilen, welche Mengen und Arten von 
Betriebs-, Erneuerungs- und Jnstandhaltungsmate- 
rialien sowie von Werkzeugen, Geräten, Kesieln, 
Maschinen sowie von Maschinen- und Leitungsersatz 
für die Fortführung ihres Betriebs in Polnisch- 
Oberschlesien notwendig sein werden. Die hiernach 
festgestellten Mengen und Arten können frei von 
Einfuhr- und Ausfuhrzöllen und von jeglichen Ein­
und Ausfuhrabgaben nach Polnisch-Oberschlesien ge­
bracht werden.

(2) Beide Staaten verpflichten sich zur Erteilung 
der notwendigen Einfuhr- und Ausfuhrbewilligungen.
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Article 371
81

Tendant la période indiques à l'article 370, pa- 
raAraxbe 1, la Tologne pourra acquérir, par voie 
de libre accord, l'usine électrique de Oborzdv 
avec toutes ses installations st ses roseaux situes 
en Hauts Lilesie polonaise. Ta Tologne engagera 
Iss négociations necessaires à ce sujet avec les 
O. D. IT., sitôt apres le transfert de la souve­
raineté.

82
Lans préjudice des dispositions du xara- 

graxbe 1, l'usine électrique de Oborzov, ainsi que 
ses installations et réseaux, pourra être, par voie 
de libre accord, avec l'assentiment de la Tologne, 
transformée en une entreprise indépendante ou 
acquise par une autre entreprise. Ta Tologne 
facilitera toutes négociations qui auront lisu a 
cet effet.

83
8i, conformement au xsragraxbe 1, l'usine élec­

trique de Oborzov, avec ses installations st ré­
seaux, sst acquise par la Tologne, ou si, conformé­
ment au xaragraxbe 2, elle sst acquise par une 
entreprise indépendants, ou encors si elle sst 
transformée en une entreprise indépendants, le 
Oouvernsment polonais décidera si et dans quelle 
mesure les taxes et droits de timbre seront ré­
duits, en tant que dus à l'Mat polonais, à la 
voïvodie de Lilssis, à une communs ou groupe­
ment de communes, soit en raison du transfert de 
la propriété, soit en raison de la création d'une 
entreprise comme il sst prévu au paragrapbe 2.

84
Des dispositions de l'article 370 cesseront d'etre 

en vigueur a dater du jour ou l'Mat polonais ou 
une entreprise aura repris l'exploitation de l'usine 
électrique de Oborzo^v, ou bien cette usine se sera 
transformes sn uns entreprise indépendants. Ds 
Gouvernement polonais communiquera, si possible 
un mois d'avance, au Gouvernement allemand, le 
jour de la reprise d'exploitation.

Article 373
8 1

1. — 8i, durant les trois premières années, a 
dater du transfert de la souveraineté, un des 
règlements prevus à l'article 371, paragrapbes 1 
ot 2, n'est pas intervenu, la Oommission mixte 
pourra, a la demande du Oouvsrnsmsnt polonais 
ou dss O. L. IT., décider dans quel délai, dans 
quelles conditions et a quel prix, le Oouvsrns- 
msnt polonais pourra racbeter l'usine électrique 
de Oborzôv, ainsi que l'ensemble des installations 
«t réseaux situes à ce moment-là sur territoire 
polonais.

2. — De transfert de la propriété n'aura lieu 
ffuo contre paiement du prix. 8i les O. D. üè le 
demandent, le prix ssra paxe en monnaie alle­
mande.

3- — 8i, conformement à l'alinea 1 du présent 
paragrapbe, la Tologne racbète l'usine électrique 
de Oborzôv-, aucuns droits de timbre ou taxes 
ne pourront être perdus par la Tologne, la voï-

Artikel 371 
8 1

Während der im Artikel 370 H 1 bezeichneten Frist 
darf Polen das Kraftwerk in Chorzow nebst sämt­
lichen in Polnisch-Oberschlesien befindlichen Anlagen 
und Leitungen freihändig erwerben. Polen erklärt 
sich bereit, alsbald nach dem Übergänge der Staats­
hoheit mit den O. E. W. darüber in Unterhandlungen 
zu treten.

8 2
Unbeschadet der Bestimmung des 81 kann das 

Kraftwerk in Chorzow nebst Anlagen und Leitungen 
im Wege freier Vereinbarung mit Zustimmung 
Polens in ein selbständiges Unternehmen umgewan- 
delt oder von einem anderen Unternehmen erworben 
werden. Polen wird den hierauf abzielenden Ver­
handlungen jede mögliche Unterstützung angedeihen 
lasten.

8 3
Wird das Kraftwerk in Chorzow nebst Anlagen 

und Leitungen gemäß 8 1 von Polen oder gemäß 8 2 
von einem selbständigen Unternehmen erworben, oder 
wird das Kraftwerk in Chorzow gemäß 8 2 in ein 
selbständiges Unternehmen umgewandelt, so wird die 
polnische Regierung bestimmen, ob und in welchem 
Maße Steuern und Stempel herabzusetzen sind, soweit 
Steuern und Stempel für den polnischen Staat, die 
Wojewodschaft Schlesien, einen Kommunalverband 
oder eine Gemeinde aus Anlaß des Überganges des 
Eigentums oder der Errichtung einer der im 8 2 er­
wähnten Unternehmungen entstehen.

8 4
Mit dem Tage der Übernahme des Betriebs des 

Kraftwerks Chorzow durch den polnischen Staat oder 
durch ein Unternehmen der im 8 2 bezeichneten Art 
oder der Umwandlung in ein selbständiges Unterneh­
men treten die Bestimmungen des Artikels 370 außer 
Kraft. Die polnische Regierung wird der deutschen 
Regierung den Tag der Betriebsübernahme möglichst 
einen Monat vorher mitteilcn.

Artikel 372
8 1

(i) Ist die Angelegenheit innerhalb von drei Jah­
ren seit dem Übergänge der Staatshoheit auf einem 
der im Artikel 371 88 1' 2 bezeichneten Wegen nicht 
geregelt worden, so hat auf Antrag Polens oder der 
O. E. G. die Gemischte Kommission darüber zu ent­
scheiden, innerhalb welcher Zeit, unter welchen Be­
dingungen und zu welchem Preise Polen das Kraft­
werk in Chorzow nebst den in Polnisch-Oberschlesien 
befindlichen Anlagen und Leitungen zu kaufen be­
rechtigt ist.

(2) Die Übertragung des Eigentums hat Zug um 
Zug gegen Zahlung des Kaufpreises zu erfolgen. Auf 
Wunsch der O. E. W. ist der Kaufpreis in deutscher 
Währung zu zahlen.

(3) Kauft Polen gemäß Abs. 1 dieses Paragraphen 
das Kraftwerk in Chorzow nebst Anlagen und Lei­
tungen, so entstehen aus Anlaß des Erwerbes ein­
schließlich der Eigentumsübertragung weder Steuern 
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vodis ds Lilêsis, uns communs ou un groupement 
ds communes, sn raison ds l'acquisition, ou du 
transksrt ds la propriété.

8 2
1. — 8i, après ls transksrt ds la souveraineté, 

Iss 6. R. IL. ont l'intention d'entreprendre, à 
l'usine électrique de Oüorrêvc ou aux installa­
tions sisss dans la partie polonaise du tsrritoirs 
plébiscité, dss travaux nouveaux dsstinês à 
kournir l'êlectricitê dans la partie polonaise, ls 
Couvsrnsment polonais se déclare prêt à entamer 
aussitôt des négociations avec les O. D. IL. pour 
trouver les konds nécessaires et pourvoir spéciale­
ment au remboursement kutur des krais causés 
par css travaux nouveaux, au cas oü la reprise 
prévue au xaragrapbe 1 du présent article 
aurait lieu.

2. — 8 ont entre autres considérés comme tra­
vaux nouveaux les modifications, qui pourraient 
être nécessitées par la séparation des installa­
tions, aux installations conductrices et distri­
butrices de l'êlectricitê en tant qu'elles kour- 
nissent l'êlectricitê dans la partie polonaise du 
territoire plébiscité.

3. — 8i les négociations n'aboutissent pas, les 
O. R. IL. ne pourront être considérés comme 
responsables d'une diminution de la kourniture 
d'électricité dans la partie polonaise, sn tant qus 
cette diminution sst dus a la non-exêcution dss 
travaux projetés.

Article 37Z
81

dusqu'à la reprise ds l'exploitation de l'usine 
électrique de Obor^äv par la Cologne ou par uns 
entreprise, ou sa transkormation sn uns entre­
prise indépendants, mais au plus jusqu'à l'ex­
piration de trois ans à dater du transkert de la 
souveraineté, Iss O. R. IL. kourniront l'êlectricitê 
aux mêmes conditions dans les dsux partiss du 
territoire plébiscité. Ceci doit êtrs compris ds 
telle manière que les principes d'après lesquels 
la kourniture ss kera st d'après lesquels les prix 
seront établis, soient les mêmss pour les dsux 
parties du territoire.

82
Des prix ayant cours dans la partis polonaiss 

s'appliqueront également aux clients de la partie 
polonaiss auxquels l'usins électrique ds 7abor2o 
kournit l'êlectricitê, st inversement les prix ayant 
cours dans la partis allemands, s'appliqueront 
également aux clients de la partie allemands aux­
quels l'usine électrique de Cbornêv kournit 
l'êlectricitê.

Article Z74
8i, au cours de la période prévue à l'articls 370, 

xaragrapbe 1, l'exploitation ds l'usins électrique 
ds Obor^üv sst reprise par la Cologne ou par une 
entreprise, ou si l'usine sst transkormêe en uns 
entreprise indépendante, la Cologne s'engage à 
assurer à la partis allemands du territoire plé­
biscité la kourniture d'une quantité d'énergie 
électrique égale à celle kournis jusqu'ici, pendant 

noch Stempelgebühren zugunsten Polens, der Wo­
jewodschaft Schlesien, eines Kommunalverbandes oder 
einer Gemeinde.

8 2
(1) Sollten die O. E. W. nach dem Übergänge der 

Staatshoheit im Interesse der Elektrizitätsversorgung 
Polnisch-Oberschlesiens Neuarbeiten an ihren Anlagen 
in Polnisch-Oberschlesien auszuführen beabsichtigen, 
so erklärt sich Polen bereit, alsbald mit den O. E. W. 
in Verhandlungen darüber einzutreten, wie die hierzu 
erforderlichen Mittel aufzubringen und in welcher 
Höhe die O. E. W. bei der im 8 1 vorgesehenen Über­
nahme der Anlagen durch Polen zu entschädigen sind.

(2) Zu den Neuarbeiten gehören auch die durch die 
Abtrennung des Chorzower Kraftwerks erforderlich 
werdenden Veränderungen der Leitungs- und Ver­
teilungsanlagen, soweit sie der Elektrizitätsversorgung 
in Polnisch-Oberschlesien dienen.

(3) Führen die Verhandlungen zu keinem Ergeb­
nis, so sind die O. E. W. für eine Beeinträchtigung 
der Elektrizitätsversorgung Polnisch-Oberschlesiens 
insoweit nicht verantwortlich, als diese Beeinträchti­
gung auf.die Nichtausführung der beabsichtigten Ar­
beiten zurückzuführen ist.

Artikel 373

8 1
Bis zur Übernahme des Betriebs des Kraftwerks 

Chorzow durch Polen oder durch ein Unternehmen 
oder bis zur Umwandlung in ein selbständiges Unter­
nehmen, längstens jedoch für die Dauer von drei 
Jahren nach dem Übergänge der Staatshoheit, haben 
die O. E. W. in beiden Teilen des Abstimmungsge­
biets Elektrizität zu gleichen Bedingungen zu liefern. 
Hiernach müssen die Grundsätze, nach denen die Lie­
ferung erfolgt und nach denen die Preise festgesetzt 
werden, für beide Gebiete gleich sein.

8 2
Für den gleichen Zeitraum sollen in Polnisch- 

Oberschlesien die dort gültigen Preise auch für diejeni­
gen Abnehmer gelten, die vom Zaborzer Kraftwerk 
versorgt werden, und im deutschen Teil des Ab­
stimmungsgebiets die dort gültigen Preise auch für 
diejenigen Abnehmer, die vom Chorzower Kraftwerk 
versorgt werden.

Artikel 374
Falls vor Ablauf der im Artikel 370 8 I bezeich­

neten dreijährigen Frist der Betrieb des Chorzower 
Kraftwerkes durch Polen oder durch ein Unternehmen 
übernommen oder das Kraftwerk in ein selbständiges 
Unternehmen umgewandelt wird, verpflichtet sich 
Polen, die Belieferung des deutschen Teiles des Ab­
stimmungsgebiets im bisherigen Umfang für die 
Dauer eines Jahres nach Übernahme des Betriebs, 
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uns aimés L dater de la séparation de l'exploita­
tion, et au moins pendant trois ans à dater du 
transfert de la souveraineté. Des details feront 
l'objet d'un accord spècial entre les dsux Gou­
vernements.

Article 375

8 i
dusqu'à d'expiration d'un an après la reprise de 

l'exploitation de l'usine électrique de Oborzèiv 
par la ToloZne ou par une entreprise, ou la trans­
formation de cette usine sn uns entreprise in­
dépendante, mais au plus tard jusqu'à l'expiration 
de quatre ans à dater du transfert de la souve­
raineté, les usines électriques de Taborze et de 
Oborzèv- pourront transmettre l'énergie électrique 
en passant par le territoire de l'autre Ltat, 
en francbise de tous droits d'entrée et de sortie, 
ainsi que de toutes taxes à l'occasion de l'entrée 
ou de la sortie, ou de la délivrance de permis d'im­
portation ou d'exportation.

8 2
1. — D'Allemagne s'engage à permettre pendant 

dsux années au plus après l'expiration du délai 
prévu au paragrapbe 1 du présent article, la four­
niture, en francbiss de tous droits d'entrée et de 
sortie, ainsi que- de toutes taxes à l'occasion de 
l'entrés ou de la sortis, ou de la délivrance de 
permis d'importation et d'exportation, d'énergie 
électrique de l'usine de 2aborze à Dnurà-, en 
quantités égales à celles fournies jusqu'ici, pourvu 
que cela ns cause, pour les consommateurs en ter­
ritoire allemand, ni pénurie ni rsncbèrissement de 
l ensrgm électrique.

2. — D'article 373 ns s'applique pas à la four­
niture d'électricité pendant es délai supplémen­
taire.

3. — Des principes exposés à l'article 370, xara- 
grapbs 2, lit. e), 9), st i), s'appliquent aux cas 
prévus par les paragraxbes 1 et 2 du présent 
article.

Article 376
Des matériaux devenant disponibles sur place 

en raison des modibcLtions prévues aux articles 
précédents pourront jusqu'à l'expiration d'un an à 
dater de la séparation être transportes dans 
l'autre partie du territoire plébiscite, en francbise 
de tous droits d'entrée st de sortie ainsi qus ds 
toutes taxes à l'occasion de l'importation ou de 
l'exportation, ou de la délivrance de permis d'im­
portation ou d'exportation.

mindestens aber für die Dauer von drei Jahren nach 
dem Übergänge der Staatshoheit, sicherzustellen. Das 
Nähere hierüber vereinbaren die beiden Regierungen.

Artikel 375

8 1
Bis zum Ablauf eines Jahres nach der Über­

nahme des Betriebs des Chorzower Kraftwerkes 
durch Polen oder durch ein Unternehmen oder nach 
der Umwandlung des Kraftwerkes in ein selbständiges 
Unternehmen, längstens jedoch für die Dauer von vier 
Jahren nach dem Übergänge der Staatshoheit, können 
die Kraftwerke in Zaborze und Chorzow Elektrizität 
über das andere Teilgebiet leiten, ohne daß hierbei 
Einfuhr- oder Ausfuhrzölle oder Einfuhr- oder Aus­
fuhrabgaben erhoben werden.

8 2
(1) Deutschland verpflichtet sich, auch nach Ablauf 

der im 8 1 genannten Frist für die Dauer von läng­
stens zwei weiteren Jahren die Zuführung von 
Elektrizität von dem Zaborzer Kraftwerk nach Knu- 
row ohne Erhebung von Zöllen, Einfuhr- oder Aus­
fuhrabgaben im bisherigen Umfang zu gestatten, so­
fern dadurch die Elektrizitätsbelieferung des deut­
schen Gebiets nicht beeinträchtigt oder verteuert wird.

(2) Auf die Lieferung der Elektrizität findet der 
Artikel 373 für diesen weiteren Zeitraum keine An­
wendung.

(3) Zur Durchführung der in den 88 1 und 2 be­
zeichneten Maßnahmen finden die Bestimmungen des 
Artikels 370 8 2, Buchstabe s, g und i sinngemäß An­
wendung.

Artikel 376
Die bei den in den vorstehenden Artikeln vorge­

sehenen Veränderungen und Umlegungen des Lei­
tungsnetzes frei werdenden Materialien dürfen bis 
zum Ablauf eines Jahres nach der Abtrennung, ohne 
daß dafür Einfuhr- oder Ausfuhrzölle oder Einfuhr­
oder Ausfuhrabgaben erhoben werden, von einem 
Teilgebiet in das andere gebracht werden.

Article 377
Tank qus lss O.D. IT. devront fournir l'èleetricitè 

Aux mémos conditions dans lss dsux parties du 
territoire plébiscite, TAUeiNLANS s'onALM à kairs 
donner par les O.I.lT. au (flouvsrnsmsnt polonais 
tss renseignements qus cslui-ci demandera concer- 
NLnt les conditions auxquelles ils fournissent 
l électricité dans la partie allemande.

Artikel 377
Solange die O. E. W. verpflichtet find, Elektrizität 

in beide Teile des Abstimmungsgebiets zu denselben 
Bedingungen zu liefern, verpflichtet sich Deutschland, 
die O. E. W. anzuhalten, Polen auf Verlangen Aus­
kunft über die Bedingungen zu erteilen, unter denen 
die O. E. W. das deutsche Gebiet mit Elektrizität 
versorgen.

23
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cbapitre II

Autres U8ÎNL8 ä'ölectricitö âu territoire 
plebi8cite
Article Z76

8 i
Ln.06 qui concerne les usines d'olsctricito du 

territoire Plebiscite autres que les tHIL., les 
deux karties contractantes s'enZaZent à per­
mettre, pendant quinze ans, à dater du transkert 
de la souveraineté, la kourniture, sn kranebiss de 
tous droits d'sntrss st ds sortis, ainsi qus de 
toutes taxes a l'occasion de l'entres ou ds la sor­
tis, ou ds la délivrance de permis d'importation 
ou d'exportation, d'énergie électrique d'une partis 
du territoire plébiscité dans l'autre, sn quantités 
correspondant aux quantités kournies jusqu'à la 
date du transksrt ds la souvsrainsts. billes s'en­
gagent sn outre à ns pas mettre d'obstacles à 
l'execution des contrats existants pour la kourni- 
turs d'électricité et à assurer la protection dss 
tribunaux aux revendications kondees sur css con­
trats, ds tells manière notamment qus tous lss 
ayants droit soient traités sur ls msms pied qus 
dss nationaux.

8 2
Des usines d'électricité mentionnées au para- 

grapbs 1 jouiront dss droits résultant dss prin­
cipes contenus à l'article 370, paragraxbe 2, lit. p) 
st i). DUss pourront kairo transporter sn kran- 
ebiss ds tous droits d'sntrss st ds sortis, ainsi 
qus de toutes taxes à l'occasion ds Contres ou ds 
la sortis ou de la délivrance de permis d'impor­
tation ou d'exportation, dss depots ds l'usins sur 
l'autrs partis du territoire plébiscite, les maté­
riaux, outils st ustensiles nécessaires pour msttro 
fin à dss perturbations subites survenant aux 
câbles st aux transformateurs, ainsi qu'à d'autres 
accidents analogues.

Lkapitre IN

Compétence äe In Lommi88ion mixte
Article A79

Da Commission mixte sst compétents pour 
statuer sur tous différends qui s'élèveraient entre 
lss deux Couvsrnsments au sujet ds l'application 
ou de l'interprétation des articles 370, paragrapbes l 
à 3, 371, xaragrapbs 4, 373, 374, 375, xara- 
graxbss 1 à 3, 378.

cbapitre IV

Vi8po8ition finale
Article Z§9

Dss doux Couvernsmsnts peuvent à tout mo­
ment modifier par un accord les dispositions du 
présent titrs.

Kapitel 2.

Die anderen Elektrizitätswerke des 
Abstimmungsgebiets

Artikel 378

8 1
Die vertragschließenden Teile verpflichten sich, 

fünfzehn Jahre nach dem Übergänge der Staatshoheit 
die Zuführung von Elektrizität durch andere Werke 
des Abstimmungsgebiets von einem Teilgebiet in das 
andere in demselben Umfange frei von Einfuhr- und 
Ausfuhrzöllen sowie Einfuhr- oder Ausfuhrabgaben 
zu gestatten, in dem die Lieferung zur Zeit des 
Überganges der Staatshoheit erfolgt, die Ausführung 
bestehender Lieferungsverträge nicht zu hindern und 
die gerichtliche Geltendmachung der sich aus diesen 
Verträgen ergebenden Ansprüche in demselben Maße 
zu gewährleisten wie für Ansprüche der eigenen 
Staatsangehörigen.

8 2
Die im Z 1 bezeichneten Werke genießen die Rechte 

aus Artikel 370 8 2, Buchstabe Z und i. Sie dürfen 
zur Beseitigung von Plötzlich eingetretenen Kabel-, 
Leitungs- und Transformatorenstörungen und ähn­
lichen Betriebsschäden die dazu erforderlichen Mate­
rialien, Werkzeuge und Geräte von ihren Lagern in 
das andere Teilgebiet bringen, ohne daß dafür Ein­
fuhr- oder Ausfuhrzölle, Einfuhr- oder Ausfuhrab­
gaben erhoben werden.

Kapitel 3

Zuständigkeit der Gemischten Kommission
Artikel 379

Für Streitigkeiten zwischen der deutschen Regie­
rung und der polnischen Regierung über die Aus­
legung und Anwendung der Artikel 370 88 1 bis 3, 
Artikel 371 8 4, Artikel 373, 374, 375 88 1 bis 3 und 
Artikel 378 ist die Gemischte Kommission zuständig.

Kapitel 4

Schlußbestimmung
Artikel 380

Die beiden Regierungen können die Bestimmun­
gen dieses Titels im gegenseitigen Einvernehmen 
jederzeit abändern.
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Vitre VU

?O8te8, 1êlêgrapke8 et telêpkone8

cbapitre premier

Service po8taux

8ectà 1
Disposition generale

Article 361
8ous reserve des dispositions du présent titre 

at des modifications qui pourront intervenir à la 
Luits d'accords ultérieurs, ls servies postal entre 
la Hauts 8ilssm polonaise, d'uns part, et la partie 
allemands du tsrritoirs Plebiscits ainsi qus le 
reste ds l'Allemagne, d'autre part, est soumis 
aux prescriptions de la Convention postale uni- 
vsrsslls conclus a kladrid, ls 30 novembre 1920, st 
des arrangements qui s'v rattacbent, ainsi qu'aux 
règlements d'execution.

Titel VU
Post-, Telegraphen- und Fernsprech­

verkehr
Kapitel I

Postverkehr

Abschnitt I

Allgemeine Bestimmung

A r t i k e l 381
Im Postverkehre zwischen Polnisch-Oberschlesien 

einerseits und dem deutschen Teile des Abstimmungs­
gebiets sowie dem übrigen Deutschland anderseits 
geilten die Vorschriften des Weltpostvertrags vom 
30. November 1920 und der dazu gehörenden Ab­
kommen nebst den Vollzugsordnungen, soweit durch 
die nachfolgenden Bestimmungen oder durch spätere 
Vereinbarungen nicht ein anderes festgesetzt wird.

Seetiorr 11
services postaux entre la blaute 8ilêsie polonaise 

et la partis allemande du territoire plébiscite

Article 382
1- — Dss taxes du servies intérieur allemand 

6n vigueur lors du transksrt de la souvsrainsts, 
demeureront applicables aux envois de la poste 
aux lettrss.

2. — Zi l'une des Tarties contractantes désire 
modifier les taxes, les Gouvernements s'enten­
dront, dans un delai de deux mois et par écrit, 
pour décider s'il est possible de maintenir la 
parité dss taxes. 8i l'accord ne peut se kaire, 
cbscun des Couvsrnsmsnts aura ls droit de fixer 
ses taxes comme bon lui semblera, la majoration 
ou la réduction ne pouvant toutefois jamais dé­
passer 50 °/° des taxes appliquées dans le service 
intérieur allemand a Tspoque de la modification. 
Des deux administrations ss communiqueront 
réciproquement les nouvelles taxes et la date de 
leur mise en vigusur.

Abschnitt II

Verkehr zwischen Polnisch-Oberschlesien und 
dem deutschen Teile des Abstimmungsgebiets.

Artikel 382
(1) Für Briefpostsendungen werden die am Tage 

des Übergangs der Staatshoheit bestehenden deutschen 
Gebührensätze des inneren Verkehrs angewendet.

(2) Wünscht einer der vertragschließenden Teile 
eine Änderung der Gebühren eintreten zu lassen, so 
haben sich die Regierungen durch Schriftwechsel inner­
halb einer Frist von zwei Monaten darüber zu ver­
ständigen, ob die Möglichkeit besteht, die Gebühren- 
gleichheit zu erhalten. Wird keine Verständigung 
erzielt, so steht jeder Regierung das Recht zu, die 
Gebühren selbständig festzusetzen. Eine Erhöhung 
oder Ermäßigung darf jedoch nicht mehr als 50 vom 
Hundert der jeweils geltenden Gebühren betragen. 
Die Verwaltungen teilen sich die neuen Gebühren und 
den Zeitpunkt, an dem sie in Kraft treten, gegen­
seitig mit.

Article 383
1- Dss colis postaux ns bénéficient pas dss 

taxes du ravoir local; ils sont soumis aux taxes 
de la zoim éloignés st aux droits d'assurance qui 
sont ou seront perdus sn servies intérieur alle­
mand sur la bass des coupures de poids.

. T' Da taxe sst partages entre les deux 
n în^îàations, trois cinquièmes revenant à 

Absmagne st deux cinquièmes à la Tologne. Des 
1 srtiss renoncent au partage de la taxe addition­
nelle appli^ês aux colis sucombrants et aux colis 
urgents.

Artikel 383
(1) Für Pakete werden ohne Rücksicht auf die Ent­

fernung die jeweils geltende deutsche Fernzonen- 
gebühr und Versicherungsgebühr nach den Gewichts­
stufen des inneren Verkehrs erhoben.

(2) Diese Gebühren werden zwischen den beiden 
Verwaltungen derart geteilt, daß drei Teile auf 
Deutschland und zwei Teile auf Polen entfallen. Auf 
eine Teilung des Zuschlags für Sperrgüter und für 
dringende Pakete wird verzichtet.

23*
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Article 384
La taxo des journaux est acquise à l'admiui- 

stratiou a laquelle appartient le bureau postal 
expéditeur (LcrlaAsposàskalt). L'administra­
tion du bureau postal destinataire transporte et 
distribue gratuitement les journaux.

Article 385
Cour les objets recommandes et les colis 

postaux, les indemnités, en cas de perte ou 
d'avarie, seront payses conkormement aux dis­
positions du service intérieur allemand.

Lektion III
Services postaux entre la llauts Lilêsie polonaise 

et les parties de l'àllemagne situées en debors 
du territoire plébiscité

Article 386
1. — Il peut être expédie dss colis postaux, 

avec ou sans valeur déclarés, jusqu'à concurrence 
de 20 kilogrammes, avec les coupures de poids 
suivantes: jusqu'à 5 kilogrammes inclusivement, 
de 5 à 10 kilogrammes inclusivement, de 10 
à 15 kilogrammes inclusivement, de 15 à 20 kilo­
grammes inclusivement.

2. — La taxe est calcules sur lss bases des 
dispositions ds la Convention international« du 
30 novembre 1920 concernant Cecbange dss colis 
postaux, étant entendu qus, par 5 kilogrammes ou 
traction de 5 kilogrammes, la quote-part de l'Alle­
magne sst ds 30 centimes et celle ds la Cologns de 
20 centimes. Lss taxes sont perdues d'après lss 
équivalents en monnaie allemands. Ls droit d'as- 
surancs sst üxs à 50 centimes par 300 krancs 
d'après les équivalents en monnaie allemande. 
Ls montant du droit est acquis pour les trois 
cinquièmes à l'^llemagns et pour les dsux cin­
quièmes à la Cologne.

Artikel 384
Die Zeitungsgebühren werden zugunsten derjeni­

gen Verwaltung vereinnahmt, der die Verlagspost­
anstalt angehört. Die Absatzverwaltung befördert 
und bestellt die Zeitungen unentgeltlich.

Artikel 385
Bei Einschreibsendungen und Paketen wird für 

Verlust oder Beschädigung nach den Sätzen des inner­
deutschen Verkehrs Ersatz geleistet.

Abschnitt III

Verkehr zwischen Polnisch-Oberschlesien 
und dem übrigen Deutschland

Artikel 386
(1) Pakete mit oder ohne Wertangabe können bis 

zum Höchstgewichte von 20 kg versandt werden, und 
zwar in folgenden Gewichtsstufen: bis 5 kg, über 
5 bis 10 kg, über 10 bis 15 kg und über 15 bis 20 kg.

(2) .Die Gebühr wird nach den Grundsätzen des 
internationalen Postpaketvertrags vom 30. Novem­
ber 1920 mit der Maßgabe berechnet, daß für je 5 kg 
oder einen Bruchteil davon der deutsche Anteil auf 
30 Centimen und der polnische Anteil auf 20 Centi­
men ermäßigt wird. Die Gebühren werden in den 
deutschen Gegenwerten erhoben. Die Versicherungs­
gebühr beträgt 50 Centimen für je 300 Franken nach 
dem deutschen Gegenwerte. Hiervon entfallen auf 
Deutschland drei Teile und auf Polen zwei Teile.

Lcokion IL
Dispositions communes

Article 387
1. — Ls montant maximum ds la déclaration 

ds valeur n'sst pas limite pour lss lettres et colis 
avec valeur déclarés. Le montant de la somme 
déclares doit êtrs exprimé sn monnaie allemands.

2. — Ls montant maximum d'un mandat de 
poste est fixe à 2,000 marks. Il sn sst de même 
pour les valeurs à recouvrer. Crovisoiremsnt lss 
protêts ns ssront pas acceptes.

3. — Les cartes postales de grand kormat 
(15,7X10,7 cm.), admises dans ls ssrvics intérieur 
allemand, seront encore acceptées au tarik de la 
carte postale pendant uns année à dater du trans- 
kert ds la souvsrainsts.

4. — Los colis postaux urgents sont admis.

Article 388
Ln principe, il appartient à cbaque admini­

stration de pourvoir au transport des snvois 
postaux jusqu'à la krontièrs.

Abschnitt IV

Gemeinsame Bestimmuugen

Artikel 387
(i) Der Meistbetrag der Wertangabe bei Briefen 

und Paketen ist unbeschränkt. Die Wertangabe ist in 
deutscher Währung auszudrücken.

(2) Der Meistbetrag einer Postanweisung wird auf 
2 000 festgesetzt. Dasselbe gilt für den einzelnen 
Postauftrag. Postprotestaufträge werden nicht an­
genommen.

(3) Postkarten von dem im innerdeutschen 
Verkehre zugelassenen größeren Abmessungen 
(15,7 :10,7 cm) sind noch ein Jahr nach dem Über­
gänge der Staatshoheit gegen die Postkartengebühr 
zu befördern.

(4) Dringende Pakete werden zugelassen.

A r t i k e l 388
Grundsätzlich hat jede Verwaltung die Postsen­

dungen bis zur Grenze zu befördern.



— 175 —

Article 389
Dss Dartiss contrastantes élaboreront, par voie 

de libre accord, un arrangement sur le service des 
Reques postaux qui ssra ratifié et entrera en 
vigueur en même temps que la présente Con­
vention.

Lection T
Service de transit

Article 390
1. — Tour le calcul dss trais ds transit appli­

cables LUX envois de lL poste LUX lettres, la partis 
allemande du tsrritoirs plébiscité et le rsste do 
l'Allemagne, d'une part, sont considères comme 
formant rm seul et même tsrritoirs, la partis xo- 
lonaiss du tsritoire plébiscite et le reste de la 
Dologne, d'autre part, comme formant aussi un 
seul st même territoire.

2. — Dour les colis postaux provenant de la 
partis polonaiss du tsritoire plébiscité, sn transit 
par l'Allsmagne et a destination de xa)'8 situés 
au delà ds l'Allemagne, ds même qus pour lss colis 
provenant d'Allemagne, en transit par la partis 
polonaiss du tsrritoirs plébiscité st a destination 
à paz^s situés au delà de la Dologne sons toueber 
au rssts du tsrritoirs polonais, la quote-part ds 
l'Allemagne est réduits à 30 centimes et celle de 
la Dologne à 20 centimes. Dette disposition pourra 
êtrs modifiés sn tout tsmxs, par entente dss dsux 
Oouvernements, lorsque ls servies dss colis 
postLux aura rspris entre l'Allemagne et la 
tologns.

Lkapitre II

3ervîce8 télégraphique et téléphonique
Article 391

1. — Des lignes tèlègraxbiquss st tèlèpboniquos, 
reliant Iss dsux partiss du tsrritoirs plébiscité au 
moment du transfert ds la souveraineté, restent 
en service.

2. — Dbaqus administration organisera son 
réseau de fa^on qus le trafic intérieur dss bureaux 
situés sur son propre tsrritoirs puisse avoir lieu 
sans ls secours de bureaux appartenant a l'autre 
administration. Tendant la pèriods de transition, 
qui ns doit pas dépasser un an, et en cas de dé­
rangement sur ls réseau, Tautrs administration 
interviendra gratuitement pour assurer lss com­
munications.

3. — Du principe, les postes téléphoniques 
publies et particuliers, situés sn tsrritoirs allemand, 
ssront reliés à une station intermédiaire alle­
mands, st lss postes tèlèpboniquss publics st parti­
culiers, situés sn tsrritoirss polonais à uns station 
intermédiaire polonaise. Des postes tslèpboniquss 
existants, qui seraient reliés à uns station inter­
médiaire de l'autre Mat, seront brancbès, le plus 
tôt possible sur une station intermédiaire de leur 
propre Ltat. dusqu'à ce moment, ebaque 
administration assurera, l'entretien des installa­
tions sisss sur son territoire. Dbaqus administra­
tion peut, moyennant préavis de trois mois, rési­
lier en tout temps les abonnements tèlèpboniquss 
pour la fin d'un trimestre du calendrier.

A r t i k e l 389
Die Regelung des Postscheckverkehrs bleibt einem 

besonderen Abkommen Vorbehalten, das gleichzeitig 
mit diesem Vertrage ratifiziert wird und in Kraft 
tritt.

Abschnitt V

Durchgangsverkehr

Artikel 390
(i) Bei Ermittelung der Durchgangsgebühren für 

Briefpostsendungen gelten der deutsche Teil des Ab­
stimmungsgebiets und das übrige Deutschland einer­
seits sowie der polnische Teil des Abstimmungs­
gebiets und das übrige Polen anderseits als je ein 
Gebiet.

(s) Für Pakete aus dem polnischen Teile des Ab­
stimmungsgebiets über Deutschland nach Hinterlän­
dern Deutschlands oder aus Deutschland über den 
polnischen Teil des Abstimmungsgebiets nach Hin­
terländern des polnischen Teiles ohne Berührung des 
übrigen polnischen Gebiets wird der deutsche Anteil 
auf 30 Centimen und der polnische Anteil auf 20 Cen­
timen ermäßigt. Diese Bestimmung kann nach Auf­
nahme des Paketverkehrs zwischen Deutschland und 
Polen im gegenseitigen Einverständnis der beiden 
Verwaltungen jederzeit geändert werden.

Kapitel II

Telegraphen- und Fernsprechverkehr
Artikel 391

(i) Die Telegraphen- und Fernsprechleitungen, die 
zur Zeit des Überganges der Staatshoheit durch beide 
Teile des Abstimmungsgebiets verlaufen, bleiben im 
Betriebe.

(2) Jede Verwaltung wird ihr Leitungsnetz so ein­
richten, daß der innere Verkehr der auf ihrem Gebiete 
liegenden Betriebsstellen ohne Mitwirkung von Be­
triebsstellen der anderen Verwaltung abgewickelt 
werden kann. Während der Übergangszeit, die nicht 
länger als ein Jahr dauern soll, und in Störungs­
fällen wird die andere Verwaltung die Vermittelung 
kostenfrei besorgen.

(3) Grundsätzlich werden die auf deutschem Gebiete 
liegenden Sprechstellen an deutsche Vermittelungs­
stellen und die auf polnischem Gebiete liegenden 
Sprechstellen an polnische Vermittelungsstellen ange­
schlossen. Vorhandene Sprechstellen, die an eine Ver­
mittelungsstelle des anderen Staates angeschlossen 
find, werden tunlichst bald an eine Vermittelungs­
stelle des eigenen Staates umgeschaltet. Bis zur 
Umschaltung hält jede Verwaltung die auf ihrem Ge­
biete liegenden Teile der Anlagen instand. Jede 
Verwaltung kann solche Anschlüsse jederzeit zum Ende 
eines Kalendervierteljahres unter Einhaltung einer 
Kündigungsfrist von drei Monaten kündigen.
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Article 392
8 i

1. — Le servies têlêZraxbiqus et têlêpboniqus 
s'sffoàs conkormêmsnt aux dispositions ds la 
Convention tslsgraxtnqus internationale, eonolue 
à Laint-Cetsrsdourg ls 10/22 juillet 1875, st au 
RsZIsmsnt de servies international du 11 juin 
1908, y annexe.

2. — Toutskois, ls servies kêlêpboniqus donne 
lieu aux dérogations et additions suivantes:

1" L'article LXVIII A, Z 6, du RèAlsmsnt de 
ssrvieo international ne s'applique pas au 
servies téléphonique entre les dsux parties 
du tsrritoirs plébiscité; les conununications 
sont données dans l'ordre d'inscription dss 
dsinandss.

2" L'articls LXVIII C, Z 2, du Lsglemsnt ds 
servies international ne s'applique pas au 
servies téléphonique entre les dsux parties du 
tsrritoirs plébiscité; ls nombre dss demandes 
n'est pas limite en ce qui concerne ces com­
munications.

-3 ° Ad article LXVIII D du Règlement de ser­
vice international : les communications d'Ltat 
sont admises.

4° Ad article LXVIII II du Règlement de ser­
vice international: les communications d'abon­
nement de nuit entre 21 heures st 8 hsurss 
sont admises.

5° Ad article LXVIII 4 du Règlement de service 
international: sont maintenues Iss disposi­
tions et taxes existant actuellement pour Iss 
conversations avec dss personnes appelées au 
poste téléphonique, pour les conversations 
taisant suite à dss avis d'appel et pour les 
conversations avec dss agents ds la poste 
(RosiKAsntcn) ou des gerants de recettes 
auxiliaires charges de
taire parvenir de brsts messages aux intér­
esses.

82
Le service téléphonique régional du district in­

dustriel de Hauts Lilêsie est maintenu dans son 
étendus actuelle.

Article 393
1. — Dans Iss relations télégraphiques entre 

les deux parties du territoire plébiscité, la taxe 
totale est de 3 centimes par mot simple. Touts- 
tois, la taxe a percevoir ns peut être intérieurs a 
celle d'un télégramme de meme genre et de même 
longueur du servies intérieur allemand, ni su­
périeurs au double. Dans les relations télégra­
phiques entre la Hauts Lilêsie polonaise et l'Alle­
magne à l'exception de la partis allemands du 
tsrritoirs plébiscité, les taxes sont celles établies 
par la Convention télégraphique internationale. 
LIIss pourront êtrs réduites après accord entre 
les dsux administrations.

2. — Lss communications téléphoniques régio­
nales, les communications téléphoniques entre 
lss dsux partiss du tsrritoirs plébiscité ainsi que 
les communications télégraphiques entre la 
Haute Lilêsie polonaise et l'Allemagne à l'sx-

A r t i k e l 392

8 1
(1) Der Telegraphen- und Fernsprechbetrieb wird 

nach den Bestimmungen des Internationalen Tele­
graphenvertrags vom 10./22. Juli 1875 und der Aus­
führungsübereinkunft für den internationalen Tele­
graphenverkehr vom 11. Juni 1908 abgewickelt.

(2) Für den Fernsprechbetrieb gelten jedoch fol­
gende Abweichungen und Ergänzungen:

1. Artikel LXVIII A §6 der Ausführungsüber­
einkunft für den internationalen Telegraphen­
verkehr findet im Fernsprechverkehrs zwischen 
beiden Teilen des Abstimmungsgebiets keine 
Anwendung; die Gesprächsverbindungen werden 
nach Maßgabe ihrer Anmeldezeit ausgeführt.

2. Artikel LXVIII 6 8 2 der Ausführungsüber­
einkunft für den internationalen Telegraphen­
verkehr findet im Fernsprechverkehr zwischen 
den beiden Teilen des Abstimmungsgebiets keine 
Anwendung; in diesen Verkehrsbeziehungen 
unterliegt die Zahl der Anmeldungen keiner 
Beschränkung.

3. Zu Artikel LXVIII D der Ausführungsüber­
einkunft für den internationalen Telegraphen­
verkehr: Staatsgespräche sind zulässig.

4. Zu Artikel LXVIII R der Ausführungsüber­
einkunft für den internationalen Telegraphen­
verkehr: Nachtabonnementsgespräche sind in den 
Stunden von 9 Uhr nachmittags bis 8 Uhr vor­
mittags zulässig.

5. Zu Artikel LXVIII d der Ausführungsüber­
einkunft für den internationalen Telegraphen­
verkehr: Die bestehenden Bestimmungen und 
Gebühren für Gespräche, zu denen eine Person 
herbeigerufen werden soll, für Gespräche mit 
Voranmeldung und für Gespräche mit Post­
agenten und Hilfsstelleninhabern zur Weitergabe 
kurzer Nachrichten werden aufrechterhalten.

8 2
Der Bezirksfernsprechverkehr im oberschlesischen 

Jndustriebezirke wird in dem bestehenden Umfang 
aufrechterhalten.

Artikel 393
(i) Im Telegraphenverkehre zwischen beiden 

Teilen des Abstimmungsgebiets beträgt die Gesamt­
gebühr 3 Centimen für das einfache Wort. Der zu 
erhebende Betrag darf jedoch nicht niedriger als die 
Gebühr für ein Telegramm gleicher Art und gleicher 
Länge des inneren deutschen Verkehrs und nicht höher 
als das Doppelte der Gebühr eines solchen Tele­
gramms sein. Im Telegraphenverkehre zwischen 
Polnisch-Oberschlesien und Deutschland mit Ausschluß 
des deutschen Teiles des Abstimmungsgebiets gelten 
die Gebühren des internationalen Telegravhenver- 
trags. Eine Ermäßigung dieser Gebühren kann im 
gegenseitigen Einverständnis der beiden Verwaltun­
gen stattfinden.

(2) Im Bezirksfernsprechverkehr, im Fernsprech­
verkehrs zwischen den beiden Teilen des Abstim­
mungsgebiets sowie im Fernsprechverkehr zwischen 
Polnisch-Oberschlesien und dem übrigen Deutschland 
finden die Gebühren des inneren deutschen Fernsprech- 
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esption äs la partis allsmands à tsrritoirs Ple­
biscits, sont soumises aux taxes âu service télé­
phonique intérieur allemanä. Des âispositions às 
l'article DXVIII T, ZZ 1 a 4, et O àu Lèglement 
äs servies international annexe à la Convention 
télégraphique internationale âe Laint-Têtsrs- 
bourg, sont remplacées par les dispositions du 
service intérieur allemand en vigueur au momsnt 
à transfert de la souveraineté. Des deux admi­
nistrations pourront, d'un commun accord, modi- 
bor les taxes pour lss communications régio­
nales ; à défaut d'accord, il sera peryu uns taxe 
«sale à la taxe perdus pour les communications 
entre les deux parties du territoire plébiscité.

3. — Au cas ou un arrangement portant sur 
l'snssmbls des relations téléphoniques intervien­
drait entre l'Allemagne et la Tologne, chacune 
des deux administrations pourra demander qus 
les communications entre la Laute Lilesie Polo­
naise et les parties de l'Allemagne situées sn 
dehors du territoire Plebiscits soient réglées con­
formement aux dispositions de cet arrangement. 
Des deux administrations pourront, d'un com­
mun accord, en étendre les dispositions aux com­
munications téléphoniques entre Iss deux parties 
du territoire Plebiscite.

Lbapitre III

Voies de recours 
Article 394

Da Commission ldixts ss prononce sur les dif­
férends qui surgiraient entre les deux Couvsr- 
nomonts au sujet de l'interprétation ou de l'ap­
plication des dispositions du présent titrs.

Lbapitre IV
Disposition finale

Article 395
1. — De présent titrs demeurera sn vigueur 

aussi longtemps que le mark allemand restera 
la seuls monnais legale en Laute Lilesie polo­
naise.

2. — Des deux Couvsrnsments sont autorises 
à changer en tout temps, d'un commun accord, 
les dispositions du présent titre, sauf celles de 
l'article 381, ainsi qus toutes les dispositions du 
Lèglsment d'execution annexe au présent titre.

Verkehrs Anwendung. An die Stelle der Bestim­
mungen des Artikels DXVIII T ZZ 1 bis 4 und C 
der Ausführungsübereinkunft für den internationalen 
Telegraphcnverkehr treten die zur Zeit des Übergangs 
der Staatshoheit geltenden Bestimmungen des inne­
ren deutschen Verkehrs. Die beiden Verwaltungen 
können im gegenseitigen Einvernehmen die Bezirks­
gesprächgebühren ändern; wird eine Einigung nicht 
erzielt, so werden im Bezirksverkehre die gleichen 
Gebühren erhoben, wie im Verkehre zwischen den 
beiden Teilen des Abstimmungsgebiets.

(3 ) Falls ein Abkommen über den allgemeinen 
deutsch-polnischen Fernsprechverkehr zustande kommt, 
kann jede der beiden Verwaltungen verlangen, daß 
der Verkehr zwischen Polnisch-Oberschlesien und dem 
außerhalb des Abstimmungsgebiets gelegenen Teile 
Deutschlands nach den Bestimmungen dieses Abkom­
mens geregelt wird. Die beiden Verwaltungen 
können im gegenseitigen Einvernehmen die Bestim­
mungen dieses Abkommens auch auf den Fernsprech­
verkehr zwischen den beiden Teilen des Abstimmungs­
gebiets ausdehnen.

Kapitel III 

Rechtsmittel 
A r t i k e l 394

Die Gemischte Kommission entscheidet über Strei­
tigkeiten, die sich zwischen den beiden Regierungen 
aus der Auslegung und Anwendung der Bestimmun­
gen dieses Titels ergeben sollten.

Kapitel IV 

Schlußbestimmung
Artikel 395

(r) Die Bestimmungen dieses Titels gelten so 
lange, als die deutsche Mark das einzige gesetzliche 
Zahlungsmittel in Polnisch-Oberschlesien ist.

(2) Die beiden Regierungen können im gegen­
seitigen Einverständnis die Bestimmungen dieses 
Zjjtels, mit Ausnahme des Artikels 381 sowie die 
diesem Titel als Anlage beigefügten Ausführungs­
bestimmungen jederzeit ändern.

Annexe au litre VII

Règlement ä'exöcution
ad article 382

I. — Au nombre dss taxes a percevoir selon 
l^s taux du service intérieur allemand, il a lieu 
à comprendre lss surtaxes pour Iss envois non 
Affranchis ou insuffisamment affranchis, les taxes 
üo remise par express et les droits d'assurance.

2. — Tour lss envois ds la poste aux lettres 
N'Avss de remboursement, le droit de rembour­
sement de 10 centimes et le droit d'encaissement 
à 15 centimes doivent être acquittes d'après 
l'équivalent en monnaie allemande.

Anhang

Ausführungsbestimmungen
Zu Artikel 382

(1) Zu den Gebühren, die nach den Sätzen des 
innerdeutschen Verkehrs erhoben werden, rechnen auch 
die Nachgebühr bei nicht oder nicht ausreichend frei- 
gemachten Sendungen, die Eilbestellgebühr und die 
Versicherungsgebühr.

(2) Bei Nachnahmesenduugen im Briefpostver­
kehre sind die deutschen Gegenwerte der Nachnahme­
gebühr von 10 Centimen und der Einziehungsgebühr 
von 15 Centimen zu entrichten.
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3. — L'emploi äs timbrss-poà äs servies 
u'ssk pas admis.

4. — Lss envois recommandés äs la poste aux 
lettres st Iss lettres avec valeur déclarés ssront 
portés individuellement snr Iss keuillss d'avis.

aä articles 383 et 386
1. — Cllaque colis postal doit, aux ternies de 

la Convention internationale concernant CèàanM 
des colis postaux, êtrs accompagné d'un bulletin 
d'expédition; en outre; il sera kourni une décla­
ration de douane pour les colis a destination de 
l'Allemagne, et deux déclarations pour les colis 
à destination de la Haute Lilêsie polonaise. Lss 
kormules des bulletins d'expédition seront celles 
du service des colis pour l'étranger. Il sst loisible 
au pays d'origins d'exiger d'autres documents sn 
vus du contrôle des exportations, aux 6ns de 
statistique ou autres.

2. — Les dispositions sur la kermsturs des 
colis postaux insérées a l'article V, Z 1, alinéa 3, 
du Reglement d'exécution de la Convention 
internationale concernant l'êàanM des colis 
postaux, ne sont pas applicables aux colis ordi­
naires.

3. — Lss colis avec valeur déclarés, jusqu'à 
500 marks inclusivsmsnt, ssront, comme dans le 
servies intérieur allemand, traités comme colis 
ordinaires. Lss droits d'assurance perdus pour css 
colis restent acquis au pays d'origins.

4. — Lss colis ordinaires, y compris les colis 
avec valeur déclarés jusqu'à 500 marks, ne seront 
portés sur lss keuillss de route que d'après leur 
nombre global, séparément suivant les quatre 
catégories de poids. Les bonifications revenant a 
l'administration destinataire, telles qu'elles res­
sortiront de css indications, seront portées sn 
même temps sur la ksuills de route. Les colis avec 
valeur déclarée supérieurs à 500 marks ssront 
inscrits individuellement. Il ns ssra pas kait 
mention du montant des remboursements.

5. — L'êcbangs dos colis ss kora seulement entre 
bureaux ds posts spécialement affectés à cet usage. 
Les deux administrations se communiqueront réci­
proquement, en temps utile, lss noms des bureaux 
cbargês de ce service. »

6. — Ls montant dss bonifications porté sur lss 
ksuillss ds routs st le décompte du servies des 
colis postaux ssront établis en monnaie allemands.

7. — Le droit de recommandation et ls droit 
d'expédition sont acquis au pays d'origine; la taxe 
pour la remise par express sera intégralement 
bonifiée au pays destinataire. Ln outre, dans lss 
relations entre la Hauts Lilêsis polonaise st 
l'Allsmagns à l'exception de la partie allemands 
du tsrritoirs plébiscité, la taxe additionnelle 
xsryus pour les colis encombrants et la taxe 
spéciale afférente aux colis urgents seront 
partagées dans la même proportion qus les taxes 
applicables d'après le poids.

ack article 384
Cbacuns dss deux administrations sst tenus ds 

communiquer, au moins six mois à l'avance, son 
intention d'appliquer aux journaux les dispo-

(8 ) Die Verwendung von Dienstmarken wird nicht 
zugelassen.

(4 ) Einschreibsendungen und Briefe mit Wertan­
gabe werden in den Briefkarten einzeln nachgewiesen.

Zu A r t i kel 383 und 386
(1) Jedes Paket muß nach den Vorschriften des 

internationalen Postpaketvertrags von einer Paket­
karte begleitet sein; außerdem sind in der Richtung 
nach Deutschland eine und in der Richtung nach Pol­
nisch-Oberschlesien zwei Zollinhaltserklärungen er­
forderlich. Zu den Paketkarten sind die Vor­
drucke des Auslandsverkehrs zu verwenden. Inwie­
weit weitere Begleitpapiere zur Prüfung der Aus­
fuhrfähigkeit, zu statistischen und sonstigen Zwecken 
beizufügen sind, bleibt der Bestimmung des Auf­
gabelandes überlassen.

(2) Die Bestimmungen der Artikel V AI Abs. 3 
der Vollzugsordnung zum internationalen Postpaket­
vertrag über den Verschluß der Pakete finden bei ge­
wöhnlichen Paketen keine Anwendung.

(3) Pakete bis 500 cä Wertangabe einschließlich 
sollen wie im innerdeutschen Verkehr als gewöhnliche 
Pakete behandelt werden. Die bei diesen Paketen 
erhobene Versicherungsgebühr verbleibt dem Aufgabe­
lande.

(4) Die gewöhnlichen Pakete, mit Einschluß der 
im Abs. 3 bezeichneten Pakete bis 500 Wertan­
gabe, werden nur nach der Gesamtstückzahl, und zwar 
nach den vier Gewichtsgruppen getrennt, in die 
Frachtkarte eingetragen. Die sich hieraus ergeben­
den, der Bestimmungsverwaltung zustehenden Ver­
gütungsbeträge werden gleichzeitig in die Karte aus­
genommen. Pakete mit Wertangabe über 500 
unterliegen der Einzeleintragung. Von einer Auf­
führung der Nachnahmebeträge wird abgesehen-

(5) Der Austausch der Pakete findet nur zwischen 
Auswechselungspostanstalten statt. Jede Verwaltung 
teilt der anderen rechtzeitig mit, welche Postanstalten 
für diesen Dienst bestimmt sind.

(6) Die Angabe der Vergütungsbeträge in den 
Karten und die Abrechnung über den Paketverkehr 
finden in deutscher Währung statt.

(7) Die Einschreibgebühr und die Behandlungs­
gebühr verbleiben dem Aufgabelande, die Eilbestell- 
gebühr wird dem Bestimmungsland in voller Höhe 
vergütet. Im Verkehre zwischen Polnisch-Ober­
schlesien und dem übrigen Deutschland werden 
außerdem der Sperrgutzuschlag und die besondere 
Gebühr für dringende Pakete nach demselben Verhält­
nis wie die Gewichtsgebühren geteilt.

Zu Artikel 384

Soll das verabredete Verfahren nach den Grund­
sätzen des internationalen Postzeitungsabkommens 
geregelt werden, so hat jede Verwaltung dies der 
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Etions ds l'Arrangement international concernant 
W8 abonnements aux journaux et publications 
périodiques annexe a la Convention postale uui- 
vorsedo. Des journaux dont l'abonnement expire 
^près la date fixes pour ls changement de régime, 
seront transportes et distribues gratuitement dans 
le pavs destinataire jusqu'au terme de l'abonne­
ment.

ad article 387
cas ou, dans le service dss mandats de poste, 

uns administration se trouve à découvert vis-à-vis 
U6 l'autre administration d'une somme supérieure 
n 600,000 marks, elle a le droit de réclamer, avant 
Me le compte soit clos, un acompte jusqu'à con­
currence des trois quarts du montant de sa 
créance. Ce paiement doit être effectue dans un 
delai de huit jours.

ad article 388
8 i

Des parcours dss facteurs ruraux doivent être, 
autant qus possible, organises de fa^on à ne pas 
empiéter sur le territoire etranger. Oes déroga­
tions à cstts règle ns sont admises qu'axrès accord 
entre les deux administrations.

8 2
1- — Chaque administration a le droit de faire 

convoyer pur les agents des postes necessaires 
uu tri st, à la garde dss envois postaux, ses vagons 
ds chemins de fer et ses vagons-poste en transit 
Mr ls tsrritoirs étranger jusqu'au point convenu. 
Des agents ne doivent, pendant le temps oü ils 
se trouvent en territoire etranger, effectuer aucune 
operation postale avec le publie ou les bureaux 
de poste étrangers. Dss boites aux lettres de ces 
vagons seront fermées sur ls territoire etranger.

2- — Dorsqus les bureaux ambulants en transit 
sur le territoire étranger acceptent exceptionnelle­
ment de procéder à l'echange de dépêches avec les 
bureaux de poste installes sur leur parcours, 
l'administration dss postes étrangère devra, en 
principe, rembourser à l'autre les frais d'entretien 
de ces bureaux ambulants sur le territoire 
etranger. Il n'/ aura toutefois pas lieu à décompte 
lorsque la différence entre les prestations effec­
tuées de part et d'autre ne sera pas importants.

'3 . — Dorsqus les bureaux ambulants ap­
partenant à une administration circulent sur ls 
territoire de l'autre administration, celle-ci pourra, 
après entente, / placer, à ses frais, ses agents,, 
pour assurer sur son territoire le service de ses 
bureaux. Da responsabilité de ce service incombe 
à l'administration à laquelle appartiennent les 
agents qui ont rsyu consignation des envois.

4. — Chacuns dss dsux administrations a ls 
droit ds faire accompagner par son propre xsr- 
bonnel de surveillance ses bureaux ambulants 
circulant sur le tsrritoirs de l'autre. Dss agents 
ct les envois postaux jouiront d'une protection 
réciproque sur ls territoire etranger. Lu cas 
d'accident sur ce territoire, l'administration 
postale étrangère prêtera l'assistance requise sans 
pouvoir prétendre, de ce chef, à uns indemnité.

5. — Dss règlements intérieurs du xa^s sur 
lequel circulent les vagons-poste déterminent les 

andern mindestens ein halbes Jahr vorher mitzu- 
teilen. Zeitungen, deren Bezug über den Zeitpunkt 
der Neuregelung hinausgeht, werden bis zum Ab­
läufe der Bezugszeit in dem Absatzlande unentgeltlich 
befördert und bestellt.

Zu Artikel 387
Ergibt sich aus dem Postanweisungsdienste für 

eine Verwaltung der andern gegenüber ein unge­
decktes Guthaben von mehr als 600 000 -F, so kann 
vor dem Schluß der eigentlichen Abrechnung eine Ab­
schlagszahlung in Höhe von drei Vierteln des Gut­
habens beansprucht werden. Einem derartigen Ver­
langen ist binnen acht Tagen zu entsprechen.

Z u A r t i k e l 388 

8 1
Die Landposten sollen tunlichst so eingerichtet wer­

den, daß sie nicht auf fremdes Gebiet Überpreisen. 
Eine andere Regelung ist nur im gegenseitigen Ein­
vernehmen der beiden Verwaltungen zulässig.

8 2
(r) Jede Verwaltung hat das Recht, in ihren das 

andere Gebiet bis zur verabredeten Stelle durchlau­
fenden Eisenbahn- und Bahnpostwagen die zur Be­
arbeitung und Bewachung der Postsendungen er­
forderlichen Postbeamten mitfahren zu lassen. Diese 
dürfen während ihres Aufenthalts auf fremdem Ge­
biete nicht in Postverkehr treten. Die Briefkasten 
werden auf dem fremden Gebiete geschlossen gehalten.

(2) Wenn Bahnposten über fremdes Gebiet ge­
führt werden und den Austausch von Kartenschlüssen 
ausnahmsweise mit fremden Kurspostanstalten über­
nehmen, so hat grundsätzlich die fremde Postverwal­
tung die Kosten für die Unterhaltung der Bahnposten 
auf ihrem Gebiete der andern Postverwaltung zu er­
statten. Eine Abrechnung über diese Kosten soll 
jedoch unterbleiben, wenn erhebliche Unterschiede in 
diesen gegenseitigen Leistungen nicht vorhanden sind.

(3) Jede Postverwaltung ist berechtigt, in den 
Vahnposten der anderen Verwaltung, die über ihr 
Gebiet laufen, nach gegenseitiger Verabredung und 
auf eigene Kosten auf ihrem Gebiet eigene Beamte 
mitfahren zu lassen, die den Dienst für ihre Post­
anstalten wahrnehmen. Die Haftung liegt derjenigen 
Verwaltung ob, deren Beamten die Sendungen über­
nommen haben.

(4) Den beiden Verwaltungen steht das Recht zu, 
ihre Bahnposten auch über das andere Gebiet durch 
eigene Aufsichtsbeamte begleiten zu lassen. Der 
gegenseitige Schutz der Beamten und Postladungen 
auf fremdem Gebiete wird zugesichert. Bei Unfällen 
auf fremdem Gebiete leistet die Postverwaltung dieses 
Gebiets die erforderliche Aushilfe, ohne dafür eine 
Vergütung zu beanspruchen.

(s) Inwieweit den Zollbeamten und anderen 
Organen der Zutritt zu den Bahnpostwagen zum 
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conditions dans lesquelles les aZents de la douane 
et autres konctionaires y ont accès en vus d'exercer 
le contrôle douanier ou la mission dont ils sont 
cliarZss.

6. — Les dispositions des alineas 1, 3, 4 et 5 
ci-dessus s'appliquent egalement au transit postal 
dans les trains servant au transit privilégie de 
Raute Lilêsis.

7. — Lss dsux administrations postales ss 
keront réciproquement connaître les trains ou 
parties de train du transit privilégié auxquels 
elles ont l'intention d'adjoindre un vagon-xosts 
ou qu'sllss ont l'intsntion d'utilissr pour le trans­
port dss envois postaux.

8. — Lorsque, à l'intérieur du tsrritoirs plébis­
cité, un vagon ds cbsmin ds 1er ou un vagon-posts 
traverse ls territoire de l'autre administration 
pour regagner son propre territoire, l'administra­
tion postale qui utilise le vagon doit payer à l'ad­
ministration des cbemins de ker le redevance affé­
rente au parcours effectué en transit conkormê- 
ment aux accords conclus entre lss deux admini­
strations de cbsmin de ker.

83
Les colis postaux consignés avant le jour du 

transksrt ds la souvsraintê ssront remis à l'autre 
administration sans qu'il y ait lieu à décompte 
de part ni d'autre. Css colis seront portés sur 
des keuillss de route spéciales.

84
Les dispositions de l'Arrangement international 

concernant les abonnements aux journaux et pu­
blications périodiques seront applicables au ser­
vies des journaux entre la Haute Lilêsis polonaise 
et l'Allemagne à l'exception de la partis allemands 
du tsrritoirs plébiscité, dès ls début du deuxieme 
trimestre qui suivra le transkert de la souverai­
neté. Les dispositions actuelles resteront sn 
vigueur jusqu'à ce moment.

ad article 391
ad aêàêa 7
1. — Les deux administrations arrêteront d'un 

commun accord les mesures de détail concernant 
l'emploi dss lignes têlêgrapbiquss et têlêxboniques 
servant aux communications d'un territoire à 
l'autre.

2. — Lss lignes xbono-têlêgraxbiques (Lp-Lei- 
àpen) dont lss postes d'exploitation ss trouvent 
sur la partis allemands st sur la partis polonaise 
du territoire plébiscité, ssront brancbêss de kayon 
qus les deux circuits de part et d'autre de la kron- 
tière puissent être exploités indépendamment l'un 
de l'autre.

ad alinéa 2
Obacune dss deux administrations s'efforcera 

de modifier le dispositik de son réseau, de kayon 
qus les lignss têlêgrapbiquss st têlêxboniquss 
affectées exclusivement au service intérieur ne 
traversent pas le territoire de l'autre pays. Aussi 
longtemps que le dispositik n'aura pas êtê modifié, 
cbaquo administration paiera à l'autre, pour les 
sections de lignss situêss sur le territoire de estts 
dsrnièrs, une rétribution annuelle de 18 marks 
par 100 mètres ou traction ds 100 mètres de 

Zwecke der Zoll- oder sonstigen Prüfung zu gestatten 
ist, richtet sich nach den inneren Bestimmungen des 
Landes, auf dessem Gebiete sich der Bahnpostwagen 
befindet.

(6) Die Bestimmungen der Abs. 1, 3, 4 und 5 
dieses Paragraphen gelten auch für den Postdurch­
gangsverkehr in den privilegierten Eisenbahn-Durch­
gangszügen innerhalb des oberschlesischen Abstim­
mungsgebiets.

(7) Beide Postverwaltungen teilen einander die 
Züge oder Zugteile des privilegierten Eisenbahn- 
Durchgangsverkehrs mit, in denen sie Bahnpostwagen 
durchzuführen oder die sie zur Postbeförderung zu be­
nutzen beabsichtigen.

(8) Wenn innerhalb des Abstimmungsgebiets 
Eisenbahn- und Bahnpostwagen das Gebiet einer 
andern Verwaltung durchlaufen, um das eigene Ge­
biet zu erreichen, so zahlt diejenige Verwaltung, die 
den Wagen benutzt, an die Eisenbahnverwaltung die 
auf die Durchgangsstrecke entfallenden Kosten nach 
den zwischen den beiden Eisenbahnverwaltungen ge­
troffenen Vereinbarungen.

8 3
Die Pakete, die vor dem Tage des Überganges der 

Staatshoheit aufgeliefert worden sind, werden ohne 
gegenseitige Anrechnung von Gebühren der andern 
Verwaltung übergeben. Diese Pakete sind in beson­
deren Kartenschlüssen zu überweisen.

8 4
Die Umstellung des Zeitungsverkehrs zwischen 

Polnisch-Oberschlesien und Deutschland außerhalb des 
deutschen Teils des Abstimmungsgebiets auf die 
Vorschriften des internationalen Zeitungsabkommens 
tritt mit Beginn des zweiten auf den Tag des Über­
gangs der Staatshoheit folgenden Vierteljahrs in 
Kraft. Bis dahin bleiben die bisherigen Vorschriften 
bestehen.

Zu Artikel 391
Zu Absatz 1

(1) Über die Benutzung der dem gegenseitigen 
Verkehre dienenden Telegraphen- und Fernsprech- 
leitungen treffen die beiden Verwaltungen im gegen­
seitigen Einvernehmen nähere Bestimmung.

(2) Die Lx-Leitungen, deren Betriebsstellen auf 
dem deutschen Teile und auf dem polnischen Teile des 
Abstimmungsgebiets liegen, werden so geschaltet, daß 
die Leitungszweige auf beiden Seiten der Grenze 
für sich betrieben werden können.

Zu Absatz 2
Jede der beiden Verwaltungen wird bestrebt sein, 

die Leitungsführung so zu ändern, daß die ausschließ­
lich ihrem inneren Verkehre dienenden Telegraphen- 
und Fernsprechleitungen das Gebiet der anderen Ver­
waltung nicht durchlaufen. Solange die Leitungs­
führung nicht geändert ist, zahlt jede Verwaltung der 
anderen für die auf deren Gebiete liegende Leitungs­
strecke eine jährliche Vergütung von 18 für jede 
vollen oder angefangenen 100 m Einzelleitung, zu­
züglich des in Deutschland zur Erhebung kommenden
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^uo simple, plus la surtaxe de rsncksrisss- 
Ment perdue en Allemagne. De paiement ss 
^it Raque trimestre, en monnaie allemande, 
^ur la basse des comptes établis par les 
doux administrations regionales. Celles-ci déter­
mineront le nombre st la longueur des lignes 
Lusvisees. On cas d'interruption ou de dérange­
ment, ebaque administration kera le necessaire 
pour rétablir, aussitôt que possible, les commu­
nications. Os plus, les dsux administrations pour­
ront, d'un commun accord, sebanger dss sections 
do lignes d'égale valeur. Dans le cas ou uns 
interruption ou un dsrangemsnt de ligne, sur 
m territoire de l'autre administration, durs- 
rnit plug âe cinq jours a partir de l'avis 
donne à cette administration, l'indemnité à 
M^er pour le ligne en question sera réduits 
do 1/365 par 24 beures ou traction de 24 bsurss 
que durera l'interruption ou le dérangement au 
delà des cinq jours.

ad alàèa 3
Des taxes a pavsr par lss abonnes dont ls poste 

et la station intermediaire correspondante se 
trouvent sur des territoires differents, sont per- 
yuss par l'administration du xavs ou so trouve la 
station. Cette administration paie à l'autre, pour 
l'entretien de la partie du reseau situes sur le 
territoire de cette dernière, une rétribution an- 
nusüs de 18 marks par 100 mètres ou traction de 
100 mètres de ligne simple, et de 70 marks pour 
l'sntrstisn du poste de ebaque abonne, plus la sur- 
boxe de rencberisssmsnt perdus en Allemagne. De 
reglement se tait ebaque trimestre, en monnaie 
allemands, sur la base des comptes établis par les 
deux administrations regionales. Dans le cas ou 
une interruption, dus à dss raisons tscbniquss, 
durs plus de quatorze jours à partir de l'avis 
donne à l'administration intéresses, cstts admi­
nistration rembourse à l'autre l'indemnité qus 
cstts dernière doit pavsr à l'abonns selon ses 
propres règlements.

ad article 392
ad K 2
1. — De reseau tslspboniqus régional comprend 

lss postes d'abonnss rsliss aux stations inter­
mediaires du triangle korme par les villes de Tar- 
novska Cora (Tarnovûtz), Cleivûtz et 
vücs. Des postes publics situes à l'intérieur dss 
limites du reseau tslêpboniqusregional participent 
«gaiement au service régional.

2. — Cbacuns des deux administrations portera 
dans son annuaire tel èxbonique, a titre de ren- 
oeignsment, le nom des abonnes rattacbes aux 
stations intermediaires regionales de l'autre ad­
ministration. Cst arrangement ns concerne pro­
visoirement que les deux procbaines éditions de 
i'annuairs. Dss dsux administrations s'entendront 
0str lss mesures à prendre pour les éditions ults- 
woures.

ad article 393
ad alinéa 1
Des taxes têlsgrapbiques ne donnent pas lieu 

à décompte. Toutefois, les deux administrations 
pourront, d'un commun accord, en décider autre­
ment.

Teuerungszuschlags. Die Zahlung erfolgt viertel­
jährlich in deutscher Währung auf Grund der von 
den beiden Bezirksverwaltungen aufgestellten Rech­
nungen. Die beiden Vezirksverwaltungen stellen die 
Zahl und die Länge der Leitungen dieser Art fest. 
Im Falle von Unterbrechungen oder Störungen wird 
jede Verwaltung alle Sorgfalt anwenden/um die 
Verbindung so schnell wie möglich wiederherzustellen. 
Beide Verwaltungen können ferner im gegenseitigen 
Einverständnis einzelne Leitungsstrecken gegen andere 
gleichwertige austauschen. Wenn eine Unterbrechung 
oder eine Störung auf dem Gebiete der anderen Ver­
waltung länger als fünf Tage dauert, gerechnet von 
dem Tage an, an dem diese davon Kenntnis erhalten 
hat, wird die für die in Betracht kommende Leitung 
zu zahlende Vergütung um für jeden Zeitraum 
von 24 Stunden oder einen Bruchteil von 24 Stun­
den ermäßigt, den die Unterbrechung oder Störung 
darüber hinaus währt.

Zu Absatz 3
Für die Fernsprechanschlüsse, deren Sprechstellen 

auf dem Gebiete der einen und deren Vermittlungs­
stellen auf dem Gebiete der anderen Verwaltung 
liegen, werden die Gebühren von der Verwaltung er­
hoben, auf deren Gebiete die Vermittlungsstelle liegt. 
Diese vergütet der anderen Verwaltung für die In­
standhaltung der auf deren Gebiete liegenden Teile 
der Anlage jährlich für jede volle oder angefangene 
100 m Einzelleitung 18und für die Instand­
haltung der Sprechstelle jedes Anschlusses 70 zu­
züglich des in Deutschland zur Erhebung kommenden 
Teuerungszuschlags. Die Zahlung erfolgt viertel­
jährlich in deutscher Währung auf Grund der von 
den beiden Beziàverwaltungen aufgestellten Rech­
nungen. Dauert eine infolge technischer Ursachen 
entstandene Unterbrechung eines Anschlusses länger 
als vierzehn Tage, nachdem sie zur Kenntnis der 
anderen Verwaltung gelangt ist, so vergütet diese 
Verwaltung der anderen die Gebühren, die sie nach 
ihren Vorschriften dem Teilnehmer erstattet.

Zu A r t i kel 392
Zu Z 2

(1) Das Bezirksfernsprechnetz umfaßt die An­
schlußbereiche der Vermittlungsstellen, die in dem 
von den Städten Tarnowitz, Gleiwitz und Myslowitz 
gebildeten Dreiecke liegen. Am Bezirksverkehre 
nehmen auch die innerhalb der Grenzen des Bezirks­
fernsprechnetzes gelegenen öffentlichen Sprechstellen 
teil.

(2) Die Verwaltungen nehmen gegenseitig in ihre 
Fernsprechbücher die Teilnehmer der zum Be­
zirksnetz gehörigen Vermittlungsstellen der anderen 
Verwaltung nachrichtlich auf. Diese Abmachung gilt 
zunächst für die nächsten zwei Auflagen. Über das 
später zu beobachtende Verfahren werden sich die 
beiden Verwaltungen verständigen.

Zu Artikel 393
Zu Absatz 1

Über die Telegraphengebühren wird nicht abgerech­
net. Die beiden Verwaltungen können im gegensei­
tigen Einvernehmen ein anderes bestimmen.

24*
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ad alinea Z
1. — Dans ls servies tèlspbouiqus il n'est pas 

procédé au décompte! des communications régio­
nales st dss communications entre lss dsux par- 
tiss du territoire plébiscité.

2. — Ls décompte des autres conversations 
tslôxbouiquss s'effectue de la ka?ou suivants: 
l'administration polonaise reyoit, pour uns com­
munication non urgents, uns taxe terminais de 
1 mark 50 pfennigs par unité de 3 minutes, et de 
50 xkennigs par cbaqus minute sn sus, plus la 
surtaxe ds reneberissement perdus sn Allemagne. 
Oss sommes sont triplées pour les communica­
tions urgentes. Le surplus revient a l'administra­
tion allemands.

3. — Lss taxes accessoires (y compris la taxe 
pour les communications qui n'ont pu être éta­
blies, soit un cinquième de la taxe afferente à 
uns communication ds trois minutes du genre 
demandé), ns donnent pas lieu a décompte.

4. — Lss deux administrations pourront, d'un 
commun accord, modifier la taxe terminale st 
prendre d'autres arrangements au sujet des ds- 
comxtss.

Zu Absatz 2
(1) Im Fernsprechverkehrs wird über Bezirksge­

spräche und über Gespräche zwischen den beiden Tei­
len des Abstimmungsgebiets nicht abgerechnet.

(s) Im übrigen Fernsprechverkehrs wird abgsrech- 
net, und zwar erhält die polnische Verwaltung für 
ein nicht dringendes Gespräch eine Endgebühr von 
1 50 Pf. für die Dreiminuteneinheit und von
50 Pf. für jede weitere Minute zuzüglich des in 
Deutschland zur Erhebung kommenden Teuerungs­
zuschlags, für ein dringendes Gespräch das Dreifache 
dieser Beträge. Der Restbetrag fällt der deutschen 
Verwaltung zu.

(3) Über Nebengebühren (einschließlich der Ge­
bühr für nichtzustandegekommene Ferngespräche — 
ein Fünftel der Gebühr für ein Dreiminutenge- 
spräch der bestellten Gattung —) wird nicht ab­
gerechnet.

(4) Die beiden Verwaltungen können im gegen­
seitigen Einvernehmen die Endgebühr ändern und 
andere Vereinbarungen über die Abrechnung treffen.
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Titre VI»

LkemînL à ker
Lbapitre premier

0kemin8 cle ker cle l'état à voie normale 
et à voie étroite

Leetrorr 1
Organisation et administration

Article 396
1. — Lss àsmins ds ksr ds l'Ltat à vois normale 

st à vois étroits situes dans le territoire plébis­
cité sont administres sous la désignation de 
«Cbemins de ter de la Raute Lilêsis»:

1° par un Comité supérieur commun,
2° par uns direction allemande pour les lignes 

situées dans la partis allemands st par une 
direction polonaise pour Iss lignes situées 
dans la partie polonaiss du territoire 
plébiscité.

2. — Le terme « réseau » employé au présent 
titrs s'entend de l'ensemble des lignes de cbacuns 
ds ess directions.

Article 397
Les attributions du Comité supérieur sont les 

suivantes:
1" Il établit ls budget des reesttss et des 

dépenses communes.
2° Il approuve les prescriptions Unitermes pour 

le trafic entre les dsux réseaux.

3° R approuve les tarits applicables a ce trafic.
4° R trancbe Iss questions d'boraires relatives 

au trafic entre les dsux réseaux s'il y a une 
divergence ds tond entre les dsux directions. 
8i les directions sont en désaccord sur ls 
point ds savoir si la divergence est de tond, 
il trancbe également la question.

5° Il répartit quotidiennement les vagons de 
marcbandises à vois normale entre les dsux 
directions; il décide de la répartition 
courante dss vagons à vois étroite s'il y a une 
divergence de tond entre les deux directions. 
8i silos sont en désaccord sur le point do 
savoir si la divergence est de tond, il trancbe 
également la question.

6° R vérifie ls décompte des recettes st des 
dépenses de l'êcbange ds matériel roulant avec 
les autres cbemins ds ter et en fixe le mode 
de répartition entre les deux réseaux.

7° Il a la baute surveillance de l'observation des 
dispositions du présent titre sn matière ds 
travaux de réparation st d'sntretisn du parc

Titel Vl»

Eisenbahnen
Kapitel I

Normal- und schmalspurige Staatseisen­
bahnen

Abschnitt I
Organisation und Verwaltung

A r t i k e l 396
(1) Die staatlichen normal- und schmalspurigen 

Eisenbahnen im Abstimmungsgebiete werden unter 
der Bezeichnung »Oberschlefische Eisenbahnen« ver­
waltet:

I. von einem gemeinschaftlichen Oberkomitee,
2. von einer deutschen Direktion für die im deut­

schen Teil und von einer polnischen Direktion 
für die im polnischen Teil des Abstimmungsge­
biets gelegenen Strecken.

(2) Soweit in diesem Titel der Ausdruck »Eisen­
bahnnetz« verwandt wird, sind darunter die gesamten 
Eisenbahnstrecken einer der beiden Direktionen zu 
verstehen.

A r t i k e l 397
Der Wirkungskreis des Oberkomitees ist fol­

gender:
I. Es veranschlagt die gemeinschaftlichen Ein­

nahmen und Ausgaben.
2. Es genehmigt die einheitlichen Vorschriften für 

den Verkehr zwischen den beiden Eisenbahn­
netzen.

3. Es genehmigt die Tarife für diesen Verkehr.
4. Es entscheidet grundsätzliche Meinungsverschie­

denheiten zwischen den beiden Direktionen in 
Fragen des Fahrplans für den Verkehr zwischen 
den beiden Eisenbahnnetzen. Bei Meinungsver­
schiedenheiten zwischen den Direktionen, ob die 
Frage grundsätzlicher Art ist, entscheidet es auch 
hierüber.

5. Es verteilt täglich die normalspurigen Güter­
wagen auf die beiden Direktionen: es entschei­
det grundsätzliche Meinungsverschiedenheiten 
zwischen den beiden Direktionen über die lau­
fende Verteilung der Schmalspurwagen. Ist 
die Frage zwischen den Direktionen strittig, ob 
die Meinungsverschiedenheit grundsätzlicher Art 
ist, entscheidet es auch hierüber.

6. Es prüft die Abrechnung der Einnahmen und 
Ausgaben an Wagenmieten im Verkehre mit 
anderen Bahnen nach und setzt den Schlüssel 
für ihre Verteilung auf die beiden Eisenbahn­
netze fest.

7. Es hat die Oberaufsicht darüber, daß bei der 
Ausbesserung und Unterhaltung des Fahrzeug­
parkes der oberschlesischen Eisenbahnen in den 
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du matériel roulant dos Olmmins do tor do la 
Hauts Lilssis dans los atoliors principaux ot 
auxiliaires dos clrsmins do ksr.

8° Il drosso ot publie lo rolovs dos rocottos ot 
dos dôponsos, rosume st publie Iss rapports 
administratifs.

9° Il drosso la statistique du trafic st ds l'exploi­
tation.

Article 398
I. — Dans lss affaires ou, selon l'article 397, la 

surveillance ou la decision appartiennent au 
Oomits supérieur, lss deux directions pourvoient 
à l'administration courante sous la surveillance 
du Oomits et préparent les decisions de ce dernier.

2. — Des directions administrent toutes Iss 
autres affaires sous la surveillance des autorités 
de leur Mat.

Article 399
Des Obemins de ter ds la Haute Lilesie seront 

représentes judiciairement st oxtra-judiciairoment 
par ebacune dss directions pour les affaires qui 
concernent ls roseau qu'elle administre. 8i le 
Oomits supérieur, pour le service de son bureau, a 
passe un contrat, le pouvoir de représentation 
judiciaire sera, meme dans ce cas, attribue a la 
direction qui sst competente a raison du lieu du 
contrat.

Article 496
1. — De Oomits supérieur a son siège a 

Leutben.
2. — Il ss compose ds dsux membres, l'un 

Allemand, l'autre Tolonais, qui seront désignes 
cbacun par leur Gouvernement.

3. — Dss dsux Oouvsrnsmonts, après s'êtrs 
mis d'accord, fourniront au Oomits supérieur les 
fonctionnaires necessaires à l'execution dss 
travaux de bureau sous lss ordres du Oomits. Dss 
fonctions devront êtrs réparties ds layon égale 
entre des fonctionnaires des deux xa^s. Tn ce qui 
concerne leur situation personnelle, ces fonction­
naires resteront soumis au statut des fonction­
naires de leur Mat. De reste du personnel sera 
engage par le Oomits supérieur lui-même.

4. — De Oomits supérieur établit son propre 
règlement.

Article 491
I- — Au cas ou lss dsux membres du Oomits 

supérieur ne pourraient se mettre d'accord sur 
uns mesure à prendre relevant des attributions du 
Oomits supérieur, ls différend, a la demande de 
l'un d'eux, sera tranebê par un arbitre. D'arbitre 
sera nomme, d'un commun accord par les deux 
Oouvernsments, pour une année; si ceux-ci ne 
peuvent s'entendre sur son eboix, le Trssidsnt 
de la Direction generale dss Obemins de fsr 
fédéraux suisses sera prie de le designer. D'arbitre 
devra, dans ce cas, à moins que les deux Gouverne­
ments n'en conviennent autrement, être un ressor­
tissant d'un Mat reste neutre dans la guerre de 
1914-1920 et, autant que possible, un babitant du 
tsrritoirs plébiscite; il ne peut êtrs ni avoir sts 
au service d'aucun des deux Mats.

2. — Dss bonoraires de l'arbitre seront fixes 
par les deux Gouvernements, d'un commun accord;

Eisenbahn-Haupt- und Nebenwerkstätten nach 
den Bestimmungen dieses Abschnitts verfahren 
wird.

8. Es stellt das Ergebnis der Einnahmen und Aus­
gaben zusammen und veröffentlicht es, ebenso die 
Verwaltungsberichte.

9. Es führt die Verkehrs- und Betriebsstatistik.

A r t i k e l 398
(1) Die beiden Direktionen haben in denjenigen 

Geschäften, in denen dem Oberkomitee nach Ar­
tikel 397 die Aufsicht oder die Entscheidung zusteht, 
die laufende Verwaltung unter der Aufsicht des Ober­
komitees zu führen und dessen Entscheidungen vorzu- 
bereiten.

(2) Alle übrigen Geschäfte führen die Direktionen 
unter der Aufsicht der Behörden ihres Staates.

Artikel 399
Die oberschlesischen Eisenbahnen werden von jeder 

der beiden Direktionen in den Angelegenheiten des 
von ihr verwalteten Eisenbahnnetzes gerichtlich und 
außergerichtlich vertreten. Wenn das Oberkomitee 
für den Dienst seines Bureaus Verträge eingegangen 
ist, so liegt die gerichtliche Vertretung auch in diesem 
Falle der mit Rücksicht auf den Ort des Vertrags­
schlusses zuständigen Direktion ob.

A r t r k e l 400
(1) Das Oberkomitee hat seinen Sitz in Beuthen.

(2) Es besteht aus zwei Mitgliedern, einem deut­
schen und einem polnischen, von denen jedes durch 
seine Regierung ernannt wird.

(3) Beide Regierungen werden nach besonderer 
Vereinbarung dem Oberkomitee die Beamten über­
weisen, die notwendig sind, um nach dessen Weisungen 
die Bureauarbeiten auszuführen. Die Arbeitsraten 
sollen gleichmäßig unter die Beamten der beiden 
Länder verteilt werden. In persönlicher Hinsicht 
bleiben die Beamten den für Beamte geltenden Vor­
schriften ihres Staates unterstellt. Die übrigen Ar­
beitskräfte werden vom Oberkomitee selbst angestellt.

(4) Seine Geschäftsordnung regelt das Ober­
komitee selbst.

Artikel 401
(1) Falls sich die beiden Mitglieder des Ober­

komitees über eine zu dessen Wirkungskreise gehörende 
Maßnahme nicht einigen können, entscheidet auf An­
rufen eines von ihnen ein Obmann. Der Obmann 
wird von den beiden Regierungen auf die Dauer eines 
Jahres bestellt. Können sich die Regierungen über 
seine Wahl nicht einigen, so wird der Präsident der 
Generaldirektion der Schweizer Bundesbahnen ge­
beten werden, ihn zu bestimmen. In diesem Falle 
muß der Obmann, unbeschadet anderweitiger Verein­
barung zwischen den beiden Regierungen, Angehöriger- 
einer im Kriege von 1914 bis 1920 neutral gebliebe­
nen Macht sein, der nicht im Dienste eines der beiden 
Staaten steht oder gestanden hat und womöglich im 
Abstimmungsgebiete wohnt.

(2) Die Bezüge des Obmanns werden von den 
beiden Regierungen gemeinsam festgesetzt. Falls diese
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cas oü csux-ci no pourraient s'entendre, ils 
seront fixes par 1e président de la Direction 
Muerais dss Cfismins de ker ksderaux suisses.

3. — Ofiaeun des deux Couvernsmsnts est sn 
droit ds saisir la Commission Nixts de la 
decision ds l'arbitre dans les deux mois qui 
suivront la notification de cette decision (voir 
article 499) ; aucun effet suspensik n'en résultera.

Artrvlc 402
8auk stipulations contraires du présent titrs, 

l'organisation st la gestion des affaires des deux 
directions seront soumises aux prescriptions de 
l'état dont elles relèvent.

8 e e t ion II 
finances

Article 403
I. — Les recettes et les dépenses afferentes au 

Comité supérieur et dont celui-ci établit le bud­
get, conkormement a l'article 397, cbiffre I", 
ssront portées aux budgets des deux directions 
d'après les principes suivants:

1° Les recettes, bormis les cas prevus à 
l'article 406, sont reparties par moitié.

2° Le traitement du membre du Comité supé­
rieur, nomme par obacun des deux Couverne- 
ments, est à la cbargè de la direction 
intéresses.

3° Lss traitements dss konctionnaires qui sont 
kournis au Comité supérieur par les direc­
tions, sont a la cbargè de la direction qui 
a kourni css konctionnairss.

4° Lss bonorairss ds l'arbitre et toutes dépen­
ses concernant le personnel ou le materiel 
du Comité supérieur sont à cbargè de cbaque 
direction par moitié.

2. — Le budget, ainsi que toutes modifications 
ou dépassements, doivent êtrs approuves par les 
deux Couvsrnsments.

Article 404
Ls Comité supérieur procède cbaque mois, 

avec les directions, au règlement du compte de 
ses recettes et dépenses (article 403), sn se ser­
vant des ressources ds la caisse locale du obern in 
de ker.

Article 405
Cbaque direction établit le budget de son 

réseau.
Article 406

I. — A moins qu'il ns s'agisse de recettes 
locales ou concernant exclusivement le trafic 
intérieur d'un réseau, le budget et les comptes 
dss recettes du trafic seront établis pour les dsux 
réseaux par les directions en 86 conkormant aux 
règl68 6ONV6NU68 pour la répartition des quote- 
parts (voir Règlement d'exécution ad articles 
435 et 437).

2. Le budget et lss comptes des recettes et 
dépenses afferentes à l'eebange de materiel rou­
lant avec les autres cbemins de ker, seront 
établis par lss directions pour les deux reseaux, 
d'après la kormule adoptes par ls Comité sups- 
risur (voir article 447, alinea 4). 

sich nicht einigen können, wird der Präsident der 
Generaldirektion der Schweizer Bundesbahnen die 
Bezüge festsetzen.

(3 ) Jede der beiden Regierungen hat das Recht, 
gegen die Entscheidung des Obmanns binnen zwei 
Monaten nach ihrer Bekanntgabe die Gemischte Kom­
mission für Oberschlesten anzurufen (vgl. Artikel 499). 
Die Anrufung hat keine aufschiebende Wirkung.

Artikel 402
Soweit in diesem Abschnitte nicht ein anderes fest­

gesetzt worden ist, gelten für die Organisation und 
die Geschäftsführung der beiden Direktionen die Vor­
schriften des eigenen Staates.

Abschnitt II 

Finanzen

A r t i k e l 403
(1) Die gemäß Artikel 397 Ziffer I veranschlagten 

Einnahmen und Ausgaben des Oberkomitees werden 
in die Haushalte der beiden Direktionen nach folgen­
den Grundsätzen mit ausgenommen:

1. Die Einnahmen werden, soweit nicht Ar­
tikel 406 Anwendung findet, je zur Hälfte ver­
teilt.

2. Die Bezüge des von jeder der beiden Regie­
rungen ernannten Mitglieds des Oberkomitees 
trägt die beteiligte Direktion.

3. Die Bezüge der Beamten, die dem Oberkomitee 
von den Direktionen überwiesen werden, tragen 
die abgebenden Direktionen.

4. Die Bezüge des Obmanns sowie alle sonstigen 
Personal- und sachlichen Ausgaben des Ober­
komitees trägt jede Direktion zur Hälfte.

(2) Die Veranschlagung sowie alle Abänderungen 
und Überschreitungen bedürfen der Genehmigung der 
beiden Regierungen.

Artikel 404
Das Oberkomitee verrechnet seine gemeinsamen 

Einnahmen und Ausgaben (Artikel 403) monatlich 
mit den Direktionen unter Benutzung der örtlichen 
Eisenbahnkasse.

Artikel 405
Jede Direktion stellt einen Haushalt für ihr Eisen­

bahnnetz auf.
Artikel 406

(i) Die Verkehrseinnahmen werden, soweit sie 
nicht örtliche sind oder nicht lediglich im inneren Ver­
kehr eines Eisenbahnnetzes entstehen, nach den ver­
einbarten Grundsätzen sür die Anteilsausscheidung 
(vgl. Ausführungsbestimmungen zu Artikel 435 
und 437) für die beiden Eisenbahnnetze von den Di­
rektionen veranschlagt und verrechnet.

(2) Die Einnahmen und Ausgaben an Wagen­
mieten im Verkehre mit anderen Bahnen werden nach 
dem von dem Oberkomitee festzusetzenden Schlüssel 
für die beiden Eisenbahnnetze von den Direktionen 
veranschlagt und verrechnet (vgl. Artikel 447 Abs. 4).
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3. — Ds budget st Iss comptes des autres 
rsesttss st dépenses ssront établis à part, pour 
ebaque roseau.

Article 497
Dss prestations d'un réseau à l'autrs seront 

compensées sn nature; dans la mssure ou es ne 
ssra pas possible, on établira un décompte réci­
proque.

Article 496
1. — Des directions indiquent ebaque aunes 

au Oomits supérieur les montants dss recettes 
st dss dépenses à la clôture de l'exercice.

2. — De Oomits supérieur en kait le relevé, 
transmet celui-ci avec ses observations, s'il a 
beu, aux deux Oouvsrnsments, et publie le tout 
de la manière la plus appropries.

(3 ) Die übrigen Einnahmen und Ausgaben wer­
den für jedes Eisenbahnnetz besonders veranschlagt 
und verrechnet.

A r t i k e l 407
Leistungen des einen Eisenbahnnetzes für das 

andere werden in natura ausgeglichen; soweit dies 
nicht möglich ist, findet gegenseitige Abrechnung 
statt.

A r t i k e l 408
(1) Die Direktionen teilen dem Oberkomitee all­

jährlich die Summen der Einnahmen und Ausgaben 
nach Abschluß des Wirtschaftsjahrs mit.

(2) Das Oberkomitee stellt sie zusammen, über­
mittelt die Zusammenstellung mit etwaigen Ausfüh­
rungen den beiden Regierungen und veröffentlicht 
diese in geeigneter Weise.

Lectrorr 44/
Travaux et exploitation

8âs-8eetron 4
Lkemins de ker a voie normale

Article 499
Tour la construction st l'sntrstisn dss installa­

tions, ainsi qus pour ls servies ds l'exploitation 
du rsssau ds cbacuns dss dsux dirsetions, koront 
règle, sauk stipulations contraires du présent titre, 
lss dispsitions st prescriptions de l'Mak dont 
relève la direction intéressée, ainsi qus les instruc­
tions donnsss par cstts dernière.

Article 419
Dss lignes de cbsmins do ksr existantes ssront 

maintenues pour ls trafic d'un territoire a l'autrs 
st pour ls trafic sn transit. DUss dsvront êtrs 
sntrstsnuss sn bon état st êtrs équipées ds kayon 
à répondre en tout tsmps au dêvsloppsmsnt du 
trafic.

Article 411
1. — De trafic d'un tsrritoirs a l'autrs sntrs lss 

réseaux dss dsux dirsetions a lisu sur lss lignes 
ci-après:

a) Wodzislav (Doslau)-ànabsrg,
ö) Lumin-blsnsa,
c) Oisraltovics-Losnitza,
d) Locblorvics-Losnitza,
e) VèolkgLngvsicbs-Torsmba,
k) Obsbzis (Norgsnrotb) -L indsnburg,
g) Obebzis (Norgonrotb) -Torsigverk,
à) Obebzis (Norgsnrotb)-Xark,
i) ObsbÊ (Norgsnrotb)-Lobrsk Haltepunkt, 
L) Oborz 6v-Tsutbon Lauxtbabnbok, 
l) Oborzôv-Tsutbsn oberer Tabnbok,

m) Teutben Wssb-Lzarlsj, 
rr) Lark-blov^ Tadzionkoev, 
o) Ltrz^bnica (Triedricbsbütts)-Tr^nnsk, 
p) Tarvonkôrv-Tludsr, 
g) Dublinisc-Oziasnau.

2. — Dss garss krontièrss ds jonction ds css 
lignss sont indiquées dans ls Tèglsmont d'sxs- 
cution.

Abschnitt III

Bau und Betrieb

Unterabschnitt I

Normalspurbahnen

Artikel 409
Für den Bau und die Unterhaltung der Anlagen 

und für die Führung des Betriebs gelten, soweit in 
diesem Abschnitt nicht ein anderes bestimmt worden 
ist, auf dem Eisenbahnnetze jeder der beiden Direk­
tionen die Bestimmungen und Vorschriften des 
eigenen Staates und die von ihr erlassenen An­
weisungen.

Artikel 410
Die bestehenden Eisenbahnlinien werden für den 

Übergangs- und Durchgangsverkehr belassen; sie 
werden in einem ordnungsmäßigen, der Entwicklung 
des Verkehrs entsprechenden Zustand unterhalten 
werden.

Artikel 411
(1) Der Übergangsverkehr zwischen den Eisenbahn­

netzen der beiden Direktionen erfolgt auf den nach­
stehenden Linien:
a) Loslau-Annaberg,
b) Summin-Nensa,
c) Gieraüowitz-Sosnitza,
d) Kochlowitz-Sosnitza,
s) Wolfgangweiche-Poremba,
k) Morgenroth-Hindenburg,
g) Morgenroth-Borsigwerk,
b) Morgenroth-Karf,
i) Morgenroth-Bobrek Haltepunkt,
K) Chorzow-Beuthen Hauptbahnhof,
I) Chorzow-Beuthen oberer Bahnhof,
m) Beuthen West-Scharlei),
n) Karf-Neu Radzionkau,
o) Friedrichshütte-Brynnek,
p) Pawonkau-Pluder,
q) Lublinitz-Cziasnau.

(2) Die Grenzübergangsbahnhöfe dieser Strecken 
sind in den Ausführungsbestimmungen angegeben.
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Arkr'cle 41Z
1. — Lss dsux Couvernsmsnts compléteront ou 

établiront à leurs propres Irais dans Iss gares 
frontières de jonction sises sur leurs territoires, 
les installations necessaires à la transmission du 
service.

2. — 8i de nouvelles constructions sont néces­
saires pour l'utilisation d'uns gars par les deux 
roseaux, elles seront établies par la direction de 
l'état proprietaire et mises a la disposition do 
l'autre direction contre uns indemnité qui com­
prendra les interets st l'amortissement du capital 
d'établissement.

Article 413
Les installations necessaires dans les gares 

frontières pour la visite douanière si le contrôle 
dos passeports, seront établies par la direction 
do CLtat proprietaire et mises a la disposition de 
l'autre direction pour son usage exclusif ou pour 
un usage commun, moyennant uns indemnité qui 
comprendra les interets et l'amortissement du 
capital d'etablissement.

Article 414
La direction qui a l'intention de procéder à dss 

travaux sur son reseau sn informera l'autrs direc­
tion si cos travaux sont de nature à inüusncsr lss 
conditions d'exploitation ou de trafic du roseau 
de cette dernière.

Article 415
Les dsux directions prendront les mesures 

necessaires, conkormement au Règlement d'exé­
cution, pour qus l'exploitation s'opère sans 
à-coups dans leurs relations mutuelles.

Article 416
1. — Cbaque direction prépare les boraires et 

les prescriptions s'y rapportant pour les lignes 
do son roseau; elle est competents pour Iss 
arrêter definitivement en se conformant aux in­
structions des autorités supérieures de CLtat dont 
elle dépend.

2. — Lss boraires concernant le trafic d'un 
territoire a l'autre st ls trafic en transit privi­
légié defini à l'article 468, ainsi qus lss prescrip­
tions s'y rapportant, sont prépares et établis 
conkormement aux besoins du trafic par les dsux 
directions agissant d'un commun accord.

Article 417
L'bsurs de CLurops Centrale kait règle pour 

lss roseaux dss dsux directions.

Article 418
Lss dsux directions établiront sn commun un 

règlement sur la kormation dss trains ds mar- 
cbandises qui assurent ls trafic d'un tsrritoirs 
à l'autrs.

Article 419
1. — Lss prestations du service des trains sn 

trafic d'un territoire à l'autrs s'étendent pour 
cbaqus direction jusqu'à la gare krontièrs de 
jonction la plus proebe ds l'autrs roseau.

Artikel 412
C) Die beiden Regierungen werden innerhalb 

ihrer Hoheitsgebiete auf den Grenzübergangsbahn- 
höfen die für den Betriebswechsel notwendigen An­
lagen auf eigene Kosten ergänzen oder herstellen.

(2) Werden für die Mitbenutzung des Bahnhofs 
neue bauliche Einrichtungen notwendig, so werden 
diese von der Direktion des Staates, dem der Bahn­
hof gehört, geschaffen und der mitbenutzenden Direk­
tion gegen eine Vergütung zur Verfügung gestellt 
werden, welche die Verzinsung und Tilgung des An­
lagekapitals umfassen muß.

Artikel 413
Die sür die Zollrevision und die Paßkontrolle auf 

den Grenzbahnhöfcn erforderlichen Anlagen werden 
von der Direktion des Staates, dem die Bahnhöfe 
gehören, eingerichtet und der anderen Direktion gegen 
eine Vergütung, welche die Verzinsung und Tilgung 
des Anlagekapitals umfassen muß, zur Benutzung 
oder Mitbenutzung zur Verfügung gestellt.

Artikel 414
Beabsichtigt eine Direktion auf ihrem Eisenbahn­

netze Bauten auszuführcn, so wird sie hiervon die 
andere verständigen, soweit diese Bauten die Be­
triebs- oder Verkehrsverhältnisse auf dem anderen 
Eisenbahnnetze zu beeinflussen geeignet sind.

Artikel 415
Die beiden Direktionen werden die erforderlichen 

Maßnahmen gemäß den Ausführungsbestimmungen 
treffen, damit sich in den gegenseitigen Verkehrs­
beziehungen der Betrieb ohne Hemmung abwickclt.

Artikel 416
(1) Jede Direktion bearbeitet die Fahrpläne und 

die dazugehörenden Vorschriften für die Strecken ihres 
Eisenbahnnetzes und stellt sie in eigener Zuständig­
keit nach den Weisungen ihrer Vorgesetzten Staats­
behörde sest.

(2) Die Fahrplänc für den Übergangsverkehr und 
für den im Artikel 468 bezeichneten privilegierten 
Durchgangsverkehr werden nebst den dazugehörigen 
Vorschriften von den beiden Direktionen im gegen­
seitigen Einvernehmen entsprechend den Verkehrs­
bedürfnissen bearbeitet und festgestellt.

Artikel 417
Für die Eisenbahnnetze der beiden Direktionen gilt 

die mitteleuropäische Zeit.

Artikel 418
Die beiden Direktionen werden die Nangierord- 

nung für die Güterzüge des Übergangsverkehrs ver­
einbaren.

Artikel 419
(C Die Fahrdienstleistungen jeder Direktion für 

den Übergangsverkehr erstrecken sich bis zum nächsten 
Grenzübergangsbahnhof.

2ö
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2. — Cour los prestations à servies dss trains 
sur lss lignes ds l'autrs direction, la direction 
taisant es servies ssra indemnisés par trains-kilo- 
mètres, à moins qu'il n'ait êtê convenu qu'elle 
reçoive les rscsttss du trafic. Dans ce dernier cas, 
slls xaisra à l'administration ds l'Ltat proprie­
taire uns indemnité pour l'utilisation ds la ligne; 
estts indemnité ssra fixes par les directions d'un 
commun accord.

3. — Lss prestations ssront, conkormement à 
l'article 407, compensées, en premier lieu, sn 
nature.

Article 429
1. — (lbaque direction mettra, dans les gares 

de son reseau, à la disposition de l'autre, pour 
utilisation communs, lss installations st amenage­
ments nécessaires a la transmission du servies.

2. — La direction dont les trains doivent par­
tir ou arriver dans l'une dss garss de l'autre di­
rection, st qui en conssquencs utilise, pour son 
exploitation et son trafic, la gars et le personnel 
de estts direction versera a eslls-ci uns indemnité 
que lss dsux directions fixeront d'un commun 
accord.

Article 421
Lss changements d'itinsraire nécessites par dss 

difficultés ou dss perturbations dans l'exploita­
tion, ssront règles par les directions entre elles.

Article 422
1. — Les agents de cbaque direction sont, pen­

dant leur séjour de service sur les lignes ou dans 
les garss ds l'autrs direction, tenus de ss con- 
kormsr aux ordres donnés sn matisrs d'exploita­
tion par lss organes compétents ds 1a direction 
a laquelle incombe l'exploitation.

2. — Cbaque direction a le droit de placer a 
la gare krontièrs ds jonction situés sur ls réseau 
ds l'autre direction un représentant auquel son 
personnel stationné dans cette gare ssra sub­
ordonné.

Article 423
La remise et l'acceptation des vèbicules au 

point ds vus tscbniqus st sous ls rapport du 
trafic, aura lieu dans les gares krontières de 
jonction. Lss dsux directions établiront d'un 
commun accord la mètbods à suivre.

Article 424
Il sera réservé des lignes têlêgrapbiquss st 

têlêpboniquss pour lss communications de ser­
vies entre lss gares, services st bursaux locaux 
participant au trafic d'un territoire à l'autrs, de 
mêms qu'sntrs les siègss dss dsux directions. Los 
lignss devront répondre aux besoins du servies st 
être sntrstsnuss sn bon état. Lss directions 
prennent les accords nécessaires a ce sujet.

Article 425
Cbaque direction prêtera secours à l'autre en 

cas d'accident ou d'autres perturbations de ser­
vice sur les lignes et dans les gares servant au 
trafic d'un territoire à l'autre et au trafic en 
transit privilégié,

(2) Leistet eine Direktion auf Strecken der ande­
ren Fahrdienst, so wird sie hierfür nach Zugkilometern 
entschädigt, soweit nicht die Vereinbarung besteht, daß 
die fahrdienstleistende Direktion die Verkehrseinnah­
men erhält. In diesem Falle hat sie für die Be­
nutzung der Bahnstrecken der Verwaltung des Staa­
tes, dem diese gehören, eine unter den Direktionen 
zu vereinbarende Vergütung zu zahlen.

(3) Die Leistungen werden gemäß Artikel 407 in 
erster Linie iu uatura ausgeglichen.

Artikel 420
(1) Jede Direktion wird auf den Bahnhöfen ihres 

Eisenbahnnetzes der anderen Direktion die für den 
Betriebswechsel notwendigen Anlagen und Einrich­
tungen zur Mitbenutzung zur Verfügung stellen.

(2) Die Direktion, deren Züge auf einem Bahn­
höfe der anderen Direktion beginnen oder endigen, 
wird für die Inanspruchnahme dieses Bahnhofs und 
seines Personals für Zwecke ihres Betriebes und 
Verkehrs eine unter den Direktionen zu vereinbarende 
Vergütung entrichten.

Artikel 421
Werden infolge von Betriebsschwierigkeiten oder 

Betriebsstörungen Umleitungen notwendig, so wer­
den sie zwischen den Direktionen geregelt werden.

Artikel 422
(1) Die Bediensteten jeder Direktion sind während 

ihres dienstlichen Aufenthalts auf den Strecken und 
Bahnhöfen der anderen Direktion verpflichtet, den 
für den Betrieb gegebenen Anordnungen der zu­
ständigen Organe der betriebführenden Direktion 
Folge zu leisten.

(2) Jede Direktion ist berechtigt, auf dem Grenz- 
übergangsbahnhofe, der auf dem Eisenbahnnetze der 
anderen Direktion gelegen ist, einen Vertreter zu be­
stellen, dem das auf diesem Bahnhöfe stationierte 
Personal seiner Direktion zu unterstellen ist.

A r t i k e l 423
Die Übergabe und Übernahme der Wagen in tech­

nischer Beziehung und in bezug auf den Verkehr 
findet auf den Grenzübergangsbahnhöfen statt. Die 
beiden Direktionen werden das Verfahren verein­
baren.

A r t i k e l 424
Für den dienstlichen Verkehr zwischen den dem 

Übergangsverkehre dienenden Bahnhöfen, Dienst­
stellen, Ämtern sowie auch zwischen den Sitzen der 
beiden Direktionen sind Telegraphen- und Telephon­
leitungen vorzuhalten. Diese müssen den dienstlichen 
Bedürfnissen entsprechen und in ordnungsmäßigem 
Zustand unterhalten werden. Die Direktionen treffen 
die besonderen Vereinbarungen.

Artikel 425
Jede Tirekuon wird der anderen bei Unfällen und 

sonstigen Betriebsstörungen auf den sür den Über­
gangs- und privilegierten Durchgangsverkehr in Be­
tracht kommenden Strecken und Bahnhöfen Hilfe 
leisten.
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Article 426
Dss actions sn dommagss-inksrsts sxsrcsss par 

dss tiers et tondsss sur des kaits résultant de la 
construction ou de l'exploitation ssront portées 
devant les tribunaux et cours de l'Mat sur le 
territoire duquel le dommage a êtê causé. Demeu­
rent toutskois réservées les dispositions de la 
législation sur les transports relatives aux in­
demnités résultant du contrat de transport.

Artikel 426
Für die beim Bau und aus dem Betrieb entstehen­

den Entschädigungsansprüche Dritter sind die Ge­
richte des Staates zuständig, auf dessen Gebiete der 
Schaden zugefügt worden ist. Die abweichenden Be­
stimmungen des Verkehrsrcchts über Entschädigungen 
aus dem Beförderungsvertrage bleiben unberührt.

Article 427
1. — Dn tant qus la responsabilité civils du 

cbsmin ds ksr est engagés, il incombera à la di­
rection sur ls rêssau ds laquelle le dommage «'.est 
produit de répondre des conséquences des acci­
dents de personnes st des dégâts matériels on 
corrélation avec le servies dss trains, même dans 
le cas oü ls dommage résulterait de la kaute de 
l'autre direction ou de celle de son personnel. 
Oetts disposition s'applique aussi bien aux rap­
ports entre la direction st les tiers qu'aux rap­
ports entre les dirsetions sllss-mêmss.

2. — Il sst kait oxesption à estts règle dans 
les vas suivants:

1" (juand ls personnel de la direction qui kait lo 
servies dss trains subit un aeeidsnt prokss- 
sionnsl, il incombera a cotte direction ds 
kournir les prestations auxquelles le sinistré 
ou sss survivants ont légalement droit.

2° Dn cas d'avarie st de perte totale ou partielle 
dss marebandises ot bagages transportés, les 
dispositions légales ot rêglomontairos sur la 
matière keront règle.

Article 426
1. — Da visite de la douans ot lo contrôla dos 

passeports ont lisu, pour lss services indiqués, 
dans les gares ênumêrêos ei-dossous:
a) Cars d'Annaborg: Visite douanière st con- 

trôlo dos passeports, allemands et polonais, 
pour les vozagours ot les bagages.
Visite douanière, allemands st polonaiss, pour 
le trabe-marebandisos.

b) Cars ds Lumin: Visite douanière ot contrôle 
dos passeports, polonais et allemands, pour 
lss voyageurs et les-bagages.
Visite douanière, polonaiss st allemands, pour 
le tratle-marebandises.

e) Ours de Losnitza: Visite douanière et Con­
trols dss passeports, allsmands et polonais, 
pour les voyageurs ot lss bagages.
Visite douanière, allemands st polonaiss, pour 
lo trakic-marcbandisss.

d) Cars ds Toremba: Visite douanière alle­
mands, pour le trakic-marcbandisss.

e) Cars do IVolkgangvmicbs: Visite douanière 
polonaiss, pour ls traüc-marcbandisss.

k) Cars de Lindsnburg: Visite douanière et con­
trôle des passeports, allemands ot polonais, 
pour lss voyageurs ot les bagages.
Visite douanière, allemande et polonaise, 
pour le trakio-marebandisos.

Artikel 427
(1) Soweit eine Haftpflicht der Eisenbahn begrün­

det ist, haftet für alle mit dem Fährbetriebe zusam­
menhängenden Personen- und Sachbeschädigungen 
diejenige Direktion, auf deren Gebiete die Beschädi­
gung eingetretcn ist, und zwar selbst dann, wenn die 
Beschädigung auf das Verschulden der anderen Di­
rektion oder ihres Personals zurückzuführen ist. Das 
gilt sowohl Dritten gegenüber, wie für das Verhältnis 
der Direktionen untereinander.

(2) Hiervon gelten folgende Ausnahmen:

l. Wenn Personal der fahrdienstleistenden Verwal­
tung einen Betriebsunfall erleidet, so hat diese 
Verwaltung die Leistungen zu tragen, die nach 
den gesetzlichen Bestimmungen dem Verletzten 
oder seinen Hinterbliebenen zu gewähren sind.

2. Bei Beschädigung, Gesamt- oder Teilverlust von 
beförderten Gütern und befördertem Gepäck gel­
ten die besonderen gesetzlichen und reglementari- 
schen Bestimmungen.

A r t i k e l 428
(1) Die Zollrevision und die Paßkontrolle finden 

auf den nachstehend aufgeführten Bahnhöfen für die 
dabei bezeichneten Verkehrsarten statt:

a) Bahnhof Annaberg: deutsche und polnische Zoll­
revision und Paßkontrolle für den Personen- 
und Gcpäckverkehr, deutsche und polnische Zoll­
revision für den Güterverkehr;

b) Bahnhof Summin: polnische und deutsche Zoll­
revision und Paßkontrolle für den Personen- 
und Gepäckverkehr, polnische und deutsche Zoll­
revision für den Güterverkehr;

c) Bahnhof Sosnitza: deutsche und polnische Zoll­
revision und Paßkontrolle für den Personen- und 
Gepäckverkehr, deutsche und polnische Zoll­
revision für den Güterverkehr;

d) Bahnhof Poremba: deutsche Zollrevision für den 
Güterverkehr;

o) Bahnhof Wolfgangweiche: polnische Zollrevision 
für den Güterverkehr;

k) Bahnhof Hindenburg: deutsche und polnische 
Zollrevision und Paßkontrolle für den Personen- 
und Gepäckverkehr, deutsche und Polnische Zoll­
revision für den Güterverkehr;

25'
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p) Cars à Obsb^is (Norgonrotb) : Visite doua­
nière polonaise pour le trafic-marcbandisss 
des lignes marcbandisss Lbsbms (Norgsn- 
rotb)-Rorsigrvsrk et Obsb^is (Norgsnrokb)- 
Lark.

/») Halte de Lobrà: Visite douanière et con­
trôle des passeports, allemands et polonais, 
pour les voyageurs et les bagages de la 
ligne (Ambras (Norgenrotb)-Rsutbsn.

r) Cars de Oborrmv: Visite douanière polo­
naise, pour le trafic-marcbandisss.

/) Crubsnbabnbok Rsdensblickscbacbt (Clorsn- 
tinsgrube) : Visite douanière polonaise, pour 
ls trafic-marcbandisss.

k) Cars de Lsutbsn Rauptbabnbok: Visite doua­
nière et contrôle des passeports, allemands 
et polonais, pour lss voyageurs et les ba­
gages.
Visite douanière allemande, pour ls trafic- 
marcbandises.

i) Cars ds Lsutbsn 'West : Visits douanière et 
contrôle des passeports, allemands et polo­
nais, pour les voyageurs et lss bagagss.
Visits douanière, allemande st polonaiss, pour 
ls trafic-marcbandisss.

m) Cars ds Lark: Visits douanière et contrôle 
dss passeports, allemands et polonais, pour 
les voyageurs st lss bagagss.
Visits douanière, allemande et polonaise, pour 
lo trafic-marcbandiscs.

n) Ralts ds Rsutbsn 8taàvald: Visits doua­
nière et contrôle dss passeports, allemands 
st polonais, pour lss voyageurs st les ba- 
gagss.

c>) Cars ds Lrynnsk: Visits douanière st con­
trôle dss passeports, allemands et polonais, 
pour les voyageurs st lss bagages.
Visite douanière, allemands st polonaiss, pour 
ls trafic-marcbandisss.

p) Cars de Lnblinisc: Visits douanière st con­
trôle dss passeports, polonais et allemands, 
pour les voyageurs st Iss bagagss de la ligne 
Lubbnisc-CLiasnau.
Visite douanière, polonaise et allemande, pour 
ls trafic-marcbandisss des lignes Lublinisc- 
Cxiaman st Lnblinisc-Clndsr.

g) Cars de Cawoiànv: Visite douanière st con­
trôle dss passeports, polonais st allemands, 
pour lss voyageurs st lss bagagss.

r) Cars de Lorsigvsrb: Visits douanière alle­
mands pour ls tratic-marcbandisss ds la ligne 
marcbandises Lorsigwsrk-ObsbAs (Norgsn- 
rotb).

2. — Lss Couvsrnsments pourront, d'un com­
mun accord, modifier les dispositions ci-dessus.

Article 4Z9
1. — Les agents qui accompagnent des trains en 

trafic d'un territoire à l'autre ou qui sont en 
service dans les gares ds l'autrs direction, 
recevront de l'administration a laquelle ils ap­
partiennent dss cartes d'identits établies sn allo- 

g) Bahnhof Morgenroth: polnische Zollrevision für 
den Güterverkehr der Güterzugstrecken Morgen- 
roth-Borsigwerk und Morgenroth-Karf;

b) Haltepunkt Bobrek: deutsche und polnische Zoll­
revision und Paßkontrolle für den Personen- 
und Gepäckverkehr der Strecke Morgenroth- 
Beuthen;

i) Bahnhof Chorzow: polnische Zollrevision für 
den Güterverkehr;

j) Grubenbahnhof Nedensblickschacht (Florentine- 
grube): polnische Zollrevision für den Güter- 

. verkehr;

b) Bahnhof Beuthen (Hauptbahnhos) : deutsche und 
polnische Zollrevision und Paßkontrolle für den 
Personen- und Gepäckverkehr, deutsche Zollrevi­
sion für den Güterverkehr;

l) Bahnhof Beuthen-West: deutsche und polnische 
Zollrevision und Paßkontrolle für den Personen- 
und Gepäckverkehr, deutsche und polnische Zoll­
revision für den Güterverkehr;

m) Bahnhof Kars: deutsche und polnische Zollrevi­
sion und Paßkontrolle für den Personen- und 
Gepäckverkehr, deutsche und polnische Zollrevision 
für den Güterverkehr;

n) Haltepunkt Beuthen-Stadtwald: deutsche und 
polnische Zollrevision und Paßkontrolle für den 
Personen- und Gepäckverkehr;

o) Bahnhof Brynnek: deutsche und polnische Zoll­
revision und Paßkontrolle für den Personen- 
und Gepäckvcrkehr, deutsche und polnische Zoll­
revision für den Güterverkehr;

p) Bahnhof Lublinitz: polnische und deutsche Zoll­
revision und Paßkontrolle für den Personen- 
und Gepäckverkehr der Strecke Lublinitz- 
Cziasnau, polnische und deutsche Zollrevision für 
den Güterverkehr der Strecken Lublinitz- 
Cziasnau und Lublinitz-Pluder;

q) Bahnhof Pawonkau: polnische und deutsche Zoll­
revision und Paßkontrolle für den Personen- und 
Gepäckverkehr;

r) Bahnhof Borsigwerk: deutsche Zollrevision für 
den Güterverkehr der Strecke Borsigwerk-Mor- 
genroth.

(2 ) Die Regierungen können im gegenseitigen Ein­
vernehmen die vorstehenden Bestimmungen abändern.

Artikel 429
(1) Die Bediensteten, die die Züge auf dem Eisen­

bahnnetze der anderen Direktion begleiten oder die auf 
den Bahnhöfen der anderen Direktion dienstlich tätig 
sind, erhalten von ihrer Vorgesetzten Behörde nach 
dem in den Ausführungsbestimmungen angegebenen 
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st^nd st sn polonais d'après ls raodèls convenu 
àns ls Tèglsmsut d'sxêoutiou, st qui tiendront 
bon de passeports, permis de circulation et autres 
pièces d'identité.

2- — Ils devront taire leur service en Uniterme 
ou être porteurs d'insignes de service visibles.

Article 430
1- — Des matériaux ou objets dont une direc­

tion a besoin, pour raisons de service, dans une 
Zarg trontière de jonction situés sur ls rêssau ds 
l autre direction, »'acquitteront pas de droits ds 
douane.

2- — Dss trains ds secours qui doivent prêter 
assistance en cas d'aocidsnts ou d'autres pertur­
bations de service sur le rêssau ds l'autre direc­
tion seront exempts de toute tormalitê ds douane.

Muster Ausweise in deutscher und polnischer Sprache, 
die als Ersatz für Paste, Verkehrskarten und sonst vor­
gesehene Personenausweise dienen.

(2 ) Sie haben den Dienst in Uniform oder mit 
einem sichtbar zu tragenden Dienstabzeichen versehen 
wahrzunehmen.

Artikel 430
(1) Dienstgut, das eine Direktion auf einem in­

nerhalb des Eisenbahnnetzes der anderen Direktion 
gelegenen Grenzübergangsbahnhofe für Zwecke des 
Eisenbahndienstes gebraucht, wird zollfrei eingeführt.

(2) Die Hilfszüge, die auf dem Eisenbahnnetze 
der anderen Direktion bei Unfällen und sonstigen 
Betriebsstörungen Hilfe leisten sollen, werden zoll­
amtlich nicht behandelt

Lorrs - Leckion II
Lbemîns de Ter à Voie étroits

Article 431
Dss dispositions dss articles 409, 412, 413, 414, 

415, 416, 417, 418, 419, 420, 422, 423, 424, 425, 
426, 427, 429 st 430, s'appliquent également aux 
obemins de ter a vois étroits.

Unterabschnitt II 

Schmalspurbahnen 

Artikel 431
Die Bestimmungen der Artikel 409, 412, 413, 414, 

415, 416, 417, 418, 4l9, 420, 422, 423, 424, 425, 
426, 427, 429 und 430 gelten auch für die Schmal­
spurbahnen.

Article 432
1- — Des Ugnss existantes seront maintenues 

pour la trafic d'un territoire a l'autre et pour le 
rrafig ou transit. DUes devront être entretenues 
on bon état st êtrs équipées de kayon à répondre 
on tout tsmps au développement du trafic.

2. — Font exceptées les lignes Orzsgêrv- 
Porsmba et Xark-Lessslgrubs. Da première sera 
interrompus au nord de Ceorgscbacbt st la 
ssconds au nord de bleus Viktoriagrubs.

Article 433
,1- — Ds trafic d'un tsrritoirs à l'autrs sur lss 

rêssaux a vois étroits dss dsux dirsetions aura 
Hou par Iss lignes indiquées ci-après:
a) Lossberg-LIaeisjlcovres-TaulinesobLebt, 
ch Tossbsrg-Lzarlsj lVapiennilc (Zebarls^ Halb­

sten) , .

c)
-§) 
e) 
k) 
S) 
ch 
r)

Dombrova- Lssselgrubs 
Tudus Tisbarv,

D ombrorva-bl aklo,
Dombrova-Lueba Cêra (Vroekenberg), 
Lobrsk-Orzsgô'v-P'r^dsnsbuta, 
Torsmba-Trzdensbuta, 
Lossbsrg-Dixin^,
Teutben Dmladestells-Dipin^.

2. — Des gares krontièrss ds jonction de ces 
lignes sont indiquées dans le Tèglsmsnt d'exê- 
eution.

3. — Tu outre, la trontière est traversée par les 
lignes de raccordement privées ci-après:

ch Xonigsgrube blordteld-Crubs Lönigsgrubs 
blordkeld,

Artikel 432
(i) Die bestehenden Eisenbahnlinien werden für 

den Übergangs- und Durchgangsverkehr belassen; sie 
werden in einem ordnungsmäßigen, der Entwicklung 
des Verkehrs entsprechenden Zustande unterhalten 
werden.

(2) Ausgenommen hiervon sind die Strecken Or- 
zegow - Poremba und Kars - Kestelgrube. Erstere 
wird nördlich Georgschacht, letztere nördlich Neue 
Victoriagrube unterbrochen.

Artikel 433
(i) Der Übergangsverkehr zwischen den Schmal­

spur-Eisenbahnnetzen der beiden Direktionen erfolgt 
auf nachstehenden Linien:
a) Noßberg - Maczeykowitz - Pau'lineschacht,
b) Roßberg - Scharley Kalkosen,

e) Dombrowa - Kestelgrube, 
Rudp Piekar,

d) Dombrowa - Naklo,
s) Dombrowa - Trockenberg,
k) Vobrek - Orzegow - Friedcnshütte,
g) Poremba - Friedenshütte,
b) Roßberg - Lipine,
i) Beuthen Umladestelle - Lipine.
(2) Die Grenzübergangsbahnhöfe dieser Strecken 

sind IN den Ausführungsbestimmungen angegeben.

(3) Außerdem wird die Landesgrenze durch fol­
gende Privatanschlußstrecken überschritten:
k) Königsgrube Nordfeld - Grube Königsgrube 

Nordfeld, .
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() Lönigsgrabs lffordksId-OarnÄlskrsudsgrubs, 
m) L^arlsj Liaiv (LIsisebLrlsyj-Rämbiläscbacbt,
A) Andalusion-Tisdiorsglück,

. Radriionkaugrubs -,
L^arlsj IVapisnnik (Lebarlsy oeeoeo, 

Lalkoksn)
. Radriionkaugrubs ,

823àj IVapisnnik (Lcllarlsy o ^ru 6 
Lalkoksn)

Article 434
1. — Los visites douanières ont lieu, pour les 

services indiques, dans les gares ênumêrêss 
ci-dessous, saut les modifications qui pourraient 
être convenues entre les deux Couvernements:
a) Cars ds Rossderg: Visite douanière, alle­

mande et polonaise, pour les lignes indiquées 
sous a) et b) de l'article 433.

ö) Cars de Dreieck Leutbsn: Visite douanière 
allemande pour les lignes indiquées sous k) 
et i) de l'article 433.

c) Cars de Rsdsnsdlicksàacbt: Visite dou­
anière polonaise, pour les lignes indiquées 
sous k) st i) de l'article 433.

d) Cars de Lobrsk: Visite douanière, allemande 
et polonaise, pour la ligne indiques sous f) de 
l'article 433.

s) Cars ds Dombrorva: Visits douanière, alle­
mands et polonaise, pour les lignes indiquées 
sous c), d) et e), de l'article 433.

f) Cars de Corsmba: Visits douanière alle­
mands pour la ligne indiques sous p) de 
l'articls 433.

§) Cars de IVolkganggrubs: Visite douanière 
polonaiss, pour la ligne indiques sous §) de 
l'articls 433.

2. — Les autorités douanières competentes des 
dsux pays prendront lss mesures nécessaires pour 
la surveillance douanière du trafic sur les lignes de 
raccordement indiquées de m) à p) a l'article 433.

1) Königsgrube Nordfeld - Carnalsfreudegrube, 
m) Bleischarley - Römhildschacht,
n) Andalusien - Fiedlersglück,

, Radzronkaugrube
o ) , ... „ .-------- Ro cco co,

Scharley Kalkofen

, Radzionkaugrube
Kàfm^à

Artikel 434
(1) Die Zollrevisionen finden, falls die beiden Re­

gierungen nicht ein anderes vereinbaren, auf nach­
stehenden Bahnhöfen sür die dabei bezeichneten Ver­
kehrsarten statt:
a) Bahnhof Roßberg: deutsche und polnische Zoll­

revision für die Strecken zu a) und b) des Ar­
tikel 433,

b) Bahnhof Dreieck Beuthen: deutsche Zollrevision 
für die Strecken zu b) und i) des Artikel 433,

c) Bahnhof Redensblickschacht: polnische Zollrevi­
sion für die Strecken zu b) und i) des Arti­
kel 433

d) Bahnhof Bobrek: deutsche und polnische Zoll­
revision für die Strecke zu k) des Artikel 433,

s) Bahnhof Dombrowa: deutsche und polnische 
Zollrevision zu c), d), s) des Artikel 433,

k) Bahnhof Poremba: deutsche Zollrevision für die 
Strecken g) des Artikel 433,

g) Bahnhof Wolfganggrube: polnische Zollrevision 
für die Strecke zu g) des Artikel 433.

(s) Für die zollamtliche Überwachung des Bahn­
verkehrs auf den Anschlußstrecken zu m) bis x) des 
Artikel 433 treffen die zuständigen Zolldirektiv- 
behörden der beiden Länder die erforderlichen Maß­
nahmen.

Lecticur IL
Trafic

Article 435
Au moment de la remise effective des cbemins de 

ker de TLtab sn Hauts Lilêsis polonaiss, il ssra 
organisé un Trafic direct de la Hauts Lilêsie. 
Ce trafic direct existera entre, d'une part, toutes 
lss gares de cbemins ds ter ds l'Ltat et tous lss 
quais de cbargement publics du réseau de la 
direction allemands, et, d'autre part, toutes les 
garss dss cbsmins ds ker ds l'Ltat st lss quais ds 
cbargement publics du réseau de la direction 
polonaise, ainsi qu'entre toutes les gares dss 
cbsmins ds ksp de TLtat st tous lss quais de 
cbargement publics d'un seul et meme réseau reliés 
par dss lignes de l'autre réseau. Dans ce but, on 
s'inspirera des principes suivants:

1° Lur les lignes de l'Ltat ayant le même 
écartement, les voyageurs, bagages, colis 
messageries express, transport kunêrairss, 
animaux vivants, marcbandises en grande et 
en petits vitesse, ssront expédiés directement.

Abschnitt IV
Verkehr

Artikel 435
Gleichzeitig mit der tatsächlichen Übergabe der 

Staatsbahnen in Polnisch-Oberschlesien wird ein di­
rekter Verkehr (Wechselverkehr) zwischen allen Staats­
bahnstationen und öffentlichen Ladestellen des Eisen­
bahnnetzes der deutschen Direktion einerseits und 
allen Staatsbahnstationen und öffentlichen Ladestellen 
des Eisenbahnnetzes der polnischen Direktion ander­
seits sowie zwischen allen Staatsbahnstationen und 
öffentlichen Ladestellen eines und desselben Eisen­
bahnnetzes über die Strecken des anderen Eisenbahn­
netzes unter dem Namen »Oberschlesischer Wechselver­
kehr« nach folgenden Gesichtspunkten eingeführt:

1. Auf den Staatsbahnlinien mit derselben Spur­
weite werden Personen, Gepäck, Expreßgut, 
Leichen, lebende Tiere und Eil- und Frachtgüter 
unmittelbar abgefertigt werden.
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2° Laut stipulations eontrairss du Loglomont 
d'exécution, ls trafic direct de la Lauts Lilssis 
sur lss lignes à écartement normal sera 
soumis aux prescriptions pour le trafic alle­
mand (Leuksc/w Lr'senbaàî/'erke/rrsoràrEA), 
st sur les lignss à vois étroits, aux prescrip­
tions du tarit des marebandises pour le 
clwmin de ter a voie étroite de la Laute Lilesie 
(Gütertarif für die Oöerse/rlesiseüe Lc/rmak- 
spurba/m) ; dans les deux cas, d'après le texte 
qui ssra en vigueur sur ces cbemins ds ksr ls 
jour du transksrt de la souveraineté.

3° Lauk stipulations contraires du Lèglement 
d'execution, on appliquera au trafic direct ds 
la Lauts Lilssis les tariks pour ls transport 
dss voyageurs, des bagages, des colis 
messageries express, des transports kuneraires, 
des animaux vivants et des marebandises en 
grande st sn petite vitesse qui seront en 
vigueur sur les cbemins de ksr ds l'Mat sn 
Lauts Lilesie le jour du transksrt de la 
souveraineté.

Article 436
* Dss prescriptions sur ls trafic, les dispositions 
relatives aux tariks st les tariks sux-mêmss, 
suppslès à l'article 435, cbiffres 2 st 3, ns peuvent 
ào abroges ou modifies qu'après entente dss dirse­
tions intêrsssêss ; dans l'un st l'autre cas l'appro­
bation du Comité supérieur est necessaire.

Article 437
H sera établi d'un commun accord, Lu profit des 

marebandises particulièrement importantes pour 
à vie economique du territoire plébiscité, des 
tariks directs pour le trafic sur lss lignss à searts- 
went normal entre le réseau de la direction polo­
naise, en transit par le rêssau ds la direction alle­
mande, et les autres cbemins de ksr allemands.

Article 436
Lauk stipulations contraires du présent titre, 

obacun dss dsux Mats peut, sur ses cbemins ds 
ksr du territoire plébiscite de la Lauts Lilèsis, 
fixer comme bon lui semble, dans l'exercice ds sss 
droits souverains, les prescriptions relatives au 
trafic entre toutes gares de son territoire ainsi 
Mo les dispositions concernant les tariks et les 
bases de tariks applicables à es trafic.

Article 439
Ds bénéfice ds tout tarik sn vigueur sur ls terri­

toire plébiscité s'étendra aux marebandises de 
même nature sn provsnanes ou à destination de 
m Tologne, ds TAllsmagns ou ds tout autre 
va^s.

Lecticm T
be dlatêriel lkoulant et 8on Utilisation

Lous-Lectiorr I
Lkemins de Ter à Voie Normale

Article 449
1- — L sera prélevé sur Tekkeetik de l'ancienne 

Administration dss cbemins de ksr de Trusss st

2. Soweit die Ausführungsbestimmungen keine ab­
weichende Bestimmung enthalten, unterliegt der 
oberschlesische Wechselverkehr auf den nörmal- 
spurigen Bahnen den Bestimmungen der »Deut­
schen Eisenbahnverkehrsordnung« und auf der 
Schmalspurbahn den Bestimmungen des »Güter­
tarifs für die oberschlesische Schmalspurbahn«, 
und zwar ist in beiden Fällen die auf diesen 
Eisenbahnen am Tage des Überganges der 
Staatshoheit gültige Fassung der Bestimmungen 
maßgebend.

3. Soweit die Ausführungsbestimmungen keine ab­
weichende Bestimmung enthalten, werden auf 
den oberschlestschen Wechselverkehr die auf den 
Staatseisenbahnen in Oberschlesien am Tage des 
Überganges der Staatshoheit geltenden Tarife 
für die Beförderung von Personen, Gepäck, Ex­
preßgut, Leichen, lebenden Tieren sowie von 
Eil- und Frachtgütern angewendet werden.

Artikel 436
Die im Artikel 435 Ziffer 2 und 3 festgesetzten 

Verkehrsvorschriften, Tarifbestimmungen und Tarife 
dürfen nur nach gegenseitiger Vereinbarung der 
beiden Direktionen ausgehoben oder abgeändert wer­
den. In beiden Fällen ist die Genehmigung des 
Oberkomitees erforderlich.

A r t i k e l 437
Für den Verkehr auf den Normalspurbahnen 

zwischen dem Eisenbahnnetze der polnischen Direktion 
und den übrigen deutschen Eisenbahnen über das 
Eisenbahnnetz der deutschen Direktion werden für die 
im Interesse des Wirtschaftslebens des Abstimmungs­
gebiets besonders wichtigen Verkehrsartikel direkte 
Tarife im beiderseitigen Einvernehmen eingeführt 
werden.

A r t i k e l 438
Soweit in diesem Titel nicht ein anderes bestimmt 

worden ist, kann jeder der beiden Staaten in Aus­
übung seiner Hoheitsrechte auf seinen Eisenbahnen im 
oberschlesischen Abstimmungsgebiete für den Verkehr 
zwischen zwei Stationen seines Gebiets die Verkehrs­
vorschriften, Tarifbestimmungcn und Tarifgrundlagen 
nach eigenem Ermessen festsetzen.

Artikel 439
Jeder Tarif, der im Abstimmungsgebiete Geltung 

haben wird, soll auf Waren gleicher Art angewandt 
werden, die aus Polen, Deutschland oder aus irgend­
einem anderen Lande kommen oder dorthin bestimmt 
sind.

Abschnitt V
Der Fahrzeugpark und seine Verwendung

Unterabschnitt I 
Normalspurbahnen 
Artikel 440

(1 ) Aus dem Bestände der ehemals preußisch- 
hesnschcn Eisenbahnverwaltung werden ausgeschieden 
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ds Rosse, st réparti outre lss dsux directions 
dss Obsmius ds kor ds la Raute Lilêsie:

bîatôriol
pour 

toute lu 
région

àout pour

lu àirsc- 
tion alls- 

msncis

lu àiree- 
tion 

polonaise

Toeomotivs« .. .'................... 1060 630 430
Automotrices à neciimulu-

5

Voilures äs voyaAsurs.... 1 721 1021 700
pourxons à baxagss ........... 234 164 70
Vourxons petits vitesse . . . 460 290 170
Vexons L niarclnnnàises . . . 40000 20 000 20 000
Voitures às servies............. 60 41 19

2. — Lss oKoctits ds réserve st ds réparation 
sont compris dans css cbiffres.

Article 441
Ls prélèvement mentionne à l'article procèdent 

ssra règle par les administrations dss cbemins 
de ker dss dsux Ltatü contractants, conkorms- 
mont au Règlement d'exécution.

Article 442
1. — Le materiel roulant revenant à la direc­

tion allemands restera propriété ds l'Ltat aRs- 
mand; celui qui ssra attribué à la direction polo­
naise deviendra propriété de CLtat polonais.

2. — On kera apposer sur cbaque vèbiculo lss 
marques indicatrices st numéros d'ordre indiques 
au Règlement d'exécution.

Article 443
Les Rartiss contractantes reconnaissent que 

par suite du transksrt ds la propriété du materiel 
roulant à l'Ltat polonais, l'Allemagne a satis- 
kait aux obligations lui incombant aux termes de 
l'article 371 du Traits de Raix ds Versailles 
concernant le droit ds la Cologne a l'attribution 
d'un parc ds matériel roulant pour la Raute 
Lilêsis polonaise.

Article 444
- Obaqus direction a l'obligation de maintenir à 
ses propres krais, sn nombre, types st capacité, 
le parc de matériel roulant qui lui sst attribué. 
Cl R doit l'accroitre dans uns mesure qui réponds 
aux besoins du trafic, si ls nombre existant ds 
locomotives et de vagons, y compris la réserve 
permanente de vagons prévue a l'articls 446, ss 
révélait insukfisant.

Article 445
Obaqus direction a le droit de disposer dss 

locomotives, automotrices à accumulateurs, voi­
tures de voyageurs, kourgons à bagages, kourgons 
petits vitesse st voitures de servies qui lui sont 
attribués.

Article 446
1. — Ls parc ds vagons à marcbandises, pré­

levé d'après l'article 440, ssra utilisé sn commun.
2. — 8i ce parc ns suküt pas au transport des 

marcbandises expédiées du territoire plébiscité, 
l'Allemagne et la Cologne kourniront aux Obs-

und unter die beiden Direktionen der Oberschlesischen 
Eisenbahnen verteilt:

Fahrzcuggattnng
Für das 
Gesamt- 
gebiet

Davon

deutsche

Direk

für die 

polnische

Ion

Lokomotiven.............................. 1060 630 430
Akkumulatoren,Triebwagen .. 5 5 —
Personenwagen.......................... I 721 1021 700
Gepäckwagen.............................. 234 164 70
Packwagen................................. 460 290 170
Güterwagen.............................. 40000 20 000 20000
Bahndienstwagen..................... 60 41 19

(2 ) Der Reserve- und Reparaturbestand ist in die­
sen Zahlen enthalten.

Artikel 441
Die Eisenbahnverwaltungen der beiden vertrag­

schließenden Staaten werden die Ausscheidung nach 
den Ausführungsbestimmungen regeln.

Artikel 442
(1) Die der deutschen Direktion zufallenden Fahr­

zeuge bleiben Eigentum des Deutschen Reichs; die 
der polnischen Direktion zufallenden Fahrzeuge wer­
den Eigentum des polnischen Staates.

(2) Die Fahrzeuge werden die in den Ausfüh­
rungsbestimmungen angegebenen besonderen Merk­
male und Nummern erhalten.

Artikel 443
Die vertragschließenden Teile sind sich darüber 

einig, daß mit dem Übergänge des Eigentums an 
den Fahrzeugen auf den polnischen Staat Deutschland 
die Verpflichtung des Artikel 371 des Friedensver­
trags von Versailles hinsichtlich des Anspruchs Po­
lens auf Zuteilung eines Fahrzeugparkes für Pol- 
ntsch-Oberschlesien erfüllt hat.

Artikel 444
Jede Direktion hat die Verpflichtung, auf ihre 

Kosten den ihr zugeteilten Fahrzeugpark nach Zahl, 
Gattung und Leistungsfähigkeit zu erhalten. Sie 
muß ihn, falls der Lokomotiven- und Wagenbestand, 
letzterer unter Berücksichtigung der im Artikel 446 
vorgesehenen ständigen Wagenaushilfe, nicht aus­
reichen sollte, in einem dem Verkehrsbedürfnis ent­
sprechenden Maße vermehren.

A r t i k e l 445
Jede Direktion hat das Recht, über den ihr zuge­

wiesenen Bestand an Lokomotiven, Akkumulatoren­
triebwagen, Personenwagen, Gepäckwagen, Packwagen 
und Bahndienstwagen zu verfügen.

Artikel 446
(1) Der nach Artikel 440 ausgeschiedene Güter­

wagenpark wird gemeinschaftlich benutzt.
(2) Falls dieser Güterwagenpark zur Abfuhr der 

im oberschlesischen Abstimmungsgebiete zum Versand 
gelangenden Güter nicht ausreicht, wird den Ober- 
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mins à 1er ds la Laute Lilesie, a titre ds prêt, 
des vagons, eonkormèmsnt aux dispositions du 
Lèglsmsnb pour l'emploi réciproque des vagons 
en trafic international (L. I. V.). Tn conséquence, 
l'Allemagne kournira pendant deux ans, ebaque 
jour, 900 vagons ouverts az ant en moyenne une 
capacité de cbargsmsnt de quinze tonnes. Dès la 
troisième année, la Tologne kournira ebaque jour 
150 vagons ouverts a^ant une capaeite moyenne 
de ebargement de quinze tonnes, et 300 vagons, 
dès la quatrième année. Da kourniture par l'Alle­
magne ssra réduits d'autant. Dès la cinquième 
année, l'Allemagne et la Tologns kourniront 
ebacune, par jour, 450 vagons ouverts avant une 
capacité moyenne de quinze tonnes.

Article 447
1. — L sera institue, auprès du Comité supé­

rieur, un service de répartition des vagons à 
marebandises dit Lervies des vagons, dont le res­
sort comprendra les réseaux des dsux directions.

2. — Ln Tursau de répartition ssra établi près 
de ebaque direction.

3. — Ds Lervies dss vagons disposera ds tout 
ls pare dss vagons dss Cbemins ds ksr ds la 
Lauts Lilèsis et des vagons tournis eonkormè- 
msnt a l'artiels 446, alinéa 2. Il distribuera im­
partialement ess vagons entre les bureaux ds ré­
partition dss dsux dirsetions.

4. — Dss dsux dirsetions participeront aux 
recettes et dépenses nettes du Lsrvice des vagons 
provenant de la location dss vagons, propor­
tionnellement s l'ekksctik de lsur parc.

Lorcs - Lectà II
Lkemîns de Ter à vois Ttroite

Article 448
1. — De matériel roulant ssra attribué ds ls 

manière suivante aux deux directions, conkorms- 
ment aux principes de l'article 371 du Traits ds 
Taix ds Versailles:

Da direction allemands recevra
29 locomotives.

2 124 vagons.
Da direction polonaise recevra 

41 locomotives.
3 398 vagons.

2. — D'skkectik ds réserve st ds réparation sst 
compris dans css cbitkrss.

3. — Da répartition des locomotives st dss 
vagons, d'après lsur tvps, aura lisu conkormè- 
ment au Lèglemsnt d'exécution.

Article 449
Dss dispositions dss articles 441, 442, 443 st 

444 sont applicables a la répartition du maté­
riel roulant dss cbemins ds ksr à vois étroits.

Article 459
Dss dispositions ds l'article 445 kont règls 

pour l'utilisation dss locomotives et des voitures 
de service.

schlesischen Eisenbahnen von Deutschland und Polen 
mit Wagen nach den Bestimmungen des Überein­
kommens für die gegenseitige Benutzung der Güter­
wagen im internationalen Verkehr (L.I.V.) ausge­
holfen werden. Zunächst wird Deutschland im Be­
darfsfälle zwei Jahre hindurch täglich 900 offene 
Güterwagen mit einem durchschnittlichen Ladegewicht 
von je 15 t beistellen. Vom dritten Jahr an wird 
Polen täglich 150 offene Wagen von durchschnittlich 
je 15 t Ladegewicht beistellen, vom vierten.Jahre an 
täglich 300 derartige Wagen. Entsprechend wird 
sich die Beistellung durch Deutschland vermindern. 
Vom fünften Jahre an werden Deutschland und Po­
len täglich je 450 Güterwagen mit einem Ladegewicht 
von durchschnittlich je 15 t beistellen.

Artikel 447
(1) Bei dem Oberkomitee wird ein Güterwagenamt 

(»Wagenamt« genannt) eingerichtet, dessen Wir­
kungskreis sich über die Eisenbahnnetze beider Direk­
tionen erstreckt.

(2) Bei jeder Direktion wird ein Wagenbureau 
eingerichtet.

(3) Die Verfügung über den gesamten Güterwagen- 
park der Oberschlesischen Eisenbahnen und über die 
nach Artikel 446 Abs. 2 beigestelltcn Güterwagen 
steht dem Wagenamte zu. Es wird diese Wagen 
unter die Wagenbureaus der beiden Direktionen un­
parteiisch verteilen.

(4) Die beiden Direktionen werden an den Rein­
einnahmen und Reinausgaben des Wagenamts an 
Wagenmiete im Verhältnis des Bestandes ihres 
Wagenparkes teilnehmen.

Unterabschnitt II 
Schmalspurbahnen

Artikel 448
(i) Der Fahrzeugpark wird nach den Grundsätzen 

des Artikel 371 des Friedensvertrags von Versailles 
in folgender Verteilung den beiden Direktionen zu­
gewiesen:

Es wird erhalten die deutsche Direktion:
29 Lokomotiven

2 124 Wagen
Es wird erhalten die polnische Direktion:

41 Lokomotiven
3 398 Wagen.

(2) Der Reserve- und Reparaturbestand ist in 
diesen Zahlen enthalten.

(3) Die Unterteilung der Lokomotiven und Wagen 
nach Gattungen wird nach den Ausführungsbestim­
mungen vorgenommen werden.

Artikel 449
Die Bestimmungen der Artikel 441, 442, 443 

und 444 finden für die Ausscheidung der Fahrzeuge 
der Schmalspurbahnen Anwendung.

A r t i k e l 450
Für die Verwendung der Lokomotiven und Dienst­

wagen gelten die Bestimmungen des Artikel 445.

26
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Article 451
Le pare des valons à marcliandisos sera sm- 

,doys on eominnn.
Article 452

L — La kourniture quotidienne des valons 
sera rsKlee par eüaque sation de contrôle pour 
son roseau.

2. — La compensation des valons entre les 
deux directions sera réglée par l'inspection du 
mouvement, conkormement au Règlement d'exe­
cution.

Lecticm VI 
àteliers

Article 453
Les ateliers principaux de Clenvitri, Oppeln, 

Ratikor et l'atelier secondaire de Rossberg, 
situes sur lo roseau de la direction allemande et 
subordonnes à cette dernière, se cb arger ont pour 
les doux directions, et conkormement aux prescrip­
tions allemandes présentes ou a venir, do Tentre- 
tion du materiel roulant, do la réparation et de 
la kabrication de pièces de recbange et, jusqu'à 
nouvel arrangement, de touts les autres travaux 
d'entretien effectues jusqu'ici par lesdits ateliers 
pour les lignes du territoire plébiscite.

Article 454
Les travaux do révision et d'entretien seront 

exécutes en conkormite des proscriptions alle­
mandes présentes ou à venir, à moins que la di­
rection polonaise n'estime necessaires certaines 
exceptions au sujet desquelles elle s'entendra avec 
la direction allemands.

Article 455
1. — Les ateliers exécuteront les réparations 

generales necessaires au cours de cbaque année 
(LKu/Er/esuntersnc/tMtAen), la révision inté­
rieurs et extérieurs dss locomotives st la révision 
dss autres vsbicules de la direction polonaise.

2. — Dans l'interet d'une exploitation régulière, 
les ateliers exécuteront lss autres ordres portant 
notamment sur la réparation st la kourniture dss 
pièces de recbange, st cela pour la direction polo 
naise de la meme manière st aussi promptement 
que pour la direction allemande.

Article 456
Lss ateliers exécutent les ordres dss dsux 

directions au prix de rsvisnt, sans aucune 
majoration. Les prix de rsvisnt ss composent du 
cout de kabrication, dss Irais d'administration st 
dss Irais generaux.

Article 457
Les ateliers garderont toute leur autonomie et 

pourvoiront eux-mêmes à l'entretien regulier et 
au renouvellement de leurs installations.

Article 458
Dans ls cas ou la direction polonaise aurait 

l'intention de restreindre la réparation de son 
materiel roulant dans les atsbers allemands ou

Artikel 451
Der Gütcrwageupark wird gemeinschaftlich benutzt.

A r t i k c l 452
(i) Die tägliche Wagcngestellung regelt jede Kon­

trollstation sür ihren Bezirk.

(2) Die Zugleitung hat die Wagenbestände nach 
den Ausführungsbestimmungen zwischen den beiden 
Direktionen auszugleichen.

Abschnitt VI 
Werkstätten

Artikel 453
Die auf dein Eisenbahnnetze der deutschen Direktion 

liegenden und ihr unterstellten Eiscnbahnhauptwerk- 
stätten Gleiwitz, Oppeln, Ratibor und die Neben- 
werkstatt Roßberg übernehmen nach den jeweils gel­
tenden deutschen Vorschriften sür beide Direktionen 
die Unterhaltung der Fahrzeuge, die Ausbesserung 
und Neuanfertigung von Ersatzteilen sowie bis auf 
weiteres alle sonstigen Unterhaltungsarbeiten, die 
bisher von diesen Eisenbahnwerkstätten für die Eisen­
bahnlinien des Abstimmungsgebiets ausgeführt wor­
den sind.

Artikel 454
Für die Untersuchung und Unterhaltung gelten die 

jeweiligen deutschen Vorschriften, soweit nicht die 
polnische Direktion Ausnahmen für notwendig hält, 
über die sie sich mit der deutschen Direktion ver­
ständigen wird.

Artikel 455
(i) Die Eiseubahnwerkstätten haben die im Laufe 

jedes Jahres fälligen allgemeinen Ausbesserungen 
(Laufwcrksuntersuchungen), äußeren und inneren 
Untersuchungen der Lokomotiven sowie die Unter­
suchungen der anderen Fahrzeuge der polnischen 
Direktion auszuführeu.

(2) Die anderen Aufträge, insbesondere die Aus­
besserungen und die Bereitstellung von Ersatzteilen, 
werden die Eisenbahnwerkstätten im Interesse eines 
geregelten Betriebes für die polnische Direktion in 
gleicher Weise wie für die deutsche Direktion be­
schleunigt ausführen.

Artikel 456
Die Eisenbahnwerkstätten führen die Aufträge der 

beiden Direktionen zu den Selbstkosten ohne Gewinn­
zuschlag aus. Die Selbstkosten setzen sich zusammen 
aus den Herstellungskosten, den Verwaltungskosten 
und den allgemeinen Unkosten.

Artikel 457
Die Eisenbahnwerkstätten werden ihre volle Selbst- 

ständigkeit beibchalten und für die ordnungsmäßige 
Unterhaltung und Erneuerung ihrer Anlagen selbst 
sorgen.

U r t i k e l 458
Falls die polnische Direktion, die Ausbesserung 

ihrer Fahrzeuge in den deutschen Eisenbahnwerkstätten 
einzuschränken oder aufzugeben beabsichtigt, wird sie 
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d'/ renoncer complètement, elle en avisera en 
temps utile la direction allemands.

Article 459
De matériel roulant et autre matériel ds service, 

ainsi qus les pièces dstaclrses ou de rsclrangs, qui 
devront êtrs expédies d'un rêssau a l'autrs, aux 
lins de réparations ou do transformations, 
ssront exempts ds droits ds douane à l'entrés 
comme a la sortis, pourvu qus ls servies 
expéditeur atteste qus lss conditions requises sont 
remplies. Il ns ssra pas non plus psryu ds taxes 
a l'occasion ds la délivrance dos permis d'impor­
tation ou d'exportation, ot los interdictions 
d'importation ou d'exportation qui pourraient 
exister no ssront pas applicables.

Article 469
Dss ateliers locaux ds petit entretien con­

tinueront à exécuter les travaux do réparation, 
tout au moins dans la mesure oü ils los exé­
cutaient jusqu'à es jour.

Llmpitre II
Lbemin8 à ker d'intêrêt local et tramway 

Article 461
I. — Des droits ds surveillance des Couvsrns- 

msnts sur l'exploitation de la société anonyme 
des cbemins de 1er d'intêrêt local silêsions (Lc/rkc- 
sisc/re Aleàbaàal'tie-rsesellseàaft), à Latowics, 
ainsi qus sur l'exploitation ds la société à respon­
sabilité limités dss tramvaz-s à vapsur do Haute 
silêsio (Oberscülesisc/re Damp/skrassenààAeselt- 
scüaft m. b. II.) à Clsivitz, ot do la société 
anonyme dos cbemins do l'or d'intêrêt local st 
d'êlsctricitê (Obersoülesisc/ie Lleindaà- und 
äcktriLitätsaktienAesellsc/raft), à Latovics, 
seront exercés par les autorités allemandes (prus- 
siennes) sur le tsrritoirs allemand, st par les 
autorités polonaises, sur ls territoire polonais.

.2- — Dss compagnies do cbemins do for 
d'intêrêt local sont tonnes d'établir, dans le paz-s 
oü silos n'ont pas leur siège, un poste ad­
ministratif auquel touts mesure relative à la 
surveillance dss cbsmins ds fsr d'intêrêt local et 
touts signification pourront être au point de vue 
juridique valablement notifiées.

Article 462
Dss autorités gouvernementales de contrôle, 

allemandes st polonaises, communiquent directe­
ment entre elles, si elles ne parviennent pas à 
ss mettre d'accord sur un point nécessitant un 
règlement commun, ebaque Couvernomsnt pourra 
porter ls différend devant la Oommission àlixts 
(voir article 499).

Article 463
Des fonds et espèces nécessaires aux cbemins 

de ker d'intêrêt local pour leur gestion pourront 
passer librement d'un territoire à l'autre.

Article 464
l. — De matériel roulant dss cbsmins ds fer 

d'intêrêt local circulera sn francbise de douane 
d'un pavs à l'autre, sur toutes leurs lignss. 

der deutschen Direktion hiervon rechtzeitig Mitteilung 
machen.

Artikel 459
Eisenbahnfahrzeuge oder einzelne Betriebsgegen­

stände sowie Ersatzstücke, die zur Ausbesserung oder 
Umarbeitung von einem Eisenbahnnetze auf das 
andere versandt werden müssen, sind bei ihrem Aus- 
und Eingänge zollfrei, sofern die absendende Dienst­
stelle bescheinigt, das; diese Voraussetzungen vorliegen. 
Auch werden in solchen Fällen Ein- und Ausfuhrab­
gaben nicht erhoben und etwa bestehende Ein- und 
Ausfuhrverbote nicht angewandt werden.

A r t i k e l 460
Die Betriebswerkstätten werden mindestens in dem­

selben Umfange, wie bisher, Ausbesserungsarbeiten 
ausführen.

Kapitel II

Kleinbahnen und Straßenbahnen
Artikel 461

(1) Die Aufsichtsbefugnisse der Regierungen über 
den Betrieb der Schlesischen Kleinbahnaktien-Ge- 
sellschaft in Kattowitz ebenso wie über den Betrieb der 
Oberschlesischen Dampfstraßenbahngesellschaft m. b. H. 
in Gleiwitz und der Oberschlesischen Kleinbahn- und 
Elektrizitätsaktiengesellschaft in Kattowitz, werden auf 
deutschem Gebiete von den deutschen (preußischen) 
Behörden, auf polnischem Gebiete von den polnischen 
Behörden ausgeübt werden.

(2) Die Kleinbahngesellschaften sind verpflichtet, in 
dem Lande, in dem sie keinen Sitz haben, eine Ver­
waltungsstelle einzurichten, an welche die im Klein- 
bahnaufsichtswcge ergehenden Verfügungen und 
sonstige Zustellungen jeder Art mit rcchtsverbindlicher 
Kraft für die Kleinbahnen gerichtet werden können.

Artikel 462
Die deutschen und polnischen Aufsichtsbehörden ver­

kehren unmittelbar miteinander. Wenn sie sich über 
einen Punkt, der einer einheitlichen Regelung bedarf, 
nicht einigen können, so ist jede Regierung berechtigt, 
die Entscheidung der Gemischten Kommission anzu- 
rufen (vgl. Artikel 499).

A r t i k e l 463
Die Geldmittel, welche die Kleinbahnen für ihre 

Geschäftsführung benötigen, werden ungehindert von 
einem Gebiete in das andere gebracht werden können.

Artikel 464
(l) Der Fuhrpark der Kleinbahnen verkehrt 

zollfrei auf deren ganzem Netze von einem Lande 
zum anderen.
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2. — Ls matériel acquis à Cotraugsr par Iss 
compagnies ssra, à l'importation st à l'expor­
tation, soumis aux prescriptions relatives a la 
douane.

3. — Le matériel roulant st autre matériel ds 
servies, ainsi qus lss pièces detaclmes ou de rs- 
enanM, qui devront être expédies d'un territoire 
dans l'autrs aux fins de réparations ou de trans­
formations, seront exempts de droits ds douane a 
Centrée et à la sortis, comme aussi de tous autres 
droits perdus a l'occasion de l'importation ou de 
l'exportation ou a l'occasion de la délivrance de 
permis d'importation ou d'exportation, pourvu 
qus le servies expéditeur atteste que les condi­
tions requises sont remplies. Il ns ssra pas non 
plus psr^u ds taxes a l'occasion ds la délivrance 
des permis d'importation ou d'exportation, et lss 
interdictions d'importation ou d'exportation qui 
pourraient exister ne seront pas applicables.

Article 465
8ur les lignes ds cbsmins ds ter d'intérêt local 

Rsutbsn-Rudàa Lànica (Rudabammsr)-Rin- 
denburg, par tsrritoirs polonais, st Riàarv- 
Reutben Lônigsgrubs-I^ordlsld, par territoire 
allsmand, il sera organisé un trafic ds transit 
auquel seront applicables, par analogie, les ar­
ticles 470, alineas 1 st 3, les articles 473 a 477, 
488, 490 a 495 ainsi qus les dispositions cor- 
rsspondentss du Règlement d'sxêcution.

Article 466
Lss autorités douanières des dsux pays pren­

dront dss accords spéciaux au sujet du dédouane­
ment aux endroits ou les cbemins de ter d'intérêt 
local kranebissent la frontière, ainsi qu'au sujm 
de la surveillance douanière du trafic ferroviaire 
aux points de raccordement de la briqueterie à va­
peur de IVilc^L Lolna (IReder-IVilcAL) st ds la 
fabrique d'engrais de Ocres avec la ligne Ratibor- 
Crofi Raudsn-C1sivût2.

(2) Neubeschaffungen der Gesellschaften aus dem 
Auslande unterliegen den Zoll-, Ein- und Ausfuhr- 
vorschriften.

(3) Eisenbahnfahrzeuge oder einzelne Be­
triebsgegenstände sowie Ersatzstücke, die zur Aus­
besserung oder Umarbeitung aus einem Staatsgebiet 
in das andere versandt werden müssen, sind bei ihrem 
Aus- und Eingänge zollfrei, sofern die absendende 
Dienststelle bescheinigt, daß diese Voraussetzungen 
vorliegen. Auch werden in solchen Fällen Ein- und 
Ausfuhrabgaben nicht erhoben und etwa bestehende 
Ein- und Ausfuhrverbote nicht angewandt werden.

A r t i k e l 465
Auf den Kleinbahnstrecken Beuthen-Rudaham- 

mer-Hindenburg durch Polen und Piekar-Beuthen- 
Äönigsgrube Nordseld durch Deutschland wird ein 
Durchgangsverkehr eingerichtet, für den sinngemäß 
die Artikel 470 Abs. 1 und 3 und die Artikel 473, 
477, 488, 490 bis 495 nebst den dazugehörigen Aus­
führungsbestimmungen gelten.

Artikel 466.
Wegen der zollamtlichen Behandlung des Ver 

kehrs auf den Grenzübergangspunkten der Klein­
bahnen sowie wegen der zollamtlichen Überwachung 
des Verkehrs auf den Anschlüssen der Dampfziegelei 
Nieder-Wilcza und der Düngemittelfabrik Ceres an 
der Linie Ratibor-Groß-Rauden-Gleiwitz treffen 
die beiderseitigen Zolldirektivbehörden besondere Ver­
einbarungen.

Article 467
Les agents dss compagnies mentionnées à l'ar­

ticle 461 qus leur servies appelle à krancbir la 
krontièrs st qui ns possèdent pas à un autre titrs 
un permis ds circulation, sn recevront un conkor- 
msmsnt à l'articls 272.

cbapitre III
Trafic en tran8it privilégie

Zection I
Dispositions Osnêrales

, Article 468
Ls trafic ferroviaire qui, sur les lignes spécifiées 

à l'articls 469 commence et se termine sur un seul 
et même réseau, mais doit transiter par l'autrs 
réseau, bénéficiera ds facilites spéciales conforme­
ment aux dispositions ci-dessous (Trafic en tran­
sit privilégié).

A r t i k e l 467
Um es den Angestellten der in Artikel 461 

genannten Gesellschaften zu ermöglichen, im Dienste 
die Grenze zu überschreiten, wird ihnen, falls sie 
nicht auf Grund der allgemeinen Bestimmungen eine 
Verkehrskarte erhalten, eine solche auf Grund des 
Artikel 272 ausgestellt werden.

Kapitel III

Privilegierter Eisenbàhndurchgangsverkehr
Abschnitt I

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 468
Der Eisenbahnverkehr, der auf den im Artikel 

469 genannten Linien eines und desselben Eisen­
bahnnetzes beginnt und endet, aber über das andere 
Eisenbahnnetz geleitet wird, genießt besondere Er­
leichterungen nach Maßgabe der folgenden Be­
stimmungen (privilegierter Durchgangsverkehr).
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Article 469
1- — Ds trafic sn transit privilégie s'effectuera:

A. — sur les lignes:
a) CIsiwitz-Llock Niserau-voies fis raccor- 

domout fies bouillèros de Clàûtz, pour 
le trafic des maràaudisos;

b) Cloiwikz-àlakoszow^-Zarc minière des 
DAbrüàcbücbto, pour le trafic des mar- 
cbaudisos;

c) Lark-Leutfien Madtwald-Taruowskiw- 
Corz- (Tarnowitz)-Lrvnnok, pour le ser­
vice dss voyageurs st ls trafic dss mar- 
Randisss;

d) Xark-Loutben 8tadtwald-Tarnowàio- 
C6r^ (Tarnowitz) -Dublinisc-Cziasnsu, 
pour ls servies dss voyageurs st ls trafic 
dss marchandises:

II- — sur lss lignss:
a) Olisbzis (Norgonrotb)-Xark-Xow^ Ta- 

dzionkow, pour ls servies dss vovLgsurs 
st ls trafic dss marebandises;

6) Oborzôw-Toutbon obérer Tabnbok-8zar- 
lej, pour ls servies dss voyageurs st le 
trafic des marchandises;

c) Rudensblickscbacbt (Tlorentinsgrube)- 
Teutben öderer Labnbok-8zarlsj, pour le 
trafic des marchandises;

d) Oborzow-LlocksteUe Tsw-ltedensblick- 
schacht (Tlorentinsgrube), pour le trafic 
des marchandises;

c) Cborzow-Tsutben Lauxtbabnbok-Lark- 
Xow^ Tadzionkôw, pour lo service dss 
voyageurs; pour le trafic dss marchandi­
ses seulement lorsque la ligne sous T. 
lettre b, ne xsut taire passer tous les 
trains necessaires.

2. — p,a lists dss lignes indiquées pour lo tra­
fic en transit privilégie et les modalités ds trafic 
prevues sur les dites lignes peuvent êtrs modi­
fiées ou complotées, d'un commun accord, par los 
autorités auxquelles los Tarties contractantes 
auront délégué des pouvoirs à est effet.

Article 476
1- — Tous lss vo valeurs, quslls qus soit leur 

nationalité, pourront transiter, eux et leurs 
dagagos, sans empêchement aucun, dans los trains 
de transit privilégie, a moins qu'en cours do 
route, ils ne ss rsndsnt coupables, dans ls xa^s 
transits, d'un délit ou d'un crime.

2. — Do transport des voyageurs se tait en 
trains termes ou on parties fermées de trains 
spécialement désignées à est effet. Des bagages 
enregistrés seront transportes soit dans des 
fourgons termes, soit dans un compartiment 
terme d'un tourgon.

3. — 8ur le territoire traverse, il est interdit 
de descendre des véhicules ou d'^ monter, de 
recevoir dans les véhicules ou d'en descendre des 
objets quelconques en cours de route.

Article 471
I- — Toutes les marchandises admises au 

transport intérieur dans le xa^s qui a droit au

Artikel 469
(i) Der privilegierte Durchgangsverkehr wird ein­

gerichtet:
A. auf den Strecken:

a) Gleiwitz-Block- Miscrau-Anschlußgleisanlagen 
der Glciwitzer Steinkohlengruben für den Güter­
verkehr;

b) Gleinutz-Makoschau-Grubenbahnhof der Del- 
brückschächte für den Güterverkehr;

c) Karf-Beuthen Stadtwald-Tarnowitz-Brynnek 
für den Personen- und Güterverkehr;

d) Karf-Beuthen Stadtwald-Tarnowitz-Lublinitz- 
Cziasanau für den Personen- und Güterverkehr;

L. auf den Strecken:
a) Morgenroth-Karf-Ncu Radzionkau für den 

Personen- und Güterverkehr;

b) Chorzow-Beuthen, oberer Bahnhof-Scharlei) 
für den Personen- und Güterverkehr;

c) Redensblickschacht (Florcntinegrube)-Beuthcn, 
oberer Bahnhof-Scharley für den Güterverkehr;

d) Chorzolv-B lock) telle Bsw-Redcnsblickschacht 
(Florentinegrube) für den Güterverkehr;

o) Chorzow-Beuthen ^aupkbahnhof-Karf-Ncu
Radzionkau für den Personenverkehr; für den 
Güterverkehr nur, wenn die Strecke zu Bb für 
die Durchführung der notwendigen Züge nicht 
ausreicht.

(2) Die Liste der für den privilegierten Durch­
gangsverkehr bestimmten Linien kann, ebenso wie die 
für diese Linien vorgesehenen Verkehrsarten, in gegen­
seitigem Einvernehmen der von den vertragschließen­
den Teilen hierzu ermächtigten Behörden geändert 
oder ergänzt werden.

A r t i k e l 470
(1) Im privilegierten Durchgangsverkehre können 

alle Reisende ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehörig­
keit nebst ihrem Gepäck ungehindert durch das Durch­
gangsland fahren, es sei denn, daß sie während der 
Reise im Durchgangsland ein Vergehen oder Ver­
brechen begehen.

(2) Die Beförderung der Reisenden vollzieht sich 
in geschlossenen Zügen oder in hierfür besonders be­
stimmten geschlossenen Zugteilen. Eingeschriebenes 
Gepäck wird entweder in einem verschlossenen Ge­
päckwagen oder in einem verschlossenen Abteile des 
Gepäckwagens befördert.

(3) Im Durchgangsland ist das Aus- und Ein­
steigen sowie das Hineinnehmen oder Herausgeben 
von Gegenständen aller Art verboten.

A r t i k e l 471
(1) Im privilegierten Durchgangsverkehre werden 

alle Waren, die im inneren Verkehre sowohl des durch- 
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transit st dans cslui qui doit tolérer ls transit 
ssront transportées sn trains entiers sn transit 
privilégié, quslls qus soit lsur origine st quslls 
qus soit la nationalité ds C expéditeur ou du desti­
nataire.

2. — Lss interdictions d'importation st d'ex­
portation sn vigueur dans ls pays transits ns 
s'appliqueront pas au trafic sn transit privslsgis, 
st uns autorisation spéciale d'importation, d'ex­
portation ou de transit n'sst pas nécessaire.

3. — Lss marcbandises dont le transit sst per­
mis d'après css dispositions, ne pourront pas être 
saisies par vois administrative en cours de transit.

4. — Dans le pays que le train traverse en tran­
sit, le decbargement, cbargement, recbargement 
ou transbordement de marcbandises est interdit, 
sauf dans les cas exceptionnels nécessites par des 
raisons tsebniques d'exploitation.

Article 472
8i des marcbandises telles que bétail, vebicàs, 

sont transportées pour des raisons spèciales sous 
la surveillance de convoyeurs, les prescriptions de 
l'article 470 seront applicables à ces personnes 
et à leurs bagagss.

Article 473
1. — Les transports militaires, les voyages de 

militaires isolés, de militaires en conge, de mili­
taires sn groupe ou unités, ainsi qus les trans­
ports d'unitès ds polies de n'importe quelle nature 
sont exclus du transit privilégié. Ls transport de 
matériel de guerre n'est pas autorisé.

2. — Le transport des prisonniers civils fera, 
dans ls service privilégié de transit, l'objet d'uns 
convention spèciale. Lite entrera en vigueur ls 
moins jour que la convention analogue qui ssra 
conclus pour lss transports désignés à l'article 98 
du Traité ds Taix ds Vsrsaillss.

Article 474
1. — Ls trafic on transit privilégié sst soumis 

aux lois et prescriptions du pays transité qui 
concernent ls maintien ds l'ordrs et de la sécurité 
publique, ainsi que la police sanitaire ou vétéri­
naire. line interruption ou restriction de es trafic 
ns pourra avoir lieu qu'on cas ds nécessité ou 
d'urgence absolue.

2. — 8i le trafic en transit privilégié doit être 
interrompu ou restreint comme tel par suite de 
l'application des lois et prescriptions visées à 
l'alinéa 1, il sera néanmoins maintenu comme 
trafic ordinaire dans les conditions dans lesquelles 
es genre de trafic doit avoir lieu.

Article 475
1. —- 8i l'une des Tarties contractantes sst en 

guerre, lo pays transité a le droit de suspendre ou 
de restreindrs le trafic on transit privilégié.

2. 8i, conformément a la Constitution, l'ètat 
de siège est proclamé ou dos mesures exception­
nelles sont prises pour uns partis du territoire 

gangsberechtigten Landes als auch des Durchgangs­
landes zur Beförderung zugelassen sind, ohne Rück­
sicht auf ihren Ursprung und auf die Staatsangehörig­
keit des Absenders oder Empfängers in ganzen Zügen 
befördert.

(2) Im Durchgangslande bestehende Ein- und 
Ausfuhrverbote gelten nicht für den privilegierten 
Durchgangsverkehr; auch ist eine besondere Erlaubnis 
für die Ein-, Aus- oder Durchfuhr nicht erforderlich.

(3) Waren, deren Beförderung hiernach zulässig ist, 
dürfen im Verwaltungswege während des Durch­
ganges nicht beschlagnahmt werden.

(4) Im Durchgangslande ist das Aus-, Ein-, Zu- 
oder Umladen verboten, sofern nicht besondere be­
triebstechnische Gründe eine Ausnahme erfordern.

A r t i k e l 472
Werden Waren (Vieh, Fahrzeuge u. dgl.) aus be­

sonderen Gründen unter Aufsicht von Begleitpersonen 
befördert, so finden die Vorschriften des Artikel 470 
auf diese Personen und ihr Reisegepäck entsprechende 
Anwendung.

Artikel 473
(1) Von der Beförderung im privilegierten Durch­

gangsverkehre sind militärische Transporte, Militär­
personen und Militärurlauber als Einzelreisende oder 
in geschlossenen Verbänden, ebenso Transporte ge­
schlossener Verbände von Polizeimannschaften irgend­
welcher Art ausgeschlossen. Die Beförderung von 
Militärgut ist unzulässig.

(2) über die Beförderung von Zivilgefangenen im 
privilegierten Durchgangsverkehre wird ein besonderes 
Abkommen geschlossen werden. Es wird an dem­
selben Tage in Kraft treten, wie ein gleiches Ab­
kommen, das für den im Artikel 98 des Friedens­
vertrags von Versailles bezeichneten Verkehr geschlos­
sen werden wird.

Artikel 474
(i) Der privilegierte Durchgangsverkehr unterliegt 

den Gesetzen und Vorschriften des Durchgangslandes 
über die Aufrechterhaltung der Ordnung und öffent­
lichen Sicherheit und über die Gesundhcits- und 
Veterinärpolizei. Eine Unterbrechung oder Ein­
schränkung des privilegierten Durchgangsverkehrs 
darf nur im Falle der Notwendigkeit oder äußersten 
Dringlichkeit eintreten.

(2) Wird der Privilegierte Durchgangsverkehr bei 
Anwendung dieser Gesetze und Vorschriften als solcher 
eingestellt oder eingeschränkt, so soll er als gewöhn­
licher Verkehr unter entsprechender Berücksichtigung 
der für diesen Verkehr vereinbarten Vorschriften auf­
recht erhalten werden.

Artikel 475
(i) Wird einer der vertragschließenden Teile in 

einen Krieg verwickelt, so ist das Durchgangsland be­
rechtigt, den Privilegierten Durchgangsverkehr einzu- 
stellen oder einzuschränken.

(2) Wenn verfassungsmäßig der Belagerungs­
zustand erklärt wird oder Ausnahmemaßregeln in 
einem vom privilegierten Durchgangsverkehre be- 
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plébiscité par laquelle s'opère ls transit privilègié, 
le trafic en transit privilégié pourra être tempo­
rairement suspendu dans cette partie du territoire.

^ctic/e 476
Toute décision portant suspension ou restric­

tion du trafic en transit privilégié doit être com­
muniquée aux autorités compétentes de l'autre 
àat, autant que faire se pourra, vingt-quatre 
"bures avant son entrés sn vigueur.

Article 477
8i la légitimité d'une suspension ou d'uns re­

striction du trafic en transit privilégié en vertu 
âos articles 474 à 476, donne lieu a uns diver­
gence de vues, le cas pourra être porté devant la 
Oommission Uixte (voir article 499).

Article 478
1. — Dès que la Convention générale relative 

à la liberté du transit, prévue à l'article 379 du 
Traité de Taix de Versailles et conclue à Tarco- 
ions le 10 avril 1921, sera entrée sn vigueur, 
cstts convention s'appliquera également au ser­
vice de transit dans ls territoire plébiscité. 
Toutefois, en ce qui concerne le transit privilégié, 
les dispositions dss alinéas 2 st 3ds l'articls470, 
ainsi que les dispositions correspondantes du 
Règlement d'exécution, st l'alinea 4 de Tar- 
ticle 471, resteront en vigueur.

2. — Tn tant qus ls présent titrs prévoit pour 
le trafic sn transit privilégie des facilites plus 
grandes que la Convention de Harcelons, es sont 
les dispositions du présent titrs qui seront appli­
cables.

Leotron II
Trains

Article 479
1. — Do nombre des trains ou parties de 

trains qui devront circuler journellement sur les 
lignss indiquées a l'article 469, ssra fixe par les 
deux dirsetions, d'un commun accord, pour eba- 
qus période d'borairs, suivant lss besoins du 
trafic.

2. — D'établissement dss borairss ss fera con­
formément aux dispositions de l'article 416.

Article 489
1. — Da traction et la conduite des trains en 

transit incomberont à la direction du paz-s tran­
sité, à moins qu'après entente elle ne lss confis 
à la direction du pavs expéditeur.

2. — 8i la conduits du train s'sffsctus par les 
soins ds la direction du xa^s expéditeur, la direc­
tion du pavs transite a ls droit de faire accom­
pagner à ses frais le dit train par des agents à 
elle, fonctionnant comme agents de la polies du 
bbemin ds ksr pour le pavs transité.

3. — Dss questions de detail seront réglées par 
les deux directions d'un commun accord.

Article 481
Dss prescriptions du pavs transité relatives a 

l exploitation et au chargement, font règle pour 
lss trains et parties de train sn transit privilégie. 

rührten Teile des Abstimmungsgebiets getroffen 
werden, so ist das Durchgangsland berechtigt, den 
Privilegierten Durchgangsverkehr durch diesen Ge­
bietsteil vorübergehend einzustellen.

Artikel 476
Jede Entscheidung über die Einstellung oder Ein­

schränkung des privilegierten Durchgangsverkehrs ist 
möglichst vierundzwanzig Stunden vor ihrem In­
krafttreten den zuständigen Behörden des anderen 
Staates mitzuteilen.

Artikel 477
Bei Meinungsverschiedenheiten über die Zulässig- 

keit der Einstellung oder Einschränkung des privi­
legierten Durchgangsverkehrs auf Grund der Artikel 
474 bis 476 kann die Gemischte Kommission an­
gerufen werden (vgl. Artikel 499).

Artikel 478
(t) Sobald das in Artikel 379 des Friedens­

vertrags von Versailles vorgesehene und in Barcelona 
am 10. April 1921'abgeschlossene allgemeine Abkom­
men über die Freiheit des Durchgangsverkehrs in 
Kraft getreten ist, wird es auch Anwendung auf den 
Durchgangsverkehr im Abstimmungsgebiete finden. 
Für den Privilegierten Durchgangsverkehr bleiben 
jedoch die Bestimmungen des Artikel 470 Abs. 2 
und 3 nebst Ausführungsbestimmung sowie der 
Artikel 471, Abs. 4 in Kraft.

(2) Soiveit dieser Titel für den privilegierten 
Durchgangsverkehr größere Erleichterungen Vorsicht, 
als das allgemeine Abkommen von Barcelona, finden 
die Bestimmungen dieses Titels Anwendung.

Abschnitt II 
Eisenbahnen 

Artikel 479
(r) Die Anzahl der Züge und Zugteile, die auf 

den im Artikel 469 aufgeführten Strecken täglich 
fahren sollen, wird entsprechend dem Verkehrsbedürf­
nis für jede Fahrplanperiode von den beiden Direk­
tionen vereinbart werden.

(2) Die Aufstellung der Fahrplänc erfolgt nach den 
Bestimmungen des Artikel 416.

Artikel 480
(N Die Beförderung und Begleitung der Durch­

gangszüge liegt entweder der Direktion des Durch­
gangslandes oder im Einverständnis mit dieser der 
Direktion des Versandlandes ob.

(2) Wenn die Direktion des Versandlandes den 
Zug begleiten läßt, so ist die Direktion des Durch­
gangslandes berechtigt, die Züge auch durch ihre Be­
dienstete als Bahnpolizeibeamte für das Durchgangs­
land auf eigene Kosten begleiten zu lassen.

(3) Das Nähere regeln die beiden Direktionen im 
gegenseitigen Einvernehmen.

Artikel 481
Für die durchgehenden Züge und Zugteile gelten 

die Betriebs- und Ladevorschriften des Durchgangs­
landes.
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Article 482
II pourra être ajouté aux trains ou parties de 

trains destines au trafic en transit privilégie, des 
kourgons postaux, des vagons-restaurants et des 
vagons-lits.

Article 48Z
Il sera procède à des àangeinents d'intinèraire 

dans le trafic en transit privilégié lorsque des 
perturbations ou des dikficultès dans l'exploita­
tion l'exigeront.

Article 484
Lss opérations tscliniquss ds reun se st d'accep­

tation des vèbieules kaisant partie des trains en 
transit privilégié ssront réglées par lss direc­
tions.

Article 485
Ln cas d'accidents ou d'autres perturbations 

de service, cbacuns dss directions devra porter 
aids à l'autre, conkormêmsnt aux dispositions de 
l'article 425.

Article 486
I. — La question de la responsabilité en 

matière d'accidents est réglée par les disposi­
tions dss articles 426 et 427.

2. — Toutekois, si la traction des trains en 
transit s'effectue par lss soins ds la direction du 
pays expéditeur et s'il n'y a pas eu remise st 
acceptation du matériel roulant au point de vue 
tecbnique, la responsabilité des accidsnts venant 
à se produire sur le tsrritoirs transité par suite 
du mauvais état ds es matériel incombera a la 
direction du pays expéditeur; si la cause de l'ac­
cident ns peut êtrs déterminée, les deux direc­
tions supporteront le dommage, cbacuns par 
moitié.

Article 487
I. — Tour lss communications têlêgrapbiquss 

st têlêpboniquss ds servies concernant ls transit 
privilégié, st dans la mesure oü lss besoins de 
l'exploitation st du trafic ls requièrent, il sera 
mis à la disposition exclusive de la dirsction qui 
a droit au transit, certaines des lignes ds servies 
actuelles du tsrritoirs transité, contre rembour­
sement dss krais d'entretien st d'amortissement.

2. — Ln cas ds besoin, st moyennant indem­
nité, cbaque dirsction mettra a la disposition de 
l'autre, pour l'installation de nouvelles lignss 
têlêgraxbiquss et têlêpboniquss, la place néces­
saire sur les poteaux existants, dans la mesure 
oü de la place est disponibls st ns lui est pas 
nécessaire à elle-même.

3. — Lss dsux dirsctions prendront entre elles 
dss arrangements spéciaux à ce sujet.

4. — Lss lignes têlêpboniquss st têlêgrapbiquss 
pourront êtrs utilisêss par la poste, la douane et 
la police, lorsqu'il s'agira du service du cbsmin ds 
ker. Lss télégrammes st conversations têlêpboni- 
ques ds service sont exempts de taxes.

Section 117
Douanes

Article 488
Le trafic sn transit privilégié sera soumis à la 

surveillance de la douane dans ls pays transité.

A r t i k e l 482
In den für den privilegierten Durchgangsverkehr 

bestimmten Zügen oder Zugteilen können Post-, 
Speise- und Schlafwagen durîhgeführt werden.

Artikel 483
Falls Betriebsstörungen oder Betriebsschwierig­

keiten es erfordern, werden im privilegierten Durch­
gangsverkehr Umleitungen vorgenommen werden.

A r t i k e l 484
Die Direktionen werden die technische Übergabe und 

Übernahme der Wagen in den für den privilegierten 
Durchgangsverkehr gefahrenen Zügen regeln.

Artikel 485
Bei Unfällen und sonstigen Betriebsstörungen wer­

den sich die beiden Direktionen nach den Bestim­
mungen des Artikel 425 gegenseitig helfen.

Artikel 486
(r) Die Haftung richtet sich nach den in den Arti­

keln 426 und 427 getroffenen Bestimmungen.

(2) Wenn jedoch die Beförderung der Durchgangs­
züge durch die Direktion des Versandlandes erfolgt 
und wenn keine technische Übergabe und Übernahme 
der Fahrzeuge stattfindet, so haftet die Direktion des 
Versandlandes für die durch den schlechten Zustand 
dieser Fahrzeuge innerhalb des Durchgangslandes 
entstandenen Unfälle. Kann die Ursache nicht auf­
geklärt werden, so tragen die beiden Direktionen den 
Schaden je zur Hälfte.

Artikel 48 7
(r) Für dienstliche Telegramme und Ferngespräche 

im privilegierten Durchgangsverkehre werden nach 
den Bedürfnissen des Betriebs und Verkehrs von 
den im Durchgangslande vorhandenen Eisenbahn- 
telegraphen- und Fernsprechleitungen der Direktion 
des Versandlandes besondere Leitungen zum aus­
schließlichen Gebrauche gegen Vergütung der Unter- 
haltungs- und Tilgungskosten zur Verfügung 
gestellt.

(2) Zur Einrichtung neuer Telegraphen- und Fern­
sprechleitungen stellt jede Direktion der anderen im 
Bedarfsfälle gegen Entschädigung Plätze am vor­
handenen Bahngestänge, soweit sie frei und sür eigene 
Zwecke nicht erforderlich sind, zur Verfügung.

(3) Die beiden Direktionen werden hierüber be­
sondere Vereinbarungen treffen.

(4) Die Telegraphen- und Telephonleitungen 
düffen von den Post-, Zoll- und Polizeibehörden 
benutzt werden, insoweit die Benutzung mit dem 
Eisenbahndienst im Zusammenhang steht. Dienstliche 
Telegramme und dienstliche Ferngespräche sind ge­
bührenfrei.

Abschnitt III 
Zollwesen 

Artikel 488
Der privilegierte Durchgangsverkehr wird im 

Durchgangslande unter Zollaufsicht genommen.
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Article 489
1. — Dss trains on parties ds trains mentionnés 

aux articles 470 et 471 pourront être convoies 
par dss agents de la douane du pa^s transite. Des 
Irais de eonvoiement sont à la cbargs du xa^s 
expéditeur, conformement au Règlement d'exe­
cution.

2. — De eonvoiement se fera, en principe, sur le 
réseau polonais par lss agsnts ds la douane polo­
naise et sur le reseau allemand par les agents de la 
douane allemande. Toutefois, le xa^s expéditeur 
peut faire convoyer a ses frais, par ses propres 
agents, les trains en transit, même dans le pavs 
transite.

Article 499
Des voyageurs et les bagages sont exempts, en 

transit privilégie, de tous droits de douane et 
autres droits analogues, sauf le remboursement 
de débours. Il en est de même des marebandises en 
transit privilégie, v compris celles transportées 
dans Iss fourgons postaux.

Article 491
Des vagons ou les marebandises pourront être 

plombes par la douane, àeune autre manipulation 
douanière ne poudra avoir lieu.

Article 492
Des prescriptions douanières concernant les 

voyageurs s'appliqueront aux agents convoyeurs 
du paM expéditeur.

Article 493
Tour toutes Iss questions concernant le trafic 

au transit privilégie, les autorités douanières des 
Tarties contractantes se prêteront, sur requête, 
assistance mutuelle, sn ss fournissant dss rsn- 
KbiZnsments ou en procédant a des enquêtes. Da 
correspondance se fera directement outre les 
autorités competentes.

Lectron IT 
passeports

Article 494
De PL) s transite n'exigera des voyageurs trans­

portés en transit privilégie ni passeports, ni per­
mis de circulation ni autres pièces quelconques 
d'identité.

Article 495
I- — Dss agents du cbemin de ker et de la 

douane en service dans le trafic en transit privi- 
Rgiê, recevront de l'autorité dont ils dépendent, 
une carte d'identits, établie d'après le modèle con­
venu dans le Tèglemont d'execution. Oetts carte 
tiendra lisu de passeport, de permis de circulation, 
ou de toute autre pièce d'identité.

2. — On activité de service ils seront sn uni- 
korms, ou porteront un insigne de service visible.

3. -— Des dispositions des alineas I st 2 s'appli­
queront également aux emploies postaux et 
Agents de surveillance appelés, le cas êcbêant, à 
Accomplir un service dans le trafic sn transit 
privilégie.

A r t i k e l 489
(1) Die in den Artikeln 470 und 471 genannten 

Züge oder Zugteile können durch Zollbeamte des 
Durchgangslandes begleitet werden. Die Kosten der 
Begleitung trägt das Versandland gemäß den Aus­
führungsbestimmungen.

(2) Die Begleitung erfolgt grundsätzlich auf dem 
polnischen Eisenbahnnetze durch die polnischen, und 
auf dem deutschen Eisenbahnnetze durch die deutschen 
Zollbeamten. Indessen ist das Versandland berechtigt, 
die Durchgangszüge auch im Durchgangsland auf 
seine Kosten durch seine eigenen Beamten begleiten 
zu lassen.

Artikel 490
Die Personen und ihr Gepäck bleiben im privi­

legierten Durchgangsverkehre von allen Zoll- und 
ähnlichen Abgaben frei mit Ausnahme von baren 
Auslagen; das gleiche gilt für die Güter einschließlich 
der in den Postwagen beförderten.

A r t i k e l 491
Wagen oder Güter können unter Zollverschluß 

genommen werden. Eine weitere Zollbehandlung 
findet nicht statt.

Artikel 492
Auf Begleitbeamte des Versandlandes finden die 

für die Reisenden geltenden Zollbestimmungen An­
wendung.

A r t i k e l 493
Die Zollbehörden der vertragschließenden Teile 

werden sich in allen, den privilegierten Durch­
gangsverkehr betreffenden Fragen durch Erteilung 
von Auskünften und Vornahme von Ermittelungen 
auf Ersuchen des anderen Teiles gegenseitig unter­
stützen. Der hieraus- entstehende Schriftverkehr findet 
unmittelbar zwischen den Direktivbehörden statt.

Abschnitt IV
Paßwesen

Artikel 494
Das Durchgangslanü wird von den im privi­

legierten Durchgangsverkehre beförderten Reisenden 
weder Pässe, Verkehrskarten noch sonstige Personen- 
ausweise verlangen.

Artikel 495
(i) Die im privilegierten Durchgangsverkehre 

dienstlich verwendeten Eisenbahn- und Zollbeamten 
erhalten von ihrer Vorgesetzten Behörde nach dem in 
den Ausführungsbestimmungen enthaltenen Muster 
Ausweise in deutscher und polnischer Sprache, die als 
Ersatz für Pässe, Verkehrskarten und sonst vorgesehene 
Personenausweise gelten.

(2) Sie haben den Dienst in Uniform oder mit 
einem sichtbar zu tragenden Dienstabzeichen versehen 
wahrzunehmen.

(3) Die Vorschriften der Abs. 1 und 2 finden auf 
etwa im privilegierten Durchgangsverkehre dienstlich 
verwendete Post- uird Überwachungsbeamte ent- 
sprechende Anwendung.
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Article 496
1. — Lss employés prives des vaAons-ràau- 

rants et vaZons-Iits devront être pourvus de cartes 
d'identits, dslivrsss par la police locale du lieu de 
lsur domicils. Css cartes porteront les noms, 
prénoms, domicile, nationalité de l'employé et sn 
outre sa signature et sa xbotoZraxlà Cette dsr- 
nière devra être munie du timbre okkcisl. Les cartes 
porteront également le timbre et la signature de 
l'autorits qui lss a délivrées, et une attestation de 
l'administration du cbemin de 1er, indiquant ls 
Zsnrs ds travail accompli par l'employs dans ls 
servies dss vaZons-rsstaurants st des vagons-lits.

2. — Le visa du pays transits ns ssra pas sxi§s.

Article 497
Lss dispositions ds l'articls 496 sont applicables 

aux convoyeurs non o 16ciels de transports de mar- 
cbandises telles qus bétail et vsbiculss. Ces per­
sonnes s'annonceront au bureau krontièrs d'sntrss 
st au bureau krontièrs ds sortis, pour qus ls 
passais ds la krontièrs soit note sur leur «arts 
d'identits.

Lectio» C
Disposition Lommune

Article 498
8auk stipulation contraire du présent titre, les 

agents convoyeurs ds toute espèce désignes par ls 
pays transits, n'auront d'autres attributions que 
de veiller à l'observation des prescriptions con­
tenues dans le présent cbapitre ou dans les dispo­
sitions correspondantes du RèZlsmsnt d'sxecution.

Lbapître IV
Voie8 de recour8

Article 499
8ur demande du C ouvernement allemand ou du 

Couvsrnsment polonais, la Commission mixte ss 
prononcera:

1° sur lss requêtes contre les decisions de 
l'arbitre mentionne à l'article 401;

2" sur les différends pouvant s'élever sur les 
questions relatives aux cbsmins ds ksr d'in- 
têrêt local et tramvays nécessitant un règle­
ment commun (articls 462) ;

3° sur les divergences concernant la légitimité 
d'uns susxsnsion ou d'uns restriction du 
trafic sn transit privilégié (article 477).

Lbapître V
Vi8po8itisn finale

Article 569
Lss dsux Couvernsmsnts sont autorisés a 

cbangsr en tout temps, d'un commun accord, les 
dispositions contenues dans ls Règlement d'sxs- 
eution annexé au présent titre.

Artikel 496
(1) Die Privatangestellten der Speise- und Schlaf­

wagen müssen mit Ausweisen der für ihren Wohnsitz 
zuständigen Ortspolizeibehörde versehen sein. Diese 
Ausweise müssen Vor- und Zunamen, Wohnort, 
Staatsangehörigkeit, Unterschrift und amtlich ab- 
gestempeltes Lichtbild des Inhabers, Siegel und 
Unterschrift der ausstellenden Behörde enthalten 
sowie mit einer Bescheinigung der Eisenbahndirektion 
über die Art der Beschäftigung des Angestellten im 
Dienste der Speise- und Schlafwagen versehen sein.

(2) Ein Visum des Durchgangslandes wird nicht 
verlangt.

A r t i k e k 497
Die Bestimmungen des Artikel 496 finden auch 

auf private Begleiter von Warentransporten (Vieh, 
Fahrzeugen u. dgl.) Anwendung. Diese Personen 
müssen sich bei der Grenzeingangs- und der Grenz- 
ausgangsstelle melden, damit auf ihren Ausweis ein 
Vermerk über den Grenzübertritt gemacht werden 
kann.

Abschnitt V 
Gemeinsame Bestimmungen 

Artikel 498
Soweit nicht in diesem Titel ein anderes ver­

einbart worden ist, beschränken sich die Befugnisse der 
vom Durchgangslande gestellten Begleitbeamten jeder 
Art darauf, die Einhaltung der im Kapitel III dieses 
Abschnittes oder in den Ausführungsbestimmungen 
enthaltenen Vorschriften zn überwachen.

llapbel IV 
Rechtsmittel 
A r tik-el 499

Die Gemischte Kommission ist auf Anregung der 
deutschen oder polnischen Regierung für folgende 
Angelegenheiten zuständig:

l. für Beschwerden gegen die Entscheidung des Ob­
manns des Oberkomitees (Artikel 401);

2. für die der einheitlichen Regelung bedürfenden 
Fragen des Kleinbahn- und Straßenbahnver­
kehrs (Artikel 462) ;

3. für Streitigkeiten über die Zulässigkeit der Ein­
schränkung ' oder Einstellung des privilegierten 
Durchgangsverkehrs (Artikel 477).

Kapitel V 
Schlustbestimmung 

Artikel 500
Die beiden Regierungen können im gegenseitigen 

Einvernehmen die Bestimmungen, die in den diesem 
Titel als Anhang beigefügten Ausführnngsbestim- 
mungen enthalten sind, jederzeit abändern.
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Annexe au Titre VIII
Règlement d'exécution

ad article 499
Ds Oomits supérieur ss servira de la langue 

Allemande dans ses relations avec la direction des 
cbemins de 1er de la partis allsmands du tsrritoirs 
Plebiscits. Il ss servira de la langue polonaise 
dans ses relations avec la direction des cbemins 
de ker de la partie polonaise du territoire plébis­
cité. Dans ses relations avec les particuliers, il 
emploiera la langue officielle du pavs dans lequel 
le particulier a son domicile. Dans leurs relations 
avec le Oomits supérieur, les particuliers ont le 
droit de se servir de l'uns ou ds l'autre langue. 
Dss réponses aux requêtes des particuliers se 
feront dans la langue de la requête.

ad article 495
1- — Dss budgets se divisent en:

1° budgsts ordinaires, comprenant les recettes 
et lss dépenses d'exploitation;

2° budgets extraordinaires qui, dans les dépenses, 
comprennent tous Iss accroissements ma­
teriels concernant les constructions, les in­
stallations mécaniques et lss vebicules.

2. — Dss recettes st dépenses ordinaires sont 
budgstees et comptabilisées d'dprès les scbêmas 
ds comptabilité allemands présents ou a venir, 
les recettes et dépenses extraordinaires, d'après les 
prescriptions du pa^s intéresse, et en observant 
la disposition de l'alinea 1, cbiffre 2", ci-dessus.

3. — Dss budgsts sont approuvés par ls Oou- 
vernsmsnt compétent et les comptes vérifiés par 
institutions de contrôle competentes.

ad article 499
1. — Dntrs là frontière du xazm et la gare kron- 

îière de jonction, ls servies d'exploitation se fera 
dans la langue et d'après les prescriptions de la 
direction qui a cbargs du servies dss trains.

2. — Zi ls personnel dss trains de la direction 
Allemands doit, sn dérogation aux dispositions de 
l'article 419, st pour dss raisons d'exploitation, 
dépasser les gares frontières de jonction situées 
sur le tsrritoirs polonais, lss prescriptions alls- 
mandes actuellement en vigueur conserveront leur 
validité sur les tronçons desservis par 1s personnel 
Allemand, a savoir: ls règlement sur la con­
struction et l'exploitation des cbemins de fer, le 
règlement des signaux, lss instructions pour le 
service des trains, les prescriptions pour les appa­
reils de block et d'enclsncbsment, et lss prescrip­
tions relatives a la superstructure, en tant que 
oes règlements et prescriptions concernent le ser­
vice de l'exploitation. Des modifications qui pour­
raient être apportées seront communiquées à la 
direction allemande par la direction polonaise. 
T>6 même, la direction allemands informera la 
direction polonaise des modifications apportées 
Aux règlements et aux prescriptions actuels en 
lunt que le personnel polonais devra dépasser sur 
lss lignes allemandes les gares frontières de jonc­
tion.

Anhang zu Titel VIII
Ausführungsbestimmungen

Zu Artikel 400
Das Oberkomitee verkehrt mit der Eisenbahndirek­

tion im deutschen Teile des Abstimmungsgebiets in 
der deutschen, mit der Eisenbahndirektion im polni­
schen Teile des Abstimmungsgebiets in der polnischen 
Sprache. Im Verkehre mit Privatparteien ist die 
Amtssprache des Landes maßgebend, in dem die 
Privatpartei ihren Wohnsitz hat. Für den Verkehr 
der Privatparteien mit dem Oberkomitee sind beide 
Sprachen gleichberechtigt. Parteieingaben sind in der 
Sprache der Eingabe zu beantworten.

ZuA r t i kel 405
i) Die Haushalte zerfallen in:

1. ordentliche, umfassend die Betriebseinnahmen 
und -ausgaben;

2. außerordentliche, in denen unter den Ausgaben 
alle Substanzvermehrungen an Bauten, maschi­
nellen Anlagen und Fahrzeugen aufgeführt 
werden.

(2) Die ordentlichen Einnahmen und Ausgaben 
werden nach dem jeweiligen deutschen Buchungs- 
jchema, die außerordentlichen nach den Landesvor- 
jchriften unter Berücksichtigung der Bestimmung unter 
Absatz (1) Ziffer 2 veranschlagt und verrechnet.

(3) Die Haushalte werden durch die zuständige Re­
gierung genehmigt und die Rechnungen durch deren 
Kontrollinstanz geprüft.

Zu Artikel 409
(1) Zwischen der Landesgrenze und dem Grenz- 

übergangsbahnhofe vollzieht sich der Betriebsdienst in 
der Sprache und nach den Vorschriften der fahrdienst- 
leistenden Direktion.

(2) Sofern Zugpersonal der deutschen Direktion ab­
weichend von den Bestimmungen des Artikel 419 aus 
Gründen des Betriebs über die auf polnischem Ge­
biete gelegenen Grenzübergangsbahnhöfe hinaus­
fahren muß, werden die gegenwärtig geltenden deut­
schen Vorschriften, und zwar die Eisenbahnbau- und 
Betriebsordnung, die Signalordnung, die Fahrdienst- 
vorschriften, die Block- und Stellwerksvorschriften und 
die Oberbauvorschriften, soweit sie für den Betriebs­
dienst maßgebend sind, ihre Gültigkeit auf den von: 
deutschen Personale befahrenen Strecken behalten. 
Etwaige Abänderungen wird die polnische Direktion 
der deutschen Direktion mitteilen. Ebenso wird die 
deutsche Direktion der polnischen Direktion Änderun­
gen der bestehenden Vorschriften mitteilen, sofern 
polnisches Personal über die Grenzübergangsbahnhöfe 
hinaus auf deutschen Strecken fährt.
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3. — Tenant comxt.« dss circonstances, le Con- 
verneinsnt polonais accepte que, pendant une 
période transitoire qui ne pourra excéder trois ans 
à dater du jour du transkert de la souveraineté, 
et en dérogation à la disposition de l'alinea 1 
ci-dessus, le service d'exploitation y mentionne ss 
kasss sn allsmand de part et d'autre. Tendant ce 
délai, la direction polonaiss n'emploiera, pour le 
trafic krontièrs, qus du personnel sacbant l'alle­
mand. Les directions s'entendront, pour cbaque 
tronyon krontièrs ds jonction, sur la date à la- 
qusbs la disposition relative à la langue st figu­
rant à l'alinéa 1 entrera sn vigusur.

4. — 8i, conkormement à l'alinea 2, du per­
sonnel allemand doit être employé sur les lignes 
polonaises au delà des garss krontières ds jonc­
tion, on se servira de la langus allemands dans 
lss relations avec es xsrsonnsl.

5. — Dans leurs rapports entrs eux, lss eboks 
d'exploitation, les agents supérieurs du mouve­
ment et lss agsnts locaux du mouvement dss dsux 
directions utiliseront la langue allemande.

«4 urtrRe 411
1. — 8ur les lignss indiquées sous e) et pi. 

il n'y aura qu'un trafic par trains de marobandi- 
ses, st sur la ligns indiqués sous i), qu'un trafic 
par trains ds voyageurs.

2. — 8ont désignées comme garss krontières 
ds jonction pour Iss lignss:

css la gars d'Annabsrg,
b) la gare ds 8umin.
c) st 4) la gars de Losnàa, 
c) la gars de V^olkgangxveicbs, 
/) la gare ds Rindsnburg, 
pi à) st r) la gare de Obsb^ie sNorgenrotb) „ 
/e) la gars de Teutben Rauptbabnbok, 
D st m) la parc ds Teutben IVest, 
ni la gars ds Cork,
c>) la gars ds Tarnmvskis Cory (Tarnov-itr:), 
p) st p) la gars de Lubliniec.

ad article 414
Obaoue direction inkormsra l'autrs à temps dss 

travaux qu'elle projette sur les lignss krontières 
ds jonction st qui pourraient avoir uns inüusncs 
sur l'exploitation.

' ad article 415
Les dsux directions ss tiendront mutuellement 

au courant ds la situation ds l'exploitation sur 
leurs roseaux st ss prêteront assistance par des 
mesures qu'sllss prendront de commun accord dans 
cbaoue cas particulier. Dans ls but de régler 
l'exploitation sur lss lignes de jonction, il sera 
institue uns inspection principals du mouvement 
auprès de cbaque dirsction ainsi que des inspec­
tions du mouvement à Clsivût? et à Tsutben aux­
quelles pourront êtrs adjoints des konctionnairss 
de la direction polonaise pour l'exploitation auto- 
noms dss lignss limitropbss ds la Raute Lilêsie 
polonaiss. Lss directions édicteront dss instruc­
tions ds servies communes aux deux réseaux pour 
les inspections principales et pour les inspections 
du mouvement.

(3) Die polnische Regierung erklärt sich mit Rück­
sicht auf die bestehenden Verhältnisse damit einver­
standen, daß, abweichend von der Bestimmung des 
Abs. (1), der darin bezeichnete Betriebsdienst während 
einer Übergangszeit, die drei Jahre, vom Tage des 
Übergangs der Staatshoheit gerechnet, nicht über­
schreiten soll, beiderseits in der deutschen Sprache aus­
geübt wird. Während dieses Zeitraums wird die pol­
nische Direktion im Grenzübergangsverkehre nur Per­
sonal verwenden, das der deutschen Sprache mächtig 
ist. Den Zeitpunkt, von dem ab die im Abs. (1) fest­
gesetzte Bestimmung über die Sprache in Kraft treten 
soll, werden die Direktionen für jede einzelne Grenz- 
übergangsstrecke besonders vereinbaren.

(4) Wenn gemäß Abs. (2) deutsches Personal über 
die Grenzübergangsbahnhöfe hinaus auf polnischen 
Linien verwendet werden muß, wird mit diesem Per­
sonal in deutscher Sprache verkehrt werden.

(s) Im Verkehr unter sich werden die Betriebs­
dezernenten, die Oberzug- und Zugleitungen der 
beiden Direktionen die deutsche Sprache anwenden.

ZuA r t i kel 411
(1) Auf den unter o) und g) aufgeführten Strecken 

findet nur Güterzugverkehr, auf der Strecke unter i) 
nur Personenverkehr statt.

(2) Als Grenzübergangsbahnhöfe werden bestimmt 
für die Strecken zu:
a) der Bahnhof Annaberg,
b) der Bahnhof Summin, 
c) und d) der Bahnhof Sosnitza, 
s) der Bahnhof Wolfgängweiche, 
k) der Bahnhof Hindenburg, 
g), b) und i) der Bahnhof Morgenroth, 
k) der Bahnhof Beuthen Hauptbahnhof, 
1) und m) der Bahnhof Beuthen-West, 
u) der Bahnhof Kars, 
0) der Bahnhof Tarnowitz, 
p) und q) der Bahnhof Lublinitz.

Zu Artikel 414
Wenn eine Direktion beabsichtigt, auf den Grenz- 

übergangsstrecken Bauten auszuführen, die den Be­
trieb beeinflussen könnten, so wird sie der anderen 
Direktion hiervon rechtzeitig Mitteilung machen.

Zu Artikel 415
Die beiden Direktionen werden sich über die je­

weilige Betriebslage auf ihren Eisenbahnnetzen ständig 
unterrichten und sich von Fall zu Fall durch besonders 
zu vereinbarende Maßnahmen unterstützen. Um den 
Betrieb auf den Übergangsstrecken zu regeln, werden 
eine Oberzugleitung bei jeder Direktion und Zug­
leitungen in Gleiwitz und Beuthen eingerichtet, denen 
Beamte der polnischen Direktion für là selbständige 
Betriebsabwicklung auf den angrenzenden polnisch- 
oberschlesischen Strecken zugeteilt werden können. Die 
Direktionen werden gemeinsame Dienstanweisungen 
für die Oberzug- und Zugleitungen erlassen.
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ad article 416
I. — Dss arrêts pour la visita douanière st ls 

contrôle des passeports dans tes gares pourvues de 
bureaux de douane st ds bureaux de passeports 
indiques à l'article 428, devront être aussi courts 
que possible. Tour lss trains de vovageurs prinei- 
paiement destines aux ouvriers st employés, 
l'arrêt ssra de 15 a 20 minutes au plus ; pour lss 
autres trains de vovageurs, l'arrêt ssra ds 30 
minutes au plus. Dors de l'établissement des 
boraires dss trains ds vovagsurs, il faudra, autant 
quo possible, combiner les correspondances dans 
les gars de jonction.

2. — Tour lss trains ds marcbandisss à desti­
nation dès au delà dss gares frontières de jonc­
tion, des arrêts ssront de 60 minutes au plus.

Zu Artikel 416

(1) Die Aufenthaltszeiten für die Zollrevision und 
die Paßkontrolle auf den im Artikel 428 aufge­
führten Bahnhöfen sollen möglichst kurz bemessen sein. 
Für Personenzüge, die hauptsächlich dem Nrbciter- 
und Berufsverkehre dienen, soll der Aufenthalt hödp 
siens 15 bis 20 Minuten, für die übrigen dem Per- 
soncnverkehre dienenden Züge höchstens 30 Minuten 
betragen. Bei der Aufstellung der Personenzugsahr- 
pläne sind nach Möglichkeit Zuganschlüsse auf den 
Eisenbahnknotenpunkten vorzusehen.

(2) Für die über die Grenzübergangsbahnhöfe 
hinausfahrenden Güterzüge sollen die Aufenthalts­
zeiten höchstens 60 Minuten betragen.

ad article 418
l — Jfin ds simplifier ls servies dans lss gares 

frontières de jonction st dans les garss pourvues 
d'un bureau de douane, st afin d'aceslsrer ls service 
ds la douane, on formera dss trains sépares pour 
les marebandises kranebss ds douane et pour les 
marebandises soumises à la douans. Toutefois, 
si la quantité ds marebandises n'est pas sullsants, 
il ne sera forme qu'un seul train comprenant deux 
parties distinctes. Oes trains seront remis à la 
direction voisins dans les gares frontières de 
jonction.

2. — Des modifications nécessaires seront 
arrêtées d'un commun accord par les deux direc­
tions.

ad article 419
Tant que lss gares frontières de jonction ne 

ssront pas aménagées pour ls cbangsmsnt dss 
locomotives st du personnel, lss dirsetions s'enten­
dront au sujet de leurs prestations pour assurer lo 
service des trains qui dépassent css garss fron­
tières, de jonction.

ad article 429
1. — Dss directions concluront dos accords 

spèciaux pour la jouissance en commun de 
ebaque gars frontière de jonction et pour 
assurer le service du personnel dans css gares, le 
tout d'après les indications générales du présent 
titre.

2. — Tour l'sxècution du service dos gares dans 
les gares frontières de jonction, cbaque direction 
établira des règlements de service applicables aux 
garss ds son réseau. Tn tant qu'il s'agit ds service 
commun, les deux directions devront s'entendre 
pour l'établissement des dits règlements.

ad article 421
I cbaquo nouvelle période dRorairs, lss direc­

tions ss concerteront pour préparer les mesures 
générales propres à assurer les cbangemsnts 
d'itinéraires.

Zu Artikel 418

fi) Zur Vereinfachung des Betriebsdienstes auf 
den Grenzübergangs- und Zollbahnhöfcn und znr 
Beschleunigung des Zolldienstes sollen besondere Züge 
mit zollfreien und solche mit zollpflichtigen Gütern 
gebildet werden. Sind hierfür nicht genügend Güter 
vorhanden, so werden Züge gebildet, die beide Arten 
von Gütern nach Gruppen getrennt enthalten und so 
auf den Grenzübergangsbahnhöfen der Nachbar­
direktion übergeben werden.

(2 ) Etwa notwendige Änderungen werden die bei­
den Direktionen im gegenseitigen Einvernehmen vor­
nehmen.

Zu Artikel 419
Solange die Grenzübergangsbahnhöfe für den Lo- 

komotiv- und Personalwechsel nicht eingerichtet sind, 
werden die Direktionen Vereinbarungen über Fabr- 
dienstleistungen über die Grenzübergangsbahnhöfe 
hinaus treffen.

Zu Artikel 420
(1) Über die Mitbenutzung jedes Grcnzübergangs- 

bahnhofs und die Bereitstellung von Personal für den 
Dienst auf diesen Bahnhöfen werden die Direktionen 
besondere Vereinbarungen nach den in diesem Ab­
schnitte gegebenen Richtlinien treffen.

(2) Zur Regelung des Bahnhofsdienstes auf den 
Grenzübergangsbahnhöfen wird jede Direktion 
Dienstordnungen für die Bahnhöfe ihres Eisenbahn­
netzes aufstellen. Soweit es sich um den gemein­
schaftlichen Dienst handelt, werden sich die beiden Di­
rektionen über die Aufstellung der Dienstordnungen 
verständigen.

Z u A r t i k e l 421
Die Direktionen werden für jede Fahrplanperiode 

vereinbaren, welche allgemeinen Maßnahmen für 
Umleitungen vorzubereiten sind.
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ari article 423
Les dsux directions vsiUsrout à es qus 1a rsmiss 

st I'accsptatiou dss vsbiculss st marcbandisss des 
trains continuant leur marcbs dans l'autrs pays 
s'sxseutsnt pendant les arrêts prevus a l'borairs et 
n'apportsnt aucune perturbation à l'sxxloitation.

Z u A r t i k e l 423
Die beiden Direktionen werden Vorsorge treffen, 

daß bei durchgehenden Zügen die Übergabe und 
Übernahme der Wagen und Güter innerhalb der im 
Fahrplane vorgesehenen Anfenthaltszeiten erfolgt, 
damit der Betrieb keinerlei Störungen erleidet.

ad article 425
Lss dsux directions dstsrminsront pour obaqus 

rsssau lss limites régionales dans lesquelles süss 
ss prêteront assistance réciproque, st établiront un 
reglement sur les secours qu'sllss ss dsvront sn 
cas d'arrêts ds trains occasionnés par avariss de 
locomotives de traction.

Zu Artikel 425
Die beiden Direktionen werden für jedes Eisen­

bahnnetz die Grenzen der Bezirke vereinbaren, inner­
halb deren sie sich gegenseitig Hilfe leisten, und hier­
bei Bestimmungen über Hilfeleistung treffen, falls 
Züge infolge Beschädigung von Zuglokomotiven 
liegen bleiben.

arl article 429
1. — Los cartss d'identits, destinées aux agsnts 

su servies dans le trafic d'un tsrritoirs à l'autre 
et dans Iss garss de l'autre direction, ssront 
établies selon les modèles suivants:
a) pour ls personnel des trains st ls personnel 

ds surveillance.

Zu Artikel 429
(1) Die Ausweise für die Bediensteten, die im 

Übergangsverkehr und auf den Bahnhöfen der anderen 
Direktionen dienstlich tätig sind, werden nach folgen­
dem Muster ausgestellt:

a) für das Zug- und Überwachungspersonal:

16 om

Z

. ?

Valabls jnsgu'an ............ 19..

6arts d'idsutitê n« ....

kl. (nom et fonction do I'nxmu)

est en servies oflioisl àns ls trafic d'un 
territoire à l'autrs sur Iss Oboinins à
for âs ls blauts Lilêsis,

Timbre äs .........................
bumido .......................... Is.....................

Liguaturs du 
porteur

Z 
à 

?
Lsrvics.......................................

Lignature du fonctionnaire gui a 
établi I» carte:

I» cm »----

Gültig bis zum............192.. 
Vain v do

Ausweis (VVyiear) Nr.........

Der (Name und Dienststellung) .......................  
p. (narrvislco i stanovvisleo slurborve) 

ist im Übergangsverkehr auf den Oberschlcsischen 
Eisenbahnen amtlich tätig
jsst rsjetv slurborvo vv Icolsjorvvm ruclm 
Aêrnoslustim sasisdrlrim

Feuchtstempel auf der Strecke von... ......................................
Violera pièces v^tr^en: - n.acl.

Unterschrift 
des Inhabers 

Todpis 
posiadacra

....................... , den......................192. . 
dnia

Dienststelle:................................
Lrrad

Unterschrift des ausstcllendcn Beamten: 
podpis m^ednika ^stsrvisjacsgo.

5) pour Is psrsonnsl dss gars«.

Valable jusqu'au . . . .

Oarts d identité n" ....

VI. (nom st fonction <ls l'agent), 

est sn guslitê ds............................

ce service oflicisl

Timbre 
bumîde

à la gars do..............................................

........................   le....................... 19. .

b) für das stationäre Personal:

Gültig bis zum............192..
War.n^ do

Ausweis (VVyiear) Nr.........

Der (Name und Dienststellung).......................
I'. (narvvisbo i stanorvisbo slurborvs)

ist in de: Eigenschaft als................................... 
fest r.asetx slutborvo sabo

auf dem Bahnhof.........................-...................
C na drvoreu

! Feuchtstempel amtlich tätig.

Lsi-vios.......................................
Lignaturs du 

porteur Lignature du fonctionnaire gui a 
établi la oarts:

........................ , de».....................192..
,, , dnia
Unterschrift 

des Inhabers Dienststelle:..................................
Todpis Idrrad

posiadacra Unterschrift des ausstcllendcn Beamten:

.......................... Todpis urrcdnista rvystavviaitzcogo.
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au verso cks a) ot d). Auf der Rückseite zu a und d:

ä.VI8

Oetts cuite â'illewüè <!ou être leeâue eu sei vîcc 
gui l e èteblîe, dès que le ^ocleuc i?exerce plus les 
fonctions inlli<jiièes, ot, s» tout css. e I explcetioii 
de le durée de se validité.

Zur Beachtung!

Der Ausweis ist der Dienststelle, die ihn ausgestellt 
hat, zurückzugcben, sobald der Ausweisinhaber nicht mehr 
in dem angegebene» Dienste verwendet wird, jedenfalls 
jedoch mit Ablauf der Gültigkeitsdauer der Ausweise.

tt^SAS!
nàr)- r»iücic urredoni, ktor^ Ao vv^dal, 

gdv posisdscr jogn jur nie jost rsjxtv w vv^inieni- 
onej slurbio, s vv ilardv»> caris po upivvvie tormimi 
vvsrnosei vv^karu.

2. — Tour los agents allsmands, los cartes 
d'icksntite soront établies ou allemand ot ou polo­
nais ot munies ckos ooulours cko l'Rtat allemand. 
Tour los agents polouais, allas sorout établies on 
polouais st ou allemand ot munies ckos ooulours de 
la Tologne.

3. — Dos eartos d'identits sous a) sorout on 
papier brun olair ot los eartos ck'ickoutits sous à) 
an papisr gris

ad article 431
81

Dos dispositions du présent Tèglsmsnt ck'sxê- 
eution relatives aux artiolss 414, 423, 425 et 429, 
s'appliquent aussi aux cbsmins cks ter à voie 
étroits.

82
ad article 499

1. — Untre la frontière du pa-s st la gars 
frontière ds jonction, ls servies ds l'exploitation 
ss fera dans la langue et d'après les prescriptions 
ds la ckirsetiou qui a cbargs cku service àss trains.

2. — 8i ls personnel ckss trains cks la ckirsetiou 
allemands ckoit, su dérogation à l'artiels 419, st 
pour ckss raisons d'exploitation, dépasser les gares 
lrentières cko jonction situées sur ls tsrritoirs po­
lonais, Iss prescriptions allemandes sur les cbs- 
mins cks fer à voie étroite sctusllsmsnt en vigusur 
conserveront lsur validité sur les trouvons des- 
ssrvis par ls personnel allemand, à savoir: lss 
dispositions x relatives des règlsmsuts st psr- 
seriptious sur la construction st l'exploitation des 
cbsmins cks fsr, lss signaux, ls servies dss trains, 
les appareils de block st dancleuelurment st la 
Aupsrstrueturs, su taut qus ess règlements et prs- 
ecriptions concernent le service de l'exploitation. 
Des modifications qui pourraient êtrs apportées, 
seront communiquées a la direction allemands par 
la direction polonaise. De même, la direction alle­
mands informera la direction polonaise ckss modi­
fications apportées aux règlsmsuts st proscrip­
tions actusls, su taut qus ls personnel polouais 
devra dépasser sur lss lignss allsmanckss lss garss 
Routières ds jonction.

3. — Tenant compte dss circonstances, ls 6ou- 
vsrnsmsnt polonais accepte qus, pendant une 
période transitoirs qui ne pourra excéder trois 
Ans, à dater du jour du transfert de la sou- 
vsrainsts et en dérogation a la disposition cks 
l alinea 1 ci-dessus, le servies d'sxploitàtion 
mentionné se fasse sn allsmanà cks part et ck'autrs.

(2) Für die deutschen Bediensteten werden die 
Ausweise in deutscher und polnischer Sprache und ver­
sehen mit einem Farbbande der deutschen Reichs­
farben, für die polnischen Bediensteten in polnischer 
und deutscher Sprache und versehen mit einem Farb­
bands der polnischen Landesfarben ausgestellt.

(3) Die Ausweise zu a) sind aus hellbraunem Pa­
pier, die Ausweise zu b) aus grauem Papier herzu­
stellen.

8 u A r t i k e l 431

8 1
Die Ausführungsbestimmungen zu den Ar­

tikeln 414, 423, 425 und 429 gelten auch für die 
Schmalspurbahnen.

8 2
Zu Artikel 409

(l) Zwischen der Landesgrenze und dem Grenz- 
übergangsbahnhofe vollzieht sich der Betriebsdienst in 
der Sprache und nach den Vorschriften der fahrdienst- 
leistenden Direktion.

(2) Sofern Zugpersonal der deutschen Direktion 
abweichend von den Bestimmungen des Artikel 419 
aus Gründen des Betriebs über die auf polnischem 
Gebiete gelegenen Grenzübergangsbahnhöfe hinaus­
fahren muß, werden die für die Schmalspurbahn ge­
genwärtig geltenden Bestimmungen der Eisenbahn- 
bau- und -betriebsordnung, der Signalordnung, der 
Fahrdienstvorschriften, der Block- und Stellwerks­
vorschriften und der Oberbauvorschriften, soweit sie 
für den Betriebsdienst maßgebend sind, ihre Gültig­
keit auf den vom deutschen Personale befahrenen 
Strecken behalten. Etwaige Abänderungen wird die 
polnische Direktion der deutschen Direktion mitteilen. 
Ebenso wird die deutsche Direktion der polnischen 
Direktion Änderungen der bestehenden Vorschriften 
mitteilen, sofern polnisches Personal über die Grenz­
übergangsbahnhöfe auf deutschen Strecken hinaus- 
fährt.

(3) Die polnische Regierung erklärt sich mit Rück­
sicht auf die bestehenden Verhältnisse damit einver­
standen, daß abweichend von der Bestimmung des 
Abs. 1 der Übergangsdienst während einer Übergangs­
zeit, die drei Jahre, vom Tage des Übergangs der 
Staatshoheit gerechnet, nicht überschreiten soll, beider­
seits in der deutschen Sprache ausgeübt wird. 
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ksndant es délai, la direction polonaise n'sm- 
ploiora pour le trafic krontièrs que du personnel 
sacbant l'allemand. Les directions s'entendront 
sur la date a laquelle la disposition relative a la 
langue et figurant à l'alinea 1, entrera en vigueur 
pour cbaque tronyon krontièrs de jonction.

4. — 8i, conkormânent a l'alinea 2, du person­
nel allemand doit être employé sur les lignes po­
lonaises au delà des gares krontières de jonction, 
on se 8ervira de la langue allemande dans les re­
lations avec ce personnel.

5. — Tant qus l'administration allemande effec­
tuera le service dss trains sur la ligne polonaiss 
Trontière-82Âr1ej IVapisnnib (8ebarlsy Lalboksn) 
st smbrancbsmsnts, la langue st les prescriptions 
allemandes keront règle sur cette ligne.

6. — Dans leurs rapports entre eux les cbsks 
d'exploitation et lss bureaux competents dss dsux 
directions utiliseront la langus allemande.

83
ad article 415

Les dsux directions se tiendront mutuellement 
au courant de la situation de l'exploitation st 
du trafic sur lsurs reseaux st se prêteront assi­
stance par des mesures qu'sllss prendront ds com­
mun accord dans cbaque cas particulier. Lss ser­
vices competents de part et d'autre, ainsi qus l'in­
spection du mouvement qui sera créée a Rossberg 
st à laquelle seront adjoints des konetionnairss ds 
la direction polonaiss pour l'exploitation st ls 
trafic autonome sur les lignss limitroxbss ds la 
Raute 8ilssi6 polonaiss, auront pour tâebe de 
régler l'exploitation et ls trafic sur les lignss de 
jonction. Les directions édicteront, pour estts in­
spection, des instructions de service communes.

84
ad article 416

Les arrêts pour la visite douanière dans les 
garss pourvues d'un bureau ds douane st indi­
quées à l'articls 434 devront êtrs aussi courts qus 
possible. Cbacuns des deux administrations de 
douane ns pourra employer plus ds 10 minutes à 
sa visite douanière.

85
ad article 419

1. — Tant que lss garss krontières ds jonction 
ns seront pas aménagées pour le cbangsment des 
locomotives et du personnel, lss directions s'en­
tendront au sujet de leurs prestations pour assu­
rer le service dss trains dépassant lss dites garss 
krontières.

2. — Ls service des trains sur sa ligne Ross- 
bsrg-Lrarlsj IVapisnnib (8cbarloy Lalboken) st 
embrancbements ssra effectué, jusqu'à nouvsl 
arrangement, par la dirsction allemands.

8 6
ad article 426

1. — Lss directions concluront des accords 
spéciaux pour la jouissance sn commun ds obaqus 
gare krontièrs ds jonction et pour assurer le ser­
vies du personnel d'un territoire à l'autre, le tout 
d'après les indications générales du présent titre. 

Während dieses Zeitraums wird die polnische Di­
rektion im Grenzübergangsverkehre nur Personal 
verwenden, das der deutschen Sprache mächtig ist. 
Den Zeitpunkt, von dem ab die im Abs. 1 festgesetzte 
Bestimmung über die Sprache in Kraft treten soll, 
werden die Direktionen für jede einzelne Grenzüber- 
gangsstrecke besonders vereinbaren.

(4) Wenn gemäß Abs. 2 deutsches Personal über 
die Grenzübergangsbahnhöfe hinaus auf polnischen 
Linien verwendet werden muß, so wird mit diesem 
Personal in deutscher Sprache verkehrt werden.

(5) Solange die deutsche Verwaltung den Fahr­
dienst auf der polnischen Strecke Landesgrenze- 
Scharleh Kalkofen nebst Abzweigungen leistet, gelten 
auf dieser Strecke die deutschen Vorschriften und die 
deutsche Sprache.

(6) Im Verkehr unter sich werden die Betriebs­
dezernenten und die zuständigen Ämter der beiden 
Direktionen die deutsche Sprache anwenden.

8 3

Zu Artikel 415
Die beiden Direktionen werden sich über die je­

weilige Betriebs- und Verkehrslage auf ihren Eisen­
bahnnetzen ständig unterrichten und sich von Fall zu 
Fall durch besonders zu vereinbarende Maßnahmen 
unterstützen. Der Betrieb und Verkehr auf den Über­
gangsstrecken wird durch die zuständigen Ämter beider 
Teile sowie durch eine Zugleitung geregelt werden, 
die in Roßberg eingesetzt wird und der Bemnte der 
polnischen Direktion für die sebständige Betriebs- und 
Verkehrsabwicklungj auf den angrenzenden Strecken 
Polnisch-Oberschlesiens zugeteilt werden. Die Direk­
tionen werden gemeinsame Dienstanweisungen sür 
diese Zugleitung herausgeben.

8 4
Zu Artikel 416

Die Aufenthaltszeiten für die Zollrevision auf den 
tm Artikel 434 aufgeführten Bahnhöfen sollen mög­
lichst kurz bemessen sein. Keine der beiden Zollver­
waltungen darf auf die Zollbehandlung mehr wie 
10 Minuten verwenden.

8 5
Zu Artikel 419

(1) Solange die Grenzübergangsbahnhöfe für den 
Lokomotiv- und Personalwechsel nicht eingerichtet 
sind, werden die Direktionen Vereinbarungen über 
Fahrdienstleistungen über die Grenzübergangsbahn­
höfe hinaus treffen.

(2) Den Fahrdienst auf der Strecke Roßberg- 
Scharley Kalkofen nebst Abzweigungen übernimmt bis 
auf weiteres die deutsche Direktion.

86
Zu Artikel 420

(1 ) Über die Mitbenutzung jedes Grenzübergangs- 
bahnhofs und die Bereitstellung von Personal für den 
Dienst auf diesen Bahnhöfen werden die Direktionen 
besondere Vereinbarungen nach den in diesem Ab­
schnitte gegebenen Richtlinien treffen.
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2. — Tour Texeeution du servies des gares dans 
les gares frontières de jonction, -ebaque direction 
établira des règlements de service applicables aux 
gares de son rêssau. Tu tant qu'il s'agit ds servies 
commun, lss dsux dirsetions devront s'entendre 
pour l'établissement des dits règlements.

3. — Tendant une période transitoirs qus lss 
dsux dirsetions fixeront, l'administration alle­
mande abritera, dans les remises a locomotives de 
Itossbsrg st de Darf, les locomotives de css remi­
ses attribuées au service polonais, st es, eontrs 
uns indemnité a fixer par les dsux dirsetions. Ds 
même l'administration polonaiss acceptera, dans 
les remises ds locomotives de Tr>densbuta, pen­
dant une période transitoire a fixer par les deux 
directions, les locomotives ds ces remises attri­
buées à l'Allemagne, et ce contre indemnité.

8 7
«d arkreie 433

I. — 8ont désignées comme gares frontières de 
jonction pour lss lignss:
a) st b) la gars ds Tossbsrg,
e) d) e) la gars ds Dombrova,

f) la gars ds Lobrà
S) la gars ds Torsmba,

à) st r) la gare dits Dreieck Teutben.
2. — 8ur lss voies industrielles indiquées sous 
a p) la remise et acceptation auront lisu pour :

I) a la gars ds Dönigsgrube Dordksld, 
ê) à la mins de Oarnalsfrsudsgrubs, 

m) à la mine ds Tombildsekaebt, 
w) à la mins ds Tisàrsglückgrube, ' 

a) St p) à la gars de Tgàionkaugrube et à la 
gare de parles IVaxiennik (8cbarls^ 
Dalkoksn).

ad article 435
8 1

Des demandes de détaxes on service de voya­
geurs st en trafic des marebandises sont réglées 
par le ebomin de fer qui a xeryu lss montants 
réclamés. Du cas d'alfrancbisssmsnt partiel, c'est 
le ebomin de fer destinataire qui procède au règle­
ment.

82
Dss indemnités pour perto totale ou partielle, 

avaris ou retard dans la livraison sont réglées par 
ls ebomin ds fsr expéditeur ou par le ebomin do 
Rr destinataire selon que la réclamation est 
adressés à l'un ou à l'autrs.

83
Da transmission st la rsmiss dss bagages, colis 

messageries express, transports funéraires, ani­
maux vivants, marebandises en grande et sn petits 
vitesse, seront réglées par les deux dirsetions.

84
Dans ls servies dos voyageurs, on utilisera des 

billots on earton ou des earnots do billots passs- 
partout, ot dans lo service dss bagages des livrets 
a soucbo. Dss earnots ds billets passe-partout et 
les bvrsts a souebo pour bagages ns doivent pas 
contenir de billets et de bulletins de bagages pour 
un trabe autre que celui de la Hauts 8ilêsis.

(2) Jede Direktion wird Dienstordnungen erlassen, 
die den-Bahnhofsdienst auf den Grenzübergangsbahn­
höfen ihres Eisenbahnnetzes regeln. Soweit es sich 
um den gemeinschaftlichen Dienst handelt, werden sich 
die beiden Direktionen über die Aufstellung der 
Dienstordnungen verständigen.

(3) Für eine von den beiden Direktionen noch zu 
bestimmende Übergangszeit wird die deutsche Verwal­
tung in den Lokomotivstationen Mßberg und Kars 
die dort für den Polnischen Dienst ausgeschiedenen 
Lokomotiven vorläufig gegen eine von den beiden 
Direktionen zu vereinbarende Entschädigung aufneh­
men. Ebenso wird für eine gleichfalls von den beiden 
Direktionen zu vereinbarende Übergangszeit die pol­
nische Verwaltung der Lokomotivstation Friedens­
hütte die dort für den deutschen Dienst ausgeschie­
denen Lokomotiven vorläufig gegen Entschädigung 
aufnehmen.

87
Zu Artikel 433

(i) Als Grenzübergangsbahnhöfe werden bestimmt 
für die Strecke zu:
a) und b) der Bahnhof Roßberg,
c) d) und s) der Bahnhof Dombrowa,
k) der Bahnhof Bobrek,
Z) der Bahnhof Poremba,
b) und i) der Bahnhof Dreieck Beuthen.

(2) Auf den Privatanschlußstrecken zu k) bis x) 
findet die Übergabe und Übernahme der Frachten 
statt zu:
k) auf dem Bahnhöfe Königsgrube Nordfeld,
l) auf der Carnalsfreudcgrube,

m) auf dem Römhildschacht,
n) auf der Fiedlersglückgrube,
o) und p) auf dem Bahnhöfe Radzionkaugrube, 

und auf dem Bahnhöfe Scharley Kalkofcn.

Zu Artikel 435
8 1

Ansprüche auf Erstattung von Fahrgeld und Fracht 
werden von der Bahn geregelt, welche die beanspruch­
ten Beträge vereinnahmt hat. Bei Teilfrankierung 
ist die Endbahn zuständig.

8 2
Die Entschädigungen für Gesamt- oder Teilver­

luste, Beschädigung oder Lieferfristüberschreitung 
werden von der Versandbahn oder von der Endbahn 
geregelt, je nachdem der Entschädigungsantrag bei 
der einen oder der anderen angebracht wird.

8 3
Den Übergang und die Übergabe von Gepäck, Ex­

preßgut, Leichen, lebenden Tieren sowie von Eil- und 
Frachtgut werden die beiden Direktionen regeln.

84
Im Persouenverkehrc sind Kartonfahrkarten oder 

Blankofahrkartenblocks, im Gepäckverkehre Gepäck­
scheinhefte zu verwenden. Die Blankokartcnblocks 
und die Gepäckscheinhcfte dürfen Blankokarten und 
Gepäckscheine für einen anderen Verkehr als für den 
oberschlesischen nicht enthalten.

28
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8 5
Lss billets ns porteront aucuns remarque' quant 

au Zsnrs de train; ssuls les billets valables pour 
lss trains directs ssront munis d'un trait rouge 
vertical. Tour l'indication de Titinerairs, ls mot 
« über » sera remplace par le terme « via ».

86
Les abonnements de tous genres, billets aller st 

retour d'ouvriers, bulletins ds bagages, bulletins 
de colis messageries express de cbemin de ker et 
bulletins d'expédition ainsi qus lss lettres de 
voiture en grands st sn petits vitesse ssront 
libelles en allemand st sn polonais ou sn polonais 
st sn allsmand; lss enonciations ds l'sxxsditsur 
ssront kaitss sn allemand ou sn polonais ou sn 
polonais st sn allsmand.

8 7
Les dsux administrations de cbsmins ds ker 

agissant ds concert établiront ls modèle dss im­
primes st fixeront le nombre dss exemplaires a 
remettre.

8 8
Les gares du pays avoisinant ou traverse sn 

transit ssront désignées par leur nom okücisl. Ln 
cas de modification du nom dss garss, après récep­
tion des lignes, on utilisera dans le trafic, pen­
dant uns période transitoire ds trois ans à dater 
du transksrt ds la souvsrainsts, l'ancien nom de 
de la gare conjointement avec le nouveau.

8 9
Tour l'expédition des marcbandises, on ss ser­

vira du mode simplifié d'expédition allemand 
(livre d'envoi st livre ds rscsxtion sans keuills ds 
routs). Toutskois, ls simple livre de réception sera 
remplace par un registre plus étendu, établi 
d'après ls modèle du livrs d'envoi.

8 io
1. — La rsmiss dss vagons plombés s'ekksctusra 

symboliqusmsnt sans constatation du obargsmsnt. 
Les plombs du cbemin de ker expéditeur ssront 
reconnus comme valables par l'administration du 
rsssau avoisinant ou transits, qui, sn général, no 
procédera pas a un nouveau plombage.

2. — Tous les autres envois transportes dans 
dss vagons non xlombss devront strs remis d'une 
manière effective, c'est-à-dire en procédant a une 
reconnaissance de la marcbandiss.

3. — Il on est do même dss envois effectués par 
vagons xlombss qui prösontsront dss indicos ds 
ports partislls ou d'avaris ds la marcbandiss.

4. — Dans tous lss cas ds rsmiss symbolique 
des marcbandises, on admettra jusqu'à preuve du 
contraire, si lss plombs du cbomin ds ker expédi­
teur ou du cbemin de ker réceptionnaire sont in­
tacts, qus la marcbandiss n'a ete perdue ni totals- 
msnt ni partiellement sur le parcours effectue par 
elle avec dos plombs intacts.

5. — 8i lss plombs du cbemin ds ker expéditeur 
ou du cbemin ds ker réceptionnaire sont endom­
mages, on admettra, jusqu'à preuve du contraire, 
qus la psrts totale ou partislls a eu lieu pendant 
lo parcours de la marcbandiss entre la gare qui a

8 5
Die Fahrkarten werden keinen Vermerk über die 

Zuggattung enthalten; nur die für Schnellzüge gül­
tigen Fahrkarten sind mit einem roten senkrechten 
Strich zu versehen. Bei Wegeangaben wird an Stelle 
des Wortes »über« das Wort «via» gesetzt werden.

8 6
Zeitkarten aller Art, Arbeiterrückfahrkarten, Ge­

päckscheine, Eisenbahnpaketkarten und Beförderungs­
scheine sowie Eilfrachtbriefe und Frachtbriefe werden 
in deutscher und polnischer Sprache oder in polnischer 
und deutscher Sprache ausgegeben werden. Die Ein­
tragungen des Versenders sind in deutscher oder Pol­
nischer oder in beiden Sprachen vorzunehmen.

8 7
Die beiden Bahnverwaltungen werden die Muster 

der Vordrucke und die Zahl der zu liefernden Aus­
fertigungen gemeinsam feftsetzen.

8 8
Die Bahnhöfe des Nachbar- oder Durchgangs­

landes sind mit ihren amtlichen Namen zu bezeichnen. 
Bei etwaiger Änderung der Stationsnamen nach der 
Übernahme der Linien soll während einer Übergangs­
zeit von drei Jahren, vom Tage des Überganges der 
Staatshoheit ab gerechnet, im Verkehre der alte Sta­
tionsname neben dem neuem angewendet werden.

8 9
Fur die Abfertigung von Gütern wird das deutsche 

vereinfachte Abfertigungsverfahren (Versand- und 
Empfangsbuch ohne Frachtkarten) angewendet. 
Jedoch soll an Stelle des einfachen Empfangsbuchs 
ein nach dem Muster des Versandbuchs erweitertes 
Empfangsbuch geführt werden.

8 10
(1) Die Übergabe der plombierten Wagen vollzieht 

sich symbolisch ohne Feststellung der Ladung. Die 
von der Versandbahn angelegten Plomben werden 
von der Eisenbahnverwaltung des Nachbar- oder 
Durchgangslandes anerkannt, die im allgemeinen 
weitere Plomben nicht anlegen wird.

. (2) Alle übrigen Sendungen, die in nicht plom­
bierten Wagen befördert werden, sind tatsächlich, 
d. h. unter Besichtigung zu übergeben.

(3) Dasselbe geschieht mit Sendungen in plom­
bierten Wagen, wenn sie Merkmale aufweisen, die 
auf Teilverlust oder Beschädigung des Inhalts 
schließen lassen.

(4) In allen Fällen symbolischer Übergabe von 
Gütern wird bei unverletzten Plomben der Versand­
bahn oder der übernehmenden Bahn bis zum Beweise 
des Gegenteils angenommen, daß auf dem Wege, den 
das Gut mit unverletzten Plomben durchlaufen hat, 
ein Gesamt- oder Teilverlust nicht eingetretcn ist.

(5) Wenn die Plomben der Versandbahn oder der 
übernehmenden Bahn beschädigt sind, wird bis zum 
Beweise des Gegenteils vermutet, daß der Gesamt- 
oder Teilverlust auf dem Wege stattgefunden hat, den 
das Gut zwischen dem Bahnhöfe, der die Plomben an-
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apposé les plombs ou sntrs lu gare ironkièrs cle 
jonction ou les plombs ont êtê vérifies à la gare 
ou le dommage a êtê découvert.

6. — plombs on entend les plombs officiels, 
c'sst-à-dirs les plombs des cbemins de ker ou de la 
douane.

7. — 8i ls cbsmin de ksr réceptionnaire estime, 
pour une raison quelconque, qu il est nécessaire 
ds soumettre les envois a uns visits ou ds procé­
der a l'ouvsrturs dss vagons, css opérations de­
vront, autant que possible, avoir lieu a la gars 
Rentiers de jonction en présence des konetion- 
naires des deux administrations intéressées.

8. — Il sera dressé proces-verbal de toutes les 
irrégularités constatées. Tn cas de constatations 
de ce genre dans les gares krontieres de jonction 
les procès-verbaux devront être signés par les 
deux parties.

s 11
Des deux directions édicteront des prescriptions 

sur l'aebeminement des marebandises. Oes.prescrip­
tions devront être telles que les marebandises en 
grande vitesse, le bétail et lss marebandises péris­
sables, soient transportés par les movens les plus 
Rvorables et les plus rapides. Des marebandises 
on petite vitesse seront transportées par la route 
présentant la distance totale la plus courte. Des 
deux directions pourront convenir d exceptions. 
Un cas d'empêebements au transport sur les voies 
d'aebsmineinent prévues, les deux directions con­
viendront de routes auxiliaires.

8 12
D — .lusqu'à nouvel arrangement les cbemins 

de ker secondaires ci-après :
a) kUsdobc^'cs-IVoàisIav (Doslau)—-ànnaberg, 
L) OisrLttovics-Dnurêv-Rxsdêv-ka (Tgerskeld), 
e) Tr^s^ovies (Treisvût^j-Ôrxesris-^orv (8oü-

rau) - T a v tov i c e—W oàislaw (Doslau), 
n entreront, pas dans le calcul des tariks et dis­
tances tariksires pour des points de départ et 
d'arrivée extérieurs a ces lignes. De calcul dss 
kilomètres d'application ne ss kera donc, dans le 
trafic sn transit, que sur la distance la plus courte 
de ebacune des lignes principales suivantes:

d) Ornss^s-R v dnik-8umin-^ensa,
e) Ivstovice-OIeivitx-Xandrà bikurcation, 
k) lîeutbon-Oleivitx-lVanàin bikurcation.
Oes routes servant de base au calcul des torils 

n'excluent cependant pas les taxes intérieures qui- 
résulteraient de la réexpédition complète sur les 
lignes de cbemins de ker secondaires indiquées ci- 
dessus. Lu cas d'aebeminsment par une route dé­
tournés de la route de tarification, la taxe sera 
répartie kilomêtriqusment sur le parcours sfiectus 
par la marcbandiss, après déduction, toutetois, 
de la moitê de la taxe d'expédition pour le cbsmin 
ds ksr expéditeur et ds l autre moitié pour le cbs­
min ds ksr destinataire.

2. — Des modifications à ces règles seront fixées 
par les deux directions d'un commun accord. 

gelegt hat, oder dein Grenzübergangsbahnhof, in dem 
die Plomben nachgeprüft wurden, und dem Bahnhöfe 
zurückgelegt hat, auf dem der Schalen entdeckt 
worden ist.

(6) Unter Plomben sind amtliche Plomben, das 
sind Bahn- oder Zollplomben, zu verstehen.

(7) Falls die übernehmende Bahn es aus irgend­
einem Grunde für nötig erachtet, die Sendungen 
nachzuprüfen oder die Wagen zu öffnen, wird dies 
möglichst auf dem Grenzübergangsbahnhof in Gegen­
wart von Beamten beider beteiligten Verwaltungen 
geschehen.

(8) Über alle festgestellten Unregelmäßigkeiten sind 
Tatbestandaufnahmen zu fertigen. Bei derartigen 
Feststellungen auf Grenzübergangsbahnhöfen sind die 
Tatbestandsaufnahmen von beiden Seiten zu unter­
zeichnen.

8 11
Die beiden Direktionen werden Vorschriften über 

die Leitungswege der Güter herausgeben. Diese 
Leitungsvorschriften sind so aufzustellen, daß Eilgut, 
Vieh und leicht verderbliche Güter unter Ausnutzung 
der günstigsten und raschesten Bcförderungsgelegen- 
heiten gefahren werden. Frachtgüter sind über den 
kürzesten Weg zu fahren. Ausnahmen hiervon 
werden die beiden Bahnverwaltungen vereinbaren. 
In Fällen von Beförderungshindernissen auf den 
vorgesehenen Leitungswegen werden die beiden Direk­
tionen Hilfswege vereinbaren.

8 12
(1) Bis auf weiteres werden über nachstebende 

Nebenbahnen:
a) Niedobschütz-Loslau-Annaberg,
b) Gieraltowitz-Knurow-Egersfeld,
c) Preiswitz-Orzesche-Sohrau-Pawlowitz-Loslan

weder die Tarifentfernungen noch die Tarife durch­
gerechnet. Die Ermittelungen der Tarifkilometer er­
folgt daher im Durchgangsverkehre nur über die je­
weils kürzeste folgender Hauptbahn strecken:

d) Orzesche-Rybnik-Summin-Nensa,
s) Kattowitz-Gleiwitz-Kandrzin Abzweigung, 
k) Beuthen-Gleiwitz-Kandrzin Abzweigung.

Diese Tarifbildungswege schließen jedoch die Anwen­
dung niedrigerer Frachtsätze nicht aus, die sich etwa 
aus der vollen ümbehandlung bei Beförderung über 
obige Nebenbahnen ergeben ivürdcn. Bei Leitung 
über einen Umweg gegenüber dem Tarifbildungswege 
wird die Fracht unter Vorabzug je einer halben Ab­
fertigungsgebühr für die Anfangs- und die End­
bahn auf den Fahrweg kilometrisch verteilt.

(2) Abweichungen von dieser Regel werden die 
beiden Direktionen vereinbaren.

28-
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8 13
L'êtiqustaAS des vaZons, cliarZês st vidss, ss 

ksra su allsmand st su polonais on sn polonais st 
sn allsmand. Lss directions s'entendront a es sujet.

8 14
Les dispositions relatives à la statistique du 

mouvement des marchandises ne ssront pas appli­
cables au trafic en transit privilégie et non privi­
légie.

8 15
Re seront pas applicables au trafic direct de la 

Haute Lilêsie :
1° des dispositions suivantes du tarik allemand 

pour le service des voyageurs et des bagages, 
T" partie, ß 12, dispositions additionnelles, 
cbapitre C, concernant les réductions de taxe:

a) en laveur des patronages de la jeunesse;
à) sn laveur des services sanitaires publics 

st des maisons dites Nagdalenenstilte;
e) pour les malades indigents et autres per­

sonnes sans ressources;
d) pour les bommes qui ont pris part à la 

guerre;
e) pour les blessés de guerre allemands;

2° les prix de barême (TràbereâurmFstKfel) 
pour militaires;

3° le tarik militaire;
4° d'autres tarils visant les transports de se­

cours (lVoràndstarife).

8 16
Les prix dss billets directs ainsi que les taxes 

directes pour les transports kunêraires et le trans­
port des cirions, seront lormês par la soudure des 
taxes, comptées jusque et depuis le point de 
raccordement, Toutskois, pour les distances a addi­
tionner de 1 à 5 kilomètres, les taxes totales de 
soudure seront calculées sur la base des distances 
effectives et de taux unitaires.

8 17
La taxe des bagagss se calculera pour la 

distance totale d'après les taux du tarik allemand 
dss bagagss, la taxe dss colis messageries express 
pour la distance totale d'après les taux du barême 
allemand (Treisber'ee/rmtupstafel).

8 18
Le trafic dss voyageurs, bagages, colis messa­

geries express, transports kunêraires, animaux st 
marcbandises, traverse le réseau transité en kran- 
cbiss de tous krais de cbsmins de ker pour opé­
rations en douane et de toutes autres taxes sem­
blables, sank sn es qui concsrn6 16 remboursement 
ds dépenses effectivement kaites par ls cbemin ds 
ker. Il sn est de même, sn trafic d'un territoire à 
l'autrs, pour ls cbarbon, lss minsrais st les mar- 
cbandises exemptes de douane.

8 19
Les conducteurs de vagons-lits, les employés ds 

vagons-restaurants, les kemmss du service des 
trains T>, ainsi qus le personnel des trains st dss 
locomotives, ssront transportés, lorsqu'ils sont en 
servies, sans avoir à prendre de billet.

8 13
Die Bezettelung der beladenen und leeren Wagen 

wird in deutscher und polnischer oder in polnischer 
und deutscher Sprache erfolgen. Die Direktionen 
Iverden sich hierüber verständigen.

8 14
Auf den privilegierten und nichtprivilegierten 

Durchgangsverkehr finden die Bestimmungen über die 
Statistik des Warenverkehrs keine Anwendung.

8 15
Auf den oberschlesischen Wechselverkehr werden nicht 

angewendet:
(1) Nachstehende Bestimmungen des deutschen 

Eisenbahn-Personen- und -Gepäcktarifs, Teil I § 12, 
Zusatzbestimmungen Abschnitt 0, über Fahrpreis­
ermäßigungen

a) zugunsten der Jugendpflege,
b) zugunsten der öffentlichen Krankenpflege und 

der Magdalenenstifte,
c) für mittellose Kranke und andere hilfsbedürftige 

Personen,
d) für Kriegsteilnehmer,

s) für deutsche Kriegsbeschädigte;
(2) Die Fahrpreise der Preisberechnungstafel sür 

Militär;
(3) der Militärtarif;
(4) etwaige Notstandstarife.

8 16
Die direkten Fahrpreise und Beförderungsgebühren 

für Leichen und Hunde werden durch Anstoß der bis 
zum Übergangspunkte und von diesem ab berechneten 
Gebühren gebildet. Für Anstoßentfernungen von 
1 bis 5 km werden die Anstoßsätze auf Grund der 
wirklichen Entfernungen und der Einheitssätze be­
rechnet.

8 17
Die Gepäckfracht wird für die Gesamtentfernung 

nach den Sätzen des deutschen Gepäcktarifs, die Ex­
preßgutfracht für die Gesamtentfernung nach den 
Sätzen der deutschen Preisberechnungstafel berechnet 
werden.^

8 18
Der Personen-, Gepäck-, Expreßgut-, Leichen-, 

Tier- und Güterverkehr durchläuft das Durchgangs­
land frei von allen Eisenbahngebühren für Zollab­
fertigung und von ähnlichen Abgaben mit Ausnahme 
der von den Eisenbahnen etwa verauslagten Beträge. 
Dasselbe gilt im Verkehre von dem einen Eisenbahn­
netze nach dem anderen für Kohlen, Erze und zollfreie 
Güter.

8 19
Die Schlafwagenschaffner, die Bediensteten der 

Speisewagen, die Dienstfrauen der L-Züge und das 
Zug- und Lokomotivpersonal werden im Dienst ohne 
Fahrkarten befördert.
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8 20
Lss envois do servies seront traites somme les 

envois do particuliers st transportés avec dss 
lettres ds voiture du trafic publie. Le elremin ds 
ker expéditeur ou le àemin de ker transits, ls pre­
mier pour ls transport jusqu'au réseau avoisinant 
et ls second pour le transport sur la üZno tran­
sites, reçoivent au plus la part de taxe leur 
revenant sur la taxe calcules, pour la totalité du 
parcours, d'après les taux du tarik do trafic direct. 
Lo chemin de ker expéditeur ne recevra que la 
moitié dss krais d'expédition: il n'en sera pas paye 
au chemin de ker transite.

8 21
Les locomotives, voitures ds voyageurs, kour­

gons et, lorsqu'ils sont soumis à la taxe, les 
vagons de marchandises, ainsi qus les pièces dé­
tachées de locomotives et ds voitures, a desti­
nation st sn provenance des ateliers de chemins 
de ker, devront être munis, pour leur transport, 
de lettres de voitures du trafic publie. Tour le 
calcul du prix de transport, voir l'alinea i du 
Règlement d'execution, ad articles 453 à 456.

8 22
L'envoi des lettres de servies et dss colis do 

service (imprimes, billots ou autres) ss kait "ra- 
tuitomont aux risques st périls du pays expé­
diteur.

8 23
Los dispositions suivantes s'appliqueront au 

trafic dos cbomins do kor à voie étroite de la Hauts 
Lilêsie:

1° vans le trafic entre los doux réseaux et dans 
le trafic on transit, lo modèle actuel dos 
lettres de voiture en deux parties (§ 8, alinéa 
premier, du tarik-marcbandises) sera rem­
placé par un modèle sn trois parties

et L.
2° Tour les envois du réseau allemand à voie 

étroite au réseau polonais à voie étroite ou 
inversement, la lettre ds voiture reste aux 
mains de l'administration expéditrice, la 
lettre de voiture .à? accompagne la marchan­
dise jusqu'à la gare destinataire. 8i l'snvoi 
est kait on port payé, la lottro do voiture 
sert à l'administration expéditrice do docu­
ment pour la perception de la taxs ds trans­
port; la lettre de voiture sert à l admi­
nistration destinataire de contrôle pour la 
répartition dss quote-parts. 8i l'envoi a lion 
on port dû, la lottro de voiture 5." sort à 
l'administration expéditrice de contrôle pour 
la répartition des quote-parts; la lettre de 
voiture sert à l'administration destinataire 
do document pour la perception de la taxe.

3° Tour les envois entre gares du même réseau, 
mais qui, en cours de transport, utilisent les 
lignes do l'autre réseau, la lettre de voiture 
n'accompagns la marchandise que jusqu'à la 
dernière gare krontièrs du réseau transité et 
sort à cette administration de contrôle pour 
la répartition des quote-parts.

8 20
Dienstgutsenduugen sind wie Privatsenduugen zu 

behandeln und mit Frachtbriefen des öffentlichen 
Verkehrs zu befördern. Die Versandbahn erhält für 
die Beförderung bis zum benachbarten Eisenbahn­
netze ebenso wie die Durchgangsbahn sür die Beför­
derung auf der Durchgangsstrecke höchstens ihren 
Frachtanteil aus der für die Gesamtbeförderungs- 
strecke berechneten Fracht nach den Sätzen des Tarifs 
für den Wechselverkehr. Abfertigungsgebühren sind 
an die Versandbahnen nur in der halben Höhe, an 
die Durchgangsbahnen überhaupt nicht zu zahlen.

8 21
Lokomotiven, Personen-, Gepäck- und frachtpflich­

tige Güterwagen sowie einzelne Teile der Loko­
motiven und Fahrzeuge sind auf dem Wege nach und 
von den Eisenbahnwerkstätten mit Frachtbriefen des 
öffentlichen Verkehrs zu befördern. Wegen Fracht­
berechnung vgl. Absatz 7 der Ausführungsbestimmun- 
geü zu Artikel 453 bis 456.

8 22
Der Versand von Dienstbriefen und Dienstpaketen 

(Drucksachen, Fahrkarten u. dgl.) erfolgt auf Gefahr 
des Versandlandes und völlig kostenlos.

8 23
Für den oberschlesischen Schmalspurbahnverkehr 

gelten folgende Bestimmungen:

1. Im Verkehre zwischen den beiden Eisenbahn­
netzen (auch im Durchgänge) tritt an Stelle des 
bisherigen zweiteiligen Frachtbriefmusters (8 8,1 
des Gütertarifs) ein dreiteiliges Muster, beste­
hend aus den Teilen Aa, Ab und R.

2. Bei Sendungen vom deutschen Schmalspurbahn­
netze nach dem polnischen oder umgekehrt ver­
bleibt der Frachtbrief Aa bei der Versandverwal­
tung; der Frachtbrief Ab begleitet das Gut bis 
zum Empfangsbahnhof. Ist die Sendung fran­
kiert, so dient der Frachtbriefes, der Versand­
verwaltung als Unterlage für die Frachterhe­
bung, der Frachtbrief Ab der Empfangsverwal­
tung zur Prüfung der Frachtverteilung. Im 
Überweisungsverfahren dient der Frachtbriefen 
der Versandverwaltung zur Prüfung der Fracht­
verteilung, der Frachtbrief Ab der Empfangs- 
verwaltung als Unterlage für die Fracht­
erhebung.

3. Bei Sendungen, deren Versand- und Empfangs­
bahnhof auf demselben Eisenbahnnetze liegen, die 
aber auf ihrem Beförderungswege eine Strecke 
des anderen Eisenbahnnetzes durchlaufen, be­
gleitet der Frachtbrief Ab das Gut nur bis zum 
letzten Übergangsbahnhofe des Eisenbahnnetzes, 
das von der Sendung durchlaufen wird und dient 
dieser Verwaltung zur Prüfung der Frachtver- 
teilunp.
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4" Dans lo trafic on provenance d'uno UZrw a 
voie normale et qui passe par une Zare fie 
transbordement a destination d'une gare 
polonaise du reseau à voie étroite ou qui 
transite par dos lignes polonaises à voie 
étroite, la lettre de voiture de la liZne à voie 
normale sera accompagnée d'un décalque du 
bordereau de transbordement établi par la 
gare de transbordement, décalque qui compta 
cera la lettre de voiture Dans le trafic en 
provenance d'une ligne à voie étroits st qui 
passe par uns gars ds transbordement a 
destination d'une vois normale, l'expéditeur 
devra, en service direct, joindrs à la lettrs de 
voiture de la ligne a voie normale un décalque 
ds cstts lettre. 8i la gare expéditrice est 
situes sur ls territoire polonais, le décalque 
reste aux mains de la gare expéditrice polo­
naise ; si elle est situes sur le territoire alle­
mand et si l'envoi transite par dss lignes 
polonaises, lo décalque accompagnera l'envoi 
jusqu'à la dernière gare polonaise de jonction.

5° Tour les envois qui doivent être traites con- 
kormsment aux alineas 2 et 3, les gares de 
contrôle devront tenir des registres spéciaux 
ds trafic et lss services administratiks des 
deux roseaux des livres spèciaux de trans­
port qui serviront do base à la répartition 
clos quote-parts. C'est l'administration perce­
vant les taxes do transport qui procédera à 
leur répartition. Cbaqus administration a lo 
droit de vérifier la répartition kaite par 
l'autre administration.

6" Tu cas d'aebeminomont par une voie dé­
tournée, différente de celle qui a servi de base 
au calcul du tarit, la taxe sera répartis 
kilomètriquement sur le parcours effectif 
sous déduction, s'il a lieu, de la taxe d'expé­
dition qui appartiendra par moitié au cbsmin 
de ker expéditeur et au ebomin de kor destina­
taire. Des administrations intéressées con­
cluront dos conventions spèciales pour Tactro- 
minoment du trafic.

7" Dos envois en provenance du réseau polonais 
et qui arrivent à Tossberg à destination dos 
gares do la ligne Torsmba-àlatbesbok devront 
êtrs aebsminès par Dipin^ ; lss envois arri­
vant entre Tossberg ot Dark pour la mémo 
ligne no devront êtrs aebsminès que par 
Tobrok-Trvdensbuta ; tous les envois pour la 
ligne Natbosbok-Clsnvits passeront exclu­
sivement par Torsigwerk. Ces dispositions 
koront règle aussi longtemps quo des i-accor 
doments plus directs n'auront pas ètè créés.

8" ^fin de rendre lss opérations douanières aussi 
rapides qus possiblo, on instituera un modo 
simplifié dont les détails seront réglés par les 
autorités douanières compétentes do part ot 
d'autro.

ad article 437
1. — 8oront appliquées au trafic des marcban- 

disss les dispositions de la Convention inter­
nationale sur le transport des marebandises par 
cbemins de kor, signée à Terne le 14 octobre 1890, 
ot les modifications et adjonctions contenues dans 
la Déclaration additionnelle du 20 septembre 1893 
ainsi que dans los Conventions additionnelles des

4. Im Verkehre von der Vollbahn über einen Um- 
ladebahnhof nach einem polnischen Bahnhöfe der 
Schmalspurbahn oder über polnische Schmalspur­
bahnstrecken wird dem Frachtbriefe der Vollbahn 
von deni Umladebahnhof eine Pause der Um- 
ladenachweisung beigegeben, die den Fracht­
briefs ersetzt. Im Verkehre von der Schmal­
spurbahn über einen Umladebahnhof nach der 
Vollbahn hat im Wcchselverkehre der Absender 
dem Vollbahnfrachtbriefe eine Pause beizugeben. 
Liegt die Versandstation auf polnischem Gebiet, 
so bleibt die Pause bei der polnischen Versand­
station; liegt sie im deutschen Gebiet und geht 
die Sendung über polnische Strecken, so be­
gleitet die Pause die Sendung bis zum letzten 
polnischen Übergangsbahnhofe.

5. Für die Sendungen, die nach den Ziffern 2 
und 3 zu behandeln sind, haben die Kontroll­
bahnhöfe besondere Verkehrsbücher und die Ver­
waltungsstellen der beiden Eisenbahnnetze be­
sondere Frachtbücher zu führen, die auch die Un­
terlagen für die Frachtverteilung bilden. Die 
Frachtverteilung wird von der die Frachtgebüh­
ren Anziehenden Verwaltung vorgenommen. 
Jeder Verwaltung steht die Nachprüfung der von 
der anderen Verwaltung vorgenommenen Fracht­
verteilung zu.

6. Wird die Leitung über einen anderen Weg als 
den Tarifbildungsweg vorgenommen, so wird die 
Fracht unter Vorabzug fe einer Hälfte der etwa 
eingerechneten Abfertigungsgebühr für die An­
fangs- und die Endbahn auf den Fahrweg kilo- 
metrisch verteilt. Bezüglich der Verkehrsleitung 
werden die beteiligten Verwaltungen besondere 
Vereinbarungen treffen.

7. Die vom polnischen Schmalspurbahnnetze in Roß­
berg ankommenden, nach Bahnhöfen der Strecke 
Poremba-Matheshof bestimmten Sendungen 
sind über Lipine, die zwischen Noßberg und 
Kars ankommenden, nach Bahnhöfen der gleichen 
Strecke bestimmten Sendungen nur über Bobrek- 
Friedenshütte zu leiten. Sämtliche Sendungen 
für die Strecke Matheshof-Gleiwitz laufen nur 
über Borsigwerk. Diese Vereinbarungen gelten 
nur so lange, als nicht kürzere Verbindungen ge­
schaffen werden.

8. Um eine möglichst schnelle Zollabfertigung zu 
erzielen, wird ein vereinfachtes Abfertigungsver­
fahren eingeführt werden, dessen Einzelheiten 
durch die beiderseits zuständigen Zolldirektiv- 
behörden geregelt werden sollen.

ZuA r t i k el 437
(r) Der Güterverkehr unterliegt den Bestimmun­

gen des Berner Internationalen Übereinkommens 
über den Eisenbahnfrachtverkehr vom 14. Oktober 1890 
mit den Änderungen und Ergänzungen, die in der 
Zusatzerklärung vom 20. September 1893 und in den 
Zusatzübereinkommen vom 16. Juni 1898 und vom 
19. September 1908 enthalten sind. Notwendige Än- 
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16 juin 1898 et 19 septembre 1906. Lo soin do 
modifier ou do complots:' cos dispositions, s'il y a 
lieu, ost réservé aux doux administrations do 
cbemins de 1er qui s'entendront a cet effet. Cos 
modifications ot adjonctions devront être insérées 
dans les tariks et perdront leur validité dès que la 
ÜoloAne aura adbêrê pour son roseau de Haute 
Lilêsie à la Convention internationale de Terne 
susmentionnée. Ls trafic dss marcbandises est en 
outre soumis aux dispositions des tariks qui sont 
ou seront sn viZusur.

2. — Tour les marcbandises indiquées dans la 
nomenclature des marcbandises des tariks excep­
tionnels 6,'7, 7d, 7c, 74, 8 et 18 du tarik-mareban- 
dises allsmand, IT"° partie, kascieule 6, sous-kasci- 
cule C. II du à novembre 1921, il sera toujours 
établi, dans la meme mesure et aux mêmes condi­
tions que pour le trafic entre le réseau de la direc­
tion allemande et les autres liZues allemandes, des 
tariks directs pour le trafic entre le réseau de la 
direction polonaise et les autres lignes alle­
mandes ; ces tariks entreront en vigueur en même 
temps que les tariks pour le service direct entre 
les deux réseaux.

3. — Les taux unitaires allemands, présents ou 
à venir, des tariks exceptionnels de l'alinéa 2 ci- 
dessus et, en cas de suppression de ces tariks, les 
taux unitaires allemands, présents ou a venir, dos 
classes normales de cbargement par vagon 
complet, prévus pour ces marcbandises, seront 
calculés directement de la gare expéditrice à la 
Lare destinataire. Les krais d'expédition prêrms 
Pour ces tariks exceptionnels ou pour les classes 
normales de cbargement par vagon complet ne 
seront ajoutés à ces taux directs qu'une seule kois.

4. — Les proscriptions des deux alinéas précé­
dents ne s'appliqueront pas aux tariks excep­
tionnels accordés pour le soulagement de cala­
mités locales dans le trafic entre lo réseau de la 
direction allemande ot les autres cbemins do ker do 
l'Allemagne.

5. — vans le trafic direct entre le réseau de la 
direction polonaise et les cbemins do ker allemands, 
en transit par le réseau de la direction allemande, 
il ne sera xoryu pour les cbarbons,minerais et mar- 
cbandises on kranebiss de douane aucuns krais do 
ebomin do kor pour les kormalitês en douane ni 
aucun droit analogue, a l'exception des débours 
offsetiks du cbemin de ker.

6. — L'élaboration d'autres tariks communs, y 
compris lss tariks des voyageurs, bagages et colis 
messageries express, pourra kaire l'objet d'accords 
spéciaux entre les administrations de cbemins de 
ker intéressées.

7. — Tn cas d'application de tariks directs, 
l expédition directe se kora sur la base de keuillss 
de route.

8. — Lss dispositions du Règlement d'exécution 
ad article 435, 88 I, 2, 3, 10, 11, 18, 19 et 22, 
concernant le trafic direct ds la Haute Lilêsie 
seront également applicables.

9. — Les envois de servies de toute nature (à 
1 exception des lettres do service et colis de service 
mentionnés dans le Règlement d'exécution ad 
article 435, § 22), ssront traités comme des envois 
bvvês st transportés avec des lettres de voiture 
du trafic public.

derungen und Ergänzungen werden der Vereinbarung 
unter den beiden Bahnverwaltungen Vorbehalten. Sie 
sind in die Tarife aufzunehmen und verlieren ihre 
Willigkeit, sobald Polen für sein àrschlesisches Eisen­
bahnnetz dem Berner Internationalen Übereinkom­
men über den Eisenbahnfrachtverkehr beigetreten sein 
wird. Der Güterverkehr unterliegt außerdem den 
Bestimmungen der jeweils geltenden Tarife.

(2) Für die in den Warenverzeichnissen der Aus- 
nahmetarife 6, 7, 7b, 7c, 7d, 8 und 18 des Deutschen 
Eisenbahn-Gütertarifs Teil II, Heft 6, Tcilheft 6 II 
vom 1. November 1921 aufgeführten Güter werden 
in demselben Umfange und unter denselben Bedin­
gungen wie jeweils für den Verkehr zwischen dem 
Eisenbahnnetze der deutschen Direktion und den übri­
gen deutschen Eisenbahnen direkte Tarife für den Ver­
kehr zwischen dem Eisenbahnnetze der polnischen Di­
rektion und den übrigen deutschen Eisenbahnen aufge­
stellt und gleichzeitig mit den Tarifen für den Wechsel­
verkehr zwischen den beiden Eisenbahnnetzen einge­
führt.

(3) Die jeweiligen deutschen Einheitssätze der nach 
Absatz 2 in Betracht kommenden Ausnahmetarife und 
für den Fall ihrer Aufhebung die jeweiligen Einheits­
sätze der für diese Güter vorgesehenen normalen Wa- 
genladungsklassentarife werden von der Versand­
station bis zur Empfangsstation durchgerechnct. Die 
für die Ausnahmetarife oder die normalen Wagen- 
ladungsklasscntarife festgesetzten jeweiligen Abferti­
gungsgebühren werden in diese direkten Frachtsätze 
nur einmal eingerechnet.

(4) Die Bestimmungen der beiden vorhergehenden 
Absätze finden auf Ausnahmetarife zur Milderung 
oder Behebung öffentlicher Notstände örtlicher Natur 
im Verkehre zwischen dem deutschen Eisenbahnnetz und 
den übrigen deutschen Eisenbahnen keine Anwendung.

(s) Im unmittelbaren Verkehre zwischen dem pol­
nischen Direktionsbezirk und dem übrigen Deutsch­
land über das Eisenbahnnetz der deutschen Direktion 
werden sür Kohlen, Erze und zollfreie Güter keiner­
lei Eisenbahngebühren für die Zollabfertigung und 
keine ähnlichen Abgaben mit Ausnahme der von den 
Eisenbahnen etwa verauslagten Beträge erhoben.

(6) Die Aufstellung weiterer Verbandstarife, auch 
für den Personen-, Gepäck- und Expreßgutverkehr, 
bleibt der Vereinbarung der beteiligten Bahnverwal­
tung Vorbehalten.

(7) Bei Anwendung direkter Tarife findet unmit­
telbare Abfertigung auf Grund von Frachtkarten statt.

(8) Die für den oberschlesischen Wechselvcrkehr in 
Gütern geltenden Ausführungsbestimmungen zu Ar­
tikel 435 88 1, 2, 3, 10, 11, 18, 19 und 22 sind auch 
hier anzuwenden.

(9) Dienstgutsendungen aller Art (ausgenommen 
die im 822 der Ausführungsbcstimmungen zu Ar­
tikel 435 bezeichneten Dienstbriefe und Dienstpakete) 
sind wie Privatsendungen zu behandeln und mil 
Frachtbriefen des öffentlichen Verkehrs zu befördern 
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ack articles 435 et 437
8 1

Da Zsstion ààicss concernant 1s trafic direct 
âs 1a Hauts Lilssis st 1ss tariks communs sst 
confiés à 1a direction allemands.

8 2
1. — Dans ls trafic direct de la Dante Lilssis, 

comms dans ls trafic de transit entre les Zares 
d'un meme rêssau par lss lignes de l'autrs rêssau, 
st aussi dans ls trafic direct par le réseau a11s- 
mand entre ls réseau polonais et les autres clrsmins 
ds ksr allsmands, lss participations aux taxes 
entre lss clrsmins ds ksr qui prennent part au 
transport,  en es qui concerne les accords pris 
sn vertu des lettres«) et f) ci-dessous, seront 
réglées ds la ka^on suivants :

sa.uk

a) Lur lss prix dss billets dirsets (v compris 
les abonnements mensuels, abonnements lwb- 
domadairss, billsts ds retour, etc.) ebaque 
administration de cbsmin de ker reçoit les 
taxes ds soudure indiquées pour ls calcul dss 
prix ds css billsts.

5) Dss recettes provenant du transport dss 
bagages, ebisns, colis messageries express, 
transports kunêrairss, animaux vivants, mar- 
cbandises sn grands st sn petits vitesse, 
ssront réparties à raison dss kilomètres par­
courus sous déduction préalable de la taxe 
d'expédition qu'elles pourraient comprendre. 
De cbsmin ds ksr expéditeur st ls cbsmin ds 
ksr dsstinatairs ss partageront la taxe d'ex­
pédition par moitié. 8i uns administration 
ds cbsmin ds ksr Particips au transport par 
deux ou plusieurs tronçons séparés, sa quote- 
part de recettes sera proportionnelle à la 
somme des longueurs de ces tronçons.

e) Des krais d'ordre purement local (x compris, 
ls cas êcbêant, les krais de manoeuvres) re­
viennent à l'administration sur le rêssau de 
laquelle ils ss sont produits.

d) Dss recettes provenant des trafics envisagés 
dans le Tèglement d'exécution ad article 438, 
seront réparties de manière que l'administra­
tion du réseau transité reçoive, dans tous les 
cas, les parts de taxes auxquelles elle aurait 
droit pour le même transport gare à gars 
si ls tarik avait êtê établi sur les basss du 
trafic direct.

e) D'établissement st le dêcompts dss taxes 
pour le transport des vagons postaux, des 
vagons-xostss supplémentaires, dss compar­
timents postaux, dss vagons-restaurants st 
dss vagons-lits, ksront l'objet d'uns entente 
spéciale des deux dirsetions.

/) Tour lss exceptions prévues aux cas d'aclw- 
minsment réguliers (voir Règlement d'exé­
cution ad article 435, §11, avant-dernière 
xbrase), ainsi que pour les routes auxiliaires 
(voir Règlement d'exécution ad article 435, 
§ 11, dernière xbrase), les règles de parti­
cipation seront établies d'un commun accord 
par lss directions intéressées.

Zu A r t i k el 435 U n d 437

8 1
Die Geschäftsführung in den oberschlesischen Wech- 

seltarifen sowie in den Verbandstarifen wird der 
deutschen Direktion übertragen.

8 2
(r) Im oberschlesischen Wechselverkehre sowie im 

Durchgangsverkehre zwischen Bahnhöfen desselben 
Eisenbahnnetzes über die Linien des anderen Eisen­
bahnnetzes und auch im direkteil Verkehre zwischen 
dem polnischen Eisenbahnnetz und den übrigen deut­
schen Eisenbahnen über das deutsche Eisenbahnnetz 
werden die Gebührenanteile der an der Beförderung 
beteiligten Bahnen, soweit nicht die im folgenden 
unter den Buchstabens und b bezeichneten Verein­
barungen Platz greifen, auf folgenden Grundlagen 
ermittelt:

a) Aus den direkten Fahrpreisen (auch Monats-, 
Wochen-, Rückfahrkarten usw.) erhält jede 
Bahnverwaltung die zur Tarifbildung aufge­
gebenen Anstoßsätze.

b) Die Einnahmen aus der Beförderung von 
Gepäck, Hunden, Expreßgut, Leichen und leben­
den Tieren sowie von Eil- und Frachtgütern 
werden unter Vorabzug der etwa eingerechneten 
Abfertigungsgebühr auf den Fahrweg kilo- 
metrisch verteilt. Von der Abfertigungsgebühr- 
erhalten die Versandbahn und die Empfangs­
bahn je die Hälfte. Ist der Transport über 
zwei oder mehrere getrennte Strecken einer 
Eisenbahnverwaltung geführt worden, so erhält 
diese einen Frachtanteil nach der Summe der 
Streckenlänge.

c) Die Gebühren rein örtlicher Natur (einschließ­
lich etwaiger Verschiebegebühren) erhält die­
jenige Bahnverwaltung, auf deren Netze sie ent­
standen sind.

d) Die Verkehrseinnahmen aus dem in der Aus­
führungsbestimmung zu Artikel 438 ange­
gebenen Verkehre werden in der Weise verteilt, 
daß die Verwaltung der Durchgangsbahn in 
allen Fällen diejenigen Gebührenanteile erhält, 
die sie für die Beförderung in derselben 
Stationsverbindung erhalten würde, wenn der 
Tarif nach den Grundsätzen des Wechselverkehrs 
aufgestellt worden wäre.

s) Die Berechnung und Abrechnung der Gebühren 
für die Beförderung der Postwagen, Posteisen­
bahnwagen (Postbeiwagen) und Postabteile, der 
Speise- und Schlafwagen bleibt besonderer Ver­
einbarung überlassen.

k) Bei besonders vereinbarten Ausnahmen von den 
regelmäßigen Leitungswegen (vgl. Ausfüh­
rungsbestimmungen zu Artikel 435 § 11 vor­
letzter Satz) sowie bei Hilfswegen (vgl. Ausfüh­
rungsbestimmungen zu Artikel 435 § 11 letzter 
Satz) sind die Grundlagen für die Verteilung 
der Gebühren von den beteiligten Direktionen 
besonders zu vereinbaren.

sa.uk
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2. — Rn ce qui concerne 1e trafic conunun (Ter- 
daràverke/ir) iss règles mentionnées à l'alinea 1 
ne seront applicables qu'aux tariks concernant les 
manebanclises spécifiées à l'alinea 2 âu Règlement 
d'execution ad article 437.

s 3
Obaqus direction veillera à l'organisation du 

contrôle des recettes sur son propre reseau. Tour 
le trafic direct et le trafic commun, les deux direc­
tions prendront les accords de comptabilité et de 
décompte necessaires.

8 4
Le doit et l'avoir devront être portes a la con­

naissance de l'autre direction, dans les deux mois 
qui suivront le dernier jour du mois comptable. 
Le règlement des comptes devra avoir lieu avant 
le 15 du troisième mois qui suivra le mois comp­
table ; tout avoir portera intérêt à 5 °/° l'an, dès 
le 20 du mois qui suit le mois comptable. Ln outre, 
il sera pays un intérêt moratoire de 5 °/o l'an pour 
toutes sommes qui n'auront pas ête versées le 
premier jour du quatrième mois qui suit ls mois 
comptable; ces intérêts courront dès ce jour 
jusqu'au jour du paiement.

ad artrcie 4Z§
1. — Ls prix des transports effectues entre les 

Farss d'un seul et même réseau mais passant par 
les lignes de l'autre réseau indiquées a l'alinea 2, 
peut, sur demanda du cbemin de ker qui est a la 
lois expéditeur et destinataire, être calcule de 
bout en bout sur la base des tariks intérieurs de 
es dernier pour les voyageurs, bagages, colis 
messageries express, transports kunêraires, 
animaux, marcbandises sn grands et petite vitesse. 
Cette dérogation ns soustrait toutekois pas ce 
trafic au trafic direct ds Hauts Lilêsis. Ln con- 
sêquencs le tarik y relatik doit êtrs inséré dans le 
trafic direct de Raute Lilêsie st non dans les tariks 
intérieurs dss deux réseaux.

2. — Rntrent en considération les lignes 
suivantes:

1° vu tsrritoirs allemand au territoire allemand 
par le territoire polonais :
a) ClsivdtöLloek-Uiserau-Voies industriel­

les de la bouillère ds Clàvit? ainsi qus 
de la bouillère ds Osbringsn, pour le 
trafic dss marebandisss seulement;

à) ClsivütZ-Uakosöovy-Care de la Nine 
des vslbrücksebâcbte, pour ls trafic des 
marebandisss seulement.

c) Rark - Leutbsn Ltaàvald - Tarnowskis 
Cêry (Tarnovûtrss-Lrynnà pour ls ser­
vice des voyageurs et ls trafic des 
marcbandises.

4) Lark - Reutben Lkadàmld - Tarnowskis 
Cêry (Tarnovvià) -Lubliniec-Cmasnau, 
pour le service des voyageurs et le trafic 
des marcbandises.

2° vu territoire polonais au territoire polonais 
par ls tsrritoirs allemand:
a) Cbsb^ie (Llorgsnrotb)-Rark-Rovy Rad- 

^ioàürv, pour le service des voyageurs 
et ls trafic des marebandisss.

(2) Im Verbandsverkehre finden die im Abs. 1 
dieses Paragraphen aufgeführten Grundsätze nur auf 
die im Abs. 2 der Ausführungsbestimmungen zu Ar 
tikel 437 bezeichneten Güter Anwendung.

8 3
Jede Direktion richtet die für ihren Bereich erfor 

derlichen Verkehrskontrollen ein. Im Wechsel- und 
Verbandsverkehre werden die Leiden Direktionen die 
sür die Verrechnung und Abrechnung notwendigen 
Vereinbarungen treffen.

84
Schuld und Forderung sind spätestens zwei 

Monate nach dem Verrechnungsmonate bekannt zu 
geben. Die Begleichung muß bis zum 15. des dritten 
Monats geschehen, der dem Verrechnungsmonatc 
folgt. Jedes Guthaben ist vom 20. des auf den 
Verrechnungsmonat folgenden Monats ab mit 5 v. H. 
für das Jahr zu verzinsen. Für Forderungen, die 
am ersten Kalendertage des vierten auf den Verrech­
nungsmonat folgenden Monats unbeglichen sind, 
werden von diesem Tage ab bis zum Tage des Aus­
gleichs außerdem 8 v. H. Verzugszinsen für das Jahr 
gezahlt werden.

Zu Artikel 438
(i) Zwischen Stationen eines und- desselben Eisen­

bahnnetzes über die im Abs. 2 aufgeführten 
Strecken des anderen Eisenbahnnetzes können auf 
Verlangen der Versand- und Empfangsbahn die in: 
Binnenverkehre dieser Bahn jeweils geltenden Per­
sonen-, Gepäck-, Expreßgut-, Leichen-, Tier-, Eil- 
und Frachtguttarife durchgerechnet werden. In der 
Zugehörigkeit zum Wechselverkehre tritt hierdurch 
eine Änderung nicht ein. Die Durchführung der 
Maßnahme muß deshalb im Tarife für den ober- 
schlestschen Wechselverkehr und nicht in den für jedes 
der beiden Eisenbahnnetze geltenden Binnentarifen 
stattfinden.

(2) Folgende Strecken kommen in Frage:

1. Von deutschen durch polnisches nach deutschem 
Gebiet:
a) Gleiwitz-Block Miserau-Abschlußgleisan- 

lagen der Gleiwitzer Steinkohlengrube so 
wie Öhringengrube, nur für den Güterver­
kehr;

b) Gleiwitz-Makoschau-Grubenbahnhof der 
Delbrückschächte, nur für den Güterverkehr;

c) Kars - Beuthen Stadtwald - Tarnowitz- 
Brynnek, für den Personen- und Güter­
verkehr;

d) Karf-Beuthen Stadtwald-Tarnowitz-Lub- 
linitz-Cziasnau, für den Personen- und 
Güterverkehr.

2. Von polnischem durch deutsches nach polnischem 
Gebiet:
a) Morgenroth-Karf-Neu Radzionkau, für 

den Personen- und Güterverkehr;

29
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b) OfiorLÔv-Tsutüsn oberer Talmfiok-F^ar- 
Isj, pour le servies äss vozmZsurs st lo 
trafic dss marcbandisss.

c) Rödsusblickscbacbt (Tloreutino^rubo) - 
Teutben oberer Tabubok-Lrarlej, pour le 
trafic des marebandises seulement.

d) Cborrmrv-LloeksteTs Tsv-Tedsnsbbck- 
sebaebt (TlorsntinsArube), pour le tra­
fic dss marebandises seulement.

3. — Toute modification a l'alinéa 2 devra taire 
l'objet d'un accord entre les deux administrations 
de cbemins de ter.

ad article 449
1. — Du nombre dss locomotives destinées au 

rêssau allemand:
450 constituent Tsffsctit dss locomotives sn 

ordre ds marebs,
180 l'slksctit sn réparation, 

st du nombrs dss locomotives destinées 
au réseau polonais:

300 constituent l'skksctik des locomotives en 
ordre de marebs,

130 Tskksctik sn réparation.
2. — Da répartition par t^pos du nombrs ds 

locomotives attribuées a ebaque réseau ss tora 
d'après l'annexe 1 du présent TèZlsmsnt.

3. — Ds nombrs dos locomotives on ordrs ds 
marebs fixé pour ebaquo rêssau doit êtrs obtenu: 

1° par l'attribution de toutes les locomotives qui 
se trouvent en service sur ebaque rêssau au 
moment du transksrt ds la souveraineté;

2° par l'snvoi des locomotives qui, pendant le 
premier mois qui suivra le transksrt ds la 
souveraineté, quitteront les ateliers prin­
cipaux de la direction allemande après 
réparation;

3° par l'envoi de locomotives qui ssront prê- 
levêes sur ls reste du pare de l'ancienne 
Administration dss cbsmins de ksr ds Trusss

. et de Hesse.
4. — Tn suits des mesures indiquées a l'alinéa 3, 

ls réseau allemand dsvra posséder, dans les 
quatorze jours qui suivront ls transksrt ds la 
souveraineté, un ekksctik de 400 locomotives en 
ordrs ds marebs, et, si possible, dans le mois qui 
suivra ce délai, mais au plus tard dans les six 
semaines, un elkectik total de 450 locomotives sn 
ordrs ds marebs; ls rêssau polonais dans lss 
quatorze jours qui suivront ls transksrt de la 
souveraineté, un elkectik de 245 locomotives en 
ordre de marebs st, si possible, dans le mois qui 
suivra es délai, mais au plus tard dans les six 
semaines, un ekksctik total ds 300 locomotives en 
ordre de marebs.

5. — Feront comprises dans le nombrs dss loco­
motives sn ordre de marebs attribuées au réseau 
polonais, lss locomotives qui ont êtê retirées du 
territoire plébiscité pour être conduites en 
ToloZns st n'ont pas êtê rendues au territoire 
plébiscité avant le 1" janvier 1922.

6. — Do nombrs dss locomotives sn réparation 
fixé pour ebaqus réseau sera prélevé :

1" sur le nombre des locomotives qui, sur 
ebaque réseau, ne seront pas en ordrs de 
marebs lors du transksrt do la souveraineté,

b) Chorzow-Beuthen oberer Bahnhof-Schar­
ley, für den Personen- und Güterverkehr;

e) Redensblickschacht (Florentinegrubc)-Beu- 
then oberer Bahnhof-Scharley, nur für den 
Güterverkehr;

d) Chorzow-Blockstelle Bsw-Rcdensblickschacht 
(Florentinegrube), nur für den Güter­
verkehr.

(3) Änderungen des Abs. (2) müssen zwischen 
den beiden Bahnverwaltungen vereinbart werden.

Zu Artikel 440
(1) Von der für das deutsche Eisenbahnnetz be­

stimmten Zahl bilden
450 Lokomotiven den Bestand der betriebs­

fähigen Lokomotiven,
180 » den Ausbesserungsbestand;

von der für das polnische Eisenbahnnetz bestimmten 
Zahl bilden

300 Lokomotiven den Bestand der betriebs­
fähigen Lokomotiven,

130 » den Äusbesserungsbestand.
(2) Die Uuterverteilung der jedem Eisenbahnnetze 

zugeteilten Zahl von Lokomotiven nach Gattungen 
ist entsprechend der Anlage 1 vorzunehmen.

(3) Die für jedes Eisenbahnnetz festgesetzte Zahl 
der betriebsfähigen Lokomotiven soll erreicht werden:

1. durch Zuteilung der auf jedem Eisenbahnnetze 
beim Übergänge der Staatshoheit im Betrieb 
befindlichen Lokomotiven;

2. durch Zuführung der Lokomotiven, die während 
des ersten Monats nach dem Übergänge der 
Staatshoheit die Hauptwerkstätten der deutschen 
Direktion nach vollendeter Ausbesserung ver­
lassen werden;

3. durch Zuführung voir Lokomotiven, die dem 
übrigen Bestände der ehemals preußisch-hessischen 
Eisenbahnverwaltung entnommen werden.

(4) Infolge der im Abs. 3 angegebenen Maß­
nahmen soll das deutsche Eisenbahnnetz innerhalb von 
vierzehn Tagen nach dem Übergänge der Staats­
hoheit einen Bestand von 400 betriebsfähigen Loko­
motiven, möglichst nach einem weiteren Monate, späte­
stens nach sechs Wochen einen Gesamtbestand von 450 
betriebsfähigen Lokomotiven, das polnische Eisen­
bahnnetz innerhalb von vierzehn Tagen nach dem 
Übergänge der Staatshoheit einen Bestand von 245 
betriebsfähigen Lokomotiven, rnöglichst nach einem 
weiteren Monate, spätestens nach sechs Wochen einen 
Gesamtbestand von 300 betriebsfähigen Lokomoti­
ven besitzen.

(s) Auf die Zahl der betriebsfähigen Lokomotiven, 
die dem polnischen Eisenbahnnetze züfallen, sind die 
Lokomotiven anzurechnen, die aus dem Abstim­
mungsgebiete nach Polen weggeführt und bis zum 
1. Januar 1922 dem Abstimmungsgebiete nicht wie­
der zurückgegeben worden sind.

(6) Die als Äusbesserungsbestand für jedes Eisen­
bahnnetz festgesetzte Zahl von Lokomotiven in Repa­
ratur soll entnommen werden:

1. aus der Zahl der auf jedem Eisenbahnnetze beim 
Übergänge der Staatshoheit vorhandenen, nicht 
betriebsfähigen Lokomotiven,
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2° sur 1s nomdrs des locomotives sc trouvant 
dans les ateliers principaux de la direction 
allemande pour réparation, à moins que ces 
locomotives ne tassent partie de celles qui 
sont indiquées à l'alinea 3, clulire 2.

7. — Toutes les locomotives qui, en plus du 
nombre dss locomotives reparties, se trouvent 
dans le territoire plébiscite, demeureront pro­
priété des cbsmins de ker du Ràb allemand st 
devront être mises a leur disposition.

8. — La répartition par types dss voitures ds 
voyaZsurs, tournons à baZaZss, kourZons petits 
vitssss st voitures ds service, attribues a cbaque 
roseau, ss ksra d'après l'annoxs 2 du présent 
Règlement. Au point de vus ds l'stat de roule­
ment, il sst admis qus l'skksetik ds réparation 
pourra être ls 11 "/« de Tekksctik total.

9. — Les dispositions dss alineas 3 a 7 
s'appliqueront également, par analogie, aux 
voitures ds voyageurs, kourgons à bagagss, 
kourgons petite vitesse et voitures de service.

10. — La répartition par types dss vagons à 
marcbandises attribues à cbaque reseau ss ksra 
d'après l'annexe 3 du présent Règlement. Tour la 
répartition suivant l'stat de roulement, on prendra 
pour base un siksctik ds réparation de 6 de 
l'effectik total. L'âge moyen dss vagons a 
marcbandises devra, au moment de la répartition, 
être lo même pour les skksctiks attribués aux dsux 
réseaux.

ad articles 441 et 44Z
1. — Il sera apposé aux locomotives, automo- 

lrmss à accumulateurs, voitures a voyagsurs, 
kourgons à bagages, kourgons petite vitesse et 
voiturss ds servies, uns marque de propriété 
correspondant à lsur attribution, et un numéro. 
Les voiturss ds voyagsurs, kourgons à bagagss, 
kourgons petits vitssss st voiturss ds servies 
porteront, en outre, l'indieation de lsur gars 
d'attaebs. Lss anciennes marques ds propriété 
ssront supprimsss ou modifiées.

2. — vans ls livrs de servies (Tarnst ds ebau- 
dièrs) de ebaqus locomotive repartis, on insérera 
une note indiquant l'attribution st la modification 
dos marques.

3. — Les anciennes marques de propriété et 
numéros dss vagons à marebandisss ssront sup­
primés. Lss vagons à marebandisss attribues au 
réseau allemand recevront l'inscription « Ober- 
seblesien », et, au-dessous, l'inscription « Corny 
LlgM», ainsi qu'un nouveau numéro; lss vagons 
de marebandisss attribues au roseau polonais 
recevront l'inscription «Corny Tl^â» st, au- 
dsssous, « Obsrseblssisn », ainsi qu'un nouveau 
numéro.

4. — ll sera cros dss commissions comprenant 
des agents de cbsmins de ker dss deux Liais, qui 
devront procéder au eboix dss vôbiculss a répartir 
ainsi qu'aux cbangements dos marques st in­
scriptions. Lss dsux administrations ds cbemins 
de ker conviendront de la kormation de css com­
missions st s'entendront sur les instructions de 
servies à leur donner. Css instruetions seront 
basses sur les conditions pour la remise des 
vsbieulss aux territoires codes qui ont sis établies 
par le Comité pour la répartition des vsbieulss de

2. aus der Zahl der zur Ausbesserung in den 
Hauptwerkstätten der deutschen Direktion be­
findlichen Lokomotiven, soweit sie nicht unter 
die im Abs. 3 Ziffer 2 bezeichneten Lokomo­
tiven fallen.

(7) Alle Lokomotiven, die sich über die Zahl der 
verteilten Lokomotiven hinaus im Abstimmungs­
gebiete befinden, bleiben Eigentum der deutschen 
Reichsbahn und sind dieser zur Verfügung zu stellen.

(8) Die Unterverteilung der jedem Bezirke zufal­
lenden Personenwagen, Gepäckwagen, Packwagen 
und Bahndienstwagen nach Gattungen ist entspre­
chend der Anlage 2 vorzunehmen. Der Ausschei­
dung betriebsfähigen Materials ist ein Ausbesse­
rungsbestand von 11 v. H. des Gesamtbestandes zu­
grunde zu legen.

(9) Die Bestimmungen der Absätze 3 bis 7 finden 
auch auf die Personen-, Gepäck-, Pack- und Bahn- 
dienstwagen sinngemäß Anwendung.

(10) Die Unterverteilung der jedem Eisenbahn­
netze zufallenden Güterwagen nach Gattungen ist 
entsprechend der Anlage 3 vorzunehmen. Der 
Ausscheidung betriebsfähigen Materials ist ein Aus- 
besferungsbestand von 6 v. H. des Gesamtbestandes 
zugrunde zu legen. Das Durchschnittsalter eines 
Güterwagens soll für den jedem Eisenbahnnetze zu- 
zuteilenden Bestand zur Zeit der Ausscheidung gleich 
hoch sein.

Zu Artikel 441 und 442
(1) An den Lokomotiven, Akkumulatorentrieb­

wagen, Personen-, Gepäck-, Pack- und Bahndienst­
wagen wird ein ihrer Zuteilung entsprechendes 
Eigentumsmerkmal und eine Nummer angebracht. 
Die Personen-, Gepäck-, Pack- und Bahndienstwagen 
erhalten außerdem die Anschrift ihres Heimatsbahn­
hofs. Die bisherigen Eigentumsmerkmale sind zu 
löschen oder abzuändern.

(2) In das Betriebsbuch (Kesselheft) jeder ausge­
schiedenen Lokomotive ist ein Vermerk aufzunehmen, 
aus dem die Zuteilung sowie die Abänderung der An­
schriften hervorgeht.

(3) An den Güterwagen sind die bisherigen Eigen­
tumsmerkmale und Nummern zu löschen. Dafür er­
halten die dem deutschen Eisenbahnnetze zufallenden 
Güterwagen die Anschrift »Oberschlesten« und dar­
unter »Cörny lqsk« sowie eine neue Nummer, die 
dem polnischen Eisenbahnnetze zufallenden Güter­
wagen die Anschrift »Cörny Iqsk« und darunter 
»Oberschlesien« sowie eine neue Nummer.

(4) Ausschüsse, in denen Eisenbahnbedienstete bei­
der Staaten vertreten sind, werden die Auswahl der 
ausgeschiedenen Fahrzeuge und ihre Umzeichnung 
vornehmen. Die Bildung dieser Ausschüsse sowie die 
Dienstanweisung für sie vereinbaren die beiden Bahn­
verwaltungen. Den Anweisungen sind, soweit dieser 
Titel keine gegenteiligen Bestimmungen enthält, die 
Bedingungen sür die Übergabe der Fahrzeuge an die 
abgetretenen Gebiete zugrunde zu legen, wie sie in 
dem auf Grund des Artikel 371 des Friedensvertrags 
von Versailles eingesetzten Ausschusse für die Zutei- 
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àmins äs ksr aux xa^s csssionnairss institue sn 
vertu de l'article 371 àu Traits às Taix às Vsr- 
saiUss, à moins qus es s sonâitions ns soient eon- 
trairss aux dispositions ds la présente Con­
vention.

5. — De krais résultant de Taetivite des com­
missions st du àanZsinsnt des marques et in­
scriptions sont à la cliarM ds cliaqus admini 
stration proportionnellement au nombre dss vslli- 
culss qui lui sont attribués.

nd article 444
1. — Cbaqus direction tiendra à jour un in­

ventaire de son parc du materiel roulant.
2. — Cbaqus direction inkormsra l'autre des 

modifications que l'elksctik des vêbiculss viendrait 
a surbir.

3. — 8i par suite ds construction d'uns nou­
velle ligns de cbsmin de ksr, ds la miss sn valeur 
de nouvelles sources de production ou de raisons 
analogues, le parc de vagons à marebandises de­
vait être augmente, il incombera a l'ètat sur le 
territoire duquel le trafic s'est développe de ss 
procurer, a ses propres krais, les vagons neces­
saires ; ces vagons demeurent la propriété de 
l'Ltà qui les a acquis et seront marques con- 
kormêment au Règlement d'execution ad ar­
ticles 441 et 442 : ils seront utilises en commun.

ad article 445
De décompte dss prestations a raison du pas­

sage des voitures de voyageurs ou des kourgons 
a bagages du reseau de l'une des directions sur le 
rêssau de l'autre, se ksra conkormemsnt aux con­
ventions sur l'emploi réciproque dss voitures et 
kourgons à bagages dans ls trafic international.

ad article 446
1. — Cbacuns des directions, dans le cas ou le 

nombrs ds vagons demandés ns serait pas atteint, 
a le droit de kournir aux Cbemins de ksr ds la 
Raute 8ilssis, en plus des vagons à kournir con­
kormemsnt a l'article 446, autant de ses propres 
vagons qu'il ssra necessaire pour ls transport 
dss marebandisss du territoire plébiscité des­
tinées à l'Allemagne ou à la Tologne.

2. — Rn principe, tous lss vagons à mareban- 
disss tournis doivent être retournes immédiate­
ment cbarges ou vides a l'administration qui les 
a tournis.

3. — 8i les vagons tournis sont emploies con­
trairement aux dispositions du Règlement pour 
l'emploi réciproque des vagons sn trafic inter­
national (R. I. V.), Iss Cbemins de ter de la 
Hauts Lilssis paieront lss amendes v prevues.

l'expiration de cbaqus année, on constatera ls 
nombrs de contraventions commises envers uns 
administration avant kourni dss vagons st si, au 
cours ds l'année, le nombrs ds 500 contraventions 
envers l'une dss administrations qui a tourni dss 
vagons, n'est pas dépassé, cstts dernière rem­
boursera l'amende aux Cbemins de ksr de la Hauts 
8ilssis. Dss amendes ecbuss ssront dsfinitivsmsnt 
a la cbargs ds la direction kautive.

4. — 8i la Tologne sst sn mesure d'acquérir ou 
de louer sn Allemagne, à dss conditions raison- 

lung von Eisenbahnfahrzeugen an die abgetretenen 
Gebiete festgesetzt worden sind.

(s) Die Kosten, die durch die Tätigkeit der Aus­
schüsse und durch die Umzeichnung entstehen, trägt 
jede Verwaltung im Verhältnis zur Anzahl der ihr 
zugeteilten Fahrzeuge.

Zu Artikel 444
(1) Jede Direktion hat fortlaufend ein Verzeichnis 

über den Bestand ihres Fahrzeugparkes zu führen.
(2) Änderungen des Bestandes wird eine Direk­

tion der anderen mitteilen.

(3) Falls der Güterwagenpark infolge Neubaues 
einer Eisenbahnlinie, Entstehens neuer Fabriken oder 
aus ähnlichen Gründen vermehrt werden muß, wird 
der Staat, auf dessen Gebiete die Verkehrssteigerung 
eingetreten ist, auf seine Kosten die erforderlichen 
Güterwagen beschaffen. Diese Wagen bleiben Eigen­
tum des Staates, der sie angeschafft hat, und werden 
entsprechend den Ausführungsbestimmungen zu den 
Artikeln 441 und 442 gezeichnet. Sie werden ge­
meinschaftlich benutzt werdem

Z u A r t i k e l 445
Der Ausgleich der Leistungen, die aus dem Laufe 

von Personen- und Gepäckwagen einer der beiden 
Direktionen auf dem Eisenbahnnetze der anderen her­
rühren, hat nach den Vereinbarungen für die gegen­
seitige Benutzung von Personen- und Gepäckwagen zu 
erfolgen.

Zu Artikel 446
(1) Jede der beiden Eisenbahndirektionen hat das 

Recht, auch über die im Artikel 446 vereinbarte Wa­
genbeistellung hinaus so viele eigene Wagen für die 
oberschlesischen Eisenbahnen beizustellen, als nötig 
sind, um die Beförderung der für Deutschland oder 
Polen bestimmten Güter aus dem Abstimmungs­
gebiete durchzuführen, falls die dafür angeforderten 
Wagen nicht in voller Anzahl gestellt werden.

(2) Sämtliche beigestellten Güterwagen sollen 
grundsätzlich beladen oder leer sofort an die beistel­
lende Verwaltung zurückgesandt werden.

(3) Wenn die beigestellten Wagen entgegen den Be­
stimmungen für den gegenseitigen Gebrauch der Wa­
gen im internationalen Verkehre (R. I. V.) benutzt 
werden, so zahlen die oberschlesischen Eisenbahnen die 
dort vorgesehene Buße. Nach Ablauf jedes Jahres 
wird die Zahl der Verstöße gegenüber jeder Verwal­
tung, die Wagen beigestellt hat, festgestellt. Sind 
in einem Jahre gegenüber einer solchen Verwaltung 
nicht mehr als 500 derartiger Verstöße vorgekommen, 
so zahlt diese Verwaltung die Buße an die ober­
schlesischen Eisenbahnen zurück. Verfallene Buße wird 
endgültig der schuldigen Direktion zur Last fallen.

(4) Sollte es Polen möglich sein, zu annehmbaren 
Bedingungen Güterwagen in Deutschland zu erwerben
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Nablss, dss vagons à marebandisss, l'Admini­
stration dss cbsmins ds ksr polonais sommsnssra 
à kournir ds valons aux Cbsmins ds ksr ds la 
Hauts Lilêsis avant lss delais prévus.

ad article 447
1. — Lss mesures du mouvement necessaires a 

la répartition ordonnes par le servies des valons 
sont prises d'un commun accord par les deux 
directions.

2. — Ls Lervico dss valons psut sdictsr dss 
prescriptions relativss au servies dss valons, lss- 
quelles sont obligatoires pour lss dsux directions. 
8'il no peut kournir ls total dss vagons demandes, 
il repartira proportionnellement le nombre dss 
vagons a disposition.

3. — Ls servies des vagons a un droit de con­
trôle sur les deux bureaux de répartition ainsi 
que sur toutes lss garss dss doux directions on 
es qui concerne ls service dss vagons. Ln kone- 
tionnairs de la direction proposes au roseau ou 
s'exerce ls Controls peut y ptsndrs part.

4. — Ls répartition dss vagons sur ls rsssau 
s'opère par lss soins du bureau ds répartition de 
obaqus direction.

5. — Les contrôles do vagons existant dans les 
gares krontières du tsrritoirs plébiscite de la 
Hauts Lilêsis sn trafic avec la Tologns et la 
Tcbêeo-LIovaquis ssront maintenus. Lntro le 
roseau allemand du tsrritoirs Plebiscits et les 
autres cbsmins de ksr ds l'Allsmagns, il sera 
stabil dans lss garss krontièrss dos postes de 
contrôle de vagons. Tous css postés relèvent, pour 
le service dos vagons, du service des vagons, et 
doivent, a est egard, être considères comms ses 
organes.

6. — Tous les trains arrivant a vide seront 
signalés préalablement au servies dss vagons; sn 
outre, tous lss trains entrant à vide sur le rsssau 
d'uns dirsction lui seront préalablement signales.

7. — Lss bureaux de répartition des dsux di­
rections adressent deux kols par jour un rapport 
tèlègrapbiqus au servies dss vagons sur l'effsetik 
total dss vagons st sur ls nombre total dos va- 
gons nèesssairss, en indiquant lss types séparé­
ment. Lss bssoins du lendemain doivent être 
annonces au plus tard la vsills au soir.

8. — Ln cas ds pénurie de vagons, les direc­
tions xsuvsnt, après en avoir avise le service dos 
vagons, demander ollos-mômes la kourniture ds 
vagons etrangers à leurs doux réseaux. Dans es 
eas, c'est la dirsction qui a kalt la demande qui 
pais seuls la location ds css vagons.

9. — Lss dsux directions adbèreront sn com­
mun au Règlement pour l'emploi réciproque dss 
vagons sn trafic international (R.I.V.) et con­
viendront do ses dispositions avec toutss les ad­
ministrations. Ln mémo temps, elles s'efforceront 
d'obtenir qus les vagons des Cbemins ds ksr ds la 
Hauts silèsis ns puissent être cbargès qu'à des­
tination dss garss du réseau propriétaire. Rar 
rsssau propriétaire on entend ici lss réseaux dos 
dsux directions.

10. — Lss contrôles krontièrss ds vagons éta­
bliront lsurs relevés dss ècbangss sn dsux exem­
plaires; l'original sera envoyé par ls servies des 

oder zu mieten, so wird die polnische Eisenbahnver­
waltung schon vor den vorgesehenen Fristen mit der 
Beistellung ihrer Güterwagen für die oberschlesischen 
Eisenbahnen beginnen.

Zu Artikel 447
(1) Die Bctriebsmaßnahmen zur Durchführung 

der vom Wagenamte verfügten Wagenverteilung wer­
den von den beiden Direktionen im gegenseitigen 
Einvernehmen getroffen werden.

(2) Das Wagenamt kann mit verbindlicher Kraft 
für die beiden Direktionen Vorschriften für den Wa- 
gendienst erlassen. Es wird nötigenfalls gleich­
mäßige Teildeckungen anordnen.

(3) Das Wagenamt hat das Recht der Kontrolle 
in beiden Wagenbureaus sowie auf allen Bahnhöfen 
beider Direktionen hinsichtlich des Wagendienstes. 
An der Kontrolle kann ein Beamter der Direktion 
teiknehmen, auf deren Netz die Kontrolle stattfindet.

(4) Die Verteilung der Wagen auf die Bedarfs- 
stellen geschieht durch die Wagenbureaus der Direk­
tionen.

(s) Die bestehenden Wagenkontrollen auf den 
Grenzübergangsstationen des oberschlesischen Abstim­
mungsgebiets im Verkehre mit Polen und mit der 
Tschechoslowakei bleiben bestehen. Auf den Über­
gangsbahnhöfen zwischen dem deutschen Eisenbahn­
netze des Abstimmungsgebiets und den übrigen deut­
schen Bahnen werden Wagenkontrollen neu errichtet. 
Alle diese Wagenkontrollen unterstehen bei Aus­
übung des Wagendienstes dem Wagenamt und sind 
insoweit als dessen Organe zu betrachten.

(6) Dem Wagenamte werden Vormeldungcn über 
sämtliche anrollenden Leerzüge erstattet. Außerdem 
erhält jede Direktion Vormeldungen über sämtliche 
Leerzüge, die auf ihr Eisenbahnnetz eintreten.

(7) Die Wagenbureaus beider Direktionen melden 
dem Wagenamte täglich zweimal telegraphisch den 
Gesamtwagenbestand und den Gesamrwagenbedarf, 
getrennt nach Gattungen. Der Bedarf für den 
folgenden Tag muß abends gemeldet werden.

(8) Bei Wagenmangel kann jede der beiden Di­
rektionen nach Verständigung des Wagenamts dre 
Beistellung von Wagen anderer Eisenbahnen für ihr 
Eisenbahnnetz selbständig veranlassen. Die Wagen­
miete zahlt in diesem Falle die anfordernde Direk­
tion allein.

(9) Beide Direktionen werden gemeinsam dem 
Übereinkommen für die gegenseitige Benutzung der 
Güterwagen im internationalen Verkehr (R. I. V.) 
beitreten und dessen Bestimmungen mit sämtlichen 
Verwaltungen vereinbaren. Dabei ist die Beschrän­
kung anzustreben, daß Wagen der oberschlesischen 
Eisenbahnen nur nach Bahnhöfen ihrer Heimatbahn 
beladen werden dürfen. Als Heimatbahn in diesem 
Sinne gelten die Eisenbahnnetze beider Direktionen.

(10) Die Grenzkontrollen werden ihre Übergangs­
nachweise in zweifacher Ausfertigung aufsteüen. 
Das Urstück wird dem Wagenabrechnungsbureau 
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vagons au bureau cllal'M do 1a comptabilité du 
matériel roulant, a UagdobourZ. Rus coxio ros- 
tora outro Iss mains dss controlss krontières. 
Osux-ei enverront cbaqus jour Lu Lsrvies dss va- 
Aons st a la direction compétents uns récapitu­
lation dss sorties st dss entrées ds vagons avsc 
indication séparée du t^ps, du nombrs st du 
tonnags.

11. — De bureau cbargs ds la comptabilité du 
matsrisl roulant, a Nagdsbourg, dressera, contre 
rémunération convenable, lss décomptes entre 
toutes les administrations dss cbsmins ds ksr st 
les remettra au Lsrvies dss vagons près ls Oo 
mite supérieur qui, après examen, procédera au 
règlement avec css administrations. Obaqus 
direction a ls droit ds prendre connaissance des 
pièces comptables à Nagdebourg.

12. — Dans lss gares krontières de jonction 
entrs lss deux réseaux, il sera tenu à jour un 
relevé sommaire dss vagons avsc indication sé­
pares dss vagons cbarges st dss vagons vidss. 
Os rslsvê qui n'aura qu'un caractère de simple 
inkormation sera tenu par un ssul agent pour les 
dsux dirsetions. Ds résultat ssra communique 
quotidiennement à obaqus direction par écrit ou 
tèlsgrapbiquement.

13. — Dans lss garss krontières ds jonction 
entrs lss dsux rêsoaux, il devra êtrs procédé à 
une visite teobniqus des vagons a marebandises, 
visite dont les details ssront fixes par lss dirse­
tions d'un commun accord. Dss vagons endom­
mages ssront rekusês s'ils ns portent pas une 
étiquette établis d'après ls modèle ds l'annsxs 4 
du présent Règlement st si cstts stiqustts n'in- 
diqus pas la direction sur lo rêssau ds laquelle 
ls dommage s'est produit ou a êtê constaté. 
D'êtiquotts sera libellés sn allemand st sn po­
lonais ou inversement.

14. — Obaqus direction décide, pour son propre 
compte, de l'admission, dans son parc do matériel 
roulant, des vagons appartenant à dss parti­
culiers.

ad article 448
1. — Da répartition dss vagons entrs lss dsux 

rêsoaux d'après leur t^ps ss kora conkormêmsnt 
à l'annexe 5 du présent Règlement.

2. — Dss locomotives st vagons, endommagés 
qui ont dû être retirés du servies seront répartis, 
d'entente entrs lss directions, dans lss mêmes 
proportions qus cellss adoptées lors du cboix du 
matériel a répartir aux dsux rêsoaux.

3. — Ds cookfioiont ds répartition ssra ap­
plique on tenant compte du mode do construction 
(bois, ksr), du tonnags st de l'Lgs.

4. — Des vagons appartenant à dos particuliers 
sont considérés comme incorpores dans le parc 
du réseau ou sst située la gare d'attacbs du 
vagon.

5. — Dos dispositions du Règlement d'exé­
cution ad articles 441 st 442, sont applicables 
par analogie aux cbsmins ds ksr à vois étroits.

dck article 452
1. — D'alinéa 3 du Règlement d'exécution ad 

article 444 ot les alinéas 13 ot 14 du Règlomsnt 
d'exécution ad article 447, sont également appli­
cables aux cbemins do kor a vois étroits.

Magdeburg durch das'Wagenamt übersandt. Eine 
Abschrift verbleibt den Grenzkontrollen. Die Grenz­
kontrollen werden dem Wagenamt und der zuständi­
gen Direktion täglich eine Zusammenstellung des 
Wagenausganges und -einganges nach Gattung, Zahl 
und Ladegewicht geben.

(11) Das Wagenabrechnungsbureau Magdeburg 
wird gegen angemessene Vergütung die Abrechnun­
gen mit sämtlichen Eisenbahnverwaltungen auf- 
stellen und dem Wagenamte beim Oberkomitee über­
senden. Das Wagenamt wird nach erfolgter Prü­
fung die Abrechnung mit diesen Verwaltungen vor­
nehmen. Jeder Direktion steht das Recht zu, in 
Magdeburg in die Rechnungsunterlagen Einsicht zu 
nehmen.

(12) Auf den Grenzübergangsbahnhöfen zwischen 
den beiden Eisenbahnnetzen findet fortlaufend eine 
summarische Wagenzählung, getrennt nach leeren 
und beladenen Wagen, statt. Diese nur informato­
rische Zählung wird von einem Bediensteten für 
beide Direktionen vorgenommen. Das Ergebnis 
wird täglich jeder Direktion schriftlich oder tele­
graphisch gemeldet.

(13) Auf den Grenzübergangsbahnhöfen zwischen 
den beiden Eisenbahnnetzen hat eine technische 
Untersuchung der Güterwagen stattzufinden, deren 
Einzelheiten die Direktionen vereinbaren werden. 
Beschädigte Wagen werden zurückgewiesen, wenn sie 
nicht einen Beklebezettel nach dem Muster der An­
lage 4 tragen, und wenn dieser Zeltet nicht die 
Direktion benennt, auf deren Gebiet der Schaden 
entstanden ist oder vorgefunden wurde. Der Vor­
druck des Zettels wird in deutscher und polnischer 
oder in polnischer und deutscher Sprache ausgeführl 
werden.

(14) Jede Direktion entscheidet selbständig über 
die Einstellung von Privatwagen in ihren Wagen­
park.

Zu Artikel 448
(1) Die Unterverteilung der Fahrzeuge auf die 

beiden Eisenbahnnetze nach Gattungen ist nach der 
Anlage 5 vorzunchmen.

(2) Die aus dem Betriebe zurückgezogenen schad­
haften Lokomotiven und Wagen werden in dem 
gleichen Verhältnisse verteilt, wie es für die Ver­
teilung der Fahrzeuge bestimmt worden ist.

(3) Dieses Verhältnis wird auch bei Verteilung 
der Wagen nach Bauart (Holz und Eisen), Lade­
gewicht und Alter berücksichtigt werden.

(4) Die Privatgüterwagen gelten als in den 
Wagenpark desjenigen Eisenbahnnetzes eingestellt, 
auf dem die Heimatstation der Wagen liegt.

(s) Die Ausführungsbestimmungen zu Ar­
tikel 441 und 442 gelten sinngemäß auch für die 
Schmalspurbahnen.

Zu Artikel 452
(1 ) Abs. 3 der Ausführungsbestimmungen zu 

Artikel 444 und die Absätze 13 und 14 der Aus­
führungsbestimmungen zu Artikel 447 gelten auch 
für die Schmalspurbahnen.
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2. — Obaeuns äs s quatre Zarss krontièrss äs 
jonction, RossberZ, vombrova, Lobrà st Ro- 
ismba, kait établir, par l'omplovs allemand st 
l'employé polonais qui y sont stationnés, un 
rslsvê äs tous lss vagons scbangss, sn provenance 
ou à ässtination äss äsux réseaux, st csla pour 
cbaque administration séparément st selon un 
modèle unikorme. Ces employés vérifieront cbaque 
jour la concordance de leurs relevés et se donne­
ront mutuelle confirmation ds estts eoneordanco, 
ou ksront immédiatement ls necessaire pour 
établir la cause dss différences constatées.

3. — Ls compte de cbaque relevé du materiel 
ssra journellement établi, st ls résultat sn ssra 
communiqué à l'inspection du mouvsmsnt à Ross- 
berg, qui portera ces clu tires dans un décompte 
du materiel, selon un modèle convenu.

4. — Le décompte du materiel sera adressé à 
cbacuns dss deux directions. Ls doit st l'avoir 
ssront compensés cbaque semaine du kait qus lss 
vagons dus a uns direction par l'autrs ssront 
rendus aux garss krontièrss de jonction qus 
désignera l'inspection du mouvement.

5. — 8i uns direction sst sn retard dans la 
remise des vagons qu'elle doit, l'autre direction 
sera kondes a retenir d'autres vagons en nombre 
égal. La direction en demeure paiera, en outre, 
a l'autrs direction une location, dont ls montant 
ssra fixé par Rs directions d'un commun accord.

ad articles 45Z, 454, 455, 456
1. — Aucune modification ne ponrra être appor­

tes à la construction et à l'amênagemsnt des vêln- 
eulss, ni aucuns dérogation aux prescriptions con­
cernant lss matériaux employés, sans autorisation 
préalable de la direction compétents.

2. — Lss matériaux employés par lss ateliers 
ds cbsmins ds ksr pour lss travaux devront 
répondre aux prescriptions allemandes et ssront 
aebstês par les atsbsrs eux-mêmss. La direction 
polonaise devra ss mettre d'accord avec la dirsc- 
tion allemands dans ls cas ou elle estimerait 
nécessaire ds déroger aux prescriptions alle­
mandes.

3. — A la demande ds la direction compétente, 
lss vieux matériaux provenant des réparations de 
vebiculss ssront mis à sa disposition ou portes 
en compte au prix dss rebuts. «

4. — Lss produits dskectusux resteront pour 
compte aux atslisrs ds cbsmins ds ksr st non au 
commettant.

5. — Lss vêbiculss qui ont besoin de répara­
tions ou d'un sxamsn tscbniqus devront êtrs 
annoncés, conkormêmsnt aux prescriptions aüs- 
mandss présentes ou à venir, aux atslisrs ds 
cbsmins ds ker. Ceux-ci ss ksront envoyer lss 
vêbiculss et les retourneront a l'exploitation apres 
exécution des travaux et réception par ls commet­
tant.

6. — L'étiquette d'avarie prévue dans le Règle­
ment allsmand pour l'annonce st ls traitement des 
vagons endommagés ou soumis a un examen 
(vrerrstuorscürrfi für dre RetduM and Te/rand- 
tuirp der sc/rad/rafterr and untersueàmAsp/île/ttrAen 
lRapem), ainsi que ses indications, ssront libellées

(2) Auf jedem der vier Grenzübergangsbahn­
höfe Roßberg, Dombrowa, Bobrek und Poremba 
haben ein deutscher und ein polnischer Beamter über 
die von und nach den beiden Eisenbahnnetzen über- 
geleiteten Wagen nach vereinbartem Muster einen 
Wagcnnachweis für jede Verwaltung besonders zu 
führen. Beide haben täglich die Übereinstimmung 
ihrer Ausschreibungen festzustellen und gegenseitig 
zu bestätigen sowie Unstimmigkeiten sofort aufzu- 
klären.

(3) Jeder Wagennachweis ist täglich aufzurcchncn 
und die Endsumme der Zugleitung in Roßberg zu 
melden, die diese Zahlen in eine Wagenabrechnung 
nach vereinbartem Muster einzutragen hat.

(4) Die Wagenabrechnung ist jeder der beiden 
Direktionen zuzustellen. Schuld und Guthaben 
werden wöchentlich dadurch ausgeglichen, daß die 
von einer Direktion der anderen geschuldetenWagen 
auf den von der Zugleitung zu bestimmenden 
Grenzübergangsstationen zurückzugeben sind.

(s) Bleibt eine Direktion mit der Rückgabe der 
geschuldeten Wagen im Rückstände, so ist die andere 
Direktion berechtigt, den Rücklauf anderer Wagen 
in gleicher Anzahl zu sperren. Die im Verzüge be­
findliche Direktion zahlt der anderen Direktion 
außerdem eine von den Direktionen zu vereinba­
rende Miete.

Zu Artikel 453, 454, 455, 456
(r) Jede Änderung in der Bauart und der Aus­

stattung, jede Abweichung von den Vorschriften über 
das zu verwendende Material bedarf der Geneh­
migung der zuständigen Direktion.

(2) Das von den Eisenbahnwerkstätten zur Aus­
führung der Arbeiten zu verwendende Material 
muß den deutschen Vorschriften entsprechen unv 
wird von den Werkstätten selbst beschafft. Falls die 
polnische Direktion Ausnahmen von den deutschen 
Vorschriften für notwendig hält, wird sie sich dar­
über mit der deutschen Direktion verständigen.

(3) Auf Antrag der zuständigen Direktion sind 
die bei der Ausbesserung von Fahrzeugen abfallen­
den Altstoffe ihr entweder zu den Altstoffpreisen in 
Anrechnung zu bringen oder zur Verfügung zu 
stellen.

(4) Fehlfabrikate fallen den Eisenbahnwerkstät- 
ten, nicht dem Besteller zur Last.

(s) Fahrzeuge, die ausgcbessert oder untersucht 
werden müssen, werden nach den jeweils geltenden 
deutschen Vorschriften den Eisenbahnwerkstätten an­
geboten, auf Anforderung zugeführt und nach Aus­
führung der Arbeiten und Abnahme dem Betriebe 
zurückgegeben.

(6) Die in der »Dienstvorschrift für die Meldung 
und Behandlung der schadhaften und Untersuchungs­
pflichtigen Wagen« vorgesehenen Meldezettel für 
Ausbesserungswagen werden in sinngemäßer An­
wendung der Bestimmung des 8 16 Zisf. 5 Abs. 2 
des »Übereinkommens für die gegenseitige Be-
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en allemand, par analogie avsc la disposition du 
st 1 , oniffro 5, alinéa 2, du RèZIsmont pour 
1 omploi réciproque dss valons sn trafic inter­
national (R.I.V.). On pourra ajouter ls texte 
polonais.

7. Dss locomotives, voitures de voyageurs st 
tournons, ssront envoies aux ateliers st ramenés 
dss ateliers à l'intérieur dss dsux rsssaux aux 
taxes normales, sous déduction de la moitié de la 
taxe d expédition. Tour les valons à marcfiandisss, 
les taxes normales, sous déduction ds la moitié 
de la taxe d'expédition, ne ssront psryuss qus pour 
l'aller a l'atelier quand il a transport à vide 
effectue dans ce but exclusivement (voir § 21 du 
Règlement d'execution ad article 435).

8- — Tour le traitement des vagons endommages 
ailleurs qus sur lss Cbsmins ds ksr ds la Hauts 
Lilssis, les conventions conclues ou à conclure avsc 
lss administrations étrangères kont règle.

9. — Tour lss dsux rsssaux, les krais ds répara­
tion des vagons a marebandises ssront xa^ss par 
la direction sur la ligne de laquelle le dommage 
s'est produit ou a sts constats.

10. — Dss deux dirsetions sont autorissss a 
kairs surveiller st recevoir à leurs propres krais 
et par leurs propres agents, dont le nombrs ssra 
fixé par sllss d'un commun accord, les travaux ds 
réparation dans lss ateliers. Css agsnts auront 
aesès dans lss locaux oü les travaux s'exécutent; 
ils devront se soumettre aux prescriptions du Rè­
glement dss ateliers.

11- — Des dirsetions établiront sn commun 
pour css agsnts cbargss ds la surveillance st ds 
la réception dss travaux dss prescriptions réglant 
leurs compétences et leurs obligations.

12. -g Des agents cbargss de la surveillance et 
ds la réception dss travaux indiqueront, d'après 
Iss bulletins ds commancke établis par l'exploi­
tation, la nature st Tetsndus de la réparation; ils 
décideront également si, st jusqu'à quel point, il 
X a lieu de rsmedisr aux autres défectuosités con­
statées sn cours ds réparation.

13. — Dss travaux exécutes devront être vérifies 
par les agsnts cbargss ds la surveillance st de la 
réception; ils certifieront que ces travaux ont etc 
exécutes correctement. Ils certifieront aussi l'exac­
titude dss kacturss st la concordance des travaux 
exécutes avsc les demandes figurant sur le bulletin 
de commande st avec lss ordres ultérieurs de 
réparations devenues necessaires. Toutes les 
pièces necessaires aux agents de surveillance pour 
la vérification des kacturss, devront leur être sou­
mises.

IR De Oomits supérieur reçoit dss deux dirse­
tions lss données statistiques relatives à Têtat 
des réparations du parc du materiel roulant.

ad article 462
,1- — Da Lociste ^non^ms dss cbemins de ksr 

d intérêt local ds la Lilesie (Lc/rlesrsc/rc Hsà- 
oaàa/ctieuAesellscàaft), la Lociets à rssponsabi- 
bte limites des tramvm^s L vapeur de la Hauts 
Lilssis (Oberecàlesrsc/re Damp/strasscnbaàirAesell- 

nutzung der Güterwagen im internationalen Ver­
kehr« (R. I. V.) in deutscher Sprache vorgedruckt 
und ausgefüllt. Die Beifügung des polnischen 
Wortlauts wird freigestellt.

(7) Die Lokomotiven, Personen- und Gepäck­
wagen werden innerhalb der beiden Eisenbahnnetze 
unter Berechnung der normalen, um die halbe Ab­
fertigungsgebühr gekürzten Frachtsätze den Werk­
stätten zugeführt und zurückbefördert. Bei Güter­
wagen wird diese Fracht nur für die Zuführung 
nach den Werkstätten und nur dann erhoben, wenn 
sie aus diesem Grunde leer laufen (vgl. § 21 der 
Ausführungsbestimmungen zu Artikel 435).

(8) Für die Behandlung beschädigter Güterwagen 
außerhalb der oberschlesischen Eisenbahnnetze gelten die 
mit den fremden Verwaltungen getroffenen oder noch 
zu treffenden Vereinbarungen.

(9) Innerhalb der beiden Eisenbahnnetze werden 
die Kosten für die Ausbesserung der Güterwagen von 
der Direktion bezahlt, auf deren Strecken der Schaden 
entstanden ist oder vorgefunden wurde.

(10) Die beiden Direktionen sind berechtigt, die 
Ausbesserungsarbeiten in den Werkstätten ' durch 
eigene Beamte, deren Zahl besonderer Vereinbarung 
zwischen ihnen Vorbehalten bleibt, auf ihre Kosten 
überwachen und abnehmen zu lassen. Die Beamten 
haben Zutritt zu den Arbeitsräumen, in denen die 
Arbeiten ausgeführt werden; sie werden sich den Vor­
schriften der Werkstättenordnung unterwerfen.

(11) Die Direktionen geben für diese Über- 
wachungs- und Abnahmebeamten gemeinsame Vor­
schriften heraus, die ihre Befugnisse und Obliegen­
heiten regeln.

(12) Die Überwachungs- und Abnahmebeamten 
haben nach den von dem Betriebsdienst ausgestellten 
Bestellzetteln Art und Umfang der Ausbesserung zu 
bestimmen und darüber zu entscheiden, ob und in wel­
chem Umfang die während der Ausbesserung sich noch 
herausstellenden Mängel zu beseitigen sind.

(13) Die ausgeführten Arbeiten sind von den Über­
wachungs- und Abnahmebeamten nachzuprüfen; die 
ordnungsmäßige Ausführung ist von ihnen zu be­
scheinigen. Sie haben ferner die Richtigkeit der Rech­
nungen und die Übereinstimmung der ausgeführten 
Arbeiten mit den auf den Bestellzetteln geforderten 
und den nachträglich notwendig gewordenen Arbeiten 
zu bescheinigen. Alle Unterlagen, die für die Prü­
fung der Rechnungen erforderlich sind, werden den 
Überwachungsbeamten zur Einsicht vorgelegt.

(14) Das Oberkomitee erhält von den beiden Di- 
rekkionen das statistische Material über den Ausbesse­
rungsstand des Fahrzeugparkes.

Zu Artikel 462
( 1) Die Schlesische Kleinbahn-Aktiengesellschaft, 

die Oberschlesische Damvfstraßenbahngesellschaft m. 
b. H. und die Oberschlesische Kleinbahn- und Elek- 
trizitäts-Akliengesellschaft sind zu einer vorläufigen 
Änderung bestehender Tarife vor der Genehmigung
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scàa/l m. b. R.) et 1a Looiets anonyme des 
etiemins de 1er d'interet local et d'électricité pour 
la Raute Lilêsie (Oàersc/dàsc/re Lieàdaà- und 
Lle/ctriMtâtsaLtêenseseüsc/ra/t) pourront modifier 
provisoirement les tariks actuels avant d'avoir 
obtenu l'autorisation des autorités du contrôle ou 
avant qu'une décision de la Commission Nixts ne 
soit intervenue, si, par sentence de l'autorité arbi­
trale allemands ou polonaise compétents, uns 
augmentation des salaires du personnel, des allo­
cations d'ordre économique ou d'autres cbarZss 
semblables leur sont imposées. Cette modification 
provisoire dss tariks pourra être appliquée dès 
l'instant oü la sentence arbitrale entrera en 
vigueur, mais seulement dans la mesure néces­
saire pour couvrir le surcroît de krais résultant 
de l'augmentation des salaires, des allocations et 
autres cbarges ci-dessus. Le calcul des nouveaux 
tariks prendra pour base uns recul du trafic de 
10 °/o sur les lignes envisagées comparativement à 
la moyenne des trois mois précédents de pleine 
exploitation.

2 .— Il pourra êtrs procédé a uns modification 
provisoire dss tariks pour cause d'augmentation 
des salaires du personnel ou d'allocations spéciales 
résultant de la libre entente dss parties, ainsi qu'à 
d'autres modifications de tarik pour cause d'aug­
mentation des krais d'exploitation par suite de 
bausss du prix dss matières, du courant électrique 
ou des taxes et impôts, si quatorze jours après 
cslui oü la socêtê a présenté sa demande d'êlê- 
vation dos tariks, Iss autorités comxêtsntss n'ont 
point encore rendu ds décision définitive, vans es 
cas, les tariks pourront provisoirement être aug­
mentés dans la mesure nécessaire pour couvrir, 
non seulement le surcroît de Irais résultant du 
relèvement des salaires, des allocations et autres 
cbarges semblables, mais encore les autres ex­
cédents de dépenses, le tout sur la base d'un recul 
du trafic équivalent à celui indiqué plus baut.

3 . — Vans cbaque cas, le droit de fixer definitive­
ment les tariks demeure réservé aux autorités 
gouvernementales du contrôle, et, s'il y a lieu, à la 
Commission Mxts.

ad article 465
1. — Aux endroits oü lss cbemins de ksr kran- 

cbisssnt la krontièrs, il sera installé dss bureaux 
allemands st polonais pour ls Controls ds passe­
ports et la visite douanière.

2. — Rendant la durée du parcours sn tsrritoirs 
transité, les kenstres st Iss portières dss com­
partiments occupés par les voyageurs sn transit 
st Isurs bagagss resteront ksrmêes.

3. — Rendant ls transit, Iss trains sur route 
pourront être convoyés par dss agsnts de douane 
du pays transité. Les krais de convoiement seront 
à la cbargè du pays qui bénéficie du transit. 
L'administration dss douanes de ce pays pourra 
également kairs accompagner css trains par ses 
propres agents.

4. — Lur la ligne Rsutbsn-Rudâa Luxnica 
(Rudabammsr)-Hindenburg, lss voyagsurs dési­
rant monter ou descendre en tsrritoirs polonais 

durch die Aufsichtsbehörden oder der Entscheidung 
durch die Gemischte Kommission berechtigt, wenn 
ihnen durch Spruch der zuständigen deutschen oder 
polnischen Schiedsstelle eine Erhöhung der Bezüge 
des Personals, die Zahlung von Wirtschaftsbeihilfen 
o. dgl. auferlegt wird. Eine solche vorläufige Tarif­
änderung darf zu dem Zeitpunkt erfolgen, zu dem der 
Schiedsspruch in Kraft tritt, jedoch nur in dem Maße, 
daß unter Annahme eines Verkehrsrückganges von 
10 v. H. auf allen dem Tarif unterworfenen Strecken 
gegenüber dem Durchschnitte der drei vorangegange­
nen Monate vollen Betriebs lediglich die durch die 
Lohnerhöhung und ähnliche Lasten der bezeichneten 
Art entstehenden Mehrkosten ausgeglichen werden.

(2) Falls im Wege freier Vereinbarung die Be­
züge des Personals erhöht oder besondere Beihilfen 
gewährt werden, und falls sich die Betriebskosten 
durch gesteigerte Material- und Strompreise oder 
Abgaben erhöhen, dürfen Tarifänderungen unter der 
Voraussetzung vorläufig vorgenommen werden, daß 
14 Tage nach Stellung des Antrags seitens der Ge­
sellschaft eine endgültige Entscheidung durch die zu­
ständige Behörde noch nicht getroffen worden ist. Die 
Tariferhöhung darf in dem Maße erfolgen, daß unter 
Annahme eines Verkehrsrückganges des im Abs. 1 
bezeichneten Umfanges außer den Mehrkosten aus 
Lohnerhöhungen, Wirtschaftsbeihilfen 0. dgl. auch die 
anderen Mehrkosten ausgeglichen werden.

(3) In jeden: Falle bleibt die Entscheidung über 
die endgültig zulässigen Tarife den Aufsichtsbehörden 
und gegebenenfalls der Gemischten Kommission Vor­
behalten.

Zu Artikel 465
(1) An beiden Grenzübergängen werden deutsche 

und Polnische Paß- und Zollstellen eingerichtet.

(2) Die Durchgangsreisenden werden einschließlich 
des von ihnen mitgeführten Gepäcks während der 
Fahrt durch das polnische Gebiet in den inneren 
Wagenabteilen untergebracht, deren Fenster und 
Türen verschlossen zu halten sind.

(3) Die Wagen werden durch Zollbeamte des 
Durchgangslandes begleitet. Die Kosten der Beglei­
tung trägt das Land, welches das Recht auf den 
Durchgang hat. Die Zollverwaltung dieses Landes 
ist berechtigt, die Wagen durch eigene Beamte beglei­
ten zu lassen.

(4) Auf der Strecke Beuthen-Nudahammer-Hin- 
denburg dürfen die Wagen von Reisenden benutzt 
werden, die innerhalb des polnischen Gebiets ein- und 

30
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pourront kairs usaZs dos trains sur rouis, a con­
dition do rsstor sur la xlats-korms pondant io 
trajet on tsrritoirs polonais st ds passer la visite 
douanière st ls contrôle dss passeports à la tron­
tière.

5. — 8ur la UZne Tiskar^-Lsuklwn-DöniZs- 
grubs Rordksld, les trains sur route transitant en 
territoire allemand sont affectés principalement 
au transport dss ouvriers. Dos vo^aZours désirant 
mentor ou descendre en territoire allemand no 
pourront pas taire usaZe do css trains. Dos doux 
Oouvornomsnts fixeront d'un commun accord ls 
nombrs dss trains et leurs boraires.

6. — Dss règismsuts applicables aux vo^agsurs 
ssront akimbss sn allemand et en polonais 
à l'intérieur de voiturss.

ad article 479
1. — Tendant le trajet des trains ou de parties 

de trains privilégiés sur le territoire transite, les 
portières et les tsnotres des voiturss seront 
kermses.

2. — Tour ces train8 ou parties ds trains, on 
utilisera des voiturss à couloirs.

3. Dss prescriptions applicables aux voya­
geurs pour le trafic sn transit privilègié, seront 
portées à leur connaissance à l'aide d'ècriteaux 
placés a l'intérieur des voitures st rédigés sn alle­
mand st en polonais.

ad article 484
1. — Des deux directions s'entendront, pour 

cbaque période d'borairs, sur l'importance et la 
composition des trains de voyageurs, dss parties 
de trains et des trains de marebandises sn transit.

2. — Dss deux dirsetions s'entendront, dans 
ebaque eas particulier, lorsqu'elles voudront mo­
difier l'importance st la composition des trains ou 
intercaler des trains laeultatiks devenus né­
cessaires, au cours d'uns période d'borairs, par 
suits d'uns intsnsificLtion du trafic ou pour touts 
autre raison.

ad article 482
1. — Des dsux directions s'entendront pour 

ebaque. période d'borairs sur lss vagons-poste, 
vagons-rostaurants st vagons-lits à atteler dans 
les trains, ainsi que sur les compartiments postaux 
qu'il z' aura lisu ds réserver.

2. — D'accès dss vagons-restaurants et dos 
vagons-lits, ainsi quo leur utilisation, no sont 
permis qu'aux voyageurs dos trains st parties ds 
trains privilégiés.

ad article 483
Dos directions s'entendront sur les cbangsments 

d'itinéraires; dans cs but elles prendront d'un 
commun accord les mesures préparatoires d'ordre 
général pour ebaque période d'borairs.

ad article 484
Tar dérogation à la disposition de l'artiels 423, 

il n'^ aura ni romise, ni acceptation de vèbicules 
dans lss trains kermès qui servent au trafic sn 
transit privilégié sur lss lignes de:

a) (Usnviiö-Tlock-MssrLu-Voms industrielles 
de raccordement do la mino fis Oloiu itL ; 

aussteigen wollen. Sie werden während der Durch­
fahrt auf die Plattformen der Wagen verwiesen und 
an der Grenze zoll- und paßamtlich abgefertigt.

(s) Die auf der Strecke Piekar-Beuthen-Köuigs- 
grube Nordfeld durch Deutschland durchlaufenden 
Wagen dienen hauptsächlich der Beförderung von Ar­
beitern nach und von ihrer Arbeitsstelle. Sie dürfen 
von Reisenden, die innerhalb des deutschen Gebiets 
ein- oder aussteigen wollen, nicht benutzt werden. Das 
Nähere, insbesondere über die Zahl und die Fahr- 
Pläne der durchlaufenden Wagen, werden die beiden 
Regierungen vereinbaren.

Zu Artikel 470
(1) Während der Fahrt der privilegierten Züge 

und Zugteile durch das Durchgangsland sind die 
Wagen und Fenster verschlossen zu halten.

(2) In den Zügen oder Zugteilen sind Durchgangs­
wagen zu verwenden.

(3) Die für die Reisenden im privilegierten Durch­
gangsverkehre geltenden Vorschriften sind im Innern 
der Wagen in deutscher und polnischer Sprache auszu- 
hängen.

ZuA r t i kel 481
(1) Die beiden Direktionen vereinbaren für jede 

Fahrplanperiode die Stärke und Zusammensetzung 
der Personenzüge, der Teile von Personenzügen und 
der Durchgangsgüterzüge.

(2) Über Veränderungen der Stärke und Zu­
sammenstellung der Züge sowie über Einlcgung von 
Bedarfszügcn, die sich während der Fahrplanperiode 
infolge von Verkehrssteigerungen oder aus sonstigen 
Gründen als notwendig ergeben sollten, werden sich 
die beiden Direktionen von Fall zu Fall verständigen.

Z u A r t i kel 482
(1) Die Direktionen treffen für jede Fahrplan­

periode Vereinbarungen über die in die Züge einzu- 
stellenden Post-, Speise- und Schlafwagen, sowie über 
die zur Verfügung zu stellenden Postabteile.

(2) Der Zutritt zu den Speise- und Schlafwagen 
und ihre Benutzung ist nur den Reisenden der privi­
legierten Züge und Zugteile gestattet.

Z u A r t i k e l 483
Die Direktionen regeln die Umleitungen im Be­

nehmen miteinander; sie vereinbaren für jede Fahr­
planperiode, welche allgemeinen Maßnahmen zu 
diesem Zwecke zu treffen sind.

Z u A r t i kel 484
Abweichend von der im Artikel 423 getroffenen Be­

stimmung unterbleibt die Übergabe und Übernahme 
der in den geschlossenen Zügen für den privilegierten 
Durchgangsverkehr laufenden Wagen auf den 
Strecken:

a) Gleiwitz-Block Miserau-Anschlußgleisanlage der 
Gleiwitzer Grube,
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à) Olmvdtö-UakosLov-y-Därüekscüäeüts:
c) Cààio (NorZsnrotü) -Lark-Ro:vy Rad- 

xionkov;
4) Oiror^ôw-Lsutfisn ollsrsr Tairnüok-Frarlsj;
e) Ollor^öv-Lsutirsn Rauptdalàok-^ovy Rad- 

2ionkôv;
f) Oüor^ôv-Lioekstslls Lsv-- Rödsushlick- 

sckaàt;
p) Rsdsnsbliekselraeüt-Lsutlren IVost-L^arlsj, 

sn tank qus la traction est assumée par la di­
rection du pays expéditeur.

«4 article 487
1. — Olraqus direction stadlit sur son rsssau les 

lignes tslsgraplnMss et tslêpüoniquss aux krais 
ds la direction dans l'intérêt de laquelle ess lignss 
sont posées. Oliaque direction doit entretenir en 
état ds ssrvics lss lignss télégraphiques st télé­
phoniques installées sur son rsssau.

2. — Lss dsux directions s'entendront au sujet 
dss autres installations techniques, ainsi qus sur 
la répartition rseiproqus dss krais résultant de 
l'entretien, ds l'amortissemend st autres charges.

a4 article 489
1. — Ln transit privilégie, lss bagages enre­

gistres ssront transportés dans dss comparti­
ments ksrmês. L'apposition par la douane dss 
plombs au compartiment à bagagss pourra êtrs 
effectues à l'arrives du train a la gars krontièrs 
par le convoyeur douanier dû pays transits sans 
qu'il y ait lieu ds procéder à uns accsption kor- 
mslls du bagage, vans es cas, ls convoyeur doua­
nier du pays transits devra constater qus lss 
plombs sont intacts au moment oû ls train quitte 
la gars krontièrs.

2. — L'Administration douanière du pays tran­
sits a lp droit ds kaire accompagner lss trains dès 
la dsrnièrs gars ds départ du pays expéditeur 
jusqu'à la première gare situes au delà ds son 
réseau.

3. — Il sst interdit aux voyagsurs d'ouvrir lss 
portières. 8i lss voyagsurs doivent quitter ls train 
pour des raisons ayant trait au ssrvics dss che­
mins de ksr, ou par suite d'accident, ils resteront, 
eux st leurs bagages, sous surveillance douanière 
jusqu'à lsur départ.

4. — Tout train sn transit privilégié pourra 
êtrs accompagne d'un ou ds dsux convoyeurs. 8i 
es nombre paraissait insukffsant, l'Administration 
douanière ds chaque pays ssra en droit d'employer 
dos convoyeurs supplémentai: ss. Toutskois il ns 
pourra y avoir plus d'un convoyeur par quatre 
x élucides.

5. — Ls pays qui a droit au transit devra rem­
bourser au pays transits lss krais ds convoiemsnt. 
Ces krais ssront calculés sur la base dss échelles 
ds traitement, règlement de krais de route ot 
autres dispositions applicables dans ls pays tran­
site aux deux classes inkêrisurss dss konetion- 
nairss ou employés qui, d'après les proscriptions 
ds lsur pays, sont appelées à exécuter ce ssrvics. 
Tour kacilitsr ce calcul, on fixera un montant à 
korkait sn prenant, pour chaque grouxs de kone- 
tionnairos st d'employés, la moyenne sntro le 
traitement maximum et minimum et la moyenne

b) Gleiwitz-Makoschau-Delbrückschächte, 
e) Morgenroth-Karf-Neu Radzionkau,

d) Chorzow-Beuthen oberer Bahnhof-Scharley,
s) Chorzow-Beuthen Hauptbahnhof-Neu Radzion­

kau,
k) Chorzow-Blockstelle Bsw.-Redensblickschacht,

g) Nedensblickschacht-Beuthen West-Scharley, 
sofern die Zugbeförderung durch die Direktion des 
Versandlandes erfolgt.

ZuA r t i kel 487
(1) Jede Direktion führt den Bau von Tele­

graphen- und Fernsprechleitungen auf ihrem Eisen­
bahnnetz auf Kosten der Direktion aus, in deren 
Interesse die Leitungen gezogen werden. Die betriebs­
sichere Unterhaltung der Telegraphen- und Fernsprech- 
leitungen liegt jeder Direktion auf ihrem Eisenbahn­
netze ob.

(2) Die weiteren technischen Einrichtungen sowie 
die gegenseitige Verrechnung der Kosten für die Unter­
haltung, Tilgung usw. sind von den beiden Direk­
tionen zu vereinbaren.

Z u A r t i k e l 489
(:) Das eingeschriebene Gepäck wird für die Durch­

fuhr unter Raumverschluß gelegt. Der Zollverschluß 
an den: Zollgepäckraume kann bei der Ankunft des 
Zuges auf dem Grenzbahnhofe durch den Zollbeglciter 
des Durchgangslandes ohne förmliche Übernahme der 
Stücke angelegt werden. In diesem Falle ist die Un- 
verletztheit des Verschlusses beim Wiederaustritte des 
Zuges aus dem Grenzbahnhofe durch den Zollbeglciter 
des Durchgangslandes festzustellen.

(2) Die Zollbehörde des Durchgangslandes hat das 
Recht, die Züge bereits von der letzten Abgangsstation 
des Versandlandes bis zur ersten Station jenseits des 
Durchgangslandes begleiten zu lassen.

(s) Das Öffnen der Wagentüren ist den Reisenden 
verboten. Sollten die Reisenden den Zug aus Grün­
den des Eisenbahndienstes oder infolge eines Unfalls 
verlassen müssen, so bleiben sie mit ihrem Gepäck bis 
zur Weiterfahrt unter Zollaufsicht.

(4) Jedem privilegierten Zuge können ein oder 
zwei Begleiter beigegeben werden. Die Zollbehörde 
jedes Landes behält sich vor, wenn diese Zahl sich 
als ungenügend erweisen sollte, Zusatzbegleiter zu 
stellen, jedoch soll die Zahl der Begleiter nicht mehr 
als höchstens je einer für vier Wagen betragen.

(5) Das Land, das ein Recht auf den Durchgang 
hat, verpflichtet sich, dem Durchgangslande die Be- 
gleitkosten zu erstatten. Diese Kosten werden auf 
Grund der Besoldungs-, Reisekosten- und anderen Be­
stimmungen berechnet, die im Durchgangslande für 
die beiden niedrigsten, zu diesem Dienste nach Maß­
gabe der Dienstvorschriften ihres Landes berufenen 
Beamten- oder Angestelltengruppen gelten. Zur Er­
leichterung der Berechnung wird der Betrag in der 
Weise pauschaliert, daß für jede Beamten- und Ange­
stelltengruppe das Mittel zwischen dem Höchst- und 
Mindesteinkommen sowie der Durchschnittsbetrag der 

30»
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dss krais ds rouis. Css krais ds convowmsirb ss- 
roui rembourses, pour obaqus irimssirs esbu, sur 
la base d'un sompis qui ssra savons par ls pa^s 
iras si i s au pavs expéditeur.

6. — Comme bureau ds décompte, l'Allemagne 
designs la Lesiion dss douanes si ckss imxôis de 
consommation du Departement provincial dss Di 
nancss a Oppeln (Aôtcrluna für und Ter- 
firarrc/rsstener» des d/U-rdes^Kau^amtes Oppeln). 
Da Tologns désignera ls plus iôi possibls uns 
autorité ds douane.

7. — D'Ltat debiteur devra effectuer ls paie- 
msni dans lss quatorze jours qui suivront la dais 
ds réception de la kaciure par son bureau de ds- 
compis. 8i ls xaiemsni n'a pas lieu dans es delai, 
la somme dus portera intérêt au iaux ds 5 °/°. De 
paiement sera effectue en monnais avant cours le­
gal dans la partis du tsrritoirs plébiscité appar­
tenant à l'Ttat créancier.

8. — Dss bureaux de décompte ss ksront eon- 
naitrs mutuellement les caisses désignées pour re­
cevoir et effectuer lss paiements.

ad articles 488 à 493
1. — Da ksrmsture douanière ss ksra par plom­

bage du vagon s'il s'agit d'un vagon couvert ; elle 
ss kera de touts autre manière juges utile par 
l'autorits douanière si la marebandise ss trouve 
dans un vagon ouvert ou si ls plombage d'un 
vagon couvert ne psut avoir lisu a cause du per- 
sonnsl convoyeur (dans lss transports d'animaux 
par sxsmpls).

2. — D'administration dss cbsmins ds ksr éta­
blira, pour les vsbiculss ds tout train sn transit, 
uns ksuills de train, dont ls texte imprime, libelle 
sn allemand st sn polonais ou inversement, ssra 
arrêts d'un commun accord par lss autorités du 
cbsmin ds ksr st les autorités douanières. Cstts 
ksuills devra être remise sn doux exemplaires aux 
autorités douanières allemandes st en trois Exem­
plaires aux autorités douanières polonaises. Dss 
lettres ds voiturss ssront mises à la disposition 
du bureau de douane krontière avec lss ksuilles de 
train. Tn cas d'sxpeditions par groupes, ls nom­
brs dss colis ds ebaque vagon ssra indique sur la 
ksuills ds train.

3. — Dss modifications qus pourraient subir la 
composition du train, le contenu dss vagons st 
les fermetures, doivent êtrs mentionnées sur la 
ksuills ds train. 8i plusieurs vagons vides ss suc­
cèdent, il sukfira de lss indiquer sommairement.

4. — Dss documents concernant dss envois de 
marcbandisss soumis au contrôls ds la douane st 
à celui ds l'administration dss contributions doi­
vent être mentionnes sur la ksuills de train.

5. — 8i des vagons a marebandises sont attelés 
à dss trains ds voyageurs, ess vagons ssront 
traites on douane comme s'ils taisaient partis de 
trains de marebandises.

6. — Des plombs apposes par lss autorités 
douanières du pavs expéditeur ns peuvent être 
levés temporairement sur ls territoire transite qus 
dans les cas prévus au ebapitrs III du présent 
titrs, ou pour dss nécessites impérieuses du ser­
vice des cbemins de ker. De transbordement n'est 
permis qus pour des raisons de service. Dans css 

Reisegeldzuschüsse cmgesetzt wird. Die Kosten werden 
für jedes abgelaufenc Vierteljahr auf Grund einer 
Aufstellung erstattet, die von dem Durchgangslande 
dem Versandlande zu übersenden ist.

(6 ) Als Abrechnungsstelle bestimmt Deutschland 
die Abteilung für Zölle und Verbrauchssteuern des 
Landesfinanzamts Oppeln. Polen wird baldmöglichst 
eine Zolldirektivbehörde bestimmen.

(7 ) Das Zahlungspflichtige Land wird binnen vier­
zehn Tagen nach dem Eingänge der Rechnung bei 
seiner Abrechnungsstelle Zahlung leisten. Erfolgt die 
Zahlung nicht fristgemäß, so ist die geschuldete Summe 
mit 5 v. H. zu verzinsen. Die Zahlung ist in der 
Währung zu bewirken, die sür den dem fordernden 
Staate gehörenden Teil des Abstimmungsgebiets als 
gesetzliche Währung gilt.

(8 ) Die Abrechnungsstellen werden sich gegenseitig 
bekanntgeben, welche Kassen die Zahlungen bewirken 
und annehmen.

Zu Artikel 488 bis 493.
(1) Die Zollsicherung der Waren erfolgt bei ge­

deckten Wagen durch Zollverschluß des Wagens, bei 
offenen Wagen und bei denjenigen gedeckten Wa­
gen, deren Zollverschluß wegen der mitfahrenden Be­
gleitung ausgeschlossen ist (z. B. bei Tieren), nach 
dem Ermessen der Zollbehörde.

(2) Über die Wagen jedes das Durchgaugsland 
durchlaufenden Zuges muß von der Bahnverwaltung 
eine Zugliste nach einem Muster mit deutschem und 
Polnischem oder Polnischem und deutschem Vordrucke 
geführt werden, das im gegenseitigen Einverständnis 
der Bahn- und Zollbehörden entworfen werden wird. 
Von dieser Zugliste find zwei Ausfertigungen sür die 
deutschen und drei Ausfertigungen für die polnischen 
Zollbehörden bestimmt. Den Grenzzollämtern wer­
den mit den Zuglisten die Frachtbriefe zur Ver­
fügung gestellt. Bei Stückgutsammelsendungen ist 
die Zahl der Stückgüter jedes Wagens in der Zuglistc 
anzugebcn.-

(3) Veränderungen in der Zusammensetzung des 
Zuges, an dem Inhalte der Wagen und an den 
Verschlüssen sind in der Zugliste zu vermerken. Es 
genügt, mehrere aufeinanderfolgende leere Wagen 
summarisch anzugeben.

(4) Papiere über Warensendungen, die unter Zoll- 
und Steucrkontrolle stehen, sind der Zugliste auzu- 
fügen.

(5) In Personenzüge eingestellte Güterwagen wer­
den zollamtlich ebenso behandelt, wie in Güterzüge 
eingestellte Güterwagen.

(6) Eine vorübergehende Öffnung der Zollver­
schlüsse darf im Durchgangslande nur in den im 
Kapitel III dieses Titels vorgesehenen Fällen oder 
aus zwingenden Gründen des Eisenbahndienstes vor­
genommen werden. Die Umladung ist nur aus 
Gründen des Eisenbahnbetriebs zulässig. In solchen 
Fällen regelt sich die zollamtliche Behandlung nach 
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cas, Iss opérations douanières so ksront oonkor- 
mèmcmk aux rèZIsmsuts sn vigueur dans le pays. 
Le transbordement des marcbandises, la loves dss 
plombs ds douane, les motiks de css operations 
ainsi que l'apposition de nouveaux plombs, de­
vront être constates dans la keuille de train et, le 
cas ecbeant, dans les documents de douane et les 
documents relatiks au paiement de droits, taxes st 
autres contributions. Il sera procède de la même 
ka^on au cas ou, en cours de route, une ko rm s turc 
aura ètè intentionnellement ou accidentellement 
endommagée, ou dss marebandisss auront ètè 
volèês d'un vagon, et le procès-verbal de consta­
tation ssra, autant qus possible, dressé en pré­
sence d'agents de la douane. Les mesures prises et 
les raisons qui les ont dictées devront être con­
signées dans la keuille de train et, le cas ècbèant, 
dans lss documents de douanest documents relatiks 
au paiement de droits, taxes et autres contribu­
tions. Il y sera joint un extrait du procès-verbal. 
La remise en route des vagons qui auront subi un 
arrêt pour lss raisons prevues ci-dessus devra ss 
kairs à la première occasion.

7. — L'entrée et la sortie du train devront être 
indiquées pour les deux territoires sur la keuille 
de train. Les irrégularités constatées à est egard 
devront kairs l'objet d'uns mention et les mesures 
commandées par lss circonstances seront prises.

ad article 495
I. — La carte d'identité sera établis d'après le 

modèle suivant:

den Bestimmungen des Durchgangslandes. Die Um­
ladung der Güter, die Öffnung des Zollverschlusses 
und ihre Ursachen sowie die Erneuerung des Ver­
schlusses sind in der Zugliste und in etwaigen Zoll- 
und Steuerpapieren zu beurkunden. Ebenso wird 
verfahren, wenn ein Verschluß unterwegs absichtlich 
oder durch zufällige Umstände verletzt wird, oder 
Waren aus einem Wagen gestohlen werden; jedoch 
ist der Tatbestand tunlichst unter Zuziehung von 
Zollbeamten festzustellen. Das Veranlaßte und die 
Gründe hierfür sind in der Zugliste und in den 
etwa vorhandenen Zoll- und Steuerpapieren zu ver­
merken. Die Tatbestandsaufnahme ist beizufügen. 
Die Weiterbeförderung der hierdurch aufgehaltenen 
Wagen hat mit der nächsten Gelegenheit zu erfolgen.

(7) Der Eintritt des Zuges in das Durchgangs­
land ist, ebenso wie der Austritt aus diesem, in der 
Zugliste zu bescheinigen. Hierbei festgestellte An- 
stände sind besonders zu vermerken; zugleich sind die 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen.

Zu Artikel 495
(1) Der Ausweis wird nach folgendem Muster 

ausgestellt:

Valable jusqu'au ............ 19. .

Carte d'identité ....

XI. ... (nom 6t tonktion de VnA6»t) 

68t 6» servies osiitiol dans >6 Iralik kn

'I'nnbrs 
bunnde.

Gültig bis zum l. . 
rVain^- d»

Ausweis (rV^llax) Nr.........

Der (Name und Dienststellung) . ..

19

p. (naxcvisllo i «taumvidüo sluxbovvs)

Lipnaturs clu 
porteur:

transit privilégie clu la liants Lilêsis sur 
la ligne lis..............................

Fervirs.......................................

8iguature clu fonetionnaire pii a 
établi la karts:

Feuchtstempel 
Xlolira pieex-è

ist im oberschlesischen privilegierten Eisenbahn- 
gest xajeq- sluxborvo rv gornoslasliim ruclui 
durchgangsvcrkehr amtlich tätig auf b. . Strecke 
tranxvtcnvvm na prxestrxeni (niaeb)

........................, den....................... 19.. 
cknia

Unterschrift 
des Inhabers 

Uodpis 
lvlaskioiela

Dienststelle................................
Rrrad

Unterschrift des ausstellcndcn Beamten 
podpis nrr.edniila lv^stacviajaksgo

Vsrso. Rückseite

XVI8

Lotte sarts dulentit-- doit être rendue an servie« 
qui l'a établis clos gus ls porteur n'exeree plus les 
honorions indiquées, et, en tont sas, à l'expiration 
cle la duree lie sa validité.

Zur Beachtung!

Der Ausweis ist der Dienststelle, die ihn ausgestellt 
hat, zurückzugcben, sobald der Ausweisinhabcr nicht mehr 
in dem angegebenen Dienst verwendet wird, jedenfalls 
jedoch mit Ablauf der Gültigkeitsdauer der Ausweise.

larvagal

VI-lcar na'ery xwröeiö nrrpdovvi, btoip go »ydal, 
gdy jego posiadaex jux nie jest xajxty rv rv^nueni- 
ouej sluxbie, a vv Iraxd^in rarie po uplyvlis teriuinu 
rvarnosoi cv^liaxu.
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2. — Tour los agsnts allemands, Iss cartes 
d'idsntits seront établies en allemand et en polo­
nais et munies des couleurs de l'^Usmagne. Tour 
lss agsnts polonais, elles seront stabiles en polo­
nais et en allemand st munies des couleurs de la 
Tologne.

3. — Oss cartes d'idsntits ssront en carton 
blanc.

(2) Für die deutschen Bediensteten werden die 
Ausweise in deutscher und polnischer Sprache und 
versehen mit einem Farbband der deutschen Reichs­
farben, für die polnischen Bediensteten i-n polnischer 
und deutscher Sprache und versehen mit einem Farb­
band der polnischen Landesfarben ausgestellt.

(3) Die Ausweise sind aus weißem Karton herzu­
stellen.
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Annexe Ho 1
au lièAlsinsnt ciexàaution

»cl artisls 440

Anlage Nr. 1
Z» den Ausführungàbestiinmungen 

zu Artikel 440

Répartition à locomotives
a) suivant leur t^xs.

Unterverteilung der Lokomotiven
a) Nach Gattungen.

Ilosißnation I>xe
î4om6rs pour I» 

4 i issuou
allsmauclsi polonaiss

8 3 2 8

8 5 I —

I.osoinotive» pour trains ài- I 
reots ut trains omnUnis

8
8
I-

0
10

4

6

v

6
7

28

N 6 — 7

? 8 64 27

l'otal.... 82 ______  83

O 3 4 7

6 5 15 15

Doeomotives POIIN trains ils
Iuarrl>an3ises

O 
6
6

7
8
8'

50

152

33
7

36

(4 0 9 —

<4 10 68 29

1 ot.il.... 298 ______ 127

'r k- 13 20

i' 8 — 2

r 0 70 92

i- 11 12 18

I.nsniuotives à nuxlsi........... r 12 9 6
'r 13 52 20
r 14 45 8
'r 16 37 54
T 18 3 —

Total... 250 220

'rot.il Arw rai. . - - 630 430

Bezeichnung Gattung
Anzahl für die 

deutsche polnische
Direktion

1 8 3 2 ! 8
8 5 I
5 C» 6 6

Schnell- und Personcnzugloko-
8 10 — 7

motive»
O 4 9 28
1- 6 — /
I> 8 64 27

Zusammen.... 82 83

6 3 4 7
6 5 1.4 15
(4 7 50 33

Gâtcrzuglokomotiven................ <4 8 — /

O 8> 152 36
<4 9 9
(4 10 68 29

Zusammen. . . . 298 127

r 7 13 20
r 8 — 2
-r o 79 92
'r ii l2 18

Lenderlokomotiven.................. -r i2 9 6
1' 13 52 20
'r 14 45 8
1' 16 37 54
1' 18 3

Zusammen.... 250 220

Im ganzen.... 630 43 >

à) suivant lsur état ds tonotionnsment: b) Nach Betriebsfähigkeit.

Désignation T>pe
dlo>nl>rs pour la 

clirestion
allsinanüe polonaise

I.oeomotives en ordne de 
inrn eile............................ 

Doeomotivss en réparation.
450
180

300
130

'ratai. . . . 630 430

Bezeichnung Gattung
Anzahl für die 

deutsche polnische 
Direktion

Betriebsfähige Lokomotive .
Ausbesserungslokomotiven.. - -

450
l80

300
130

Im ganzen. . . . 630 43,»
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Annexe A» 2 
au Règlement d'sxccution 

acl arkicls 440.

Anlage Nr. 2
zu den Ausführungsbestimmungc» 

zu Artikel 440.

Répartition cies voitures äe voyageurs, kour­
gons à bagages, kourgons petite vitesse et 

voitures cie service, suivant le t^pe

Désignation 4largue s 
spéciales

Xombre pour la 
direction 

allemands! polonaise

à uoVc-Avnc,? /
Vagnns-Iits à 4 essieux.
Voitures à intercircmlation

8clil»h 4 ! 3

à 4 essieux avec passe­
relles et à sautNets on

XLLü
XLLLü 15 8

ON il'
Voitures à 4 essieux . . . ^ 6ü 

LOLü 10 5

„ à 4 essieux ... OOü 12 10
Voitures à compariimonts i XLL !"
distincts, à 4 odieux i XLOO 4

Ici. à 4 essieux............... 06 14 6
Votai des voitures a -
4 essieux............... 67 36

Voitures N eoiupart'lMLnts 
distinets, u 3 essieux 1rs, 
2? et 1^, 2«, 3^ (dusses

l XL
l XLO

l 40 25

Voitures à 3 essieux 2« et / i; * 60
2«, 3« «lusses î

Voitures à 3 essieux
RL dO

3« elasse......... »............... L ^00 131
Voitures' à 3 essieux.

4e elasse..........................
Voitures à 3 essieux. Iro.

D 340 230

2° «lasses (avec passo- 
rellos).............................. VU! 5 o

Voitures à 3 essieux, 2-°,
3^ eia^iZe^ LOi 35 28

Voitures N 3 essienx.
3^ elasse.......................... Oi 50 30

Votai des voitures
à 3 essienx............. 730 486

Voitures à eompartiments ixL
1XL0

I 2distincts à 2 essieux Ire, 
2° ot Ire, 2s, 3° classes

3

Voitures à 2 essieux,
2« «lasse..........................

Voitures à. 2 essieux, 2«, 
3« et 2«, 3«, 4« classes

R 3 3

LL-LLD 10 9
Voitures à 2 essieux, 

3o elasse........................
Voitures à 2 essieux, 3°,

0 30 20

4° et 4° classes.............
Voilures à 2 essieux avec

OD-I) 
j XLi

LOi

7 5

passerelles, De, 2° et 2e, k 14 12
3° classes

Voitures à 2 essieux, 
3« elasse........................

Voitures à 2 essieux,
Oi 12 10

4° classe........................... Di 70 51
Votai des voitures

à 2 essieux........... 154 113

Valons à marchandises 14 26
44

^0aménages pour le trans­
port dos voyagsurs

' Xdi, Xci 45

Votai.................... 70 65

Votai general........... 1021 700

Unterverteilung der Personenwagen, Ge­
päckwagen, Packwagen und Bahndienst- 

wagen nach Gattungen

Bezeichnung
Gattungs- 

Zeichen

Anzahl für die 
deutsche ! polnische

Direktion

Personen w n g c n

4achsigc Schlafwagen ............
4achsigc Durchgangswage» mit 

Übcrgangsbrückcn und Fal> 
tenbâlgcn

Schl.if 
I XLLü 

j XLOOü

4

/ î'

3

8

4achsigc dcsgl.............................. - LLü
LOOü

sw 5

4achsige desgl............................ OOü 12 10

4achsige Abteilwagen.................j X8L 
XLOO

î 4

4achsige Abteilwagen.............. 66 14 6

Zusammen 4achsige Wagen 67 36

3achsigc Abteilwagen I./II. und l
I./D./III. Klaffe f

XL 
XLO

!« 25

3achsigc II. und II./III. Klaffe L 
»0 60 40

3achsige III. Klasse......... .. 6 200 13!

3achsige IV. Klaffe................ I> 340 230

3ad)sige Wagen mit Itbcr- 
gangsbrücken I./II. Klaffe. . XLi 5 2

3achsige II./III. Klasse............ 80i 35 28

3achsige III. Klaffe................... Oi 50 30

Zusammen 3achsige Wagen 730 486

2achsige Abteilwagen I./II. u. /
I./II./III Klaffe.....................s

XL
XLO

t 2 
/ 3

2 achsige II. Klaffe..................... L 3 3

2achsige II./III. u. II./III./IV. , 
Klaffe l

LO
LOI)

r io 9

2achsige III. Klaffe................... 0 30 20

2achsige Ill./IV. u. IV. Klasse f OD 
D 5

2 achsige Wagen mitübergangs- / 
drücke» I./II. u1I./III Klaffe «

XLi 
LOi

!"
12

2achsige III. Klasse................... Oi 12 10

2 achsige IV. Klaffe................... Di 70 51

Zusammen 2 achsige Wagen . . 154 113

Für Personenbeförderung ein- / 
gerichtete Güterwagen s I4di. ?4ci

I 26
i 44

20
45

Zusammen.... 70 65

Im ganzen.... l 021 700
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Désignation
Alargues 
spéciales

Nombre
6ire 

allsman6s

pour la 
etion
polonaise

t-ourpons à iapupes pour
trains 6e ropopeurs..-

L 4 essieux avec passe-
relies................................ ??ü l7 4

à 4 essieux sans passerelle TT 2 4
3 essieux..................... ? 93 40
2 essieux...................... ? 14 10

Tourgons à bagages avec
compartiment postal . . . T post 38 12

Total................... 164 70

Tournons petite vitesse à
clsux essieux pour trains
6e marcbanâisss........... 290 170

Total................... 290 170

Toitures 6e service.'
Voitures (l'inspection, à

4 essieux (salons) .... 8ans 1 r
Voiturss sanitaires......... 3 1
Vagons 6s secours à outils 8 3
Voitures (t'équipes......... marques 3 1
Vagons à el>au6ièrs .... 6 5
Vagons-rèservoir 6s gar 11 5
Vagons (l'étalonnage. .. . spèciales 3 1
Vagons 6'êtalonnags sup-
plement............................ 3 I

VriAous-Arues................... 3 1

Total................... 41 19

Bezeichnung
Gattungs- 

Zeichen

Anzahl sûr die
deutsche polnische

Direktion

Personcnzuggepâck-
wagen

4achsig mit Übeigangàbrücke T?ü 17 4
4achsige ohne Brücke.............. TI> 2 4
3achsigc..................................... T 93 40
Lachsige..................................... ? 14 10
Gepäckwagen miVPostabtcil.. T Pest 38 12

Im ganzen.... 164 70

Güterzugpackwagcn 2 achsîg .. PA 290 170

Im ganzen.... 290 170

Bahndienstwagen

Bcrcisungswagen, 4achsig (Sa-
lon<)........................................ 1 1

Arztwagcn................................ Ohne 3 I
Hilssgerätewagcn..................... beson- 8 3
Mannschaftswagen................... derc 3 1
Heizkessclwagcn......................... Eat- 6 5
Gastransportwagcn................ tungs- 11 5
Eichungswagcn.......................... Zeichen 3 I
Gcwichtsbciwagcn..................... 3 1
Kranwagen ................................. ' 3 1

Im ganzen.... 41 19
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Annexe Ao z
au Règlement 6'sxècutiou 

a6 artieis 440.

Anlage Nr. 3 
zu den Ausführungsbestimmungen 

zu Artikel 440.

Répartition cie8 vagon8 à marckanäi8e8 
8uivant leur type.

Unterverteilung 
der Güterwagen nach Gattungen.

Désignation Ton­
nags

Mar­
que 8

Xombrs pour la 6ireetiou
Bezeichnung

Lade- 
gc- 

wicht

Gat- 
tungs- 
Zeichen

Anzahl für die
deutsche polnische

kuieiuuuoe polonaise Direktion

0ouv6rts à 2 es- !
8I6UX -

10.0
12.5
15

k
6ni
6,ni

850 
1,080

90

510 ,
640 Bedeckte 2 achsigc <
50 l

10,0
12,5
15

6 
6m 
Omi

850
I 080

90

510
640

50

Total.... 6 2,020 1,200 Zusammen.... 6 2 020 I 200

Oouvsrts à 2 es­
sieux avec frein 
à air comprime 
ou
conduits 6'air.

10

12.5
10

Al

AI

30

70

Bedeckte 2 achsige
10 mit Luftdruck­

bremsen od. Lei- 
lung

20

10

12,5
10

AI

AI

30

70

10

20

Total .... AI 100 30 Zusammen.... AI 100 30

Vagons à lie- t 
stiaux à 2 ss- < 
sisux l

10 /

15 l

Vn
Ven

V LINUX

4
8
8

2 ,
4 Viehwagen <
4 2 achsig i

10
15 1

Vn
Vsn
Vsninx

4
8
8

2
4
4

Total .... >- V 20 10 Zusammen.... V 20 10

Ouverts à 2 es- ) 
s i eux

10
I2.5.
15

20

Ole 
Oele 
Ogle 
Omit 
Oeinle 
Oqmb- 
Ominü

2.750

10,100

3,650

3,000

Offene 2 achsigc <

11,000

4,000

10
12,5 k
15

20

Ob, 
Ocle 
Oqlr 
O'nle, 
Ormle 
Ogmle 
Omml.

2 750

^10 100

3 650

3000

11000

4000

Total .... O 16,500 18,000 Zusammen.... 0 16 500 18 000

Vagons à rails, t 
à 2 essieux s 
i6. à 4 ... .

15 i
20 s

35

8nii
8miu 
88

150

50

Schienentrans- 
270 portwagcn

2 achsig..............  
80 4 achsig,..............

)15

20
35

8ml

8mm 
88

150

50

270

80

Total .... 8 200 350 Zusammen.... 8 200 350

Vagons à ran- r 
cliers à 2 es- < 
sisux t

10 1

12,5 j

15

ir

Rm

60

240

o" Rungenwagen, 1
2 achsig s

120

10

12,5

15

60

240

30

120

Total .... ir 300 150 Zusammen.... ir 300 150

Valons à 1)018 10
15
15

N,Idsi 
Hinsr 
IIlUIV.

s 130 

70

10 Helztransport-
„0 wagen

>0
15
15

n, H.sr 
Ilmsr, 
Umrr.

t 130

70

40

20

lotal .... Il 200 60 Zusamnicn. . . . II 200 60

Vu§ON8 à etlLUX, 
à deux 6881 eux

10
15

R
Km

100
400 .

10 Kalkwagen, 2 ach- ,
40 sig i

10
15

X
Xm

100
400

10
40

Total .... K 500 50 Zusammen.... X 500 5t'

Vagons 6s tra- 
vaux s

10
12.5 l

15

X
>60

Arbeitswagen . . <
150 l

10
12,5
15 160 150

Total général . 20,000 20,000 Im ganzen .... 20000 20 000
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Récapitulation

l'y p s

Initiales 
dss

marques 
spèciales

Direction

allemands polonaiss
Nombre 'ronuagr

Oouvsrts.............. O 2,020 27,680 1,200 16,400
Oouvsrts.............. X 100 1,070 30 320
Vagons à bestiaux V 20 240 10 120
Ouverts................ 0 16,500 255,440 18,000 278,750
Vagons à rails.. 8 200 4,300 350 7,400
Vagons à ranedsrs R 300 4,300 150 2,150
Vagons à dois .. » 200 2,650 § 60 800
Vagons à cdaux. K 500 7,000 50 700
Vagons de travaux X 160 2.000 150 1,870

Votai.... — 20,000 304,680 20,000 308,510

Zusammenstellung

Art
Haupt- 

gattungs- 
Zeichen

Deutsche Polnische

Anzahl

Dire 
Lade­

gewicht

ktion

Anzahl Lade­
gewicht

Bedeckte Wagen......... 6 2 020 27 680 I 200 16 400
Bedeckte Wagen......... X 100 1070 30 320
Viehwagen................ V 20 240 10 . 120
Offene Wagen............ 0 16 500 255 440 18 000 278 750
Schienenwegen......... 8 200 4 300 350 7 400
Rungenwagen........... R 300 4 300 150 2150
Holztransportwagcn . 11 200 2 650 60 800
Kalkwagcn ................ X 500 7 000 50 700
Arbeitswagen............ X 160 2000 150 I 870

Zusammen.... — 20 000 304 680 20000 308 510

Dans cbaque typo, ls quart environ dos vagons 
sst pourvu d'un oquixsmsnt do kroin.

Innerhalb jeder Gattung entfallen etwa der 
Gesamtzahl auf Wagen mit Bremseinrichtung.
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Lnnexe Kot­
au Reglement d'sxêeution 

ad artiels 447.

IVlodèle d'étiquette
pour vagons dont l'avarie a ètè constatée lors lie la 
visite tectinigue à la frontière germano-polonaise.

Anlage Nr. 4
zu den Ausführungsbcstimmungcn 

zu Artikel 447.

Muster
für Beklebezettel sür Wagen, deren Beschädigung 
bei der technischen Untersuchung an der deutsch- 

polnischen Grenze festgestellt worden ist.

Rond rougs.

baute Lilêsie
VaZon (t^xe) ............bl»........... 

du ebsmiu ds ksr ds ..................

Imp?688IOl» 6Il UOI1'.

avarie sur le reseau de la
Direction ..........................
dirige pour réparation sur 
l'atelier de ........................

Vimbrs de la gars.

rote Grundfarbe Obcrschlcsicn
Vio crorwono 6orny âlask

Wagen (Gattung) Nr.
^VaZon (rodiraj) à
der Bahn

kolei 
beschädigt im Direktionsbezirk.............  

usàod?ony- D^rsllcji ......................
Aufdruck* Sur Wiederherstellung nach der.......  

srsrny drult do napravv IV.......................................
Werkstatt in ...........................................
v-arsstataetl zv...................................

Stationsstcmpel 
piecratüa stacji

Lnnexe Ko S 
au Règlement d'execution, 

ad article 448

Répartition des vêiiicuie8 attribues aux ad­
ministrations des cbemins de ker à voie étroite

Anlage Nr. S 
zu den Ausführungsbestimmungen 

zu Artikel 448

Unterteilung der Fahrzeuge der Schmal­
spurbahnen aus die Verwaltungen

OesiAnatlon
^Vla?^ue8 
8^eelu1e8

Xombrs pour la 
Direction 

allemands § polonaiss

Voeomotiv68 à tende?........ V 31 4 4
» » ......... '1'31- 3 8
« » ......... 1'37 8 î II
« « ......... V38 11 16
« » ......... V39 3 2

Votai dos loeomotivss......... 29 41

Vagons à marchandises ou-
verts................... ............... O 1,970 3,200

Vagons à minorai ds plomb.- R — 52
Vagons à chaux................. R 33 65
Vagons à bord bas ............. X 12 24
Vagons à rancbers............. R 26 ' __
Vagons à bois (individuelle-

nient.................................. llb 82 56
VoitUl'68 d'jn8j)6etlON......... I I

Votai dos vagons. . . . 2.124 3.398

Bezeichnung
Gattungs- 

zcichen

Anzahl 
deutsche

Dir

für die 
j polnische 
cktion

Tenderlokvmotiven.................. V3l 4 4
», V 31- 3 s o

V 37 8 II

V 38 11 16
-- ................... V39 3 2

Lokomotiven im ganzen. . . . 29 41

Güterwagen, offene................ 0 I 970 3 200

Blcicrzwagcn............................ L — 52
Kalkwagcn................................ R 33 65
Niederbordwagen..................... di 12 24
Rungenwagen .................. .. R 26 —
Holzwagcn, einzeln ................ Db 82 56

Bcrcisungs- (Personen-) Wagen l I

Wagen im ganzen. . . . 2 124 3 398

Dss autrss voiturss ds ssrvics sont attribuons 
au rsssau sur lsqusl sllss ont jusqu'ici stationné.

Sonstige Bahndienstwagen werden dem Bezirke zu­
gewiesen, in dem sie bisher stationiert waren.
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ritre IX

personnel des Lkemins äe per
cbapitre premier

fonctionnaire et employê8 au service 
temporaire cies ctiemins cie ker polonais.

Article 501
1. — Après 1a remise des àemins de ksr a la 

ToloAire, mie partie dss konctionnairss allemands 
de ebemin de ker eontinnsra temporairement a 
kairs son servies auprès ds l'Administration dss 
ebemins de ker polonais, si ees konetionnaires mani- 
kestent lsur volonté d'assumsr le ssrvies aux con- 
ditions qui suivent.

2. — Dss konetionnaires seront elioisis individu­
ellement par l'Administration des elismins de ker 
polonais d'entente avse l'Administration dss 
elismins ds ksr allemands.

3. — Tar « konetionnaires » on entend, dans le 
présent titrs, non seulement les konetionnaires 
supérieurs, mais aussi lss emploies dont la situa­
tion sst déterminés par lss règles générales du 
ssrvies ds l'Ltat, st es, par opposition aux 
emploies (AnZsstslUs) dont la situation sst 6xss 
par contrat ds droit privé (voir article 545). Tar 
« agsnts », on sntsnd, dans ls présent titre, 
lss konetionnaires, emploies (AnZsstellts) et 
ouvriers.

Article 502
A moins que ls présent titrs n'sn dispose autre­

ment ou qus ls contraire ns results ds l'orZanisa- 
tion dos elismins ds ksr du ltoieli, l'Administration 
des elismins de ksr allsmands au ssns ds es titrs 
sst représentes par la Direction allemands 
d'Oppsln.

Article 503
Da dures du servies dss konctionnaires aüs- 

mands au servies dss elismins ds ksr polonais ssra 
au plus ds dou2s mois à compter du premier four 
du trimostrs du calendrier qui suivra la rsmiss 
des elismins ds ksr.

Article 504
1. — Ds ssrvies dss konetionnaires sera limite 

au tsrritoirs ds la Hauts Lilssis polonaiss; celui 
du personnel des trains pourra, toutekois, s'étendre 
dans un ra^on de trente kilomètres au delà de ee 
tsrritoirs.

2. — Dss konctionnairss, s'ils v consentent, 
pourront êtrs déplacés à l'intérieur du territoire 
oü doit ss kairs leur service. De consentement 
n'est pas necessaire quand il s'agit de les detaclier 
passagèrement dans uns autre localité.

Article 505
1. — Dss konetionnaires allemands au service 

de l'Administration des cbemins de ksr polonais

Titel IX
Eisenbahnpersonal

Kapitel I

Deutsche Beamte und Angestellte im zeit­
weiligen Dienste bei der polnischen Eisen­

bahnverwaltung
Artikel 501

(1) Nach der Übergabe der Eisenbahnen an Polen 
wird ein Teil der deutschen Eisenbahnbeamten, so­
weit sie sich freiwillig unter den nachstehenden Bedin­
gungen dazu bereit erklären, noch vorübergehend bei 
der polnischen Eisenbahnverwaltung Dienst ver­
richten.

(2) Die einzelnen Beamten werden von der pol­
nischen Eisenbahnverwaltung im Einvernehmen mit 
der deutschen Eisenbahnverwaltung ausgewählt.

(3) Der Ausdruck »konetionnaires« im vorliegenden 
Titel umfaßt nicht nur die oberen Beamten, sondern 
auch die übrigen Beamten, auf welche die das Be­
amtenverhältnis regelnden allgemeinen staatlichen 
Bestimmungen zutressen, im Gegensatze zu den »sm- 
xlovss« (Angestellten), die im Vertragsverhältnis 
stehen (vgl. Artikel 545). Unter »agsuts« (Bedien­
steten) sind im vorliegenden Titel Beamte, Ange­
stellte und Arbeiter zu verstehen.

Artikel 502
Soweit der vorliegende Abschnitt nicht ein anderes 

bestimmt oder aus der Organisation der Reichsbahn 
sich ein anderes ergibt, wird die deutsche Eisenbahn­
verwaltung im Sinne dieses Abschnitts durch die 
deutsche Eisenbahndirektion in Oppeln vertreten.

Artikel 503
Die Dauer der Dienstleistung der deutschen Beam­

ten im polnischen Eisenbahndienst erstreckt sich auf 
höchstens zwölf Monate, von dem auf den Übergang 
der Staatshoheit folgenden Ersten des Kalender­
vierteljahrs ab gerechnet.

Artikel 504
(1) Die Verwendung der Beamten beschränkt sich 

auf das Gebiet Polnisch-Oberschlesiens; das Fahr- 
personal kann jedoch auch bis zu einem Umkreis von 
30 km außerhalb dieses Gebiets verwandt werden.

(2) Versetzungen innerhalb des Verwendungsge­
biets können mit Zustimmung des Beamten ange­
ordnet werden. Diese Bestimmung ist für vorüber­
gehende Verwendung (Kommandierungen) nicht er­
forderlich.

Artikel 505
(1 ) Die im Dienste der polnischen Eisenbahnver- 

waltung beschäftigten deutschen Beamten sind als von 
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ssront considérés connus mis sn conZè par l'ad­
ministration dss cbsmins ds ksr allemands st 
ssront réintégrés dans ls servies Ferroviaire aüs- 
mand msms si, entre temps, lss cbsmins ds ksr 
du ksicb avaient ètè l'objet ds transkormations.

2. — Feront considérés comme Fonctionnaires 
allemands, dans le sens susmentionné, les Fonc- 
tionnairss à poste permanent (planmZssrse) ou à 
poste non permanent (ansserplanmÄssiAe) qui, ls 
jour du transksrt de la souveraineté, se trouveront 
stationnes en klaute Lilêsis polonaiss st auront 
manikssts, ds ka^on non équivoque, leur volonté 
ds dsmeursr au ssrvics du Delà Osux ds css 
konctionnaires qui auront psrdu lsur nationalité 
allsmande sn vertu des stipulations de la deuxième 
partis de la présents Oonvsntion, ssront tenus de 
la recouvrer ls plus tôt possible par option.

3. — Feront en outrs considères comme étant 
sn conge les konctionnaires allemands qui, lors 
du transksrt de la souveraineté ou après es trans­
ksrt, auront ètè, par suite d'entente des dsux 
Administrations, déplaces à titre temporaire du 
territoire allemand pour êtrs mis à la disposition 
do l'administration des cbemins de ksr polonais.

4. — Ds, congé prend fin:
1° au momsnt ou ls Fonctionnaire essss d'être 

en servies auprès de l'administration po­
lonaiss (artielss 538 à 540) ;

2° dès l'sntrèo du Fonctionnaire au servies 
définitif de la Pologne (article 543) ;

3° a l'expiration du délai prévu a l'article 503.

Article 506
De Oouvernement polonais garantit aux Fonc- 

tionnairss allemands au ssrvics de l'administra­
tion dss obemins de Fer polonais tous les droits 
civils et politiques dont jouit le personnel po­
lonais, sauF ls droit d'èbro et d'être élu aux 
assemblées représentatives de l'état ou dss autres 
personnes juridiques du droit publie.

.drtreie 507
D — Des Fonetionnaires allemands, ainsi que 

esux parmi leurs descendants st autres membres 
ds leur Famille qui vivent dans leur ménage, sont 
exempts du ssrvics militairs polonais; ils ns 
peuvent, sans l'assentiment du Oouvernomsnt 
allemand, êtrs contraints a Faire partis de troupes 
de police, gardes civiques ou autres Formations 
analogues.

2. — Des dispositions exceptionnelles Frappant 
lss etrangers ns leur sont point applicables.

Krtr'â 508
F. — Des Fonctionnaires allemands, ainsi qus 

lss membres do lsur Famibo qui vivent dans leur 
ménage, sont, sn Princips, exempts ds tous impôts 
polonais sur ls capital ot sur lo revenu ainsi que 
do toutes autres contributions Frappant les per­
sonnes ou les Fortunes, a l'sxeoxtion dss taxes 
communales, taxes d'èglisss et taxes scolaires. Il 
no pourra, on particulier, être por?u aucuns taxe 
sur tout ou partis du traitement. Dn co qui con- 
csrno lss taxes communales, taxes d'èglisss ot 
taxes scolaires, ainsi quo lss impôts Fonciers, 
impôts sur la propriété bâtis st autres impôts 

der deutschen Eisenbahnverwaltung beurlaubt anzu- 
sehen und werden in den deutschen Eisenbahndienst 
zurückübernommen, auch wenn die Reichsbahn inzwi­
schen eine andere Gestalt angenommen haben sollte.

(2) Als deutsche Beamte in diesem Sinne gelten 
die am Tage des Überganges der Staatshoheit in Pol­
nisch-Oberschlesien stationierten planmäßigen und 
außerplanmäßigen Beamten, die ihren Willen, 
deutsche Reichsbeamte zu bleiben, unzweideutig kund­
getan haben. Dabei ist Voraussetzung, daß Beamte, 
welche die Reichsangehörigkeit auf Grund der Be­
stimmungen des zweiten Teiles dieses Abkommens 
verlieren, diese sobald als möglich durch Option wie­
der erwerben.

(3) Als beurlaubt gelten ferner solche Beamte, die 
von der deutschen Eisenbahnverwaltung im Einver­
nehmen mit der polnischen Eisenbahnverwaltung bei 
und nach dem Übergänge der Staatshoheit vorüber­
gehend in den polnischen Eisenbahndienst abgeordnet 
werden sollten.

(4) Der Urlaub endet:
1. durch Beendigung der dienstlichen Tätigkeit bei 

der polnischen Eisenbahnverwaltung (Artikel 538 
bis 540);

2. durch den endgültigen Übertritt des Beamten in 
polnischen Dienst (Artikel 545) ;

3. durch Zeitablauf (Artikel 505).

Artikel 506
Die polnische Regierung gewährleistet den im 

Dienste der polnischen Eisenbahnverwaltung stehen­
den deutschen Beamten alle bürgerlichen und staats­
bürgerlichen Rechte, mit Ausnahme des aktiven und 
passiven Wahlrechts für öffentliche Körperschaften, in 
dem gleichen Umfang, in dem sie den polnischen Be­
amten zustehen.

Artikel 507
(1) Die deutschen Beamten sind nebst den jn ihrem 

Haushalt lebenden Abkömmlingen und sonstigen Fa­
milienangehörigen vom polnischen Militärdienst be­
freit und können ohne Genehmigung der deutschen 
Regierung nicht zum Eintritt in Polizeitruppen, 
Bürgerwehren oder ähnliche Formationen gezwungen 
werden.

(2) Ausnahmebestimmungen zu Ungunsten von 
Ausländern finden auf sie keine Anwendung.

Artikel 508
Die deutschen Beamten sowie die in ihrem Haus­

halt lebenden Familienangehörigen sind grundsätzlich 
von allen polnischen Kapital-, Einkommen- und son­
stigen Personal- und Vermögenssteuern mit Aus­
nahme der Kommunal- und Kirchensteuern sowie der 
Schulabgaben befreit. Namentlich darf das Dienst­
einkommen weder insgesamt noch teilweise mit Ab­
gaben irgendwelcher Art belegt werden. Mit Bezug 
auf Kommunal- und Kirchensteuern, Schulabgaben, 
Grund-, Gebäude- und sonstigen Ertragssteuern 
dürfen sie nicht schlechter als die polnischen Beamten 
gestellt werden. . Bei der Erhebung einer Wertzu- 
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rssls, lss konctionnairss allsmands ns pourront 
êtrs traites plus dskavorablsmsnt qus lss konc- 
tionnairss polonais. Dn sas ds perception d'un 
impôt de plusvalus, le prix de vents, s'il sst toucko 
sn monnais polonaise, ssra calcule en marks alle­
mands par conversion au cours du ckanM; lss 
dispositions de l'article 307, §4, alineas 2 et 3, 
s'appliquent a la détermination du cours du 
ekanAS.

2. — Il ns ssra per^u aucuns taxe pour l'exemp­
tion de services ou prestations du Zenrs mentionne 
a l'artiels 507.

Article 509
I. — Dss konctionnairss allsmands ne sont 

point soumis à la juridiction militaire polonaise ; 
ils ne peuvent être poursuivis et juges que par 
les tribunaux polonais ordinaires.

2. — Il ns pourra êtrs procédé à dss perquisi­
tions et à des arrestations que dans les conditions 
prevues par le Oode de Troceduro criminelle alle­
mand sn vigusur au moment ou css mesures ssront 
prises.

Article 510
Ds Oouvernsmsnt polonais ssra responsable ds 

tous dommages causes à la personne, a la vie, 
à la santé, a la propriété ou aux droits patri­
moniaux des konetionnaires allemands par des 
actes illégaux de représentants de pouvoirs 
publics, a moins que ls konetionnairs lêsê n'ait lui- 
mêms donné ds justes motiks à l'action ds css 
représentants. Il sn sera ds même pour Iss dom­
mages de semblable nature causes par des parti­
culiers à des konetionnaires en raison de leur 
nationalité, sauk s'il est prouve qu'il v a eu kaute 
ds la part ds css dsrnisrs. 8i Iss lois ns suküssnt 
pas a assurer la réparation complète du dommage, 
l'Administration dss cbsmins ds ksr polonais 
paiera la différence; dans es eas, et quand il 
s'agira ds dommages à dss ebosss, il ssra tsnu 
eompts ds l'usurs ds esllss-ei. 8'il v L su kaute ds 
la part du konetionnairs, ls montant dss dom- 
magss-intêrêts subira uns réduction propor- 
tionnells.

Article 511
Oonkormsment aux dispositions du IID Titrs 

de la 11° Tartie ds la présents Oonvsntion, Iss 
biens, droits st intérêts dss konctionnairss alle­
mands au servies dss cbsmins de ksr polonais, dss 
membres ds lsur kamille vivant dans lsur ménage 
st ds Isurs domestiques, ainsi qu'en eas ds dscès 
de ces konetionnaires, de leurs survivants, ns 
peuvent pas êtrs liquidés. Dss dispositions ds la 
premièrs pbrass ds l'artiels 6 ns sont pas 
applicables.

Article 512
1. — Des dispositions ds l'artiels 164 sont 

applicables par analogie aux konetionnaires alle­
mands qui, étant au ssrvies dss ebomins ds ksr 
polonais, appartiennent ou voudront appartenir a 
des syndicats allemands ds ebsmins ds ksr.

2. — Dss konetionnaires allemands au servies 
ds l'administration dss ebsmins de ker polonais 
devront s'abstenir de tous agissements anti- 
polonais.

Wachssteuer ist der etwa in polnischer Währung er­
zielte Erlös in deutsche Mark zum Tageskurse nach 
Maßgabe des Artikels 307 Z 4 Abs. 1 und 2 umzu- 
rechnen.

. (2) Abgaben für die Befreiung von Dienstleistun­
gen der im Artikel 507 erwähnten Art werden nicht 
erhoben werden.

Artikel 509
(1) Die deutschen Beamten sind der polnischen Mi­

litärgerichtsbarkeit entzogen und dürfen nur von or­
dentlichen polnischen Gerichten verfolgt und abgeur- 
teilt werden-.

(2) Haussuchungen und Festnahmen sind nur unter 
den gleichen Voraussetzungen zulässig, wie sie die je­
weils geltende deutsche Strafprozeßordnung Vorsicht.

Artikel 510
Die polnische Regierung haftet für allen Schaden 

an Leib und Leben, Gesundheit, Eigentum und Ver­
mögensrechten, der den deutschen Beamten aus gesetz­
widrigen Eingriffen öffentlicher Organe erwächst, so­
fern nicht der Beamte zum Eingreifen begründete 
Veranlassung gegeben hat. Das gleiche gilt von 
Schäden derselben Art, die den Beamten wegen ihrer 
Nationalität von Privatpersonen zugefügt worden 
sind, sofern den Beamten nicht ein Verschulden nach- 
gewiefen wird. Reichen die gesetzlichen Bestimmungen 
zum vollen Ersatze des Schadens nicht aus, so zahlt 
die polnische Eisenbahnverwaltung den Unterschieds­
betrag, wobei bei Sachschäden der Abnutzungswert zu 
berücksichtigen ist. Bei eigenem Verschulden des Be­
amten tritt eine entsprechende Minderung des 
Schadensbetrags ein.

Artikel 511
Gemäß den Bestimmungen des dritten Titels des 

ersten Teiles dieses Abkommens können die Güter, 
Rechte und Interessen der im Dienste der polnischen 
Eisenbahn beschäftigten deutschen Beamten, der in 
ihrem Haushalt lebenden Familienangehörigen, 
ihres Dienstpersonals, sowie im Falle ihres Todes 
ihrer Hinterbliebenen nicht liquidiert werden. Die 
Bestimmungen des ersten Satzes des Artikels 6 finden 
keine Anwendung.

Artikel 512
(1) Die Bestimmungen des Artikels 164 finden 

entsprechende Anwendung auf deutsche Beamte im 
polnischen Eisenbahndienste, die deutschen eisenbahn- 
gewerkschaftlichen Organisationen angchören oder an­
gehören wollen.

(2) Die im polnischen Eisenbahndienste beschäftig­
ten deutschen Beamten haben sich jeder polenfeind- 
lichen Betätigung zu enthalten.
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^4rtr'Re 513
Dss fonctionnaires allemands an servies de 

l'administration dss olismins de ker polonais 
désigneront pour la dsksnss de leurs interets 
purement personnels et economiques auprès de 
la Direction allemande et de la Direction polo­
naise un komme de confiance et, en cas d'smxêelis- 
ment ds eslui-ci, désigneront son suppléant. Il 
sera permis à ce Représentant du personnel 
d'entretenir librement des rapports avec l'ad­
ministration dss cbemins de 1er allemands et 
l'administration des cbsmins ds 1er polonais, 
ainsi qu'avec les fonctionnaires allemands au ser­
vice ds l'administration dss cbsmins ds ksr polo­
nais dans quelque xosts que ce soit.

Article 514
D'administration des cbsmins de ksr polonais 

tiendra compte, dans toute la mesure ou les 
circonstances ls permettront, des susceptibilités 
nationales des konctionnaires allemands à son ser­
vies. 8auk sn es qui concerne les membres de la 
Direction dss cbemins ds ksr st les cbeks ds ser­
vies, elle évitera, autant que possible, ds donner 
pour supérieurs à dss konctionnairss allemands 
des konctionnaires polonais qui, précédemment, 
leur étaient inferieurs sn rang st sn traitement.

515
I. — Des konctionnaires allemands sont tenus 

de remplir consciencieusement leurs devoirs ds 
servies, de ss conkormsr aux instructions officielles 
de l'administration dss cbemins ds ksr polonais 
st d'observer uns attitude locale à l'egard de la 
Pologne. 8i demande leur en est kalte, ils 
donneront une déclaration écrits dans es sens. Ils 
ns pourront, toutskois, ètrs invités a prêter le 
serment demande aux fonctionnaires polonais.

2. — 8i un konetionnaire allsmand quitte 
prématurément le service ds son propre cbek (voir 
articles 538 à 540), il aura à répondre de son acte 
devant l'administration des cbsmins de ksr alle­
mands.

3. — D'ignorance de la langue polonaise ns 
pourra entraîner aucune conséquence prejudiciable 
pour les konctionnaires allemands, soit sn matière 
de ssrvics soit sous ls rapport pécuniaire ou à 
tout autre egard. Il ns pourra notamment êtrs 
exerce sur eux aucune contraints pour leur kajre 
apprendre ls polonais.

4. — Des Fonctionnaires allemands pourront 
être rendus responsables, conkormement aux 
prescriptions polonaises, dss dommages causes 
par eux. On appliquera toutskois les prescriptions 
allemandes si elles sont moins rigoureuses que les 
prescriptions polonaises.

5. — 8i un konetionnaire allemand détruit ou 
endommage intentionnellement dss biens apparte­
nant aux cbemins de ker polonais (sabotage), 
l'Xdministration des cbsmins de ker allemands, 
kaisant application dss prescriptions allemandes, 
punira le konetionnaire kautik et lui ksra pa^sr 
des dommages-interets. DUs mettra à la dispo­
sition ds l'administration dss cbsmins de ker 
polonais ls montant dss dommages-intérêts qui

Artikel 513
Zur Wahrnehmung ihrer rein persönlichen und 

wirtschaftlichen Interessen bei der deutschen und der 
polnischen Direktion wird von den im polnischen 
Eisenbahndienste tätigen deutschen Beamten ein Ver­
trauensmann und für den Fall seiner Verhinderung 
ein Vertreter bestimmt, dem der ungehinderte Verkehr 
mit der deutschen und der polnischen Eisenbahn­
verwaltung und den bei der polnischen Eisenbahn­
verwaltung tätigen deutschen Beamten einschließlich 
der deutschen Beamten bei den einzelnen Eisenbahn­
dienststellen zu gestatten ist.

Artikel 514
Die polnische Eisenbahnverwaltung wird auf das 

nationale Empfinden der Beamten jede angemessene 
Rücksicht nehmen. Sie wird, abgesehen von den Mit­
gliedern der Eisenbahndirektion und von den Vor­
ständen der Ämter, nach Möglichkeit keine polnischen 
Beamten als Vorgesetzte bestellen, die früher im 
Range und Gehalt unter den deutschen Beamten 
standen.

Artikel 515
(1) Die deutschen Beamten sind gehalten, ihre 

Amtspflichten gewissenhaft zu erfüllen, den amtlichen 
Anordnungen der polnischen Eisenbahnverwaltung 
nachzukommen und Polen gegenüber ein loyales 
Verhalten an den Tag zu legen. Auf Verlangen ist 
eine entsprechende schriftliche Erklärung abzugeben. 
Zur Ableistung eines Diensteides wie die polnischen 
Beamten können sie jedoch nicht veranlaßt werden.

(2) Verläßt ein deutscher Beamter eigenmächtig 
und vorzeitig seinen Dienst (vgl. Artikel 538 bis 
540), so wird die deutsche Eisenbahnverwaltung ihn 
dafür zur Verantwortung ziehen.

(3) Aus der Unkenntnis der polnischen Sprache 
darf den deutschen Beamten kein dienstlicher, geld­
licher oder sonstiger Nachteil erwachsen, namentlich 
darf ein Zwang zur Erlernung der polnischen Sprache 
nicht ausgeübt werden.

(4) Die deutschen Beamten können zum Ersatze für 
den von ihnen verursachten Schaden nach den polni­
schen Bestimmungen herangezogen werden. Sind die 
deutschen Vorschriften milder, so greifen diese Platz.

(5) Sofern ein Beamter mutwillig Eigentum der 
polnischen Eisenbahnen zerstört oder beschädigt 
(Sabotage), wird die deutsche Eisenbahnverwaltung 
den schuldigen Beamten nach den deutschen Bestim­
mungen bestrafen und haftbar machen. Den aus 
diesem Anlaß eingezogenen Haftbetrag wird sie der 
polnischen Eisenbahnverwaltung zur Verfügung 
stellen. Die Feststellung des Tatbestandes und die 
Abschätzung des Schadens erfolgt im Einvernehmen
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lui auront ètè versos a cotte occasion. Il sera 
procède à la constatation des laits et a l'éva­
luation du dommLM d'un commun accord entre 
lss dsux Administrations. 8i elles ns parviennent 
pas à s'entendre, c'est le Oomits supérieur qui se 
prononce.

Article 516
1. — Des konetionnaires allemands au servies 

dss elismins ds ksr polonais continueront à 
bénéficier, pour lsur nomination définitive ou lsur 
avancement, des expectatives (Anrcartsc/iaften) 
telles qu'elles leur sont reconnues, au moment du 
transksrt ds la souveraineté, par lss prescriptions 
allemandes.

2. — Des nominations définitives st lss avance­
ments seront kaits par l'Administration des cbe- 
mins de ksr allemands dans l'ordre prévu par Iss 
listes actuelles du personnel et le nombrs 
nécessaire ds postes budgetaires lsur sera rèssrvè. 
Oss nominations st avancements ssront reconnus 
par l'Administration des cbemins de ker polonais 
avec toutes leurs conséquences, v compris csllss 
qui se rapportent aux traitements.

Article 517
Des konetionnaires devront êtrs affectés a des 

konctions ou occupations correspondant à leurs 
connaissances personnelles et a leur rang ds ssr­
vies. Dss principes allemands qui règlent la ma­
tière devront être respectes dans la mesure du 
possible.

Article 518
1. — Des dispositions allemandes, présentes ou 

à venir, keront règle pour la classification des konc- 
tionnaires allemands dans l'èebelle dos traite­
ments, ainsi qus pour ls montant st ls mods do 
paiement du traitsmont total, indemnités do vio 
cbèro v comprises. Toutes lss mssurss sn décou­
lant ssront prises d'entente avec l'Administration 
dss ebsmins ds ksr allsmands. Dss traitements de^. 
dits konetionnaires ne pourront être intérieurs aux 
traitements correspondants dos konctionnairss au 
servies des ebsmins de ksr allemands ; ils ne pour­
ront non plus êtrs intérieurs aux traitements des 
konctionnairss polonais occupant en Hauts Lilèsis 
polonaise des konctions semblables.

2. — Dans le cas ou, depuis le transksrt de la 
souvsrainstè, ls coût ds la vis aurait rsncbèri ssn- 
siblomsnt sn Hauts Lilèsis polonaiss comparative­
ment aux conditions d'existence en AllsmLgne, lss 
indemnités ds vis obère ssront, sur demande du 
Représentant du personnel, augmentées propor­
tionnellement à condition qus ds telles indemnités 
soient également paréos aux konctionnairss dss 
obsmins ds ksr polonais sn service dans la Hauts 
Lilèsis polonaise.

3. — Des dispositions du premier alinéa s'appli­
quent aussi aux krais ds déménagement, de dé­
placements passagers, aux indemnités ds route, 
allocations supplémentaires, etc. Da classification 
allemands des localités, du 13 janvier 1922, kait 
régis.

4. — Ds konetionnairs dont la kamills babits un 
endroit autre qus la localité de service, même bors 
dss krontières ds la Hauts Lilèsis polonaiss, rece­
vra, outrs les traitements^ krais st allocations ds 

mit der deutschen Eisenbahnverwaltung. Im Streit­
fall entscheidet das Oberkomitee.

Artikel 516
(i) Allen deutschen Beamten im polnischen Eisen­

bahndienste bleiben die vorhandenen Anwartschaften 
auf Anstellung und Beförderung erhalten, wie sie 
ihnen beim Übergänge der Staatshoheit nach den 
deutschen Bestimmungen zustehen.

(2) Anstellungen und Beförderungen erfolgen 
durch die deutsche Eisenbahnverwaltung in der 
Reihenfolge, in der die Beamten in den bisherigen 
Listen aufgeführt sind, wofür die erforderliche An­
zahl Haushaltstellen bereitgehalten wird. Die Be­
stellungen und Beförderungen werden von der pol­
nischen Eisenbahnverwaltung mit allen Folgen, auch 
auf dem Gebiete des Diensteinkommens, anerkannt.

Artikel 517
Die Beamten sind ihrer Ausbildung und Dienst­

stellung entsprechend zu beschäftigen. Dabei sind die 
deutschen Grundsätze tunlichst zu beachten.

Artikel 518
(i) Für die Einordnung der Beamten in die Be­

soldungsklassen und Besoldungsstufen sowie für die 
Höhe und die Zahlungsart des gesamten Dienstein­
kommens einschließlich der Teuerungszuschläge sind 
die Grundsätze der jeweils geltenden deutschen Be­
soldungsbestimmungen maßgebend. Alle derartigen 
Maßnahmen erfolgen im Einvernehmen mit der 
deutschen Eisenbahnverwaltung. Die Bezüge der Be­
amten dürfen nicht geringer sein als die entsprechen­
den Bezüge der Beamten im deutschen Eisenbahn­
dienste; sie dürfen auch nicht hinter den Bezügen der 
in Polnisch-Oberschlesien tätigen polnischen Eisen­
bahnbeamten in entsprechender Dienststellung zurück­
bleiben.

(2) Sollten gegenüber dem Zeitpunkt des Über­
ganges der Staatshoheit die Lebensverhältnisse in 
Polnisch-Oberschlesien sich im Vergleiche zu den 
Lebensverhältnissen in Deutschland wesentlich ver­
teuern, so tritt auf Antrag des Vertrauensmanns 
der Beamtenschaft eine entsprechende Erhöhung der 
Teuerungszuschläge ein, sofern solche Teuerungszu­
schläge auch den in Polnisch-Oberschlesien tätigen 
polnischen Eisenbahnbeamten gezahlt werden.

(3) Die Bestimmungen des Absatzes 1 beziehen sich 
auch auf Umzugsgebühren, Kommandogelder, Dienst­
reiseentschädigungen, Nebengebühren u. dgl. Die 
deutsche Ortsklasseneinteilung vom 13. Januar 1922 
wird anerkannt.

(4) Ist die Familie eines Beamten an einem ande­
ren Orte als dem Dienstort auch außerhalb Pol- 
nisch-Oberschlesiens untergebracht, oder macht der Be­
amte von dem Rechte Gebrauch, sie an einem solchen 

32
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bouts nature mentionnes au présent titrs, l'indem­
nité pour menace à part telle qu'slls sst prévus 
par Iss dispositions allemandes, présentes ou à 
venir, sur les journées de servies (KeiâsVer/càrs- 
biatr 1922, pLAs 49) ; il bêirêfieisra dss disposi­
tions polonaises appliquées en klaute Lilêsis polo­
naise si sllss lui sont plus avantaAsusss. Il sn ssra 
do même lorsque le fonctionnaire aura fait usage 
du droit d'installer sa famille dans uns localité 
lrors des frontières de la klaute Lilêsis polonaiss.

Article 519
1. — X titre de compensation pour leur ser­

vies temporaire auprès d'une Administration 
étrangère, lss fonctionnaires allemands recevront 
de l'administration dss elismins ds for polonais, 
au moment ds quitter le ssrvics polonais, uns in­
demnité spéciale.

2. — Ds montant ds cette indemnité sst kixê 
comms suit:

Marks 900, par mois pour lss fonctionnai­
res dss groupes allemands ds 
traitement 1-5 ;

Marks 1050, par mois pour les fonctionnai­
res des groupes allemands ds 
traitement 6-8 ;

Marks 1200, par mois pour les fonctionnai­
res dss groupes allemands ds 
traitement 9-12.

3. — X la demande des fonctionnaires alle­
mands, ls premier versement de estts indemnité 
leur sera remis, à titrs d'avance, ls 30 septembre 
1922, ot les versements suivants a la fin de cbaque 
irimestre du calendrier. Dn cas d'intsrruption ds 
service dépassant au total cinq semaines — cas 
de maladie exceptés — l'indemnité cidessus ssra 
réduits proportionnellement à la durês excédant 
css cinq semainssr

4. — kour les fonctionnairss allemands qui 
toucbsnt l'indemnité de ménage à part, conformé­
ment à l'article 518, alinéa 4, l'indemnité sous 
alinéa 2 ci-dessus sera réduits ds 207» tant qu'ils 
n'babiteront pas avec leur famille.

5. Dn cas ds faute avant entraîné ls renvoi ou 
kouvsrturs d'une procédure disciplinaire, con­
formément à l'alinéa 3 de l'article 523, ls paie­
ment de l'indemnité sous alinéa 2 ci-dessus ssra 
suspendu jusqu'à ce qu'une décision intervienne. 
8i ls renvoi est rapporté ou si la procédure dis­
ciplinaire n'aboutit pas a une révocation le mon­
tant retenu ssra versé au fonctionnaire.

Mrtrcle 529
Dos allocations pécuniaires qui, après le retour 

des fonctionnaires allemands au ssrvics allsmand, 
viendraient a êtrs accordées rétroactivement aux 
fonctionnaires polonais dss cbemins ds fer ds la 
Hauts Lilêsis polonaiss pour uns pêriods xsndant 
laquelle lss fonctionnairss allemands ont êtê au 
servies ds la Pologne sn vsrtu du présent titrs, 
devront êtrs également versêss a ces fonction­
naires.

Orte unterzubringen, so ist ihm eine Entschädigung 
sür getrennte Haushaltsführung in gleicher Höhe wie 
sie in den jeweils geltenden deutschen Bestimmungen 
über Beschäftigungstagegelder (vgl. Reichsverkehrs­
blatt 1922 S. 49) vorgesehen ist, außer den sonst in 
diesem Titel bezeichneten Bezügen und Gebühren aller 
Art zu zahlen, sofern nicht die polnischen Bestim­
mungen in Polnisch-Oberschlesien günstiger sind.

Artikel 519
(1) Für die vorübergehende Dienstleistung bei 

einer fremden Verwaltung wird den deutschen Be­
amten beim Wiederausscheiden aus dem polnischen 
Dienste von der polnischen' Eisenbahnverwaltung 
außerdem eine besondere Abfindung gewährt.

(s) Die Höhe dieser Abfindung wird festgesetzt auf:

900 monatlich für die Beamten der deutschen 
Besoldungsgruppen 1 bis 5,

1050 -ä monatlich für die Beamten der deutschen Be­
soldungsgruppen 6 bis 8,

1200 monatlich für die Beamten der deutschen Be­
soldungsgruppen 9 bis 12.

(3) Die Abfindung wird auf Wunsch der deutschen 
Beamten vorschußweise erstmalig am 30. September 
1922, später am Schlüsse eines jeden Kalenderviertel­
jahrs gezahlt. Von Krankheitsfällen abgesehen, wird 
bei Dienstunterbrechungen, die insgesamt länger als 
fünf Wochen dauern, die obige Abfindung entspre­
chend der die fünf Wochen überschreitenden Zeitdauer 
gekürzt.

(4) Bei deutschen Beamten, die gemäß Artikel 518 
Abs. 4 eine besondere Entschädigung für getrennte 
Haushaltführung erhalten, wird die im Abs. 2 dieses 
Artikels bezeichnete Abfindung für die Dienstleistung 
in Polen um 20 v. H. für die Zeit der getrennten 
Haushaltführung ermäßigt.

(5) Bei einer Verfehlung, welche die Kündigung 
oder ein förmliches Disziplinarverfahren gemäß Ar­
tikel 523 Abs. 3 zur Folge hat, wird die Zahlung der 
Abfindungssumme bis zur Entscheidung vorläufig ge­
sperrt. Bei Rücknahme der Kündigung oder bei 
Nichtentfernung aus dem Amte wird der gesperrte 
Betrag nachgezahlt.

A r t i k e l 520
Geldliche Zuwendungen, die polnischen Eisenbahn­

beamten in Polnisch-Oberschlesien nach Rücküber- 
nahme der deutschen Beamten in den deutschen Dienst 
rückwirkend für eine Zeit gemacht werden, in der 
deutsche Beamte auf Grund dieses Titels polnische 
Dienste verrichtet haben, müssen auch diesen Beamten 
zugute kommen.
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Aràle 521
Tous Iss paismsnts ds traitsmsnts, d'alloca- 

tions, d'indsmnitss st autres versements a effec­
tuer en vertu du présent titrs devront l'être sn 
monnais allsmands (marks allsmands à la valeur 
nominale).

Article 522
1. — Du vus ds la dsksnss dss intérêts econo­

miques et professionnels des fonctionnaires alle­
mands, un fonctionnaire supérieur allemand colla­
borera, en qualité de co-directeur du personnel 
allemand, à toutes lss mesurss interessant le per­
sonnel allemand st qui sont de la compétence de la 
Direction (engagements, promotions, traitements, 
questions generales toucbant les conges, parcours 
gratuit, transferts, déplacements passagers, loge­
ment, uniforme, institutions pour ls bien-être du 
psrsonnsl, assistance, punitions, recours, tableaux 
réguliers de service, affectation du xsrsonnsl, dom­
mages-intérêts, etc.). 6s co-dirsctsur dsvisndra 
membre ordinaire ds la Direction polonaiss. A son 
egard, ls pouvoir disciplinaire sera exerce en com­
mun par ls Trssidsnt ds la Direction des cbemins 
de ksr allsmands d'Oppsln st par celui de la Direc­
tion des cbemins de ksr polonais ds Datoràs. Du 
fixant sss oceuxation8, on tisndra compte du 
temps qui doit lui êtrs rsssrvs pour l'accomplisse­
ment de sss d6voir8 d6 co directeur du personnel.

2. — De co-directeur sera autorise a ss procurer, 
par l'entremise ds la Direction des cbsmins ds ksr 
d'Oppsln, tous les décrets du Ninistre des Oom- 
munications du Reieb concernant les questions ds 
personnel; il aura aussi ls droit pour son servies 
ds correspondre verbalement ou par écrit avec 
cette direction.

3. — De nombrs des fonctionnaires allsmands 
attacbss au servies du personnel ssra autant qus 
possibls proportionnel au nombrs dss konetion- 
nairss allsmands par rapport au nombrs dss 
konetionnairss polonais.

Article 52Z
1. — Ds pouvoir disciplinaire a l'egard des kone­

tionnaires allemands au servies dss ebsmins ds ker 
polonais ssra exsreê conformément aux prescrip­
tions allemandes sn vigueur au moment du trans­
fert ds la souveraineté.

2. — Des infractions à la discipline, qui ne sont 
passibles qus d'une simple mesure d'ordrs (aver­
tissement, réprimande, amende), seront liquidées 
par la Direction polonaiss conformément à l'ar­
ticle 522.

3. — à eas d'accusation basée sur dss faits 
graves susceptibles d'entraîner le renvoi du fonc­
tionnaire, dont le service peut êtrs dénoues, ou 
l'ouverture d'une enquête disciplinaire à fins de 
révocation, s'il s'agit d'un fonctionnaire ns pou­
vant être qus révoque, la Direction des ebsmins 
ds ksr polonais, après constation dss kaits, st, si 
la Direction allemande le demande, complément 
d'enquête, pourra mettre le konetionnairs inculpe 
a la disposition ds la Dirsetion dss ebsmins ds ksr 
d'Oppsln. D'alinsa 5 de l'article 519 ssra appli­
cable sn l'ssxèes.

Artikel 521
Alle Zahlungen von Diensteinkommenbeträgen 

und anderen Zuwendungen und Bezügen sowie alle 
sonstigen Zahlungen auf Grund dieses Titels sind in 
deutscher Währung (Reichsmark zum Nennwert) zu 
leisten.

A r t i k e l 522
(1) Bei der Bearbeitung der zur Zuständigkeit der 

Eisenbahndirektion gehörenden Personalangelegen­
heiten (Anstellung. Beförderung, Besoldung, allge­
meine Ürlaubsfragen, Freifahrt, Versetzung, Kom­
mandierung, Wohnung, Dienstkleidung, Wohlfahrt, 
Unterstützung, Bestrafung, Beschwerden, regelmäßige 
Dienstpläne, Beschäftigung, Heranziehung zum 
Schadenersatz u. dgl.) wird zur Wahrnehmung der 
wirtschaftlichen und beruflichen Interessen der deut­
schen Beamten ein oberer deutscher Beamter als Per- 
sonalkodezernent mitwirken, der ordentliches Mitglied 
der polnischen Eisenbahndirektion wird. Die Diszi­
plinargewalt über ihn wird gemeinsam von den Prä­
sidenten der Eisenbahndirektionen Oppeln und Katto­
witz ausgeübt. Bei Ausstellung seines Beschäftigungs­
plans wird auf seine Tätigkeit als Personalkodezer- 
nent Rücksicht genommen.

(2) Ihm wird gestattet, sich durch Vermittlung der 
Eisenbahndirektion Oppeln alle Erlasse des Reichs­
verkehrsministers, die Personalangelegenheiten be­
treffen, zu verschaffen und auch mit dieser Eisenbahn­
direktion in dienstlichen Fragen mündlich und schrift­
lich zu verkehren.

(3) Die Zahl der deutschen Personalexpedienten 
wird möglichst dem Verhältnis entsprechen, in dem 
deutsche Beamte im Vergleich zu polnischen vorhan­
den sind.

A r t i k e l 523
(1) Die Disziplinargewalt wird gegenüber den im - 

polnischen Eisenbahndienste tätigen deutschen Beam­
ten unter Anwendung der beim Übergänge der Staats­
hoheit bestehenden deutschen Vorschriften ausgeübt.

(2) Disziplinarische Verfehlungen, die durch eine 
Ordnungsstrafe (Warnung, Verweis, Geldstrafe) ihre 
Sühne finden können, werden von der polnischen 
Eisenbahndirektion gemäß Artikel 522 erledigt.

(3) Im Falle der Anschuldigung wegen eines 
schweren Vergehens, das die Dienstentlassung durch 
Kündigung bei kündbar angestellten Beamten oder 
die Einleitung des förmlichen Disziplinarverfahrens 
mit dem Ziele auf Amtsentfernung bei unkündbar an­
gestellten Beamten zur Folge haben würde, kann die 
polnische Eisenbahndirektion nach Feststellung des 
Tatbestandes, der gegebenenfalls auf Wunsch der 
deutschen Eisenbahnverwaltung zu ergänzen ist, den 
Beamten der deutschen Eisenbahndirektion Oppeln 
zur Verfügung stellen. Artikel 519 Abs. 5 findet An­
wendung.

32*
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Article 5.24
1. — Dss dossiers xsrsonnsls dss fonctionnaires 

allemands st tons lss dossiers relatifs à des ques­
tions generales touchant le personnel ssront mis 
a la disposition du co-directeur allemand pour' 
qu'il sn puisss prendre connaissance. Dors du 
rstour d'un fonctionnaire au servies allemand, son 
dossier psrsonnsl ssra remis à la Direction des 
cksmins de fsr allemands.

2. — 8ur demande de l'administration dss- 
cksmins ds fer allemands, les dossiers personnels 
des fonctionnaires allemands au servies dss clm- 
mins de fer polonais lui seront confiés temporaire­
ment. Du outre, il sera établi et il ssra envoie a 
l'administration dss cbsmins de fer allemands, sur 
sa demande, les feuilles matriculss concernant sss 
fonctionnairss au servies polonais.

Mràle 525
Vaut que les fonctionnaires allemands seront 

su service de l'sxploitation, tous les ordres dans 
ce service seront, par mesure de sécurité, donnes 
sn langue allemande. Da keuille officielle st toutes 
les publications officielles de la Direction de Lato- 
îics paraîtront en polonais ot en allemand. Doutes 
les questions personnelles ou disciplinaires tou- 
cbant les fonctionnaires allemands seront traitées 
avec eux, oralement ou par écrit, en langue 
allemands.

XlrtrRe 526
Pour les beures de service et les beurss de repos 

des konctionnaires allemands, on appliquera par 
analogie les prescriptions allemandes qui sont ou 
seront en vigueur.

Mrtrole 527
1. — Des conges ot le parcours gratuit accordes 

aux konctionnaires allemands ssront règles d'après 
les principes qui sont ou seront sn vigueur sur les 
cbemins de ker allemands. De congé pourra tou­
jours être passé avoc les membres de la kamibs, 
les personnes taisant partis du ménage st Iss 
domestiques, bors des krontières de la Raute 
Lilêsie polonaise.

2. — De droit au parcours gratuit ssra égale­
ment accordé, conformément aux dispositions 
allemandes, sur le réseau des cbemins do ker du 
Ràb.

3. — 8i Iss proscriptions polonaises en vigueur 
en Haute Lilêsie polonaise sur Iss congés et le 
parcours gratuit étaient plus libérales, on les 
appliquera sn lisu ot place dss proscriptions 
allemandes.

Krkrcte 528
Dss personnes mentionnées au premier alinéa 

de l'article 527 obtiendront gratuitement, non 
seulement a leur départ définitif du pa^s 
(article 542), mais encore sn cas de voyages de 
vacances en Allemagne, le visa nécessaire du 
passeport; elles jouiront de la kranebiss do douane 
pour les bagages a leur usage personnel.

MrkrRe 529
Des konctionnaires allemands tenus de porter 

l'unikorms conserveront l'unikorme allemand, 
compris la casquette de service, et ne pourront 
être contraints a porter dos insignos étrangers.

Artikel 524
(i) Die Personalakten der deutschen Beamten und 

alle Akten über allgemeine Personalangelegenheiten 
stehen dem deutschen Personalkodezernenten zwecks 
Einsicht zur Verfügung. Bei Rückkehr eines Beamten 
in den deutschen Dienst werden dessen Personalakten 
der übernehmenden Eisenbahndirektion übergeben.

(2) Auf Antrag der deutschen Eisenbahnverwal­
tung werden die Personalakten der deutschen Be­
amten dieser vorübergehend überlassen, ebenso wird 
die Anfertigung und Übersendung eines Personalien- 
bogens der beurlaubten Beamten an die deutsche 
Eisenbahnverwaltung gestattet.

Artikel 525
Solange deutsche Beamte tätig sind, wird im Be­

triebsdienst zur Verhütung von Gefahren die 
deutsche Sprache als alleinige Kommandosprache an­
gewandt. Das Amtsblatt und alle amtlichen Ver­
öffentlichungen der Kattowitzer Eisenbahndirektion er­
scheinen in polnischer und in deutscher Sprache. Ferner 
findet in allen Personal- und Disziplinarangelegen­
heiten der deutschen Beamten der mündliche und 
schriftliche Verkehr mit ihnen in deutscher Sprache 
statt.

Artikel 526
Für die Dienst- und Ruhezeiten der deutschen Be­

amten sind die jeweils geltenden deutschen Vorschrif­
ten sinngemäß anzuwenden.

Artikel 527
(r) Die deutschen Beamten erhalten Urlaub und 

Freifahrt nach den jeweilig geltenden deutschen 
Grundsätzen. Sie können den Urlaub mit Familien- 
und Hausangchörigen und Dienstpersonal jederzeit 
außerhalb Polnisch-Oberschlesiens verbringen.

(2) Das Recht auf freie Fahrt wird nach den deut­
schen Bestimmungen auch innerhalb des deutschen 
Reichsbahngebiets gewährleistet.

(3) Sollten die in Polnisch-Oberschlesien geltenden 
polnischen Bestimmungen, betreffend Urlaub und 
Freifahrt, günstiger sein, so sind diese anzuwenden.

Artikel 528
Die im Artikel 527 Abs. 1 bezeichneten Personen 

erhalten außer bei der Abwanderung (Artikel 542) 
auch für Urlaubsreifen das erforderliche Paßvisum 
für Reisen nach Deutschland unentgeltlich; zugleich 
genießen sie Zollfreiheit für das für ihren persön­
lichen Gebrauch bestimmte Reisegepäck.

Artikel 529
Die zum Tragen von Uniform verpflichteten Be­

amten behalten die deutsche Reichsuniform ein­
schließlich der deutschen Dienstmütze und können zum 
Anlegen fremder Abzeichen nicht gezwungen werden.
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Article 536
1. — Ds loMmsnt ds ssrvies ou loZsmsnt lo­

catif ds servies sDreKstmistrooârmnA) dss konc- 
tionnairss allsmands au servies ds l'Administra­
tion dss elismins de for polonais ns pourra êtrs 
retire a aucun d'eux. Oes fonctionnaires ns pour­
ront pas être contraints à recevoir d'autres per­
sonnes dans leur logement de servies ou logement 
locatif ds service tant qus lsur famille n'aura 
pas dsmenags. 8'il s'agit de lsur logement parti­
culier, css konctionnairss seront exempts de 
toutes les mesures de la polies ou dss okkiess de 
logement qui ont trait à l'évacuation koress, 
totale ou partielle, des logements.

2. — Dss konctionnairss allsmands quittant ls 
servies dss elismins ds ksr polonais, ou leurs sur­
vivants, auront ls droit ds continuer a occuper, 
psndant un delai maximum ds trois mois, lsur logs- 
msqt de servies ou lsur logement locatik de ser­
vies jusqu'à es qu'ils puissent s'installer dans 
un logement ds leur nouveau lisu de servies; es 
delai courra à dater du premier jour du mois du 
calendrier qui suit la cessation du service. Touts- 
kois, le konetionnairs ssra tenu de csdsr à son 
sucessssur pour lui ssul, une partie du logement, 
avsc part a la cuisine, contre remboursement pro­
portionnel du loger, sauk si dss raisons spéciales 
s'v opposaient. Des plaintes adressées au Oomits 
supérieur n'auront pas d'effet susxsnsik.

Article 531
8i un konetionnairs allemand a du terrain ds 

l'administration à sa disposition, il s'entendra 
avsc son sucessssur sur lss conditions de la re­
prise de es terrain sn conkormits des proscriptions 
allemandes sn vigueur jusqu'ici. Il devra sn parti­
culier être permis au konetionnairs allemand do 
faire la rscolto, a défaut do quoi il lui ssra xa^s 
uns indemnité équitable pour la kumuro ot los 
soins donnes aux plantations.

Article 532
Dos droits aux soins médicaux gratuits ot au 

libre eboix du médecin, tels qu'ils existent au 
moment du transfert ds la souvsrainsts, seront 
maintenus. Dst egalement garanti l'exercice des 
droits résultant de la qualité de membre des 
caisses-maladie, caisses pour soins pbarmaceu- 
tiquss st caisses ds dècss existantes. Des médecins 
allemands attitrés du cbsmin de ksr qui sont 
encore sn activité demeureront a la disposition 
des konctionnairss allsmands. Dss certificats de 
ces médecins auront la meme valeur okficislls quo 
los certificats dss médecins polonais attitrés du 
ebomin do kor. Dn cas do maladies ebroniquos et 
d'accidents, et s'il n'v a pas de médecins attitrés 
allsmands sur place, le Oomits supérieur, si ds- 
mando lui sn est kaits, kera appeler le médecin 
allemand le plus procke.

Article 533
8i des konetionnaires allsmands dss cbsmins 

de fer sont au bénéfice ds contrats d'assuranes 
contre ls vol avec effraction, le vol simple st l'in­
cendie, ils pourront correspondre librement avec 
Iss compagnies d'assurances avant lsur siègs sn 
Allemagne.

Artikel 530
(1 ) Keinem im Dienste der polnischen Eisenbahn- 

verwaltung stehenden deutschen Beamten darf seine 
Dienst- oder Dienstmietwohnung entzogen werden. 
Auch dürfen solche Beamte nicht gezwungen werden, 
in die Dienst- oder Dienstmietwohnungen fremde 
Personen aufzunehmen, bis sie mit ihrer Familie 
die Wohnung geräumt haben. Sie sind von allen 
Maßnahmen der Polizei- und Wohnungsämter, die 
sich auf die zwangsweise Räumung ihrer Privat- 
wohnung oder von Teilen derselben beziehen, befreit.

(2 ) Beim Ausscheiden aus dem polnischen Eisen­
bahndienste steht den Beamten oder ihren Hinter­
bliebenen bis zum Beziehen einer Wohnung am 
neuen Dienstorte das Recht der Weiterbenutzung der 
bisherigen Dienst- oder Dienstmietwohnung bis zur 
Höchstdauer von drei Monaten, von dem auf die 
Dienstbeendigung folgenden Monatsersten an ge­
rechnet, zu. Der Beamte ist jedoch verpflichtet, seinem 
Nachfolger für dessen Person einen Teil seiner Woh­
nung unter Mitbenutzung der Küche gegen anteilige 
Erstattung des Mietzinses zu überlassen, sofern nicht 
besondere Gründe entgegenstehen. Eine Beschwerde 
an das Oberkomitee hat keine aufschiebende Wirkung.

Artikel 531
Hat ein deutscher Beamter Dienstland, so vollzieht 

sich die Auseinandersetzung mit dem Nachfolger nach 
den bisher geltenden deutschen Bestimmungen. Ins­
besondere muß dem Beamten die Aberntung gestattet 
oder für Düngung und Aufwuchs eine angemessene 
Entschädigung gewährt werden.

Artikel 532
Die zur Zeit des Überganges der Staatshoheit be­

stehenden Rechte auf freie ärztliche Behandlung und 
freie Arztwahl bleiben erhalten. Ebenso wird die 
Ausübung der Rechte aus der Mitgliedschaft bei be­
stehenden Kranken-, Arznei- und Sterbekassen ge­
währleistet. Auch müssen für die deutschen Beamten 
die bisherigen deutschen Bahnärzte, soweit sie noch 
vorhanden sind, weiter zur Verfügung stehen. Die 
Atteste dieser Ärzte stehen amtlich den Attesten der 
Polnischen Bahnärzte gleich. Bei chronischen Krank­
heiten und bei Unfällen wird, wenn ein deutscher 
Äahnarzt am Orte fehlt, auf Verlangen der nächst 
erreichbare deutsche Arzt kraft Anordnung des Ober­
komitees zugezogen werden.

Artikel 533
Soweit für die deutschen Eisenbahnbeamten Ein­

bruchs-, Diebstahls- und Brandversicherungsverträge 
bestehen, wird der ungehinderte Verkehr mit den 
Organen der Versicherungsgesellschaften im Deut­
schen Reiche wie bisher gewährleistet.
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^4rtrRe 534
Da Direction des cbemins de ksr polonais ac­

cordera aux konctionnaires allemands à son ser­
vice les mêmes secours qus reçoivent les Fonction­
naires des cbsmins ds ker en ^llsmaZne.

Mrtrcie 535
D — Des prescriptions ds la loi allemands du 

18 juin 1901 sur l'assistancs des konctionnaires 
en cas d'accidents proksssionnels (Keiâspesets- 
ölatt 1901, xaZs 211), avec dispositions addition­
nelles et rèZIsment d'execution, seront applicables 
aux konctionnaires allemands au servies dss ebe- 
mins de ker polonais, ainsi qu'a leurs survivants.

2. — Dss demandes en découlant devront êtrs 
adressées a l'administration des cbsmins ds ker 
allemands (voir article 502) à qui incombera ls 
soin de fixer et de paver lss indemnités, conkor- 
msment aux dispositions allemandes, après 
entente avec l'administration dss cbemins ds ksr 
polonais. Des autorités supérieures allemandes 
conserveront leurs compétences en estts matière.

3. — 8i, outre la loi mentionnes a l'alinéa 1 
ci-dessus, des prescriptions administratives alle­
mandes prêvoisnt uns assistance en cas d'accident, 
css prescriptions s'appliqueront sgalsmsnt aux 
konctionnaires allemands.

4. — Da DoloZns remboursera à l'admini­
stration dss cbsmins de ksr allemands toutes les 
sommes déboursées par estts dsrnièrs sn vertu 
dss dispositions du prêssnt artiels.

XlrtrRe 536
1. — Da miss à la retraits d'un Fonctionnaire 

allsmand, ainsi qus la fixation st ls paiement de 
sa pension, seront effectues par l'administration 
des cbsmins de ker allemands d'après les pre­
scriptions allemandes. Il sn ssra de même, sn cas 
de décès du Fonctionnaire, pour la fixation et ls 
paiement dss allocations aux survivants.

2. — D'administration des cbsmins ds Fsr 
polonais paiera le trimestre ds Fracs (t?nuân- 
y-âtal). Dits accordera aux retraites ou, en cas 
ds dscès, aux survivants, tous lss droits spécifies 
aux articles 506 à 513, 527, 528, 530, 531 et 542.

3. — Dss délais indiques aux articles 530 et 
542 commenceront à courir ls jour du décès ou 
de la mise à la retraits.

Mrkrale 537
1. — Du ce qui concerne les pensions de re­

traits st les allocations accordées aux survi­
vants, l'administration dss cbsmins de ker po­
lonais remboursera au Rsicb une part ds ses 
pensions st allocations proportionnelles a la dures 
du service que ls Fonctionnaire allemand a passe 
auprès d'ells par rapport au nombre total de ses 
années ds servies. Dans l'application de cette 
disposition on ns distinguera pas si la mise à 
la retraite a eu lieu pendant qus le Fonctionnaire 
était au service dss cbsmins ds ksr polonais ou 
après son retour au service allemand.

2. — X css versements, pourra être substitué, 
à la suits d'un accord des deux administrations 
do cbsmins de ksr, le paioment d'uns somme 
korkaitairs.

Artikel 534
Die polnische Eisenbahndirektion wird den in 

ihrem Dienste beschäftigten deutschen Beamten Unter­
stützungen in dem bei der deutschen . Eisenbahnver­
waltung üblichen Umfang gewähren.

Artikel 535
(1) Die Vorschriften des Reichsgesetzes, betreffend 

Fürsorge für Beamte infolge von Betriebsunfällen, 
vom 18. Juni 1901 (Reichsgesetzbl. 1901 S. 211) 
und die dazu erlassenen Ergänzungs- und Ausfüh­
rungsbestimmungen finden auf die im polnischen 
Eisenbahndienste beschäftigten deutschen Beamten und 
deren Hinterbliebene entsprechende Anwendung.

(2) Daraus entstehende Ansprüche sind an die 
deutsche Eisenbahnverwaltung (Artikel 502) zu 
richten, der im Einvernehmen mit der polnischen 
Eisenbahnverwaltung die Festsetzung und Zahlung 
der Bezüge nach den deutschen Bestimmungen ob­
liegt. Die Zuständigkeit der deutschen Behörden 
höherer Instanz bleibt bestehen.

(3) Soweit neben dem im Abs. 1 bezeichneten Ge­
setze deutsche Verwaltungsbestimmungen Unfallfür­
sorge vorsehen, werden diese Bestimmungen auch auf 
die deutschen Beamten angewendet werden.

(4) Für alle aus den Bestimmungen dieses Ar­
tikels entstehenden Aufwendungen wird Polen die 
deutsche Eisenbahnverwaltung schadlos halten.

Artikel 536
(1) Die Versetzung eines deutschen Beamten in 

den Ruhestand sowie die Festsetzung und Zahlung 
seines Ruhegehalts erfolgt nach den deutschen Be­
stimmungen durch die deutsche Eisenbahnverwaltung. 
Das gleiche gilt auch im Falle des Todes eines Be­
amten für die Festsetzung und Zahlung der Hinter­
bliebenenbezüge.

(2) Die polnische Eisenbahnverwaltung zahlt das 
Gnadenquartal. Sie gewährt dem Pensionär oder 
im Todesfälle den Hinterbliebenen die in den Ar­
tikeln 506 bis 513, 527, 528, 530, 531 und 542 be­
zeichneten Rechte.

(3) Die in den Artikeln 530 und 542 bestimmten 
Fristen laufen vom Todestag oder vom Pensionie­
rungstage.

Artikel 537
(1) Die polnische Eisenbahnverwaltung erstattet 

dem Reiche einen der Dauer der Dienstleistung bei 
ihr im Verhältnis zur Gesamtdienstleistung ent­
sprechenden Anteil an den Pensions- und Hinter­
bliebenenbezügen, gleichviel ob die Pensionierung 
während der Dienstleistung bei der polnischen Eisen­
bahnverwaltung oder nach Rückkehr in den Reichs­
dienst erfolgt.

(2) An Stelle dieser Beträge kann nach näherer 
Vereinbarung der Eisenbahnverwaltungen eine 
Pauschalvergütung gezahlt werden.
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Article 538
A moins qus Iss dsux administrations ds 

elismins ds ksr ns soient convenues d'un autre 
mode ds procéder, le rstransksrt dss konetion- 
nairss a l'Administration dss elismins ds ksr alle­
mands ns pourra avoir lisu qu'à la lin d'un tri- 
msstrs du calendrier. Ds rstransksrt devra être 
notifié à cstts Administration trois mois 
d'avance, avsc indication des noms dss intéresses; 
ceux-ci ssront avises ds la meme kayon. De rs- 
transkert s'effectuera sans délai dans les cas 
spécifiés aux articles 515, alinéa 5, st 523, 
alinea 3, ainsi qu'sn cas ds maladis si cstts der­
nière ne résulte pas du servies st durs sans inter­
ruption depuis plus de quatre semaines.

Article 539
D'Administration dss elismins ds ksr allemands 

reprendra immédiatement à son servies ls konc- 
tionnairs qui sn ksra la demande, si les conditions 
du présent titrs n'ont pas sts remplies à son 
egard.

Article 549
8i un konetionnairs allemand désirs rentrer au 

ssrvies du Rsicb avant l'expiration du delai 
indique à l'artiels 503, il ns pourra demander son 
rstransksrt qus pour la fin d'un trimestre du ca- 
lendrier. 8a dsmands devra êtrs adresses par écrit 
trois mois d'avanes à l'Administration dss 
elismins ds ksr allemands et à l'Administration 
dss cbemins de ksr polonais.

Article 541
Dans lss eas prevus aux artielss 538 à 540, les 

konetionnaires rstransksres à l'Administration 
dss elismins ds ksr allemands recevront lss indem­
nités ds transksrt fixées par Iss prescriptions 
allemandes sn vigueur à ce momsnt-Ià, plus ls 
rsmliourssmsnt ds leurs débours, à moins qus 
ceux-ci ns soient déjà couverts par les krais de 
déplacement. Oss sommes ssront pour un tisrs 
à la cbargs ds la Tologns.

Article 542
1. — A la condition qus lsur retour en Alle­

magne s'effectue dans Iss six mois, à compter 
du premier jour du mois qui suit la fin ds leur 
servies, la Tologns garantit aux konetionnaires 
allemands, ou, sn eas d'smpêebsmsnt, à leurs 
mandataires, ls transport gratuit de lsur avoir 
(mobilier, vivres, combustibles, animaux — petit 
st gros bétail, absillss, etc. — approvisionne­
ments ds kourrage st tous autres objets) ainsi 
quo l'exemption ds tous droits ds douane, taxes 
et autres redevances. Da disposition ci-dessus 
s'applique egalement aux membres de la kamills 
des konctionnairss allemands vivant dans leur 
ménage, à leurs domestiques et, en cas de décès 
dss konctionairos, à leurs survivants, ainsi qu'à 
leurs mandataires; elle s'étend à tout es qui est 
propriété de ces personnes le jour de leur dé­
ménagement. Dns visite des objets ne pourra 
avoir lisu qu'au domicile du konetionnairs ev 
qu'au moment du déménagement. II n'^ aura point 
de visits en cours de route ou à la krontière. 
Dss objets emportes no peuvent êtrs krappes, lors 
du déménagement, d'un droit do rétention pour

Artikel 538
Sofern die beiden Eisenbahnverwaltungen keine 

anderweitige Abmachung treffen, erfolgt die Rücküber- 
weisung der Beamten zum Schlüsse eines Kalender- 
vierteljahrs. Sie ist unter namentlicher Bezeichnung 
der Personen der deutschen Eisenbahnverwaltung und 
den Beamten unter Einhaltung einer dreimonatigen 
Frist anzuzeigen. Die Rücküberweisung erfolgt ohne 
Frist in den Fällen der Artikel 515 Abs. 5 und 523 
Abs. 3 sowie in Krankheitsfällen, wenn die Krankheit 
nicht in ursächlichem Zusammenhänge mit der Dienst­
ausübung steht und ununterbrochen länger als vier 
Wochen dauert.

Artikel 539
Die Rückübernahme durch die deutsche Verwaltung 

erfolgt im Einzclfall auf Wunsch eines Beamten 
ohne Frist, wenn die Bestimmungen dieses Titels 
gegenüber dem Beamten nicht eingehalten worden 
sind.

Artikel 540
Sofern ein deutscher Beamter schon vor Ablauf 

der im Artikel 503 vorgesehenen Dienstdauer in den 
Reichsdienst zurückzukehren wünscht, kann dies nur 
zum Schlüsse eines Kalendervierteljahrs erfolgen. 
Der Antrag ist unter Einhaltung einer dreimona­
tigen Frist der deutschen und der polnischen Eisen­
bahnverwaltung schriftlich einzureichen.

Artikel 541
In den Fällen der Artikel 538 bis 540 erhalten die 

zurücküberwiesenen Beamten Versetzungsgebühren nach 
den jeweils geltenden deutschen Bestimmungen zu­
züglich der Entschädigung für entstandene Auslagen, 
soweit diese nicht durch die Versetzungsgebühren ge­
deckt sind. Die Beträge werden von Polen zu einem 
Drittel getragen.

Artikel 542
(1 ) Polen sichert den deutschen Beamten oder im 

Falle ihrer Behinderung deren Beauftragten, das 
Recht zu, innerhalb 6 Monaten, von dem auf die 
Beendigung der dienstlichen Tätigkeit folgenden Mo- 
natsersten an gerechnet, ihre gesamte Habe, ein­
schließlich des Hausrats, der Lebensmittel, der Heiz­
materialien und des gesamten Viehes (Groß- und 
Kleinviehes, Bienen u. dgl.) sowie der Futtcrvor- 
räte für die Tiere, fracht-, zoll-, gebühren- und ab­
gabenfrei abzutransportieren. Diese Vergünstigung 
bezieht sich auch auf die im Haushalte des Beamten 
lebenden Familienmitglieder, auf ihre Dienstboten 
und im Falle des Todes des Beamten auf seine Hin­
terbliebenen sowie auf die Beauftragten dieser Per­
sonen; sie umfaßt alles, was am Tage des Abzugs 
ihr Eigentum ist. Eine Untersuchung der Sachen ist 
nur beim Abzug im Hause des Beamten zulässig; 
unterwegs oder an der Grenze ist davon abzusehen. 
Auch dürfen diese Sachen beim Abzug nicht zum 
Gegenstand eines Zurückbehaltungsrechts wegen 
etwaiger Forderungen des Staates, der Gemeinden 
oder sonstiger öffentlicher Körperschaften sowie von 
Privatpersonen gemacht werden, soweit nicht Urteile 
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erêaucss äs Pàat, dss communes, d'autros cor­
porations publiques ou ds xartieuliors, saut su 
vsrtu do juASMsuts ou d'arrêts dos tribunaux 
civils ordinairos. Il no pourra non plus Ztro exigé 
d'attsstations établissant qu'il n'v a pas do 
créances do co gonro. Toutskois, cotto disposition 
no s'axpliquo pas aux certificats établissant quo 
los impôts ot les taxes scolairos ont eto paves.

2. — Pondant lo délai provu au proinior alinéa 
du présent article, les tonotionnairos, les membres 
ds lsur Famille, ou leurs mandataires, ssront 
autorisés a sntrsr librement dans la Hauts Lilêsis 
polonaiss, et il leur ssra accordé, en es qui eou- 
csrne lss passeports, toutes lss Facilités com­
patibles avec les prescriptions sn vigueur.

3. — X. la demande du Fonctionnaire, il sera 
mis à sa disposition, pour son déménagement, 
au maximum dsux vagons du tvpe dont il a 
besoin.

^irtreie 543
Da Pologns ss rês6rvo ls droit do conssrvsr 

dêfinitivsmsnt à son ssrvics certains Fonction­
naires allemands ds cbsmin do For s'ils v cou- 
sentont.

Xlrttels 544
D — Dos Fonctionnaires allomands passant 

dêfinitivsmsnt au ssrvics do la Pologns quittent 
ds os Fait ls servies du Reieb st perdent tous 
droits envers lui.

2. — De Oouvernomsnt polonais reconnaît et 
assurera aux konctionnaires passant définitive­
ment du servies des Obemins ds ksr allemands au 
servies dss Obemins de ksr polonais tous les 
droits st expectatives qu'ils auront acquis sn 
étant au servies dos Obsmins do ksr allomands 
(nomination définitive, avancement, traitemsnt, 
pension, allocations aux survivants), étant 
entendu qu'il leur sora tenu compte de toutes 
les années xassêss LU servies publie allsmand.

3. — Dss dispositions do Partiels 519 ns ssront 
point applicables à ess konctionnaires.

^4rDrcle 545
Dss dispositions dss artielss 501 a 544 sont 

applicables par analogie aux emxlovês allemands 
(MAS^à^te) au service temporaire dss cbsmins 
ds ksr polonais.

oder Beschlüsse der ordentlichen Zivilgerichte vor­
liegen. Es dürfen auch keine Bescheinigungen, daß 
solche Forderungen nicht bestehen, aus diesem Anlaß 
gefordert werden. Dies gilt indessen nicht von Be­
scheinigungen des Inhalts, daß Steuern und Schul­
abgaben bezahlt worden sind.

(2) Während der im Abs. 1 bezeichneten Frist ist 
den Beamten, ihren Familienangehörigen oder ihren 
Beauftragten die Einreise in Polnisch-Oberschlesien 
zu gestatten, auch sind ihnen alle statthaften Erleichte­
rungen in bezug auf die Paßvorschriften zu gewähren.

(3) . Auf Antrag eines Beamten sind ihm für den 
Abzug insgesamt bis zu zwei Eisenbahnwagen der 
erforderlichen Gattung zu stellen.

Artikel 543
Polen behält sich das Recht vor, einzelne deutsche 

Eisenbahnbeamte mit ihrer Zustimmung endgültig 
in polnische Dienste zu übernehmen.

Artikel 544
(1) Die deutschen Beamten, die endgültig in pol­

nische Dienste übertreten, scheiden aus dem deutschen 
Reichsdienst aus und verlieren damit alle Rechte 
gegen das Reich.

(2) Den Beamten, die aus dem deutschen in den 
polnischen Eisenbahndienst endgültig übertreten, 
werden alle im deutschen Eisenbahndienst erworbenen 
Rechte (Anwartschaft auf Anstellung, Beförderung, 
Besoldung, Pensionierung und Hinterbliebenenfür- 
sorgc) unter Anrechnung der im deutschen öffent­
lichen Dienste zugebrachten Dienstfahre von der pol­
nischen Regierung anerkannt und sichergestellt.

(3) Auf diese Beamten finden die Bestimmungen 
des Artikels 519 keine Anwendung.

Artikel 545
Die Bestimmungen der Artikel 501 bis 544 gelten 

entsprechend sür die vorübergehend im polnischen 
Eisenbahndienste beschäftigten Angestellten.

ckapitere II

Ouvriers äe cbemins äe ker
546

1. — D'administration dos cbsmins ds ksr po­
lonais rsprsndra, lo jour du transksrt dss obsmins 
do ksr, tous les ouvriers, v compris lss ouvriers 
auxiliaires figurant dans l'êtat nominLtik du per­
sonnel au 1" avril 1921, sans que ces ouvriers 
aient besoin ds s'annoncer auprès des services des 
Obemins do ksr polonais. 8i l'slleotik des ouvriers 
dêpasss lo nombre indiqué par l'êtat du personnel, 
on éliminera les ouvriers en surnombre autant que 
Faire ss pourra sans ss préoccuper ds lsur qualité

Kapitel 2 

Eisenbahnarbeiter
Artikel 546

(1 ) Die polnische Eisenbahnverwaltung über­
nimmt am Tage des Überganges der Eisenbahnen 
sämtliche Arbeiter einschließlich der »Aushilfsbe- 
diensteten« nach dem Gesamtkopfetat vom 1. April 
1921 ohne besondere Anmeldung in den polnischen 
Eisenbahndienst. Sollte der Bestand an Arbeitern 
diesen Kopfetat übersteigen, so scheiden von den über­
zähligen Arbeitern tunlichst ohne Rücksicht auf ihre 
Staatsangehörigkeit — und tunlichst von den zuletzt 
in den Eisenbahndienst eingetretenen angefangen — 
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6e ressortissants d'un Ltat ou d'un autre ; l'élimi­
nation portera d'abord, si possible, sur les 
ouvriers qui sont entres au service du cbsmin de 
ksr sn dernier lisu. De nombrs ds css éliminations 
devra réduire Tsffsctik des ouvriers a celui porte 
sur l'stat du 1" avril 1921.

2. — Des ouvriers qui sont en surnombre dans 
un service ssront envoyés dans lss services qui 
n'ont pas lsur plein slkectik ou ssront notes 
d'avance dans ce but.

3. — Dans les six mois qui suivront le trans- 
kert des cbemins de ker, l'Administration des Obs- 
mins de ker polonais n'eliminera pas plus d'ou­
vriers allemands qu'il ne ssra licencie d'ouvriers 
polonais du service des Obemins de ker allemands 
dans la partie allemande du territoire plébiscite. 

so viele aus, daß die Zahl der verbleibenden Arbeiter 
dem Kopfetat vom 1. April 1921 entspricht.

(2) Arbeiter, die an einer Dienststelle überzählig 
sind, werden zur Ausfüllung von Lücken an anderer 
Stelle verwandt oder vorgemerkt.

(3) Die polnische Eisenbahnverwaltung wird 
innerhalb 6 Monaten seit dem Übergänge der Eisen­
bahnen keine Entlassungen deutscher Arbeiter in 
größerer Anzahl vornehmen, als polnische Arbeiter 
im deutschen Teile des Abstimmungsgebiets aus dem 
deutschen Eisenbahndienst ausscheiden.

Article 547
1. — Dss ouvriers allemands au service dss 

Obsmins de ksr polonais devront s'abstenir de tous 
agissements anti-polonais. Feront applicables par 
analogie, les dispositions de l'alinéa premier de 
l'article 515.

2. — De co-directeur allemand du personnel 
devra collaborer conkormemsnt a l'alinea premier 
de l'article 522, à toutes les mesures qui concer­
nent l'scbange et le renvoi d'ouvriers allemands 
ou qui toucbsnt a des questions ouvrières d'ordre 
general.

Article 548
D'Administration des cbsmins de ker polonais 

appliquera l'scbells des salaires concernant lss 
ouvriers, telle qu'elle existera a la date de la 
remise des cbemins de ksr. DUs rsconnaitra sgals- 
msnt comme valable la classification dss localités.

A r t i k e l 547
(1) Die deutschen Arbeiter sind verpflichtet, sich 

jeder polenfeindlichen Betätigung zu enthalten. Die 
Bestimmungen des Artikels 515 Abs. 1 finden ent­
sprechende Anwendung.

(2) Bei Maßnahmen, die den Austausch und die 
Entlassung deutscher Arbeiter betreffen, sowie bei 
allen Arbeiterangelegenheiten allgemeiner Art ist 
der deutsche Personalkodezernent gemäß Artikel 522 
Abs. 1 zu beteiligen.

Artikel 548
Die polnische Eisenbahnverwaltung tritt in die 

mit den Arbeitern am Tage der Übernahme der 
Eisenbahnen bestehenden Lohntarise einschließlich des 
Ortsklaffenverzeichnisses ein.

Article 549
1. — Dss ouvriers ds cbsmins ds ksr qui dssiront 

sntrsr au servies ds l'Allemagne st qui mani- 
ksstsnt cstts volonté dans lss six mois après la 
remise des cbemins de ker ssront, au cours du mois 
qui suivra leur déclaration, ecbangss contre des 
ouvriers polonais de la partis allemande du terri­
toire plébiscite.

2. — Oes ouvriers bénéficieront des dispositions 
dss articles 511 st 542. Obacuns dss deux admini­
strations dss cbsmins ds ker paiera la moitié des 
indemnités de déménagement.

3. — De même, l'Administration des cbemins de 
ker allemands appliquera les dispositions des 
deux alineas ci-dessus aux ouvriers polonais a son 

» servies qui veulent entrer au service de la Tologne.
4. — D'Administration dss cbsmins ds ksr polo­

nais garantira aux ouvriers mentionnes à l'ali­
nea 3 ci-dessus les droits st expectatives qu'ils 
auront acquis comme membres d'une caisse alle­
mande d'assurance contre les maladies, d'uns 
caisse allemands de pension pour ouvriers ou 
d'uns assurance allemande contre lss accidents ou 
enfin d'une assurance allemands en kavsur des 
survivants ; elle les acceptera comme membres des 
caisses correspondantes polonaises avec tous leurs 
droits et avantages ci-dsssus.

Artikel 549
(i) Eisenbahnarbeiter, die in den deutschen Dienst 

zu treten wünschen und diesen Willen innerhalb 
6 Monaten seit der Übernahme der Eisenbahn zu er­
kennen geben, werden gegen polnische Arbeiter aus 
dem deutschen Teile des Abstimmungsgebiets inner­
halb eines Monats nach Abgabe ihrer Erklärung aus­
getauscht.

(2) Die polnische Regierung wird ihnen die glei­
chen Erleichterungen zugestehen, wie sie in den Ar­
tikeln 511 und 542 den Beamten zugestanden sind. 
Umzugsentschädigungen zahlt jede Eisenbahnverwal­
tung zur Hälfte.

(3) In gleicher Weise wird die deutsche Eisenbahn­
verwaltung sich verhalten, wenn polnische Arbeiter, 
die in deutschem Dienst stehen, in polnische Dienste 
treten wollen.

(4) Den im Abs. 3 bezeichneten Arbeitern sichert 
die polnische Eisenbahnverwaltung die aus der Mit­
gliedschaft bei einer deutschen Kranken- oder Arbeiter- 
pensionskasse oder Unfall- und Hinterbliebenenver­
sicherung erworbenen Rechte und Anwartschaften zu 
und wird sie mit diesen Rechten und Anwartschaften 
in ihre entsprechenden Kassen übernehmen.
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Lbapître III
Service äe liquiâràn (^bwicklungsstelle)

559
1. — Pour la liquidation des travaux restant à 

accomplir par l'administration des eliemins de 
ter allemands après la remise des obemins de ker 
à la Pologne (travaux de décompte, triaZe des 
dossiers et des plans, transmissions d'affaires 
particulières, remise des lignes, des bisns-konds, 
des batiments, des objets d'inventaire, des ma­
tières, etc.) il sera institue a Ratovice un servies 
de liquidation (MbàeUMrsssteile) dirige par des 
konctionnaires supérieurs allemands qu'assistera 
le personnel allemand necessaire.

2. — Da duree de l'activité de ce service aLato- 
wioe sera détermines par l'administration des 
cbsmins ds ksr allemands d'entsnts avec le Oomitè 
supérieur.

3. — D'administration des cbemins de ker polo­
nais réservera gratuitement à est effet lss locaux 
ds ssrvics necessaires dans ls batiment ds la Dirsc­
tion st autorisera les konctionnaires st emploies 
du servies de liquidation à voyager gratuitement 
st sans aucuns entrave sur le reseau de la direc­
tion et à utiliser librement le tslexbone et ls tè1è- 
grapbs pour les besoins du service; elle trans­
portera gratuitement les lettres et envois de 
servies. D'administration aocordsra au servies ds 
liquidation toutes les kacilites dont il aura besoin 
pour accomplir sa tâebs; sa correspondance ne sera 
point soumise à la censure.

4. — Des konctionnaires de l'administration 
des obemins de ksr allemands v compris les delè­
gues du Ministère des Ooinmunications du Iteieb, 
ssront autorisés à entrer dans la Raute silèsie 
polonaise et à v séjourner pour contrôler les tra­
vaux du ssrvics de liquidation.

MrtiRe 551
Dss konctionnaires du servies ds liquidation 

pourront, en cas de besoin, être èobangès contre 
d'autres; ils relèveront de l'administration alle­
mands dss cbsmins ds ksr st ssront représentes, 
eux aussi, par l'bomms de confiance mentionné a 
l'articls 513. Dsur traitement sera pavé par le 
Rsià Dsurs dossiers personnels seront conservés 
à t'Administration allemands des cbsmins ds ksr.

MrtrRe 552
Ds Oouvernsmsnt polonais accords aux Fonc­

tionnaires et employés du ssrvics de liquidation 
les droits et Facilités mentionnés aux articles 506 
a 513, 527, 530, premier alinea, deuxième pbrass, 
533 st 542, tels qu'il lss accords aux Fonctionnaires 
allomands au service tsmxorairo ds ses cbemins 
de Fer.

Lbapître IV
Vi8po8ition8 àer8L8

Mrtrole 553
1. — De Douvernemont polonais accordera aux 

Fonctionnaires, emploies st ouvriers des cbsmins 
de ksr allemands qui, à l'occasion ds 1a rsmiss dss

Kapitel III 

Abwickelungsstelle
Artikel 550

(1) Zur Abwicklung der nach der Übergabe der 
Eisenbahnen an Polen verbleibenden deutschen 
Dienstaufgaben (Abrechnungsarbeiten, Aussonderung 
der Akten und Pläne, Übergabe der Geschäfte im ein­
zelnen, Übergabe der Strecken, der Liegenschaften, der 
Gebäude, der Inventarien, der Materialien u. dgl.) 
wird unter Leitung von deutschen oberen Beamten 
nebst dem erforderlichen deutschen Personal eine 
deutsche Abwickelungsstelle in Kattowitz errichtet.

(2) Die Dauer der Tätigkeit dieser Stelle in 
Kattowitz wird im Einvernehmen mit dem Ober­
komitee von der deutschen Eisenbahnverwaltung be­
stimmt.

(3) Die polnische Eisenbahnverwaltung wird im 
Direktionsgebäude die hierzu erforderlichen Dienst­
räume unentgeltlich bereithalten, den Beamten und 
Angestellten der Abwickelungsstelle die unentgeltliche 
und ungehinderte Bereifung des Direktionsbezirkes, 
die freie Benutzung des Fernsprechers und Telegraphen 
für dienstliche Zwecke sowie die freie Beförderung 
von Dienstbriefen und Dienstgütern gestatten und 
alle Erleichterungen gewähren, die zur Erledigung 
der Dienstaufgaben der Abwickelungsstelle erforderlich 
sind. Der Schriftverkehr der Abwickelungsstelle 
unterliegt nicht der Briefzensur.

(4) Zur Überprüfung der Arbeiten der Abwicke­
lungsstelle wird den Beamten der deutschen Eisen­
bahnverwaltung einschließlich der Kommissare des 
Ministers Einreise und Aufenthalt in Polnisch- 
Oberschlesien gestattet.

Artikel 551
Die Beamten der Abwickelungsstelle, die im Be­

darfsfalls gegen andere ausgetauscht werden können, 
unterstehen der deutschen Eisenbahnverwaltung und 
werden durch den im Artikel 513 bezeichneten Ver­
trauensmann mitvertreten. Ihre Besoldung erfolgt 
durch das Deutsche Reich. Ihre Personalakten blei­
ben bei der deutschen Eisenbahnverwaltung.

Artikel 552
Die polnische Regierung räumt den Beamten und 

Angestellten der Abwickelungsstelle die gleichen Rechte 
und Vergünstigungen ein, die in den Artikeln 506 
bis 513, 527, 530 Abs. 1 Satz 2, 533 und 542 den 
vorübergehend im Dienste ihrer Eisenbahnverwaltung * 
tätigen deutschen Beamten gewährt worden sind.

Kapitel IV

Verschiedene Bestimmungen
Artikel 553

(1) Die polnische Regicning räumt den Beamten, 
Angestellten und Arbeitern der deutschen Eisenbahn­
verwaltung, die aus Anlaß der Übergabe der Eisen-
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cbsmins äs ksr, retourneront en Allemagne ou 
seront déjà retournes, mais qui auront laisse 
provisoirement en Haute Lilesie polonaise des 
membres de lsur kamiUs vivant dans lsur msnags, 
dss domestiques ou des biens, les droits stipulés 
aux articles 507 à 511, 527, alinea 2, 528, 530 et 
542, tels qu'ils sont reconnus aux konetionnaires 
allemands de cbemins de ker au service temporaire 
de la Tologns. Oes mêmes droits sont stipulés au 
probt dss personnes susmentionnées st, sn cas 
d'smpêcbsmsnt, au profit ds leurs mandataires; 
tous auront le droit d'entrer dans la Haute Lilesie 
polonaiss. De delai indique aux articles 530 et 542 
commence a courir du jour de la remise des cbe­
mins de ksr st ssra, dans le cas de l'article 530, 
limite à un mois.

2. — Feront admis au bénéfice des mesures de 
l'alinea 1 ci-dessus, à condition qu'ils se trouvent 
dans les mêmes circonstances, les konctionnairss 
retraites allemands, les survivants de kone- 
tionnairss, emploies et ouvriers allemands de 
cbsmin ds ksr, ainsi qus lss konctionnairss, sm- 
ploTss et ouvriers allemands sn servies dans lss 
garss krontisrss ou garss krontières de jonction 
sises sur tsrritoirs allemand.

3. — D'Administration dss cbsmins ds ksr alle­
mands signalera immédiatement a l'Administra­
tion dss cbsmins ds ksr polonais les logements 
d'agents allsmands sur ls point ds devenir vacants, 
afin que lss agsnts polonais puissent s'assurer ces 
logements; d'uns manière generale, elle viendra 
en aide a l'Administration des cbemins de ksr 
polonais pour procurer a son psrsoimsl dss loge­
ments dans la mesure du possible. Des agsnts de 
cbemins de ksr allemands seront invites à donner 
avis en es sens le plus tôt possible.

Article 554
1. — Des dispositions des articles 510, 528, 530, 

alinea 2, 531, 542 et 545 seront applicables par 
analogie aux agents qui passent definitivement de 
la partie allemande du territoire plébiscite au 
servies ds l'Administration dss cbsmins de ksr po­
lonais, si css agsnts ont déclare, dans le delai d'un 
mois à dater du jour du transksrt ds la souvs­
rainsts, vouloir passer au servies polonais.

2. — Dss délais prevus aux articles 530, alinea 2, 
st 542 eommsnesnt à courir du jour ou l'agsnt kait 
la déclaration sn question.

3. — Tar suite du passage à l'Administration 
polonaise des agents mentionnes a l'alinea 1 ci- 
dessus, tous les droits qu'ils avaient acquis envers 
l'Administration dss cbemins de ker allemands 
ssront considères comme éteints.

Lbapître V
Voi68 de recour8

Article 555
1. — Dans toutes les questions traitées au 

présent titre et qui sont de la compétence de 
l'Administration des cbemins de ker, mais sur 
lesquelles l'Administration allemands st l'Ad­
ministration polonaiss ou ls xsrsonnsl allemand 
au service polonais st l'Administration polonaiss 
ou enfin le codirecteur du personnel, désigné 

bahnen nach Deutschland abwandern oder bereits ab­
gewandert sind, aber ihre Familien, Hausangehörigen 
und ihr Dienstpersonal oder ihre Vermögenswerte 
einstweilen in Polnisch-Oberschlesien zurücklassen oder 
zurückgelassen haben, für sie selbst und die bezeichneten 
Personen oder im Falle ihrer Verhinderung deren 
Beauftragten die gleichen Rechte ein, wie sie in den 
Artikeln 507 bis 511, 527 Abs. 2, 528, 530 und 542 
den vorübergehend im polnischen Dienste tätigen 
deutschen Beamten gewährt worden sind. Insbe­
sondere ist ihnen oder ihren Beauftragten die Ein­
reise in Polnisch-Oberschlesien zu gestatten. Die in 
den Artikeln 530 und 542 erwähnte Frist läuft vom 
Tage der Übergabe der Bahnen ab und beschränkt sich 
im Falle des Artikels 530 auf einen Monat.

(2) Unter den gleichen Voraussetzungen gelten die 
Bestimmungen des Abs. 1 auch für die Pensionäre 
und Hinterbliebenen der Eiscnbahnbediensteten sowie 
für die deutschen Bediensteten, die auf den deutschen 
Grenzbahnhöfen, einschließlich der Grenzübergangs­
bahnhöfe, Dienst verrichten.

(8) Demgegenüber wird die deutsche Eisenbahn- 
verwaltung zur Sicherung von Privatwohnungen für 
polnische Eisenbahnbedienstete von jedem bevorstehen­
den Freiwerden einer Wohnung eines deutschen 
Eisenbahnbediensteten der polnischen Eisenbahnver­
waltung unverzüglich Kenntnis geben und sie auch 
sonst bei der Sicherung von Wohnungen nach Mög­
lichkeit unterstützen. Die deutschen Eisenbahnbedien­
steten werden veranlaßt werden, alsbald entsprechende 
Meldungen zu erstatten.

Artikel 554
(1) Die Bestimmungen der Artikel 510, 528, 530 

Abs. 2, 531, 542 und 545 finden auf die Bediensteten, 
die aus dem deutschen Teile des Abstimmungsgebiets 
in den Dienst der polnischen Eisenbahnverwaltung 
dauernd übertreten, sinngemäß Anwendung, sofern 
diese Bediensteten ihren Willen zum Übertritte binnen 
einem Monate vom Tage des Übergangs der Staats­
hoheit ab erklärt haben.

(2) Die Fristen der Artikel 530 Abs. 2 und 542 
laufen vom Tage der bezeichneten Erklärung der Be­
diensteten ab.

(3) Mit dem Übertritt erlöschen sämtliche Rechte, 
die diese Bediensteten bis dahin gegenüber der deut­
schen Eisenbahnverwaltung erworben haben.

Kapitel 5.

Rechtsschutz
Artikel 555

(1 ) In allen zur Zuständigkeit der Eisenbahn- 
Verwaltung gehörenden Angelegenheiten dieses Titels 
in denen Meinungsverschiedenheiten zwischen der 
deutschen und der polnischen Eisenbahnverwaltung 
oder zwischen dem im polnischen Eisenbahndienste 
beschäftigten deutschen Personal und der polnischen 
Eisenbahnverwaltung oder zwischen dem im Ar- 

33»
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à Partiels 522, st ls Prèsidsnb de la Direction dss 
clismins ds ksr polonais sont sn désaccord, il 
appartiendra an Oomitè supérieur de lss dépar­
tager (voir articles 400 st 401).

2. — Il sn sst de même dss désaccords entre les 
agents mentionnes a l'articls 554 st l'administra­
tion dss clismins ds ker allemands.

3. — Des requérants st lsur komme de confiance 
(article 513) ssront autorises a se présenter per­
sonnellement devant le Oomitè supérieur si la Di­
rection a déjà pris une decision ou si elle la re­
tarde sans ds justes motiks.

4. — Ofiaeun des dsux Oouvsrnsments aura le 
droit de recourir auprès de la Oommission Mixte, 
conkormement aux disposition de l'article 401 
alinea 3.

^4rtrà 556
8i un confiit vient a se produire au sujet des 

droits appartenant à l'administration des clismins 
de ksr allemands aux termes des articles 550 et 
551, ou au sujet des réclamations nées des ar­
ticles 506, 507 et 512, la Oommission Mixte, sur 
demande du (Gouvernement allemand, se pro­
noncera a dekaut de compétence de l'administra­
tion des clismins de ksr.

/Irtrcke 557
1. — 8i les agents vises à l'article 555, alinéas 1 

et 2, présentent des revendications en vertu des 
articles 508, 509, 510, 511, 530, alinea 1, plirass 3, 
et des articles 545, 549, alineas 2 et 3 et des ar­
ticles 552, 553 et 554, le Oomitè supérieur, en cas 
de contestation, st sur demande de la partis 
plaignants, éclaircira l'affaire, à dskaut de com­
pétence de l'administration des clismins de ker, st 
ss mettra sn rapport avec les autorités intéressées 
de l'administration civils locale pour obtenir un 
règlement a l'amiable.

2. — D'agent intéresse ssra autorisé à exposer 
personnellement sss revendications devant le 
Oomitè supérieur.

Article 558
Des dispositions dss articles 55 à 63 sur la pro­

cédure applicable a l'exercice du droit d'option, 
ssront, par analogie, appliquées au règlement des 
différends relatiks aux revendications présentées 
sn vertu des articles 542, 545, 549, alinéas 2 et 3, 
552, 553 et 554.

Mrtroîe 559
Toute action intentée en vue ds kairs valoir des 

revendications, conkormement aux articles 510 
(pbrass 3), 515 (alinéa 4), 518, 519, 520, 521, 
531, 536 (alinéa 2, pbrass 1), 545, 548, 552, 553 
st 554, pourra être portes devant lss tribunaux 
civils ordinaires.

Article 569
Tout agent des cbsmins de ker allemands au 

service polonais, qui aura a présenter à la Pologns 
une réclamation basse sur les dispositions du 
présent titrs, dsvra la soumettre par écrit avant 
la dats à laquelle il quitte ls servies polonais ou 
au plus tard dans un délai de quatre semaines 
à partir de estts dats. Il ns ssra tsnu compte 
d'aucune réclamation présentée ultérieurement. 8i 

tikel 522 bezeichneten Personalkodezernenten und 
dem Präsidenten der polnischen Eisenbahndirektion 
entstehen, entscheidet das Oberkomitee (vgl. Ar­
tikel 400 und 401).

(2) Dies bezieht sich auch auf Meinungsverschie- 
denheiten zwischen den im Artikel 554 bezeichneten 
Bediensteten und der deutschen Eisenbahnverwaltuna

i.3 ) Den beschwerdeführenden Bediensteten unk 
vem Vertrauensmann (Artikel 513) ist der persönliche 
Vortrag beim Oberkomitee zu gestatten, sofern eine 
Entscheidung der Direktion schon getroffen worden 
ist oder ungerechtfertigt verzögert wird.

(4) Gegen die Entscheidung des Obmanns des 
Oberkomitees steht jeder Regierung die Anrufung 
der Gemischten Kommission gemäß Artikel 401 
Abs. 3 zu.

Artikel 556
Über Rechte, welche der deutschen Eisenbahn­

verwaltung auf Grund der Artikel 550 und 551 zu­
stehen, sowie über Ansprüche, die auf Grund der Ar­
tikel 506, 507 und 512 erhoben werden können, ent­
scheidet, soweit deren Regelung nicht zur Zuständig­
keit der Eisenbahnverwaltung gehört, im Streitfälle 
auf Anrufung der deutschen Regierung die Gemischte 
Kommission.

Artikel 557
(i) Werden von den im Artikel 555 Abs. 1 und 2 

bezeichneten Bediensteten Ansprüche auf Grund der 
Artikel 508, 509, 510, 511, 530 Abs. 1 Satz 3, 545, 
549, Abs. 2 und 3, 552, 553 und 554 erhoben, so 
wird, soweit deren Regelung nicht zur Zuständigkeit 
der Eisenbahnverwaltung gehört, im Streitfall auf 
Anrufung des Beschwerdeführers das Oberkomitee, 
soweit möglich, den Sachverhalt aufklären und sich 
zum Zwecke gütlicher Erledigung mit der beteiligten 
Landesverwaltungsbehörde ins Benehmen setzen.

(2) Der persönliche Vortrag beim Oberkomitee ist 
den bezeichneten Bediensteten zu gestatten.

Artikel 558
Für die Entscheidung von Streitigkeiten über An­

sprüche auf Grund der Artikel 542, 545, 549 Abs. 2 
und 3, 552, 553 und 554 finden die in den Ar­
tikeln 55 bis 63 bezeichneten Vorschriften über das 
Verfahren bei Ausübung der Rechte der Optanten 
entsprechende Anwendung.

Artikel 559
Für die Geltendmachung von Ansprüchen auf 

Grund der Artikel 510, Satz 3, 515, Abs. 4, 518, 519, 
520, 521, 531, 536, Abs. 2 Satz 1, und der Ar- 
tikel 545, 548, 552, 553 und 554 steht der Rechtsweg 
vor den ordentlichen Landesgerichten offen.

Artikel 560
Ansprüche, die auf Grund der Bestimmungen dieses 

Titels gegen Polen entstanden sind, erlöschen binnen 
vier Wochen nach dem Ausscheiden des Berechtigten 
aus dem polnischen Eisenbahndienst, es sei denn, daß 
sie vor dem Ausscheiden oder spätestens vier Wochen 
nach dem Ausscheiden schriftlich angemeldet worden 
sind. Erfährt der Berechtigte die den Anspruch be­
gründenden Tatsachen erst nach dem Ausscheiden, so 
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l'intsrssss n'a connaissance des laits donnant un 
fondement à sa réclamation que posterieurement 
à la date oü il a quitte le service, lo delai de quatre 
semaines ns courra qus du jour oü css laits sont 
parvenus à sa connaissance.

beginnt die Frist von vier Wochen mit dem Ablaus 
des Tages, an dem der Berechtigte von den Tatsachen 
erfahren hat.

Lbapitre VI

Disposition finale

Article 561
Toutes les dispositions du présent titre pour­

ront être modifiées par lss deux Administrations 
ds elismins ds tsr agissant d'un commun accord. 
lRlss seront valables meme si la lorms economique 
ou administrative dss Olwmins ds lsr allsmands 
ou polonais venait à efianger.

Kapitel 6 

Schlußbestimmung

Artikel 561
Alle Bestimmungen dieses Titels können durch 

Einvernehmen der beiden Eisenbahnverwaltungen 
abgeändert werden. Sie gelten auch für den Fall 
einer Abänderung der Wirtschafts- oder Verwaltungs­
form der deutschen oder der polnischen Eisenbahnen.
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Sixième partie

Commission mixte et l'ridunai 
arbitral 6e traute Silésie

Titre kremier

Organisation
Article 562

1. — Da Oommission mixto a son sièZs a Dato- 
vues ot so compose; do doux Nombres aNomands, 
do doux Nombres polonais, ainsi que d'un Trssi- 
dont d'une autre nationalité.

2. — Dos Nombres doivent êtrs natiks do liante 
Lilesie ou êtrs particulièrement au courant dss 
affaires de Haute Lilssis, soit par suits ds lsur 
proksssion ou ds lsur activité comms konction­
nairss, soit pour avoir séjourne plusieurs années 
sn Hauts Lilssis.

3. — Da Oommission mixte prend sss réso­
lutions conformément aux dispositions de la 
présents Oonvontion.

Article 56Z
8 1

1. — De Tribunal arbitral a son siège a Teutben 
ot 86 C0MP086 d'un Arbitre polonais et d'un Ar­
bitre allemand, ainsi que d'un Trssident d'une 
autre nationalité.

2. — Os peuvent êtrs nommés Arbitres qus lss 
personnes qui, d'après lss lois de l'Ktat qui lss 
nomme, possèdent les aptitudes necessaires pour 
remplir los konctions de juge d'un tribunal ordi­
naire ou administratik. Dsur konction d'Arbitre 
doit être leur konction principale; comme autres 
konctions, ils ns pourront exercer qus des 
konctions judiciaires ou academiques.

3. — Dss Arbitres sont nommes pour trois ans ; 
ils peuvent être renommés.

82
Avant l'expiration de la période pour laquelle 

ils sont nommes, lss Arbitres ns peuvent être 
destitues do leurs konctions quo pour lss mêmss 
raisons, suivant la mêms procedure st par la mémo 
autorité qus dss juges d'un tribunal do deuxième 
instance sn Tologns (sqd KMkacUMU) ou sn Alle­
magne (ObericmdesAeric/rt) sslon leur nationalité.

8 3
1. — Dss Arbitres sont indépendants. Ils ne 

sont lies par aucuns instruction.
2. — De Tribunal arbitral rsnd sss sentences 

conkormsmsnt aux dispositions de la présents 
Oonvsntion st conkormsmsnt aux lois sn vigueur, 
pourvu qus css lois ns soient pas sn contradiction 
avsc lss dispositions ds la présente Oonvsntion. 
On examen de la concordance ne peut toutefois 
avoir lieu qus quand il n'ost pas exclu par la 
Oonvsntion.

Teil VI

Die Gemischte Kommission 
und das Schiedsgericht 

für Oberschlefien
Titel I

Organisation
Artikel 562

(i) Die Gemischte Kommission hat ihren Sitz in 
Kattowitz; sie besteht aus zwei deutschen und zwei 
polnischen Mitgliedern sowie aus einem Präsidenten 
fremder Staatsangehörigkeit.

(2) Die Mitglieder müssen in Oberschlesien ge­
boren oder mit den oberschlesischen Verhältnissen durch 
ihren Beruf, ihre dienstliche Tätigkeit oder durch 
mehrjährigen Aufenthalt in Oberschlefien besonders 
vertraut sein.

(3) Die Gemischte Kommission faßt ihre Beschlüsse 
gemäß den Bestimmungen dieses Abkommens.

Artikel 563
8 1

(r) Das Schiedsgericht hat seinen Sitz in Beuthen; 
es besteht aus einem deutschen und einem polnischen 
Schiedsrichter sowie aus einem Präsidenten fremder 
Staatsangehörigkeit.

(2) Die Schiedsrichter müssen nach den Gesetzen 
des Staates, der sie ernennt, die Befähigung zum 
Richteramte bei den ordentlichen oder den Verwal­
tungsgerichten besitzen. Sie versehen ihr Amt als 
Hauptamt; als Nebenämter dürfen sie nur richter­
liche oder akademische Ämter bekleiden.

(3) Die Schiedsrichter werden auf drei Jahre er­
nannt; ihre Wiederernennung ist zulässig.

8 2
Vor Ablauf der Zeit, für die sie ernannt werden, 

können die Schiedsrichter nur aus denselben Gründen, 
in denselben Formen und durch dieselbe Stelle ihres 
Amtes enthoben werden, wie die Richter eines Ge­
richts zweiter Instanz (des Appellationsgerichts) in 
Polen oder (des Oberlandesgerichts) in Deutschland.

8 3
(1) Die Schiedsrichter sind unabhängig. Sie sind 

an keine Weisungen gebunden.
(2) Das Schiedsgericht fällt seine Entscheidungen 

gemäß den Bestimmungen dieses Abkommens und 
gemäß den geltenden Gesetzen, soweit sie nicht den 
Bestimmungen dieses Abkommens zuwiderlaufen. 
Die Übereinstimmung der Gesetze mit den Bestim­
mungen dieses Abkommens darf jedoch nur geprüft 
werden, wenn dies nicht ausdrücklich in diesem Ab­
kommen ausgeschlossen worden ist.
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Article 564
1. — Ds Oouvornomont allemand à le Oou- 

vernement polonais s'adresseront en commun au 
Oonseil de la Société dss Rations pour ls prier 
ds nommer les Présidents ds la Oommission mixte 
st du Tribunal arbitral.

2. — De Oouvsrnement allemand nomme Iss 
membres allemands de la Oommission mixte et 
l'Arbitre allemand; le Oouvsrnement polonais 
nomme les Membres polonais et l'Arbitre 
polonais.

Article 565
D — D'installation solennelle du President de 

la Oommission mixte et du President du Tribunal 
arbitral se kait par un délègue du Oouvsrnement 
allemand et un délégué du Oouvsrnement polonais 
agissant ensemble.

2. — D'installation solennelle dss Membres de 
la Oommission mixte se tait par le President de 
la Oommission; celle dss Arbitres, par le Presi­
dent du Tribunal arbitral.

Artikel 564
(i) Die deutsche Regierung und die polnische Re­

gierung werden gemeinsam den Völkerbundrat um die 
Ernennung der Präsidenten der Gemischten Kommis­
sion und des Schiedsgerichts ersuchen.

(2) Die deutsche Regierung ernennt die deutschen 
Mitglieder der Gemischten Kommission und den deut­
schen Schiedsrichter; die polnische Regierung ernennt 
die polnischen Mitglieder und den polnischen Schieds­
richter.

Artikel 565
(i) Die förmliche Einführung des Präsidenten der 

Gemischten Kommission und des Präsidenten des 
Schiedsgerichts erfolgt gemeinschaftlich durch einen 
Bevollmächtigten der deutschen Regierung und einen 
Bevollmächtigten der polnischen Regierung.

(2) Die Mitglieder der Gemischten Kommission 
werden durch den Präsidenten der Gemischten Kom­
mission, die Schiedsrichter durch den Präsidenten 
des Schiedsgerichts förmlich eingesührt.

Article 566
1. — 8i ls Président de la Oommission mixto ou 

ls Président du Tribunal arbitral sst smxêcbè 
d'sxsresr sss Fonctions pondant un certain temps, 
le Oouvsrnement allemand et le Oouvsrnement 
polonais s'adresseront au Oonseil de la société 
des Rations pour qu'il nomme un remplaçant, en 
prenant, s'il v a lieu, l'avis du President a 
remplacer.

2. — 8i un Membre de la Oommission mixte 
ou un Arbitre sst smxêcbè, c'est le Oouvsrnement 
qui a nomme la personne a remplacer qui nommera 
le remplaçant. Des remplaçants dss Msmbres ds 
la Oommission mixte st des Arbitres doivent avoir 
les mêmes aptitudes qus celles exigées pour ceux 
qu'ils remplacent. Des remplaçants des Arbitres 
ne peuvent exercer, outre leurs Fonctions de 
remplaçants, que dss Fonctions judiciaires ou 
academiques. Ils ne peuvent pas exercer la profes­
sion d'avocats ou de conseils.

Artikel 566
(1) Ist der Präsident der Gemischten Kommission 

oder der Präsident des Schiedsgerichts für längere 
Zeit an der Ausübung seiner Amtsgeschäfte verhin­
dert, so werden die deutsche Regierung und die pol­
nische Regierung den Völkerbundrat um die Ernen­
nung eines Vertreters ersuchen, nachdem sie, soweit 
tunlich, den zu vertretenden Präsidenten gehört haben.

(2) Ist ein Mitglied der Gemischten Kommission 
oder ein Schiedsrichter verhindert, so ernennt die Re­
gierung, die den zu Vertretenden ernannt hat, den 
Vertreter. Die Vertreter müssen dieselben Eigen­
schaften haben, die für die Vertretenen selbst vorge­
schrieben sind. Die Vertreter der Schiedsrichter dür­
fen im Hauptamt nur richterliche oder akademische 
Ämter bekleiden; den Beruf eines Rechtsanwalts oder 
berufsmäßigen Rechtsberaters dürfen sie nicht aus- 
üben.

Article 567
8i ls Président ds la Oommission mixte ou le 

President du Tribunal arbitral sont temporaire­
ment smpêcbès d'exercer leurs Fonctions, les 
affaires administratives de la Oommission mixte 
seront gérées par un msmbre allemand et par 
un membre polonais à designer au début de 
obaqus année par lsur Oouvernsmsnt; les affaires 
administratives du Tribunal arbitral seront 
gérées par les deux Arbitres.

Article 568
1. — De President de la Oommission mixte et 

le Président du Tribunal arbitral nomment, sur 
une base paritaire et après accord avec les deux 
(Gouvernements, les Fonctionnaires ot les assis­
tants necessaires.

2. — Ils fixent egalement, après accord avec 
les deux Gouvernements, le titre officiel de ces 
fonctionnaires.

A r t i k e l 567
Siud der Präsident der Gemischten Kommission 

oder der Präsident des Schiedsgerichts vorübergehend 
an der Ausübung ihrer Amtsgeschäfte verhindert, so 
werden die Verwaltungsgeschäfte der Gemischten Kom­
mission von einem deutschen Mitglied und von einem 
polnischen Mitglied, die von ihrer Regierung zu Be­
ginn jedes Geschäftsjahrs zu bezeichnen sind, die Ver­
waltungsgeschäfte des Schiedsgerichts von den beiden 
Schiedsrichtern wahrgenommen.

Artikel 568
(i ) Der Präsident der Gemischten Kommission und 

der Präsident des Schiedsgerichts ernennen die er­
forderlichen Beamten und Hilfskräfte auf paritäti­
scher Grundlage und im Einvernehmen mit dev 
beiden Regierungen.

(2 ) Sie bestimmen ebenfalls die Amtsbezeichnun­
gen dieser Beamten im Einvernehmen mit den beiden 
Regierungen.
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3. — Dss Obsks dss dsux bureaux ns doivent 
être ni allemands ni polonais.

4. — Dss presidents donnsnt lss instructions 
ds servies au personnel de leurs bureaux resxsc- 
tiks. Des konetionnaires et lss employés ds la 
Oommission mixts et du Tribunal arbitral relè­
vent biêrarebiquemsnt ds lsur président. Ils doi­
vent lui promettre solennellement, la main dans 
la main sn §uiss de ssrmsnt, d'aeeomplir fidèle- 
msnt lsur devoir.

5. — De T resident ns congédiera un konction- 
nairs ou un employé, s'il sst polonais ou alle­
mand, qu'axrès en avoir tsksrs au Oouvernement 
de l'intéresse.

6. — Da Oommission mixts st ls Tribunal ar­
bitral élaborent eux-mêmes le reglement intérieur.

Article 569
1. — Obaqus Oouvernement nomms un Agent 

d'Ltat pour représenter auprès ds la Oommission 
mixts st auprès du Tribunal arbitral lss intérêts 
auxquels il doit veiller. Da nomination est noti­
fiée par écrit aux dsux présidents, ainsi qu'à 
l'autrs Oouvernement. Mis subsiste tant que ls 
rappel de l'Agent st la nomination d'un autre 
Agent ne sont pas notifiées de la même manière.

2. — D'Agent d'Ltat aura à sa disposition lss 
conseillers st assistants necessaires pour le se­
conder. Il peut ss kairs rsmxlacsr par eux soit 
d'uns manière générale, soit pour certaines espèces 
d'affaires, soit pour une affaire détermines.

Article 576
I. — Da Oommission mixts st le Tribunal, arbi­

tral, lss présidents et les Membres de la Oommis­
sion mixts et du Tribunal arbitral, ainsi que les 
konctionnairss st Iss smxlovss au servies ds la Oom­
mission mixts st du Tribunal arbitral, jouissent en 
matière penale, sur le tsrritoirs des dsux Ltats 
contractants, de la même protection spéciale que 
Iss autorités st Iss konctionnairss du pa^s.

2. — De président ds la Oommission mixts st 
ls président du Tribunal arbitral sont respecti­
vement competents pour prendre l'initiative de 
toute poursuite (Ktrafantras) pour des délits 
commis contre la Oommission mixte, le Tribunal 
arbitral ou les Membres et konetionnaires ds ess 
institutions.

Article 571
Dss Membres ou konctionnairss ds la Oommis­

sion mixts ou du Tribunal arbitral, de natio­
nalité polonaise ou allemande, sont punis pour 
touts délits commis dans l'sxsrcics de leurs konc­
tions, par les autorités de lsur Ltat, ds la même 
manière qus s'ils etaisnt konetionnaires de cet 
Ltat.

Article 572
1. - Dos parties contractantes garantissent 

les privilèges st immunités diplomatiques aux 
deux presidents, aux Membres de la Oommission 
mixts, aux Arbitres, aux Obsks dss dsux bureaux, 
ainsi qu'aux Agsnts d'Ltat. 8i ces personnes sont 
des ressortissants de l'un des deux Dtats contrac-

(3) Die Leiter der beiden Bureaus dürfen weder 
Deutsche noch Polen sein.

(4) Die Präsidenten erlassen die Dienstanweisun­
gen für das Personal ihrer Bureaus. Die Beamten 
und Angestellten der Gemischten Kommission und des 
Schiedsgerichts unterstehen dienstlich ihren Präsi­
denten. Sie haben diesen durch Handschlag an Eides 
Statt die treue Erfüllung ihrer Dienstpflichten zu 
geloben.

(s) Der Präsident wird einen Beamten oder An­
gestellten, wenn dieser Pole oder Deutscher ist, erst 
entlassen, nachdem er sich darüber mit der Regierung 
des Staates, dem der Beamte oder Angestellte an­
gehört, ins Benehmen gesetzt hat.

(6) Die Gemischte Kommission und das Schieds­
gericht geben sich ihre Geschäftsordnung selbst.

A r t i k e l 569
(i) Jede Regierung ernennt einen Staatsver­

treter, der die von ihr wahrzunehmenden Interessen 
bei der Gemischten Kommission und bei dem Schieds­
gerichte geltend macht. Die Ernennung wird den 
beiden Präsidenten und der anderen Regierung 
schriftlich mitgeteilt. Sie gilt, bis die Abberufung 
und die Ernennung eines anderen Staatsvertreters 
in gleicher Weise mitgeteilt worden ist.

(2) Dem Staatsvertreter werden die zu seiner 
Unterstützung erforderlichen Referenten und Hilfs­
kräfte beigegeben. Er kann ihnen seine Vertretung 
allgemein oder für bestimmte Arten von Geschäften 
oder in einzelnen Sachen übertragen.

A r t i k e l 570
(1) Die Gemischte Kommission und das Schieds­

gericht, die Präsidenten sowie die Mitglieder der 
Gemischten Kommission und des Schiedsgerichts und 
die bei der Gemischten Kommission und dem Schieds­
gericht angestellten Beamten genießen in dem Ge­
biete der beiden vertragschließenden Staaten den­
selben besonderen strafrechtlichen Schutz, der den 
Landesbehörden und Landesbeamten gewährt wird.

(2) Den Strafantrag bei Vergehen gegen die Ge­
mischte Kommission, gegen das Schiedsgericht oder 
gegen deren Mitglieder oder Beamte stellt der Präsi­
dent der Gemischten Kommission oder der Präsident 
des Schiedsgerichts.

Artikel 571
Wenn sich die Mitglieder oder die Beamten der 

Gemischten Kommission oder des Schiedsgerichts, 
die Deutsche oder Polen sind, eines Amtsvergehens 
schuldig machen, werden sie von den Behörden ihres 
Staates ebenso bestraft, als wenn sie die strafbare 
Handlung im Dienste ihres eigenen Staates begangen 
hätten.

A r t i k e l 572
(1) Die vertragschließenden Teile sichern den beiden 

Präsidenten, den Mitgliedern der Gemischten Kom­
mission, den Schiedsrichtern, den Leitern der beiden 
Bureaus und den Staatsvertretern die diplomatischen 
Vorrechte und Befreiungen zu. Gehören diese Per­
sonen einem der beiden vertragschließenden Staaten 
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tauts, sllss n'auront droit aux privilèges et im­
munités en question que dans le territoire de 
l'autre Ltst.

2. — Des fonctionnaires et les employés au ser­
vice de la Oommission mixte, du tribunal arbitral 
ou dss Agents d'D tat — en tant qu'ils se trouvent 
en service sur ls territoire de celui des deux Dtats 
dont ils ne sont pas ressortissants — sont 
exemptes

1° de tous impôts et taxes relatifs a leur trai­
tement st aux autres émoluments résultant 
de lsur ssrvics auprès de la Oommission 
mixte ou du Tribunal arbitral, a l'exception 
des taxes st impôts dus a la communs ou 
aux églises st des taxss scolaires;

2° de la juridiction ordinaire pour tout ce qui 
touebe a lsur activité officielle, ainsi que ds 
la détention préventive, à moins qu'il ne 
s'agisss de poursuites pour crime;

3" ds l'obligation de témoigner dss laits rele­
vant ds lsur activité officielle, a moins qus 
ls President de la Oommission mixte ou 
celui du Tribunal arbitral, ou l'Agent 
d'Ltat, selon les cas n'autorise ls té­
moignage.

3. — Dss locaux de la Oommission mixte st du 
Tribunal arbitral sont inviolables.

an, so gelten diese Vorrechte und Befreiungen nur 
für das Gebiet des anderen Staates.

(2) Die Beamten und Angestellten bei der Ge­
mischten Kommission, bei dem Schiedsgericht und 
bei den Staatsvcrtretern genießen, soweit sie sich 
dienstlich auf dem Gebiete des Staates aufhalten, 
dessen Angehörige sie nicht sind, Befreiung

1. von allen Abgaben und Steuern auf das Ge­
halt und die übrigen Einnahmen aus ihrer 
dienstlichen Tätigkeit bei der Gemischten Kom­
mission oder bei dem Schiedsgerichte, mit Aus­
nahme der Kommunal- und Kirchensteuern so­
wie der Schulabgaben;

2. von der ordentlichen Gerichtsbarkeit in An­
sehung ihrer dienstlichen Tätigkeit sowie von 
der Untersuchungshaft, sofern es sich nicht um 
die Verfolgung wegen eines Verbrechens 
handelt;

3. von der Pflicht zur Ablegung eines Zeugnisses 
über Vorgänge, die ihre amtliche Tätigkeit be­
treffen, soweit nicht der Präsident der Ge­
mischten Kommission oder der Präsident des 
Schiedsgerichts oder der Staatsvertreter den 
ihm unterstellten Beamten oder Angestellten die 
Ablegung des Zeugnisses gestattet.

(3 ) Die Diensträume der Gemischten Kommission 
und des Schiedsgerichts sind unverletzlich.

Article 57Z
1. — Dss dsux Oouvsrnsmsnts remettront aux 

Présidents ds la Oommission mixte st du Tribu­
nal arbitral, par l'intermédiaire de leurs délégués 
mentionnes a l'article 565, uns carte d'identité 
leur permettant de passer la frontière et séjourner 
dans l'uns et l'autrs partis du territoire plébiscité 
sans avoir bssoin ds passeports ou autre pièce 
d'identité.

2. — Pour lss autres personnes mentionnées 
à l'article 572, les papiers d'identité necessaires 
leur ssront fournis par l'intermediaire dss Agents 
d'Ltat sur demande du President. Il en sera de 
même en ce qui concerne les membres dos Oom- 
missions arbitrales ou de conciliation prevues par 
la présente Oonvsntion .

Artikel 573
(i) Die beiden Regierungen werden den Präsi­

denten der Gemischten Kommission und des Schieds­
gerichts durch die im Artikel 565 bezeichneten Be­
vollmächtigten einen Ausweis übergeben, der ihnen 
gestattet, ohne Paß oder anderes Ausweispapier die 
Grenze zu überschreiten und sich in beiden Teilen 
des Abstimmungsgebietes aufzuhalten.

(2) Den anderen im Artikel 572 bezeichneten Per­
sonen werden die erforderlichen Ausweise durch die 
Vermittlung der Staatsvertreter auf Antrag der 
Präsidenten übergeben. Das gleiche gilt für die Mit­
glieder der in diesem Abkommen vorgesehenen 
Schieds- und Schlichtungsstellen.

Artrcle 574
I. — Dos émoluments dss Presidents ds la Oom­

mission mixte st du Tribunal arbitral, ainsi qus 
les traitements, a fixer d'accord avec le Oouvorno- 
ment polonais et avec le Oouvsrnement alle­
mand, des fonctionnaires et des assistants dss 
bureaux, enfin les frais du servies, ssront paves 
par moitié par la Pologne st par l'AIlsmagns.

2. — Des Arbitres toucbsnt uniquement un 
traitement fixe d'accord avec eux avant leur no­
mination.

3. — Dn matière ds revendications relatives au 
paiement de leurs traitements et indemnités, les 
Membres de la Oommission mixte et du Tribunal 
arbitral peuvent recourir aux tribunaux de leur 
pavs-

Artikel 574
(1) Die Gehälter der Präsidenten der Gemischten 

Kommission und des Schiedsgerichts sowie die im 
Einvernehmen mit der polnischen Regierung und der 
deutschen Regierung festzusetzenden Gehälter der Be­
amten und Hilfskräfte der Bureaus und die aus der 
Tätigkeit beider Behörden entstehenden sachlichen 
Kosten werden von Polen und Deutschland se zur 
Hälfte getragen.

(2) Die Schiedsrichter erhalten nur ein Gehalt, 
das mit ihnen vor ihrer Ernennung zu verein­
baren ist.

(3) Für die vermögensrechtlichen Ansprüche der 
Mitglieder der Gemischten Kommission und des 
Schiedsgerichts auf Gehalt und Entschädigungen ist 
der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten ihres 
Landes gegeben.

34
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Article 575
Des presidents de la Oommission mixte et du 

Tribunal arbitral établissent leur budget annuel 
d'aeeord avec Iss Agsnts d'Ktat.

Article 576
D'omploi ds la langue officislls de la Oom- 

mission mixte et du Tribunal arbitral sst règle 
comms suit:

8 i
DanAue des débats

D — Des présidents ss servent de la langue qui 
leur est familière. Huant aux autres personnes 
participant officiellement aux débats, elles se 
servent de la langue allemande ou polonaiss.

2. — Dss déclarations, requêtes, résolutions et 
décisions doivent être traduites en allemand ou sn 
polonais, st, s'il a lieu, dans lss dsux langues.

3. — Des personnes qui participent aux débats 
sans qualité officielle, ss servent ds la langue alle­
mande ou polonaise, à moins qu'elles ns sacbent 
ni l'une ni l'autre.

4. — Da traduction sera faite par le président, 
par un Membre de la Oommission mixts ou par un 
Arbitrs st, ls cas ècbèant, par un interprète.

5. — De procès-verbal est rédigé en allemand st 
sn polonais.

8 2
Dangues du service intérieur.

1. — Dans ls servies intérieur, ebacun peut ss 
servir de l'allemand st du polonais.

2. — Dss circulaires de servies d'un caractère 
général, les alfiebes dans les bureaux, etc., devront 
êtrs rédigées sn allemand st sn polonais.

3. — Aura la première place, la langue officielle 
du xa^s dans lequel se trouve la Oommission ou 
ls Tribunal.

8 3 
lâAues du service extérieur.

Des requêtes adressées a la Oommission mixts 
ou au Tribunal arbitral doivent êtrs rédigées en 
polonais ou sn allemand. Da réponse ssra rédiges 
dans la même langue, à moins qus ls destinataire 

renonce, pour le reste, toutes lss pièces, com­
munications, notifications officielles, citations, etc., 
destinées a une autorité allemande ou à desti­
nation de l'Allemagne, doivent êtrs rédigées en 
allemand, st toutes les pièces, communications, 
notifications officielles, citations, etc., destinées 
a uns autorité polonaiss ou à destination ds la 
Pologne, doivent êtrs rédigées sn polonais.

8 4
Dss dispositions du présent article s'appliquent 

d'une manière analogue aux (Commissions arbi­
trales ou de conciliation instituées sn vsrtu de 
la présents Oonvsntion.

Artikel 575
Die Präsidenten der Gemischten Kommission und 

des Schiedsgerichts stellen den Haushaltsplan für 
ihre Behörde für jedes Geschäftsjahr im Einver­
nehmen mit den Staatsvertretern auf.

A r t i k e l 576
Über die Amtssprache der Gemischten Kommission 

und des Schiedsgerichts wird folgendes bestimmt:

8 1
Verhandlungssprache

(1) Die Präsidenten bedienen sich der Sprache, die 
ihnen geläufig ist. Die übrigen Amtspersonen be­
dienen sich der deutschen oder der polnischen Sprache.

(2) Erklärungen, Anträge, Beschlüsse und Ent­
scheidungen werden ins Deutsche oder ins Polnische, 
gegebenenfalls in beide Sprachen, übertragen.

(3) Nichtbeamtete Personen dürfen sich in den Ver­
handlungen der deutschen oder der polnischen Sprache 
bedienen, es sei denn, daß sie keine der beiden 
Sprachen beherrschen.

(4) Die Übersetzung wird von dem Präsidenten, 
von einem Mitglied der Gemischten Kommission 
oder einem Schiedsrichter, erforderlichenfalls von 
einem Dolmetscher, vorgenommen.

(s) Das Protokoll wird in deutscher und in pol­
nischer Sprache geführt.

8 2
Sprache des inneren Dien st es

(r) Im inneren Dienste kann sich jeder der deut­
schen oder der polnischen Sprache bedienen.

(2) Innere Verfügungen allgemeiner Art, An­
schläge in den Bureauräumen usw. werden deutsch 
und polnisch abgefaßt.

(3) An erster Stelle steht die Amtssprache des 
Staates, in dessen Gebiete sich der Sitz der Gemischten 
Kommission oder des Schiedsgerichts befindet.

8 3
Sprache des äußeren Dien st Verkehrs

Eingaben an die Gemischte Kommission oder an 
das Schiedsgericht sind in polnischer oder in deutscher 
Sprache abzufassen. Sie werden in derselben Sprache 
beantwortet, falls nicht der Einsender darauf ver­
zichtet. Im übrigen werden alle Schriftstücke, Mit­
teilungen, Zustellungen, Ladungen usw., die an eine 
deutsche Behörde oder nach Deutschland gerichtet sind, 
deutsch und alle Schriftstücke, Mitteilungen, Zu­
stellungen, Ladungen usw., die an eine polnische Be­
hörde oder nach Polen gerichtet sind, Polnisch ab­
gefaßt.

84
Die Bestimmungen dieses Artikels finden auf die 

in diesem Abkommen eingesetzten Schieds- und 
Schlichtungsstellen entsprechende Anwendung.
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Titre II

procédure et Lompètence
cbapitre premier

Lomiàsion mixte
Article 577

1. — Vaut disposition contraire, la Oommission 
mixte ne s'occupe d'une affaire qu'a la demande de 
l'un des Agents d'Liat.

2. — Da procedure sst introduits par une 
requête écrite de l'Agent d'Ltat. Oette requête 
doit comprendre des conclusions précises.

3. — Dlls comprend de plus :
1° un expose détaille des laits sur lesquels ss 

basent les conclusions ;
2° l'indication dss modes de preuves ;
3° l'indication dss dispositions de la présente 

Oonvention sur lesquelles se tondent les con­
clusions.

4. — D'Agent d'Dtat peut retirer sa demande de 
son propre ebet, tant que la requête n'a pas ets 
notifiée officiellement à l'autre Agent d'Ltat. 
Après la notification officielle de la requête, il ns 
peut la retirer qu'avec ls conssntsmsnt de l'autrs 
Agent d'Ltat.

Article 578
8 1

D — De Président examine si lss requêtes in­
troduites auprès de la Oommission mixte répon­
dent aux conditions prevues à l'article 57?, et si 
sllss émanent de personnes compétentes.

2. — 8i elles ns répondent pas aux conditions 
de l'article 577, alineas 1 et 2, ls President peut 
Iss rszstsr connus non-rscsvablss. De Président 
peut fixer un délai pour curer ces vices de forme, 
et rejeter la demande comme non-recevable a l'ex­
piration du dit délai.

3. — 8i les autres conditions prevues à l'ar­
ticls 577 ne sont pas remplies, le Président peut 
exiger que css lacunes soient remplies.

8 2
1. — 8i la requête est recevable, le President 

désigne immédiatement un rapporteur st un corap- 
portsur.

2. — Ds rapporteur doit être ressortissant do 
l'Ltat d'oà émane la requête. De co^apportsur 
doit appartenir a l'autre Liât.

Article 579
1. — Da Oommission mixte statue, après débat 

oral, sur le point de savoir si les conclusions kor- 
mulses dans la requête sont fondées, en tout ou 
on partie. Leront convoques pour le débat, les 
Agents d'Ltat et autres personnes intéressées, si 
elles sont parties en cause ou si elles doivent être 
citées sn application des stipulations do la pré­
sente Oonvention.

Titel II
Verfahren und Zuständigkeit

Kapitel I

Gemischte Kommission
Artikel 577

(i) Die Gemischte Kommission tritt, soweit nicht 
ein anderes bestimmt worden ist, nur auf Antrag 
eines Staatsvertreters in Tätigkeit.

(s) Das Verfahren wird durch eine schriftliche Ein­
gabe des Staatsvertreters eingeleitet. Die Eingabe 
muß einen bestimmten Antrag enthalten.

(3) Sie soll ferner enthalten:
1. eine eingehende Darstellung der Tatsachen, auf 

die der Antrag gestützt wird;
^2 . die Bezeichnung der Beweismittel;

3. die Angabe der Bestimmungen dieses Abkom­
mens, die den Antrag begründen.

(4) Der Staatsvertreter kann den Antrag zurück­
nehmen, bevor die Eingabe dem anderen Staatsver­
treter zugestellt worden ist. Nach der Zustellung kann 
er ihn nur mit Zustimmung des anderen Staatsver­
treters zurücknehmen.

Artikel 578 
8 1

(r) Der Präsident prüft, ob die der Gemischten 
Kommission eingereichte Eingabe den im Artikel 577 
bezeichneten Erfordernissen entspricht, und ob sie von 
einer zuständigen Person ausgeht.

(2) Entspricht die Eingabe nicht den Erfordernissen 
des Artikel 577 Abs. 1 und 2, so kann der Präsident 
sie als unzulässig zurückweisen. Der Präsident kann 
eine Frist zur Behebung der Mängel setzen und die 
Eingabe nach Ablauf dieser Frist als unzulässig zu­
rückweisen.

(3) Wenn die anderen im Artikel 577 bezeichneten 
Erfordernisse nicht erfüllt worden sind, kann der Prä­
sident verlangen, daß das Fehlende nachgeholt wird.

8 2
(1) Ist die Eingabe zulässig, so bestimmt der Prä­

sident unmittelbar einen Berichterstatter und einen 
Mitberichterstatter.

(2) Der Berichterstatter muß Angehöriger des 
Staates sein, dem die Partei angehört, von der die 
Eingabe ausgeht; der Mitberichterstatter muß Ange­
höriger des anderen Staates sein.

Artikel 579
(1 ) Die Gemischte Kommission stellt auf Grund 

einer mündlichen Verhandlung fest, ob der in der 
Eingabe gestellte Antrag ganz oder teilweise be­
gründet ist. Zur Verhandlung sind die Staatsver­
treter und andere beteiligte Personen zu laden, wenn 
sie Parteien sind, oder wenn ihre Ladung nach den 
Bestimmungen dieses Abkommens vorgeschrieben ist.

34*
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2. — Dss dèdats ns sont pas publies. Da parois 
ssra donnes, sn xrsinisr lisu, au rapporteur st au 
eoraxportsur, ou a touts autre partis sn oauss.

3. — Dss xsrsonnss convoquées eonkormèmsnb 
aux dispositions ds l'alinéa 1, doivent avoir l'oc­
casion ds présenter dss dsmandss st ds donner dss 
explications oralss.

Article 586
1. — Da Oommission mixts sst autorises a ds- 

mandsr au Tribunal arbitral, ainsi qu'aux auto­
rités judiciaires st administratives dss parties 
allsmands st polonaise du tsrritoirs plébiscité, dss 
consultations motivèss.

2. — Dss autorités administratives sont tenues 
ds donner suits à ds tsllss dsmandss.

Article 581
1. — Da Oommission mixts peut, à l'unanimité, 

rsnvo^sr à tous lss stades ds la procédure uns 
question d'ordrs tsclmiqus ou de comptabilité a 
un ou plusieurs sxxsrts-dèlèZuès.

2. — Dss avis dss sxxsrts-dslsZuss doivent être 
soumis à la Oommission mixts, qui vsrifis sans 
débats s'ils ns contionnsnt pas d'srrsurs ds droit 
relatives aux dispositions ds la présents Oonvsn­
tion. 8'il n'^ a pas d'erreur ds droit ou d'autrs 
erreur manifeste, css avis sont confirmés par la 
Oommission mixts. Dans ls cas eontrairs, la Oom­
mission mixts xsut soit rsnvo^sr à nouveau la 
question aux exxorts-dèlèZuès pour qu'ils modi­
fient lsur avis, soit statusr slls-msms sur ls diffé­
rend après avoir infirmé l'avis dss sxpsrts- 
dslsAuss.

Article 58Z
8 1

1. — Dn tant qus la xrsssnts Oonvsntion pré­
voit la conclusion, entrs lss dsux Tarties con­
tractantes ou les dsux Oouvsrnsmsnts, d'accords 
conesrnant l'exécution ou l'application ds stipula­
tions contenues dans la xrsssnts Oonvsntion, st 
sn tant qus css accords ns xourront ss kairs dans 
un delai raisonnable, la Oommission mixts pourra 
— sauk stipulation contraire ds la présents Oon­
vsntion — soumettre aux Tarties dss projets de 
rèZlsmsnt, pourvu qu'uns entente soit urgente st 
indispensable pour la miss sn exécution st l'appli­
cation des dispositions relatives aux questions 
auxquelles a trait l'entente prevus.

2. — Da proposition sst censés strs acceptés 
par lss Tarties contractantes si un autre accord 
n'est pas intervenu dans ls délai d'un mois à dater 
ds la notification ds cstts proposition aux Agsnts 
d'Ltat.

3. — Touts proposition acceptés au ssns du 
présent article aura la même korce st valeur qu'un 
accord valablement conclu sntrs les deux Tarties. 
Mis sera publiés dans les journaux okücisls ds la 
Lilèsis allemands st ds la Lilèsis polonaiss.

8 2
Da Oommission pourra ègalsmsnt proposer dss 

arrangements relativement aux questions pour 
lesquelles ls partage de la Hauts Lilèsis nécessite 
un arrangement sntrs lss dsux Tarties, pourvu

(2) Die Verhandlung ist nichtöffentlich. Zuerst 
erhalten der Berichterstatter und der Mitberichterstat- 
ter sowie die Parteien das Wort zu ihren Ausfüh­
rungen.

(3) Den in Abs. 1 bezeichneten Personen ist Ge­
legenheit zu geben, Anträge zu stellen und sich münd­
lich zur Sache zu äußern.

Artikel 580
(r) Die Gemischte Kommission ist befugt, das 

Schiedsgericht sowie die Gerichte und Verwaltungs­
behörden im deutschen und im polnischen Teile des 
Abstimmungsgebiets um begründete Gutachten zu er­
suchen.

(2) Die Verwaltungsbehörden sind verpflichtet, 
dem Ersuchen stattzugeben.

Artikel 581
(i) Die Gemischte Kommission kann in jeder Lage 

des Verfahrens durch einstimmigen Beschluß eine 
Angelegenheit technischer oder rechnerischer Art einem 
oder mehreren sachverständigen Delegierten über­
weisen.

(2) Die Gutachten der Delegierten werden der Ge­
mischten Kommission vorgelegt, die ohne Verhand­
lung Prüft, ob sie auf einem Rechtsirrtum über die 
Bestimmungen dieses Abkommens beruhen. Liegt 
kein Rechtsirrtum und kein anderer offenbarer Irr­
tum vor, so bestätigt die Gemischte Kommission das 
Gutachten. Anderenfalls kann sie die Angelegenheit 
an die Delegierten zwecks Änderung des Gutachtens 
zurückverweisen oder das Gutachten aufheben und die 
Angelegenheit selbst erledigen.

Artikel 582
8 1

(1) Soweit dies Abkommen den Abschluß von Ver­
einbarungen zwischen den vertragschließenden Teilen 
oder den beiden Regierungen über die Ausführung 
oder Anwendung von Bestimmungen dieses Abkom­
mens Vorsicht, und sofern diese Vereinbarungen nicht 
in angemessener Frist zustande kommen, kann die Ge­
mischte Kommission vorbehaltlich abweichender Be­
stimmungen dieses Abkommens den vertragschließen­
den Teilen eine Regelung der Angelegenheit vor­
schlagen, wenn eine Einigung dringend und unent­
behrlich ist für die Durchführung und Anwendung 
der Bestimmungen, die sich auf die Angelegenheit be­
ziehen, für welche die Einigung vorgesehen ist.

(2) Der Vorschlag gilt als von den vertragschließen­
den Teilen angenommen, wenn nicht innerhalb eines 
Monats nach seiner Mitteilung an die Staatsver­
treter eine Vereinbarung anderen Inhalts zustande 
kommt.

(3) Ein im Sinne dieses Artikels angenommener 
Vorschlag hat dieselbe Geltung und Wirkung wie eine 
zwischen den beiden Teilen gültig zustande gekommene 
Vereinbarung. Er wird in den Amtsblättern für 
Deutsch-Oberschlesien und für Polnisch-Oberschlesien 
veröffentlicht.

8 2
Die Gemischte Kommission kann auch in Fragen, 

die sich aus der Teilung Oberschlestens ergeben und 
über die eine Verständigung der beiden Teile not­
wendig ist, eine Regelung der Angelegenheit vor- 
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qus, pour ekaqus sas, Iss dsux Partiss aisnt sou­
venu expressément ds la compétence ds la Oom­
mission mixte pour proposer un arrangement 
tenant lieu ds celui sur lequel les dsux Parties 
ns pourraient eventuellement tomber d'accord.

Article 583
Outrs les dispositions du présent cbapitre, la 

compétence de la Oommission mixte est egalement 
déterminée expressément dans les autres titres 
pour les matières dont ils traitent.

Article 584
1. — Dss Oouvernsmonts Feront sans delai tout 

ls nécessaire pour se coirkormer aux resolutions 
ds la Oommission mixte.

2. — Dss Agents d'Ltat tiendront la Oommis­
sion mixte au courant dss mesures qu'ils auront 
prises à cet effet.

Article 585
1. — 8'il vient à la connaissance du President 

ds la Oommission mixte des Faits, circonstances 
ou situations qui, à son avis, ne sont pas con­
formes aux dispositions de la présents Oonvention, 
le President est libre d'attirer sur eux l'attention 
de l'Agent d'Ltat competent.

2. — D'Agsnt d'Ltat est alors tenu ds trans- 
msttrs sans délai la communication a son Oou- 
vernsmsnt.

Article 586
8 i

1. — Il ssra créé au siège de la Oommission 
mixte, pour quinze ans au plus, un Oomitè con­
sultatif du travail qui se composera d'un Prési­
dent st de dix assesseurs.

2. — De President et deux assesseurs sont 
nommés cbacun pour trois ans par ls Oonseil 
d'Administration du Pureau international du 
Travail. De Président ns doit être ni allemand, ni 
polonais.' Des deux assesseurs nommes par le 
Oonseil d'Administration, l'un doit être polonais, 
l'autre doit être allemand.

3. — Oes assesseurs sont proposes par ls Oou- 
vernement allemand et par le Oouvsrnement po­
lonais qui les cboisissent parmi les experts de 
leur pa^s sn matière de législation du travail. 
Ils ns peuvent être ni employeurs, ni employés.

4. — Huant aux buit autres assesseurs, ils sont 
nommés pour une année, quatre par le (Gouver­
nement polonais et quatre par le Oouvsrnement 
allemand, st sont cboisis on nombre égal parmi 
les employeurs st employés ds leur partis respec­
tive du territoire plébiscité. Avant de les nommer, 
le Oouvsrnement allemand st ls Oouvsrnement 
polonais doivent s'entendre avsc les syndicats 
d'employeurs st d'employés compétents allemands 
et polonais respectivement reconnus dans le terri­
toire plébiscité.

5. — Obaqus Oouvsrnsment nomme ds la même 
manière un suppléant par assesseur.

6. — Da nomination ss fait pour Tannés, du 
l" janvier au 31 décembre. Dite peut êtrs renou­
velés. Dss nominations pour Tannés 1922 
prennent fin le 31 décembre 1922.

schlagen, wenn beide Teile von Fall zu Fall ausdrück­
lich vereinbaren, daß die Gemischte Kommission zu­
ständig sein soll, ihnen eine Regelung vorzuschlagen, 
die eine freie Verständigung ersetzt.

Artikel 583
Abgesehen von den Bestimmungen dieses Kapitels 

ist die Zuständigkeit der Gemischten Kommission auch 
in den anderen Titeln für die darin geregelten Ange­
legenheiten ausdrücklich festgestellt.

Artikel 584
(i) Beide Regierungen werden unverzüglich alles 

Erforderliche veranlassen, um den von der Gemischten 
Kommission gefaßten Beschlüssen zu entsprechen.

(2) Die Staatsvertreter werden die Gemischte 
Kommission über die Maßnahmen, die zu diesem 
Zwecke unternommen werden, auf dem laufenden 
halten.

Artikel 585
(i) Erhält der Präsident der Gemischten Kom­

mission Kenntnis von Tatsachen, Umständen oder 
Verhältnissen, die nach seiner Überzeugung mit den 
Bestimmungen dieses Abkommens nicht in Einklang 
sind, so steht es ihm frei, die Aufmerksamkeit des 
zuständigen Staatsvertreters darauf zu lenken.

(2) Der Staatsvertreter ist verpflichtet, seiner Re­
gierung unverzüglich von dieser Mitteilung Kenntnis 
zu geben.

Artikel 586

8 1
(i) Am Sitze der Gemischten Kommission wird für 

höchstens fünfzehn Jahre ein begutachtender Aus­
schuß für Arbeitsfragen gebildet; er besteht aus einem 
Vorsitzenden und zehn Beisitzern.

(2) Der Vorsitzende und zwei Beisitzer werden vom 
Verwaltungsrate des Internationalen Arbeitsamts je 
auf die Dauer von drei Jahren ernannt. Der Vor­
sitzende darf weder Deutscher noch Pole sein. Von 
den beiden vom Verwaltungsrate zu ernennenden 
Beisitzern muß der eine Pole, der andere Deutscher 
sein.

(3) Diese Beisitzer werden von der deutschen Regie­
rung und von der polnischen Regierung aus dem 
Kreise der arbeitsrechtlichen Sachverständigen ihres 
Landes vorgeschlagen. Sie dürfen weder Arbeit­
geber noch Arbeitnehmer sein.

(4) Von den übrigen acht Beisitzern werden vier 
von der polnischen Regierung und vier von der deut­
schen Regierung je zur Hälfte aus dem Kreise der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer des Abstimmungs­
gebiets auf ein Jahr ernannt. Vor der Ernennung 
hat die deutsche Regierung die maßgebenden deutschen, 
die polnische Regierung die maßgebenden polnischen, 
im Abstimmungsgebiete anerkannten Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmervereinigungen zu hören.

(5) Jede Regierung ernennt auf die gleiche Weise 
für jeden Beisitzer einen Stellvertreter.

(6) Die Ernennung erfolgt für das Kalenderjahr. 
Wiederernennung ist zulässig. Die Ernennungen für 
das Jahr 1922 gelten bis zum 31. Dezember 1922.
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§ 2
1. — Avant ds tranàsr uns contestation au 

sujet ds la non-rsconnaissancs ou ds la restriction 
dss droits dss syndicats d'smploysurs st d'sm- 
plo^ss, conformément au titrs 1°^ ds la quatrième 
partis ds la xrsssnts Oonvsntion, la Oonunission 
inixts doit, a la rsquêts d'un dss AZents d'Ltat, 
demander l'avis du Oomits consultatif du travail.

2. — Avant ds s'adresser au Oomits consultatif, 
la Oommission mixts sst tenus, autant qus fairs 
ss x6ut, d'établir l'êtat ds l'affairs. Ds Oomits 
consultatif sst lis xar lss constatations ds la 
Oommission mixts.

3. — D'avis sst vote a la majorité dss voix du 
Oomits consultatif réuni au complet; il doit êtrs 
présents a la Oommission mixts par écrit avsc ex­
posé des motifs.

4. — A la demande ds la Oommission mixts, 
l'avis doit être expliqué oralomsnt devant slls par 
un ou plusieurs membres du Oomits.

83
1- — Avant qus la Oommission mixts prenne 

position quant à la question de savoir si ds nou­
velles dispositions polonaises en matière ds légis­
lation du travail, au ssns ds l'artiels D psuvsnt 
êtrs déférées par ls Oouvsrnsmsnt allemand a la 
Oour permanente de dustics internationals afin 
qu'elle se prononce a son egard, la Oommission 
mixte est tenue, a la requête d'un dss Agsnts 
d'Ltat, ds prendre l'avis du president st dss dsux 
assesseurs nommes xar le Oonssil d'Admini­
stration du Lureau intsrnational du Travail, xour 
savoir si lss nouvelles dispositions polonaises en 
question sont ou ns sont pas propres a êtrs sub­
stituées aux dispositions sn vigueur.

2. — Da demande ds l'avis doit êtrs adressés au 
Trssident du Oomits consultatif. D'avis doit êtrs 
donné par écrit. Da Oommission mixts psut de­
mander qus l'avis soit expliqué devant slls par 
uns psrsonns avant participe à sa rédaction.

84
1. — Dans toutes lss contestations sn matisrs 

ds travail qui lui sont présentées, la Oommission 
mixte psut demander conseil aux buit membres 
baut silesisns du Oomits consultatif. Il sn sst ds 
mêms sn es qui concsrns lss cas dss xaragrapbss 
2 st 3, si ni l'un ni l'autrs des Agsnts d'Ltat ns 
dsmands l'avis du Oomits consultatif ou ds son 
Trssidsnt st dss dsux msmbrss nommés par ls 
Oonssil d'Administration du Tursau intsrnational 
du Travail.

2. — D'opinion dss buit membres baut silesisns 
du Oomits consultatif doit résulter d'un vote 
après discussions orales tenues au siège ds la 
Oommission mixts. D'avis vote à la majorité dss 
voix dss buit membres est motive st remis par 
écrit à la Oommission mixts.

3. -- A défaut d'uns majorité ds voix, lss diffé­
rents avis psuvsnt êtrs présentés. A la demande 
de la Oommission mixts, lss avis doivent êtrs 
expliques devant slls par uns ou plusieurs per­
sonnes a>ant participe à lsur rédaction.

4- — Dss avis ns peuvent êtrs votes qus si lss 
buit membres sont réunis.

(i) Vor der Entscheidung der Streitigkeiten über 
die Nichtanerkennung oder die Beschränkung der Be­
fugnisse von Arbeitgeber- und Arbeitnehmervereini­
gungen gemäß dem ersten Titel des vierten Teiles 
dieses Abkommens hat die Gemischte Kommission auf 
Antrag eines Staatsvertreters ein Gutachten des Be­
gutachtenden Ausschusses für Arbeitsfragen einzu- 
holen.

(s) Bevor die Gemischte Kommission sich an den 
Begutachtenden Ausschuß wendet, hat sie den Sach- 
verhalt, soweit tunlich, festzustellen. Der Ausschuß 
ist an diese Feststellungen gebunden.

(3) Das Gutachten wird mit Stimmenmehrheit 
des vollzähligen Ausschusses beschlossen und der Ge­
mischten Kommission schriftlich mit Begründung vor­
gelegt.

(4) Auf Verlangen der Gemischten Kommission ist 
das Gutachten durch ein oder mehrere Mitglieder des 
Ausschusses mündlich vor ihr zu erläutern.

8 3
(1) Vor der Stellungnahme der Gemischten Kom­

mission zu der Frage, ob gemäß Artikel I und 2 neue 
polnische Bestimmungen auf dem Gebiete des Arbeits­
rechts geeignet sind, von der deutschen Regierung dem 
Ständigen Internationalen Gerichtshöfe zur Ent­
scheidung vorgelegt zu werden, hat die Gemischte 
Kommission auf Antrag eines Staatsbertreters ein 
Gutachten des Vorsitzenden und der beiden vom Ver­
waltungsrate des Internationalen Arbeitsamts er­
nannten Beisitzer darüber einzuholen, ob die neuen 
polnischen Bestimmungen ihrem Inhalt nach geeig­
net sind, an die Stelle der geltenden Bestimmungen 
zu treten.

(2) Das Ersuchen ist an den Vorsitzenden des 
Begutachtenden Ausschusses zu richten. Das Gut­
achten ist schriftlich zu erstatten. Die Gemischte Kom­
mission kann verlangen, daß das Gutachten durch eine 
an der Abfassung beteiligte Person vor ihr erläutert 
wird.

8 4
(t) Die Gemischte Kommission kann in allen bei 

ihr anhängigen Angelegenheiten auf dem Gebiete des 
Arbeitsrechts den Rat der acht oberschlesischen Mit­
glieder des Begutachtenden Ausschusses in Anspruch 
nehmen. Das gleiche gilt, wenn in den Fällen der 
8Z 2 und 3 keiner der beiden Staatsvertreter das 
Gutachten des gesamten Ausschusses oder das seines 
Präsidenten und der vom Verwaltungsrate des Inter­
nationalen Arbeitsamts ernannten beiden Mitglieder 
beantragt.

(2) Die Meinungsäußerung der acht oberschlesi­
schen Mitglieder des Begutachtenden Ausschusses wird 
durch Abstimmung nach mündlicher Verhandlung am 
Sitze der Gemischten Kommission ermittelt. Das 
von der Mehrheit beschlossene Gutachten ist zu be­
gründen und der Gemischten Kommission schriftlich 
zu überweisen.

(3) Kommt eine Mehrheit nicht zustande, so können 
die verschiedenen Gutachten vorgelegt werden. Auf 
Verlangen der Gemischten Kommission sind die Gut­
achten vor ihr durch eine oder mehrere an der Ab­
fassung beteiligte Personen zu erläutern.

(4) Die Gutachten können nur bei Anwesenheit der 
acht Mitglieder beschlossen werden.
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8 5
1. — Laut Iss cas d'urFsucs, ls Oomitè consul- 

tatik ss réunit rèZuIièrsmsnt uns kois pur an. sn 
séance plènièrs, sur convocation du Président. 
Dss buit membres baut silèsiens siègent lorsque 
les affaires l'exigent.

2. — De Bureau international du Travail 
recevra copie légalisés de cbaque avis Fourni soit 
par le Oomitè consultatik, soit par une catégorie 
de ses membres.

86
Dss dispositions de l'article 576 de la sixième 

partie de la présente Oonvention, relatives à la 
langue, sont applicables mràtrs mràuà au 
Oomitè consultatik. Dss avis doivent être rédiges 
en polonais et en allemand.

8?
Des affaires du Oomitè consultatik sont con­

fiées au secrétariat de la Oommission mixte. 8i, 
selon l'avis de la Oommission mixte, ces affaires 
nécessitent un secrétaire spècial, ce dernier sera 
nommé après accord avec le Oouvsrnement alle­
mand st le Oouvsrnement polonais par le Bureau 
international du Travail. Il ns doit être ni alle­
mand ni polonais.

88
I. — De Président du Oomitè consultatik st ls 

secrétaire mentionné au paragrapbs précédent 
jouissent dss privilèges et immunités prévus à 
l'article 572, alinéa I.

2. — Des articles 570, 571 et 573 leur sont 
applicables mllkakr's muta-uà.

89
1. — Des membres du Oomitè consultatik ne 

touebent pas de traitement, mais des indemnités 
pour cbaque jour de travail, de séance st ds 
déplacement, ainsi qus le remboursement des 
krais de voyage.

2. — De montant des indemnités du Président 
ssra fixé conkormement aux dispositions en usage 
au Bureau international du Travail.

3. — De montane dss indemnités des assesseurs 
sera fixe conkormement aux dispositions qui 
seront arretées par les Oouvernements respective­
ment.

4. — Des krais generaux du Oomitè consultatik 
sont imputés sur lss krais de 1a Oommission 
mixte.

8io
Da Oommission mixte élabore le règlement 

intérieur du Oomitè consultatik après avoir pris 
l'avis du Président du dit Oomitè.

811
Des dispositions du présent article relatives au 

Oomitè consultatik n'entreront sn vigueur qus 
lorsque le Oonseil d'Administration du Bureau 
international du Travail aura kait part aux deux 
parties qu'il accepte les konctions prévues dans 
lesditss dispositions.

8 5
(i) Außer in dringenden Fällen tritt der Begut­

achtende Ausschuß jährlich mindestens einmal auf 
Einberufung durch den Vorsitzenden zu einer Voll­
sitzung zusammen. Die acht oberschlesischen Mitglie­
der tagen, so oft die Geschäftslage es erfordert.

(2) Das Internationale Arbeitsamt erhält von 
jedem Gutachten des Ausschusses oder eines Teiles 
seiner Mitglieder eine beglaubigte Abschrift.

8 6
Die Bestimmungen des Artikel 576 über die 

Sprache finden auf den Begutachtenden Ausschuß ent­
sprechende Anwendung. Die Gutachten sind polnisch 
und deutsch abzufassen.

8 7
Die Geschäfte des Begutachtenden Ausschusses wer­

den von dem Sekretariate der Gemischten Kommission 
geführt. Erfordert die Geschäftsführung nach Auf­
fassung der Gemischten Kommission einen besonderen 
Sekretär, so wird dieser vom Internationalen 
Arbeitsamt im Einvernehmen mit der deutschen 
Regierung und der polnischen Regierung ernannt; er 
darf weder Deutscher noch Pole sein.

8 8
(1) Der Präsident des Begutachtenden Aus­

schusses und der im § 7 bezeichnete Sekretär ge 
nießen die im Artikel 572 Abs. 1 vorgesehenen Vor­
rechte und Befreiungen.

(2) Die Artikel 570, 571 und 573 finden ent­
sprechende Anwendung.

8 9
(1) Die Mitglieder des Begutachtenden Aus- 

schusses beziehen kein Gehalt; sie erhalten Entschä­
digungen für jeden Arbeits-, Sitzungs- und Reise­
tag sowie Ersatz der Reisekosten.

(2) Die Höhe der Entschädigungen für den Vor­
sitzenden wird nach den beim Internationalen Ar­
beitsamt üblichen Bestimmungen festgesetzt.

(3) Für die Höhe der Entschädigungen der Bei­
sitzer sind die Bestimmungen maßgebend, die jede 
der Regierungen sür die von ihr ernannten Beisitzer 
festsetzt.

(4) Die Kosten des Begutachtenden Ausschusses 
sind ein Teil der Kosten der Gemischten Kommission.

8 10
Die Geschäftsordnung sür den Begutachtenden 

Ausschuß erläßt die Gemischte Kommission unter 
Zuziehung des Präsidenten des Ausschusses.

8 11
Die Bestimmungen dieses Artikels über den Bc- 

gutachtenden Ausschuß treten erst in Kraft, nachdem 
der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits­
amts beiden Teilen mitgeteilt hat, daß er die in 
ihnen bezeichneten Aufgaben übernehmen wird.
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Lkapitre II

Tribunal arbitral
Article 587

1. — Des parties en cause peuvent se taire re­
présenter devant le Tribunal arbitral soit par un 
avocat inscrit a un tribunal allemand ou polonais, 
soit par un xrotesseur ou xrivat-docsnt d'une uni­
versité allemande ou polonaise, soit, s'il s'agit de 
la propriété industrielle, xar un agent de brevets 
allemand ou polonais. De règlement du Tribunal 
arbitral décidera la question de savoir si les par- 
ties peuvent se taire représenter par toute autre 
personne qualifies.

2. — 8i l'Mat sst lui-même partie, il pourra se 
taire représenter xar son Agent d'Mat.

Article 588
8 1.

1. — 8i, dans une affaire baut silêsisnne, le 
jugement ou la decision dsxsnd de l'intsrxrêtation 
d'un article de la présents Oonvsntion, ebaque 
partis sn cause peut, jusqu'à la fin dss débats sn 
deuxième instance, demander qus la question 
d'interprétation soit soumise au Tribunal arbitral 
(évocation).

2. — On entend par affaire baut silêsisnne une 
affairs portes sn première instance devant un tri­
bunal quelconque, compris les tribunaux admini- 
stratits, situe dans le territoire plébiscite, ou de­
vant les autorités administratives dudit territoire 
qui ne reçoivent pas d'ordres par la vois bisrar- 
Anqus. On sntsnd egalement par affairs baut silê- 
sienne uns affaire portes en première instance de­
vant un tribunal quelconque, v compris los tribu­
naux administratifs, situe sn dsbors du tsrritoirs 
plébiscité, ou devant des autorités administratives 
qui no rsqoivsnt pas d'ordres par la vois biêrar- 
cbiqus, pourvu qu'elle provienne dune partie du 
territoire plébiscité qui relève sn xromière instance 
de la juridiction dss dits tribunaux ou autorités.

8 2
Ds tribunal ou l'autorits on question roxousso 

la demande d'évocation s'il estims qus son juge­
ment ou sa decision ne dopend pas de l'intsrxrsta- 
tion, ou si l'évocation ns lui parait pas admissible 
conformément aux dispositions do la présents 
Oonvsntion. Il peut repousser la demande si la 
question d'interprétation a déjà sts trancbss xar 
lo Tribunal arbitral ot publiés dans son recueil 
officiel, ou si la demande ne repose manifsstsmont 
quo sur dos motiks dilatoires.

8 3
line application erronés des dispositions du 

xaragraxbo 2 sera considérés par les tribunaux et 
autorités des deux pa^s comme un vice essentiel 
de procedure.

8 4
8auk dispositions expressément contraires de la 

présents Oonvsntion, l'interprétation du Tribunal 
arbitral lie les tribunaux et autorités dss deux 
xa^s pour leur jugement ou decision.

Kapitel II

Das Schiedsgericht
Artikel 587

(1) Die Parteien können sich vor dem Schieds­
gerichte durch einen bei einem deutschen oder einem 
polnischen Gerichte zugelassenen Rechtsanwalt oder 
einen Professor oder Privatdozenten einer deutschen 
oder polnischen Hochschule, sowie in Angelegen­
heiten des gewerblichen Rechtsschutzes durch einen 
deutschen oder polnischen Patentanwalt vertreten 
lassen. Die Geschäftsordnung des Schiedsgerichts 
bestimmt, inwieweit sie sich durch andere geeignete 
Personen vertreten lassen dürfen.

(2) Ist der Staat Partei, so kann er sich durch 
den Staatsvertreter vertreten lassen.

Artikel 588
8 1

(i) Wenn in einer oberschlesischen Angelegenheit 
das Urteil oder die Entscheidung von der Aus­
legung eines Artikels dieses Abkommens abhängt, 
kann jede Partei bis zum Schlüsse der Verhandlung 
zweiter Instanz verlangen, daß die Auslegungsfrage 
dem Schiedsgerichte zur Entscheidung vorgelegt 
wird (Evokation).

(2) Als oberschlesische Angelegenheit gilt eine An­
gelegenheit, die in erster Instanz bei einem im Ab­
stimmungsgebiete gelegenen Gerichte jeder Art ein­
schließlich der Verwaltungsgerichte, oder bei einer 
dort gelegenen Verwaltungsbehörde, die an keine 
Weisungen der Vorgesetzten Behörde gebunden ist, 
anhängig gemacht worden ist. Als oberschlesische An­
gelegenheit gilt auch eine Angelegenheit, die in erster 
Instanz bei einem außerhalb des Abstimmungs­
gebiets gelegenen Gerichte jeder Art, einschließlich 
der Verwaltungsgerichte, oder bei einer den Weisun­
gen der Vorgesetzten Behörde nicht unterworfenen 
Verwaltungsbehörde anhängig gemacht worden ist, 
wenn sie aus einem Teile des Abstimmungsgebiets 
stammt, für den diese Gerichte oder Behörden in 
erster Instanz zuständig sind.

8 2
Die Gerichte oder Verwaltungsbehörden lehnen 

den Antrag ab, wenn sie die Abhängigkeit des Ur­
teils oder der Entscheidung von der Auslegungs­
frage verneinen, oder wenn sie die Evokation nach 
den Bestimmungen dieses Abkommens sür unzu­
lässig halten. Sie können den Antrag ablehnen, wenn 
die Auslegungsfrage von dem Schiedsgerichte be 
reits entschieden und in der Sammlung der Ent­
scheidungen veröffentlicht oder wenn der Antrag 
offenbar zum Zwecke der Verschleppung gestellt wor­
den ist.

8 3
Eine unrichtige Anwendung der Bestimmungen 

des Z 2 ist von den Landesgerichten oder Landes­
behörden als wesentlicher Mangel des Verfahrens zu 
behandeln.

8 4
Die Auslegung des Schiedsgerichts ist für die Ge­

richte und Verwaltungsbehörden bei ihrem Urteil 
oder ihrer Entscheidung bindend, soweit nicht die 
Bestimmungen dieses Abkommens ausdrücklich ein 
anderes vorschreiben.
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Article 589
1. — De tribunal ou l'autorité qui est saisi 

<l'uns akkairs baut silesionno peut, jusqu'à os qus 
ls jugement ou la décision soit rendu en deuxième 
instance, la porter devant le Tribunal arbitral s'il 
le considère comme competent. Il est tenu de le 
Faire si l'Agent d'Ltat ds son pavs le demande.

2. — 8i ls Tribunal arbitral ss reconnaît compe­
tent, il prend l'affaire dans l'état ou elle lui a 
êtê présentes.

Article 599
I. — Ta compétence du Tribunal arbitral 

n'affecte celle des tribunaux et autorités admini­
stratives des Parties contractantes que dans les 
limites des dispositions de la présente Oonvention.

2. — Dss parties en cause ne peuvent pas, par 
un accord, étendre la compétence du Tribunal ar­
bitral au delà des limites prevues dans la présente 
Oonvention.

3. — Des parties sn cause dans une affaire peu­
vent ss mettre d'accord pour substituer, sn es qui 
concerne cette affaire, la compétence d'un tribunal 
ou d'uns autorité d'un des deux pavo à celle du 
Tribunal arbitral.

Article 591
I. — Da sentence du Tribunal arbitral ns pro­

duit sss effets, dans ls8 dsux Liais, qu'à l'égard 
des partiss sn cause st pour l'affairs seule au sujet 
ds laquelle elle sst prononces.

2. — 8i, conFormêmsnt aux dispositions de la 
deuxième partie de la présente Oonvention ou à 
l'article 588, il s'agit de déterminer la nationalité 
d'uns dss parties en cause, la sentence du Tribunal 
arbitral relative à la nationalité produira ses 
effets erpa omnes dans les territoires des dsux 
Parties contractantes.

Article 592
I. — De Tribunal arbitral publie ses sentences 

dans un recueil otbeisl en allemand et sn polonais, 
lors-qu'sllss sont d'un rssl interet jurisxrudsntiel.

2. — 8i, dans une affaire relative à la Haute 
Lilêsis, un tribunal ou une autorité administrative 
veut déroger à une sentence ainsi publiée, ce 
tribunal ou cette autorité administrative devra 
soumettre la question à la décision du Tribunal 
arbitral avec l'exposé de ses raisons. Da sentence 
du Tribunal arbitral lie le tribunal ou l'autorité 
intéressés.

Article 599
Dorsqus ls Tribunal arbitral s'sst prononcé sur 

ls Fond d'une affaire, l'exécution de la sentence 
ou les mesures d'application sont provoquées, à la 
demande d'une dss parties, par l'Agent d'Ltat 
du pavs dans lequel l'exécution ou l'application 
doit avoir lieu. D'exécution ou l'application 66 
Font dans les mêmes conditions et avec les mêmes 
Formalités que l'exécution ou l'application d'uns 
décision analogue d'uns autorité nationale.

Article 594
Dans ses règles de procédure, le Tribunal 

arbitral décidera dans quelles conditions une 
affaire close pourra être rouverts.

A r t i k e l 589
(1) Wenn Gerichte oder Verwaltungsbehörden in 

einer oberschlesischen Angelegenheit das Schiedsgericht 
für zuständig halten, können sie diese Angelegenheit, 
bevor das Urteil oder die Entscheidung zweiter In­
stanz ergangen ist, dem Schiedsgerichte zur Entschei­
dung vorlegen. Die Angelegenheit muß dem 
Schiedsgerichte vorgelegt werden, wenn der Staats­
vertreter ihres Landes es beantragt.

(2) Bejaht das Schiedsgericht seine Zuständig­
keit, so übernimmt es die Angelegenheit in der Lage, 
in der sie ihm vorgelegt worden ist.

Artikel 590
(1) Durch die Zuständigkeit des Schiedsgerichts 

wird die Zuständigkeit der Landesgerichte oder 
Landesbehörden nur insoweit berührt, als sich dies 
aus den Bestimmungen dieses Abkommens ergibt.
- (2) Die Parteien können die Zuständigkeit des 
Schiedsgerichts über den in diesem Abkommen vor­
gesehenen Umfang nicht durch Vereinbarung er­
weitern.

(3) Die Parteien können für eine bestimmte An­
gelegenheit an Stelle der Zuständigkeit des Schieds­
gerichts die Zuständigkeit von Landesgerichten oder 
Landesbehörden vereinbaren.

Artikel 591
(1) Die Entscheidungen des Schiedsgerichts sind 

in beiden Staaten nur für die Parteien und nur für 
die Angelegenheit, in der sie ergehen, verbindlich.

(2) Stellt das Schiedsgericht gemäß dem zweiten 
Teile dieses Abkommens oder gemäß Artikel 588 die 
Staatsangehörigkeit einer Partei fest, so hat die 
Entscheidung über die Staatsangehörigkeit in den 
Gebieten beider vertragschließenden Teile absolute 
Rechtskraft.

Artikel 592
(i) Das Schiedsgericht veröffentlicht seine Ent­

scheidungen, soweit sie von grundsätzlicher Bedeu­
tung sind, in einer amtlichen Sammlung in deutscher 
und in polnischer Sprache.

(2) Wollen Gerichte oder Verwaltungsbehörden 
in einer Oberschlesien betreffenden Angelegenheit von 
einer veröffentlichten Entscheidung abweichen, so 
haben sie die Angelegenheit unter Darlegung ihrer 
Gründe dem Schiedsgerichte zur Entscheidung vor- 
zulegen. Die Entscheidung des Schiedsgerichts ist 
für sie bindend.

A r t i k e l 593
Hat das Schiedsgericht in der Sache selbst ent­

schieden, so veranlaßt auf den Antrag einer Partei 
der Staatsvertreter des Landes, in dem die Ent­
scheidung auszuführen oder anzuwenden ist, die 
Ausführung der Entscheidung oder die zu ihrer An­
wendung erforderlichen Maßnahmen. Die Ausfüh­
rung oder die Anwendung erfolgt unter denselben 
Voraussetzungen und in denselben Formen wie die 
Ausführung oder die Anwendung entsprechender 
Entscheidungen der Landesbehörden.

Artikel 594
Das Schiedsgericht bestimmt in seiner Verfahrens­

ordnung, unter welchen Voraussetzungen die Wie­
deraufnahme eines Verfahrens zulässig ist.
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Article 595
I. — Ds Tribunal arbitral psut xràvsr dss 

taxes sn raison ds sa procédure.
2. — Ds fisc du Rsiob, des Mats allsinands st 

ds la province Oàersr/üesà, st ls 6sc ds l'Mat 
polonais st ds la voïvodis ds Lilssis, sont exempts 
de ces taxes.

3. — Des dispositions relatives à la nature st 
au montant dss taxes, aux débours et provisions, 
ainsi qu'aux trais d'avocats, ssront détermines par 
le règlement intérieur; il en sst de meme de la 
question de savoir à qui incombent les trais.

4. — Des dispositions de l'article 593 s'appli­
quent également aux decisions concernant lss 
trais.

Lkapitre III
Vl8po8ition8 commune8 à la 

Lommi88lon mixte et au Tribunal arbitral
Article 596

§ 1
Da Oommission mixts et le Tribunal arbitral 

élaborent eux-mêmes leur règlement de procedure 
sn tenant compte des principes st dss dispositions 
contenus dans la xrsssnts xartis.

Z 2
1. — Des règlements de procédure doivent êtrs 

publies dans le Reic/rsASsetLölatt st le Dsienrrâ 
Dsào 7àcL-Mosxolites Tols/cies. Ils entrent en 
vigueur quinze jours après leur publication dans 
ces deux organes.

2. — dusqu'à l'entrée sn vigueur de css règls- 
msnts, la Oommission mixte et ls Tribunal 
arbitral régleront leur procedure selon lss néces­
sités.

83
Il sn sst de même des modifications LUX dits 

règlements.
Article 597

Des Tresidents de lu Oommission mixts et du 
Tribunal arbitral examinent si, avant d'avoir 
recours a eux, il a êtê lait, conformément aux 
dispositions de la présente Oonvsntion, appel aux 
Oommissions arbitrales ou de conciliation ou à 
d'autres organisations intermédiaires prévues 
dans cette Oonvsntion ou encore aux autorités ou 
tribunaux nationaux compétents au premier cbsf. 
Dans la négative, uns demande ns sera pas 
recevable.

Article 598
1. — Lauf dispositions contraires de la présents 

xartis, la Oommission mixte et le Tribunal 
arbitral délibèrent st statuent en séance plénière.

2. — Da Oommission mixte st ls Tribunal 
arbitral statusnt à la majorité absolue.

3. — Da procédure et le règlement intérieur 
fixeront lss limites de l'autonomie des présidents 
dans la préparation st la direction des débats.

Article 599
I. — Da Oommission mixte et le Tribunal 

arbitral peuvent rendre, à la demande de Tun des 
Agents d'Mat ou d'une dss parties, des rêso-

Artikel 595
(i) Für das Verfahren vor dem Schiedsgerichte 

können Gebühren erhoben werden.
(2) Der Fiskus des Reichs, der Länder und der 

Provinz Oberschlefien, sowie der Fiskus des polni­
schen Staates nnd der Wojewodschaft Schlesien sind 
von Gebühren befreit.

(3) Die Geschäftsordnung stellt die Vorschriften 
über Art und Höhe der Gebühren, über Auslagen 
und Vorschüsse sowie über die Kosten der Vertre­
tung auf; das Gleiche gilt für die Frage der Kosten- 
tragung und der Kostenerstattung.

(4) Die Vorschriften des Artikels 593 finden auf 
die Entscheidung über die Kosten entsprechende An­
wendung.

Kapitel III
Gemeinsame Bestimmungen über 

Gemischte Kommission und Schiedsgericht
A r t i k e l 596

8 I
Die Gemischte Kommission und das Schiedsgericht 

geben sich unter Beachtung der in diesem Abschnitt 
enthaltenen Grundsätze und Bestimmungen ihre Ver­
fahrensordnung selbst.

8 2
(1) Die Verfahrensordnungen sind im Reichs­

gesetzblatt und im Dziennik Ustav zu veröffentlichen. 
Sie treten vierzehn Tage nach der Veröffentlichung 
in beiden Gesetzblättern in Kraft.

(2) Bis zum Inkrafttreten der Verfahrensordnun- M 
gen regeln die Gemischte Kommission und das H 
Schiedsgericht ihr Verfahren entsprechend den Be- 
dürfnissen. j

8 3
Das gleiche gilt für Änderungen der Verfahrens­

ordnungen.
A r t i k e l 597

Die Präsidenten der Gemischten Kommission und 
des Schiedsgerichts prüfen, ob gemäß den Bestim­
mungen dieses Abkommens vor der Anrufung der 
Gemischten Kommission oder des Schiedsgerichts die 
Schieds- und Schlichtungsstellen oder andere in 
diesem Abkommen vorgesehene Zwischeninstanzen 
oder die in erster Linie zuständigen Landesgerichte 
oder Landesbehörden mit der Angelegenheit befaßt 
worden sind. Ist dies unterblieben, so weisen die 
Präsidenten die Anträge als unzulässig ab.

A r t i k e l 598
H) Soweit in diesem Teile nicht ein anderes be­

stimmt worden ist, verhandeln und beschließen die 
Gemischte Kommission und das Schiedsgericht in 
voller Besetzung.

(2) Die Gemischte Kommission und das Schieds­
gericht beschließen mit Stimmenmehrheit.

(3) Die Verfahrens- und Geschäftsordnungen be­
stimmen, in welchem Umfange die Präsidenten für 
die Vorbereitung und Leitung der Verhandlungen 
selbständig verfügen dürfen.

Artikel 599
(1) Die Gemischte Kommission und das Schieds­

gericht können auf Antrag eines Staatsvertreters 
oder einer Partei in den ihnen geeignet scheinenden
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luttons ot sentences provisoires àns les cas qui 
leur paraissent appropries. Il en est ainsi notam­
ment lorsqu'il est établi d'une manière plausible 
qu'une mesure immédiate s'impose pour la pro­
tection d'un droit menace ou pour éviter un 
dommage considérable.

2. — Da sentence provisoire du Tribunal 
arbitral ns doit pas contenir d'ordre à exécuter, 
mais seulement le règlement provisoire ou la con­
firmation d'un état de cbosss existant.

Fällen einstweilige Beschlüsse und Entscheidungen er­
lassen. Dies gilt insbesondere, wenn glaubhaft ge­
macht wird, daß eine sofortige Maßnahme zum 
Schuhe eines bedrohten Rechts oder zur Abwendung 
wesentlicher Schäden notwendig ist.

(2) Die einstweilige Entscheidung des Schiedsge­
richts darf nicht die Anordnung der Erfüllung, son­
dern nur eine einstweilige Regelung oder die Siche­
rung eines bestehenden Zustandes enthalten.

Article 609
8i uns résolution ds la Oommission mixte ou 

uns sentence du Tribunal arbitral dépend ds 
l'interprétation de l'article 256 du Traite ds Paix 
ds Versailles, la procedure doit être suspendus.

A r t i k e l 600
Hängt ein Beschluß der Gemischten Kommission 

oder eine Entscheidung des Schiedsgerichts von der 
Auslegung des Artikel 256 des Friedensvertrags 
von Versailles ab, so ist das Verfahren auszusetzen.

Article 601
8 i

I. — Da Oommission mixts st ls Tribunal ar­
bitral peuvent recueillir les preuves qu'ils jugent 
necessaires st peuvent, entre autres, entendre 
sous serment des témoins et experts résidant dans 
ls tsrritoirs Plebiscits. Da convocation tiendra 
lieu de saukconduit.

2. — Da kormuls de serment sera conkorms aux 
dispositions de procedure civils sn vigueur dans 
le pavs dans lequel a lieu l'audition des témoins 
ou experts. De Faux serment ou les Fausses dé­
clarations sfi tenant lieu ssront punis par les 
Parties contractantes comme des délits commis 
auprès de leurs propres autorités.

8 2
I. — Dans Iss limites du territoire plébiscite, 

la Oommission mixte et ls Tribunal arbitral peu­
vent recueillir toutes preuves necessaires, soit 
par eux-mêmes, soit par un de leurs Membres dé­
signé a cet effet, soit par l'intermediaire de l'Agent 
d'Ltat competent. là dsbors des limites du terri­
toire plébiscite, le President devra recourir à l'in­
termediaire de l'Agsnt d'Ltat pour Faire recueillir 
par Iss autorités competentes toutes preuves ne­
cessaires.

2. — Toutes les autorités polonaises et alle­
mandes sont tenues d'accorder leur concours gra­
tuit à la Oommission et au Tribunal arbitral. 
Tous les irais et remboursements ds débours à 
prslsvsr par css autorités seront portes im­
médiatement par elles au crédit de la Oommission 
mixts st du Tribunal arbitral. Toutskois, Iss dé­
bours nécessites par une consultation ou expertise 
ssront rembourses aux autorités nationales par 
l'instance internationale.

Article 69Z
I. — Des peines disciplinaires pour non-com­

parution ou pour désobéissance à la Oommission 
mixte ou au Tribunal arbitral, ainsi que pour 
relus non justifie de témoigner ou de prêter ser­
ment, sont fixées par les lois relatives à l'organi­
sation judiciaire et à la procedure civile sn vi­
gueur dans le pavs dont le délinquant est ressor­
tissant.

A r i i k e l 601
8 i

(1) Die Gemischte Kommission und das Schieds­
gericht können die von ihnen für erforderlich erachte­
ten Beweise erheben, insbesondere Zeugen und Sach­
verständige, die sich im Abstimmungsgebiet aufhalten, 
eidlich vernehmen. Die geladenen Personen haben 
freies Geleit.

(2) Die Eidesformel richtet sich nach den Bestim­
mungen der Zivilprozeßordnung des Gebiets, in 
dem die Vernehmung stattsindet. Die Verletzung der 
Eidespflicht oder die Abgabe einer unrichtigen eides­
stattlichen Versicherung wird von den vertragschlie­
ßenden Teilen ebenso bestraft, als wenn diese Ver­
gehen vor ihren eigenen Behörden begangen worden 
wären.

8 2
(1) Innerhalb des Abstimmungsgebiets können 

die Gemischte Kommission und das Schiedsgericht 
die von ihnen für erforderlich erachteten Beweise 
selbst oder durch ein von ihnen damit beauftragtes 
Mitglied oder durch Vermittlung des zuständigen 
Staatsvertreters erheben. Außerhalb des Abstim­
mungsgebiets müssen die Präsidenten sich der Ver­
mittlung des Staatsvertreters bedienen, um die er­
forderlichen Beweise durch die zuständigen Landes­
behörden erheben zu lassen.

(2) Alle polnischen und deutschen Behörden sind 
der Gemischen Kommission und dem Schiedsgerichte 
zur unentgeltlichen Amtshilfe verpflichtet. Die 
Kosten und Auslagen, welche die Landesbehörden zu 
erheben berechtigt sind, werden unmittelbar der Ge­
mischten Kommission und dem Schiedsgerichte gut 
geschrieben. Jedoch werden die Auslagen für Gut­
achten der Landesbehörden von den internationalen 
Instanzen erstattet.

A r t i k e l 602
(1 ) Die Verhängung von Ordnungsstrafen wegen 

Nichterscheinens, wegen Ungehorsams sowie wegen 
unberechtigter Verweigerung eines Zeugnisses oder 
Eides wird durch die Vorschriften des Gerichtsver­
fassungsgesetzes und der. Zivilprozeßordnung des 
Staates, dessen Angehöriger der zu Bestrafende ist, 
geregelt.

35*
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2. — Dss xsinss discixliuairss sn question 
ssront inâÎFsss, à la dsmands ds la Oommission 
inixts ou du Tribunal arbitral, par ls Amtsgericht 
ou ls sqd powiatoreg du lisu ds rèsidsncs du dé­
linquant. Oos tribunaux suivront la prossdurs 
ordinaire.

3. — Ds produit dss amendes est Fards par 
l'Ltat qui les a xsryuss.

Article 699
Dans lss affaires portées devant la Oommission 

inixts ou ls Tribunal arbitral, les oonununieations, 
notifications okficielles st citations, sont assurées, 
à la demande du President, par l'AZsnt d'Ltat 
du xavs oü elles doivent être laites.

Article 694
1. — Da Oommission mixte st ls Tribunal ar­

bitral Examinent d'okfice lsur compétence.
2. — 8i la Oommission mixte s'est déclarés 

competents ou incompétents dans uns affaire, ls 
Tribunal arbitral sst lis par estts decision.

Article 695
1. — 8i, contrairement aux autorités natio­

nales, la Oommission mixte ou le Tribunal ar­
bitral admettent ou nient leur compétence, c'est 
la decision de la Oommission mixte ou du Tribunal 
arbitral qui l'emporta

2. — Des effets juridiques de estts décision 
seront rsFlses eomms des questions relevant de 
la juridiction intérieure de l'Ltat.

(2 ) Diese Ordnungsstrafen werden auf Ersuchen 
der Gemischten Kommission oder des Schiedsgerichts 
von dem Amtsgericht oder sgd xorviatorvv des 
Ortes, an dem der Bestrafende sich aufhält, verhängt. 
Hierfür ist das gewöhnliche Verfahren dieser Ge­
richte maßgebend.

(3 ) Geldstrafen behält der Staat, der sie einge­
zogen hat.

A r t i k e l 603
Mitteilungen, Zustellungen, Ladungen in den bei 

der Gemischten Kommission oder dem Schiedsgericht 
anhängigen Sachen werden auf Ersuchen der Prä­
sidenten von dem Staatsvertreter des Landes, in 
dem sie vorgenommen werden sollen, veranlaßt.

A r t i k e l 604
(i) Die Gemischte Kommission und das Schieds­

gericht prüfen ihre Zuständigkeit von Amts wegen.
(2) Hat die Gemischte Kommission sich in einer 

Sache für zuständig oder für unzuständig erklärt, so 
ist diese Entscheidung für das Schiedsgericht bindend.

A r t i k e l 605
0) Bejahen oder verneinen die Gemischte Kom­

mission oder das Schiedsgericht im Gegensatz zu den 
staatlichen Behörden ihre Zuständigkeit, so geht die 
Entscheidung der Gemischten Kommission oder des 
Schiedsgerichts vor.

(2) Die rechtlichen Wirkungen dieser Entscheidung 
werden wie Fragen, die sich aus der inneren Ge­
richtsbarkeit des Staates ergeben, geregelt.

Vi8po8i1ion finale

Article 696
1. — D'activité ds 1a Oommission mixts, cs11s 

du Tribunal arbitral, ainsi qus csüs dss Oom- 
missions ds conciliation prévus dans la présents 
Oonvention, cesse après quinze ans à dater du 
transkert de la souveraineté.

2. — Après cette date, la Oommission mixte 
ne prend plus de résolutions.

3. — De Tribunal arbitral liquidera les affaires 
encore pendantes.

4. — Ln es qui concerne les mesures d'appli­
cation et l'execution de ses sentences, l'article 
593 restera applicable.

5. — Des dsux Oouvsrnsmsnts ss rsssrvsnt de 
rsFlsr dans un accord spècial la liquidation de 
l'avoir ds la Oommission mixts et du Tribunal 
arbitral.

Schlufzbestimmung

A r t i k e l 606
- (i) Die Tätigkeit der Gemischten Kommission, des 
Schiedsgerichts und der in diesem Abkommen vor­
gesehenen Schlichtungsstellen endet mit dem Ablauf 
von fünfzehn Jahren nach dem Übergänge der 
Staatshoheit. .

(2) Die Gemischte Kommission faßt nach diesem 
Zeitpunkt keine Beschlüsse mehr.

(3) Das Schiedsgericht führt die bei ihm schwe­
benden Sachen zu Ende.

(4) Für die Anwendung und Ausführung seiner 
Entscheidungen bleibt Artikel 593 maßgebend.

(s) Die beiden Regierungen behalten sich vor, die 
Auseinandersetzung über das Vermögen der Gemisch­
ten Kommission und des Schiedsgerichts durch be­
sondere Übereinkunft zu regeln.

Da présents Oouvsntiou sera ratifiés aussitôt 
qus pôssibls. D'ècbauFS dss instruments ds rati­
fication aura lieu à Oppsln.

Da Oonvsntion entrera sn viZusur aussitôt que 
la Oommission interalliée de Oouvernsment et de 
Plébiscite de Haute 8ilèsie aura kait psrvenir aux 
dsux Partiss contractantes la notification prévus 
aux alinéas 1 st 2 du xaraZrapbs 6 de l'annexe à 
l article 88 du Traits de Paix de Versailles.

Das vorliegende Abkommen soll so bald wie mög­
lich ratifiziert werden. Die Ratifikationsurkunden 
sollen in Oppeln ausgetauscht werden.

Das Abkommen tritt in Kraft, sobald die Inter­
alliierte Regierungs- und Abstimmungskommission 
für Oberschlesten den beiden vertragschließenden 
Teilen die in den Absätzen 1 und 2 des 8 6 des An­
hang zum Artikel 88 des Friedensvertrags von Ver­
sailles vorgesehene Mitteilung hat zukommen lassen.
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Tn loi ds quoi, Iss plénipotentiaires ont siZns 
la xrsssnts Oonvsntion st ont appose leurs 
caclists.

Tait à Oeneve le quinze mai mil nsuk sent 
vinZt-dsux, sn trois originaux, dont un sera con- 
ssrvs xar sliaeuns dss dsux Tarties eontraetantss, 
st dont ls troisième ssra conservé aux archives du 
secrétariat permanent de la société dss Nations.

(D. 8.) (Ks»s) : Tupen Tc/rEer.

(D. 8.) sKs-nê).- Oasàr'r Olsriowâ.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten das 
vorliegende Abkommen unterzeichnet und mit ihren 
Siegeln versehen.

Geschehen in Genf am 15. Mai 1922 in dreifacher 
Urschrift, von denen je eine von jedem der vertrag­
schließenden Teile und die dritte in den Archiven 
des Sekretariats des Völkerbundes aufbewahrt wer­
den wird.

(D. 8.) gez. Eugen Schiffer.

(D. 8.) gez. Casimir Olszowski.



272

protocole final
Au moment do signer 1a Oonvsntion, Iss Tarties 

contractantes sont tombées d'accord sur es 
qui suit:

I
Ta Oonvsntion, à l'sxcsption dss articles 64 

à 158 (krotection des minorités), ne s'applique 
pas à la partis du cercle de Namslau qui ap­
partient au tsrritoirs plébiscite.

II
Des Tarties contractantes sont d'accord qus la 

Oonvsntion, qui règle uniquement uns situation 
exceptionnelle limites au territoire plébiscite, ns 
peut servir de base à aucuns revendication d'états 
tiers sn matière de traitement ds la nation la plus 
favorisés.

III
Des deux Tarties contractantes peuvent, d'un 

commun accord, modifier ou abolir toutes les 
dispositions du régime transitoire.

IV
De Oouvernement polonais déclaré ne pas aban­

donner son point ds vus juridique qus la Tologne 
n'est pas subroges à la Trusss en es qui concerne 
les baux à terme relatifs aux domaines d'Mat 
situes sn Hauts Lilssis polonaiss. Ds Oouvsrns- 
msnt polonais ss déclare neanmoins prêt, pour 
des motiks d'equits, à se subroger a la Trusss sn 
ce qui concerne les baux a terme dont l'expiration 
sst anterieurs au IA juillet 1926, pour toute la 
duree du bail, et en es qui concerne les baux à terme 
dont l'expiration est postérieurs à cstts dats, 
jusqu'au 30 juin 1926. Ds Oouvernement polonais 
ns reconnaît pas la prolongation des baux à terme 
convenue pour les domaines de OlssMica (Rislits- 
bok), Doxcimvics, Marklovûce Oôrns, et s'en tient 
à la dures du bail originairement fixes.

Ds Oouvernement allemand se déclare, sans 
pour cela accepter le point de vue juridique du 
Oouvernement polonais, d'accord avec la déclara­
tion qui procède, et prendra à sa cbarge les dom­
mages-interets que les ksrmiers pourraient reven­
diquer sn raison ds la terminaison prématurés 
du bail.

Tour le rssts, lss lois sn vigueur demeurent 
applicables.

V
Rentrent dans la notion de droits subjectifs au 

sens de l'artiels 4, paragrapbe 2, cbiikrs 3, les 
brevets st autres droits ds propriété industrielle. 
Da Tologns reconnaîtra ces droits, conformément 
aux dispositions de l'artiels précité, st les respec­
tera sans qu'il taille de nouvelle demande ou de 
nouvel enregistrement.

VI
Dn ce qui concerne les avocats st les notaires ds 

nationalité allemands, qui, au moins depuis le

Schlußprotokoll
Bei der Unterzeichnung des vorstehenden Abkom­

mens sind die vertragschließenden Teile über folgen­
des übereingekommen:

I
Abgesehen von den Artikeln 64 bis 158 (Schutz der 

Minderheiten) findet das Abkommen auf den zum 
Abstimmungsgebiete gehörenden Teil des Kreises 
N a m slau keine Anwendung.

II
Die vertragschließenden Teile sind übereinstimmend 

davon ausgegangen, daß das Abkommen, das lediglich 
außerordentliche auf das Abstimmungsgebiet be­
schränkte Verhältnisse regelt, dritten Staaten nicht als 
Grundlage sür die Geltendmachung von Ansprüchen 
auf die Behandlung als meistbegünstigte Nation 
dienen kann.

III
Die vertragschließenden Teile können alle Bestim­

mungen des Übergangsregimes im beiderseitigen Ein­
vernehmen abändern oder aufheben.

IV
Die polnische Regierung erklärt, daß sie ihren 

Rechtsstandpunkt nicht aufgebe, nach dem Polen nicht 
verpflichtet ist, in die Pachtverträge über die in Pol­
nisch-Oberschlesien belegenen preußischen Staats­
domänen einzutreten. Sie erklärt sich jedoch aus 
Billigkeitsrücksichten bereit, in Pachtverträge, die vor 
dem 1. Juli 1926 ablaufen, für die im Vertrage ver­
einbarte Zeit und in die Pachtverträge, die mit einem 
späteren Tage abkaufen, für die Zeit bis zum 30. Juni 
1926 einzutreten. Bezüglich der Domänen Bielitzhof, 
Kopcziowitz und Ober-Marklowitz erkennt die pol­
nische Regierung die Verlängerung der Pachtverträge 
nicht an und hält sich an die ursprünglich vereinbarte 
Pachtzeit.

Die deutsche Regierung erklärt, ohne damit den 
Rechtsstandpunkt der polnischen Regierung als rich­
tig anzuerkennen, ihr Einverständnis mit der vor­
stehenden Erklärung der polnischen Regierung und 
übernimmt die Pflicht, den Pächtern für die Schäden, 
die ihnen aus der vorzeitigen Auflösung der Pacht­
verträge erwachsen könnten, Ersatz zu leisten.

Im übrigen bleiben für die Beurteilung des Rechts­
verhältnisses die geltenden Gesetze maßgebend.

V
Zu den subjektiven Rechten im Sinne des Artikel 4 

8 2 Ziff. 3 gehören auch Patente und andere gewerb­
liche Schutzrechte. Polen wird diese Rechte nach Maß­
gabe der Bestimmungen dieses Artikels anerkennen 
und achten, ohne daß es einer neuen Anmeldung oder 
einer neuen Eintragung bedarf.

VI
Bezüglich der Rechtsanwälte und Notare deutscher 

Reichsangehörigkeit, die spätestens seit dem I. Januar 
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1» janvier 1922 jusqu'à la date du transkert de la 
souveraineté, étaient domicilies en Hauts 8ilssie 
polonaise, le Oouvornemsnt polonais a sn vue le 
règlement suivant:
a) Dss avocats, meme s'ils ne deviennent pas 

ressortissants polonais, pourront continuer à 
exercer lsur prokession jusqu'au 1" janvier 
1923 auprès de tous les tribunaux de la Haute 
8i1esio polonaise, en raison de l'intention du 
Oouvsrnement polonais d'introduire le 
système d'admission simultanée. Dans l'inter­
valle, les dispositions nécessaires seront 
édictées. D'admission ne pourra dépendre des 
opinions politiques ni do raisons de race ou 
de lanZuaAs. Des avocats qui ont opte per­
dront, un an après leur ebanZoment de na­
tionalité, le droit d'exercer leur prokession.

b) Des notaires qui acquerront la nationalité 
polonaise, pourront continuer à exercer leur 
prokession jusqu'au 31 décembre 1922, en 
respectant les prescriptions qui ssront 
édictées relativement à leurs titres et à leurs 
cacbets. De droit des notaires d'exercer leur 
prokession expire avec la perte de la na­
tionalité polonaiss par vois d'option.

c) Dss avocats st notaires qui ne sont pas à 
meme d'exercer leur prokession dans la lanZue 
okkicislls, pourront se servir ds la lanZus alle­
mands jusqu'au 15 juillet 1926.

VII
Au cas ou Monsieur Dslix Oalondsr ns serait 

pas dispose à assumer lss konctions d'arbitre pre­
vues à l'article 4, xaraFraxbe 5, le President ds 
la Oommission mixte sera pris d'accepter ces 
konctions.

VIII
Dss questions juridiques relatives aux insti­

tutions suivantes: Oöersohlesrsehe
landscàa/t à AaDàor, Lc/rlesrso/re ProràAaT 
Peuerso^r'etat, Lcàkesrsche ProVmAaTDeâcnsuer- 
srcherunAsanstalk, Lohlesrscàe ProràM'al-HaFt- 
pMâk-PersrehermrAsanstalt, Lchlesische T>orà- 
àl-VêehVersicherrtnssmrskalk, Lcàlesrschc Pro- 
ràsral-REshasse, ainsi qui les autres personnes 
juridiques du droit publie dont la sxbère d'acti­
vité se trouve divisés par la liFim Frontière, Feront 
l'objst d'un règlement spécial.

IX
Da Oommieeion mixte et le Tribunal arbitral 

ns sont pas competsnts pour statuer sur les ques­
tions relatives à l'application de l'article 25, 
xaragraxbe 3, même en cas d'évocation.

X
Des personnes quittant le xa^s après avoir 

opte ns ssront pas traitées d'une manière diffé­
rente du reste de la population en ce qui concerne 
le recouvrement des arrerages d'impôts, abstrac­
tion Faite des impôts pour Tannes en cours et 
pour le trimestre précédant l'emigration.

XI
De Gouvernement allemand et le Oouvsrnement 

polonais déclarent qu'ils prendront en considéra­
tion d'une manière bienveillante et atténueront 

1922 und bis zum Übergänge der Staatshoheit in 
Polnisch-Oberschlesien ansässig sind, hat die polnische 
Regierung folgende Regelung in Aussicht genommen:

a) Die Rcchtsanwälte können, auch wenn sie nicht 
polnische Staatsangehörige werden, ihren Beruf 
bis zum 1. Januar 1923 aussiben und zwar, da 
die polnische Regierung beabsiMigt, die Simul- 
tanzulassung einzuführen, bei allen Gerichten 
Oberschlesiens. In der Zwischenzeit werden die 
notwendigen Bestimmungen erlassen werden. 
Die Zulassung darf weder von den politischen 
Anschauungen noch von dem Volkstum oder der 
Sprache abhängig sein. Rechtsanwülte, die das 
Optionsrecht ausgeübt haben, verlieren ein Jahr 
nach dem Wechsel der Staatsangehörigkeit das 
Recht auf Ausübung ihres Berufs.

b) Die Notare, welche die polnische Staatsange­
hörigkeit erwerben, können ihren Beruf bis zum 
31. Dezember 1922 unter Berücksichtigung der 
Vorschriften, die über ihre Amtsbezeichnung und 
Siegel erlassen werden, sortsetzen. Das Recht 
der Notare auf Ausübung ihres Berufs erlischt 
mit dem Verluste der polnischen Staatsange­
hörigkeit infolge Ausübung des Optionsrechts.

c) Rechtsanwälte und Notare, die nicht imstande 
sind, ihren Beruf in der Amtssprache auszuüben, 
dürfen sich bis zum 15. Juli 1926 der deutschen 
Sprache bedienen.

VII
Falls Herr Felix C alond er nicht geneigt sein 

sollte, das Schiedsrichteramt gemäß Artikel 4 8 5 des 
Abkommens zu übernehmen, soll, der Präsident der 
Gemischten Kommission um Übernahme des Schieds­
richteramts gebeten werden.

VIII
Die Rechtsfragen, die sich beziehen auf: die Ober- 

schlesische Fürstentumslandschaft in Ratibor, die 
Schlesische Provinzial-Feuersozietät, die Schlesische 
Provinzial-Lebcnsversicherungsanstà die Schlesische 
Provinzial-Haftpflichtvcrsicherungsanstalt, die Schle­
sische Provinzial-Viehversicherungsanstalt, die Schle­
sische Provinzial-Hilfskasse und andere juristische Per­
sonen des öffentlichen Rechts, deren Tätigkeitskreis 
durch die Grenze durchschnitten wird, sollen den 
Gegenstand einer besonderen Regelung bilden.

IX
Die Gemischte Kommission und das Schiedsgericht 

sind nicht zuständig zu Entscheidungen über die An­
wendung des Artikel 25 § 3, auch nicht im Wege der 
Evokation.

X
Eine unterschiedliche Behandlung abwandernder 

Optanten gegenüber der übrigen Bevölkerung soll hin­
sichtlich der Einziehung rückständiger Steuern, abge­
sehen von den Steuern für das laufende und für das 
der Abwanderung vorangehende Kalendervierteljahr, 
nicht stattfinden.

XI
Die deutsche Regierung und die polnische Regierung 

geben die Erklärung ab, daß sie gewillt sind, etwaige 
Härten, die sich gegenüber auswandernden Optanten 
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les riZusurs qui pourraient résulter äs mesures 
prises pour le recouvrement àu Reitàrroropfer 
ou äs la àiàa à l'èZard às personnes abandon­
nant le xa^s en raison âe leur opiton.

De Oouvernement polonais déclare que l'article 
36 ne saurait porter en rien atteinte aux âroits 
qu'il revendique en vertu de l'article 297 j du, 
Traite de Taix de Versailles.

XII
De Oouvernement polonais s'enZaZe à per­

mettre aux konctionaires allemands et à leurs 
familles de conserver leurs logements en Haute 
Lilssis polonaise pendant le trimestre sn cours 
au moment du transfert de la souveraineté, et 
tout le trimestre qui suit. Oes fonctionnaires et 
leurs familles devront quitter leurs logements 
après l'expiration de ce delai.

XIII
De Oouvernement allemand exprime sa con­

fiance qus ls Oouvsrnsment polonais laissera sn 
fonctions un nombrs suffisant d'institutsurs 
d'scolss primaires pour faire face aux besoins 
des institutions scolaires de minorité.

De Oouvernement polonais déclare qu'il a 
l'intention, tout en se réservant d'examiner 
cbaqus cas particulier, ds laisser en fonctions le 
nombrs necessaire d'instituteurs.

XIV
Dss dsux Tartiss contractantes sont d'accord 

qus lss dispositions relatives à l'onsoignsmont 
mo^en et supérieur ont sis convenues sous condi­
tion de réciprocité.

XV
Aucune disposition de la Oonvsntion ne modifie 

en rien les stipulations dos articles 65 à 72.

XVI
I. — Tn dressant les actes de naissance ou ds 

mariage, les officiers de Tetat-civil dans le terri­
toire plébiscite sont tenus, à la demande des in­
téresses, d'ajouter au nom de famille, écrit dans 
la langue okficislls, le même nom dans l'ecriture 
propre à la langue allemands ou polonaiss. T su- 
vent en kairs la demande:
a) dans les cas de naissance légitime, le père, 

ou, si celui-ci est décède, la mère;
à) dans les cas de naissance illégitime, la mère;
e) lorsqu'il s'agit d'orxbslins ou d'autres per­

sonnes sous tutelle, le représentant légal;
d) dans les cas de mariage, cbacun dss fiancés, 

pour son propre nom de famille.
Dans les actes de dècès, l'inscription addition­

nelle on question aura lieu sur simple preuve quo 
la personne décodes s'ètait servis ds cstts écri­
ture.

II. — Tour lss inscriptions déjà faites dans 
les registres de l'ètat-civil l'absence de l'inscrip­
tion additionnelle en question dans les noms de 
famille des personnes auxquelles se rapporte l'in­
scription, sera considérée, à la demande de l'intér­
essé, comme ls résultat d'uns erreur clérical au 
sens de l'article 18 dss prescriptions relatives à 

aus Betreibungsmaßnahmen für das Neichsnotopfer 
oder für die Denina ergeben könnten, in wohlwollen­
der Weise zu berücksichtigen und zu mildern.

Die polnische Regierung gibt die Erklärung ab, daß 
durch die Bestimmungen des Artikel 36 die von ihr 
auf Grund des Artikel 297j des Friedensvertrags 
von Versailles beanspruchten Rechte nicht berührt 
werden.

XII
Die polnische Regierung ist verpflichtet, den deut­

schen Beamten und ihren Familien zu gestatten, daß 
sie ihre Wohnungen in Polnisch-Oberschlesien wäh­
rend des beim Übergänge der Staatshoheit laufenden 
und des ganzen folgenden Kalenderviertelfahres be­
halten dürfen. Nach Ablauf dieser Frist haben diese 
Beamten und ihre Familien die Wohnungen zu 
räumen.

XIII
Die deutsche Regierung spricht das Vertrauen aus, 

daß die polnische Regierung eine genügende Zahl von 
Lehrern an den Volksschulen im Amte lassen wird, 
um den Erfordernissen der Minderheitsschuleinrich­
tungen gerecht werden zu können.

Die polnische Regierung erklärt, daß sie beabsichtigt, 
vorbehaltlich der Prüfung jedes Einzelfalles, die er­
forderliche Anzahl von Lehrern im Amte zu belassen.

XIV
Die vertragschließenden Teile sind darüber einig, 

daß die Bestimmungen über das mittlere und höhere 
Schulwesen unter der Voraussetzung der Gegen­
seitigkeit vereinbart worden sind.

XV
Keine Bestimmung des Abkommens ändert 

irgendwie die Bestimmungen der Artikel 65 bis 
72 ab.

XVI
I. Die Standesbeamten des Abstimmungsgebiets 

sind verpflichtet bei der Beurkundung von Geburten 
und Eheschließungen auf Antrag dem in der Amts­
sprache geschriebenen Familiennamen die der deut­
schen oder polnischen Sprache eigentümlichen 
Schriftzeichen beizufügen. Antragsberechtigt sind:

a) bei ehelichen Geburten der Vater und, wenn 
dieser verstorben ist, die Mutter;

b) bei unehelichen Geburten die Mutter;
c) für Waisen und andere Personen unter Vor­

mundschaft deren gesetzlicher Vertreter;
d) bei Eheschließungen jeder der Verlobten für 

seinen Familiennamen.
Bei der Beurkundung von Sterbefällen hat die 

Beifügung auf Grund des einfachen Nachweises zu 
erfolgen, Laß der Verstorbene sich dieser Schrift­
zeichen bedient hat.

II. Sind bei bereits abgeschlossenen Eintragun­
gen in den Standesregistern die in Ziffer I erwähn­
ten Schriftzeichen den Familiennamen der Personen, 
auf die sich die Eintragung bezieht, nicht beigefügt, 
so wird dieser Mangel auf Antrag des Beteiligten 
als offenbarer Schreibfehler im Sinne des Artikel 18 
der Vorschriften zur Ausführung des Gesetzes über 
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l'sxscution de la Del sur la ksnus des rsZistrss 
de l'stat-civil et du mariage du 25 mars 1899 
(Teràwèâràr. page 225). Da rectification 
sera laite dans la korms simplifiée prevue par 
cette loi, au moven d'une simple annotation mar­
ginale ratifies par l'autorits de surveillance de 
l'état-civil.

Tsuvent taire la demande :
1) pour les actes ds naissance:

a) l'interesse;
b) pour les mineurs, lorsqu'il s'agit d'sn- 

tants legitimes, le père, ou, si celui-ci 
est decede, la mère ; lorsqu'il s'agit d'sn- 
tants illegitimes, la mère;

2) sn ce qui concerne lss mariages, cfiaeun des 
epoux, pour son propre nom de kamills.

III. — Des dispositions des alineas I et II 
s'appliquent a l'inscription dans les registres des 
désinences grammaticales, propres à la langue 
polonaise, des noms de ksmmss mariées ou de 
jeunes filles.

IV. — 8i l'ortfiograxlm ou la korms du pré­
nom dans la langue de la minorité diffère de son 
ortlmgrapfie ou de sa terme dans la langue okfi- 
ciells, elle sera, sur demande, inscrite ou ajoutée 
après coup, a côte de l'ortfiograplm ou de ls terme 
ntficielle.

V. — Des demandes de cfiangement ou de sup­
pression de certaines lettres du nom de tsmille sn 
vue de rendre es nom conkorms a son ortlmgrapfis 
ou à sa korms allsmands ou polonaiss, ssront 
examinées par les deux Oouvsrnsments avec la 
plus grande bienveillance.

VI. — Teuvent kairs Iss dsmandss prévues aux 
alineas IV et V, lss memes personnes que celles 
snumsrêss à l'alinea II.

XVII.
I. — «d article 169 .' Ns rentrent pas dans la 

définition dss syndicats d'employeurs, les syndicats 
economiques (Mrtsclraftlrcàe §Undrca1e), les cor­
porations ds métiers (InâNAen) et les unions de 
corporations de métiers (ànanASVerbâ'rrde).

2. — ad article 161 : Rentrent sn tout cas 
dans la définition dss szmdicats d'smployss, tous 
lss syndicats représentant Iss tendances sui­
vantes :

KMâcats allemands.
1. Lvndicats libres............
2. K^ndicats ebretiens.... ! des ouvriers et
3. Lvndicats liberaux........ des emploies.

Lr/ndicats polonais.
4. Pnions^ndicalcpolonaiss 

CA/ednocsenre ^stwo- 
dome To/s/rr). des ouvriers et

5. Union centrale polonaise des emploies.

^amodoing To/s/er).
De kait ds s'occupsr d'autres questions de nature 

economique, comme par exemple le développement 
de la vie culturelle de la classe ouvrière, l'instrue- 

die Beurkundung des Personenstandes und der Ehe­
schließung nom 25. März 1899 lReichsgesetzbl. 
S. 225) angesehen. Die Berichtigung des Standcs- 
registers wird in der durch dies Gesetz vorgeschrie- 
benen vereinfachten Form eines mit Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde einzutragenden Randvermerkes 
vorgenommen.

Antragsberechtigt sind:
1. bei Geburtsurkunden:

a) der Beteiligte,
b) bei Minderjährigen, soweit es sich um eine 

eheliche Geburt handelt, der Vater, und 
wenn dieser verstorben ist, die Mutter; 
bei unehelichen Kindern die Mutter/

2. bei Eheschließungen jeder Ehegatte für seinen 
Familiennamen.

III. Die Bestimmungen der Absätze I und II 
finden Anwendung auf die Eintragung der der pol­
nischen Sprache eigentümlichen grammatischen 
Endungen der Frauen- und Mädchennamen.

IV. Weicht die Schreibart oder die Form des 
Vornamens in der Sprache der Minderheit von der 
Schreibart oder der Form der Amtssprache ab, so ist 
auf Antrag der Vorname neben der amtlichen 
Schreibart oder Form auch in der Schreibart oder 
Form der Minderheit einzutragen oder nachträglich 
hinzuzufügen.

V. Anträge auf Änderung oder Weglassung ein­
zelner Buchstaben des Familiennamens zum Zwecke 
der Anpassung des Namens an die deutsche oder 
polnische Schreibart oder Form werden von beiden 
Regierungen mit dem größten Wohlwollen behandelt 
werden.

VI. In den Fällen der Abs. IV und V sind die­
selben Personen antragsberechtigt wie die in 
Abs. II bezeichneten.

XVII.
1. Zu Artikel 160: Wirtschaftliche Syndi­

kate, Innungen und Jnnungsverbände fallen nicht 
unter den Begriff der »Arbeitgebervereinigung«.

2. Zu Artikel 161: Unter den Begriff der 
»Arbeitnehmervereinigung« fallen jedenfalls alle 
Vereinigungen folgender Richtungen:

Deutsche Gewerkschaften:
1. Freie Gcwerschaften
2. Christliche Gewerkschaften
3. Hirsch-Dunkersche Gewerk­

schaften

der Arbeiter und 
Angestellten

Polnische Gewerkschaften:
4. Polnische Berufsvereinigung

(Fjednoczenice Fawodowe
Polskie) der Arbeiter und

5. Polnischer Hentralverband Angestellten
(Zentralny Zwiazek Fawo- 

dowy Polski)
Die Beschäftigung mit sonstigen Fragen wirt­

schaftlicher Art, wie beispielsweise der kulturellen 
Hebung oder volkswirtschaftlichen Belehrung der Ar- 

36
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lion ds la classe ouvriers au point ds vus scono- 
miqus ou l'McouraFsmsnb donne à 1a création ds 
coopératives do consommation, n'ôte pas a un 
syndicat son caractère de syndicat d'emplo^ss.

3. — ad article 164 D'exercice de l'activité 
d'un syndicat ne devra pas dépendre de conditions 
qui ne sont pas prevues pas les lois sn vigueur 
dans ls tsrritoirs Plebiscits au moment du trans- 
fert ds la souvsrainsts, connus par exemple l'in­
scription à un registre, la notification de la com­
position du bureau aux autorités administratives, 
etc., pour autant que de telles restrictions ne 
seront pas introduites dans la partie allemande 
du territoire plébiscite.

4. — ad article 168 On entend par contrats 
collsctiks pour l'ensemble du territoire plébiscite, 
les contrats collsctiks dont l'application s'étend 
au territoire allemand ainsi qu'au territoire polo­
nais, sans dépasser toutskois lss limites du tsrri­
toirs plébiscité.

XVIII.
D'admissibilits ds l'évocation, sn cas ds diffé­

rends de droit privé sur le point de savoir si des 
contrats collsctiks sont conkormes aux disposi­
tions du titrs « L^ndicats d'employeurs st d'sm- 
plo^ss », résulte des dispositions de l'article 588 
concernant l'évocation.

XIX.
Au cas ou les organisations visses à l'articls 

227, paragrapbe 3, alinea 2, ne seraient pas éta­
blies dans le delai d'un mois à dater du transksrt 
de la souvsrainsts, la Oommission mixte ksra, 
à la demande de l'une dss Parties contractantes, 
des propositions aux deux Oouvsrnsmsnts en vue 
de remédier par de nouveaux accords aux incon­
vénients résultant de cette situation.

XX.
Dss dispositions du titrs «Pinances » ns por­

tent sn rien atteints aux dispositions du para- 
graxbs 244 du Oode civil allemand.

XXI.
ack article 949, paragraphe 1

De degré de rondement suivant sst convenu:
I. — établissement de 2avmda:
Des travaux devront être conduits de kayon à 

obtenir un rendement journalier d'environ 
20,000 mètres cubes, en procédant, au besoin, au 
korags d'un nouveau trou ds sonde st à l'abaisse­
ment du niveau d'sau.

2. — établissement Adolkscbacbt:
Des installations de cbaudières et de maebines 

devront êtrs établies de manière à pouvoir en­
voyer, d'une kayon permanente, vers les terri­
toires à alimenter, la quantité d'eau kournie par 
les trois trous de sonde actuellement en ex­
ploitation. Un particulier, les pompes d'alimen­
tation devront pouvoir abaisser le niveau d'eau 
du trou de sonde R° 3 autant que possible, jus­
qu'à es qu'il vienne aküeurer immédiatement au- 
dessus du raccord de pompes actuel. On espère 

beiterklasse oder konsumvereinlichen Bestrebungen, 
nehmen einer Vereinigung nicht den Charakter als 
Arbeitnehmerbereinigung.

3. Zu Artikel 164: Die Ausübung der 
Tätigkeit einer Vereinigung darf nicht an Voraus­
setzungen geknüpft werden, die in den zur Zeit des 
Übergangs der Staatshoheit im Abstimmungsgebiete 
geltenden Gesetzen nicht enthalten sind, wie etwa 
Eintragung in ein Register, Anmeldung des Vor­
standes bei Verwaltungsbehörden usw., soweit nicht 
etwa im deutschen Teile des Abstimmungsgebiets 
solche Beschränkungen eingeführt werden.

4. Zu Artikel 168: Unter »Gemeinsamen 
Tarifverträgen für das Abstimmungsgebiet« sind 
Tarifverträge zu verstehen, deren räumlicher Gel­
tungsbereich sich auf deutsches wie auf polnisches 
Staatsgebiet erstreckt, über die Grenzen des Abstim­
mungsgebiets aber nicht hinausreicht.

XVIII.
Die Zulässigkeit der Evokation im Falle von 

privatrechtlichen Streitigkeiten über die Frage, ob 
Tarifverträge mit den Bestimmungen des Titels 
»Arbeitgeber- und Arbeitnehmervereinigungen« im 
Einklänge stehen, ergibt sich aus den Vorschriften 
des Artikel 588 über die Evokation.

XIX.
Sollten die im Artikel 227 Z 3 Abs. 2 vorgesehenen 

Organisationen nicht innerhalb eines Monats nach 
dem Übergänge der Staatshoheit errichtet sein, so 
wird die Gemischte Kommission auf Antrag eines 
der vertragschließenden Teile den beiden Regierun­
gen Vorschläge unterbreiten, um im Wege neuer 
Vereinbarungen den Unzuträglichkeiten abzuhelfen, 
die sich hieraus ergeben.

XX.
Durch die Bestimmungen des Titels »Finanzen« 

werden die Vorschriften des h 244 des Deutschen 
Bürgerlichen Gesetzbuchs nicht berührt.

XXI.
Zu Artikel 349 8 I: Folgende Erhöhung der 

Leistungsfähigkeit der Wasserwerke wird beabsichtigt:
1. Wasserwerk Zawada: Das Werk soll 

erforderlichenfalles durch Niederbringen eines 
neuen Bohrlochs und bergmännische Absenkung 
des Wasserspiegels so ausgebaut werden, daß 
eine tägliche Wasserförderung von etwa 
20 000 edm erreicht wird.

2. Wasserwerk Adolfschacht: Die 
Kessel- und Maschinenanlagen sollen derart 
ausgestaltet werden, daß sie dauernd im Stande 
sind, die gesamte Ergiebigkeit der setzt vorhan­
denen drei Bohrlöcher dem Versorgungs­
gebiete zuzuführen. Insbesondere sollen die 
Zubringerpumpen den Wasserspiegel des Bohr­
loches 3 möglichst bis unmittelbar über den 
jetzigen Pumpenanschluß absenken können. Es 
wird erwartet, daß alsdann die Wasserförde­
rung des Werkes auf etwa 20 edm in der Mi- 
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qus ls dédit journalier ds estts usine ssra ds es 
tait ports à environ 20 mètres eudes par minute, 
e'est-à-dirs 28 à 29,000 mètres eudss par jour.

XXII.
Ln meme temps qus la Oonvention, ssra ratifié 

st entrera en viZueur, un Accord spécial concer­
nant les 6Te-tLmberMnpsbaàhô'fe — àorce

Des deux (Couvernsmsnts ss communiqueront 
l'un à l'autre le montant des indemnités qu'ils 
ont l'intention d'accorder aux Moindres de la 
Oommission mixte, ainsi qus ls montant du 
traitement des Arditres et des Agents d'Ltat.

XXIV.
8i, aux termes de la Oonvention, le point de 

départ d'un délai sst la date du transksrt ds la 
souvsrainsts, ce délai, sauk stipulation contrairs 
ds la Oonvention, commencera à courir un mois 
après l'entres en vigueur ds la Oonvention.

XXV.
Au cas oü une srrsur d'impression ss serait 

glissée dans le texte okficisl de la Oonvention, les 
dsux Oouvernements entreront sans delai en 
pourparlers, sur la demande de l'un d'eux, afin 
ds corriger l'erreur. De Président du Tribunal 
arditral pourra êtrs invite à prendre part a cs5 
pourparlers. Des corrections établies d'accord 
entre lss représentants dss dsux Oouvsrnsmsnts, 
ssront considérées comme a^ant koree odligatoire 
st ssront pudlièss dans lss journaux okfieisls dss 
dsux Liais, a savoir dans ls Dsrenmh l/starr 
R^ecLppospokrtej PolsLrej ei dans ls Kerc/rspesetL- 
ölatt.

Osiis clause n'esi valadle qus jusqu'au IV jan­
vier 1923.

Paii a Osnèvs, le quints mai mil nsuk cent 
vingi deux.

(D. 8.) àperr Le/Mer.

(D. 8.) Oaàrr OlsLowâ.

nute, das sind 28 000 bis 29 000 edm täglich, 
gebracht wird.

XXII.
Gleichzeitig mit dem Abkommen soll das besondere 

Abkommen über die Grenzübergangsbahnhöfe rati­
fiziert werden und in Kraft treten.

XXIII.
Die beiden Regierungen werden sich gegenseitig 

den Betrag der Entschädigungen mitteilen, den sie 
den Mitgliedern der Gemischten Kommission zu ge­
währen beabsichtigen, sowie den Betrag des Gehaltes 
der Schiedsrichter und der Staatsvertreter.

XXIV.
Ist nach dem Inhalt des Abkommens für den 

Anfang einer Frist der Übergang der Staatshoheit 
maßgebend, so beginnt die Frist, falls nicht in dem 
Abkommen ein anderes bestimmt ist, einen Monat 
nach dem Inkrafttreten des Abkommens.

XXV.
Sollte der amtliche Text des Abkommens einen 

Druckfehler aufweisen, so werden die beiden Regie­
rungen, sobald eine von ihnen es wünscht, unver­
züglich in Erörterungen über die Beseitigung des 
Druckfehlers eintreten. Der Präsident des Schieds­
gerichts kann gebeten werden, an den Erörterungen 
teilzunehmen. Die von den Vertretern der beiden 
Regierungen festgestellten Verbesserungen sollen 
verbindliche Kraft haben und in den amtlichen Ge­
setzblättern beider Staaten, dem Dziennik Ustaw 
Rzcezypospolitej Polskiy und dem Reichsgesetzblatt, 
veröffentlicht werden.

Diese Bestimmung gilt bis zum 1. Januar 1923.

36*
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7.
Abkommen, betreffend die Überleitung der Rechtspflege im 

oberschlesischen Abstimmungsgebiet.
Deutsch-polnisches Abkommen 

betreffend die Überleitung der Rechtspflege im ober­
schlesischen Abstimmungsgebiet.

Die Deutsche Regierung und die Polnische Regie­
rung, von dem Wunsche geleitet, die Fortführung der 
durch die Teilung Oberschlesiens beeinflußten Rechts- 
nngelegenheiten im Interesse der beiderseitigen Be­
völkerung tunlichst zu erleichtern, sind- überein- 
gekommen, darüber Vereinbarungen zu treffen, und 
haben zu diesem Zwecke zu ihren Bevollmächtigten 
ernannt:

die Deutsche Regierung:
den Geheimen Oberjustizrat, Ministerialrat 
Herrn Dr. Georg C r u s en,

die Polnische Regierung:
den Vizeminister Herrn Dr. Zygmunt Schda.

Die Bevollmächtigten haben sich, nachdem sie ein­
ander ihre Vollmachten mitgeteilt und diese in guter 
und gehöriger Form befunden haben, über folgende 
Bestimmungen geeinigt:

Artikel 1.
Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten.

8 1.
Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten, die zur Zeit des 

Überganges der Rechtspflege in den Landgerichts­
bezirken Beuthen, Gleiwitz, Oppeln und Ratibor an­
hängig waren und zur Zeit des Inkrafttretens dieses 
Vertrages noch nicht rechtskräftig erledigt sind, 
werden, soweit sich nicht aus den Bestimmungen der 
88 2 bis 5 etwas anderes ergibt, von dem Gerichte, 
bei dem der Rechtsstreit anhängig ist, oder, falls dieses 
Gericht fortgefallen ist, von demjenigen deutschen oder 
polnischen Gerichte gleicher Ordnung fortgesührt, 
zu dessen Bezirk der Amtssitz des bisherigen Prozeß- 
gerichts gehört.

8 2.
Ist die Klage bei einem Gericht erhoben, bei dem 

ein ausschließlicher Gerichtsstand für sie begründet 
war, und würde, wenn die Klage zur Zeit des 
Inkrafttretens dieses Vertrages erhoben worden 
wäre, ein Gericht gleicher Ordnung des anderen 
Staates ausschließlich zuständig sein, so ist der Rechts­
streit an dieses Gericht abzugeben.

8 3.
(t) Ist für die Klage kein ausschließlicher Ge­

richtsstand begründet, so gelten folgende Bestim­
mungen:

(2) Auf übereinstimmenden Antrag beider Par­
teien ist der Rechtsstreit an das im Antrag bezeich­
nete Gericht des anderen Staates abzugeben.

(3) Würde ein Gericht gleicher Ordnung des 
anderen Staates zuständig sein, wenn die Klage zur 
Zeit des Inkrafttretens des Vertrages erhoben 
worden wäre, so ist der Rechtsstreit auf Antrag auch 
nur einer der Parteien an dieses Gericht abzugeben,

Uàâ kàmieeko-k'àki
w prrslimiocik prrejtzà wymiaru sprawikälivvosci 

na gôrnoslqskim obsrarre plediseviow^m.

Rxadv Nienûeeki i Totsbi, povvodovvans x^-cxe- 
niem, ab^, lie rnoxnosei ulwrvü' xK-odnie x inte- 
resami obu ludnosoi dalsre provvadxenie spravv 
sadovv^eli, na lrtore miat vvpl^vv podzüd Oorne^o 
Äaska, xAodxiiv siß na ravvareis vv tzm prxed- 
miocis umovvz- i inianovval^ vv t^m eelu svv)-mi 
pelnomoenitraini:

Rxad Nienüeetri:
TasneZo Nadradeg Lpravviedlivvosei, Radex 
Ministersalne^o T. Dr. OeorA Drusen;

Rxad Tolski:
'(Vieeininistra T. Dr. ^Ainunta Levde.

Telnoinoenie)-, po vvxazemuein prxedloxeniu sodis 
jielnoinoeuietvv, i po uxnaniu ieli xa vvz-starexagAee 
i nalexvte eo do torm^, u§odxili six so do naste- 
pujaczcli poslanovv-ien:

7.
O^-vvitue spravvv sporne.

8^- '
O ils x postanovvien 88 2 do 5 nie vv^uika co 

innetz-o, evvvilne spraVv^- sporne, xavv ist« vv ellvüli 
prxejseia vv'vnüarn spravviedlivvosoi vv okrMsetv 
Ladovv Rrajorv^eli vv Itvtoinin. Oliv ieaell, Opolu 
i Ikaeiborxu, a niexalatv ione pravvoinoenie vv vlrvviti 
vvejseia vv /voie niniejsxe^o ukladu, provvadxiê 
dedxis dates sad, vv llrdrvin spravva xavüsta. albo 
vv- raxie, gdv' sad ten ule^l xvvinie iu, rovvnorxgdnv 
uieiuieelri inv ^)O^sü^ sad, vv !< tiirego otrrMu Isxv 
siedxiba urxedovv a dotv-eliexasovveno sadu proeeso- 
vveAO.

8 2.
.lexeii skar^a xostala vvniesiona prxed sad. lltorv 

dvi vvvtaexnie vvlaseivvv do ses roxpoxnania. a 
vvüaseiwv vv raxie vvnlesienia skar^i dopiero 

vv est will vvejseia vv xveie uiniejsxeAO n ütadu sad 
rovv-norxednv druAie^o panstvva, natsnexas vvinno 
sie prxellaxaö spür teinux sadovvi.

8 3.
(i) äexsti dla skargi nie fest uxasadnioua vvv- 

lyexna vvlaseivvose sadu. natenexas obovviqx^vvaö 
deda nastepujaee postanovvienia:

(2) Na x^odn^ vvniosek obu strou nalexv prxs- 
üaxaê spür vvsllaxanemu vve vvniosllu sadovvi dru- 
gieAO panstvva.

(zj Odvbv dla skar^i, vv- raxie jej vvniesienia 
dopiero vv- elrvviti vvejseia vv- x^eie niniejsxeAO 
ulcladu, vv-laseivvv rovvnorxeitn^ sad druAisAO 
panstvva, vvövvexas na vvniosek navvet j ednej xe 
strou na1k2)- spor prxekaraö temuL sadovvi, o ils 
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sofern zur Zeit des Inkrafttretens dieses Vertrages 
das im 8 1 bezeichnete Gericht nicht zuständig wäre. 
Unter mehreren zuständigen Gerichten des anderen 
Staates hat der Antragsteller und, wenn beide Par­
teien die Abgabe beantragen, der Beklagte die Wahl.

8 4.
(1) Ist das Deutsche Reich oder der Preußische 

Staat Partei, so treten die Behörden des Polnischen 
Staates in den Rechtsstreit ein, sofern nach den ge­
troffenen oder noch zu treffenden Vereinbarungen in 
Ansehung des in Streit befangenen Anspruchs Polen 
an die Stelle des Reichs oder Preußens tritt.

(s) Ist das Deutsche Reich oder der Preußische 
Staat oder der Polnische Staat Beklagter und ist 
nicht der Gerichtsstand des 8 24 der deutschen Zivil­
prozeßordnung begründet, so ist der Rechtsstreit an 
das Gericht abzugeben, in dessen Bezirk der Staat, 
für den der Rechtsstreit fortgesetzt wird, seinen all­
gemeinen Gerichtsstand hat; die Bestimmungen des 
8 3 Abs. 3 finden keine Anwendung.

8 5.
(t) Über die Abgabe eines Rechtsstreites kann ohne 

mündliche Verhandlung entschieden werden. Die 
Parteien sind vor der Entscheidung zu hören.

(2) In den Fällen des 8 3 ist der Antrag, und 
zwar von Streitgenossen gemeinschaftlich, spätestens 
im ersten Termin, in welchem nach dem Inkrafttreten 
dieses Vertrages zur Sache verhandelt wird, zu 
stellen. Er kann in der Berufungsinstanz bis zum 
Schlüsse der mündlichen Verhandlung, auf welche das 
Urteil ergeht, vorsorglich für den Fall der Zurück­
verweisung an die Vorinstanz gestellt werden.

(3) Eine Anfechtung des die Abgabe anordnenden 
Beschlusses findet nicht statt. Mit der Verkündung 
oder Zustellung dieses Beschlusses wird der Rechts­
streit bei dem im Beschlusse bezeichneten Gericht an­
hängig. Der Beschluß ist für dieses Gericht bindend.

(4) Die in dem Verfahren vor dem abgebenden Ge­
richt erwachsenen Kosten werden als Teil der Kosten 
behandelt, welche bei dem im Beschlusse bezeichneten 
Gericht erwachsen. Auf die Verhandlung und Ent­
scheidung über die Abgabe finden die Vorschriften des 
8 47 Abs. 1 und 3 des deutschen Gerichtskosten­
gesetzes Anwendung.

8 6.
(1) Soweit die Rechisstreitigkeiten aus den im 

8 1 bezeichneten Landgerichtsbezirken bei einem 
Oberlandesgericht — Apellationsgericht — oder dem 
Reichsgericht — Obersten Gericht — anhängig sind, 
finden die Bestimmungen der 88 1 bis 5 entsprechende 
Anwendung.

(2) Zurückverweisungen erfolgen an die sich aus 
der Anwendung der 88 1 bis 5 ergebenden Gerichte. 
Für die vorsorglich zu stellenden Amräge gili das 
im 8 5 Abs. 2 Satz 2 Gesagte.

8 7.
(1) Werden in Rechtsstreiiigkeiten der im 8 1 be­

zeichneten Art vor dem Inkrafttreten dieses Ver­
trages ergangen? Urteile nach diesem Zeitpunkt durch 
Rechtsmittel angefochren, >o ist zur Verhandlung 

v ciiviii vos scia v zvcie niuiejszeAO nlàllu uic 
przvsluFivnînbv vlnseivosc saU >vi vznnicnioncmn 
v § 1 IVvkôr x posrocl lcillru vlnscivvcb syüov 
(IruFieFO pnûstvn prz^sluauje vnioslcoclnve^. a, 

okie Lirons Racla s a przelrnznnin, «ironie po- 
zvnnej.

8 4.
(1) ckezeli sironn jest Unnsivvo Xiemieclcie nlbo 

Urusv, to sprnve przejiny vladze Unüstvn UI- 
slrieFo, o ils vedluF znvnri^ell lub prz^szl^cll 
uinov, l'ois fia vs ta pi odnosnie <lo sporneFO ro- 
s^cz.cnin v micjsce Unnstvn RiemiedUeAO lub Drus.

(2) dszeU Unnstvo Xiciniecîcie Inb l'rusv nlbo 
Pnûsivo Bolslcie jcst sironn pozvnnn, a nic jest 
uznsndnionn vlnscivosè vvniicnjnen z przejiisu 
§ 24 niemisclciej usinv^ o posiepovnniu v cv- 
viln^cU sprnvncU spornvcin nntcnezns nnlez^r 
spôr przelcnznê snclovi, v IcioreFo oiircFU pnnstvo, 
dln lliôreFO sprnvn Unies provnclzonn UgUzis, ma 
povszeclinn vlnseivosc; przepisôv ustepu 3. 8 3. 
nie nalez^ stosovvnè.

8 5-
si) O przebnznnin sprnvv^  orzec irez roz- 

prnvzr usines. Urzed v^Usuiem rozslrzvFniecin 
nnlez)- vvslncimc s trou v.

rnoz.ua

(2) IV v^pndkneli v 8 3 v>nncnionvcii viuun 
sironn, a uczestuiicncli sporn viuni oui
vspoluie, podnc vuiosà usspôzuies un picrvsz^in 
tsrunuie. un Ictorvni po vcssciu v zvcie uinies- 
szeFO ulclsUu odirpUzie sitz rozprnvn inervtorvcznn. 
4V insinuesi odvoinvezcj inoznn nz clo eirviii zn- 
iconezenin usines rozprnv^, un üiorcj znpncln v^roic. 
pocinë tabi vnioseic eveniunlnie un v^jrndeic zvro- 
eenin sprnvz- clo ponovneFo rozpoznnnin v ;>o- 
przsdniej instnneji.

(3) lie ll va in zarznUznsncn przeicnzanie sprnvv, 
nie nisAn znsicnrzeniu. X cllviln OFloszenin lub 
clorpczcnin tes ueUvnlzr sprnvn bpdzie znvisln v 
sadzie v uelrvnle vslcnznn^m. DcUvnin jest clin 
ieAO sn(lu obo vinznsncn.

st) Isosztv vvniiUc v postxpovnniu przecl sncleur 
przeknzusncvin nnlez)- uvgznè zn ezgse lrosztôv 
povstni^clr przed s n cl cm vslcaznn^in v ueUvnis. 
Do rozprnvv i orzeczenin v przedmioeie przeirnzn- 
nin stosovvnê nnlez)- przepis^ uslHpôv 1 i 3 8 47. 
niemiecicies nsinvv o icoszincb sadovvein

8 6.
fl) O ils sprnvzr sporne z ollreAÔv Lndèv Ivrn- 

jovvcli v^mionionvcii v 8 «4 znvisle v
Wvzsz^nn 8ndzie ivrnsovvin — 8nclzie Apeino)-,j- 
nv>n — lub v 8ndzie Uzesz^— 8yclzie Xnsv^z- 
szvin —, nniez)- siosovne oclpoviecluio posta- 
novienin 88 l do 5.

(2) 8prnvv zvrncn six. <lo ponovneFO rozpoznnuin 
saclom, ictôre sn minrodnjns przv znstosovvnuiu 
posinnovicn 88 1 do 5. Do vnioslcov evcuiunl- 
nvcli nnlezX siosovne przepis zclnnîn 2. nsippu 2 85.

8 7-
si) W razie znslcnrzenin zn pomoe^ srodicôv 

prnvn^eli vvrokov vvdnnvcii przecl vejsciem v 
zvcie niuiejszeFo udinclu v sprnvnolr spornvcln 
v^wieuion^cb v 8 1- vlnseivviu beclzie cio roz- 

rnoz.ua
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und Entscheidung über das Rechtsmittel dasjenige 
Gericht zuständig, zu dessen Bezirk zur Zeit des In­
krafttretens dieses Vertrages der Sitz des Gerichts 
gehört, dessen Urteil angefochten wird. Die Be­
stimmungen der ZZ 2 bis 6 finden entsprechende An­
wendung.

(2) Wird ein Urteil, das bei Inkrafttreten dieses 
Vertrages bereits rechtskräftig und in einem Rechts­
streit ergangen ist, der in einem der Landgerichls- 
bezirke Beuthen, Gleiwitz, Oppeln oder Ratibor an­
hängig war, nach Inkrafttreten dieses Vertrages im 
Wege der Wiederaufnahme angefochten, so ist zur 
Verhandlung und Entscheidung für den Bereich seines 
Staates dasjenige Gericht zuständig, zu dessen Be­
zirke zur Zeit des Inkrafttretens dieses Vertrages 
der Sitz des Gerichtes gehört, dessen Urteil an­
gefochten wird. Für den Bereich des anderen Staa­
tes ist das Gericht zuständig, bei dem der Beklagte 
des Wiederaufnahmeverfahrens seinen allgemeinen 
Gerichtsstand hat, in Ermangelung eines solchen das 
Gericht, bei dem in Gemäßheit des 8 23 der Zivil­
prozeßordnung gegen ihn Klage erhoben werden kann.

8 8.
In dem Verfahren über die Abgabe eines Rechts­

streites sowie bei Einlegung eines Rechtsmittels 
können die Parteien sich durch jeden bei einem deut­
schen Gericht oder bei einem polnischen Gericht des 
oberschlestschenAbtretungsgebietes zugelassenenRechts- 
anwalt als Bevollmächtigten vertreten lassen.

8 9.
Ist bei einem Rechtsstreit, der im 8 1 bezeichneten 

Art, der in höherer Instanz zur Zeit des Überganges 
der Rechtspflege anhängig ist, das bisherige Prozeß­
gericht erster Instanz fortgefallen, so bestimmt das 
höhere Gericht, sofern weder die Abgabe des Verfah­
rens noch eine Zurückverweisung erfolgt, für das 
weitere Verfahren an Stelle des bisherigen Prozeß­
gerichtes erster Instanz ein inländisches Gericht 
gleicher Ordnung.

8 10.
Mahnsachen, auf welche die im 8 1 bezeichneten 

Voraussetzungen zutreffen, werden von dem Gerichte 
fortgeführt, bei welchem der Zahlungsbefehl bean­
tragt ist. Wird Widerspruch oder Einspruch erhoben, 
so gelten die Bestimmungen über anhängige Rechts­
streitigkeiten. Gehört der Anspruch zur Zuständigkeit 
der Landgerichte — Bezirksgerichte —, so gelten die 
Bestimmungen der 88 7 und 8 entsprechend für den 
Fall, daß der Rechtsstreit nach dem Inkrafttreten 
dieses Vertrages bei dem Landgerichte — Bezirks­
gerichte — anhängig wird.

8 11-
(i) Für Aufgebotssachen, auf welche die im 8 1 be­

zeichneten Voraussetzungen zutreffen, gelten die Be­
stimmungen über anhängige Rechtsstreitigkeiten ent­
sprechend. Für die nach Inkrafttreten dieses Vertrages 
anhängig werdenden Anfechtungsklagen gelten die 
Bestimmungen der 88 7 und 8 entsprechend.

(2) In einem Aufgebotsverfahren zum Zwecke der 
Todeserklärung einer Person, die, wenn sie noch 
lebte, zur Zeit des Inkrafttretens dieses Vertrages die 
deutsche Reichsangehörigkeit besitzen würde, wird das 

pravv^- l roxstrxvAuieeia o srodbu pravvnvin sad. 
vv lltörsAO ollrMn vv ellvvili vvejseia vv x>eie 
niniejsxsgD nllladn lexv siedxilla sadu, lltöreAo 
cvvroll jsst xasllarxonz-. Tostaunvvwina 2 do 6 
nalex^- vv odpovviedni sposoll stosovvaè.

(2) llsxeli vvvroll pravvomoenz- vv cd »will vvejseia 
vv xz-eis ninisjsxsAO nllladn a xapadlv vv spvavvw 
Spornes xavvislej vv ollrsAaell jednsAO xe >adovv 
Rrajovvz-ell vv- Dvtomiu, Ollwieaelr, Opolu lull 
Raeillorxu, xostanis xasllarxon^ vv drodxs vvx.no- 
vvienia postxpovvania po vvejseiu vv x^eie nienisj- 
sxsAO ullladu, to do roxpravv^- i roxstrxvAnieeia 
vv ollrxllie sweZo panstvva fest vvlaseivv^m sad, 
vv lltorsAO ollrql-u w ellvvili vvejseia vv- xz-eis 
niniejsxeoo ullladu lexz- siedxilla sadu, lltörsKo 
vv^'roll gest xasllarxon)-. obr^bis panstvva 
druAisA-o gest vvlaseivv^m sad, vv- ollr^Au lltorsAo 
poxvvanv vv pOstgpovvaniu o vvxnovvionlv ina svvoga 
povvsxeebna vvlaseivvosè, a vv- pralln tejxe sad, 
prxed ütorvin inoxe prxeolvvllo niemn vvnie-
siona sllarAa stosovvnis do postanovvien 8 23. 
niemieolliez ustavv^- o postßpovvaniu vv e)-vvüin^ell 
spravvaell spornveln

8 8.
postxpovvaniu o prxellaxanis Sporn orax prxv 

vvnosxenin srodlla pravvnsAo stronv rnoAa ndxisliê 
pelnornoenietvva do svveAO xastßpstvva advv-ollatoin, 
dopusxexon^in do vv^stßpovvania prxed s^dami 
niemieelliini lull prxed sa dann polslliini poloxonzini 
na odstapionvin Aornoslasllim ollsxarxs.

8 9.
-lexeii dla sporn vv^-nnenioneAO vv 8 1, a xavvi- 

sleAO vv ellvvili prxejseia vvviniaru spravviedlivvosei 
vv vv^xsxej instaneji, clot^eliexasovvv sad proeesovvv 
pisrvvsxej instaneji ulegl xvvini^eiu, natenexas sad 
vv^-xsxej instaneji, vv nriejsee dot^ellexasovveAO sadu 
proeesovvsAO piervvsxej instaneji vvz-xnaexa dla 
dalsxeAo post^povvania riivvnorxednv sad llrajovvz-, 
o ils nie, nast^pi prxellaxanis posttzpovvania lud 
xvvrdesnis spravv^ do ponovvneAO roxpoxnania.

8 10.
8pravv)- npoininawexs, do lltor^-ell odnosxa siß 

vvarnnlli § 1, provvadxi datez sad, vv lltorvm vvnie- 
siono o wz-danis nallaxn xaplatz-. raxie vvnie- 
sienia opox^-eji lull sprxeeivvu nalexz- stosovvaè 
prxepisv o xavvislz-vll spravvaell sporn^-ell. .lexeii 
rosxexenie nalexz- do vvlaseivvosoi 8adövv Rrajo- 
wz-ell — 8adovv OllrsAovvz-oll — nalexv stosovvaè 
vv odpovviedni sposoll prxepis^- 7 i 8 vvövvexas, 
Zdz- spür xavvisnis vv- 8adxis Xrajovvz-in — 8adxie 
Ollr^ovvz-in -— po vvejseiu vv xz-eie niniejsxeAO 
nllladn.

8 11-
(i) Do spravv vv^vvolavvexz-ell, do lciör^eli od- 

nosxa siß vvarnnlli 8 l. nalsxz- odpovviednio stoso- 
vvaè prxspis^ o xavvist^elc spravvaell sporn^ell. Do 
sllai-A xaexepiajaez-ell ex^nnosei pravvne, xavvislz-ell 
po vvejsein vv xz-eie niniejsxsAO nllladn, nalexv 
stosovvaè vv odpovviedni sposoll prxspiszc ZH 7 i 8.

(2) Dalsxe postßpovvsnis vvz-vvolavvexe eelein n- 
xnania osoll^ xa xmarla, lltora, «dz-llz- jssxexe x^-la, 
posiadalall^ vv ellvvili vvejseia vv xz-ew niniejsxsAO 
ulllactu okvvvatslstvvo niernisellis, provvadxi 8ad 
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Verfahren von dem Amtsgericht Beuthen fortgeführt, 
falls das Gericht, bei dem es anhängig ist, seinen Sitz 
in dem an Polen fallenden Teile des oberschlesischen 
Abstimmungsgebietes hat. Würde diese Person die 
polnische Staatsangehörigkeit besitzen, so wird das 
Verfahren von dem Kreisgericht Kattowitz fortge­
führt, falls das Gericht, bei dem es anhängig ist, 
seinen Sitz in dem bei dem Deutschen Reiche verblei­
benden Teile des oberschlesischen Abstimmungsge­
bietes hat. . , . „ ,

(3) Das Kreisgericht Kattowitz sowie alle polnischen 
Gerichte sind befugt, in Aufgebotssachen zum Zwecke 
der Todeserklärung die im 8 22 der deutschen Ver­
ordnung von 9. August 1917 — Reichsgesctzblatt Seite 
704 — vorgesehene Auskunft von dem Zentralnacki- 
weiseamt für Kriegerverluste und Kriegergräber (All­
gemeine Verfügung des Preußischen Justizministeri­
ums vom 23. Februar 1920 — Preußisches Justiz- 
ministerialblatt Seite 80 —) unmittelbar einzuholen.

(4) Die Polnischen Gerichte sind verpflichtet, die 
nach Ziffer 4 der Allgemeinen Verfügung des Preu­
ßischen Justizministers vom 20. August 1917 (Preu­
ßisches Justizministerialblatt Seite 291) erforder­
lichen Mitteilungen dem Zentralnachweiseamt für 
Kriegerverluste und Kriegergräber beim Reichs­
ministerium des Innern unmittelbar zu übersenden.

8 12.
Konkursverfahren, auf welche die im 8 1 bezeich­

neten Voraussetzungen sinngemäß zutreffen, werden 
von dem Gerichte, bei dem sie anhängig sind, oder, 
falls dieses Gericht fortgefallen ist, von demjenigen 
deutschen oder polnischen Gerichte fortgeführt, zu 
dessen Bezirk der Amtssitz des bisherigen Konkurs­
gerichtes gehört. Würde, falls der Eröffmmgs.mtrag 
zur Zeit des Inkrafttretens dieses Vertrages gestellt 
worden wäre, nur ein Gericht des anderen Staates 
zuständig sein, so ist das Verfahren an dieses Gericht 
abzugeben.

8 13.
(1) Zwangsvollstreckungen, auf welche die im 8 1 

bezeichneten Voraussetzungen sinngemäß zutreffen, 
werden von dem Gerichte, in dessen Bezirke das Ver­
fahren betrieben wird, oder, falls dieses Gericht fort­
gefallen ist, von demjenigen deutschen oder polni­
schen Gerichte gleicher Ordnung fortgeführt, zu dessen 
Bezirk der Amtssitz des bisherigen Vollstreckungs­
gerichtes gehört. Würde, falls die Zwangsvollstreckung 
zur Zeit des Inkrafttretens dieses Vertrages begonnen 
hätte, ein Gericht des anderen Staates zuständig sein, 
so ist das Verfahren an dieses Gericht abzugeben.

(2) Auf das Verfahren bei Anträgen, Einwen­
dungen und Erinnerungen gemäß 8 766 der Zivil­
prozeßordnung finden die Bestimmungen des Abs. 1 
sowie des 8 5 Abs. 1, 3, 4 und des 8 8 sinngemäß 
Anwendung.

(3) Werden nach Inkrafttreten dieses Vertrages 
Prozeßhandlungen in der Zwangsvollstreckung vor­
genommen, die bei dem Prozeßgericht vorzunehmen 
sind, so ist für sie dasjenige Gericht zuständig, zu 
dessen Bezirk zur Zeit des Inkrafttretens dieses 
Vertrages der Sitz des bisherigen Prozeßgerichts 
gehört. Die Bestimmungen der 88 2 bis 6 und 8 
finden sinngemäß Anwendung.

Dovviatovv^ vv Bvtomiu, zezeli sack, vv lltdrvm 
posttzpovvams zavvislo, ma svva smdzilm ua prz^- 
padlcj Dolsoe eztzsei gôruosiasiÊFo offszaru pw 
discz-tovveFO. àzelid^ osoba ta posiadaia odvvvatel- 
stvvo poislrie, dalszs posttzpovvams provvadzi 8ad 
Powiatow)- v Latovvicaoll, ftzcli sack, vv ütdr^m 
posttzpovvam« zavvislo, ma svvA siedzilltz na pozo- 
stalsj przv Daüstvvm XiemiecRiem czçsci FÜruosla- 
slrieFO obszaru plcffisc^tovvcFO.

(3) IV sprawaoll vv^vvolavvoz)-oll eclem uzuauia 
osobv za zmaria raie 8ad Boviatov^ vv lvalowicacR, 
jaü rowniez vvsz^stlrie polàitz 8^d^ sa upravaicmc 
<io IiczposrcclnieFO zasitzFania, od OentralueFo 
Biura IV^wiadowozeZo dla strat 08Üb voj8Üovvcti 
i Frobovv polsAlzmll (OFÖlue zarz^dzeuitz pru8ÜieFO 
Miuistra Lpravviedlivvosm z dnia 23 luteAO 1920 
Dz. Drztzd. pruslrie^o Mini8r6r8tva Lpravvledlivvoäoi 
8tr. 80) vv^vviadu, przevvidziaueFO vv 8 22. me- 
misolrieFo rozporzadzcnia z àia 9 8isrpuia 1917 
— Dzimmill llslavv lizcsz^ str. 704.

(4) Pol8lrÎ6 sad)- s'a oboviAzaue viadomosci 
oirrssloue pod llczva 4 OZolusAO ^arz^dzema 
pru8lrÎ6FO Mim8tra Lpravicdlivoäci z dura 20 
sicrpnia 1917 (Dz. Drzyd. prrisüieFo Amisterstvva 
8pravisdllvvo8oi str. 291) przösviac llczposrcdnio 
do OcutralusAo Lima IVvviadovczcFo dla «trat 
osob vojsllov^cli i Frovov polcFl^clr przzr 
Nmistsrstvvie 8prav 4V6VQHtrzu^clr ftzesz^.

812.
Postßpovvama upadloseiows, do ütor^cii odpo- 

vvitzduio odnosza sitz varimüi § 1, provvadzi dalsj 
sad, v lllorvm oue zavvisl^, allao vv razis, ^dz- 
sad ttzu rilsFi zvvmitzciu, teu memisài lull po!8Üi 
sad, v ütdrsFO olrryAu lez^ dot^eliczasova siedziba 
8tzdu upadlosmovsAO. O ritz zed^uie 8yd druKMAo 
paüstvva 6^16^ vlasciv^, Fd^b^ vv ollwill vtzjscia 
v z^-ois rrimsjszsAO uüladu podano vmosà o 
otvarois posttzpovvauia upadlosoiovvtzAO, uatsuozas 
nslkzv prztzüazac postypovanie ovvemu stzdovvi.

813-
(1) l?rzzmm80V6 vv^lrouaula, do ütor)mll odpo- 

vvisdnio oduoszK sitz vvarrmlri v^mierriontz vv 8 1, 
provvadzi dalej sad, vv ütoreFO oirrpFu posttzpowauie 
sitz toezv, albo vv razis, Fdv sad teu uleFl zvvmitzoiu, 
teu rovuorztzduzr uiomitzclri lud polsüi sad, vv 
IrtöreAO oürtzAia lezz- siedziba rirzedowa dot^elr- 
OZL8OV6FO sadu v^dronavcizsFO. ilezelilr^ dla 
prz^musovtzFO v)-üon^vaida rozpoeztztkFO vv olivvili 
vvejsoia vv z^eis uimsjszs^o oülado 6^4 vvlaseivv^ 
stzd dru^isAo paüstvva, vvovvezas nalez^ przàazac 
posttzpovvauie ovvemu sadovvi.

(2) Do posttzpovarlia vv razis vvuioskov, zazalsü 
i przvpomnitzü na podstavvie ß 766 nitzmiecleitzj 
ostav^ o posttzpovvaum vv L^vvilu^ell spravvaoli 
sporu^olv, maja. odpovvitzdnm zastosovvauis postauo- 
vvioiria ust. 1 .jall i tez usttzpävv 1, 3, 4 § 5 oraz 8.

(3) .lszell po vvtzjsoiu vv z^citz umiejszeAo ullladu 
btzda vvvüouans vv prz^musovem vvviconaidu ozvn- 
uosm protzssowe, ütörs ualszv vv^Rouaö vv s^dzw 
protzösovv^m, rratsuozas gest dla uiolr vlastzivvvm 
ttzir sad, do ütorcFo oürtzFU valez^ dot^tzlmzasovv^ 
sad protzssowe vv olrvvili vvejsoia vv z^eie umiej- 
szsFO ulrladu. Postauovienia 88 2 do 6 i 8 maja 
odpovvitzduitz zastosowams.
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8 14.
(1) Arrestverfahren, auf welche die im 8 1 be­

zeichneten Voraussetzungen sinngemäß zutreffen, 
werden von dem Gerichte, bei dem sie anhängig sind, 
oder falls dieses Gericht fortgefallen ist, von dem­
jenigen deutschen oder polnischen Gerichte fortge­
führt, zu dessen Bezirk der Amtssitz des bisherigen 
Arrestgerichtes gehört. Ist der Arrest nicht bei dem 
Gerichte der Hauptsache beantragt und würde, falls 
der Arrestantrag zur Zeit des Inkrafttretens dieses 
Vertrages gestellt worden wäre, die gleiche Zustän­
digkeit nur bei einem Gericht des anderen Staates 
gegeben sein, so ist das Verfahren an dieses Gericht 
abzugeben.

(2) Ist das Arrestverfahren bei dem Gericht der 
Hauptsache anhängig gemacht worden und wird nach 
den Grundsätzen dieses Vertrags die Hauptsache an 
ein Gericht des anderen Staates abgegeben, so ist 
auch das Arrestverfahren an das entsprechende Ge­
richt des anderen Staates abzugeben.

(3) Die Bestimmungen des 8 5 Abs. 1, 3 und 4, 
des 8 6 und des 8 8 finden sinngemäß Anwendung.

8 15.
Auf das Verfahren bei einstweiligen Verfügungen 

finden die Bestimmungen des 814 entsprechende 
Anwendung.

8 16.
Auf die Erledigung von Beschwerden finden, so­

weit in diesem Vertrage nichts Abweichendes be­
stimmt ist, die 88 1 bis 9 entsprechende Anwendung.

8 17.
(1) Urteile, die in einer unter 8 1 oder 8 6 dieses 

Artikels fallenden Sache vor oder nach Inkrafttreten 
dieses Vertrags ergangen sind oder ergehen und 
nach diesem Zeitpunkt Rechtskraft erlangen, werden 
im Deutschen Reiche und in Polen als rechtskräftig 
anerkannt und in der gleichen Weise wie inländische 
Urteile vollstreckt, ohne daß die besonderen Vor­
schriften über die Anerkennung und Vollstreckung 
ausländischer Urteile zur Anwendung kommen, es 
sei denn, daß sie im Gerichtsstand des Vermögens 
(8 23 der deutschen Zivilprozeßordnung) ergangen 
sind. Die Vollstreckungsklauses erteilt der Gerichts- 
fchreiber desjenigen Gerichts, das die Urschrift des 
Schuldtitels zu verwahren hat. Entsprechendes gilt 
für den Notar. Die Vollstreckungsklausel lautet: 
»Vorstehende Ausfertigung wird dem usw. (Bezeich­
nung der Partei) zum Zwecke der Zwangsvollstrek- 
kung im Deutschen Reiche und im Polnischen Staate 
erteilt.« War die Vollstreckungsklausel bereits er­
teilt, so erhält sie den Zusatz: »Es wird bescheinigt, 
daß die Zwangsvollstreckung auch im Polnischen 
Staate (Deutschen Reiche) zulässig ist.« Für Ur­
teile, welche im Gerichtsstand des Vermögens er­
gangen sind, darf die Vollstrcckungsklausel in dieser 
besonderen Form nicht erteilt werden. Wird be­
hauptet, daß eine solche Vollstreckungsklausel oder 
ein solcher Ergänzungsvermerk nach den Bestimmun­
gen dieses Abkommens nicht hätte erteilt werden 
dürfen, so kann der Schuldner, falls die Vollstreckung 
in dem anderen Staate stattfindet, Einwendungen 
gegen die Zulüssigkeit der Vollstreckungsklausel oder 
des Ergänzungsvermerks auch bei deni Vollstreckungs­
gericht erheben.

8 14-
(i) Tostxpovvauia vv sprawz-ed aresxtovv^ed, clo 

lltär^ed odpovvieduio odnosxa six vvaruuiri wvinie- 
uioue vv§ 1, prowadxi dalej sad, vv- lltorviu xawislv, 
aldo vv raxie gdz- sad teu ulsAl xwinixciu. teu 
uwinwcki lub polslli sad, vv lltorsAo ollrx^u lexv 
siedxida urxxdovva dot^edexasovveKo sadu aresxto- 
vvsAo. dsxsli uie xadauo aresxtu vv sadxie sprawv 
Alovvuej, a vv- raxie podauia vviüosüu o aresxt 
vv odvvili vvejseia vv xz-cis uiuiejsxsAO ullladu, rövvuie 
wlaseiw^ui dzddz- Idko sad druKMAo panstvva, 
uatsucxas ualexv prxedaxaè postxpovvauie ovveiuu 
sadovvi.

(2) dexeli postxpovvauie vv spravvie aresxtovvej 
xavvislo prxed sadein spravv v- Alövvuej, a wedle 
xasad uiuiejsxeKO ullladu prxellaxauo sprawe Alowna 
sadovvi druAie^o paüstvva, nalcxz- tallxe prxellaxac' 
postepovvanie vv pravvis aresxtowej odpovvicduicruu 
sadovvi druAieAo paiistwa.

(3) Tostauovvieuia ustxpovv 1, 3, i 4 ß 5 orax 
8 6 i 8 8 maja odpovviednie xastosovvauie.

8 15.
Do postxpovvania vv raxie tz-ruexasovv^ed xa- 

rxAdxeii, mag a postauovvieuia 8 14 odpovvieduie 
xastosovvauie.

8 l6.
Trxzc xalatvviauiu xaxaleü uiaja postauovvicuia 

88 1 do 9 odpovvieduie xastosovvauis, o ile 
vv uiniejsxz-in ullladxis oduiieuuie uic postauovviouo.

817.
(1) ^Vvrolli, lltors vv spravvic odjxtsj 8 1 aldo 

8 6 te^o artzcllulu, vvz-dauo lud tex wz-da six prxed 
1ud po vvejseiu vv xz-cis uiuiejsxsAO ullladu, i lltors 
uxz-sbaja pravvoiuoeuosc po tvin exasie, uxuaje six 
xa pravvoiuoeus vv Daüstvv-ie Nieiuieellieiu ivvDoiscs 
i vvvdonnje six vv teu sam sposod jall vvvrolli 
llrajowe, nie stosujae sxexeAolu^ed prxepisäw 
o uxuauiu i w^llonaniu w^rolldvv xanrauiexi^eln 
x wvjatüieiu, »dv .je vvz-dauo na podstavvie vvlasei- 
wosei vvedluA micjsea luajatku (8 23 uiemieclliej 
nsiavvv o postxpovvaniu vv e)-wi1uz-eil spravvaell 
spornveUp Ivlauxuli vv-z-lloualnosei udxiela sellretarx 
teAO sadu, do lltärsAo ualexz- prxeedovvauispiervvopi- 
su t^-tulu dluxusA-o. Tostauovvieuie to oduosi six od- 
powie.druo do uotarjusxa. Hauxula vv-vlloualüosel 
drxmi: «Tow^-xsxv wvpis udxiela six i. t. d. (wvuue- 
nieiue strouz-) eetem pi xz-musovvsAO vvzcllouauia 
vv Daiistwis Niciuisellieiu i vv Daüstvvie Dolsllieui.« 
.lexeii jux udxielouo lllauxuli vvvlloualuosei, otrxv- 
luuje ona dodatell: »Dosvviadexa sie, xe vv-z-llouauie 
prxvnncsovve doxvvolous jesi tallxe vv Taiistwie 
Niemisollieiu (Daiistvvis Tolslliem) ». Nie vvoluo 
udxiciil- ivlauxuli vvvlloualuosei wedle tej sxexeAÖlnej 
lorinv, w^rolloin wvdanvn» ua podstavvie vv-lasei- 
wosei vvedluA miejsea majatllu. VV raxie tvvier- 
dxeuia, xe wedle postanovvien uiuiejsxeAO ullladu 
nie dz-lo vvoluo udxiede tallisj lllauxuli wz-lloual- 
uosei lud taivisAo dodatllu uxupeluiajaceAO, moxe 
dluxuill, »d)- vvz-llonauis oddvwa six vv druAiem 
pailstwie, poduiese. xarxutv prxeeivv lco dopusxcxal- 
uosei lllauxuli wvllonalnosei lud dodatllu uxupel- 
niajaee^o tallxe prxed sa-leiu eAxelluev.juv-m.
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(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 finden auf 
andere nicht nur vorläufig vollstreckbare Titel, die in 
Angelegenheiten der in den 88 I, 6 und 10 bis 16 
dieses Artikels und in dem Artikel 3 8 2 dieses Ver­
trages bezeichneten Art vor oder nach Inkrafttreten 
dieses Vertrages entstanden sind oder entstehen, ent­
sprechende Anwendung.

(3) Die Bestimmungen des Abs. 1 und des Abs. 2 
finden auf vollstreckbare Titel keine Anwendung, die 
sich gegen das Deutsche Reich, ein deutsches Land, 
den Polnischen Staat oder eine deutsche oder polnische 
juristische Person des öffentlichen Rechtes richten.

8 18.
(t) Soweit gemäß 8 17 dieses Artikels ein 

deutscher Vollstreckungstitel in Polen anerkannt wird, 
ist für die Entscheidung über Einwendungen, die den 
zu vollstreckenden Anspruch selbst betreffen, für den 
Bereich des Polnischen Staates ein polnisches Gericht 
zuständig; das zuständige Gericht und das Verfahren 
werden durch Anordnung der polnischen Justizver­
waltung bestimmt.

(2) Soweit gemäß 8 17 dieses Artikels ein 
polnischer Vollstreckungstitel im Deutschen Reiche an­
erkannt wird, ist für die Entscheidung über Einwen­
dungen, die den zu vollstreckenden Anspruch selbst 
betreffen, sür den Bereich des Deutschen Reiches das 
deutsche Gericht zuständig, bei dem der Schuldner 
seinen allgemeinen Gerichtsstand im Sinne der 
deutschen Zivilprozeßordnung hat, in Ermangelung 
eines solchen das Gericht, bei dem in Gemäßheit des 
8 23 der deutschen Zivilprozeßordnung gegen ihn 
Klage erhoben werden kann.

8 19.
In allen aus den 88 1 bis 18 sich ergebenden An­

gelegenheiten haben die deutschen und die polnischen 
Gerichte einander unmittelbare Rechtshilfe in 
weitestem Umfange zu leisten. In Ansehung des 
Armenrechts, der Sicherheitsleistung wegen der 
Prozeßkosten und der Vorschußpflicht werden 
Deutsche von polnischen Gerichten, Polen von deut­
schen Gerichten ebenso wie Inländer behandelt.

Artikel 2.
Strafsachen.

8 1.
Strafverfahren, die zur Zeit des Übergangs der 

Rechtspflege in den Landgerichtsbezirken Beuthen, 
Gleiwitz, Oppeln und Ratibor gerichtlich anhängig 
waren und zur Zeit des Inkrafttretens dieses Ver­
trages noch nicht rechtskräftig erledigt sind, werden 
von dem Gerichte, bei dem das Verfahren anhängig 
ist, fortgeführt oder, falls dieses Gericht fortgefallen 
ist, von demjenigen deutschen oder polnischen Gericht 
gleicher Ordnung übernommen, zu dessen Bezirk der 
Amtssitz des bisher mit dem Verfahren befaßten 
Gerichts gehört.

8 2.
(1) Würde nach 8 1 ein Strafverfahren gegen einen 

Deutschen, der zur Zeit des Inkrafttretens dieses 
Vertrages seinen Wohnsitz oder in Ermangelung eines 
solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Deutschen

(2) Postanovvienia usttzpu 1 inaja odpovvieclnie 
zastosovvanis do inn^oll nie tvÜo tvinezasovvo 
vvvTonalnw'll tvlulow, Irtöre povvstalv lub lctore 
povvstaja przed lull po vvejseiu vv z^eis uiniej- 
szeAO uldaclu vv spravvaell, ualezae^ell clo rodzaju 
spravv ollreslonvell vv 88 U 6 oraz 10 clo 16 tsFO 
aitvkuiu i vv ß 2 artz-lrulu 3 niniesszeFo idcladu.

(3) Postau ovvieui a usttzpu I i usttzpu 2 nie inaja 
zastosovvania cio r^tulôvv vv)-lronaln)-e1i, sllier - 
vvan^ell przeeiwllo Panstvvu lull Lrajovvi Xie- 
uiieelriemu, Panstvvu Polsldeinu, oraz przeeivvllo 
nieiuieeldej lull polslliej O8ollie prawnej pravva 
pullliezneFO.

§ 18.
(l) 0 ils wedle 8 17 uiniejszeFO art^llulu uznajs 

sie vv Panstvvis Polsldeiu nieiuieelii t^tul vvvllo- 
nalu)-, na ollszarze Panstvva PolsIcisFO sad polslri 
vvlaseivv^m jsst clo rozstrz^Anigeia zarzutdvv do- 

ezae^ell saiusAO roszezenia lleclaeeFo przedunotem 
vv^llonania: zaizadzeniein polslcie^o zarzaclu vv v- 
wiaru sprawisdlivvosei ozuaez.)' sie vvlaseivv ^ sad 
oraz sposob posttzpovvauia.

(2) O ils vveclle 8 17 niuisjszsFO artzRulu uznaje 
sitz vv- Panstvvis XieinieeTiem polsüi tvtul vvvlro- 
naln^, na ollszarzs Panstwa XiernieelrisFo vvla- 
seivvvni fest do rozstrz^Fnitzeia zarzutdvv clot)-eza- 
evelc saiueFO roszezsnia lltzdaosFo przsdiniotecn 
vvvlconania sad nieiineeüi, przed Ttor)-in vv iiivsl 
przepisôvv nieiuieàisj uslawv o i>osttzpovvaniu 
vv e)-vvilnveli sprawaeli sporn^ell dluzuilc posiada 
svvoja povvszsellua vvdssoivvosä, a vv llralru tejze, 
sad, przed ktôr)-m inoze 1>)6 przeeiwllo nieinu 
vvniesiona slcar^a wedle 8 23 niemieelliej ustawv 
o posttzpovv sniu vv evwilnveli spravvaeli spornvell.

8 19.
4Ve vvsz^siüieli spravvaell vvz-nikaj gesell z 88 1 

do 18 sadv nieinieelrie i xolslris uraja sollie navvzajeui 
udzielac- kezposredniej poinoev pravvnej vv jalc 
najszersz^in zallrssie. Oo do pravva ulloFieln 
dania zallezpisezenia dla llosztovv proee8ovv-)-ell i 
ollowiazlcu süladania zaliozelr, lltzda sadv nieniieeTie 
oll^'vvatcU polslriell a sad)- polslrie ollvwateli nie- 
inieelliell. traktowalv na cowni z vvlasnvmi ollv- 
vvatelami.

2.
8;>rawv Tarne.

8>-
Posttzpovv-ania Tains, zavvislk vv vliwiti przejseia 

vvz-wiaru spravviedlivvosei vv oTrtzFaeli Ladow 
lvrajowveü vv Bvtonnu, «diwieaelc, Opolu i 
Uaeillorzu, a przed vvejsoieiu vv z)-eie ninisjszsAo 
uldadu pravvoinoeniejsszezs uiezalatvvions, provvadzi 
dalej sad, vv Tt orv in posttzpovvanie zavvislo, alllo 
vv razis Zdv «ad teu uIsKl zvvinieeiu, przejinie 
.je teu rownorzecln)' nisiniesTi lull polsTi sad, 
vv- ktdreFO oTrtzFu lezz- siedzilla urztzdovva sadu, 
provvadzaesFo dotveliezas posttzpovvanie.

8 2-
(l) (Idvll)- vv inz-sl 8 1 sgd i>olsTi inial przvjaê 

posttzpovvanie Tarne przeeivv oll)-vvatelovvi nie- 
mieoTieinu, Tlorv vv elivvili vvsjseia vv z)-eie 
niniejszeAo uTladu vv ollrtzllie Panstvva XiemieeTieAo

37
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Reiche hat, von einem polnischen Gericht zu über­
nehmen sein, so geht auf Verlangen des Angeklagten 
das Verfahren auf ein deutsches Gericht über, sofern 
die unter Anklage stehende Tat nach den deutschen 
Strafgesetzen verfolgt werden kann.

(2) Würde nach § 1 ein Strafverfahren gegen einen 
Polen, der zur Zeit des Inkrafttretens dieses Ver­
trages seinen Wohnsitz oder in Ermangelung eines 
solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Polen hat, 
von einem deutschen Gericht fortzuführen sein, so geht 
auf Verlangen des Angeklagten das Verfahren auf ein 
polnisches Gericht über, sofern die unter Anklage 
stehende Tat nach den polnischen Strafgesetzen ver­
folgt werden kann.

(3) Richtet sich ein Strafverfahren sowohl gegen 
Deutsche wie gegen Polen, so ist unter den obigen 
Voraussetzungen das Verfahren entsprechend zu 
teilen.

(4) Der Angeklagte muß das Verlangen bis zum 
Beginn der ersten Hauptverhandlung stellen; er ist 
möglichst frühzeitig hierauf hinzuweisen. Das Ge­
richt, auf welches das Verfahren übergeht, wird von 
der preußischen oder polnischen Justizverwaltung 
bestimmt.

8 3.
(1) Soweit Strafverfahren aus den im 8 1 be­

zeichneten Landgerichtsbezirken zur Zeit des Über­
gangs der Rechtspflege infolge Einlegung der Revi­
sion bei einem Oberlandesgericht — Appellations­
gericht — oder dem Reichsgericht — Obersten Ge­
richt — anhängig waren und zur Zeit des Inkraft­
tretens dieses Vertrages noch nicht rechtskräftig er­
ledigt sind, findet die Bestimmung des 81 ent­
sprechende Anwendung. Das gleiche gilt für die 
Erledigung von Beschwerden.

(2) Zurückverweisungen von Strafverfahren er­
folgen an die sich aus der Anwendung der 88 1 und 2 
ergebenden Gerichte. Im Falle des 8 2 muß der 
Übergang des Verfahrens verlangt werden bis zum 
Beginn der ersten Hauptverhandlung vor dem Ge­
richt, an das die Sache zurückverwiesen ist; der Hin­
weis soll bereits von dem Revisionsgericht gegeben 
werden, damit die Sache gegebenenfalls unmittelbar 
an das Gericht des anderen Staates zurückverwiesen 
werden kann.

8 4.
(l) Werden in Strafverfahren der im 8 1 bezeich­

neten Art Urteile, die vor dem Inkrafttreten dieses 
Vertrages ergangen sind, erst nach diesem Zeitpunkt 
durch Rechtsmittel angefochten, so entscheidet das- 
senige Gericht, das nach dem Inkrafttreten dieses 
Vertrages dem Gericht, dessen Urteil angefochten ist, 
oder dem gemäß 8 1 an seine Stelle getretenen Ge­
richt im Rechtszug übergeordnet ist. Die Bestim­
mungen des 8 2 finden entsprechende Anwendung.

(2) Wird nach dem Inkrafttreten dieses Ver­
trages die Wiederaufnahme eines Verfahrens be­
antragt, in dem das letzte Urteil vor dem Inkraft­
treten dieses Vertrages ergangen ist, so finden die 
Vorschriften der 88 1 und 2 entsprechende Anwen­
dung.

ma sws xamiesxllauie alllo vv pralln te^ox svve 
x vv^llls miejsee popzUu, vvövvexas ua xadauie 
osllarxoueAO postxpovvanw prxsellodxi ua sack 
uiemieelli, o ils exzm podaez- prxedmiotem osllar- 
xenia moxe bvc sei^anv wedle uiemieeüiep ustaw 
llaru^cp.

(2) Odyll^ vv m^sl H 1, sack uiemieelli mial 
prowadxiè dalej postxpovvauie llarue prxeeivv 
ollvvvatelowi polsllismu, lltors vv epwiii vvejseia 
vv xz-me uiuiejsxe^o ullladu ma vv oprxpis Taüstwa 
Tolsllie^o svve xamiesxllauis, slpo vv prallu teKOx, 
8VV6 xvvvllle miejsee pop^tu, vvövvexas ua xadauie 
osllarxoueAO postxpovvauie prxeelrodxi ua sad 
polslli, o ile exzm pxdHxz- prxsmiotem osllarxeuia 
moxe pzm sei^auz- wedle polsllielr ustavv llaru^ep.

(3) äexeli postxpovvauie llarue sllierovvaus jest 
tall prxeeivvllo opvvvatelom uiemieollim jall i op^- 
watelom polsllim, ualexz- je pod powz-xsx^mi 
vvaruullami vv odpovviedui sposoll roxdxieliè.

(4) Osllarxouz- vviuieu jest poduiese povv^xsxe 
xadauie prxed roxpoexxeiem piervvsxej roxprawv 
Alöwuej, o exem ualex^Ao jalluajvvexesuiej pouex^-lv 
l'ruslli lup polslli xarxad vvz-miaru sprawwdli- 
vvosei oxnaexv sad, ua lltürv postxpovvauie prxe- 
epodxi.

8 3-
(1) o ile postxpovvauia llarue X ollrxAovv 8adovv 

Rrajovv^ep, vv^mieuiou^ep vv 8 l, vv ellvvili prxej- 
seia vvvmiaru spravviedliwosei x povvodu vvuis- 
sieuia revvixjixLwislA-vv^V^xsx^mLadxie lsrajovv^m 
— 8adxis Äpelaez-juz-m — lull vv 8adxw Rxesx^ — 
8adxie Najvvz-xsx^ui — i vv ellvvili vvejseia 
vv x^eis uiuiejsxsAO ulliadu uie p^lv jesxexs prawo- 
luoeuis xalatvvioue, ualexzc stosovvaè odpovvieduio 
postauovvienia 8 1- To samo oduosi six do xalst- 
vviauia xaxaleü.

(2) Do pouowueAO roxpoxuauia nalexz- prxellaxaè 
spravvx llarue sadovvi, lltôrsAO vvlaseivvosè vv^uilla 
x postauovvieü 88 l i 2. w^padllu 8 2 xadauie 
prxellaxauia postxpovvauie vviuuo p^è vvuissioue 
prxed roxpoexxeiem piervvsxej roxpravvz- Alovvuej 
vv sadxie, lltorsmu spravvx do ponovvueAo roxpo- 
xnania prxellaxauo; pouexeuia vv t^m llieruullu 
povviuieu udxieliè jux sad revvixzjn^, all^ vv dau^-m 
raxie moxua spravvx prxellaxaè psxposreduio sadovvi 
druAisAO paüstvva.

8 4-
(1) dexeli w postxpovvauiaell llaruz-ell, ollre- 

slou^cll vv 8 l' vvvrolli vv^daus prxed duism 
vvejseia vv xz-eie uieuiejsxeAO ullladu, dopiero po 
Iz-m dniu xasllarxouo xa pomoea srodllüvv pravvuzmll, 
uatsuexas roxstrx^-Aa teu sad, lltors po vvejseiu 
vv x^eie uiuiejsxgAO ullladu jest iustaueja wvxsxA 
dla sadu, lltürsAO vvzrroll uloAl xasllarxeuiu, alpo 
dla sadu, lltärz- vvstapil vv je^o miejsee vv m^sl 
8 1. Tostauowieuia 8 2 ualexzc stosovvaè vv od- 
powisài sposoll.

(2) «lexeii po vvejseiu vv x^eie uiuiejsxsKO ullladu 
xada six vvxuowieuia postxpovvauia, vv lltärem 
ostatui wvroll xapadl prxed vvejseiem vv x^-eie 
uiuiejsxe^o ullladu, uatenexas ualexv stosovvaè 
odpovvieduio postauovvieuia 88 1 l 2.
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8 5.
Ermittelungsverfahren, die in den im 8 1 bezeich­

neten Landgerichtsbezirken zur Zeit des Übergangs 
der Rechtspflege schwebten und bei Inkrafttreten 
dieses Vertrages noch schweben, werden, sobald sich 
herausstellt, daß zur Aburteilung nur Gerichte des 
anderen Staates zuständig sein werden, von der 
Staatsanwaltschaft, bei der sie anhängig sind, der 
Staatsanwaltschaft des anderen Staates übergeben. 
Das gleiche gilt für gerichtliche Voruntersuchungen 
dieser Art, sobald sich herausstellt, daß zur Aburtei­
lung nur Gerichte des anderen Staates zuständig 
sein würden, wenn die öffentliche Klage erst nach 
dem Inkrafttreten dieses Vertrages erhoben worden 
wäre.

8 6.
Kann ein unter diesen Vertrag fallendes Straf­

verfahren von den Behörden des hiernach zustän­
digen Staates deshalb nicht durchgeführt werden, 
weil der Beschuldigte sich in dem anderen Staate 
aufhält und Angehöriger dieses Staates ist, so hat 
auf Verlangen des zuständigen Staates der Aufent­
haltsstaat die Strafverfolgung zu übernehmen, so­
fern die Straftat auch nach seinem Strafgesetze ver­
folgt werden kann. Die Staatsanwaltschaft oder das 
Gericht wird von der preußischen oder polnischen 
Justizverwaltung bestimmt.

8 7.
Soweit Strafurteile (Strafbefehle) aus den im 

8 1 bezeichneten Landgerichtsbezirken zur Zeit des 
Übergangs der Rechtspflege bereits vollstreckbar 
waren, oder soweit Strafurteile in den Fällen des 
8 3 Abs. 1 nach dem Übergang infolge der Verwer­
fung der Revision vollstreckbar geworden sind, wird 
die Strafvollstreckung von der Vollstreckungsbehörde 
des Gerichts, dessen Urteil zu vollstrecken ist, ein­
geleitet oder fortgeführt, oder, falls dieses Gericht 
fortgefallen ist, von der Vollstreckungsbehörde des­
jenigen deutschen oder polnischen Gerichts über­
nommen, zu dessen Bezirk der Amtssitz des Gerichts 
gehört, dessen Urteil zu vollstrecken ist.

8 8.
(i) Verurteilte, gegen welche zur Zeit der Über­

leitung der Rechtspflege mit der Vollstreckung einer 
Freiheitsstrafe aus einem vor dieser Zeit rechtskräftig 
beendeten Strafverfahren begonnen ist, können den 
Übergang der Strafvollstreckung auf Vollstreckungs- 
behörüen des Staates, dessen Angehörige sie sind, 
verlangen, wenn es sich um Freiheitsstrafen handelt, 
die zur Zeit des Verlangens noch in einer Dauer 
von mindestens sechs Wochen zu vollstrecken sind, 
und ferner die Straftat, wegen der die Vollstreckung 
erfolgt, auch nach dem Strafgesetz des die Voll­
streckung übernehmenden Staales verfolgt werden 
kann.

(2) Der Übergang der Vollstreckung muß binnen 
zwei Wochen nach dem Hinweis des Verurteilten 
auf diese Befugnis verlangt werden; der Hinweis 
soll möglichst frühzeitig erfolgen.

(s) Bezüglich Verurteilter der im Abs. 1 bezeich­
neten Art kann auch der nach 8 7 zur Vollstreckung 
zuständige Staat den Übergang der Vollstreckung 
verlangen, wenn es sich um Freiheitsstrafen handelt,

8 5.
Doellodzenia, Ttore vv- cRwili przejseia vvvnuai'u 

spravviedlivvosei vv oTigKaoli 8adövv lvrajou-)-el>, 
vv)-ini6nioll)-oü vv § I, ll)-l)- vv toTu i toez^ sitz 
jeszezs vv oll will vvejseia vv- z)-eie niniejszeAO u- 
Tladu, przeTaze proTuratura, Ttöra je provvadzi, 
proTuraturze druFisFo panstvva, sToro sitz oTaze, 
iz do osadzenia sa vv-laseivve zed^nio sad)- druFieFO 
panstvva. To saino odnosi sitz do sadovvvell slodzkvv 
vvstcpnvell tsFO sameAO rodzaju, sToro sitz oTaze, 
ze clo osadzenia ll)-I)-ll)- vv-laseivve ,jecl)nie sad)- 
druFisAO panstvva, Fd)-I>)- sTarM pullliezna vvnie- 
siono dopiero po vvejseiu vv z)-eie nnnojszsAO u- 
Tlaclu.

8 6.
llezsli posttzpovvauia TarneFO pockpadajaeeKo pod 

niniejsz)- uTlad, vvladze vvlaseivveFO panstvva nie 
inoAL przeprovvadziè dlatoFO, ponisvvaz posadzonv- 
przell)-vva na ollszarze ckru^ieFO panstvva i lest 
jsFO oll)-watellnn. uateuozas na zgdanio vvlaseivv-kFo 
panstvva, panstvvo iniejsea poll)-tu vvinno przejae 
seioanis Tarne, o ils przesttzpstvvo taTze vvecüuF 
zsFo ustavvodavvstvva Tarne§o nioze llvo seigane. 
PrusTi lull polsTi zarzad vvviniaru spravviedlivvosei 
oznaoz)- proTuraturtz lull sad.

8 7.
O ils vv)-roTi Tarne (rnandat)- Tarne) vv)-dane 

vv oTreFaeli sadovv I<rajovv)-eli vv) inienionvcl> vv- 8 l 
vv eliwill przejseia vv-)inisru spravviedlivvosei ll)-l)- 
juz vv-)-Tonaln6, alllo, o ile vv)-roTi Tarne vv vv)-pacl- 
Tael» usttzpu I 8 3 po przejseiu vvviniaru spra- 
vviedlivvosoi uz)-sTal)- vv)-Tonaluose z povvodu 
odrzueenia revvizji, natenezas vvladza vv)-Tonavveza 
sadu, TtöreFO vv-)-roT in a ll)-ê vv)-Tonan)-, vvclroz)- 
vvv-Tonanis Tar)- lull je dalej przsprovvadzi, alllo 
tez vv razie, Fd)- sad tsn ulsFl zvvinitzeiu, przej- 
inie je vvladza vv)-Tonavveza teFo nieinieeTieFO lull 
polsTiLFo sadu, vv TtôrsFo ollvvodzie le/.)' siedzilla 
nrztzdovva sadu, TtôrsAo W)-roT rna ll)-c> wv-Tonan)-.

8 8.
(i) 8Tazani, przeeivv Ttör)-in vv ellvvili przejtz- 

eia vv)-iniaru spravviedlivvosei rozpoeztzto vv)-Ton)-- 
vvanie Tar)- na vvolnosei na podstavvie przed t)-iu 
ezasein pravvoinoenis uTonezoneAO posttzpovvania 
TarnsFO, inoM zydae przejseia W)-Tonania Tar)- 
na vvladze vv)-Tonavveze panstvva, TtorsFO sa oll)-- 
vvatelaini, jezeli eliodzi o Tar)- na vvolnosei, Tto- 
i)-el» vv)-Touanie vv ellvvili postavvienia z^dania ina 
geszeze trvvae przez oTrss eonajinniej szeseiot)FO- 
dniovv)- a pozatein przesttzpstvvo, za Ttore nastapi- 
lo sTazanie, vvolno seiFae taTze vvecüuF ustavv)- 
Tarnej panstvva przejinujaeeFO vv)-Tonanie Tar)-.

(2) Przejseia vv-)-Tonania inusi sitz z^dae vv prze- 
eigFu dvvoeli t)-Fod ni po pouezeniu sTazansFo, iz 
prz)-sluFuje rnu to pravvo; pouezenie povvinuo 
nastapie jaTnaj vvezssniej.

(s) Oo do sTazan)-oll oznaezon)-oll vv usttzplv 1, 
taTze panstvvo vvdaseiwe vveclluF 8 7 do vv)-Tona- 
nia Tar)- moze zsdaö przejseia jej vv)-Touania, 
jezeli ellodzi o Tar)- na vvolnosei, Ttär)-ell vvv-To- 

37*
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die zur Zeit des Verlangens noch in einer Dauer 
von mindestens sechs Monaten zu vollstrecken sind, 
und wenn auf die Straftat die im Abs. 1 bezeich­
nete Voraussetzung zutrifft. Das Verlangen soll in 
diesen Fällen bis zum Ablauf von vier Monaten 
nach Inkrafttreten dieses Vertrages gestellt werden.

(4) Die Behörde, welche für die Vollstreckung und 
die im Vollstreckungsverfahren notwendig werdenden 
gerichtlichen Entscheidungen nach der Übernahme der 
Vollstreckung zuständig ist, wird von der preußischen 
oder polnischen Justizverwaltung bestimmt.

8 9.
Gesamtstrafen, deren Einzelstrafen von Gerichten 

des Abtretungsgebiets und von beim Deutschen Reich 
verbliebenen Gerichten festgesetzt sind, werden von 
demjenigen der beiden Staaten vollstreckt, der nach 
dem Gesamtbetrage der von seinen Gerichten er­
kannten Einzelstrafen an der Gesamtstrafe am 
höchsten beteiligt ist, oder der bei gleich hohen Be­
trägen mit der Vollstreckung zuerst beginnt oder 
bereits begonnen hat. ß 8 findet entsprechende An­
wendung.

8 10.
(1) Kann ein unter diesen Vertrag fallendes 

Urteil in dem für die Vollstreckung zuständigen Staate 
deshalb nicht vollstreckt werden, weil der Verurteilte 
sich in dem anderen Staate aufhält und Angehöriger 
dieses Staates ist, oder weil das Vermögen des zu 
einer Geldstrafe Verurteilten sich in dem anderen 
Staate befindet, so hat auf Verlangen des zustän­
digen Staates der andere Staat die Strafvoll­
streckung zu übernehmen, sofern die Straftat, wegen 
deren die Verurteilung erfolgt ist, auch nach seinem 
Strafgesetze verfolgt werden kann. Die Behörde, 
welche für die Vollstreckung und die im Voll­
streckungsverfahren notwendig werdenden gericht­
lichen Entscheidungen zuständig ist, wird von der 
preußischen oder polnischen Justizverwaltung be­
stimmt.

(2) Die beigetriebene Geldstrafe verbleibt dem 
beitreibenden Staate.

8 11-
(1) In allen Fällen geht mit der Strafvoll­

streckung auch das Gnadenrecht auf den vollstrecken­
den Staat über.

(2) Eine Erstattung von Kosten der Strafvoll­
streckung findet in keinem Falle statt.

(3) Bei Überführung von Untersuchungs- oder 
Strafgefangenen trägt der übergebende Teil die 
Kosten bis zur Übergabe einschließlich der Kosten 
der Rückreise der übergebenden Beamten, der über­
nehmende Teil die Kosten der Hinreise der über­
nehmenden Beamten und des Weitertransports der 
übergebenen Gefangenen nach der Übergabe.

8 12.
(t) Die deutschen und die polnischen Staats­

anwaltschaften und Gerichte haben in den aus diesem 
Vertrage sich ergebenden Angelegenheiten einander 
Rechtshilfe zu leisten.

(2) Die Angehörigen des einen Staates werden 
jedoch dem anderen Staate nicht zur Verfolgung oder 
Bestrafung überliefert. Auch findet eine Zwangs- 

uauie vv ellvvili postavvieuia xgdsuia ma jesxexe 
trvvsè prxex ollres eouajiuuiej sxeseiu missiez i 
^dv prxestxpstvvo odpovvisds vvsruullom oxuaexo- 
uvm vv ustxpie I. Xadauie ualex^' vv tz-cü vvv- 
padllsell postavviè prxed uplvwcm 4 miesixe^ po 
vvejseiu vv xveie uiuiejsxeAO ullladu.

(4) Truslli lud polslli xarxgd vvvuüsru sprsvvie- 
dllvvosei oxuaexv vvlsdxx, lltüra llxdxie vvlsseivva 
dla vvvkouauis orax dla roxstrxv,«uixè sadovvveb 
potrxslluvell vv postxpovvsuiu po prxejxeiu vvv- 
kouauia.

8 9-
Ivsrv lsexue, lltürvell llarv piervvisstllovve vvv- 

xuaex^l^ sad)- poloxoue ua ollsxsrxe odstapiou^m, 
orax sad)- poxostsls prxv Taus!wie Niemiselliem, 
vvvllou^vvuje x pomiedxv ollu paüstvv to, lltüre 
po xliexsuiu llar piervviastllovv^eli vvvxuaexouz-ell 
prxex je^o sadv uajllardxiej sie prxvcxzmilo do 
vvvsollosei llarv laexuej. aü)o tex lltüre prxv rüvvuej 
vvvsokosei ksr picrvviastllovv ^oll, piervvsxe prx^stapi 
lud jux prxvstapilo do vvzllouauia llarv. Tosta- 
uovvieuis § 8 ualexv odpovvieduio stosovvaè.

8 >0.
(1) .lexeii vvzu'oll, podpadaj^e)- pod uiiüejsx^ 

uldad, vv paüstvvie vvlaseivvem dla vv^'llousuis uie 
moxe bz-è vv^llouaus x povvodu, ix sllsxauz- 
prxeb^wa ua ollsxsrxe dru^ie^o paüstvva i jest 
jeAO obvvvatelein, alllo pouievvsx majatell skaxaue^o 
ua Arx^vvux xuajduje six vv dru^iem paüstvvie, 
natsuexas ua xadauie vvlaseivveAO paüstvvs, psüstvvo 
druAie vviuuo prxejaè vvz-llousuie karz-, o ile 
prxestxpstvvo xa lltüre usstspilo sllaxauie, moxe 
ll^è selASue tallxe vvedluK ustavvz- llsruej te^ox 
paüstvva. Truslli lull polslli xarxad vvvinia ru 
spravviedlivvosei oxuaexv vvladxx, lltüra llxdxie 
vvlsseivva dla vv^llouauis orax dla roxstrxv'Auixl- 
sadowvei, potrxei>n vei, dis vvv'l-ousuis llar.

(2) Orx^vvua pollraua prx^pada paüstvvu, lltüre 
ja pollrslo.

8 n-
(1) ^Ve vvsx^stlliel, vv)-psdllaeli prxeellodxi vvrsx 

x vv^kouauiem llarz- pravvo ulssllavvieuia na 
psüstvvo vvvlvou^vvsjaes.

(2) 5A xadnvm vvvpadku uie xvvraea sie llosxtüvv 
vv^llousuia llar^.

(3) Trx^ trsusporeis vvixxuiüvv sledexvel, i 
sllaxsüeüvv pouosi stroua vv^dsjsea llosxtv ax do 
ellvvili vvvdauia iaexuie x llosxtsmi podrüxv 
povvrotuej urxxduills oddajseeAo, xss stroua 
odbieraja< a icosxtv podrüx.)- urxeduilla odllierajaeeAo 
do uüejses odllioru i daisxe^o transport,, odellrsuvell 
vvixxuiüvv.

8 12.
(I ) Niemieellie i polsllie prolluraturz- orax sadv 

vviuuo sollie udxielaè vvxajemuis pomoez- pravvuej 
vv spravvaell, x uiuisjsxeAO ullladu vv^nillajae^eli.

(2) Oll^watele jedue^o paüstvva uie llxda atoll 
vv^dsvvsui druAiemu paüstvvu vv eelu iell seiAauia 
i llarsuia. Rüvvuiex uie llxdxie mialo miejsea 
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gestellung von Zeugen und Sachverständigen vor die 
Behörden des fremden Staates nicht statt.

8 13.
(1) Die Strafregister, die in den im 8 1 bezeich­

neten Landgerichtsbezirken geführt sind, werden bis 
auf weiteres von den bisherigen Registerbehörden 
fortgeführt oder, falls diese Negisterbehörden fort­
gefallen sind, von denjenigen deutschen oder polnischen 
Registerbehörden übernommen, zu deren Bezirk der 
Amtssitz der bisherigen Registerbehörde gehört.

(2) Gerichtlichen und anderen öffentlichen Be­
hörden beider Staaten ist auf ihr Ersuchen über den 
Inhalt der Register kostenfrei Auskunft zu erteilen.

(3) Strafnachrichten, an deren weiterer Auf­
bewahrung in seinen Registern der eine Staat kein 
Interesse hat, werden nach näherer Vereinbarung 
zwischen den Justizverwaltungen des Deutschen 
Reichs und Polens allmählich ausgesondert und dem 
anderen Staate zur Verfügung gestellt.

Artikel 3.
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit.

8 1.
Für die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts­

barkeit in den Landgerichtsbezirken Beuthen, Gleiwitz, 
Oppeln und Ratibor gelten die Vorschriften der 88 2 
bis 8.

8 2.
(1) Ist ein Verfahren der freiwilligen Gerichts­

barkeit noch nicht endgültig erledigt, so erfolgt die 
Erledigung durch das Gericht, bei dem die Angelegen­
heit anhängig ist oder, falls dieses Gericht fort­
gefallen ist, durch dasjenige deutsche oder polnische 
Gericht gleicher Ordnung, zu dessen Bezirk der Amts­
sitz dieses Gerichts gehört.

(2) Das Gericht hat jedoch die Sache an ein Ge­
richt gleicher Ordnung des anderen Staates abzu­
geben, falls dieses für die Angelegenheit zuständig 
wäre, wenn sie erst zur Zeit des Inkrafttretens dieses 
Vertrages anhängig geworden wäre. Ist zu diesem 
Zeitpunkte sowohl ein deutsches als auch ein polnisches 
Gericht zuständig, so findet eine Abgabe nur dann 
statt, wenn diejenige Person, die für den Gerichtsstand 
maßgebend ist, dem anderen Staate zu dieser Zeit 
angehört, oder wenn einer der Beteiligten die Ab­
gabe beantragt und sämtliche übrigen Beteiligten ihr 
zustimmen.

(3) Wenn alle Erben zustimmen, so gilt für die 
erbrechtlichen Verhältnisse ein Erblasser, der ohne 
Ausübung des Optionsrechts vor Ablauf der 
Optionsfrist verstorben ist, im Falle des'Art. 91 
Abs. 3 des Vertrages von Versailles als Deutscher, 
im Falle des Art. 91 Abs. 4 des Vertrages von Ver­
sailles als Pole.

(4) Die Bestimmungen des Art. 18 5 Abs. 1, 3 
und 4 finden entsprechende Anwendung.

8 3.
(1) Soweit ein Grundbuchamt ein Grundbuch in 

Besitz hat, das sich auf Grundstücke bezieht, die im 
Bezirke des anderen Staates belegen sind, hat es das 
Grundbuch an das zuständige Grundbuchamt des 

prz)-lnu8ovve sprovvackzaniv svviaclTovv oraz znavv- 
eovv przed vvlackze ovceFN panstvva.

8 I3-
(i) liejestrv Tar, provvadzone vv- oTreFaell 8ydovv 

Xrajovvvell, vvz-mionion^-oli vv- 8 l lltzda provv-ackzie 
nadal az do dalszeFO zarzackzenia ckot)-elleza8ovve 
vvlackze rejestrovve, alllo vv- razie, Fdv uleFl)- 
zvvinitzeiu, przejma je te niemiecllio lull polsTie 
vvladze reje8trovve, vv Ttor)-ell oTreFn lez)- sieckzilla 
nrzedovva ckot)-elieza8ovvej vvlackzv rejestrovv-ej.

(2) 8adoiu oraz innvni pullliezn)-in vvladzom öffn 
panstvv usiez)- na iell zackanie uckzielsè llezplatnie 
vvv.jasnien o tresei rejeströvv.

(3) Zavviadonnenia o sTazaniu, Ttor)ell dslszeAO 
zaellovv)vvania vv rejeslradi nie vv-vmaFS interes 
àneFo panstvva, lltzda na moe)- blizszsAo poro- 
zumienia initzdz)- zarzadami vvviniaru spravvie- 
dlivvosei Panstvva XiemieeTieFO i PolsTi stopniovvo 
z rezesirôvv wvlaezone i odckane clo rozporzackzenia 
druFiernu panstvvu.

.3.
8pravv)- niesporne.

8i-
Do spravv niespornz-elr vv oTreFavll 8adovv 

lvrajovv)u4t vv Bvlonnu, dlivvieaell. Opolu i I'aei- 
llorzu ocknosza sie przepis)- 88 2 do 8.

8 2-
si) llezeli posttzpovvanie vv spravvis uiesporuej 

nie zostalo jeszeze ostateeznie uTonozone, natenezas 
zaTonezv .je sack, vv Ttorz-in spravv a zavvisla. alllo 
vv razie, F<1)- sack ten uleFl zvvinieeiu, ton rövvno- 
rzeckn)' niemieeTi lull polsTi sack, vv TtcneFO oTreFu 
lez.V sieckzilla urzeckovv a teKO sadu.

(2) 8ad ten vvinisn jeclnaTzs przeTazaè spravvg 
rovvnorzeckneinu ssckovvi clruFieFO panstvva vvövvezas, 
Fclvllv ten llvl vvlaseivv)- ckla spravv-)-, jezelillv ona 
zavvisla dopiero vv ellvvili vvejseia vv z)-eie niniej- 
szeFO uTladu. 6ckvllv vv teg ellvvili llvl vvlaseivv-v- 
zarovvno nieinieeTi lull polsTi sad, vvövvezas prze- 
Tazanie spravv)- rnozs nastapic'- jeckvccie vv- t)-ni 
vv)-padTu, Fd)- osolla, vveckluA Ttörej oznaeza sie 
vvlaseivvose sadovva, posiada vv- t)-m ezasie oll)-- 
vvatslstvvo ckruFiöKO pai'istvva, alllo F<I)' jecken 
z interes«ovan)-el> pockal vvnioseT o przvTszanie spra­
vv)-, a vvsz)-80)- na to sie zgockza.

(3) Xa zAoda vvsz)-stTiell ckzieckzieovv uvvaza sie 
vv stosunTaell pravv-no-spackTovv)-eIi spackTocksweg, 
Ttor)- zinar! przed nplvvv-ein ezasoTresu opevjneFo 
nie vv)-Touavvsz)- pravva opeji vv vv)-packTu usttzpu 3 
art)-Tulu 91 TraTtatu IMersalsTietzo za ollv-vvatela 
nieuneeTieFO, a vv- vv)-psckTu usttzpu 4 art)-Tulu 91 
za oll)watela polsTieFO.

(4) Przepisv ustepovv 1, 3 i 4 8 5 art)-Tulu 1 
nalez.)- stosovvae vv- odpovviedni sposoll.

8 3.
(1) o ile urzack llipoteezn)- posiada TsieM vvie- 

ez)-sta odnoszaea sitz cko nieruellomosei polozonvelc 
vv- oTreFu clruFieFO panstvva, vvinien on TsieFtz 
vvieez.)-8ta przeTszae vvlaseivveinn urztzckovvi llipo- 
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anderen Staates abzugeben. Der Zeitpunkt der Ab­
gabe ist öffentlich bekanntzumachen.

(2) Amtshandlungen, die ein unter Abs. 1 fallen­
des Grundbuchamt vor dem Inkrafttreten dieses Ver­
trages vorgenommen hat, können wegen örtlicher Un­
zuständigkeit nicht angefochten werden.

(3) In welcher Weise zu verfahren ist. wenn nur 
ein Teil eines Grundbuchbandes an das Grundbuch­
amt des anderen Staates abzugeben ist, oder wenn 
ein Grundbuchblatt nicht ausschließlich über Grund­
stücke geführt ist, die nur im Bezirke eines der beiden 
Staaten belegen sind, ergibt sich aus der Anlage.

(4) Entsprechendes gilt für Bahn- und Bergwerks­
grundbücher.

8 4.
(r) Gerichrliche Register werden von dem Ge­

richte fortgeführt, das bisher das Register geführt 
hat, oder, falls dieses Gericht fortgefallen ist, von 
demjenigen deutschen oder polnischen Gerichtei zu 
dessen Bezirk der Amtssitz dieses Gerichts gehört.

(2) Soweit jedoch nach den zur Zeit des Inkraft­
tretens dieses Vertrages maßgebenden Verhältnissen 
ein Gericht des anderen Staates zur Führung des 
Registers zuständig sein würde, sind diesem Gerichte 
beglaubigte Auszüge aus dem Register zu übergeben. 
Inwieweit statt dessen in einzelnen Fällen das Re­
gister selbst unter Zurückbehaltung beglaubigter Aus­
züge abzugeben ist, bleibt der Vereinbarung durch die 
preußische und die polnische Justizverwaltung Vor­
behalten.

(3) Der Zeitpunkt der Abgabe ist öffentlich be­
kanntzumachen.

(4) Die Vorschriften des 8 3 Abs. 2 finden ent­
sprechende Anwendung.

8 5.
Testamente und Erbverträge bleiben bei dem Ge­

richt verwahrt, bei dem sie in amtliche Verwahrung 
genommen sind, oder falls dieses Gericht fortgefallen 
ist, bei demjenigen deutschen oder polnischen Gerichte, 
zu dessen Bezirk der Amtssitz dieses Gerichts gehört. 
Bis zum 31. Dezember-1923 kann jedoch der deutsche 
Erblasser die Abgabe an ein deutsches Gericht, der 
polnische Erblasser die Abgabe an ein polnisches Ge­
richt verlangen. Hat der Erblasser seinen letztenWohn- 
fitz in dem anderen Vertragsstaat gehabt und'ist er 
vor Ablauf dieser Frist gestorben, ohne die Abgabe 
des Testaments verlangt zu haben, so kann bis zur Er­
öffnung des Testaments jeder gesetzliche Erbe inner­
halb der Frist die Abgabe beantragen, es sei denn, 
daß ein anderer Erbe widerspricht.

8 6.
(t) Gerichtliche Urkunden bleiben bei dem Gerichte 

verwahrt, bei dem sie sich befinden, oder, falls dieses 
Gericht fortgefallen ist, bei demjenigen deutschen oder 
Polnischen Gerichte, zu dessen Bezirk der Amtssitz 
dieses Gerichts gehört.

(2) Das gleiche gilt für die von dem Gerichte ver­
wahrten Notariatspapiere (Urschriften, Register 
usw.). Ist jedoch der frühere Amtssitz des Notars im 

teexusmu druA'isAO panstvva. Ollvvilx prxellaxania 
nalexe podaü clo pnllliexnsj vviadomosei.

(2) Oxvnnosci urxxdovve dollonans prxed vv-ejseiem 
vv /vois niniejsxeM nllladn prxex nrxad llipotsoxne, 
podpadajaee pod prxspis nstxpu 1, nie podlegaja 
xasllarxsniu x povvodu miejseovvej nisvvlaseivvosei.

(3) XalAexnill do uiuiejsxsAO nllladn ollresla 
sposoll, vv jalli nalexe postepovvaö, jexeli telllo 
exxsö posxexeAÜlneAo tomn llsix^i vvieexestsj prxe- 
llaxnjs six nrxxdovvi llipoteexnemn drugiego pan­
stvva, lnll jexeli llarta llsix^i vvieexestsj nie dot^ex^ 
vvelaexnis uisruellomosei poloxon^oll telllo vv ollrx- 
llie jsdusAO x dvvn t^oll paüstvv.

(4) Odpovviednis prxspise stosuja six do llsiaK 
wieex^st^ell llolejovvvell i Aoruiexvell.

8 4.
(1) Uejostre sadovvs provvadxiü llxdxis nadal sx,d, 

krorv- je dot^ellexas provvadxil, alllo vv raxie ^dv 
sad ten ulsAl xvvdnixeiu, ten uiemieelli lull polslli 
sad, vv- lltürs§o ollre^u lexv sisdxilla nrxxdovva 
dotecllexasovvsAO sadn.

(2) Od^ll^jednall vvedlnAstosunllövv, miarodsj- 
nv-ell vv ellvvili vvejseia vv xz-vie ninisjsxsZo ullladu, 
do provvadxenia rejestru vvlaseivvem llvl sad dru- 
AieZo panstvva, nateuexas nalexe tsmu SKdovvi 
vvrxexve uvvierxvteluione wz-eixAi x rejestru. Tü- 
xniejsxe poroxnmienis mixdxe prusllim a polsllim 
xarxadsm vv^miaru spravvisdlivvosei ustali, o ile 
vv- posxexegowvell vv-epadllaell xamiast prxesvlania 
vvveiLAu ma ll^è prxsllaxane sam rejestr x xatrx-e- 
maniem na miejsen uvvisrxetsluioneell vveeiaaovv.

(3) (Rvvilx prxellaxania nalexe podaü do pullliexnej 
vviadomosei.

(4) Trxepise nstxpu 2 8 3 nalexv odpovvieduio 
stosovv-aü.

8 5-
(1) Testamente orax ulllade spadllowe prxsello- 

vv ujs sad, lltüre je vvxial vv- urxxdovvs prxeellovvauis 
alllo vv raxie, §de sad ten niegl xvviuixeiu, ten 
uiemieelli lnll polslli sad, vv- lltürsAO ollrx^u lexe 
sisdxilla nrxxdovva doteellexasovvsAO sadu. 8pad- 
llodavvea, podaee ollevvatelem uiemieellim, moxe 
jsduall do dnia 31 Arnduia 1923r. xqdaü prxella­
xania vvemieuioueoll dollnmeutüvv sadovvi uiemie- 
elliemu, a spadllodavvea llxdaee ollevvatelem pol­
sllim, prxellaxania sadovvi polslliemn. lexsli spad- 
llodavvea mial svvojs ostatnie xamiesxllanis vv 
dru^iem paüstvvie umavv-iajaeem six, a xmarl prxed 
nplevvem teZo exasollresn nie xadajae wedania 
testameutn, uatenexas ax do otvvareia testsmeutn 
moxe llaxde nstavvovve dxiedxie vv povvexsxem 
exasollresie xgdae prxellaxauia, o ile iune dxiedxie 
temu six nie sprxseivvi.

8 6.
(1) Dollumente sadovvs prxeellovvevva sad, 

vv lltärv-m six xnajduja, alllo vv raxie pUe teu 
ulsAl xvviuixeiu, teu uiemieelli lull polslli sad, 
vv lltärsAO ollvvodxie lexv sisdxilla nrxxdovva dotvell- 
exasovvsAO s^du.

(2) To samo odnosi six do alltüvv uotarjaluesll, 
llxdaeeoll vv prxsellovvauiu sadu (pisrvvopisüvv, 
rejsstrüvv i t. d.). .lexsli vvsxallxs poprxsdnia sis- 
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Bezirke des anderen Staates belegen, so sind die Pa­
piere an dasjenige Gericht des anderen Staates abzu­
geben, zu dessen Bezirk der frühere Amtssitz des No­
tars gehört.

8 7.
Ausfertigungen, beglaubigte Abschriften und be­

glaubigte Auszüge von gerichtlichen und notariellen 
Urkunden einschließlich der Erbscheine sowie von letzt­
willigen Verfügungen können unter Anwendung des 
bisher geltenden Rechts von der Behörde oder dem 
Notar verlangt werden, welche die Urschrift inne- 
haben. Entsprechendes gilt von der Ausstellung von 
Zeugnissen jeder Art.

8 8.
(1) Die Gerichte haben zwecks Erleichterung der 

Überleitung einander unmittelbare Rechtshilfe in 
weitestem Umfange zu leisten. Dies gilt insbeson­
dere für die Erteilung von beglaubigten Abschriften 
aus Grundbüchern, Registern, Grundakten und 
Nachlaßakten.

(2) In den übergeleiteten Angelegenheiten werden 
in Ansehung des Armenrechts und der Vorschußpflicht 
Deutsche von polnischen Gerichten, Polen von deut­
schen Gerichten ebenso wie Inländer behandelt.

8 9.
(1) Befindet sich das Vermögen eines Familien- 

fideikommisses ganz in einem der beiden Staaten, so 
untersteht das Fideikommiß diesem Staate.

(2) Befindet sich das Fideikommißvermögen tells 
in dem einen, teils in dem anderen Staate, so werden 
die preußische und die polnische Justizverwaltung die 
infolge der Überleitung der Rechtspflege erforderlich 
werdenden Änderungen in der Staatsaufsicht über das 
Fideikommiß durch Vereinbarung regeln. Hierbei 
sollen Fideikommisse, zu denen außer Grundbesitz 
auch anderes Vermögen gehört, unter Berücksichtigung 
der Wertverhältnisse und Zweckbestimmungen der 
einzelnen Bestandteile in der Regel dem Staate unter­
stellt werden, in dessen Gebiet sich der zum Fidei­
kommisse gehörige Grundbesitz befindet. Kommt binnen 
zwei Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Vertrages 
eine Einigung nicht zustande, so behalten, falls nicht 
die Frist durch Vereinbarung verlängert wird, die 
beiderseitigen Regierungen sich alle Rechte vor.

(3) Die Bestimmungen des Friedensvertrages 
bleiben unberührt. Der Frage der Herausgabe von 
Eigentum, das sich in Deutschland befindet, soll nicht 
vorgegriffen werden.

Artikel 4.
Rechtshilfe und Legalisation von Urkunden.

8 t-
(1) Im Verhältnis zwischen dem deutschen und 

dem polnischen Anteil an dem oberschlesischen Abstim­
mungsgebiet finden unbeschadet der besonderen Be­
stimmungen in Artikel 1819 und Artikel 3 § 8 
dieses Vertrages die Bestimmungen des Haager Ab­
kommens über den Zivilprozeß vom 17. Juli 1905 
mit der Maßgabe Anwendung, daß für alle Fälle, in 

dzilla urztzdovva notarjusza Iszv vv ollrellie druFieFo 
panstvva, vvövvezas all ta nalez)- ockckaö teinn sadovvi 
druFisZo panstvva, vv TtöreAo ollvvodzie 1ezv po- 
przednia sieckzilla urztzdovva notarjusza.

8 7.
lidzielenia vvz-pisövv, nvvierz)-telnionveli ockpisovv 

oraz nvvierz)-te1nionvell vv)-oisFÖw z ckoTuinentövv 
saclowvcll i notarjaln)-elp vvlaeznie z svviadeetvvanri 
spackTovvemi tuckziez rozporzadzeniawi ostatniej 
vvoli, rnozna prz)- zastosovvanin ckotz-oliezas obo- 
vviazujaesFO pravva zackae ock vvlackzv loll notarjusza, 
u TtöreFO znajckujs sie piervvopis. Przepis ten 
stosujs sitz ockpovviecknio cko vvvstavviania svviadeetvv 
vvszelTisFO rodzaju.

8 8.
(1 ) Leiern ulatvvienia przejtzeia vvviniaru spra- 

vviedlivvosei sack)- vvinnz- sollte uckzielae wzagernnis 
llszposrednisj poinoev pravvnej vv jaTnagszersz^in 
zaTresie. Dotiez)- to zvvlaszeza uckzielania uvvie- 
rz)'telnion)-elr ockpisovv z TsiaF vvieez)-8tvell, re- 
zeströvv, aTtövv Fruntovv)-ell i spackTovvz-ell.

s2) Pock vvzFleckern pravva ulloFiell oraz ollo- 
vviazTu sTlackania zaliezeT na Tosztv, uvvaza sitz 
vv przejtzt)-olr spravvsell ollvvvateli nieinielliell 
vv sAdaell polsTiell a ollvvvateli polsTiell vv sadaell 
niemiseTiell na rövvni z vvlasnvmi ollvvvatslaini.

8 9.
t 1 ) ckezeli inaj^teT ücksiTonrisovv)' znajckujs sitz 

ealTovvieie na ollszarze zednsFO z panstvv, vvövvezas 
tideilroinis podlsAa vvlackzv tsFO panstvva.

(2) -lezsli inaz^teT ückeiToinisovvv znajckuje sitz 
eztzseiovvo na ollszarze geckneFo, eztzseiovvo na 
ollszarze druAieAO panstvva, natonozas prusTi i 
polsTi zarztzä vvz-iniaru spravviedlivvosei nstala 
vv ckrockze uwovv)- zmian)- vv nackzorze panstvvovvz-rn 
nack lldsiToinissnr Tonieczne vvsTuteT przejtzeia 
vvviniaru spravviecklivvosei. Przz-tsin tideiTornisv. 
ollejinnjaee opröoz nieruellornosei taTze inn)- rna- 
gateT, povvinnv ll)-e przz- uvvzFltzdnieniu stosunTu 
vvartosei oraz przeznaezenia poszezvFÖIn^ell eztzsei 
sTIackovvveli, z reZul)- pockporzackTovvane panstvvu, 
na TtöreFO ollszarze, znajckujs sitz nieruelloniose 
nalszaea do LckeiTornisu. .lezeli vv przeeitzAu 2 lat 
po wsjseiu vv zz-eie niniejszsj ninovvv nie dojdzie 
do porozuinienia, olla Pzad)-, o ils ezasoTres ten 
vv drodze uinovv)- nie zostanie przedlnzontz, 
zastrzeFaja sobie vvszelTie prawa.

(3) Postanovvienia TraTtatu PoTojovveFo pozo- 
staja nienaruszone. Xvvostji vvz-dania wlasnosei 
znajdujaeej siß vv panstvvis nienneeTiein, nis 
przesadza sitz.

d.
Pornos pravvna i uvvisrz^tslnisnis doTurnsntövv.

8 i-
(1) IV stosunTaell initzdzv nisrniesTy a polsTy 

eztzsoia ollszaru plellise)-tovvs»o inaja zastosovvanie, 
llez ugm)- dla szozsAÖln)-eI> postanovvien §19 ar- 
tz-Tuln I i § 8 artz-Tulu 3 niniejszsj umovvv, — 
postanovvienia LTladu HasTieFo z dnia 17 llpea 
1905 vv przediniocis posttzpovvania vv sporn voll 
spravvaell e)'wiln)'elp z tein, ze ckozvvolone ^'sst 
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denen durch dies letztgenannte Abkommen der Rechts­
hilfeverkehr für die Mitteilung gerichtlicher und 
außergerichtlicher Urkunden sowie für die Erledigung 
von Ersuchungsschreiben geregelt ist, den deutschen 
und den polnischen gerichtlichen Behörden des ober­
schlesischen Abstimmungsgebietes der unmittelbare 
Geschäftsverkehr miteinander gestattet wird.

(2) In dein unmittelbaren Geschäftsverkehr werden 
die Schreiben der beiderseitigen Behörden in deren 
Amtssprache abgefaßt.

(3) Gemäß den Vorbehalten im Artikel 3 Abs. 2 
und im Artikel 19 Abs. 2 Nr. 3 und Abs. 3 des 
Haager Abkommens über den Zivilprozeß können die 
in diesen Artikeln vorgeschriebenen Übersetzungen der 
dort bezeichneten Schriftstücke auch von einem be­
eidigten Dolmetscher des ersuchenden Staates be­
glaubigt werden.

8 2.
(1) Der Artikel 17 des Haager Abkommens über 

den Zivilprozeß findet nur mit der weiteren Maß­
gabe Anwendung, daß der Kläger oder Jntervenient 
seinen Wohnsitz entweder in dem Staate, vor dessen 
Gericht er auftritt, oder in dem Anteil des anderen 
Staates an dem oberschlesiseben Abstimnmngsgevnt 
haben muß.

(2) Die in den Artikeln 18 und 19 des Haager Ab­
kommens über den Zivilprozeß vorgesehene Voll- 
streckbarkeitserklärung erfolgt lediglich für den Bereich 
des Anteils des um sie ersuchten Staates an dem 
odmàsüàui Abstimmungsgebiet.

(3) Gemäß dem Vorbehalt im Artikel 19 Abs. 3 
des Haager Abkommens über den Zivilprozeß wird 
die dort vorgesehene Bescheinigung des höchsten 
Justizverwaltungsbeamten über die Zuständigkeit der 
Behörde, welche die Erklärung über die Rechtskraft 
der Kostenentscheidung abgibt, nicht verlangt werden.

(4) Die Bestimmungen der Artikel 20 bis 23 des 
Haager Abkommens über den Zivilprozeß finden auf 
die Angehörigen der beiden Vertragsstaaten ohne 
Rücksicht auf den Wohnsitz Anwendung.

8 3.
(1) Gemäß dem Vorbehalt im Artikel 7 Abs. 2 des 

Haager Abkommens über den Zivilprozeß wird die 
Erstattung der durch die Mitwirkung eines Voll­
ziehungsbeamten in den Fällen des Artikels 3 des Ab­
kommens entstandenen Auslagen nicht verlangt 
werden.

(2) Ebenso wird gemäß dem Vorbehalt im 
Artikel 16 Abs. 2 des Abkommens die Erstattung der 
Auslagen für Zeugenentschädigungen und für die 
wegen Nichterscheinens eines Zeugen erforderlich ge­
wordene Mitwirkung eines Vollziehungsbeamten 
nicht verlangt werden. Das gleiche gilt in Ansehung 
der im Artikel 23 Abs. 2 des Abkommens erwähnten 
Auslagen für Zeugenentschädigungen.

(3) Soweit nach dem Haager Abkommen über den 
Zivilprozeß in Verbindung mit den Abs. 1 und 2 
dieses Paragraphen Kosten in Rechnung gestellt 

llsxposrednis xuosxsuis six x solla uismisellisli i 
polsllisll vv-ladx sadovv voll ^oruoslasllisAO ollsxaru 
plsllisev-tovvsAo ws wsxvsi bis!« vv^padllaoll, 
w lltôi'và wspoiuniauv ulllad unormowal wxajsiuuv 
stosuusll poinosv pravvusj vv udxisbuüu sadow^ell 
i poxasadowv-ell doünmsutovv orax vv xalatvviauiu 
vvsxvv au. .

(2) Tisma ollopolu^el» vvladx vv eslu llsxposrs- 
iluis^o xnosxsuia six mixäxv solla llxda ublaclans w 
isli jxxzllu urxxdovv vin.

(s) 8tosovvuis do xastrxsxsü vv ustxpw 2 artv - 
iodu 3 orax vv D. 3 nstxpu 2 i vv ustxpis 3 artv- 
knlu 19 lüdadu llasllisAO vv- prxsdmioeie postx­
povvauia vv sporuvcli spravv asll svvviiuvsii wv uia- 
>>ans povv)-xsx)-ini ai'txTnIanu llömaoxsuia vvz-m!s- 
uiouvsii <ain pisui. inoM llv<- röwnisx uvvisixvtsl- 
nians prxex xaprxvsixxousAO tlumaoxa paüstvva 
wxv vvajaes«o.

................ 8 2.
(1) Art)llul 17 Ullladu Ilasldsgo vv- piv-diniosis 

postxpovvauia vv sporuv<d> sprawasli <xvwi!uvst, 
stosujs six jsdvuis x tsm dalsxem postauovvieuiem, 
xe povvod Iid> iutsrvvenient inusxa posiadaü svvojs 
misjsee xamiesxllauia alllo vv- paüstvvie, vv lltürsAo 
sadxie vvvst.xpuja, alllo vv- sxxssi AoruoslasllisA-o 
ollsxaru pwllissvtovve^o )mxvpadlsj ilruAÜsmu 
pai'rstwu.

(2) Osvviadsxsuis vvv lloualuossi prxsvv idxiaus vv- 
artv-llulasli 18 i 19 ldllladu AasllisA-o vv prxed- 
uiiosis postxpowsnia vv sporn^sll spravvaell svvva!- 
n^-sil. w^'daus xostajs jedz-uis ila ollsxar sxxssi 
Mruoslasllis^o tersuu pIsllissvtovvsAO prx)-padlsj 
pai'istvvu o uie vvexvvaueiuu.

G) Liosowuie do xastrxsxsuia vv- ustxpis 3 ar- 
tvdvulu 19 Ullladu IlasllisAO vv prxedmiosie postx- 
jlovvauia vv sporu^-sli spravvaell svwiiuvsli nie 
llxdxie sie x-das prxevvidxiausAO tamxe potvvier- 
dxsuiîi ilajvv) xsxsKO urxeduika wvmiaru Sjlravv isdli- 
vvosei. o wlassivvosi wladxv, udxislajaesj xasvviad- 
oxsuia pravvomosuosei roxstrx^uixs o llosxtaell.

(4) Tostauowisuia art^-llulovv 20 do 23 Ullladu 
I lasllie^o vv- prxedinioeis postxpovvauia vv sporuv<-Ii 
spravvaell sv-wiluv-sll maja xastosovvauie do ollv- 
vvatsli ollu uiilawiajasvsll sie pai'lstvv, llsx wxAlxdu 
ua misjses xamissxllauia.

8 3.
(i) Ltosovvuw do xsstrxexsnia vv ustxpis 2 artv - 

llulu 7 Ullladu HasllisAO vv prxsdmiosis postx- 
povvauia vv sporn^ell spravvaell e^-wilnv-ell-Iuie 
llxdxie six xgdas xvvrotu wvdatllow powstalz-ell vv 
wvpadkaell art^-llulu 3 povvolansAo ullladu prxex 
dxislaluoss urxxdnilla vvv-llouLvvsxsAO.

(2) Rüvvuisx uis llxdxis six xadas stosovvniv do 
xastrxexsnia vv ustxpis 2 art)-llulu 16 ullladu xvvrotu 
vv-vdatllovv poniesion^-ell x powodu vvz-uaA-rodxsuia 
svviadkôvv i x povvodu dxialaluossi urxxdnilla vv^-- 
IconavvsxsAO llonieexnsj vvsllutell niestavvienia six 
svviadlla. To saino odnosi sie vv vv^-padllu ustxpu 2 
art)-llulu 23 ullladu do wv-dalllow sowodovvanxsll 
w v 11 a gro d x e u i a lu i svviadllöw.

(z) Ivosxtzi, lltüre moxua xaraellowae vv in^-sl 
Ullladu llasliisgo o postxpowaniu vv s)-vv-ilu)-sll 
spravvaell sporuvsll orax ustxpovv- 1 i 2 ninisjzxsAo 
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werden können, werden sie nach den Vorschriften be­
rechnet, die in dem ersuchten Staate für gleiche 
Handlungen in einem inländischen Verfahren gelten.

8 4.
(1) Urkunden, die von einem im oberschlesischen 

Abstimmungsgebiet belegenen Gerichte oder von 
einer der obersten oder höheren deutschen oder 
polnischen Verwaltungsbehörden ausgenommen, aus­
gestellt oder beglaubigt und mit dem Siegel oder 
Stempel des Gerichts oder der Behörde versehen sind, 
bedürfen zum Gebrauch im oberschlesischen Ab­
stimmungsgebiet keiner Beglaubigung (Legalisation).

(2) Den gerichtlichen Urkunden werden die von 
einem Gerichtsschreiber eines im oberschlesischen Ab­
stimmungsgebiete belegenen Gerichtes oder von einem 
Notar, dessen Amtssitz im oberschlesischen Abstim­
mungsgebiet liegt, unterschriebenen und mit dem 
Dienstsiegel versehenen Urkunden gleichgestellt, sofern 
diese Unterschrift nach den Gesetzen des Teiles genügt, 
dem das Gericht oder der Notar angehört.

(3) Die preußische und die polnische Justizver­
waltung Werder» sich die unter Abs. 1 fallenden Ver­
waltungsbehörden sowie deren Änderungen bekannt­
geben.

8 5.
Die Bestimmungen der 1 bis 4 dieses Artikels 

finden auch vor den Gerichten außerhalb des ober­
schlesischen Abstimmungsgebiets in solchen An­
gelegenheiten Anwendung, die an sie im Wege des 
Rechtszuges von Gerichten des Abstimmungsgebietes 
gelangen.

8 6.
Als oberschlesisches Abstimmungsgebiet im Sinne 

dieses Artikels gelten lediglich diejenigen Amts­
gerichtsbezirke, die ihrem ganzen Umfange nach zum 
Abstimmungsgebiet gehört haben.

Artikel 5.
Schlußbestimmungen.

8 1.
(1) Gerichtliche Akten sind derjenigen Justizbe­

hörde zu überlassen, welche die betreffende Angelegen­
heit nach den obigen Überleitungsbestimmungen fort- 
zuführen hat.

(2) Zurückgelegte Akten bleiben bei der Justiz­
behörde, bei der sie sich zur Zeit des Inkrafttretens 
dieses Vertrages befinden, oder, falls diese Behörde 
fortgefallen ist, bei derjenigen deutschen oder polni­
schen Behörde, zu deren Bezirk der Amtssitz dieser 
Justizbehörde gehört. Ergibt sich, daß eine An­
gelegenheit, über welche die Akten geführt sind, 
wieder aufzunehmen und nach den obigen Uber- 
leitungsbestimmungen von einer Behörde des anderen 
Staates fortzuführen ist, so sind sie dieser Behörde 
zu überlassen.

8 2.
(1) Soweit nach den Bestimmungen dieses Ver­

trages ein anhängiges Verfahren auf ein Gericht des 
anderen Staates übergeht, werden von diesem die noch 
ausstehenden Gesamtkosten des Verfahrens ein- 

paraFratu, nalezv ollliezaö, weckle przepisövv, ollo- 
wiazuftevell vv paustvvie vvezvvsnem (lia rövvno- 
rzecknvell ezvnnosei vv- posttzpovvaniu Trajoweni.

§4.
(1) DoTuinentv sporzackzoue, wz-stawioive lull 

uvvierzvteluione przez sack polozon)- na FÖruosIasTiin 
ollszarze plellisev'towvm, alllo przez jeckna z ua.j- 
wvzszvcll lull vvvzszvoll nieinieoTieli lull polsTiell 
vvlsckz aclluuckstraevjuvell oraz zaopalrzone vv pieeze«- 
lull steinpel sackn lull vvlackzv, nie potrzellujy ckls 
uzvwania iell vv FÖruöslasTiin ollszarze plellisev- 
towvm zackneFO uvvierzvielnlenla (leFalizaeji).

(2) DoTuinentv pockpisane przez seTretarza sacko- 
VV6A0 sacku FÖrnoslasTieFO ollszaru plellisevtovveFO 
alllo przez notarjusza inajaeeFo sieckzille urzeckovva 
na AÖrnoslasTiin ollszarze plellisevtovvviu oraz 
zaopatrzone vv pieezee urztzckovva, uvvaza sie za 
rövvnorzeckne z ckoTumentami sackovvewi, o ile pock- 
pis teu vvvstareza vveckls ustavv panstvva, cko TtöreFo 
nalezv sack vvzFltzckuie notarjusz.

(3) PrusTi i polsTi zsrzack vvviniaru sprawie- 
ckliwosei pockackzA sollie cko vviackoniosei vvlackze ack- 
ininistraevjne pockpacksjyee pock usttzp 1 jaTotez 
iell zraianv-

8 5.
4V spravvaeli, Ttore ze 8AÜÔVV ollszaru plellisev 

tovv-SAO vv toTu instaueji vvpl)-ntzl)-cko s^ckovv polo- 
zonveli poza FornoslasTim ollszarem plellisevtovvvin. 
inaja taTze zastosovvanie przepisv §§ 1 cko 4 ni- 
niejszsKo artvTulu.

8 6-
ckaTo FornoslasTi ollszar plellisevtowv vv rozu- 

mieniu niniejszeFO artvTulu uvvaza sie zeckz-nie 
oTrtzFi tv«ll sackövv povviatowvell, Ttore vv ealosei 
ualezalv cko ollszaru plellisevtovveAo.

5.
Postanovvienia Toneowe.

8 i-
(1) ATta sackovvv nalez)' przeTazaö tej vvlackzv 

sackovvej Ttöra vveckluA powvzszveti postanovvien 
o przejeeiu vvviniaru spravviecklivvosei in a ocknosna 
spravvtz vv ckalszvin eiaFn provvsckziö.

(2) AT ta ocklozone pozostaza u vvlackzv sackovvej, 
u Ttörej sitz znajckuja vv- ellvvili vvejseia vv- zveie 
niniejszsFO uTlacku, alllo vv razie Fckv ule^la 
zvvinitzeiu, u tej nisinieeTiej lull polsTiej vvlackzv, 
vv- Ttörej oTrtzAu lezv sieckzilla urztzckovva tsjze 
vvlackzv sackovvej. -lezeli sitz oTaze, ze pevvna spravv-tz, 
Ttörej aTta provvackzono, nalezv-^jvvzuo wie i ze 
vveckluK ^>owvz8zveIl postauovvieü o^przejtzeiu wv- 
iniaru sprawiecklivvosei ina jaT prowackziö ckalej 
vvlackza ckruFieFo panstvva, ustenezas aTta taTisj 
spravv)- vv-innv llv ovvej vvlackzv przeTazane.

8 2-
(1) O ils vveckluF postanovvien niuiejszeFoATlacku 

zawisle posttzpovvanie przejtzte lltzckzie przez sgck 
ckruFieFo psüstvv-a, ten ostatni seiaFnie vvszvstTie 
liiepollraue jeszoze Tosztv posttzpovv-auia: Tosztv- 

3«



292 —

gezogen; eine Erstattung der bis zum Übergang er­
wachsenen Kosten an den abgebenden Staat findet 
nicht statt.

(2) Ebenso werden Kosten der in diesem Ver­
trage vorgesehenen Rechtshilfe nicht erstattet.

8 3-
Als Zeitpunkt des Überganges der Rechtspflege im 

Sinne dieses Vertrages gilt für die an Polen über- 
gebenen Gerichte der Tag der Vollziehung des 
Protokolls über die Übergabe des Gerichtes, iin 
übrigen der Tag der Vollziehung des Protokolls 
über die Übergabe des zuerst an Polen übergebenen 
Gerichtes.

8 4.
Hat ein Beteiligter, welcher zur Wahrung einer 

Frist jenseits der neuen Grenzlinie eine Erklärung 
abzugeben hatte, diese Frist ohne sein Verschulden 
nicht eingehalten, so ist ihm auf Antrag die Wieder­
einsetzung in den vorigen Stand zu erteilen. Die 
Frist für den Antrag endet in diesem Falle frühestens 
mit dem Ablauf von einem Monat nach dem In­
krafttreten dieses Vertrages.

8 5.
Soweit die Zuständigkeit für eine nach diesem 

Vertrage auf eine deutsche Behörde überzuleitende 
Angelegenheit nicht in Preußen, sondern in einem 
anderen zum Deutschen Reiche gehörenden Lande be­
gründet ist, tritt die Justizverwaltung dieses Lan­
des an die Stelle der preußischen Justizverwaltung.

8 6.
Der preußischen Justizverwaltung, handelnd im 

Namen des Reichs, und der polnischen Justizverwal­
tung bleibt es Vorbehalten, weitere Überleitungs­
bestimmungen zur Ergänzung der Ausführung 
dieses Vertrages, insbesondere auch hinsichtlich der 
Hinterlegungssachen, zu vereinbaren.

8 7.
(i) Mit dem Abläufe des Tages, welcher auf die 

in 8 6 des Annexes zu Artikel 88 des Friedensver­
trages von Versailles vorgesehene Notifikation der 
Entscheidung über Oberschlefien durch die Inter­
alliierte Kommission an die Deutsche und an die Pol­
nische Regierung folgt, gelten bis zu dem Zeit­
punkte des Inkrafttretens dieses Abkommens alle 
von diesem Abkommen betroffenen bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten mit Ausnahme derjenigen, in 
Welchen die Abgabe nicht oder nur auf übereinstim­
menden Antrag beider Parteien zulässig wäre, als 
unterbrochen.

(2) Während der im Abs. 1 bezeichneten Frist 
gilt in den von diesem Abkommen betroffenen 
Strafverfahren der Lauf der sür die Einlegung von 
Rechtsmitteln gegebenen Fristen als gehemmt.

A r t i k e l 6.

(i) Dieser Vertrag soll ratifiziert und die Rati­
fikationsurkunden sollen sobald als möglich in War­
schau ausgetauscht werden.

wviükw do ellvvili prxejxeia uie llxda xvvraeaue 
paüstvvu, prxsllaxujaesmu spravvx.

(2) Todolluie uie llxda xvvraeaue kosxtv pomoe)- 
pravvusj prxevvidxiauej vv uiuisjsxvm ullladxie.

8 3.
^a ellvvilx prxejswa vvvmiaru spravviedlivvosei 

vv xuaexeuiu uuüsjsxsAo ullladu uvvaxa sie oduosuie 
do oddau)-ell Tolses sadüvv dxieü podpisauia pro- 
tollolu o prxsjxeiu sadu, poxatsm dxieü podpisauia 
protollolu o prxsjxeiu prxex Tolsllx sadu oddausK-o 
jallo pisrvvsxv.

8 4-
-lexsli stroua. lltüra esleiu xaellovvauia exasollresu 

miala . xloxvü osvviadexsuis poxa uovva liuja Ara- 
uiexna, exasollresu tSAD llsx vvlasusAO xavviuieuia 
uellvllila, ualsx^ jsj ua vvuiosell prx^xuaü prx^- 
vvroesnis do poprxeduieAO stanu. Oxasollres do 
podauia vvuiosllu uplvvva vv l via vv^padbu uaj- 
vvexesuiej vv missiae po vvejseiu vv x^eis uiuiejsxe^o 
ullladu.

§5.
O ils vv spravvaell, lltüre ua podstavvie, uiuisjsxsAO 

ullladu prxsjmA vvdadxs uiemieellie, llxdxie vvlaseivva 
xaiuiast pruslviej. vvladxa iuusKO do Taüstvva Nis- 
mieellisAO ualexaee^o llraju, uateuexas vv misjses 
prusllisA-o xarxadu vvvmiaru spravviedlivvosei vvstx- 
pujs xarxad vvvmiaru spravvisdlivvosei tsAOx llraju.

8 6-
l?ruslli xarxad vvvmiaru spravviedlivvosei dxiala- 

jae)- vv imieuiu Taüstvva Nismieelliego polslli xarxad 
vvvmiaru spravviedlivvosei. xastrxsAajK sollis moxuosü 
uloxsuia six vv- prxsdmioeie dalsxz-ell postauovvisü 
dotv-exae^el, prxejxeia vvvmiaru spravvisdlivvosei, 
majaez-ell ua eslu uxupàisuis vvvllouauia uiuisj- 
8X6AO ullladu, xvvlasxexa tallxe eo do spravv de- 
poxvtovv^-elu

8 7-
(1) X uplvvvem uastxpusAO duia, po uotvüllseji 

Rxadom uiemisellismu i polsllismu vv- mz-sl § 6 
ausllsu do art^-llulu88 Iralltatu^VersalsllisAO prxex 
lDomisjx ülixdx^sojusxuiexa roxstrxvAuixeia vv spra- 
vvis OürusAo 81aslla, uvvaxa six vvsxvstllm olljets 
uiuisjsxvm ullladsm s)-vvilus spravvx sporus ax do 
vvejseia vv x^eis uiuiejsxsKo ullladu, xa prxsrvvaus, 
x vvv-jatlliem tveli, gdxie prxsllaxauiejest vvvllluexous 
lull jsdvuis doxvvolous ua xAodu^ vvuiosell ollu 
strou.

(2) VV exasollresis oxuaexou^m vv ustxpis l 
vv-strxvmujs six vv postxpovvauiaell llaru^ell olljxt^ell 
uiuisjsxvm ullladsm llieA exasollrssävv- prxepisau^eli 
do xaloxsuia srodllävv pravvuz-ell.

Arà/D/? 6..

(1) Ulllad uiuisjsx^ ma llzm rat^üllovvau)- a 
dollumeut)- ratvüllae^jue jalluajr^elllsj vv^-misuioue 
vv ÜVarsxavvis.
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(s) Die Bestimmungen des Artikels 4 dieses Ab­
kommens können mit Monatsfrist gekündigt werden.

(3)' Der Vertrag tritt mit dem Ablauf eines Mo­
nats nach der in § 7 seines Artikels 5 erwähnten 
Notifikation in Kraft mit Ausnahme der Bestim­
mung dieses § 7, welche bereits mit dem Abläufe des 
auf die Notifikation folgenden Tages in Kraft tritt.

(4) Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten 
diesen Vertrag unterzeichnet und mit ihren Siegeln 
versehen.

Ausgefertigt in doppelter Urschrift.

Kattowitz, den 12. April 1922.

(gez.) Dr. Georg Crusen.

(gez.) Dr. Zygmunt Seyda.
(Siegel.)

(2) Po8tauovvieuia artvTulu 4 uiuies8zeFO uTladu 
inoM 1>v6 vv-vpowiedziaus z zacllovvauiciu scduo- 
iuie8i6ozuoFO cza8oTro8u.

(3) DTlad uiuisjszv wcliockzi vv -.vois z uplvwoiu 
joduoFo iniosiaoa po wv-mieniooej vv § 7 artvTulu 5 
uotvüTacsi. za vvvjatTicm postauovvisü teFoz § 7, 
Ttörs vvcllodza vv- zvoio llszzvvlooznis z uplvvveiu 
duia uastopuoFO po uotvüTaoji.

4M dovvod POWVZ8Z6FO Deluoinoouiov podpisali 
uiuisjszv uldad i zaopatrzvli Fo svvoiui pioczcciaiui.

MJ-Fotowauo vv dvvôâ SAzomplarzacli vv Uato- 
vvioaoll, duia 12. Tvviotuia I922r.

(Fez.) Dr. OeorF ( ruseu.

(Fsz.) Dr. XvFiuuut 8cvda.

38»
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Anlage zum Artikel 3 tz 3 Abs. 3 des deutsch- 
polnischen Abkommens, betreffend die Über­

leitung der Rechtspflege.

8 1.
Soweit die bei einem Grundbuchamt befindlichen 

Grundbücher sich auf Grundstücke beziehen, die im 
Bezirke des anderen Staates belegen sind, gelten die 
folgenden Bestimmungen:

8 2.
Beziehen sich alle Blätter eines Grundbuchbandes 

auf Grundstücke, die im Bezirke des anderen Staa­
tes belegen sind, so sind die Blätter nicht zu schließen, 
sondern zur Abgabe an den anderen Staat bereit zu 
halten. Darüber, wann die Abgabe zu erfolgen hat, 
wird durch Übereinkommen der beiderseitigen Justiz­
verwaltungen Bestimmung getroffen werden.

Mit dem Grundbuchband sind die ' Grundakten, 
sowie besonders verwahrte Urkunden (Geschäftsord­
nung für die Gerichtsschreibereien der Amtsaeriebte, 
§ 46), falls ein ganzer Grundbuchbezirk im Be­
zirke des anderen Staates belegen ist, auch die sich 
auf den Grundbuchbezirk beziehenden Katasterurkun­
den und Schriften und das Eigentümerverzeichnis 
(Geschäftsordnung §45 Abs. 6, §47) zur Abgabe 
bereit zu halten. Das gleiche gilt bei Grundstücken, 
die kein Grundbuchblatt haben, für die sich auf sie 
beziehenden Schriften.

Die Grundakten sind daraufhin durchzuschen, ob 
sie Eintragungsbcwilligungen, Verfügungen oder 
sonstige Urkunden enthalten, die sich auf Grundstücke 
beziehen, welche im Bezirke des eigenen Staates be­
legen sind. Bejahendenfalls sind beglaubigte Ab­
schriften zu den Grundakten dieser Grundstücke zu 
nehmen.

8 3.
Beziehen sich einzelne Blätter eines Bandes auf 

Grundstücke, die im Bezirke des anderen Staates 
belegen sind, so sind diese Blätter auszutrennen und 
zu einem mit einem einfachen Umschlag zu versehen­
den »Abgabeband« zu vereinigen, in welchem sie neue 
fortlaufende Nummern erhalten.

In den Abgabeband können auch Blätter verschie­
dener Grundbuchbezirke ausgenommen werden. So­
weit es die Zahl der Blätter erforderlich macht, sind 
mehrere Abgabebände mit durchlaufenden Blatt­
nummern zu bilden.

Ist zu befürchten, daß durch die Austrennung der 
Grundbuchband zu sehr leidet oder erscheint sonst 
die Austrennung unzweckmäßig, insbesondere, weil 
nur wenige Blätter auszutrennen sind oder weil die 
Eintragungen eines Blattes wegen Mangel an Raum 
an anderen Stellen desselben oder eines anderen 
Bandes fortgeführt sind, so können die Blätter, deren 
Austrennung in Frage kommt, auch geschlossen 
werden. Ihr Inhalt ist dann auf ein neues Blatt 
des Abgabebandes zu übertragen. 

clo § 3 ari^kutu 3 nikmieclio-pàkios umovvv vv 
prrockmiocio priejtzcia w^miaru sprawikäliwoäci 

na gornoälqskim obsrarro plebigcytowvm.

8 l-
O ils Tsitz^i vvieez)'sre znajclujsee sitz vv urztzdzie 

llipoteeznvm odnosz? sitz clo Aruutüvv polozon vel> 
vv ollrtzllis dru^ie^o puàslwo. nalezv stosovvae 
nasttzpujyee postanovvienia:

8 2.
.lezeli w8Z)'Stlcie lcartv Icsieu) wisczvstsj dot)-ezg 

nieruellornosei, polozonvell vv obrtzlüs dru^ikAO 
panstvva. als nalezv Tact zumvüuc. leez trzvinaè 
je vv- po^otovviu eelem przelcazania druA-ienru 
PUNS1WU. Terrain, vv Iclörv-in przsTuzunis inu 
nastypie, ustanovvi sitz vv- drodze porozurnienia 
iniedzv ollustronn)'ini zarzadanii vvviniaru spra- 
vviscllivvossi.

üazein z TsitzM vvieez^sta nalezv przvAotovvas 
przelcazanie alctôvv Aruntovv v ell. jalc rovvniez osobno 
;, rze el » o vv v vv anv<: l > dolruinentovv (ordvnaeja clla 
selrr<tarjatövv saclovvvell przv sadaeli povviatovvveli 
§ 46). a vv razis, --<Iv ealv ollszar olvjtztv TsisAtz 
vieezvsta, lezv vv- ollrtzllis dru^ieAo panstvva. tulcze 
przelcazanie odnoszaevcll sitz clo te-xo ollszaru dolcu- 
rnenlövv Tatastraln)'cll i pisin. jalc rövv niez spisu 
vvlaseieieli jorclvaaeja dla selcretarjatovv saclovvvell 
prz)- stzdaell povviatovv)-ell usttzp 6 § 45, § 47). To 
saino odnosi sitz clo vv-szellciel» pisin. dot)-ezAe)-6li 
nleruelioinosei nie rnajgeve!« lcartv Aruiitovvej.

Alcta Aruntovve winnv llvê ;>rzejrzans. eeleui 
stvv ierclzsnia, c zv nie zavvieraja jalciell zezvvolen 
na vvpis. zaizAllzen, lull innvetl cllvlciuneutovv, ocl- 
nosz^e)-oli 8itz do nieruelioinosei. p lozon)-elr vv- 
ollrtzliie vvlasnsAO paüstvva. IV tvin ostatniin vvv- 
padlcu iialezv sporza lziö uvvierzvtelnione oclpisv cüa 
aTtüvv Aiuetovvvell dotvezaevell tveli nieruellornosei.

8 3.
llszeli poszeze^ölns Tart)- tonru oclosz^ sie do 

nieruellomosi i polozonvell vv ol>rellie druAie^o 
pLl'istvva, natenezas vvinno sitz lcartv te wtzdzielle 
i zl^ezve vv jednA »lrsitzotz zclavveza", zaopatrzona 
vv zvvvlcla olcladlrtz, vv lctörej otrzvmaza one novvs 
llezkv porzadlcovve.

IV Tsitzdze zdavvezvj mozna zauiieseie lcartv ro- 
zrnait)-ell ollvvodovv llipoteezn)e!>. O ils liezlla lcai t 
te^o vv vins Au, vvinno sitz zalozvc vieeej lcsia^ 
zdavvezveli, z lliezyeeini nieprzervv »nie liezllarni Icart.

dezvli zaelvodzi ollavva, ze przez wvdzndcnie toin 
lcsitzAi Aruntovvej zllvt ueierpi, alllo jezeli vv)-- 
clzieleuie z iunvell przvczv il jest nievvslcazane, vv 
szezeAÖInosei dlatkAO, ze tv llco Icillca lcart nalezv 
vvvdzieliê, lull, ze vvpisovv clotvezaeveli tej sarnej 
lcartv z povvoclu llralcu miejsea dolcouano vv- innvetl 
uriejseaell töAO sarneAo lull inueoo tonru lcsitz^i, 
natenezas ruozna lcart)', lctöre ucial v ll)'6 vv)-clzielone, 
talcze zainlcnae. Trese iell vvinno sitz vvövvezas 
przeniese na novvs lcarttz icsie^i zdavvezej.
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Auf den Abgabeband finden die Bestimmungen 
des 8 2 entsprechende Anwendung.

Erscheint es zweckmäßiger, den ganzen Band ab­
zugeben, weil sich die überwiegende Mehrzahl der 
Blätter auf Grundstücke bezieht, die im Bezirke des 
anderen Staates belegen sind, so sind die Blätter, die 
sich auf Grundstücke beziehen, welche im Bezirke des 
eigenen Staates belegen sind, zu schließen. Ihr 
Inhalt ist dann auf ein neues Blatt eines beim 
Grundbuchamte verbleibenden Bandes zu übertragen. 
Die Abgabe mitgenommener Grundbuchbände kann 
bei Vorliegen obiger Voraussetzungen von der pol­
nischen Justizverwaltung verlangt werden.

8 4.
Wird ein Grundbuchblatt über mehrere Grund­

stücke geführt, von denen die einen im Bezirke des 
eigenen Staates, die anderen im Bezirke des anderen 
Staates belegen sind, so sind die letzteren von Amts 
wegen auf ein neues Blatt des Abgabebandes abzu- 
schreiben.

Befindet sich nur ein Teil eines Grundstücks im 
Bezirke des anderen Staates, so ist der Teil von 
Amts wegen auf ein neues Blatt des Abgabcbandes 
abzuschreiben. Die Abschreibung kann erfolgen, auch 
wenn nur bezüglich des im eigenen Staate belegcnen 
Grundstückstcils ein beglaubigter Auszug aus dem 
Steuerbuch und eine von dem Fortschreibungsbeam­
ten beglaubigte Karte vorliegt.

In den Fällen der Abs. 1 und 2 ist bei Übertragung 
der Eintragungen in der zweiten und dritten Abtei­
lung eine Gesamthaft sowohl auf dem alten, als auch 
auf dem neuen Blatte erkennbar zu machen. Die Ab­
schreibung ist sämtlichen aus dem Grundbuch ersicht­
lichen Personen, zu deren Gunsten eine Eintragung 
erfolgt war, bekanntzumachen. Auf die Bekannt­
machung kann verzichtet werden. Für das neue Blatt 
sind neue Grundakten anzulegen. Die bisherigen 
Grundakten haben bei dem Grundbuchamt zu ver­
bleiben. Die Bestimmungen des 8 2 Abs. 3 finden 
entsprechende Anwendung.

Erscheint es zweckmäßiger, das ganze Blatt abzu­
geben, weil die Eintragungen überwiegend Grund­
stücke oder Grundstücksteile betreffen, die im Bezirke 
des anderen Staates belegen sind, so sind die im Be­
zirke des eigenen Staates belegenen Grundstücke oder 
Grundstücksteile auf ein neues Blatt eines beim 
Grundbuchamt verbleibenden Bandes abzuschreiben. 
Die Bestimmungen des Abs. 2 Satz 2 sowie des Abs. 3 
finden entsprechende Anwendung.

(gez.) Dr. Georg Crusen. (gez.) Dr. Zygmunt Seyda.

Do ksia^ xdavv sxvsli ualexv- stosovvaèodpovvieduio 
prxepisv § 2.

-Isxeli wydauis <ale<>o toiuu ksixKi okaxe six 
llardxisj eslovvsni. ponievvax prxevvaxua sxxsè jsj 
Kart oduosi six do nisruslloinosei poloxouvsll 
vv obrxllie dru^isA-o paüslvva, uatsusxas vviuuo six 
xamkuaè Kart)- oduosxaee six do uisruslloiuossi 
vvlasnsp/o paüstvva. Hess isli vviuuo six uastxpuis 
prxsnisss i>a uovva Karts jedusAo x tomovv, poxosta- 
jas)-eli vv urxxdxis llipotssxu)uu. lexsli xasllodxH 
povvvxsxs vvaruuki, ualsusxas polski xarxad vv viniaru 
spravviedlivvosei moxe xaxadaè xvv rotu xabrauvsli 
ksia§ vviesxv stvsli.

8 4-
lexsli vv skiad Kart)- Aruutovvej vvsüodxi vvixeej 

uisruslloiuossi, x ktür)-sll jedus sa poloxon e vvs 
vvdasnsm, a inus vv dragiern paüstvvie, uatencxas 
vviuuo six te ostatuie x urxxdu odpisas ua uovva 
kartx ksix^i xdavvexsj.

lexsli tv lko exxsè uieruslioiuosei lexv vv ollrxllie 
druAikAO paüstvva, vviuuo six x urxxdu tx exxss 
odpisas ua novvA kartx ksix^i xdavvexsj. Odpis 
moLe nastspis takxs vvövvexas, ud)' tv-lko so do 
poloxousj vvs vvlasusiu paüstvvie sxxsei uisruslio- 
iuossi xusjduje six uvvierx)tsluiou)- vv)-si^^ x ksix^i 
podatkovvej i vvveiaA' uvv ierxvtsluiou)- prxex urxx- 
duika katastralus^o.

vvvpadkasli prxevvid/.ianv'sü vv ustxpaell 1 
i 2 ualex)- prx)- prxenosxeuiu vvjiisüvv vv drug/im 
i trxseim oddxiale uvvidoexuiè odjiovvisdxialuosè 
iasxua xarüvvuo vv uovvej jak i starej kareis. O 
odpisauiu ualex)- povviadomis vvsx)-8tkis osoll)- 
vvidosxue x ksix^i vviesxvstej. ua rxsex ktorvell 
vvpis nastxpil. Xavviadoinisuia tsAo inoxua six 
xrxee. Dia uovvej Kart)- vviuuo six x:dox)è novve 
akta Aruutovve. Tisrvvotns akta ^ruutovve poxo- 
staja vv urxxdxis Iiip<>tsexu)'m. Tostsiiovvieuia 
ustxpu 3 § 2 ualex)- stosovvaè odpovvieduio.

-lexsli okaxujs six llardxisj eelovvem prxskaxaè 
sal^ kartx, ^dxx vv-pis)- dotvsxK prsxevvaxuis ide- 
ruslioinossi lull sxxssi nisrueliomossi poloxouvell 
vv ollrxllie dru^ie^o paüstvva. uateusxas vviuuo six 
uieruslioiuosei lull sxxssi uieruslioiuosei poloxous 
vv-e vvdasnslu paüstvvie. odpi-aè ua uovva kartx 
ksixo-i vviesxvstej, poxoslajaeej vv- urxxilxii liipo- 
tsi'xu)in. Tostauovvieuia xdaui» 2 ustxpu 2, jak 
i ustxpu 3. stosuje six odpovv ieduio.

(§ex.) Dr. 6eor^ Oruseu. (gsx.) Dr. ^)-^iuuut 8e)-da.
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Schlußprotokoll.

Kattowitz, den 12. April 1922.

Bei Unterzeichnung des vorstehenden Abkommens 
betreffend die Überleitung der Rechtspflege im ober­
schlestschen Abstimmungsgebiet erklären die Be­
vollmächtigten im Namen ihrer Regierungen, daß 
zwischen der Deutschen Regierung und der Polnischen 
Regierung Einverständnis über das Folgende be­
steht:

1. Die ZZ 13 und 17 des Artikels 1 des Vertrages 
finden keine Anwendung Lei gerichtlichen Entschei­
dungen, die einen Anspruch auf Schadenersatz wegen 
einer unerlaubten Handlung zum Gegenstände 
haben, die im oberschlestschen Abstimmungsgebiet in 
der Zeit vom 1. Mai bis 31. Juli 1921 aus Anlaß 
des Nationalitätenkampfes begangen ist. Rechts­
streitigkeiten, einschließlich etwaiger Mahnsachen 
über Ansprüche der vorerwähnten Art, die unter die 
Bestimmung des 8 1 des Artikels 1 des Vertrages 
fallen, sind, in Abweichung von der Bestimmung 
in 8 3 Abs. 3 dieses Artikels, auf Antrag auch nur 
einer der Parteien, an das Gericht des anderen 
Staates, das zuständig wäre, wenn die Klage zur 
Zeit des Inkrafttretens des Vertrages erhoben wäre, 
auch dann abzugeben, wenn zur Zeit des Inkraft­
tretens des Vertrages auch das im 8 1 des genannten 
Artikels bezeichnete Gericht zuständig wäre; das 
Entsprechende gilt in den Fällen der 88 6 und 7 des 
genannten Artikels.

2. Im Falle des 8 17 des Artikels 1 des Vertrages 
wird ein deutscher auf Zahlung einer Geldsumme 
in deutscher Mark lautender Vollstreckungstitel im 
Gebiet des Polnischen Staates in gleicher Weise 
vollstreckt wie ein gleichartiger polnischer auf Zahlung 
einer Geldsumme in fremder Währung lautender 
Vollstreckungstitel; in der Vollstreckungsklausel ist 
zum Ausdruck zu bringen, daß der beizutreibende 
Betrag in deutscher Mark ausgedrückt ist. Das 
Entsprechende gilt für polnische auf Zahlung einer 
Geldsumme in polnischer Mark lautende Voll- 
strecküngstitel, die im Gebiete des Deutschen Reiches 
vollstreckt werden sollen.

3. Die Bestimmungen des 817 des Artikels 1 
des Vertrages und der Ziffer 1 dieses Schluß-Proto­
kolls finden entsprechende Anwendung auf diejenigen 
im Deutschen Reiche entstandenen Vollstreckungs­
titel, die nach dem 31. Dezember 1921 bis zum Über­
gänge der Rechtspflege rechtskräftig oder unanfechtbar 
geworden sind, mit der Maßgabe jedoch, daß diese 
Titel nur im Deutschen Reiche und in Polnisch-Ober­
schlesien vollstreckt werden.

pkotokot koneowy.

Ivatovviee, dnia 12. kvviotula 1922r.

Trxv podplsauiu povvz-xsxeZo ukladu vv prxed- 
inioeie prxejxeia vvvmiaru spravviedlivvosei na 
gpruoslaskim obsxarxc plLlnsevtovvvm osvviadexaja 
peluoiuoeuiev vv imieniu svv)-eb Rxaddvv, xe Rxadv 
Niemieeki i Tolski uxAoduilv svve xapatrvvvania 
eo do nastxpujaevell spravv:

I. Tostauovvieü 88 13 i 17 artvkulu 1 ukladu 
nie stosuje six do roxstrxvrtnlxe sadovvveü vv- spra- 
vvaeü o rosxexenia odsxkodovv auiovve xa uiedoxvv o- 
lone exvnuosei popelnione x povvodu w alk uarodo- 
vv)'eü na Aoruoslaskim obsxarxe plebisevtovvvm vv 
exasis od 1. maja do 31. lipoa 1921. 8praw-v sporne 
o vvvmienione. rosxexenia, laexuie ewentualuvoü 
spravv upomiuavvox^eli, do ktor^eü stosuja six 
postanovvienia § 1 artvkulu 1 ukladu, ualexv od- 
mieuuis od postanovvien ustxpu 3 8 3 te^ox artv- 
kulu na vv-niosek eüoeiaxbv t)Iko j ednej strouv 
prxekaxae sadovvi druAieAo paiistwa, ktör)' bvlbv 
vvlaseivvv, jexelitiv skar^a dv-la vv-niesiona vv ellvvili 
vvejseia vv xveie ukladu, a to navvet vv tvm vvv- 
padku, Advdv vv- ellvvili vvejseia vv x)-eis ukladu 
l))d takxe vvlaseivvv sad okreslonz- vv 8 1 vv-)-mie- 
nionsAO artvkulu: odpovviedni« postanovvienia 
stosovvaè ualexv vv vvvpadkaeli prxevvidxian)-eli 
vv 88 6 i 7 vvspomniansAo artvkulu.

2. ÜVe vv)-padkaeli 8 17 artvkulu 1 ukladu dxda 
na odsxarxe Taüstvva TolskieZo niemieekie t)-tulv 
vv)'konavvex6, opievvajaes ua xaplatx sum)-pienixxnej 
vv markaelr uismieekieli vv rdvvnej mierxs vvv- 
konvvvane jak rovvuorxxdne polskis tvtulv vvvko- 
navvexe opievvajaes na xaplatx sum)- pisuixxuej vv- 
obeej walueis; vv ldauxuli vvvkonalnosei ualexv 
xaxuaexve, xe kvvota majaea live seia^uixta jest 
vvvrsxona vv markaeli niemieekieli. Odpovvieduie 
postanovvienia stosuje six do polskieü tvtuldvv vv)-- 
kouavvex)-eli, majaexeli l>vd vv-)-kon)vv-anvmi na 
obsxarxs Taüstvva Niemieekie^o a opievvajae)-eli 
na xaplatx sum)- pisuixxuej vv markaeli polskieln

3. Toslanovvieuia 8 17 artvkulu 1 ukladu orax 
liexb)- 1 niuisjsxsAo protokolu Koüeovv-SAO maja 
odpovviednie xastosovvauie do t) eli tvtuldvv- vvv- 
konaluveli povvstalveli vv Taüstvvis Niemieekiem, 
ktôre stalv six pravvomoeuvmi albo nisxaskarxal- 
uvmi po duiu 31. Arudnia 1921 r. ax do dnia prxej- 
seia vvvmiaru spravviedlivvosei, x tem atoli o§rani- 
exsuism, ix t)-tul)- te vv-)konujs six vv)laexnie vv 
Taust wie Niemieokiem i vv polskiej exxsei OürnsAO 
8laska.
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4. Mit der im § 9 Abs. 2 des Artikels 3 des Ver­
trages vorgesehenen Änderung der Staatsaufsicht 
über ein Fideikommiß ist auch der Übergang der Be­
fugnis verbunden, hinsichtlich derartiger Fidei- 
kommisse materielle Rechtsänderungen vorzu­
nehmen, vorbehaltlich des Rechtes der vertragschlie­
ßenden Regierungen, vor oder bei Abschluß eines 
Abkommens über die Änderung der Staatsaufsicht 
wegen der Auseinandersetzung der Vermögen be­
sondere Bestimmungen zu treffen oder zu verein­
baren.

Ausgefertigt in doppelter Urschrift.

(gez.) Dr. Georg Crusen. (gez.) Dr. Zygmunt Seyda. 
Siegel.

4. Ls ziuiaua uadzoru paüstvvovvsAO uad tidsi- 
Towiseiu przevvidziunu vv ustepis 2 § 9 artvTulu 3 
uTladu, polaozous gest talczs przsjsois upruvvnienia 
clo przsprovvadzsnia inatsrjalu) eli ziniau pravvuz-sll 
odnosnis do lldsiToinisovv te^o rodzaju, z zastrzs- 
zsuieiu pravva dla Uzadövv zavvisrasyoz-olr uinovvtz, 
ullv przed zu wäre i ein lull przv zavvisrauiu uinovv)- 
o zinianie uadzoru paüstvvovvsAo vvvdalv osollus 
przspisv- so do podzialu luajatTovv- alllo uAodzil)- 
sitz so do tslcovvvell.

Wv'Aotovvauo vv dvvosll e^zeinpluizaoll.

(^sz.) Dr. (teorg ( ruseu. (Asz.) Dr. LvAinunt 8k)-da.
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8.

Postscheckabkommen.

Abkommen
zwischen Deutschland und Polen über den 

Postscheckverkehr.
Deutschland

einerseits
Polen

anderseits
haben znm Zwecke der Sichcrstellung des Postscheck­
verkehrs zwischen Polnisch-Oberschlesien und dem 
Deutschen Reiche zn ihren Bevollmächtigten ernannt:

Deutschland: Herrn Eugen Schiffer, Reichs­
minister a. D.,

Polen: Herrn Casimir Olszowski, bevoll­
mächtigten Minister.

Die Bevollmächtigten haben sich, nachdem sie ein­
ander ihre Vollmachten mitaeteilt und diese in guter 
und gehöriger Form befunden haben, über folgende 
Bestimmungen geeinigt:

Artikel 1.

Grundlagen des Verkehrs.

8 i-
Im Verkehre zwischen dem Deutschen Reiche und 

dem an Polen gefallenen Teile Oberschlesiens sind zu­
gelassen:

a) Einzahlungen mit Zahlkarte aus dem an Polen 
gefallenen Teile Oberschlesiens auf Postscheckkonten 
im Deutschen Reiche,

ll) Auszahlungen durch Zahlungsanweisungen in dem 
an Polen gefallenen Teile Oberschlesiens aus Post­
scheckkonten im Deutschen Reiche.

Die Aufträge können auch telegraphisch erledigt 
werden.

Auf das Postscheckverfahren werden die Vorschriften 
des Postscheckgesetzes und der Postscheckordnung für das 
Deutsche Reich angewandt.

8 2.
Die deutsche Reichspostverwaltuug ist befugt, den 

Höchstbetrag für Zahlungsanweisungen zu begrenzen, 
der an einem Tage oder in einem bestimmten Zeitraum 
in Auftrag gegeben werden kann, und ebenso kann die 
polnische Postverwaltung den Höchstbetrag für Zähl­
karten begrenzen.

8 3.
Die Vordrucke zu Zahlkarten werden von der 

polnischen Postverwaltung nach den amtlichen Vor­
drucken des innerdeutschen Verkehrs hergestellt. Auf 
Ersuchen der polnischen Postverwaltung wird die deutsche 
Postverwaltung die Lieferung der Vordrucke vermitteln.

MIaä pàkq., a ^iemoami 
w pr^kämioeie poeàwsgo obrotu 

eàowkgo.
Polàa z gsàsj stronv, Mémo)- z àrnAioj strouv 

vv oelu zapovvnionia ppoztovvoAO ollrotu ozoTovvoAo 
pomchclz)- Ooruvio 8la8Tioin polsTim. a Ikzoszg 
MoiniooTa, zamianovval)-na 8W)-oli pelnomooniTôvv:

LoDTa — pana Ivazimiorza 
ölinistra Polnomoono^o,

Moins)- — pana Luxons usza l). Ni-
uÎ8tra Ikz68Z)-.

Lolnomooniov oi, po vvvnnanîo 8vvvoli polnomoo- 
niotvv, nznan)-à za 8porzAàzono vv àollreg i 
nalozvtos kormio, zavvarll Llclaà nasttzpugtzo)-:

Art)-Tul l.
La8àà)- ollrotu.

8 i-
IV ollrooio initzàz)- lldzosza dv isinioolca a tlôruvm 

ZchsTiom poDTim àopU8zoza 8Îo:

a) vvplal)- zapomooa Tari platniozvoli z Lôrne^o 
81asTa polsTio^o na poozkovvo Tonta ozoTovve 
vv Ikzo8z.)- MoiniooTioj,

b) vvvzilarv z pooztovvvoli Tont ozoTovvvoli vv 
ltzoszv XioinioeTioj, cloTonano na 6ôrn)in 
âlasTu polsTim za poinooa przoTazôvv platni- 
oz)-oll.

Llooonla moAL ll)-ô nsTntoozniano rôvvnisz telo- 
^raüoznio.

4V po8ttzpovvanin pooztovvo-ozoTovv)-in mag A 
zastosovvanio przepis)- Pooztovveg Dstavvv ozoTovvoj 
i Pooztovvoj Oràvnaoji ozoTovvog àla Kzo8z)- nio- 
mieoTioj.

8 2-
Aàminmtraosa poozt Ilzosz)- ma pravvo o^ranioz)-ô 

àla przoTazôvv platnioz^oli Tvvottz inaTsvmalna, 
TtôrA vvolno przsTazaô vv joàn)-in ànln lull vv 
povvnvm oTrosio ozasu. IV taTi sam 8po«ôll aà- 
mini8traoja poozt polsTioll mozo oAraniozvô Tvvottz 
inaTsg-malna àla Tart p!atnioz)-oll.

8 3-
Aàministraoja poozt polsTioll sporzaàzi kormu- 

larzo Tart platniozvoli vvoàluA urzoàovv)-oll kormu- 
larzv, uz)-vvan)-oll vv vvovvnoi rzn vin ruolln nio- 
iniooTiin. 14a zvozsnio aàininÎ8traop poozt pol8Tioll 
aàministraosa poozt nioiniooTioll posroàniozvô llg- 
àzio vv ào8tarozaniu kormularz)-.
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8 4.
Die Bewohner des an Polen gefallene» Teiles Ober­

schlesiens können bei einem deutschen Postscheckamt ein 
Konto unterhalten. Die Sendungen der deutsche» 
Postscheckämter »»d Postanstalten an die Postschecktüude» 
in dem an Pole» gefallene» Teile Oberschlesicus, die 
Sendungen dieser Ämter und Anstalten mit den Post­
anstalten in dem an Polen gefallenen Teile Obcrschlesiens 
sowie die Briefe der Postscheckkuuden in dein an Polen 
gefallenen Teile Oberschlesieiis an die deutschen Post­
scheckämter werden in Postscheckangelegenheiten gebühren­
frei befördert. Für die Versendung der Briefe der 
Postscheckkuuden an die dentsche» Postscheckämter sind 
besondere Briefumschläge (§ 10 Ziffer 2 des Postscheck- 
gesetzes für das Deutsche Reich) zu benutzen. Werden 
ändere Briefumschläge benutzt, so uuterliegeu die 
Scudungeu der gewöhnlichen Briefgebühr.

Artikel 2.

Gebllhren.
Für Einzahlungen mit Zahlkarte auf Koutcu bei den 

Postscheckämtern im Deutschen Reiche und für ''Aus­
zahlungen, die bei den Postanstalten in dem an Polen ab­
getretenen Teile Oberschlestens durch Zahlungsanweisung 
zu erledige» sind, werde» die Gebühren »ach § 5 des 
Postscheckgesetzes für das Deutsche Reich erhoben.

Es vergütet
a) die polnische Postverwaltung an die deut- 

sche Neichspostverwaltung für jede Einzah­
lung eine Gebühr von 80 Pfennig,

d) die deutsche Reichspostverwaltung an die 
polnische Postverwaltung für jede Auszah­
lung eine Gebühr vou 75 Pfennig.

Sollten sich aus dieser Gebührentcilung Uubilligkeiteu 
ergebe», so bleibt eine andere Regelung jederzeit Vor­
behalten.

Die Telegraphen- und sonstigen Ncbengebühren ver­
bleiben der Verwaltung, die sie vereinnahmt hat.

Artikel 3.

Abrechnung.
Über die Schuld nud Forderung aus dem Zahlkarten- 

und Zahlungsanwcisungsverkehr wird monatlich abge­
rechnet. Auf die Abrechnungsschuld aus diesem Verkehre 
sind im Laufe des Monats mindestens fünf Abschlags­
zahlungen für Zeiträume von je 6 Tagen zu leisten. 
Die Frist, nach deren Ablauf die Schuld zu verzinsen 
ist, sowie die Höhe des Zinsfußes werden von den 
beiden Verwaltungen vereinbart. Der Zinsfuß darf 
jährlich 5 vom Hundert nicht übersteigen.

Die Gläubigervcrwaltung kann jederzeit die Be­
zahlung der ihr zustehendcn Beträge verlangen. In 
einem solchen Falle setzt sie unter Berücksichtigung der 
Entfernungen den Zeitpunkt fest, bis zu dem die 
Zahluug erfolgen muß. Zahlt die Schuldnerverwaltung 
nicht innerhalb der gesetzten Frist, so wird der für die 
Verzinsung der Schuld vorgesehene Zinsfuß um jähr­
lich 2 vom Hundert erhöht, gerechnet vom dritten 
Tage an, der auf den Ablauf der gesetzten Frist folgt.

8 4.
Mrssxkaus)- Odrue^o 8laska poiskis^'o moM 

u!rxvm)-vvas Konto vv- posxtovvv-slr nrx.sdasb exeko- 
w)-olr lüomwokicli. Trxoszckki nisurieskislr posxto- 
vv)-elr urxxcidvv sxskovvvsb. tuclxisx xakiackdvv 
posxtovv)-sb exekovv)-sil, prxsxuaexous dla posxto- 
wv«b klijêutôvv- cxàow^â ira Oôrnvur 81asku 
polskim, prxesvlki tvsbxs urxxcidvv- i x.aklacldvv cio 
z.aklaltdw pcmrlowvk ua Odruvm 8Iasku polskim. 
jakotsx lis!)- posxtovv)-elr klijcmtow exskovv)-sli ua 
Odruvm 81asku polskim cio uiemisskisir poexto- 
w)'oli urxxcidvv sxskovv)-sluvv spravvasir ciot^ox^o^oli 
sxskôvv posxtovvveii. uskutssxuia six irsxplatuie. 
Do wv8)üki iistovv posxtovv)-sii klijsutdw exeko- 
w voli cio uismieskisir posxtovvveli urxxcldvv sxeko- 
vv)-sir ux)-vva six osobu)-etr kopert (H iO, i. 2 Tosxto- 
wej Ostawv sxskovvsj «lia Idxesxv Nismisskisjj. 
ckexeli ux.)-ta dxclxis iuua kopsrta, uateuexas prxe- 
svika pociie^a xw)-kioj opiasie xa list)-.

r4rt)-ku! 2.
Opiats.

2a wplatv xa pomoea kart piatuiex)-s1r ua kouta 
w posxtovv)-sli urxxclaslr oxskowz-oir Idxssx)- Nis- 
misskisj, jakotex xa vv)-p!at)- xalatvviaus xa pomosK 
prxskaxôvv piatuiox^oir w urxxciasli posxtovvvslc 
OôrusAO 8iAska polskisAo, pobrera six oplat)- vvscÜuA 
8 5-^0 Doextovvej Ostaw)- exskovvsj ckla lixssx)- 
Niemisskisj.

2 pobrauz-à opiat uisxexa:
cr) aclmiuistrasja posxt polskisli acimiuistrasii 

posxt uiemisokiob xa kaxci^ vv piatx — uaisSuoss 
VV)-UOSXL«a 80 ksuÎAÔvv,

ö) acimiuistrasjà posxt uismieskislr acimiuistrasji 
posxt pol.sk iâ xa kaxcia vv)-p!atx — uaisxuoss 
vvvuosxasa 75 ksuÎAdvv.

(tclvlr)- tou pocixial oplat okaxai six uieslu8xu)-m, 
xastrxs^a six vv kaxckej à will mue ureKuiovvauie 
teAOX.

Opiats tclsAraüoxus orax jakiekoivviek ualexuossi 
ubosxue prxvpadaja acimiuistrasji, ktôrajs poirrais.

^rt)-kut 3.

1do xli s x e u i e.
lîoxiisxsuiv ciluKow i ualexuossi x obrotu kart 

r prxskaxôvv platuisx)-s1r nastxpujo so mieschs. Na 
p usxet ciiu^u, vvv ukajassAo x roxlwxsnia te^o obrotu 
ualexv àokouas vv- eia^u miesixsa prx)-uajmuiej 
5-siu spiat xa kaxckv sxeseioclniovv-)- okrss exasu. 
Obis acimiuistrasje umôvvitz torruiu, po upl)-vvie 
ktôre^o ckluA pocklsKa oproseutovvauiu, jakotex 
vv)-sokoss stop)- prossutovvsj. 8topa proosutovvs 
uie moxs prxekrasxas pixsiu ocl sta rosxuie.

r^ciurinistraeja, 1rs cl a sa vvisrx^oielsru, moxs kaxcie- 
Ao sxasu xaxxcias xaplal)- kvvot jej ualsxu)-sb. 
W takim vv-)-pa<Iku ustala oua, x uvvxAlxckuieuiem ocl- 
isAiossi, tsrmin, clo Ktôre»o uaiex)- ciokouas xaplat)-. 
-lexsli sckministraeja, lrxclasa ckiuxuikiem, uie xapiasi 
vv ustalouvm sxasie, uateuexas stopa proseutovva, 
prxevv-iclxiaua clla oproseutovvauia ckiu^u, pocivv)-xsxa 
six rosxuie o clvva ock sta, a to lisxxs ock àuia 
trxssisM, ktdr)- uastxpujv po up!)-vvis vv)-xuasxo- 
usAo termiuu.

39



— 300 —

Artikel 4.

Gewährleistung.
Ist dem Postscheckkunden nach den allgemeinen Vor­

schriften des bürgerlichen Rechtes und nach den gesetz­
lichen Vorschriften über den Postscheckverkchr Schadens­
ersatz zu leisten, so liegt die Verpflichtung zur Zahlung 
des Ersatzbetrags an den Postscheckkunden der Ver- 
waltung ob, die das Konto führt. Dieser Verwaltung 
steht, wenn der Ersatzbetrag 10 Mark übersteigt, der 
Rückgriff gegen die andere Verwaltung nach folgenden 
Bestimmungen zu:

a) Ist der Schaden im Bereich einer einzigen Ver­
waltung verursacht, so hastet diese ausschließlich.

ll) Ist der Schaden im Bereiche der beiden Verwal­
tungen verursacht, so haftet jede Verwaltung für 
den in ihrem Bereiche verursachten Schaden. Ist 
eine solche Unterscheidung nach den Umständen des 
Falles nicht möglich, so ist der Schaden von beiden 
Verwaltungen zu gleichen Teilen zu ersetzen.

Für die auf Zahlkarten eingezahlten Beträge regelt 
sich die Ersatzpflicht und das Ersatzverfahren wie für 
Postanweisungen.

Vor der Zahlung des Ersatzbetrags ist die Verwal­
tung, gegen die der Rückgriff geltend gemacht werden 
soll, zu hören.

Artikel 5.

Vermittlungsp ostschecka mt.
Den Postscheckverkehr mit dem an Polen abgetretenen 

Teile Oberschlesiens vermittelt das Postscheckamt in 
Breslau.

Artikel 6.

Währung.
Das Abkommen hat das Bestehen der deutschen 

Währung in dem an Polen abgetretenen Teile Ober­
schlesiens zur Voraussetzung.

Artikel 7.

Zeitweilige Einstellung des Dienstes.
Jede der beiden Verwaltungen kann den Postschcck- 

verkhr ganz oder teilweise einstellcn, wenn außerge­
wöhnliche Umstände diese Maßnahme rechtfertigen. 
Sie hat die beteiligte Verwaltung unverzüglich, nötigen­
falls telegraphisch, zu benachrichtigen.

Artikel 8.

Dauer des Abkommens.
Dieses Abkommen gilt nur für die Dauer der Zeit, 

während der die deutsche Mark die einzige geseAiche 
Münzeinheit im polnischen Abstimmungsgebiet Ober­
schlesiens ist. Jede Verwaltung kann jedoch das Ab­
kommen jederzeit mit einer Kündigungsfrist von drei 
Monaten kündigen.

Sollten sich nach der einen oder anderen Richtung 
Unbilligkeiten ergeben, so behalten sich die Verwaltungen 
vor, deswegen erneut in Verbindung zu treten.

^.rtz-Tnl 4.

Odpovvisdzialnoss.
«lezeli vv m)Zl o^olovstl przepisövv pravva S)-vvi>- 

nêAo i vvecUuA postanovvien Ustavv o posztovv)-m 
ollrosie szsTovv)-m nalsz)- pooztovv)-m Tlijentom 
szeTovv)-m plaças odszTodovvanis, natenezas ollovvia- 
zeT ndszTodovvania toll spacla na tß administrasjtz, 
Ttöra provvadzi Konto. 0 ils Tvvota odszTodovvania 
przsTrasza 10 mT., administrasja ta ma pravvo 
rsArssu clo dru^isj administrasji vvsclls naste- 
pnjas)-o1r przepisövv:

a) jszsli szToda zostala spovvoclovvana vv ollrslliu 
jednej tvlTo adminisirasji, to oclpovviacla ona 
vv)'laeznis,

ll) gszsli szlcocla zostala spovvoclovvana vv ollrtzllie 
ollu administrasji, natenezas odpovviada Tazda 
administrai a za szTodtz spovvoclovvana vv jsj 
ollrtzllie. .lezeli talris rozröznienis vv dan)-m 
vvvziadTu nie g sst mozlivve, ollis administras) s 
poTr)j a szTodtz vv rövvn)-sll sztzssiasln

Ollovvitz.zeT odszTodovvaniaiaTotsz posttzpovvanie 
odszTodovvavvszs za Tvvot)-, vvplasons za pomosa 
Kart platnisz^-sll, normujs sitz vvsdls odnosn)-sll 
przepisövv, obovviazn)as)-6ll clla przsTazövv po- 
sztovv)-sli.

Przed vv)-plata od8zlcodovvania nalsz)- vv^slnollas 
administrasji, przssivv Ttörej ma ll)-s zAloszon)- 
rsArss.

^.rtz-Tnl 5.
Posztovvz- Urz^d szsTovv)- posrednisz^s)-.

W pooztovv)-m ollrosis szsTovv^in z (4örn)-m 
Ll^sTism polsTim posrsdnisz)- posztovv)- urzad 
szeTovv)- vvs ÖVroslavvin.

^rt)-Tnl 6.
aluta.

UTlad ten optera sitz na zalozsnin, zs na Oörn)-m 
8lasTu polsTim ntrzvmana zostanis vvslnta nismiesTa.

^.rt)-Tnl 7.
Przsgsstovvs zavvisszsnie rnslln.

Kszda z administrasji mozs zavviesis posztovv)- 
ollröt szsTovv)-, salTovvisis alllo eztzseiovvo, jszeli 
nadzvvvszagns oTolieznossi uspravviedlivv-iagA taTie 
zarzadzsnis. ö.dministrasja ta vvinna zavviaclomis 
o kein administrais zaintsrssovvanA llezzvvlosznis, 
vv razis potrzellv tsIsAratteznis.

^rt)-Tnl 8.
Lzas trvvania uTladu.

UTlad ten ollovviyzujs na szas, vv sia^u Ttöre^o 
marTa nismiesTa lltzdzis gedz-ns pravvna gsdnostTß 
vvalntovva na Lörv-in 8lysTu polsTim. Uazds z 
administrasji mozs jsdnaTzs vvz-povviedziss UTlad 
ten TazdsAO ezasu za trzvunesitzsznem vv)-mövvisnism.

6d)-ll)- z UTladu teAO vvvniTnel)- nieTorzvstns 
nasttzpstvva dla jednej lnll dru^isj 8tron)-, ollis 
administrais zastrzsAag^ sollis moznoss navviaza- 
nis ponovvnvsll roTovvaiî.
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Artikel 9.

Ausführungsbestimmungen.
Diesem Abkommen sind als Anlage Ausführungs­

bestimmungen beigefügt. Die Ausführungsbestimmungen 
können von den beiden Regierungen im gegenseitigen 
Einverständnisse jederzeit abgcändert werden.

Artikel 10.

Inkrafttreten.
Dieses Abkommen soll ratifiziert werden und die 

Ratifikationsurkunden sollen zusammen mit den Urkunden 
über das dentsch-polnische Abkommen über Obcrschlcsien 
vom 15. Mai 1922 ausgetanscht werden. Es tritt gleich­
zeitig mit diesem Abkommen in Kraft.

Zur Urkund dessen haben die Bevollmächtigten dieses 
Abkommen unterzeichnet und mit ihren Siegeln versehen.

Ausgefertigt in doppelter Urschrift in Genf am 
15. Mai 1922.

Eugen Schiffer Casimir Olszowski

^rt)-lrul 9.
Postanovvienia ^V^Tonavveze.

Do ukladu niniegszeM dolaezone sa gako zalaez- 
niki Postanovvienia ÖVvTonavveze. Postanovvienia 
'W)-Tonavveze moM zinienione przez oba Uzadg- 
IcazdeAO ezasn, za vvspölnem porozumieniem.

^.rtz-Tnl 10.

UTlad uiniejsz)- vvinien kga- latz-llkowanz- i do- 
kumenttz ratvüTaevgne vvinn>- b)-e vvz-mienione 
rövvnoezesnie z doknmentami ratg-llTaeg-gneini, 
dotvezaeeini konvveneji polsko-niemieoldeg vv spra- 
vvie LornöAO 81tzslca z d. 15. mag a 1922 r.

UKIad niniejsz)' stage sitz pravvomoenz-m rövvno- 
ezesnie ze vvspomnian^ Uonvvenegg.

dovvöd ezeAO Peinomoeniev podpisali ni- 
niejszg- UTisd i zaopatrzvli Ao svvemi pieeztzeiami.

ÖVvMtovvano vv dvvn kAzemptarzaell vv Oenevvie, 
dnia pitztnaste^o mag'a, tg-siae dziewitzsset dvvn- 
dzieste^o druAMAO rolln.

0s8imir Olsro^vski kugen Zekittör
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Anlage

Ausführungsbeftimmungen
zum Abkommen für den Postscheckverkehr 
zwischen dem Deutschen Reiche und dem an 

Polen gefallenen Teile Oberschlefiens.

8 i.

Betriebsdienst.
1. Die Postanstaltcn in dem an Polen gefallenen 

Teile Oberschlesiens sind verpflichtet, die an ein deutsches 
Postscheckamt gerichteten Anträge auf Eröffnung eines 
Postscheckkontos entgegenzunehmen, nach den für den 
inneren Verkehr erlassenen Vorschriften zu behandeln 
und dem zuständigen Postscheckamt zn senden.

2. Die Postanstalten in dein an Polen gefallenen 
Teile Oberschlesiens haben Bestellungen auf die vou der 
deulscheu Neichspostverwaltung herausgegebenen Ver­
zeichnisse der Postscheckkunden entgegenzunehmen, an das 
Postscheckamt in Breslau weiterzugeben und den Betrag 
auf das Postscheckkonto Nr. I dieses Amts zu überweisen.

8 2.

Zahlkarten.
l. Bei den Zählkarten ist besonders darauf zu achten, 

daß der Betrag und die Nummer des Kontos auf dem 
Hauptteil und dem Abschnitt übereinstimmen sowie, 
daß der Postscheckkuude nach Namen und Wohnort 
bezeichnet ist. Undeutliche Zahlen hat der Annahme- 
beamte auf der Zahlkarte mit blauer Tinte oder Tinten­
stift zu wiederholen. Zahlkarten bis 50 Mark, auf 
deren Hauptteil die Betragsangabe eingedruckt, diese 
aber nachträglich durch einen deutlichen Neuaufdruck 
auf einen höheren Betrag geändert worden ist, sind 
nicht zu beanstanden. Ist der für die Eintragung des 
Betrags bestimmte Raum der Zahlkarte nicht ganz 
ausgefüllt, so muß ihn der Annahmebeamte durch einen 
starken liegenden Strich schließen, auch wenn der Ab­
sender den nicht ausgefüllten Raum schon durchgesirichen 
hat. Ebenso sind die Lücken zwischen den einzelnen 
Wörtern durch starke liegende Striche auszufüllen, 
wenn bei der Wiederholung des Betrags in Buchstaben 
die Markwährung nicht zusammenhängend geschrieben ist.

2. Die Postanstalten in dem an Polen gefallenen 
Teile Oberschlesiens senden die eingelieferten Zählkarten 
sür Kontcn bei den Postscheckämtern im Deutschen Reiche 
dem Postamt in Kattowitz, das die Freimarken auf 
der Vorderseite der Zahlkarten durchstauzt.

3. Das Postamt in Kattowitz stellt zunächst die nach 
dem Postscheckamt in Breslau uud anschließend daran 
die nach den übrigen Postscheckämtern gerichteten Zähl­
karten mit der Rechenmaschine auf einem Rcchcnstrcifen 
zusammen und rundet die Schlußsumme auf volle 
tausend Mark nach unten ab.

?O8t3nov/i6nia

8 i- 
8iuxba rusbu.

I. IIrxxd)- posxtovvs ua Odruvm 8lasku polskiiu 
xobovviaxaus sx prz.vjmowas vvuioski o oNvarsi« 
posxtovvs^o koutp. sxekovvsAO, skisrovvans do 
jakisAokotvviek urxxdu posxtovve^o sxekovv-6x;o uie- 
misskisAo, xalatvviasj « vvsdluA prxspisovv w)-dau)-sb 
dla rusbu vvsvvuxtrxusAO i prxss)dae do vvdassivvsAo 
posxtovvsAO urxxdu sxekovvsAO.

II. Orxxdx posxtovvs ua 6bru)-iu 8la8ku polskiiu 
vviuu)- prx)-jmovvas xamövvieuia ua spis)- posxto- 
vv-)-sb klwutow sxskovv)-sb, vv-)-daus prxex .üd- 
miuistraeje posxt Kxssx)- nisiuisskisj, kierovvas 
xaindvvisuia ts do poextovvsAO Urxxdu sxskovvsAO 
vvs Wrooiavviu i ^uzoleaxvwao oduosus kvvotv ua 
posxtovvs Konto sxskovvs No. I te^o Urxxdu.

8 2-
Ivart)- platuisxs.

I. Oduosuw do Kart platuisx^sli ualsxv xvvrasas 
sxsxssoluA uwLM ua to, ab-/ kvvota i uuiusr 
Koma uuussxsxous ua sxxssi Alôvvuej i ua odsiuku 
xoadxat)- six xs soba, orax ab)- podaus bvio 
uaxvv i-ko i misjsss xaiuiesxkauia posxtowsAO klieuta 
< xskovveAO. Ilrxxduik, prx)-jmujas)- kartx platuisxA, 
ua ktörej xuajduja six uww)-raxu« s)'trv, wiuisu 
s)t°r)- ts povvtärx)« uisbisskim atraiusuteiu lub 
sbsmisxu)-m olowkism. Nalsx)- uis kvvestjonovvas 
Kart platuisx)-sb ua sumx do 50-u ruarek, ua 
ktor)-sli kvvota, vvvdrukovvaua ua ^ldwuss sxxssi 
Kart)-, xostala uastxpuis xa poruosA uovvsAO vv)-rax- 
usAo druku xiuieuioua ua kvvotx vv)-xsxa. .lexsli 
inisjsss ua karsis platuisxej, zuxsxuasxous do 
vvpisauia kwot)', uis .fest salkowisis vv)-peluioue, 
urxxiluik, prx)-juiujas)- kartx, vviuieu je vv)-psiuis 
xa poiuosa Frubsj, poxioiusj kreski, sliosiaxb)- 
W)'8)-lajas)- jux przekrssbl uiswvpsluious miejsss. 
Pak saino ualex)- wvpslnis wolus luiejsse uüxdx)- 
posxsxsAolueiui vv)-raxami xa poiuosA ^rub)-s!i 
poxioin)-sb krssek, jsxsli prx)- povvtorxeuiu kvvot)- 
litsraini vv)-pisauo walutx inarkowa x odstxpaini.

2. Prxxdv posxtovvs ua Odru)-iu 8lasku polskiiu 
prxes)-iajA Kart)- platuisxs, uadaus ua kouta posx- 
tovv)-sb urxxdovv sxekovv)-6b Itxesxv uieiuisskisj, 
Prxxdowi posxtovvsiuu vv Katowisasli, ktorv prxsbija 
xuasxki posxtovvs ua prxeduisj strouie Kart)- plat- 
uiexej.

3. PrxAd posxtovv-)- vv Ivatovvisasle xsstavvia xa 
poiuosa iuasx)-u)- do rasbovvsuia ua j e du )- m pasku 
rasliuukovv)-m uajpisrvv Kart)- platuisxs, prxexua- 
sxous dla posxtovvs^o urxxdu sxskovvsAO vvs IV ro- 
elavviu, i bsxposrsduio xa tsm Kart)- platuisxs, prxs- 
xuasxous dla iuu)-sb posxtovv-)-sb urxxdovv sxsko-
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Beim Monatswechsel werde» für den alten nnd für 
den neuen Monat besondere Rechenstreifen gefertigt.

4. Das Postamt in Kattowitz sendet dem Postscheck­
amt in Breslan den Rechenstreifen mit den Zahlkarten 
für dieses Amt. Den übrigen Postscheckämtern übcr- 
weist es die Zahlkarten unmittelbar in den hellgrünen 
Zahlkartenumschlägcn.

5. Unanbringliche Zahlkartenbeträge verfallen dem 
polnischen Staat.

8 3.
Zahlungsanweisungen.

I. Die Zahlungsanweisungen werden von zwei Be­
amten des Postscheckamts unterschrieben, mit dem Hoch- 
druckstempcl bedruckt und offen abgesandt. Bei telegra­
phischen Zahlungsanweisungen erhält die Bcstimmungs- 
poftanstalt eine in der gleichen Weise zu behandelnde 
Einzahlungsmeldnng.

2. Ausgezahlte Zahlungsanweisungen werden durch- 
locht oder durch Abschneiden einer Ecke als ausgezahlt 
kenntlich gemacht.

3. Unbestellbare Zahlungsanweisungen werden mit 
einem Vermerk über den Grund der Unbestellbarkcit 
versehen und an das Postscheckamt, das sie ausgefertigt 
hat, unter Umschlag gesandt.

4. Die Zahlungsanweisungen werden in dem an 
Polen abgetretenen Gebiet Oberscklesiens gebührenfrei 
nach- oder an das Anfgabepostscheckamt zurückgesandt.

8 4.
Rechnungsverfahren.

Zwischen den beiden Verwaltungen wird abgerechnet 

a) über die Beträge der gutgeschriebenen Zähl­
karten (§ 2),

ll) über die Beträge der ausgezahlten Zahlungs­
anweisungen 3).

ö,. Zählkarten.

Bei den Postanstalten in dem an Polen gefallenen 
Gebiet Oberschlesiens werden die Annahmelistcn für 
Zahlkarten am 8., 15., 23. und ani Letzten des Monats 
abends abgeschlossen. Am Kopfe jedes Heftes ist die 
Zahl der telegraphischen Zahlkarten, die der Annahme­
liste beigefügt werden, zu vermerken. Die Annahme- 
liste wird am Abend des Tages, der auf den Tag der 
Abschließung folgt, an die Rechnungsstcllc des Post­
scheckamts in Breslan gesandt. Fällt der sür die Ab- 
sendung bestimmte Tag auf einen Sonn- oder Feier­
tag, so braucht die Liste erst am folgenden Werktag 
abgesandt zu werden.

Sind im Laufe eines Monats überhaupt keine Zähl­
karten eingezahlt worden, so ist dem Postscheckamt in 
Breslau eine Leeranzeige zu senden. 

w)-sb. zLoki-aPajac suintz koncovvy (lo peln)-cll 
D'sitzcv marek vv dol. L npl)vvem kazdsAO 
iniesiaca, sporzadza sitz oddzielue paski racllunkovve 
zu nllieA)- i zu »asttzpnv miesiac.

4. Ilrzad pocztovvv vv- Ivatovvicacll przesvia 
pocztovveinn nrzedovvi czekovveinn wo ^Vroclavvin 
pasek- raclinnkovv)- vvraz z kartaini platniczemi. 
przeznaczonemi dla te^o urztzdn lnovm nrzedom 
czckovvviu przes)la tanze nrzad Kart)- piatnicze 
kezposrednio vv jasno zielon)-cli kopertaoii, prze- 
znaczonvcll dla. Kart platniezz-oll.

5. Uvvot)' Kart piatnicz)-cll, ktor)-cli nie inozna 
dortzcz)-c lull zvvröcic. >>rzvpadajy na rzecz Panstvva 
Polskie^o.

8 3.
Przekaz)- piatnicze.

1. Przekazv piatnicze podpisujy dvvaj n- 
rztzdnicv pocztovveAO urztzdn czekovvsAO. P^innv 
one llvc zaojiatrzone stemplern vvvpukivm i vvvsiane 
vv stanis otvvai tvin. Prz.)- teleAraüezu^oll przekazacll 
pialnisz)eln urzail pocztowv iniejsca przeznaczenia 
otrzz-muge doniesienie o vvpiacie, ktöre nalezv 
zaiatvviac vv ten sain sposoll.

2. Dla nvvidocznienia, ze przekaz zostal vv)-p!a- 
con)-, przedzinravvia sitz AO, lull odeina sie ge§o 
rÖA.

3. Xa przekazacll piatnicz.)-cll, ktorvcl> nie 
inozna llvlo dortzezvch sporzadza sitz dopisek 
o prz)-< zv-nie niedortzozenia i vvvs)'ia sitz przekaz)- 
te vv kopercie do poeztowe^o, urztzdu czekovveAo, 
ktor)- je vv)'8lavvil.

4. Lvvrot przekazävv piatnicz)-cll vvvsvlagaeeinu 
pocztovvemu nrztzdovvi czekovveinn, jak rövvniez 
przesz-lanie t)-ci>ze vv slad za adresatein, odllvvva 
sitz na lzörn)-in 8Iasku polskim llezpiatnie.

Lostkpowanis priy rorlieraniu.
Ollie .4dministraojs rozliczaja sitz:

a) oo do kvvot Kart piatnicz)-cll, zapisan)cll na 
dollro (§ 2),

ll) co do kvvot vv)-plgcon)-cll przekazovv piat- 
nicz)-cll (§ 3).

Kart)- Piatnicze.
Urztzd)- pocztovve na 6örn)-m 8l^skn polskiin 

zain vlcaja list)- przvgtzö Kart piatnicz)-ell dnia 
ösmeAO, pitztnaste^o, dvvudziestkAO trzecie^o i 
ostatnie^o kazde^o micsiaca vvieczoreni. 4V na- 
Klövvku kazdeAO zasz^tu nalez)- podaö ilose leie- 
^raüczn)'cll Kart platnicz)-cln dolAczon)cli do list)'. 
kisttz j>rzvjcc odsvla sitz vvieozorein dnia, Ictorv 
nasttzpuje po dniu zainknitzcia, do oddzialu ollra- 
cllunkovveAo pocztovve^o Urztzdn czekowe^o vve 
ÖVroeiavviu. ckezeli dzien vvvsvdki przz-pada na 
niedzieltz, lull svvitzto, lista inozs llz-e odeslana 
nasttzpneAO dnia povvszednie^o.

-lezeli vv ciagn iniesiaca nie vvplacono zadnsj 
kvvot)- na Kart)- piatnicze, nalez)- przeslac zavvia- 
dondenie pocztovveinu Ilrztzdovvi czekovveinn vve 

roclavviu.
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ö. Zahlungsanweisungen.

1. Die Postanstalten in dem an Polen gefallenen 
Gebiet Oberschlestens senden die ausgezahltcn Zahlungs­
anweisungen an das Postamt in Kattowitz. Dieses 
überweist die Zahlungsanweisungen an die Rechnungs­
stelle des Postscheckamts in Breslau mit Tagesliste, an 
deren Fuß die Stückzahl angegeben wird.

2. Beim Monatswechsel — und zwar bis zum 8. 
einschließlich des neuen Monats — werden für die im 
Monat vorher und für die im neuen Monat ausge­
fertigten ausgezahlten Zahlungsanweisungen besondere 
Tageslisten aufgestellt. Später noch vorkommende 
Zahlungsanweisungen aus dem alten Monat sind in 
die Tagesliste für den neuen Monat aufzunehmen. Die 
am 8. gefertigte Tageslistc für den alten Monat ist mit 
dem Vermerk »Schluß für den Monat ..............« zu
versehen und an die Rechnungsstelle des Postscheckamts 
in Breslau zu senden. Liegen am 8. aus dem alten 
Monat keine Zahlungsanweisungen mehr vor, so wird 
eine Leerliste mit dem Vermerk »Schluß für den Monat 
............. « abgesandt.

Abschlagszahlungen.
1. Abschlagszahlungen sind für die Zeiträume vom 

1. bis 4., 1. bis 8., 1. bis 17., 1. bis 23. und 1. bis 
Monatsletzten, ferner vom 1. des Rechnungsmonats bis 
4. des neuen Monats sowie vom 1. des Rechnungs­
monats bis 8. des neuen Monats zu leisten. Zu dem 
Zweck ermittelt das Postamt in Kattowitz am 5., 9., 
18. und 24. des laufenden sowie am 1., 5. und 9. 
des neuen Monats aus den Schlußsummen der abge- 
gangcnen Rechenstreifen für Zahlkarten sowie aus der 
Tagesliste über Zahlungsanweisungen seine Schuld 
und Forderung gegenüber der deutschen Reichspostver­
waltung. Fällt einer dieser Tage (Stichtage) auf einen 
Sonn- oder Feiertag, so ist die Feststellung an dem 
darauffolgenden Werktag vorzunehmen. Eine Abschrift 
der Zusammenstellung sendet das Postamt in Kattowitz 
an das Postscheckamt in Breslau.

2. Qbersteigt die Forderung einer Verwaltung 
50 000 Mark, so sind an diese Abschlagszahlungen in 
Höhe ihrer Forderung zu leisten.

3. Am 5. und 9. des Monats faßt das Postamt 
in Kattowitz die Angaben für den alten und den neuen 
Monat so zusammen, daß aus ihnen die Gesamt- 
forderung und Gesamtschuld jeder Verwaltung ermittelt 
wird und danach die Abschlagszahlungen geleistet werden.

4. Spätestens am 2. Werktag nach dem Stichtag 
hat die zu einer Abschlagszahlung verpflichtete Ver­
waltung den Betrag an die andere Verwaltung zu 
zahlen, und zwar

a) an die deutsche Neichspostverwaltung auf 
das Reichsbankkonto der General-Postkaffe in 
Berlin,

d) an die polnische Postverwaltung auf ein 
von ihr noch zu bezeichnendes Konto.

L. Trxskax)- Tlatumxe.
1. Prxxd)- posxtovvs na (lörnvm 8lAsku polskiiu 

prxe8)daja vv)-plasorm prxskaxv platuisxs clo llrxxdu 
posxtovvsAO vv Hatovvioasb. llrxad teu kisrujs 
prxskaxv platuisxs clo oddxià odraslrunkovvsAO 
posxtovvsAO llrxxdu sxekovvöAO vvs ZVroslawiu 
vvrax x listA dxisuua, vv ktorsj ua kcmsu poclaua 
jest ilose prxskaxôvv.

2. 2 uplvwem kaxdsAO missiAsa, a to do dnia 
osmsA-o nastxpnsAO unesiasa wlaexnm-nalsx)- spo- 
rxadxis listv dxisuus dla prxskaxôvv platnisx)-sli, 
w)-plrmon)-slr i w)s!awiouvslc vv ubmAlym i vv 
uastspuvnr missiasu, dla kaxdsAO mmschsa xosolms, 
^Ppl)-vvajass poxnisjsxs prxekaxv platuisxs x ulüsAle- 
AO missiasa nalex)- vvsiAAnas do list)- dxieuusj 
uastspusAO mmsiasa. lüstx dxisuua. sporxadxoua 
duia osmsAo, xa missias ubisAl)-, ualexv xaopatrxss 
dopiskism »xamknixsis xa missitzs............. « i 
odeslas do oddxialu obraslrunkovveAo posxtovvsAO 
Urxxdu OxskovvsAo vvs ôVroslawiu. .lexsli dnia 
Ô8IU6AO uisma prxskaxôvv platuioxz-slr x ubisZIkAO 
mmsitzsa, ualex)- vvz-slaê nisvvz-pàiouA listx x 
dopiskism »xamkllixsie xa missias............. «.

8plat)-.
1. 8plat)- nalex)- uskutesxnias xa okres)- sxasu: 

od dnia 1-Zo do 4-AO, od 1-Zo do 8-Zo, od 1-§o 
do 17-Ao, od 1-AO do 23-§o i od 1-AO do ostat- 
nis^o duia missiAsa. uastxpuis od 1-§o duia 
missiasa rasliunkoweAO do 4-AO duia nastxpnsAo 
mmsiasa, vv kousu od 1-Zo dnia miesiAsa raslrun-

 do 8-AO dnia nastxpnsAO miesiasa. ÔV t)-m 
sslu llrxad posxtovv)- vv Ivatowisasb ustala 
swôj orax nalsxnoss swojA vvobss ^.dministrasji 
posxt Txssx^ vv diriasb 5-AO, 9-§o, 18-^o i 24-AO 
miesiasa biexxssAO i vv dniasb 1-§o, 5-M i 9-AO 
nastxpnsAO missiAsa na podstavvis sum konsovv)-slr 
ods8lau)'sb paskovv rasbunkovvzmlr dla Kart plat- 
nisx)-slr, orax na podstavvis list)- dxiennsj dla 
prxskaxôvv platniox^sb. lexsli jeden x t)-sb dni 
umövvion)-s1r prx)-pada na nisdxislx 1ub svvixto, 
natenoxas stwmrdxsnm to bxdxis dokonans 
vv nastxpnvm dniu povvsxednim. Odpis xestawieuia 
prxss)-1a llrxad posxtovv)- vv Hatovvisaslr posxto- 
vvsmu llrxxdovvi sxskovvsmu vvs VLrocdavviu.

 
kovvs.no

2. lexsli nalsxnoss jsdnsj ü^dministraej i prxe- 
krasxa kvvotx 50.000 marsk, to splata nastApi vv 
vv)-8okossi nalsxnossi.

3. ÔV dniaslr 5-§o i 9-§o kaxdsAO misschsa llrxad 
posxtovv)- vv Katovvisaslr xs8tavvia dans xa udie^lv 
i nastxpn)- missias vv taki sposob, al>)- na mir 
podstavvis ustalono salkowita nalsxnoss orax sal- 
kovvit)- dluA kaxdsj x obu ^.clministraeji, i abv 
wedle tsAO uskutssxniano splat)-.

4. àjpôxnisj dru^isAO dnia povvsxednisAo po 
dniu ustalon)-m, zldministrasja, xobovviaxana do 
splat)-, vvinna prxsslas oàosnA kvvotx druAmj 
Administras) i, a mianovvisis:

a) dla ^.dministrasji posxt lixesx)- nmmicmkisj 
na Konto Osnerslnej lvasv TosxtOwsj vv Lanku 
Rxssx)- vv Lsrlium,

b) dla Pdininistrasji Tosxt polskisb na Konto, 
ktors bxdxis prxsx nix. vv prx)-sxlo8si wskaxans.

kovvs.no
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Endgültige Abrechnung.
1. Auf Gründ der von den Postämtern in dem an 

Polen gefallenen Teile Oberschlesicns eingegangenen 
Annahmelistcn für Zählkarten und der Monatssumme 
der vom Postamt -in Kattowitz eingegangeuen Tages­
listen über ausgezahlte Zahlungsanweisungen ermittelt 
das Postscheckamt in Breslan die Schuld und Forderung 
der beiden Verwaltungen, stellt hierüber eine Abrechnung 
auf und sendet diese dem Postamt in Kattowitz sowie eine 
Abschrift dem Postscheckbüro des Neichspvstniinistcriums. 
Die für den Nechnungsmonat schon geleisteten Abschlags­
zahlungen sind in der Abrechnung zu berücksichtigen.

2. Die Schlußzahlungen sind binnen zwei Tagen 
nach Empfang der Abrechnung zu leisten.

3. Über die Gebühren wird besonders abgerechnet.

Schiffer Olszowski

Rozrasllunek ostateszn)-.
1. I4a podstawie list przvjtzs dla Kart piatnisz)-sll, 

nadesian^sie przez urzed)- poeztowe na Oorn)-m 
8laskn polskim, oraz na podstawie sumz-miesiecznej 
list dzienn)-ell dla wvplasonvsll przekazow platni- 
szvcll, nad6sian)-sii przez Urzad pocztowv w Kato- 
wisasll, pocztow)- Urz^d Uzekow/ w ^Vrosiawiu 
ustala dluA oraz naleznoss obu Administrasji, 
zsstawia na tej podstawie ollrasllunek i przesvla 
"o Urztzdowi posztowemn w Ivatowisasll, a odpis 
do PoeztoweAo Biura Ozekowe^o idinisterjum Poszt 
Itzvszv. 8piatv, usknteeznione g uz na poezet 
miesiaea rasllunkoweM, winnv bvs uwz-rlednione 
w ollrasliunku.

2. Ostateszna splata winna llvs dokonana w 
eiaKu dwu dni po otrzvmaniu ollrasllunku.

3. Oplat)- lltzda przedmiotem osollne^o rozlisze- 
nia.

Olszowski 8ebiffkr



Im gleichen Verlage erscheint demnächst:

Führer durch das deutsch-polnische 
Wirtschaftsabkommen 

vom 15. Mail 922
Eine kurzgefaßte und volkstümliche Darstellung 

der wichtigsten Bestimmungen 
des Genfer Abkommens

Herausgegeben vom
Deutsch-oberschlestschen Volksbund für Polnisch-Schlesten 

zur Wahrung der Minderheitsrechte E. V.

Umfang etwa 6 bis 7 Druckbogen 
Preis etwa 12 bis 15 Mark

Das Genfer Abkommen wird für die nächsten 15 Jahre das wirt­
schaftliche Gesetzbuch für Polnisch-Schlesten bilden. Jeder Berufs­
stand, der Großindustrielle, der Kleingewerbetreibende und Hand­
werker, der Kaufmann, der Landwirt und Beamte, jede Handels­
und Industriegesellschaft, jeder Nechtsanwalt und Notar — sie alle 
werden sich mit dem Inhalte des umfangreichen und schwierigen 
Werkes bekannt machen müssen. Eine volkstümliche Einführung 
in den Geist und Gedankenkreis des Abkommens will die neueste 
Veröffentlichung des Deutsch - oberschlesischen Volksbundes 
fürPolnisch-Schlesienzur Wahrung der Minderheitsrechte 
bieten, dessen Aufgabe es vor allem ist, der deutschen Bevölkerung 
im Abtretungsgebiete als Rechtsberater zur Seite zu stehen.

Das Büchlein ist in durchaus verständlicher Sprache gehalten, 
setzt keinerlei Nechtskenntnisse voraus und wendet sich besonders an 
den einfachen Mann aus dem Volke. Aber auch demjenigen, der in 
der Lage ist, den Wortlaut des Abkommens zu studieren, wird dieser 
kurzgefaßte Leitfaden zur ersten Übersicht willkommen sein.

Kattowitzer Buchdruckers und Verlags-A.-G. 
vorm. G. Siwinna, Kattowitz.



Merfchlefien
mik 6is 6oSOni<ommi2S!Oo>

ciso ^otSL^SicluGg 6so LOtSQ^ÄskSO^OnssOSkO^ VOM

M. 10. 19^1 voo^subig fsstgsiSZ^O
OSms^skiONsIisiis

Äs/zoszd/'

O 
^4à7L5à^

6ss Ver-Isß C.m d. k. ôsoUn.VV.ZS.Poksàmecà 110.

z^'àrcâv^

^siotlSEàtLi'ui^^ :

àE ôü^àv7?L?. oT^r^t»

. , o Fàê>
^r^ààr O^L?c SLrà'rr

âS.

O^ocàcâ/Lr A(âMâü!z^^ à°/-â Oà-à

'^^Ês^âàà ' 
âès7rL-78Â2

Pbotolltboßpspbisiösdmec Utbo^spblSLkss iciLtckw.gedin^V.3b









Raport dostępności





		Nazwa pliku: 

		009877.pdf









		Autor raportu: 

		



		Organizacja: 

		







[Wprowadź informacje osobiste oraz dotyczące organizacji w oknie dialogowym Preferencje > Tożsamość.]



Podsumowanie



Sprawdzanie napotkało na problemy, które mogą uniemożliwić pełne wyświetlanie dokumentu.
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